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Vorwort. 


Fiskalische  und  Kartell-Massnahmen,  mittels  deren  heutzutag-e 
so  vielfach  in  die  Wirtschaftsentwickelung  eingegriffen  wird,  wirken 
weit  über  das  einzelne  Land  hinaus.  Die  Richtung*  und  Reg"elungf 
dieser  Einflüsse  wird  von  Weltinteresse,  je  stärker  infolge  der 
expansiven  Leistung-sfahig-keit  vieler  modern-technisch  entwickelter 
Industrien  die  weltwirtschaftlichen  Zusammenhäng*e  werden. 

Zuerst  und  bis  jetzt  einzig  für  den  Zucker  sind  entsprechend 
den  international  und  interkolonial  gemeinsamen  Interessen,  welche 
durch  diese  moderne  Entwickelung"  hervorg-erufen  sind,  g-ewisse 
Anordnungen  in  internationaler  Ausdehnung-  und  Gemeinsamkeit 
g"eschaffen  worden.  Diese  Anordnung-en  sind  bei  der  Grösse  und 
Wichtigkeit  der  Welt-Zuckerindustrie  an  sich  ausserordentlich  be- 
deutsam. Sie  sind  aber  überdies  von  vorbildlichem  Interesse,  wenn 
auch  eine  einfache  Übertrag-ung-  auf  andere  Welt-Produktionsartikel 
bei  der  Unterschiedlichkeit  der  Verhältnisse  und  der  Entwickelung" 
der  verschiedenen  Weltindustrien  ausgeschlossen  ist 

Das  nachfolgende  Buch  beschäftigt  sich,  wie  der  Titel  anzeigt, 
mit  der  intemationalrechtlichen  und  kolonialrechtlichen  Seite  der 
fiskalischen  und  Kartell-Probleme,  welche  die  weltwirtschaftliche 
Entwickelung-  der  Zuckerindustrie  in  den  Vordergrund  g"ebracht 
hat.     Speziell  tut  es  dies  in  den  vier  ersten  Kapiteln. 

Aber  die  einschlagenden  Verhältnisse  und  Fragen  der  Welt- 
Zuckerindustrie  verflechten  sich  mit  allg-emeineren  Rechtsproblemen, 
auf  welche  die  Untersuchung-  in  den  folgenden  Kapiteln  übergeleitet 
wird. 

Die  Frage  des  Rangverhältnisses  zwischen  den  fiskalischen 
Beziehungen  der  Zucker -Verbandstaaten  einerseits  und  der  meist- 
begünstigten Nicht -Verbandstaaten  andererseits  führt  in  den 
Kapiteln  5  und  6  zu  der  allgemeinen  Unterscheidung  fiskalischer 
Gemeinschaftsbeziehungen  einerseits  und  fiskalischer  individuell- 
reciproker  Beziehungen  andererseits  und  zu  der  Untersuchung  des 
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Vorrangfsverhältnisses  zwischen  ersteren  und  letzteren  sowie  zwischen 
Gemeinschaftsverhältnissen  verschiedener  Art. 

Es  ist  nicht  bloss  der  Zuckerindustrie  charakteristisch,  dass  die 
moderne  weltwirtschaftliche  Entwickelungf  den  doppelten  Interessen- 
gfegensatz  einerseits  zwischen  den  in  ihrem  internationalen  Kon- 
kurrenzkampf staatlich  unterstützten  oder  nicht  unterstützten 
nationalen  Industrien  unter  sich  und  andererseits  zwischen  den 
Konsumenten  und  den  mittels  staatlicher  Abschluss-  und  eig-ener 
Kartell-Massnahmen  die  Produktion  reg-ulierenden  und  monopoli- 
sierenden Produzenten  hervortreibt  und  steigert. 

Infolg-e  der  zunehmenden  Bedeutung-  dieses  doppelten  Interessen- 
geg"ensatzes  wird  die  internationalrechtlich  gemeinsame 
Regelung  der  fiskalischen  und  Kartell-Massnahmen  vielfach  zum 
einzigen  Ausweg,  welcher  die  angemessene  Wahrung  der  all- 
gemeinen und  der  verscliiedenen  besonderen  Interessen  ermöglicht. 
Diese  Zusammenhänge  sucht  das  siebente  Kapitel  aufzuweisen. 

Indem  aber  unter  dem  Einflüsse  dieser  Zusammenhänge  die 
internationalrechtlichen  und  die  interkolouialrechtlichen  Regu- 
lierungen auf  innere  Verhältnisse  der  Bevölkerungen  und  der  Staaten 
erstreckt  werden  und  erstreckt  werden  müssen,  ändert  sich  —  und 
das  bildet  den  Gegenstand  des  achten  Kapitels  —  das  Verhältnis 
des  Staates  zum  internationalen  Rechte  und  ergibt  sich  die  Not- 
wendigkeit einer  Revision  der  unzulänglich  gew^ordenen  bisherigen 
Völkerrechtstheorie. 

Silvester  1903, 

Wilhelm  Kaufmann. 
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Kapitel  I. 


Die  allmähliche  Ausbreitung  der  Zuckerproduiction  und  des  Zuckericonsums 

in  der  Welt.   Zusammenhang  mit  der  kolonialrechtlichen  und  der  kolonial- 

und  weltwirtschaftlichen  Entwickelung. 


§  1.  GeschicMliche  Entwickelung  und  räumliclie  Ausbreitung 
der  Zuckerproduktion. 

Weltbedeutung"  hat  der  Zucker  aus  dem  Zuckerrohr  (Rohr- 
zucker) und  der  aus  der  Zuckerrübe  (Rübenzucker)  erlangt.^) 

Nur  dem  örtlichen  Bedarf  in  einzelnen  Ländern  dienen  in  be- 
schränktem Masse  Zuckerarten,  wie  Ahornzucker,  Palmzucker, 
Sorgfhumzucker  u.  s.  w. 

Die  Heimat  des  Zuckerrohrs  ist  Ostindien.  Schon  mehrere 
Jahrhunderte  vor  Beg-inn  der  christlichen  Zeitrechnung*  wurde  das- 
selbe dort  als  Kulturpflanze  zur  Gewinnung  des  süssen  Saftes  g"e- 
pflegt.  Etwa  im  6.  Jahrhundert  nach  Christus,  nachdem  inzwischen 
der  Anbau  des  Zuckerrohrs  nach  China  und  in  das  Flussgebiet  des 
Euphrat  und  Tigris  vorgedrungen  war,  lernte  man  aus  dem  Saft 
den  festen  Zucker  herstellen. 

Von  Persien  und  Mesopotamien  verbreiteten  sich  die  Zuckerrohr- 
kultur und  die  Zuckergewinnung  durch  die  Araber  in  Syrien, 
Ägypten  und  dem  übrigen  Nordafrika,  auf  den  Inseln  des  Mittel- 
meeres  Cypern,    Rhodos,  Kreta  und  Sizilien,  sowie  nach  Spanien. 

Infolge  der  Kreuzzüge  wurde  der  Rohrzucker  als  sehr  kostbares 
Genussmittel  im  übrigen  Europa  bekannt. 

Nach  Entdeckung  der  neuen  Welt  fand  die  Kultur  des  Zucker- 
rohrs durch  die  Spanier  von  den  Kanarischen  Inseln  und  Madeira 
aus  auf  St  Domingo  und  Kuba,  in  Mexiko,  Peru  u.  s.  w.,  durch  die 
Portugiesen,  welche  dieselbe  auf  den  westafrikanischen  Inseln  ge- 
pflegt hatten,  in  Brasilien  und  überhaupt  durch  die  europäischen 
Nationen  in  deren  überseeischen  Kolonialgebieten  Eingang,  während 


^)  Schippel  und  die  dort  S.  379  fg.  gegebenen  Quellennachweise. 
Kaufmann,  Welt-Zuckerindustrie. 
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die  alten  Produktionsstätten  der  Mittelmeerländer  unter  der  Türken- 
herrschaft  zurückg-ingen. 

Im  Laufe  des  i6.  Jahrhunderts  entstanden  in  Europa,  und  so 
auch  in  Deutschland,  Raffinerien  zur  Verarbeitung-  des  Rohzuckers. 

Seit  dem  1 7.  Jahrhundert  stieg  in  den  europäischen  Ländern 
mit  der  Verbreitung  des  K^affee-,  Tee-  und  Kakao-Konsums  auch 
der  Begehr  nach  Zucker  immer  mehr. 

Dementsprechend  nahm  der  Anbau  des  Zuckerrohrs  stark  zu. 
Namentlich  auch  in  einer  Anzahl  Kolonien  Frankreichs,  Gross- 
britanniens und  der  Niederlande. 

Gegenwärtig  bilden  fast  alle  Länder  der  heissen  und  wärmeren 
Zonen,  etwa  zwischen  dem  30.  Grad  südlicher  und  dem  35.  Grad 
nördlicher  Breite,  wo  die  klimatischen  und  Boden -Verhältnisse  den 
Anbau  begünstigen,  mehr  oder  minder  wichtige  Gebiete  der  Rohr- 
zuckerkultur. 

In  China,  bis  vor  kurzem  in  Ostindien,  welches  wohl  das  am 
meisten  Rohrzucker  produzierende  Land  der  Welt  ist,  seine  Zucker- 
produktion aber  im  wesentlichen  im  Inlande  konsumiert,  und  auf  den 
Philippinen  kam  man  über  die  ursprünglichste  Form  der  Her- 
stellung kaum  hinaus.  In  anderen  Gegenden,  so  auf  Kuba  und 
Java,  machte  auch  die  Technik  der  Gewinnung  des  Rohrzuckers 
Fortschritte. 

Die  Gewinnung  von  Zucker  aus  Zuckerrüben  ist  ein  Ergebnis 
der  Neuzeit.  1747  wies  der  deutsche  Chemiker  Marggraf  in  der 
Runkelrübe  einen  Gehalt  an  Zucker  gleich  dem  bekannten  Rohr- 
zucker nach.  F.  A.  Achard,  der  Nachfolger  Marggrafs  in  der 
Berliner  Akademie  der  Wissenschaften,  setzte  diese  Untersuchungen 
fort  und  begann  durch  Versuche  mit  dem  Anbau  der  Rübe  und  mit 
der  Anlage  einer  Zuckerfabrik  in  Niederschlesien  dieselben  praktisch 
zu  verwerten.  Es  wurden  in  den  Zeiten  der  napoleonischen  Kriege 
und  der  damaligen  Preissteigerung  des  Kolonialzuckers  auch  noch  an 
einigen  anderen  Orten  in  Deutschland  Versuche  mit  der  Anlegung 
von  Rübenzuckerfabriken  gemacht.  Aber  mit  dem  Ende  der 
Kontinentalsperre  und  dem  Einströmen  des  Kolonialzuckers  gingen 
dieselben  ein.^)  Die  Schriften,  Ausführungen  und  Versuche 
Achards  hatten  jedoch  inzwischen  auch  in  anderen  Ländern  Eu- 
ropas die  Aufmerksamkeit  auf  sich  gezogen.^) 

Vor  allem  hatte  Napoleon^)  durch  ein  Dekret  vom  25.  März  181 1 

1)  Schippel  S.  48. 

2)  Schippel  S.  41, 
^)  Girault  p.  520. 
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angeordnet,  in  Frankreich  32000  Hektar  der  Kultur  der  Zucker- 
rüben zu  widmen,  und  damit  dort  den  Anstoss  zu  der  modernen 
Entwickelung-  der  von  ihm  durch  Subventionen  unterstützten  Rüben- 
zuckerindustrie gegeben. 

Der  Wunsch  Napoleons,  das  europäische  Festland  von  dem 
Bezüge  transozeanischer  Kolonialgüter  und  so  auch  des  trans- 
ozeanischen Rohrzuckers  in  jenen  Zeiten  der  Kontinentalsperre  und 
des  Weltkrieges  mit  Grossbritannien  möglichst  unabhängig  zu 
machen,  hatte  ihn  zu  diesen  Massnahmen  veranlasst. 

Die  in  Frankreich  angelegten  Zuckerrübenfabriken  hielten  sich, 
als  die  Kontinentalsperre  ihr  Ende  erreichte. 

Auch  in  Russland  entstanden  damals  schon  Zuckerfabriken, 
In  den  20  er  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  wurden  in  Deutschland 
und  in  Österreich  die  Versuche  mit  dem  Anbau  der  Zuckerrübe 
wieder  aufgenommen. 

In  Deutschland  machte  der  Anbau  der  Zuckerrüben  und  die 
Rübenzuckerfabrikation  von  da  ab  ausserordentliche  Fortschritte, 
ähnlich  auch  in  Österreich-Ungarn,  Frankreich,  Russland,  Belgien, 
Holland,  Schweden  und  Dänemark.  Auch  in  mehreren  ausser- 
europäischen  Ländern  ist  die  Zuckerrübe  und  die  Rübenzucker- 
industrie eingeführt  worden,  namentlich  auch  in  den  Vereinigten 
Staaten. 

In  Grossbritannien  und  Irland  ist  kein  Anbau  von  Zucker- 
rüben erfolgt.  1)  Dort  konnten  also  Zuckerraffinerien  nur  mit  ein- 
geführtem Rohzuckermaterial,  sei  es  Rohr-  oder  Rübenrohzucker, 
begründet  und  versehen  werden. 

Um  die  Mitte  des  1 9.  Jahrhunderts  betrug  die  Gesamtproduktion 

der  Welt  an 

Rübenzucker      203  000  t 

Rohrzucker      i  260000  t 

Bis  in  die  90  er  Jahre  des  1 9.  Jahrhunderts  stieg  die  Produktion 

beider  Zuckerarten  rasch,  die  des  Rübenzuckers  aber  viel  stärker  als 

die  des  Rohrzuckers,^)  so  dass  1882/83  die  Rübenzuckerproduktion 

die  Rohrzuckerproduktion  überflügelte,  indem 


^)  Anfanglich  mag  man  dies  aus  dem  Grunde  unterlassen  haben,  weil  auf  dem 
europäischen  Festland,  speziell  in  Frankreich,  der  Anbau  der  Zuckerrüben  als  eine 
gegen  Grossbritannien  gerichtete  politische  Massnahme  begünstigt  wurde,  um  die  Un- 
abhängigkeit von  dem  meerbeherrschenden  und  damit  auch  die  Zufuhr  kolonialer  Artikel, 
•wie  des  Rohrzuckers,  beherrschenden  Grossbritannien  zu  vergrössern. 

2)  Vgl.  The  World's  p.  1269.  Die  Statistik  umfasst  die  im  Inland  konsumierte 
Produktion  mancher  Rohrzuckerländer,  so  Britisch-Ostindiens  und  Chinas,  nicht  oder  nur 
unvollständig. 
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Rübenzucker  2  147  000  t 

Rohrzucker      2  107  000  t 

produziert  wurden. 

Während    die  Steigerung*    der  Rübenzuckerproduktion  sich  in 

bedeutendem  Masse  fortsetzte,  trat  in  der  zweiten  Hälfte  der  90  er 

Jahre  in  der  Rohrzuckerproduktion  zeitweise  sog-ar  ein  Rückgang-  ein. 

Es  betrug  die  Gesamtproduktion: 

1894/95 
Rübenzucker  4  792  000  t 

Rohrzucker      3  530  000  t 

1896/97 
Rübenzucker  4  954  000  t 
Rohrzucker      2  864  000  t 

1899/ 1900 
Rübenzucker  5510000  t 
Rohrzucker      2  904  000  t 

Die  Entwickelung  des  Welt-Zuckerkonsums  und  der  Welt-Zucker- 
produktion ist  von  ausserordentUcher  Bedeutung  für  die  kolonial- 
und  international-wirtschaftlichen,  politischen  und  rechtlichen  Be- 
ziehungen der  Völker  geworden.  Das  Aufkommen  der  Rüben- 
zuckerproduktion gegenüber  der  Rohrzuckerproduktion  hat  in  dieser 
Hinsicht  weitreichende  Folgen  und  Umwandlungen  nach  sich  ge- 
zogen. Die  Zuckerverhältnisse  haben  insbesondere  auch  die  ver- 
waltungsrechtliche und  steuerfiskalische  Entwickelung  bei  einer 
ganzen  Anzahl  Völker  sehr  bedeutsam  beeinflusst. 

§  2.  Phasen  des  Kolonialsystems  im  allgemeinen. 

Die  verschiedenen  Phasen,  welche  die  Stellung  und  Behand- 
lung der  Kolonien  der  verschiedenen  europäischen  Nationen  durch- 
laufen hat,  standen  für  eine  Reihe  derselben  mit  der  Entwickelung 
der  Zuckerfrage  in  engem  Zusammenhang.  Diese  kolonialrechtÜche 
Entwickelung  soll  hier  soweit  ins  Auge  gefasst  werden,  als  die 
Nationen,  welche  dieselbe  anging,  später  durch  das  Aufkommen 
und  die  Konkurrenz  der  Rübenzuckerproduktion  in  international- 
rechtliche Bildungen  hineingezogen  wurden  und  speziell  an  der 
Brüsseler  Zuckerkonvention  vom  5.  März  1902  sich  beteiligt  haben.  1) 
In  Betracht  kommen  danach  Kolonien  Frankreichs,  Grossbritanniens, 


*)  Prot.   d.   Brüssel.    Zuckerkonf.  v.   18.  XII.   1901,    20.  u.  25.  I.   1902    (Primes 
p.  226— 228    23  —233,  264—268,  312—313). 
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der    Niederlande    und,   wenn    auch    nicht    in    bedeutendem    Masse, 
Kolonien  Deutschlands  und  ItaUens.i) 

1.  Nach  dem  ältesten  System  —  dem  System  des  sog*.  Kolonial- 
paktes —  waren  die  Kolonien  einseitig-  als  Ausbeutungsobjekt  des 
Mutterlandes  betrachtet  worden.  WirtschaftHch  und  politisch.  Die 
wirtschaftspolitischen  und  die  politischen  Verhältnisse  der  Kolonien 
wurden  einseitig*  nach  den  Interessen  des  Mutterlandes  vom 
Mutterlande  aus  bestimmt. 

Die  Kolonien  dienten  der  Erzeugnng"  von  Rohstoffen,  Landes- 
produkten für  das  Mutterland  und  als  Stätte  des  Absatzes  von 
IndustrieerzeugTiissen  des  Mutterlandes. 

Nur  nach  dem  Mutterlande,  nicht  nach  fremden  Ländern 
durften  die  Kolonien  ihre  Landesprodukte  ausführen.  In  den 
Kolonien  durften  keine  Industrien  begründet  werden.  Nur  die 
Erzeugnisse  des  Mutterlandes,  nicht  die  der  konkurrierenden  frem- 
den Länder  durften  in  die  Kolonie  eingeführt  werden. 

Die  Kolonien  durften  keine  überseeische  Schiffahrt  begründen. 
Der  überseeische  Verkehr  mit  den  Kolonien  wurde  der  Schiffahrt 
des  Mutterlandes  allein  unter  Ausschluss  der  fremden  Schiffahrten 
vorbehalten. 

Die  Erzeugung  von  Rohstoffen,  Landesprodukten  in  den 
Kolonien,  welche  im  Mutterlande  konsumiert  und  verarbeitet  wurden, 
entsprach  dem  Interesse  des  Mutterlandes.  Daher  führte  das 
Mutterland  seinerseits  bei  sich  Unterscheidungszölle  zu  Gunsten 
der  Produkte  seiner  Kolonien  und  zu  Ungunsten  gleichartiger 
Produkte  fremder  Länder  ein. 

Dies  wirkte  als  ein  Vorteil,  welchen  die  Sonst  so  beschränkten 
Kolonien  von  ihrem  Verhältnis  zum  Mutterlande  hatten. 

Natürlich  setzte  jenes  System  des  Kolonialpaktes  die  politische 
Leitung  der  Kolonien  durch  Beamte  des  Mutterlandes  nach  den 
Gesetzen  und  Verordnungen  des  Mutterlandes  voraus. 

2.  Grossbritannien2)  brach  um  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts 
mehr  und  mehr  mit  den  Grundsätzen  und  den  letzten  Resten  des 
alten  Kolonialsystems,  d.  h.  mit  den  Beschränkungen,  welche  es 
seinen  Kolonien  einseitig  im  Interesse  des  britischen  Mutterlandes 
auferlegt  hatte. 

Es  war  die  Zeit,  in  welcher  Grossbritannien  auch  im  Verhältnis 


')  Wenn  Spanien    die  Br.  Z.-K.   ratifiziert,    auch  die  noch  vorhandenen  TJberreste 
der  spanischen  Kolonien. 

'')  Jenkyns.     Leroy-Beaulieu  p,  584  fg.     Zimmermann  11  u.  HI. 
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ZU  den  fremden  Nationen  zu  dem  System  internationalen  Frei- 
handels überg-ing. 

Damit  fielen  für  die  britischen  Kolonien  ausser  den  aus  dem 
alten  Kolonialsystem  resultierenden  Beschränkungen  auch  die  Vor- 
teile hinweg,  welche  sie  in  Form  sogenannter  Unterscheidungszölle 
für  ihre  Produkte  im  Vergleich  mit  den  Produkten  fremder  Länder 
im  britischen  Mutterlande  genossen  hatten. 

Die  britischen  Kolonien  wurden  nunmehr  als  selbstberechtigte 
Wirtschaftsbereiche  angesehen,  nach  deren  eigenem  Interesse  die 
Wirtschaftspolitik  derselben  bestimmt  wurde.  Und  zwar  nicht  bloss 
gegenüber  fremden  Ländern,  sondern  auch  gegenüber  dem 
britischen  Mutterlande. 

So  erschienen  sie  als  selbständige  Bereiche  speziell  auch  hin- 
sichtlich ihrer  Zollpolitik. 

Im  Zusammenhang  damit  erhielt  eine  ganze  Reihe  der  grossen 
britischen  Kolonien  Selbstverwaltung  und  Selbstgesetzgebung  mit 
einer  eigenen  verantwortlichen  Kolonialregierung,  und  auch  von 
den  Kolonien  ohne  verantwortliche  Regierung"  bekamen  viele  mehr 
oder  weniger  repräsentative  Einrichtungen,  durch  welche  die  Kolonial- 
bevölkerung an  der  Gesetzgebung  der  Kolonie  Anteil  erhielt. 

Aber  die  durch  deren  eigenes  Interesse  bestimmte  Selbständig- 
keit der  Wirtschaftspolitik  gelangte  auch  für  die  unter  der  Ge- 
setzgebung und  der  Verwaltung  der  Regierung  des  britischen 
Mutterlandes  verbleibenden  britischen  Kronkolonien  u.  s.  w.  zu 
weitergehender  Anerkennung. 

Die  Kolonien  mit  eigener  Kolonialregierung  wurden  finanziell 
vollkommen  selbständig  gegenüber  dem  Mutterlande.  Auch  in  den 
anderen  Kolonien  aber  dienten  die  Einnahmen  derselben  grund- 
sätzlich nur  für  die  Kolonie,  was  nicht  ausschloss,  dass  das  Mutter- 
land seinerseits  zur  Beseitigung  von  Defizits  Zuschüsse  gab. 

Politisch  blieben  andererseits  nicht  bloss  die  Kronkolonien, 
sondern  auch  die  Kolonien  mit  eigener  Kolonialgesetzgebung  und 
eig-ener  verantwortlicher  Kolonialregierung  vom  Mutterlande  ab- 
hängig. Freilich  ist  hinsichtlich  der  letzteren  Kolonien  an  Stelle 
der  einseitigen  Abhängigkeit  vom  Mutterlande  auch  in  politischer 
Hinsicht  und  für  die  internationalpolitischen  Beziehungen  zu  frem- 
den Völkern  mehr  und  mehr  die  Vorstellung  einer  interkolonialen 
Interessengemeinsamkeit   massgeblich  geworden,  i)     Dabei  sah   die 


')  Der  britische  Kolonialsekretär  Chamberlain  hat  in  einer  Rede,  welche  er  nach 
seiner  Rückkehr  aus  Südafrika  im  März  1903  in  London  hielt,  betont:  „Für  das  britische 
Weltreich    sei    die    Zeit    der    Leitung   durch    eine    Centralgewalt    vorbei.      Statt    dessen 
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formal  einseitig  bestimmende  britische  Reichsregierung  gerade 
wegen  des  Fortbestandes  ihres  formalen  Bestimmungsrechts  sich 
bisweilen  genötigt,  fast  mehr  das  politische  Interesse  der  Kolonie, 
als  das  politische  Interesse  des  Mutterlandes  für  ihre  Pohtik  ent- 
scheiden zu  lassen. 

Vom  Gesichtspunkte  freier  interkolonialer  Interessengemeinsam- 
keit und  Föderation  wird  seit  einiger  Zeit  in  wirtschafthcher  Hin- 
sicht eine  wechselseitige  Vorzugsbehandlung  zwischen  den  ver- 
schiedenen Teilen  des  britischen  Reiches  im  Vergleiche  mit  der 
wirtschaftlichen  Behandlung  fremder  Nationen  angestrebt. i) 

3.  Die  anderen  europäischen  Nationen  haben  mit  der  Vor- 
stellung, dass  ihre  Kolonien  einseitig  im  Interesse  des  Mutterlandes 
da  seien,  nicht  so  durchgreifend  und  konsequent  gebrochen,  wie 
Grossbritannien. 

In  politischer  Hinsicht  haben  sie  nirgendwo  in  ihren  Kolonien 
autonome  Kolonialregierungen  und  Kolonialparlamente  mit  auto- 
nomer Kolonialgesetzgebung  und  Kolonialverwaltung  eingeführt. 

Aber  auch  in  wirtschaftlicher  Hinsicht  haben  sie  die  Selbst- 
berechtigung und  die  Selbständigkeit  des  Interesses  ihrer  Kolonien 
keineswegs  stets  anerkannt  und  jedenfalls  nicht  so  konsequent 
durchgeführt. 

Das  gilt  speziell  von  den  französischen  Kolonien.^) 

Immerhin  hat  die  Umwandlung  aller  Verhältnisse  auch  fiir  die 
Kolonien  der  anderen  europäischen  Nationen  sehr  wesentliche 
Veränderungen  des  alten  Systems  des  Kolonialpaktes  und  weiter- 
gehende Berücksichtigung  des  eigenen  wirtschaftlichen  Interesses 
der  Kolonien  herbeigeführt. 

Die  französische  Kolonialpolitik  hat  in  dieser  Hinsicht  mannig- 
fach wechselnde  Phasen  durchgemacht. 

Dem  französischen  Gesetze  vom  3.  Juli  1861  schwebte  der 
Gedanke  vor,  mittels  der  sog.  Zollassimilation  der  Kolonien  und 
des  Mutterlandes  im  Verhältnis  zu  fremden  Ländern  die  Kolonien 
und  das  Mutterland  unter  sich  zu  einer  wirtschaftspolitischen  Einheit 
zusammengefasst  zu  erhalten,  aber  in  dieser  wirtschaftspolitischen 
Einheit  die  kolonialen  Teile  nicht  mehr,  wie  früher  unter  dem 
System  des  alten  Kolonialpaktes,  einseitig  den  Interessen  des  Mutter- 
landes dienstbar  zu  halten,  sondern  die  Interessen  des  Mutterlandes 


verde    das    Reichsverhältnis    immer    mehr    das    einer    Interessengemeinschaft    zwischen 
Mutterland  und  Kolonien." 

J)  Vgl.  unten  §§  76  u.  78. 

2)  Girault  p.  5 19  fg.     Leroy-Beaulieu  p.  217  fg.     Zimmermann  IV. 
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und  die  Interessen  der  Kolonien  als  mehr  oder  weniger  gleich- 
stehende zu  wahren. 

Je  mehr  das  zweite  französische  Kaiserreich  im  Laufe  der 
60 er  Jahre  des  19.  Jahrhunderts  gegenüber  den  fremden  Nationen 
an  Stelle  des  bisherigen  schroffen  Protektionismus  eine  auf  weiter- 
gehenden Freihandel  hinzielende  Wirtschaftspolitik  inaugurierte, 
brach  sich  gleichzeitig  hinsichtlich  der  Kolonien  die  Auffassung 
Bahn,  dass  deren  wirtschaftliche  Sonderung  und  Selbständigkeit 
gegenüber  dem  Mutterlande  Anerkennung  heische. 

Dies  zog  die  politische  Folge  nach  sich,  dass  den  französischen 
Kolonien  in  den  Antillen  und  der  Insel  R6union  durch  das  franzö- 
sische Senatuskonsult  vom  4.  Juli  1 866  eine  weitergehende  politische 
Autonomie  speziell  im  Hinblick  auf  die  Zollgesetzgebung  und  den 
sog.  Seeoktroi  eingeräumt  wurde. 

Aber  im  Unterschiede  von  den  britischen  autonom  gewordenen 
Kolonien,  in  welchen  die  Erlangung  der  politischen  Autonomie  auf 
der  eigenen  politischen  Kraftentwickelung  jener  Kolonien  beruhte 
und  daher  fest  begründet  war,  beruhte  sie  in  den  französischen 
Kolonien  im  Grunde  nur  auf  einem  Willensakt  der  französischen 
Centralregierung.  Die  französische  Regierung  hatte  die  Verleihung 
der  politischen  Autonomie  an  jene  französischen  Kolonien  als  eine 
Konsequenz  ihrer  damaligen  Wirtschaftspolitik  erachtet,  die  auf 
weitergehenden  Freihandel  gegenüber  den  fremden  Nationen  einer- 
seits und  grössere  wirtschaftliche  Selbständigkeit  der  Kolonien 
andererseits  gerichtet  war.  Jene  Wirtschaftspolitik  der  französischen 
Regierung  entsprang  im  Grunde  nur  ihrer  damaligen  Auffassung 
der  Interessen  des  französischen  Mutterlandes.  Brach  sich  hin- 
sichtlich der  Interessen  des  Mutterlandes  wieder  eine  andere  Auf- 
fassung Bahn,  so  lag  die  Wiederbeseitigung  der  nicht  aus  eigener 
politischer  Kraft  hervorgegangenen  politischen  Autonomie  jener 
Kolonien  nahe. 

In  der  Tat,  als  einige  jener  französischen  Kolonien  ihre  poli- 
tische Autonomie  brauchten,  um  sich  —  mittels  der  Gestaltung  des 
Zolles  und  des  Seeoktrois  —  gegenüber  dem  französischen  Mutter- 
land, ebenso  wie  gegenüber  fremden  Ländern,  unter  Gleichbe- 
handlung des  ersteren  mit  den  letzteren  in  wirtschaftspolitischer 
Hinsicht  individualistisch  abzusondern,  suchte  die  französische 
Regierung  infolge  der  Beschwerden  der  Industrien  des  französischen 
Mutterlandes  zunächst  die  autonomen  Kalonien,  welche  gegenüber 
den  fremden  Ländern  ihre  Zölle  aufgehoben  hatten,  zu  einer  auto- 
nomen Wiederherstellung    derselben    und  damit  zu  einer  Vorzugs- 
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behandlung-  des  Mutterlandes,  g-egfenüber  welchem  Zölle  nicht  ein- 
geführt werden  durften,  dadurch  zu  veranlassen,  dass  sie  dafür  dem 
Zucker  aus  den  französischen  Kolonien  im  Mutterland  eine  Vor- 
zugsbehandlung- vor  dem  Zucker  aus  fremden  Ländern  in  Aussicht 
stellte.    Dies  geschah  durch  das  französische  Gesetz  vom  29.  Juli  i884^ 

Aber  den  Industrien  des  französischen  Mutterlandes,  in  welchem 
der  Protektionismus  wieder  das  Übergewicht  erlangt  hatte,  genügte 
auch  die  Wiederherstellung  der  alten  Zölle  der  Kolonien  gegen 
das  fremde  Ausland  nicht.  Sie  wollten  Ausdehnung  des  im  franzö- 
sischen Mutterlande  eingeführten  Schutzzollsystems  zu  ihren  Gunsten 
auf  die  Märkte  der  Kolonien  und  zu  diesem  Behufe  die  sog.  Zoll- 
Gleichstellung  der  Kolonien,  d.  h.  Einführung  des  allgemeinen  Zoll- 
tarifs des  Mutterlandes  auch  in  den  Kolonien  gegenüber  dem 
fremden  Ausland.  Da  diese  den  Interessen  der  Kolonien  in  vieler 
Hinsicht  abträglichen  Massnahmen  aber  von  autonomen  Organen 
der  Kolonien  nicht  erwartet  werden  konnten,  so  wurde  die  sog,. 
Zoll-Gleichstellung  —  unter  entsprechender  Wiedereinschränkung 
der  Autonomie  der  Kolonien  —  durch  das  französische  Gesetz 
vom  II.  Januar  1892  angeordnet. 

Nach  diesem  Gesetze 

1.  sind  Erzeugnisse  fremder  Länder,  wenn  sie  in  die  franzö- 
sischen Kolonien  eingeführt  werden,  denselben  Zöllen  unterworfen,, 
wie  wenn  sie  in  das  französische  Mutterland  eingeführt  werden. 
Ausnahmen  hiervon  sollen  durch  Dekrete  der  französischen  Regierung 
unter  Zustimmung  des  französischen  Staatsrates  bestimmt  werden 
können. 

2.  Die  Produkte  des  französischen  Mutterlandes  und  der 
anderen  französischen  Kolonien  sollen  hingegen  bei  der  Einfuhr 
in  eine  französische  Kolonie  keinen  Zoll  entrichten. 

3.  Auch  bezüglich  des  sog.  Seeoktrois,  der  nach  dem  Senatus- 
konsult  vom  4.  Juli  1866  seitens  der  betreffenden  Kolonien  autonom  — 
nicht  zu  Gunsten  der  Kolonie,  sondern  zu  Gunsten  der  einzelnen 
Gemeinden  in  der  Kolonie  —  ebensowohl  auf  die  Produkte  des 
Mutterlandes,  wie  auf  die  fremder  Länder  gelegt  werden  konnte, 
wurden  durch  das  Gesetz  von  1892  die  Selbstverwaltungsorgane  der 
Kolonien  an  die  Zustimmung  des  französischen  Staatsrates  in  ge- 
wissem Grade  gebunden  und  die  Beschlüsse  derselben  nur  kraft 
Anordnung  der  von  der  französischen  Regierung  eingesetzten  und 
abhängigen  Verwaltungsorgane  zur  Vollstreckung  zugelassen. 

Umgekehrt  aber  führte  das  Gesetz  von  1892  aus  fiskalischen 
Gründen  den  Gesichtspunkt  der  sog.  Zoll-Gleichstellung  nicht  zu  Gunsten 
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der  französischen  Kolonien  gegenüber  dem  Mutterlande  in  der 
Richtung  vollständig  durch,  dass  die  Erzeugnisse  der  französischen 
Kolonien  bei  ihrer  Einfuhr  in  das  französische  Mutterland  von  der 
Zollentrichtung  befreit  worden  wären,  i) 

Auch  die  Holländers)  hielten  ihre  Kolonien  in  früheren  Zeiten 
unter  einem  sehr  engherzig  einseitig  den  Interessen  des  Mutter- 
landes angepassten  System.  Auf  der  holländischen  Kolonie  Java, 
welche  für  die  Zuckerfrage  hauptsächlich  in  Betracht  kommt,  war 
nach  1815  unter  dem  sog.  System  Van  den  Bosch  für  den  Zucker, 
den  Kaffee  und  einige  andere  Produkte  eine  Art  Zwangskultur  auf 
einem  Fünftel  des  Landes  mit  Zwangsdienstleistungen  der  Ein- 
geborenen gegen  von  der  Regierung  einseitig  festgesetzte 
Arbeitslöhne  eingeführt  worden.  Die  Produkte  dieser  Zwangskultur 
Hess  die  holländische  Regierung  durch  Vermittelung  einer  Handels- 
gesellschaft, der  Handels-Maatschappy,  auf  holländischen  Schiffen 
nach  Amsterdam  und  Rotterdam  schaffen,  wo  dieselben  zum  Ver- 
kauf gebracht  wurden. 


^)  Vergl.  aber  bezüglich  des  französischen  Kolonialzuckers  auch  die  Ausführungen 
■weiter  unten  und  die  Erklärung  des  französischen  Delegierten  Bousquet  in  der  Sitzung 
■der  Br.  Z.-Konf.  v.   18.  XII.   1901    (Primes  p.  231,  232): 

toutes  les  colonies  francaises  productrices  de  sucre  sont  placees  sous  le  regime 
douanier  metropolitain 

Si  les  Sucres  coloniaux  sont  Importes  dans  la  Metropole,  il  ne  peut  etre  question 
<ie  leur  imposer  une  taxe  compensatrice  quelconque,  les  produits  des  colonies  francaises 
etant  .idniis  en  franchise. 

On  ne  saurait  considerer  les  colonies  francaises  comme  un  pays  etranger  par  rapport 
ä  la  France.  Gräce  au  regime  douanier  existant,  lequel  constitue  une  union  douaniere 
tres  etroite,  les  colonies  francaises  ne  sont,  ii  ce  point  de  vue,  autre  chose  que  des 
departements  francais. 

Les  Sucres  coloniaux  beneficient  actuellement  des  memes  avantages  que  ceux 
produits  sur  le  sol  de  la  Metropole.  II  n'entre  pas  dans  les  intentions  du  Gouvernement 
francais  de  modifier  la  Situation  existant  ä  cet  egard. 

La  mesure  (sc.  d'apres  laquelle  le  sucre  colonial  jouit  actuellement  de  la  prime  ä 
la  condition  de  toucher  le  sol  francais)  ...  a  et6  prise  dans  l'interet  de  la  raffinerie 
fran^aise,  et  cet  iuteret  subsiste  toujours.  Les  Sucres  coloniaux  ne  pourront  donc  jouir 
<3e  la  prime  qu'k  la  condition  de  passer  par  la  France. 

Der  französische  Delegierte  Courtin  ergänzte  diese  Bemerkungen  dann  noch  durch 
folgenden  Zusatz: 

La  concession  de  l'identite  de  regime  aux  sucres  coloniaux  a  eu  precisement  pour 
but  de  les  mettre  sur  un  pied  d'dgalite  avec  les  sucres  indigenes,  en  ce  qui  concerne 
le  marche  intdrieur.  On  a  poursuivi  ainsi  l'unification  des  conditions  de  la  concurrence 
sur  le  marche  national. 

2y  Lejoy-Beaulieu,  p,  60 — 86,  p.  274 — 303.  —  Zimmermann,  V.  S.  212  fg.  „Die 
Zuckerindustrie  auf  Java",  Berichte  ü.  H.  u.  I.   1903  S.  545—596. 
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Nachdem  man  im  holländischen  Mutterlande  seit  der  Mitte  des 
19.  Jahrhunderts  in  weitergehendem  Masse  den  Freihandelsgfrund- 
sätzen  im  Verhältnis  zu  fremden  Nationen  in  Hinsicht  auf  Schiffahrt 
und  Zölle  sich  angenähert  hatte,  beseitigte  man  1874  auch  auf  Java 
die  Unterscheidungszölle  und  Flaggenzuschläge,  welche  dort  zu 
Ungunsten  der  fremden  Schiffahrt  gegenüber  der  holländischen 
Schiffahrt  bestanden  hatten,  und  führte  ein  sehr  liberales  Zoll- 
system ein. 

Auch  die  Monopole  der  Regierung  auf  den  Bezug  der  Aus- 
fuhrprodukte Kaffee  und  Zucker  wurden  bedeutend  abgeschwächt 
und  zwar  für  den  Zucker  namentlich  seit  1870. 

Damit  hing  wieder  zusammen,  dass,  während  jene  Produkte 
früher  fast  vollständig  durch  holländische  Schiffe  nach  dem 
holländischen  Mutterland  verbracht  wurden,  seit  jener  Zeit  die 
fremde  —  namentlich  die  britische  —  Schiffahrt  einen  immer 
grösseren  Anteil  an  der  Ein-  und  Ausfuhr  erhielt,  und  die  Kolonie- 
produkte, so  speziell  der  Kolonialzucker,  nach  anderen  Ländern, 
als  wie  nach  Holland,  verschifft  wurden. 

Die  Einnahmen  der  Kolonie  Java  hatten  nicht  bloss  zur  Deckung 
der  Ausgaben  in  der  Kolonie  ausgereicht,  sondern  auch  lange 
grosse  Überschüsse  ergeben,  welche  als  sog,  koloniale  Überschüsse 
dem  Budget  des  Mutterlandes  überwiesen  wurden  und  dem  sonst 
in  letzterem  sich  ergebenden  Defizit  seit  den  Zeiten  der  französischen 
Revolution  vorgebeugt  hatten.  1)  Aber  die  kolonialen  Überschüsse 
Javas  haben  sich  seit  1870  verringert,  und  schliesslich  ergab  sich 
auch  dort  ein  Defizit  der  Kolonie,  welches  aus  den  Mitteln  des 
Mutterlandes  gut  gemacht  werden  musste. 

In  den  deutschen  2)  Kolonien  geniessen  die  Waren  aus  dem 
deutschen  Mutterlande  und  aus  anderen  deutschen  Kolonien  in 
Hinsicht  auf  Zölle  im  allgemeinen  keinen  Vorzug  vor  den  Waren 
aus  fremden  Ländern.  Den  Waren  aus  den  deutschen  Schutz- 
gebieten, welche  nach  Deutschland  eingeführt  wurden,  waren  nach 
Beschluss  des  deutschen  Bundesrats  vom  2.  Juli  1893  die  Zollbe- 
freiungen und  Zollermässigungen  gewährt  worden,  welche  die 
vertragsmässig  meistbegünstigten  Länder  geniessen.  Diese  Ver- 
günstigung kann  ihnen  auch  nach  §  i  des  neuen  deutschen 
Zolltarifgesetzes  vom  25.  Dezember  1902,  welches  gemäss  §  16  erst 


')  Von  anderen  Kolonien  hat  niir  die  Kolonie  Kuba   in  ähnlicher  Weise  länorere 
Zeit  dem  Budget  des  spanischen  Mutterlandes  grosse  koloniale  Überschüsse  zugeführt. 
^)  Stengel,  S.  97 — 108,  S.  91 — 97. 
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in  einem  mit  Zustimmung  des  Bundesrates  durch  Kaiserliche 
Verordnung"  zu  bestimmenden  Zeitpunkt  in  Kraft  treten  soll,  durch 
Beschluss  des  Bundesrates  eingeräumt  werden. 

Die  Festsetzung  der  Zölle  in  den  Kolonien  erfolgt  durch  die 
leitenden  Kolonialbeamten,  und  diese  sind  abhängig  vom  deutschen 
Kaiser,  der  die  Schutzgewalt  in  den  deutschen  Kolonien  im  Namen 
des  deutschen  Reiches  unter  den  durch  die  deutschen  Reichsgesetze 
bestimmten  Einschränkungen  ausübt. 

Die  einzelnen  deutschen  Kolonien  bilden  in  vermögensrecht- 
licher Hinsicht  von  dem  deutschen  Reich  gesonderte  Gemeinschaften. 
Für  die  aus  der  Verwaltung  einer  deutschen  Kolonie  entstehenden 
Verbindlichkeiten  haftet  daher  nur  das  Vermögen  dieser  Kolonie, 
nicht  das  des  deutschen  Reiches  (§  5  des  deutschen  Reichsgesetzes 
vom  30.  März  1892).  Aber  der  Etat  einer  jeden  deutschen  Kolonie 
wird  alljährlich  durch  ein  Gesetz  des  deutschen  Reiches  in  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  festgestellt.  Die  Etats  der  meisten  deutschen 
Kolonien  ergeben  aus  ihren  eigenen  Einnahmen  ein  Defizit,  welches 
durch    einen  Zuschuss  aus  den  Mitteln  des  Reiches  beseitigt  wird. 

§  3.    Einlluss  der  Rolirzuckerfrage  auf  die  Entwickelung 
des  Kolonialsystems. 

Die  Phasen,  welche  die  Stellung  der  Kolonien  im  allgemeinen 
durchlaufen  hat,  sind  für  die  Kolonien  mit  Zuckerproduktion  in 
Beziehung  auf  die  Behandlung  des  kolonialen  Zuckers  im  besonderen 
zum  Ausdruck  gelangt.  Für  eine  Anzahl  Kolonien  war  die  Zucker- 
frage die  ausschliessliche  oder  jedenfalls  die  hauptsächliche  kolonial- 
wirtschaftliche Frag-e. 

Ehe  in  Europa  die  Rübenzuckerproduktion  emporgekommen 
war,  hing  der  europäische  Zuckerkonsum  allein  von  der  Rohrzucker- 
produktion der  Kolonien  ab,  und  später  behielt  neben  ersterer  die 
letztere  jedenfalls  eine  erhebUche  Bedeutung  —  vor  allem  für  die 
Kolonien  selbst. 

Unter  dem  System  des  alten  Kolonialpaktes  hatte  das  euro- 
päische Mutterland  im  Interesse  seiner  Industrie  dieser  meistens 
die  Raffinierung  des  Rohr-Rohzuckers  seiner  Kolonien  vorbehalten. 
Es  hatte  also  die  Raffinierung  in  der  Kolonie  selbst  nicht  gestattet. 
Es  hatte  ferner  vielfach  die  Ausfuhr  des  Rohzuckers  aus  der  Kolonie 
nur  nach  dem  Mutterlande  zugelassen.  Es  hatte  andererseits  seine 
Kolonien  begünstigt,  indem  es  Unterscheidungszölle  zu  Ungunsten 
des  Zuckers    aus   fremden  Ländern   und  fremden  Kolonien  erhob. 
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So  war  es  von  selten  Frankreichs  und  von  selten  Grossbritan- 
niens im  Hinblick  auf  ihre  respektiven  westindischen  Zuckerkolonien 
g-eschehen.i)  Grossbritannien  hatte  dabei  eine  Zeitlang-  hinsichtlich 
des  Zuckers  aus  fremden  Kolonien  noch  eine  wichtig-e  Unter- 
scheidung- g-emacht,  um  seine  Kolonien  nicht  in  Nachteil  zu  ver- 
setzen. Nachdem  nämlich  britlscherselts  seit  1834  (1838)  in  Brltisch- 
Westindien  die  Sklaverei  abgeschafft  worden  war,2)  hatte  Gross- 
britannien darauf  hinzuwirken  gesucht,  dass  —  insbesondere  behufs 
Ausgleichung  der  internationalen  Konkurrenzbedingnngen  —  die 
anderen  Staaten  gleichfalls  die  Sklaverei  abschafften.  Zu  diesem 
Behufe  führte  man  in  Grossbritannien  eine  Zeltlang  (1844 — 1854)3) 
ein  Regime  ein,  welches  bei  der  Einfuhr  zwischen  den  Produkten 
aus  Ländern  mit  freier  Arbelt  und  denen  aus  Ländern  mit  Sklaverei 
zu  Ungunsten  der  letzteren  unterschied  oder  die  letzteren  sogar  von 
der  Einfuhr  ausschloss.  So  war  damals  in  Grossbritannien  der 
Zucker  aus  Kuba,  well  durch  Sklavenarbeit  hervorgebracht,  von 
der  Einfuhr  ausgeschlossen,  der  aus  Java  hingegen  zugelassen,  well 
man  nach  dem  holländischen  System  auf  Java,  welches  die  Ein- 
geborenen zwar  zu  Frohnarbeiten  für  die  Zuckerplantagen  im 
staatlichen  Interesse  anhielt,  aber  dieselben  nicht  zu  Sklaven  (von 
Privatleuten)  machte,  in  Grossbritannien  den  Zucker  Javsis  als  das 
Produkt  freier  Arbelt  betrachtete,*) 

Im  Jahre  1846  beschloss  Grossbritannien  aber  die  Abschaffung 
seiner  Unterscheidungszölle  mit  der  Massgabe,  dass  nach  stufen- 
weiser Verminderung  derselben  zwischen  1846  und  1854  vom 
letzteren  Jahre  ab  der  Zucker  aus  den  britischen  Kolonien  und  der 
aus  dem  Auslande  ohne  und  mit  Sklavenbetrieb  der  Plantagen 
gleichen  Einfuhrzoll  zu  entrichten  hatte.»)  Der  britisch-westindische 
Zucker  hatte  kein  Privileg  mehr  auf  dem  britischen  Markte. 

1)  Grossbritannien  hatte  nach  der  Zeit  der  napoleonischen  Kriege  erst  auch  noch 
die  Zuckereinfuhr  aus  seinen  westindischen  Kolonien  vor  der  aus  seiner  Kolonie 
Mauritius  und  aus  Britisch-Ostindien  durch  Unterscheidungszölle  begünstigt  und  erst  1825 
Mauritius,  1836  Britisch-Ostindien  in  dieser  Hinsicht  auf  gleichen  Fnss  mit  den  britisch- 
westindischen  Kolonien  gestellt.  Schippel,  S.  187.  „Die  Zuckerindustrie  in  Britisch- 
indien," Berichte  ü.  H.  u.  I.  1903,     S.  456. 

^)  Zimmermann  III  S.  148 — 150. 

ä)  Pro  englischen  Centner  betrug  bis  1844  ^^^  Einfuhrzoll  für  Zucker  aus  britischen 
Kolonien  24,  aus  dem  Auslande  63  Schilling  und  wurde  1844  für  Zucker  ans  den  aus- 
ländischen Ländern  ohne  Sklavenbetrieb  (Java,  Philippinen,  China)  auf  35  Schilling  er- 
mässigt.  1845  wurde  der  Zoll  für  den  Zucker  aus  britischen  Kolonien  und  aus  dem  Auslande 
ohne  Sklavenbetrieb  weiter  auf  etwa  14,  bezw.  25  Schilling  ermässigt,     Schippel,  S.  187. 

*)  Leroy-Beaulieu,  p.  286.     Schippel,  S.  187 — 188. 

^)  Zimmermann,  III,  S.   150.     Schippel,  S.   188. 
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Für  den  britischen  Kolonialzucker  wurde  also  im  britischen 
Mutterland  die  veränderte  Sachlag-e  dadurch  herbeigeführt,  dass 
dem  nicht  britischen  Zucker  die  Konkurrenz  erleichtert  wurde. 
Rübenzucker  wurde  in  Grossbritannien  nicht  produziert. 

Für  den  französisch-westindischen  Kolonialzucker  wurde  hin- 
gegen im  französischen  Mutterland  eine  neue  Sachlage  geschaffen, 
indem  in  Frankreich  allmählich  der  Rübenzucker  des  französischen 
Mutterlandes  mit  jenem  in  Konkurrenz  trat  und  die  Beseitigung 
des  alten  Kolonialsystems  herbeiführte. 

Die  wirtschaftliche  Bedeutung  der  vier  hauptsächlichsten  Kolo- 
nien, welche  die  Verträge  von  1815  Frankreich  noch  gelassen  hatten, 
nämhch  von  Guadeloupe,  Martinique,  Französisch-Guyana  und  der 

—  später  Reunion  genannten  —  Insel  Bourbon,  beruhte  auf  der 
Rohrzuckerproduktion.^) 

Die  wirtschaftspolitischen  Grundsätze,  welche  die  Regierung 
der  Restauration  und  die  ihr  folgenden  bis  zum  zweiten  Kaiserreich 

—  unter  wesentlicher  Festhaltung  des  Systems  des  alten  Kolonial- 
paktes —  in  Beziehung  auf  den  Zucker  jener  Kolonien  zur  An- 
wendung brachten,  waren  hauptsächlich  durch  das  Interesse  des 
französischen  Staatsfiskus  und  das  Interesse  der  Zuckerraffinerien 
im  französischen  Mutterlande  bestimmt. 

Es  waren  folgende  Grundsätze :  2) 

1 .  Verbot  der  Einfuhr  von  raffiniertems)  Zucker  nach  Frankreich. 

2.  Zoll   von    45  Francs  pro   100  kg  bei  der  Einfuhr  von  Roh- 
zucker nach  Frankreich. 

Jedoch  ausserdem  verschieden  hohe  Überzölle,  wenn  es  sich 
um  fremden  (nicht  aus  den  französischen  Kolonien  stammenden) 
Zucker  handelte,  oder  wenn  derselbe  nicht  direkt  aus  dem  Ursprungs- 
lande, sondern  aus  einer  Zollniederlage  (entrepot),  oder  wenn  er  auf 
nichtfranzösischen  Schiffen  eingeführt  wurde. 

3.  Verbot  der  Ausfuhr  von  Rohzucker  aus  Frankreich. 

4.  Zollrückvergütung    oder    Prämien    bei    der  Wiederausfuhr, 
bezw.  bei  der  Ausfuhr  von  in  Frankreich  raffiniertem  Zucker. 

Der  Vorsprung,  welcher  durch  diese  wirtschaftspolitischen 
Bestimmungen  dem  Zucker  der  französischen  Kolonien  auf  dem 
Markte    des   französischen  Mutterlandes  gewährt  war,    bildete   den 


J)  Girault,  p.  195 — 198,  519 — 558.  Die  im  Text  folgenden  Bemerkungen  über 
die  Entwickelung  der  Zuckerfrage  in  Frankreich  stützen  sich  auf  die  Ausführungen  Giraults, 

'^)  Girault,  p.  519 — 520. 

*)  UberzoU  von  25  Francs  pro  100  kg  bei  der  Einfuhr  von  durch  Bedecken  mit 
Erde  gereinigtem  Rohzucker  (sucres  terres). 
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einzigen  Vorteil,  welchen  die  französischen  Kolonien  von  der  An- 
wendung- des  Systems  des  alten  Kolonialpaktes  hatten. 

Dieser  Vorteil  bestand  aber  nur  so  lange,  als  lediglich  der 
fremde  Rohrzucker  mit  dem  Rohrzucker  der  französischen  Kolonien 
in  Konkurrenz  stand.  Er  wurde  illusorisch,  als  der  Rübenzucker 
dem  kolonialen  Rohrzucker  eine  immer  gefährlichere  Konkurrenz 
zu  bereiten  begann. 

Auch  der  aus  den  französischen  Kolonien  stammende  Rohr- 
zucker war,  wie  oben  erwähnt,  auf  dem  Markte  des  französischen 
Mutterlandes  mit  einem  Einfuhrzoll  belastet,  wenn  auch  mit  einem 
geringerem  Einfuhrzoll,  als  der  fremde  Rohrzucker. 

Die  Bemühungen  um  die  Schaffung  einer  Rübenzuckerindustrie,, 
welche  in  Frankreich  seit  dem  Dekrete  Napoleons  von  1811  be- 
gonnen hatten,  schienen  anfanglich  trotz  der  jener  Industrie  ge- 
währten Subventionen  so  geringen  Erfolg  zu  versprechen,  dass  man 
es  nicht  für  angezeigt  erachtete,  dem  inländischen  Rübenzucker 
irgend  welche  Steuer  aufzuerlegen. 

Infolge  dieser  Steuerfreiheit  und  der  Vervollkommnung  der 
industriellen  Methoden  machte  aber  die  Rübenzuckerproduktion 
in  nicht  langer  Zeit  grosse  Fortschritte.  Es  begann  —  seit  1835 
etwa  —  der  Konkurrenzkampf  zwischen  dem  Rübenzucker  und 
dem  Rohrzucker. 

Darauf  wurde  in  Frankreich  durch  Gesetz  vom  18.  Juli  1837 
der  inländische  Rübenzucker  zum  ersten  Male,  wenn  auch  minder 
schwer,  als  der  koloniale  Rohrzucker,  besteuert.  Die  Fortschritte, 
welche  der  Rübenzucker  dessen  ungeachtet  machte,  führten  —  auf 
Betreiben  der  kolonialen  Zuckerplantagenbesitzer,  der  Schiffsrheder 
und  der  für  die  Verarbeitung  des  kolonialen  Rohr-Rohzuckers  in 
den  Seehäfen  Frankreichs  angelegten  Zuckerraffinerien  —  wenige 
Jahre  darauf  zu  dem  Vorschlage  eines  Gesetzes,  welches  die  Rüben- 
zuckerfabrikation untersagen  und  die  bisherigen  Produzenten  von 
Rübenzucker  gegen  eine  Summe  von  40  Milhonen  Francs  expro- 
priieren sollte.  1)  Dieser  Vorschlag  drang  zwar  nicht  durch.  Aber 
durch  das  französische  Gesetz  vom  2.  Juli  1843  wurde  der  inländische 
Rübenzucker  ebenso  hoher  Besteuerung  unterworfen,  wie  der 
koloniale  Rohrzucker.  Das  siegreiche  Vordringen  des  Rübenzuckers 
im    Konkurrenzkampfe    Hess    sich    dadurch   jedoch   nicht   hemmen 


1)  Ganz  so,  -wie  neuerdings  in  Deutschland  und  anderswo  auf  Betreiben  der 
Rübenzucker-Interessenten  die  Herstellung  anderer  Süssstoffe,  Sacharin  u.  s.  w.  gesetz- 
lich untersagt  worden  ist. 
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und  beseitigte  den  einzigen  Vorteil,  welchen  die  französischen 
Kolonien  von  dem  alten  Kolonialsystem  gehabt  hatten. 

Die  Lage  der  Besitzer  der  kolonialen  Zuckerplantagen  wurde 
gleichzeitig  durch  die  Abschaffung  der  Sklaverei  in  den  Kolonien 
noch  schwieriger,  indem  hierdurch  die  Arbeitskräfte  verteuert  zu 
werden  drohten. 

Auf  Andringen  jener  Plantagenbesitzer  wurde  daher  schon 
durch  das  französische  Gesetz  vom  13.  Juni  185 1  in  Frankreich 
dem  Kolonialzucker  ein  Steuernachlass  im  Vergleiche  mit  dem 
Rübenzucker  bewilligt.  Diese  Massnahme,  welche  anfangs  nur 
provisorisch  sein  sollte,  wurde  bis   1870  immer  erneuert. 

Die  mehr  nach  dem  Freihandel  hinneigende  Wirtschaftspolitik 
des  zweiten  französischen  Kaiserreiches  wirkte  darauf  hin,  dass  der 
Markt  im  französischen  Mutterlande  in  weitergehendem  Masse,  als 
früher,  dem  Zucker  aus  allen  Ländern,  insbesondere  aus  allen 
Ländern,  mit  welchen  wirtschafts-politische  Vereinbarungen  ge- 
troffen wurden,  zugänglich  gemacht  und  dort  dadurch  auch  im  Ver- 
gleich mit  dem  fremden  Zucker  die  durch  die  frühere  fiskalische 
Gesetzgebung  begründete  Vorzugsstellung  des  Zuckers  aus  den 
französischen  Kolonien  beseitigt  wurde. 

Andererseits  entsprach  es  dieser  neuen  Wirtschaftspolitik  aber, 
dass  der  Zucker  aus  den  französischen  Kolonien  nicht  mehr  durch 
die  Gesetzgebung  auf  den  Absatz  im  französischen  Mutterlande 
beschränkt,  sondern  ihm  gestattet  wurde,  Absatz  in  fremden 
Ländern  aufzusuchen. 

Demgemäss  wurde  die  bisherige  französische  Zuckergesetz- 
gebung umgestaltet. 

Zunächst  wurde,  wie  oben  erwähnt,  durch  das  französische  Ge- 
setz vom  3.  Juli  1861  ein  System  weitgehender  französischer  Zoll- 
assimilation zwischen  Mutterland  und  Kolonien  versucht. 

Je  mehr  aber  in  der  Zuckerfrage  die  mächtig  wachsende 
Rübenzuckerindustrie  des  französischen  Mutterlandes  ihr  Interesse, 
als  das  Hauptinteresse,  in  den  Vordergrund  zu  bringen  vermochte, 
um  so  stärker  wurde  der  Anlass,  überhaupt  die  Kolonien  nicht 
mehr  mit  dem  Mutterlande  zu  einer  wirtschaftspolitischen  Einheit 
zusammenzufassen,  sondern  anzuerkennen,  dass  das  Mutterland 
einerseits  und  die  einzelnen  zuckerbauenden  Kolonien  andererseits 
in  wirtschaftspolitischer  Hinsicht  je  gesonderte  Einheiten  bildeten, 
welche  durch  die  Entwickelung  der  Verhältnisse  sogar  in  starken 
wirtschaftlichen  Gegensatz  gebracht  erschienen. 
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Es  erg-ab  sich  die  Folg-erungf,  dass  die  wechselseitige  wirt- 
schaftspoHtische  Behandlung-  zwischen  Mutterland  und  Kolonien 
nicht  völlig  anders  zu  gestalten  sei,  als  wie  das  wirtschaftspolitische 
Verhältnis  zu  dritten  fremden  Ländern,  und  dass  insbesondere  daher 
Mutterland  und  Kolonien  —  wie  im  Verhältnis  zu  dritten  fremden 
Ländern  —  so  auch  untereinander  durch  mehr  oder  minder  hohe 
und    umfassende  Zollschranken    gegeneinander    abzugrenzen   seien. 

Im  Zusammenhang  damit  wurde  den  französischen  Zucker- 
kolonien in  den  Antillen  und  der  französischen  Zuckerkolonie 
Reunion  sogar,  wie  oben  erwähnt,  eine  erhebliche  politische  Auto- 
nomie bezüglich  der  Zölle  und  des  Seeoktrois  durch  das  franzö- 
sische Senatuskonsult  vom  4.  JuU  1866  eingeräumt. 

Um  diese  autonomen  Kolonien  zu  einem  den  Interessen  der 
Industrien  des  französischen  Mutterlandes  mehr  Rechnung  tragenden 
Gebrauch  ihrer  Autonomie  zu  veranlassen,  als  dieselben  es  vorher 
durch  die  Gestaltung  ihrer  Zölle  und  des  Seeoktrois  getan  hatten, 
und  dieselben  zu  einem  Unterscheidungszolle  zu  Ungunsten  der 
fremden  Industrien  gegenüber  den  französischen  Industrien  zu  be- 
wegen, sah  die  französische  Regierung  sich  umgekehrt  veranlasst, 
dem  Haupterzeugnis  jener  Kolonien,  nämlich  dem  Zucker,  auch  in 
dem  französischen  Mutterlande  wieder  eine  Vorzugsbehandlung  vor 
dem  fremden  Zucker  in  Aussicht  zu  stellen. 

Durch  das  französische  Gesetz  vom  29.  JuH  1884  wurde  dem 
direkt  aus  den  französischen  Kolonien  nach  Frankreich  importierten 
Zucker  ein  Steuernachlass,  der  sich  auf  1 2  ^Iq  der  Steuer  beüef,  ge- 
sichert und  andererseits  der  nicht  raffinierte  Zucker,  welcher  aus 
den  Ländern  Europas  oder  aus  europäischen  Zollniederlagen  nach 
Frankreich  eingeführt  wurde,  mit  einem  Überzoll  von  7  Francs 
pro   100  kg  belegt. 

Als  dann  aber  auf  weiteres  Andrängen  der  protektionistischen 
Industrien  des  französischen  Mutterlandes,  wie  oben  erwähnt,  durch 
das  französische  Gesetz  vom  11.  Januar  1892  —  unter  Einschränkung 
der  früher  gewährten  Autonomie  der  Kolonien  —  in  den  franzö- 
sischen Kolonien  gegen  das  fremde  Ausland  der  Schutzzolltarif  des 
französischen  Mutterlandes  massgeblich  erklärt  und  gleichzeitig 
Zollfreiheit  zu  Gunsten  der  Einfuhr  aus  dem  französischen  Mutter- 
lande und  aus  den  anderen  französischen  Kolonien  festgesetzt 
wurde,  wurde  hingegen,  wie  gleichfalls  oben  erwähnt,  keineswegs 
auch  umgekehrt  vollständige  Zollfreiheit  der  Produktion  der  franzö- 
sischen Kolonien  bei  der  Einfuhr  in  das  französische  Mutterland 
bestimmt. 

Kaufmann,  Welt-Zuckerindustrie.  2 
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Auch  bezüglich  des  französischen  Kolonialzuckers  wurde  durch 
das  französische  Gesetz  vom  ii.  Januar  1S92  ein  Einfuhrzoll  von 
60  Francs  pro   100  kg-  Raffinade  1)  auferlegt. 

Aber  diesem  Zoll  entsprach  eine  gleich  hohe  Abgabe,  welche 
von  dem  Zucker  des  französischen  Mutterlandes  erhoben  wurde. 

Ferner  erschien  der  französische  Kolonialzucker  durch  jenes 
Gesetz  von  1892  allerdings  in  mehreren  Hinsichten  vor  eingeführtem 
Zucker  aus  fremden  Ländern  begünstigt. 

Denn 

1.  musste  gestossener  Zucker  aus  —  europäischen  und  ausser- 
europäischen  —  fremden  Ländern,  wenn  der  Ertrag  des- 
selben an  raffiniertem  Zucker  auf  mehr  als  98  o/^  geschätzt 
wurde,  nicht  bloss  60  Francs  pro  100  kg  geschätzten  Ertrages 
an  raffiniertem  Zucker,  sondern  72  Francs  von  100  kg 
Effektivgewicht; 

2.  raffinierter  Zucker  aus  —  europäischen  und  aussereuro- 
päischen  —  fremden  Ländern  pro  100  kg  nach  dem  Maximal- 
tarif 72  und  nach  dem  Minimaltarif  68  Francs 2); 

3.  Zucker  europäischen  Ursprungs  —  d.  h.  also  im  wesentlichen 
der  fremde  europäische  Rübenzucker  —  sowie  der  aus 
europäischen  Zollniederlagen  eingeführte  Zucker  ausserdem 
pro  100  kg  einen  Überzoll  von  7  Francs 

entrichten. 

Der  Unterschied  der  Abgaben  zwischen  dem  raffinierten  Zucker 
aus  den  französischen  Kolonien  und  dem  aus  fremden  Ländern 
kam  wenig  in  Betracht,  da  fast  nur  Rohzucker  nach  Frankreich 
eingeführt  wurde.  Praktisch  war  der  Rohrzucker  der  französischen 
Kolonien  bei  der  Einfuhr  ebenso,  wie  der  fremde  aussereuropäische 
Zucker,  d.  h.  also  der  fremde  Rohrzucker,  und  nur  günstiger  als 
der  europäische  Rübenzucker  und  der  europäische  Entrepot-Zucker 
infolge  des  auf  die  beiden  letzteren  gelegten  ÜberzoUs  von  7  Franc» 
behandelt. 

Das  französische  Gesetz  vom  7.  April  18973)  regelte  die  Be- 
steuerung des  Zuckers  von  neuem,  indem  es  den  Zucker  aus  fremden 
Ländern  ungünstiger  stellte,  als  den  des  französischen  Mutterlandes 
und  den  aus  den  französischen  Kolonien. 

^)  Bezw.,  wenn  es  gestossener  Zucker  war,  pro  loo  kg  geschätzten  Ertrages  an 
raffiniertem  Zucker. 

2)  Bezw.  Kandiszucker  64  Francs  20  Cent  aus  den  französischen  Kolonien  und  im 
übrigen  90  Francs  Maximal-  und  85  Francs  Minimaltarif. 

ä)  Primes,  p,  439 — 451.  Vgl.  auch  die  Erklärungen  auf  der  Br.  Z.-K.  v.  18.  XII. 
1901   u.  20.  I.  1902.     Primes,  p.  231—232,  265 — 268. 
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Dies  französische  Gesetz  vom  7.  April  1897  unterwarf  nämlich 
allen  Zucker,  d.  h.  sowohl  den  Zucker  des  französischen  Mutter- 
landes, wie  den  aus  den  französischen  Kolonien  und  den  aus 
fremden  Ländern  nach  Frankreich  eing-eführten  Zucker: 

1.  einer  inneren  Abgabe; 

2.  einer  Fabrikationsgebühr  von  i  Franc  pro  100  kg-  für  Roh- 
zucker, wenn  derselbe  nicht  raffiniert  wird; 

3.  einer  Raffinierungsgebühr  von  4  Francs  pro  100  kg-  sowohl 
für  Rohzucker,  wenn  derselbe  in  eine  Raffinerie  verbracht 
wird,  als  für  raffinierten  Zucker  oder  den  dem  raffinierten 
gleichgestellten  Rohzucker  (von  mehr  als  gS^jo  Zuckergehalt).  1) 
Dagegen  unterwarf  es  nur  den  Zucker  aus  fremden  Ländern, 
also  auch  nicht  den  Zucker  aus  den  französischen  Kolonien, 
ausserdem  noch: 

4.  einer  Zollabgabe,  also  einem  Uberzoll.2) 

Dieser  ÜberzoU  betrug  nach  dem  Gesetz  von  1897: 

a)  für  fremden  Rohzucker  —  ausgenommen  den  nicht  für  den 
inländischen  Konsum  bestimmten  aussereuropäischen  Rohzucker 
—  9  Francs  pro   100  kg; 

b)  für  fremden  raffinierten  und  dem  raffinierten  gleichg-estellten 
(über  98%  Zuckergehalt)  Zucker  pro  100  kg-  16  Francs  nach  dem 
Maximaltarif  und  10  Francs  nach  dem  Minimaltarif  3) 

Dieser  Überzoll  bedeutete  eine  Prämie  zu  Gunsten  des  fran- 
zösischen und  französisch-kolonialen  Zuckers  g"eg"enüber  dem  fremden 
Zucker.  *) 

Eine  Prämie  wurde  aber  den  beiden  französischen  Zucker- 
Kategorien  ausserdem  durch  die  verschiedene  Bemessung-  der 
inneren  Abgabe  zu  teil. 

Diese  innere  Abgabe  war  für  Rohzucker  und  für  raffinierten 
Zucker  auf  einen  Grundbetrag  von  60  Francs  &)  pro  100  kg-  raffi- 
nierten Zuckers  gestellt. 

Aber  nur  der  Zucker  aus  fremden  Ländern  hatte  schlechthin 
für  jede  100  kg  raffinierten  Zackers  60  Francs  innere  Abgabe  zu 
entrichten. 


^)  Für  Kandiszucker  4  Francs  28  Cent. 

2)  Primes,  p.  231 — 232,  265 — 268. 

3)  Für  Kandiszucker  resp.  28  Francs  50  Cent  und  25  Francs  80  Cent. 

*)  Der  Überzoll  des  fremden  Zuckers,  speziell  des  fremden  Rohiuckers,  ■wurde  bei 
der  Wiederausfuhr  aus  Frankreich  nicht  rückvergütet.  Dadurch  wurde  also  auch  die 
Verarbeitung  von  französischem  und  französisch-kolonialem  Zucker  für  die  Ausfuhr 
gegenüber  dem  fremden  Zucker  begünstigt. 

'')  Für  Kandiszucker  auf  einen  Grundbetrag  von  64  Francs  20  Cent. 

2* 
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Bei  dem  Zucker  aus  dem  französischen  Mutterlande  und  in 
etwas  anderer  Weise  bei  dem  Zucker  aus  den  französischen 
Kolonien  erfolgfte  die  Steuerveranlagfung  hingfegen  so,  dass  gewisse 
Überschüsse  an  Zuckererträgnis  oder  gewisse  Fabrikationsabgänge 
angenommen  wurden.  Diejenigen  Zuckermassen,  welche  als  sog. 
Überschüsse  an  Zuckererträgnis  erschienen  oder  auf  den  sog.. 
Fabrikationsabgang  entfielen,  unterlagen  nicht  der  vollen  Abgabe 
von  60  Francs,  sondern  nur  der  halben  Abgabe  von  30  Francs 
pro  100  kg  raffinierten  Zuckers.  Dadurch  stellte  sich  für  die 
Gesamtmasse  des  inländischen  französischen  Zuckers  und  für  die 
Gesamtmasse  des  nach  Frankreich  verbrachten  kolonialen  fran- 
zösischen Zuckers  die  innere  Abgabe  nicht  auf  60  P'rancs, 
sondern  auf  einen  minderen  Betrag  pro  100  kg  raffinierten 
Zuckers. 

Endlich  waren  durch  das  Gesetz  von  1897  im  Hinblick  auf  die 
Transportkosten  für  die  Verbringung  des  Rohzuckers  nach  den 
weit  entfernten,  grösstenteils  von  früher  her  in  den  Seehäfen  an- 
gelegten Zuckerraffinerien  gewisse  Entfernungs-Abzüge  in  einer 
Weise  gewährt  worden,    die   gleichfalls   zu  Prämien  führen  konnte. 

Die  Prämie,  welche  durch  die  Gestaltung  der  inneren  Abgabe 
dem  französischen  und  dem  französisch-kolonialen  Zucker  erwuchs, 
hatte  nach  dem  Vorabkommen  Frankreichs  mit  Deutschland  und 
Österreich-Ungarn  vom  22.  Oktober  1900  nur  in  einer  dort  näher 
bestimmten  Weise  (um  nicht  ganz  zwei  Drittel  ihres  früheren  Be- 
trages) verringert  werden  sollen.^)  Auf  der  Brüsseler  Konferenz 
willigte  Frankreich  aber  in  die  völlige  Beseitigung  auch  dieser 
Prämie. 

In  Gemässheit  der  Brüsseler  Konvention  vom  5.  März  1902 
hat  das  französische  Gesetz  vom  28.  Januar  19032)  bestimmt,  dass 
vom   1.  September  1903  ab 

I.  der  Überzoll    auf  Zucker    aus    fremden  Ländern    nur   noch 
beträgt  (Art.  2): 

a)  für  raffinierten  und  dem  raffinierten  gleichgestellten 
(mehr  als  98  0/0  Zuckergehalt)  Zucker  6  Francs  pro 
100  kg  Effektivgewicht  ;^) 


^)  Primes  p.    161.    Nach  den  französischen  Berechnungen  (1.  c.  p.  247)  würde  sich  i 

die  Prämie  nach  dieser  Verringerung  noch  auf  etwa  4  Francs  95  Cent  für  100  kg  be- 
laufen, also  die  wirkliche  innere  Abgabe  des  französischen  und  französich-kolonialen 
Zuckers  sich  auf  55  Francs  5  Cent  —  statt  60  Francs  —  gestellt  haben. 

2)  Journal  offiziel  v.  29.  I.    1903. 

')   100  kg  Kandis  berechnet  =   107  kg  raffinierten  Zackers. 


J 
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b)  für  Rohzucker  5  Francs    50  Cent   pro    100  kg  EfFektiv- 
g-ewicht  ; 

2.  die  Erniässignng"  der  inneren  Abgabe  für  die  sog.  Über- 
schüsse an  Zuckererträgnis  und  die  sog.  Fabrikationsabgänge 
des  französischen  und  französisch-kolonialen  Zuckers  aufhört 
(Art.  5,  Absatz  5); 

3.  sollen  auch  die  Entfemungs- Abzüge  nur  nach  der  Höhe  der 
wirklichen  Transportkosten  bemessen  werden  dürfen  und 
jedenfalls  nicht  die  im  Gesetz  von  1897  vorgesehenen  Be- 
träge übersteigen  (Art.  3). 

Weiter  hat  das  Gesetz  von  1903  den  Betrag  der  inneren  Ab- 
gabe für  Rohzucker  und  raffinierten  Zucker  auf  25  Francs  pro 
1 00  kg  raffinierten  Zuckers  1)  ermässigt,  die  sog.  Fabrikationsgebühr 
von  I  Francs  pro  100  kg  abgeschafft  und  die  sog.  Raffinierungs- 
gebühr  von  4  Francs  auf  2  Francs  pro  100  kg  herabgesetzt  (Art.  i). 

Für  die  französischen  Kolonien  gilt  die  Brüsseler  Zucker- 
konvention (Art.  11).  Durch  dieselbe  Art.  5  (11)  wird  nicht  aus- 
geschlossen, 2)  dass  im  Verhältnis  zwischen  Frankreich  und  den 
französischen  Kolonien,  sowie  den  verschiedenen  französischen 
Kolonien  unter  sich  dem  Zucker  aus  dem  einen  Teile  bei  der 
Einfuhr  in  den  anderen  Teil  günstigere  Zollbedingungen  gestellt 
werden,  als  dem  Zucker  aus  den  anderen  Verbandstaaten.  Nur 
darf  nach  Art.  3  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  der  Überzoll  zu 
Ungunsten  des  Zuckers  der  fremden  Verbandstaaten  nicht  mehr 
als  6  Francs  für  raffinierten  und  dem  raffinierten  gleichgestellten 
und  5  Francs  50  Cent    für    anderen  Zucker   pro   100  kg   betragen. 

Der  Zucker  aus  den  französischen  Kolonien  entrichtet  bei  der 
Einfuhr  nach  Frankreich  keinen  Überzoll  (Gesetz  von  1897).  Der 
Überzoll,  welchen  Zucker  aus  fremden  Ländern  bei  der  Einfuhr 
nach  Frankreich  nach  dem  Gesetz  vom  28.  Januar  1903  trägt,  be- 
läuft sich  daher  im  Vergleich  mit  den  Abgaben  des  französischen 
Kolonialzuckers  auf  das  von  der  Brüsseler  Konvention  zugelassene 
Maximum  des  Überzolles. 

In  Grossbritannien  hatte  durch  die  I846  erfolgte  Aufhebung 
der  Unterscheidungszölle  der  Zucker  aus  den  britischen  Kolonien, 
speziell  also  auch  aus  Britisch- Westindien,  seine  Vorzugsstellung 
vor  dem  nicht  britischen  Zucker  verloren.  3) 


^)  Kandiszucker  26  Francs  75  Cent  pro   100  kg  Effektivgewicht. 

2)  Vgl.  §  76. 

')  Sitzung  der  Brüss.  Konf.  v.  28.  II.   1902.     (Primes,  p.  562). 
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Im  Mutterlande  Grossbritannien  gab  es  von  1874  bis  1901 
weder  Steuern  im  Inlande  auf  Zucker  noch  Zölle  bei  der  Einfuhr 
von  Zucker.  1) 

Daher  bestand  kein  fiskalischer  Unterschied  hinsichtlich  des 
im  Inland  raffinierten  Zuckers  (inländischen  Rohzucker  gibt  es 
nicht,  da  in  Grossbritannien  keine  Zuckerrübenkultur  existiert),  des 
britisch-kolonialen  und  des  fremden  Zuckers. 

Nach  dem  britischen  Finance  Act  igoi^)  galt  seit  dem 
19.  April  1901: 

1.  Der  in  das  Mutterland  eingeführte  Zucker  unterliegt  bei 
der  Einfährung  gewissen  Zöllen,  ohne  dass  ein  Unterschied 
zwischen  dem  Zucker  aus  britischen  Kolonien  und  dem  aus 
fremden  Ländern  gemacht  wird. 

2.  Zucker,  der  als  Rohzucker  unter  Entrichtung  des  Zolles  ein- 
geführt ist,  erhält,  wenn  er  nach  der  Raffinierung  aus 
Grossbritannien  wieder  ausgeführt  wird,  eine  Rückvergütung, 
welche  so  bemessen  ist,  dass  sie  dem  für  den  Rohstoff  be- 
zahlten Zoll  entspricht. 

(Roh-  oder  raffinierter)  Zucker,  der  unter  Zollentrich- 
tung eingeführt  ist  und  ohne  Verarbeitung  in  Grossbritannien 
wieder  ausgeführt  wird,  erhält  keine  Rückvergütung.  Es 
kann  aber  solcher  Zucker  ohne  Zollentrichtung  in  Zollnieder- 
lagen gelegt  und  von  dort  wieder  ausgeführt  werden. 

3.  Da  Melasse  zu  Zwecken  der  Branntweindestillation  zollfrei 
eingeführt  werden  kann,  so  erhält  die  bei  der  Raffinierung 
von  Rohzucker  sich  ergebende  Melasse,  welche  zur  Brannt- 
weinfabrikation verwendet  wird,  auch,  wenn  diese  Verwen- 
dung im  Inland  geschieht,  eine  entsprechende  Steuerrück- 
vergütung. ^) 

Eine  innere  Abgabe  vom  Zucker  bestand  in  Grossbritannien, 
wo  ja  Rohzucker  nicht  erzeugt  wird,  bisher  nicht. 

Nach  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  (Schlussprotokoll  zu 
Art.  II  A  Ziff.  2)  ist  Grossbritannien  gebunden,  dem  britischen 
Kolonialzucker 4)  keinen  Vorzug  vor  dem  Zucker  aus  den  anderen 
Verbandstaaten  zu  gewähren. 

^)  Anhang  zu  d.  Protok.  d.  Brüssel.  Konf.     (Primas,  p.  452 — 462). 

2)  D.  H.   1901   S.  463. 

*)  Diese  konnte  zu  einer  Prämie  werden,  wenn  ausserdem  der  raffinierte  Zucker 
•wieder  ausgeführt  wurde  und  den  vollen  entrichteten  Zoll  des  Rohzuckers  zurückerhielt. 
Vergl.  die  Erklärungen  auf  der  Brüsseler  Konferenz   (Primes,    p.  258 — 259,   308 — 309). 

*)  Unter  „Kolonial"zucker  ist  auch  der  Zucker  der  „Besitzung"  Britisch-Ostindiea 
zu  verstehen.     Sitzung  der  Brüss.  Konf.  v.   i.  III.   1902  (Primes  p.  386). 
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Doch  begreift  dies  nicht  die  Pflicht  in  sich,  dem  Zucker  aus 
den  —  etwa  Produktions-  oder  Ausftihrprämien  gewährenden  — 
autonomen  britischen  Selbstverwaltungskolonien  im  britischen  Mutter- 
lande den  Nachteil  des  besonderen  Ausgleichszolles  aufzuerlegen, 
welcher  in  solchem  Falle  gegenüber  dem  Zucker  aus  Prämien  ge- 
währenden fremden  Nichtverbandsländern  nach  Art.  4  der  Kon- 
vention aufzuerlegen  ist.i) 

Es  ist  ein  britisches  Gesetz  vom  11.  August  1903  zur  Durch- 
führung der  Brüsseler  Konvention  vom  5.  März  1902  und  zur 
Herstellung  der  Übereinstimmung  der  britischen  Gesetzgebung  und 
Einrichtungen  mit  jener  Konvention  ergangen. 2) 

Dieses  Gesetz^)  bestimmt: 

1.  wenn  die  ständige  Zuckerkommission  in  Brüssel  eine  direkte 
oder  indirekte  Zucker-Erzeugnngs-  oder  -Ausfuhrprämie  in  einem 
fremden  Lande  feststellt,  so  soll  durch  königliche  Verordnung  die 
Einfuhr  von  Zucker  aus  dem  betreffenden  Lande  verboten  werden,^) 
es  sei  denn,  dass  durch  Parlamentsbeschluss  an  Stelle  des  Einfuhr- 
verbotes s)  die  Verhängung  eines  besonderen  Ausgleichszolles  gegen 
solchen  Zucker  entsprechend  der  Brüsseler  Konvention  angeordnet 
wird. 

2.  Durch  königliche  Verordnung  soll  ein  Ursprungs-Zeugnis 
oder  ein  anderer  Ursprungs-Nachweis  für  allen  Zucker  angeordnet 


1)  Vergl.  §  28. 

2)  [3  Edw.  7]  Chapter  21.  —  Im  House  of  Commons  worde  am  4.  VIII.  1903  das  Be- 
denken angeregt,  die  britischen  Gerichte  würden  zur  Auslegung  dieses  britischen  in  englischer 
Sprache  abgefassten  Gesetzes  die  in  französischer  Sprache  abgefasste  Konvention  (speziell 
den  Prämienbegriff  derselben)  nicht  verwenden,  wenn  nicht  der  Wortlaut  der  Konvention 
als  Anhang  (und  in  englischer  Übersetzung?)  in  das  Gesetz  aufgenommen  würde.  — 
Sollten  aber  britische  Gerichte  in  die  Lage  kommen,  so  wäre  es  u.  E.  Rechtspflicht 
derselben,  die  Konvention  als  massgebliches  Völkerrecht  heranzuziehen  und  anzuwenden. 

')  Das  Gesetz  soll  citiert  werden  als  ,the  Sugar  Convention  Act,  1903.' 
*)  In  Gemässheit  dieser  Bestimmung  und  auf  Grund  der  Feststellungen  der 
ständigen  Kommission  ist  durch  eine  am  12.  VIII.  1903  im  britischen  Amtsblatt  ver- 
öffentlichte Verfügung  die  Einfuhr  von  Zucker  mit  Ausnahme  von  Melasse  und  die  Ein- 
fuhr von  durch  Zucker  versüssten  Erzeugnissen  aus  Dänemark,  Russland  und  Argentinien 
vom  I.  IX.  1903  ab  verboten  worden,  soweit  es  sich  nicht  um  Durchfuhrverkehr  handelt. 
Nationalzeitung  v.   13.  VIII.   1903. 

'•)  Wenn  auch,  wie  unten  §  65  (§  66)  ausgeführt  wird,  ein  entsprechender 
Ausgleichszoll  gegen  Zuckerprämien  eines  fremden  Landes  trotz  vertragsmässigen  Anspruches 
des  letzteren  auf  Meistbegünstigung  als  zulässig  anzusehen  ist,  so  kann  die  Erwiederung 
einer  solchen  Prämie  mit  einem  Einfuhrverbot  doch  möglicherweise,  weil  über  das  ent- 
sprechende Mass  hinausgehend,  mit  der  Meistbegünstigung  unvereinbar  sein.  Darauf 
wurde  auch  im  House  of  Commons  am  4.  VIII.   1903  hingewiesen. 
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werden    können,    welcher    nach    Grossbritannien    eingfeführt    oder 
verbracht  wird,  sei  es  im  Durchfuhrverkehr  oder  sonstwie. 

3.  Die  vorerwähnten  Bestimmungfen  (i  und  2)  sollen  aber 
nicht  fiir  Melasse  und  das  Einfuhrverbot  oder  der  Ausgleichszoll 
auch  nicht  fiir  Durchfuhr-Zucker  gelten. 

4.  Durch  königliche  Verordnung  kann  jede  Zuckerfabrik^ 
Zuckerraffinerie  und  Melasse-Entzuckerungsanstalt  in  Grossbritannien 
der  Überwachung  der  Beamten  entweder  des  Zoll-  oder  des  Inland- 
steuer-Dienstes unterworfen  werden. 

5.  Die  Zuckersteuern,  welche  nach  dem  Finance-Akt  1901  zu 
entrichten  sind,  sollen  bei  der  Ablieferung  des  Zuckers  von  der 
Fabrik  oder  Raffinerie  erhoben  werden  und  sollen  gleich  hoch 
sein,  wie  die  Abgaben,  welche  von  den  nämlichen  Artikeln  bei  der 
Einfuhr  zu  entrichten  sind.i) 

6.  Keine  Bestimmung  dieses  Gesetzes  soll  auf  Glukose  An- 
wendung finden.  2) 

Entsprechend  der  bisherigen  Stellung  der  britischen  Kolonien 
und  Besitzungen  im  britischen  Reiche  ist  das  Zuckerregime  in  den 
einzelnen  britischen  Kolonien  und  Besitzungen  nach  dem  selbständigen 
wirtschaftlichen  Interesse  jeder  einzelnen  Kolonie  oder  Besitzung 
reguliert. 

Die  britische  Regierung  hat  aber  in  der  Brüsseler  Konvention 
und    dem    Schlussprotokoll    zu    derselben     ausdrücklich     für     alle 


*)  Durch  diese  Verordnung  dürfte  die  Prämie,  welche  in  Grossbritannien  nach  der 
Behauptung  mancher  (Primes  p.  241,  242,  257,  258,  259,  308,  309,  318  —  „Die  deutsche 
Zuckerindustrie"  1903,  S.  1044)  bisher  bestanden  hatte,  in  Zukunft  ausgeschlossen  sein. 
Insbesondere  fallt  die  Steuerrückvergütung  und  damit  die  Prämie  weg,  welche  früher 
entstand,  wenn  einerseits  für  die  bei  der  inländischen  Raffiniernng  sich  ergebende 
Melasse  eine  Steuerrückvergütung  gewährt  und  andererseits  bei  demnächstiger  Ausfuhr 
der  Raffinade  der  volle  Betrag  des  Rohzucker-Zolles  zurückerstattet  wurde. 

2)  Auf  Grund  des  Sugar  Convention  Act  1903  sind  als  Sugar  Convention  Regulations 
(im  Supplement  to  the  London  Gazette)  zwei  königliche  Verordnungen  vom  1 1 .  August 
1903  veröffentlicht  worden,  nämlich: 

1.  Verordnung,  durch  welche  —  entsprechend  den  Feststellungen  der  ständigen 
Kommission  in  Brüssel  —  ein  Einfuhrverbot  gegen  Zucker  aus  Dänemark,  Russland 
und  Argentinien  angeordnet  wird.  Eine  Anlage  zu  dieser  Verordnung  bilden  und  in 
letzterer  als  bindend  erklärt  werden  die  in  Gemässheit  des  Artikels  8  der  Brüsseler 
Konvention  am  20.  Juni  1903  von  der  ständigen  Kommission  beschlossenen  Artikel, 
betreffend  die  Ursprungszeugnisse  des  Zuckers  und  die  Kontrolle  der  Durchfuhr  von 
Zucker  (vgl.  unten  §  32). 

2.  Verordnung,  durch  welche  die  Zuckerfabriken,  Raffinerien  und  Melasse-Ent- 
zuckerungsanstalten  unter  die  Aufsicht  der  Beamten  des  Zoll-  oder  des  Inland- Stener- 
dienstes  gestellt  werden. 
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britischen  Kronkolonien  i)  gewisse  Verpflichtung-en  übernommen 
und  andererseits  gewisse  Vorteile  ausbedungen,  auch  sich  (Schluss- 
protokoll zu  Art.  ii)  die  Befugnis  vorbehalten,  namens  der  Kron- 
kolonien 2)  jener  Konvention  beizutreten,  und  erklärt,  die  Konvention 
den  britischen  Selbstverwaltungs-Kolonien  und  der  Besitzung" 
Britisch-Ostindien  unterbreiten  zu  wollen,  damit  letztere  in  der 
Lage  seien,  ihre  Bereitschaft  zum  Beitritt  zu  der  Konvention  zu 
erklären. 

Die  britische  Regierung  hat  die  Verpflichtung  übernommen^ 
dass  dem  Zucker  der  britischen  Kronkolonien  während  der  Dauer 
der  Konvention  keine  direkte  oder  indirekte  Prämie  bewilligt  werde 
(Schlussprotokoll  zu  Art.  ii  A.  i)^),  und  ferner  Vorkehrungen  zu 
treffen,  um  zu  verhindern,  dass  prämiierter  Zucker,  welcher  durch 
jene  Kolonien  durchgeführt  werde,  auf  dem  Markte  des  Bestimmungs- 
landes der  Vorteile  der  Konvention  teilhaftig  werde  (Art,  8). 
Andererseits  hat  sie  auch  zu  Gunsten  des  Zuckers  dieser  britischen 
Kronkolonien  erwirkt,  dass  derselbe  in  die  anderen  Verbandsländer 
zum  niedrigsten  Satze  des  Einfuhr-ZoUtarifes  derselben  eingelassen 
werden  muss  (Art.  5), 

Im  übrigen  kommt,  wie  gesagt,  für  die  einzelnen  britischen 
Kolonien  und  Besitzungen  ein  deren  besonderem  Interesse  ent- 
sprechendes besonderes  Zuckerregime  in  Betracht. 

a)  In  Britisch-Ostindien*)  wird  von  dem  inländischen  indischen 
Zucker  keine  Steuer  erhoben.  Aus  fiskalischen  Gründen  ist  der 
eingeführte  Zucker  mit  einem  Wertzoll  von  5 » 0  belastet.  Grund- 
sätzlich^) wird  bei  der  Zoll- Auf  läge  nicht  zwischen  Zucker,  der  aus 
britischen  oder  nichtbritischen  Ländern  kommt,  unterschieden. 


^)  Hinsichtlich  der  britischen  Besitzungen,  die  nicht  Kronkolonien  und  nicht 
Selbstverwaltungskolonien  sind,  vgl.  auch  !5§  28  u.  38. 

2)  Ueber  die  Stellung  der  britischen  Kronkolonien  Mitteilung  des  britischen 
Minister  des  Auswärtigen  an  die  deutsche  Regierung  in  Drucksachen  des  deutschen 
Reichstages  II   1900/1902,  No.  661   (Schippel,  S.  415  Note  62). 

')  Zur  Zeit  der  Brüsseler  Zuckerkonferenz  gab  es  schon  keine  direkte  oder  indirekte 
Ausfuhr-  oder  Produktionsprämien  für  den  Zucker  in  den  britischen  Kronkolonien  (Primes» 
p.  231   u.  264). 

*)  Primes,  p.  462 — 468.  Britisch-Ostindien  ist  eine  britische  „Besitzung",  nicht 
Kolonie  (Primes  p.  386).  „Die  Zuckerindustrie  in  Britisch-Indien"  in  Berichten  ü.  H. 
u.  I.   1903.     S.  451 — 485,  insbes.  S.  479 — 481, 

^)  Da  die  Zollverwaltung  den  Wert  des  Zuckers  aus  den  einzelnen  Ländern  von 
Zeit  zu  Zeit  festsetzt,  könnte  sie  höchstens  durch  relativ  niedrige  Wertansetzung  den 
Zucker  aus  britischen  Ländern  bevorzugen.  Der  Zoll  betrug  I899  etwa  i*/^  sh. 
für   IOC  kg  (Primes,  p.  462). 
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Bei  der  Wiederausfuhr  (binnen  2  Jahren)  werden  "/g  des  Zolles 
zurückerstattet. 

Nach  dem  Vorbilde  der  Akte  der  Vereinigten  Staaten  vom 
24.  Juli  1897  ist  zu  dem  Indien  Tariff  Art  1894  ein  Indien  Tariff 
Amendment  Act  1898  hinzugefügt  worden,  durch  welchen  die 
indische  Regierung  die  Befugnis  erhielt,  den  Zucker,  welcher  aus 
Prämien  gewährenden  Ländern  nach  Indien  eingeführt  wird,  mit 
einem  besonderen,  der  Prämie  gleichkommenden  Ausgleichszoll 
zu  belegen.!)     Es  heisst  in  dem  Akte: 

„Wenn  ein  Land,  eine  Dependenz  oder  eine  Kolonie  Prämien 
gewährt,  so  .  .  ."  Nach  dem  Wortlaut  würde  also  auch  Zucker  aus 
einer  anderen  britischen  Kolonie,  welche  Prämien  gewährt,  mit 
diesem  Ausgleichszoll  belegt  werden  können. 

Durch  den  Indien  Sugar  Duties  Act  vom  6.  Juni  1902  ist  die 
indische  Regierung  noch  weiter  ermächtigt  worden,  besondere 
Ausgleichszölle  —  ausser  gegenüber  den  Prämien  fremder  Staaten 
—  auch  gegenüber  den  finanziellen  Wirkungen  ausländischer  Zucker- 
kartelle aufzulegen,  welche  durch  monopolistische  Preissteigerung 
des  Zuckers  in  ihrem  Inland  sich  in  die  Lage  bringen,  den  Zucker 
der  Kartellmitglieder  (etwa  unter  Gewährung  von  Kartell- Ausfuhr- 
prämien) zu  einem  künstlich  überniedrigten  Preise  ins  Ausland  und 
so  auch  nach  Indien  auszuführen. 2) 

Die  britisch-indische  Regierung  hat  sich,  wie  in  der  Sitzung 
der  Brüsseler  Zuckerkonferenz  vom  3.  März  1902  auf  Antrag  der 
deutschen  Delegierten  ausdrücklich  seitens  der  britischen  Delegierten 
z\i  Protokoll  gegeben  worden  ist,  bereit  erklärt,  die  damals  gegen- 
über dem  Zucker  aus  Verbandstaaten  in  Britisch-Indien  bestehenden 
besonderen  x^-UsgleichszöUe  aufzuheben,  wenn  ein  Übereinkommen 
zur  Beseitigung  der  Prämien  zu  stände  komme.^) 

Sie  hat  demgemäss  beschlossen,  dass  die  Ausg-leichszölle  gegen 
den  Zucker  der  Verbandstaaten  vom  i.  März  1904  ab  fortfallen 
sollen.  Bis  dahin  werden  sie  aufrecht  erhalten,  da  die  indische 
Regierung  der  Ansicht  ist,  der  in  der  Zwischenzeit  vom  i.  September 


1)  Vgl.  §   19. 

2)  The  Economist  1902,  p.  980.  Abgesehen  von  dem  s'^/o  Einfuhr-Wertzoll  hatte 
<ler  deutsche  Zucker  einen  Ausgleichszoll  von  5  Lstr.  10  sh.  5  d.  per  Tonne,  der 
österreichische  Zucker  einen  Ausgleichszoll  von  6  Lstr.  5  sh.  2  d.  per  Tonne  zu  ent- 
richten. Bezüglich  der  in  Britisch-Ostindien  dem  französischen  und  dem  niederländischen 
Zucker  auferlegten  Ausgleichszölle  vgl.  D.  H.   1903,  S.  107  u.  297. 

')  Sitzung  der  Brüss.  Konf.  v.  16.  XU.  1901  u.  3.  III.  1902.  (Primas,  p.  197 — 198 
397—398). 
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1903  bis  zum  I.  März  1904  in  Indien  eingfefiihrte  Zucker  werde 
gTÖsstenteils  noch  Prämien  empfang-en  haben.i) 

Zucker  ohne  Ursprungfsnachweis  hat  den  höchsten  vom  General- 
Gouverneur  mit  Bezug-  auf  Zucker  irgend  welcher  Art  bestimmten 
Zuschlag-  oder  Sonderzoll  zu  entrichten.^) 

Britisch-Ostindien  beabsichtigt  nicht,  sich  der  Brüsseler  Zucker- 
konvention vom  5.  März  1902  anzuschliessen.^) 

ß)  Die  Britischen  Kolonien.*) 

I.  Britische  Selbstverwaltungskolonien. 

In  einer  Reihe  britischer  Kolonien  werden  Zölle  von  dem  ein- 
geführten Zucker  erhoben. 

In  dem  Australischen  Bund  (Commonwealth  of  Australia)  5)  wird 
auch  eine  Verbrauchssteuer  von  dem  inländischen  Zucker  erhoben 
und  müssen  ausserdem  Gebühren  fiir  Herstellungs-Licenzen  ent- 
richtet werden.6) 

Sonst  wird  in  den  britischen  Kolonien  dem  inländischen  Zucker 
keine  Steuer  auferlegt. 

Es  bestehen  aber  folgende  hier  interessierende  Besonderheiten : 

1.  Australischer  Bund. 

Namentlich  Queensland,  aber  auch  Viktoria  produzieren  Zucker 
und  führen  solchen  auch  aus.  Aus  Queensland  geht  Zucker  ins- 
besondere nach  den  Bundesstaaten  Viktoria,  Neu-Südwales,  Tas- 
manien   und  ausserdem  nach  Neu-Seeland;    aus  Viktoria  nach  den 


^)  Vgl.  §  49  gegen  Ende  (Anm.). 

-)  „Die  deutsche  Zuckerindustrie"  1903,  S.  1321.  Der  höchste  Zuschlag  wird  zur 
Zeit  von  dem  Zucker  aus  Argentinien  erhoben. 

5)  Mitteilung  des  britischen  Staatssekretärs  für  Indien  Lord  Hamilton  im  House  of 
Commons  v.  21.  VII.  1903.  Vgl.  auch  über  den  Standpunkt  der  britisch  -  indischen 
Regierung  das  Schreiben  derselben  an  den  Staatssekretär  für  Indien  vom  10.  I.  1901 
(Miscellaneous  No.  5  (1902),  p.  5,  15,  30).  Auf  der  Brüsseler  Konferenz  hatte  der 
britisch-indische  Delegierte  Ozanne  darauf  hingewiesen:  wenn  Britisch-Indien  beiträte, 
würden  die  dortigen  grossen  Zuckerraffinerien  und  Zuckerfabriken  europäischer  Ein- 
richtung, nicht  aber  die  2000 — 3000  kleinen  Zuckerfabriken  der  Eingeborenen,  die  ja 
auch  keine  Zuckersteuern  bezahlten,  einem  fiskalischen  Niederlageverfahren  unterworfen 
werden  können.    (Primes,  p.  401.) 

*)  Anhang  zu  den  Protokollen  der  Brüsseler  Konferenz  (Primes,  p.  469 — 573). 

^)  Vgl.  das  Zollgesetz  (D.  H.  1902  S.  424)  und  die  Verbrauchssteuer-Gesetze  uad 
Verordnungen,   Zolltarife  u.  s.  w.  des  Australischen  Bundes  (D.  H.   1903  S.   259 — 294). 

®)  Verbrauchssteuergesetz  des  Australischen  Bundes  v.  5.  X.  1901  (No.  9/1901); 
Verbrauchssteuertarif-Gesetz  v.  26.  VII.  1902  (No.  11/1902);  Zuckersteaerverordnung  des 
Generalgouverneurs  des  Australischen  Bundes  v.  i.VIII.  1902.  Vgl.  speziell  Verbrauchs- 
steuergesetz V.  5.  X.   1901   No.  58  und  59. 
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Bundesstaaten  Neu-Südwales  und  Tasmanien  und  ausserdem  nach 
Neu-Seeland.i) 

Es  beträgt  im  Australischen  Bund: 

a)  der  Zoll  auf  eingeführten  Zucker: 2) 

1.  auf  eingeführten  Rohrzucker  6  sh.  pro  cwt.; 

2.  auf  anderen  eingeführten  Zucker,  also  speziell  eingeführten 
Rübenzucker  10  sh.  pro  cwt.; 

b)  die  Verbrauchssteuer  auf  inländischen  Zucker  3)  3  sh.  pro  cwt. 
Bis  zum  I.  Januar  1907  soll  aber  dem  inländischen  Zucker  aus 

ausschliesslich  durch  Arbeit  von  weissen  Arbeitern  hervorgebrachten 
Zuckerrohr  eine  Rückvergütung  von  4  sh.  für  die  Tonne  Zucker- 
rohr bei  einem  Zuckerertrag  des  Zuckerrohrs  von  10  0/0,  also  2  Lstr. 
für  jede  Tonne  des  Zuckergehalts  des  Zuckerrohrs  erstattet  werden. 

Dabei  ist  das  Bundesgebiet  unter  Annahme  eines  Durchschnitts- 
Zuckergehalts  des  Zuckerrohrs  zwischen  1:2, 5*^/0  —  10  0/0  in  4  Distrikte 
geteilt  und  dem  Generalgouverneur  vorbehalten,  in  jedem  folgenden 
Jahre  die  Abstufung  in  Hinsicht  auf  den  Durchschnitts-Zuckergehalt 
des  Rohres  in  den  4  Distrikten  abzuändern. 

Die  Rückvergütung  erhält  der  Pflanzer. 

Bei  10  0/0  Zuckergehalt  des  Zuckerrohrs  (also  im  4.  Distrikt) 
beträgt  die  Rückvergütung  etwa  ii/.  Pence  pro  cwt.,  sodass  dieser 
inländische  Zucker  eine  Steuer  entrichtet  von  2  sh.  10^5  d.  pro  cwt. 

Nach  Art.  90  eh.  5  der  Australischen  Bundesverfassung  steht 
die  Befug-nis,  Prämien  für  die  Erzeugung  oder  Ausfuhr  von  Waren 
zu  bewilligen,  ausschliesslich  dem  Bundesparlament  zu.  Jedoch 
können  die  australischen  Einzelstaaten  nach  Art,  91  ebenda  solche 
Prämien  gewähren,  wenn  vorher  ein  dies  genehmigender  Beschluss 
der  beiden  Kammern  des  Bundesparlaments  ergangen  ist.*) 

Nach  obigem  zahlt  pro   100  kg^) 

1.  ausländischer  Rübenzucker  etwa  20  sh.; 

2.  ausländischer  Rohrzucker         „      12     „ 

3.  inländischer  Zucker  ö     „ 

4.  inländischer  Rohrzucker  aus  von  weissen  Arbeitern  erzeugtem 
Zuckerrohr  mit  10  0/0  Zuckergehalt  etwa  5  sh.  93/.   d. 

')  Primes,  p.  497,  499. 

^)  Primes,  p.  470.  Bezüglich  West-Australiens  (während  der  ersten  5  Jahre  des 
einheitlichen  Zolltarifs)  vgl.  noch  die  Note  I.  c.  p.  470.  Unter  anderem  unterliegt  in 
West-Australien  Ahornzncker  einem  besonderen  Zolle.  Vgl.  ferner  Zolltarif  für  den 
Australischen  Bund  v.  16.  IX.   1902  (Einfuhrzölle  Abteilung  III). 

^)  Primes,  p.  474. 

*)  Primes,  p.  476. 

^)  I  cwt.  =  50,8024  kg. 
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Sehen  wir  von  Ziff.  4  (5  sh.  g^j^  d.)  ab,  so  würde  der  Überzoll 
des  ausländischen  Rübenzuckers  über  den  inländischen  Zucker 
14  sh.  pro   100  kg  betrag-en. 

Das  Maximum  des  von  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  (Art.  3) 
zugelassenen  Überzolles  von  6  Francs  (=  etwa  48/10  sh.)  für  raffi- 
nierten Zucker  und  51/2  Francs  für  nichtraffinierten  Zucker  ist 
also  erheblich  überschritten.  Gemäss  Art.  4  Absatz  3  der  Brüsseler 
Konvention  würde  demnach  der  inländische  australische  (raffinierte) 
Zucker  als  prämüert  zu  erachten  sein  in  Höhe  von 

14  sh.  —  48/10  sh. 
— '- =  43/3  sh.  pro   100  kg. 

Auf  Anordnung  der  ständigen  Kommission  werden  also  die 
Brüsseler  Verbandstaaten  (jedoch  mit  Ausnahme  von  Gross- 
britannien) den  australischen  (raffinierten)  Zucker  eventuell  mit 
einem  besonderen  Ausgleichszoll  von  4^/^  sh.  pro  100  kg  belegen 
müssen. 

In  Bezug  auf  die  künstlich  zuckerhaltig  gemachten  Waren, 
wie  Konfitüren,  Marmeladen  u.  s.  w.^),  ist  im  Falle  der  Ausfuhr 
derselben  aus  dem  Gebiet  des  australischen  Bundes  die  Rückver- 
gütung der  Verbrauchssteuer  von  dem  darin  enthaltenen  inländischen 
Zucker  (vom  9.  Oktober  1901  ab)  anders  und  in  weitergehendem 
Masse  angeordnet,  als  durch  Verordnung  vom  25.  Augfust  1902  die 
Rückvergütung  des  Zolles,  welcher  für  in  jenen  Waren  enthaltenen 
eingeführten  Zucker  entrichtet  worden  war.  Auch  daraus  erwächst 
möglicherweise  für  den  in  solchen  zuckerhaltigen  Waren  enthaltenen 
australischen  Zucker  eine  Prämie.  Es  hängt  aber  von  dem  selb- 
ständigen Entscheid  jedes  Brüsseler  Verbandstaates  ab^  ob  er 
wegen  dieser  letzteren  Prämie  solche  australische  zuckerhaltige 
Waren  mit  einem  Ausgleichszoll  belasten  will. 2) 

2.  Kanada. 

In  Kanada  wird  nur  der  eingeführte  Zucker  mit  einem  Zoll, 
nicht  aber  der  inländische  Zucker  mit  einer  Steuer  belegt 3) 

Nach  dem  kanadischen  Gesetz  61  Viktoria,  chap,  37,  abgeändert 
durch  Gesetz  63  und  64  Viktoria,  chap.  15,  ist  ein  um  ein  Drittel 
ermässigter  Vorzugstarif,   wie   für    die   Produkte    des   Bodens   und 


^)  ^ßl"  ^'  betr.  austral.  Gesetze  u.  Verordnungen  in  D.  H.  1903,  S.  266  u.  294 
u.  ferner  d.  austral.  Ver.  v.  28.  VIII.  1902,  betr.  Herstellung  v.  Waren  in  Zoll-Fabrik- 
lagern, i.  D.  H.   1903,  S.  105. 

')  Vgl.  §  31. 

*)  Primes,  p.  469,  474. 
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der  Industrie  überhaupt,  so  für  den  Zucker  eingeräumt,  wenn  der- 
selbe nach  Kanada  direkt  eingeführt  wirdri) 

1.  aus  Grossbritannien; 

2.  aus  folgenden  britischen  Kolonien:  Bermudas  -  Inseln, 
Bahama-lnseln,  Jamaika,  Turques  und  Caiques-Inseln,  Inseln  unter 
und  über  dem  Wind,  Barbados,  Trinidad,  Tobago,  Britisch-Guyana; 

3.  aus  jeder  anderen  britischen  Kolonie  oder  Besitzung,  deren 
Zolltarif  —  im  ganzen  genommen  —  für  Kanada  so  günstig  ist, 
wie  der  oben  erwähnte  kanadische  Vorzugstarif  für  die  betreffende 
Kolonie  oder  Besitzung  vorteilhaft  ist. 

Diesen  Vorzugstarif  geniesst  der  Rohzucker  aus  dem  betreffenden 
britischen  Lande  und  ferner  der  aus  demselben  kommende  raffinierte 
Zucker  dann,  wenn  dem  kanadischen  Zollminister  in  einer  von  ihm 
genügend  erachteten  Weise  nachgewiesen  wird,  dass  dieser  raffi- 
nierte Zucker  ausschliesslich  aus  Rohzucker  hergestellt  ist,  welcher 
aus  britischen  Kolonien  oder  Besitzungen  stammt. 2) 

Es  wird  in  Kanada  bei  der  Einfuhr  der  Ahomzucker  einem 
anderen  (niedrigeren?)  Zolle  als  der  sonstige  Zucker  unter- 
worfen. Letzterer  unterliegt  einem  spezifischen  Zolle^),  der  Ahom- 
zucker hingegen  einem  Wertzoll  von  20  0/0,  der  sich  also  für  Ahorn- 
zucker aus  den  obengenannten  britischen  Ländern  auf  is^s'^/o  des 
Wertes  ermässigt. 

Auf  den  als  Rohzucker  eingeführten  Zucker,  welcher  als 
raffinierter  Zucker  wieder  ausgeführt  wird,  gewährt  Kanada  eine 
Rückvergütung  von  90  0/0  des  entrichteten  Zolles.*) 

Die  gesetzgebende  Versammlung  der  kanadischen  Provinz 
Ontario  hat  1902  ein  Gesetz  angenommen,  wonach  der  inländischen 
Zuckerproduktion  aus  inläridischen  Zuckerrüben  auf  die  Dauer  von 
drei  Jahren  —  unter  g'ewissen  Voraussetzungen  —  gewisse  Prämien 
zugesichert  werden.^) 

3.  Die  britischen  Kolonien  in  Südafrika.«) 

^)  Primes,  p.  469.  Depesche  des  britischen  Staatssekretärs  Marquess  of  Lansdowne 
an  den  britischen  Geschäftsträger  in  Berlin  Mr.  Buchanan  v.  20.  VI.  1903.  (Commercial, 
No.  5  (1903),  p.  39.) 

2)  Den  Waren,  -welche  in  Grossbritannien  aus  ausländischen  Rohstoffen  hergestellt 
sind,  wird  in  Kanada  als  britischen  Waren  der  Vorzugstarif  gewährt,  wenn  der  Wert  der 
in  Grossbritannien  erfolgten  Verarbeitung  mindestens  25 "/(,  des  Gesamtwertes  der  Waren 
ausmacht.     (The  Times  v.  26.  VIII.   1903,) 

3)  Primes,  p,  469. 
*)  Primes,  p.  475. 

^)  Primes,  p.  475,  476. 

•)  Transvaal-  und  Oranje-Kolonie  sind  gegenwärtig  noch  nicht  Selbstverwaltungs- 
kolonien. 
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Am  24.  März  1903  ist|  zwischen  der  Kapkolonie,  Natal,  Trans- 
vaal, der  Oranjekolonie  und  Süd-Rhodesien  eine  Zollvereinskon- 
vention geschlossen  worden  und  für  die  Einfuhr  in  das  Bereich 
dieser  Zollunion  den  Waren  Grossbritanniens  ein  Vorzugstarif 
(Art.  3)  eingeräumt  worden,  welcher  die  Wertzölle  des  Tarifs  um 
25  0/0  ermässigt  und  in  Klasse  ELI  des  Tarifs  (Maschinen,  Gerätschaften, 
industrielle  Erzeugnisse)  den  Wertzoll  von  2i/2<'/o  ganz  erlässt.i) 

Die  Kolonie  Natal  produziert  Rohrzucker  und  führt  solchen  auch 
aus  nach  der  Kap-Kolonie.  2)  Für  den  inländischen  Zucker  besteht 
keine  Steuer.  3) 

Für  den  in  den  britisch-südafrikanischen  Zollverein  eingeführten 
Zucker  besteht  ein  Zollsatz  pro   100  Pfund  von 

a)  3  sh.  6  d.  für  nicht  raffinierten  Zucker, 

b)  5  sh.  für  raffinierten  Zucker. 

Nach  Artikel  5  der  britisch-südafirikanischen  Zollvereinskon- 
vention soll  innerhalb  des  Bereiches  derselben  von  dem  Zeitpunkt 
des  Inkrafttretens  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  vom  5.  März  1902,, 
d.  h.  vom  1.  September  1903  ab  von  dem  prämiierten  Zucker  und  den 
prämiierten  zuckerhaltigen  Erzeugnissen  *)  aus  Ländern,  welche  nicht 
zu  dem  Zuckerverband  der  Brüsseler  Konvention  gehören,  ein  der 
Prämie  gleichkommender  besonderer  Zuschlagszoll  erhoben  werden. 

Die  verschiedenen  britischen  Selbstverwaltungskolonien  be- 
absichtigen nicht,  sich  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  vom 
5.  März  1902  anzuschliessen.5) 

II.  Britische  Kronkolonien.«) 

1)  South  Africa  (Cd,  1599 — 1903).  Art.  4  der  britisch-südafrikanischen  Zollvereins- 
konvention fasst  ins  Auge,  dass  von  einem  noch  zu  bestimmenden  künftigen  Zeitpunkt 
ab  unter  der  Voraussetzung  entsprechender  reciproker  Bevorzugungen  auch  den  anderea 
britischen  Kolonien,  Protektoraten  oder  Besitzungen  ähnliche  Tarifermässigungen  gewährt 
"werden  sollen,  wie  dem  britischen  Mutterlande. 

*)  Primes,  p.  501. 

')  Primes,  p.  471,  474,  492. 

*)  Diese  Bestimmung  geht  über  die  entsprechenden  Bestimmungen  der  Brüsseler 
Zuckerkonvention  hinaus.  Letztere  untersagt  zwar  den  Verbandstaaten  in  Art.  i  auch 
Prämien  auf  zuckerhaltige  Erzeugnisse.  Aber  sie  ordnet  in  Art.  4  einen  besonderen 
Ausgleichszoll  nur  gegen  prämiierten  Zucker,  nicht  aber  gegen  prämiierte  zuckerhaltige 
Erzeugnisse  aus  !Nicht-Verbandstaaten  an. 

'>)  Mitteilung  des  Kolonial-Staatssekretärs  Chamberlain  im  britischen  House  of 
Commons  vom  21.  VII   1903. 

•)  Bezüglich  der  von  Grossbritannien  abhängigen  Gebiete,  die  weder  Kronkolonien 
noch  Selbstverwaltungskolonien  sind,  noch  die  Besitzung  Britisch-Ostindien  ausmachen,, 
insbesondere  also  bezüglich  der  britischen  Protektorate  vgl.  die  Bemerkungen  in 
§§  37  u.  38.  Uganda,  welches  ein  sog.  britisches  Protektorat  und  britisches  Gebiet  ist, 
soU  zu  erheblicher  Zuckererzeugung  sich  eignen. 
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I .  Unter  den  auf  Zuckerausfuhr  angewiesenen,  Zucker  erzeugenden 
britischen  Kronkolonien  kommen  hauptsächUch  in  Betracht 

a)  eine  Reihe  von  Inseln  in  Britisch- Westindien  (Barbados, 
St.  Christopher-Nevis,  Antigna,  St.  Vincent,  St.  Lucia  u.  a.,  sowie 
Jamaika),  ferner  Trinidad-Tobago  und  Britisch-Guyana ;  i) 

b)  die  Insel  Mauritius; 

c)  die  Fidji-Inseln.2) 

Die  Zucker-Ausfuhr  von  den  Fidji-Inseln  geht  nach  Neu-See- 
land.  Die  Zuckerausfuhr  von  Mauritius  geht  (Statistik  von  1900) 
jetzt  insbesondere  nach  folgenden  Teilen  des  britischen  Reiches: 
Indien,  Kapkolonie,  Australien,  Grossbritannien  und  ausserdem  nach 
den  Vereinigten  Staaten. 

Für  den  Zucker  von  Britisch-Westindien  und  Britisch-Guyana 
sind  (Statistik  von  1 900)  schon  seit  längerer  Zeit  nicht  mehr  Gross- 
britannien, wohin  allerdings  auch  ein  Teil  der  Ausfuhr  geht,  sondern 
die  Vereinigten  Staaten  bei  weitem  die  wichtigsten  Abnehmer. 
Auch  nach  Kanada  geht  einiger  Zucker  von  dort. 

Von  Trinidad  wird  zwar  noch  mehr  Zucker  (Statistik  von  1900) 
nach  Grossbritannien  als  nach  den  Vereinigten  Staaten  ausgeführt. 
Aber  auch  die  Ausfuhr  nach  den  letzteren  ist  sehr  erheblich. 

Die  Zuckerausfuhr  aus  Britisch-Westindien  und  Britisch-Guyana 
nach  den  Vereinigten  Staaten  ist  durch  die  Reciprozitätsverträge 
gefördert  worden,  welche  die  britische  Regierung  zu  Gunsten 
dieser  britischen  Kolonien  mit  den  Vereinigten  Staaten  geschlossen 
hat.  3) 

Diese  Zuckerausfuhr  nach  den  Vereinigten  Staaten  erscheint 
aber  durch  das  veränderte  Verhältnis  bedroht,  in  welches  die  Ver- 
einigten Staaten  nach  dem  spanisch-amerikanischen  Kriege  von  1898 
zu  den  in  bedeutendem  Masse  Zucker  produzierenden  Inseln  Kuba, 
Portorico  und  den  Philippinen  getreten  sind. 

Die  Überlegenheit  des  prämiierten  europäischen  Rübenzuckers 
hatte  die  ausserordentliche  Verringerung  der  Zuckerausfuhr  nament- 
Hch     von    Britisch-Westindien     nach    Grossbritannien     veranlasst. 


1)  ,Progress  of  the  Sugar  Trade'  Report  to  the  Board  of  Trade,  printed  August  1884 
(Br.  Bl.  1884  No.  325).  Primas  p.  492,  493 — 510,  „Die  Zuckerrohrkultur  in  Britisch- 
Guyana,  auf  den  -westindischen  Inseln  und  im  Staate  Louisiana"  und  „die  Zacker-  und 
Rumindustrie  Jamaikas"  in  Berichte  ü.  H.  u.  I.,  1902,  S.  i — 92,  163 — 178.  Report 
Vol.  X.  p.  CCLXVIII.  u.  Testimony,  p.  654;  Vol.  I.  p.  72. 

2)  D.  Kol.   1903,  S.  25. 

8)  Report  Vol.  XIX.  p.   190—192;  Vol.  I.  p.  72  u.  Testimony,  p.   104,  803. 
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Die  infolgfedessen  eingetretene  wirtschaftliche  Krise  der  angfeblichi) 
hauptsächlich  auf  die  Zuckerproduktion  angewiesenen  britisch-west- 
indischen Inseln  bestimmte  die  britische  Regierung  in  erster  Linie, 
den  Abschluss  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  zur  Beseitigung  der 
Zuckerprämien  herbeizuführen.  Die  britische  Regierung  ist  femer  der 
notleidenden  Zuckerindustrie  jener  britischen  Kolonien  im  Jahre  1902 
durch  zeitweise  staatliche  Subventionen  zu  Hilfe  gekommen.  Das 
britische  Parlament  votierte  zu  diesem  Zwecke  250000  Lstr.  für  die 
Zeit  bis  zum  Inkrafttreten  der  Brüsseler  Zuckerkonvention, 

In  den  sämtlichen  vorerwähnten  Zucker  erzeugenden  britischen 
Kronkolonien  bestehen  Zucker-Einfuhrzölle.2) 

In  einigen  derselben,  insbesondere  in  Mauritius  und  Trinidad- 
Tobago,  ausserdem  auf  Saint-Christopher-Nevis  und  Saint -Vincent 
bestehen  Zucker-Ausfuhrzölle.  Diese  Zucker-Ausfuhrzölle  sind  aber 
nicht  eigentliche  Finanzzölle,  sondern  sollen  nur  dazu  dienen,  dass 
seitens  der  Zuckerproduzenten  der  Regierung  ein  Teil  der  Kosten 
ersetzt  wird,  welche  letzterer  aus  der  im  Interesse  der  Zucker- 
industrie bewirkten  Einführung  von  KuUs  erwachsen.^) 

2.  Aus  einigen  britischen  Kolonien,  in  welchen  kein  Zucker- 
Einfuhrzoll  erhoben  wird,^)  findet  eine  nicht  unerhebliche  Ausfuhr 
von  eingeführtem  ausländischem  Zucker  statt.  Sie  sind  also  wichtig 
als  Durchfuhr-Kolonien,  Dies  trifft  insbesondere  zu  für  Singapore^) 
(ferner  Penang)  und  Hongkong, 6) ") 

Nach  der  Brüsseler  Konvention  (Art,  8)  müssen  dort  Vor- 
kehrungen getroffen  werden,  damit  nicht  prämiierter  Zucker,  welcher 
durch  diese  britischen  Kolonien  durchgeführt  wird,  auf  dem  Markte 


1)  Sir  Dilke  bemerkte  im  House  of  Commons  am  6.  VIII.  1903,  nach  Ansicht  der 
liberalen  Partei  könne  Britisch-Westindien  am  besten  geholfen  werden,  vrenn  dort 
anstatt  der  grossen  Zuckerplantagen  heruntergekommener  weisser  Pflanzer  Bauerngüter 
der  farbigen  Bevölkerung  gebildet  würden, 

2)  Primes,  p.  469 — 473. 

3)  Primes,  p.  473,  570. 

*)  Primes,  p.  471,  47?.  Dagegen  in  den  in  Note  7  aufgeführten  britischen  Kolonien 
wird  Zucker-Einfuhrzoll  erhoben  (Primes,  p.  470,  471). 

ö)  Primes,  p.  513,  538;  p.  514,  539.  Die  Ausfuhr  besteht  zum  Teil  aus  ein- 
geführtem ausländischem,  zum  Teil  aber  auch  aus  einheimischem  Zucker. 

*)  Primes,  p.  517,  542.  Einfuhr  aus  Hongkong  nach  Indien  p.  537,  nach  Singapore 
p.  538,  nach  Ceylon  p.  541;  nach  Neu-Südwales,  Viktoria  und  anderen  australischen 
Ländern  p.  543,   544  fg. 

')  Auch  aus  einigen  australischen  Kolonien  (namentlich  Neu-Südwales  und  Süd- 
Australien,  ferner  Viktoria)  und  in  kleinerem  Massstab  aus  der  Kapkolonie  findet  eine 
Ausfuhr  von  Zucker  fremder  Herkunft  statt.  Primes,  p.  518,  519,  520,  525.  Auf  die 
britischen  Selbstverwaltungskolonien  findet  aber  Art.  8  der  Br.  Z.-K.  keine  Anwendung. 
Kaufmann,  Welt-Zuckerindustrie.  3 
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des  Bestimmungslandes  die  Vorteile  der  Brüsseler  Zuckerkonvention 
geniesst  i). 

Nach  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  (Schlussprotokoll  zu 
Art.  1 1  B)  sind  die  Niederlande  gebunden,  den  niederländischen 
Kolonialzucker  in  die  Niederlande  za  keinem  niedrigeren  Zolle  ein- 
zulassen, als  demjenigen,  welcher  dem  Zucker  der  anderen  Verband- 
staaten auferlegt  wird. 

Die  Regierung  der  Niederlande  hat  ferner  die  Verpflichtung 
übernommen,  dass  dem  Zucker  der  niederländischen  Kolonien 
während  der  Dauer  der  Brüsseler  Konvention  keine  direkte  oder 
indirekte  Prämie  bewilligt  wird  (Schlussprotokoll  zu  Art.  1 1  B),  und 
dass  Vorkehrungen  getroffen  werden,  um  zu  verhindern,  dass 
prämüerter  Zucker,  welcher  durch  jene  Kolonien  durchgeführt  wird^ 
auf  dem  Markte  des  Bestimmungslandes  der  Vorteile  der  Kon- 
vention teilhaftig  wird  (Art.  8).  Anderseits  hat  sie  zu  Gunsten  des 
Zuckers  der  niederländischen  Kolonien  erwirkt,  dass  derselbe  in  die 
andern  Verbandsländer  zum  niedrigsten  Satze  des  Einfuhr-Zolltarifes 
derselben  eingelassen  werden  muss  (Art.  5). 

Im  übrigen  gilt  die  Brüsseler  Zuckerkonvention  für  die  nieder- 
ländischen Kolonien  nicht  (Art.  11).  Jedoch  wurde  unter  allseitiger 
Zustimmung  der  Delegierten  auf  Antrag  des  niederländischen 
Delegierten  in  der  Sitzung  der  Brüsseler  Konferenz  vom  5.  März 
1902  zu  Protokoll  festgestellt,  dass  die  Niederlande  sich  die  Be- 
fugnis vorbehalten,  der  Brüsseler  Konvention  für  die  niederländischen 
Kolonien  beizutreten.  2) 

In  der  niederländischen  Kolonie  Java  3)  wurde  die  Zucker- 
produktion, wie  schon  erwähnt,  durch  ein  System  der  Zwangskultur 
unter  dem  Gouverneur  "Van  den  Bosch  in  den  30er  und  40er  Jahren 
des  19.  Jahrhunderts  ins  Leben  gerufen.  Die  Regierung  schioss 
Verträge  mit  Zuckerfabrikanten,  an  welche  die  Eingeborenen  gegen 
von  der  Regierung  festgesetzte  Preise  das  Zuckerrohr  von  den 
zwangsweise  der  Zuckerkultur  gewidmeten  Feldern  abzuliefern 
hatten.  Die  Zuckerfabrikanten  mussten  ihrerseits  den  grössten  Teil 
des  erzeugten  Zuckers,  vor  1870  im  Durchschnitt  zwei  Drittel  des 
Zuckers,    der  Regierung   gegen  von  derselben  bestimmte  niedrige 


')  So  ■würde  dies  für  den  (im  Ausland  prämiierten)  Zucker  in  Betracht  kommen, 
welcher  z.  B.  von  Singapore  nach  Hongkong  oder  nach  holländischen  Kolonien  aus- 
geführt -würde.     Primes,  p.  513. 

2)  Primes,  p.  264 — 265,  402. 

*)  Leroy-Beaulieu,  p.  281 — 284.  „Die  Zuckerindustrie  auf  Java"  in  Berichte  ü.  H. 
u.  I.   1903  S.  545 — 596.     Zimmermann  V  S.  213  fg. 
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Preise  überlassen.  Für  Rechnung"  des  niederländischen  Staates 
wurde  der  Zucker  dann  durch  Vermittlung-  der  Handels- Maatschappy 
nach  den  Niederlanden  verschifft. 

Der  Zucker  von  Java  wurde  als  das  Produkt  freier  Arbeit  auf 
dem  britischen  Markte  zugelassen,  als  der  Zucker  von  Kuba,  weil 
Produkt  von  Sklavenarbeit,  durch  ein  britisches  Gesetz  sich  dort 
ausgeschlossen  sah.  Dieser  Umstand  kam  der  Entwickelung  der 
Zuckerproduktion  auf  Java  wesentlich  zu  gute,  i) 

Das  holländische  Gesetz  vom  21.  Juli  1870  ordnete  die  all- 
mähliche Einschränkung  der  Zucker-Zwangskulturen  bis  zu  der 
völligen  Beseitigung  derselben  im  Jahre  1890  an  und  erklärte,  dass  die 
Zuckerfabrikanten,  welche  die  Kontrakte  mit  der  Regierung  hatten, 
insoweit  selbst  Terrains  für  die  Zuckerrohrkultur  zu  pachten  und 
die  Kultur  durch  Pächter  oder  Arbeiter  besorgten  zu  lassen  hätten. 
Allmählich  nahmen  die  Terrains,  auf  welchen  das  Zuckerrohr 
auf  Grund  freier  Pachtung  jener  Fabrikanten  bestellt  wurde,  zu. 

Seit  der  Durchführung  der  Reform  von  1870  ist  der  Zucker- 
fabrikant zugleich  Zuckerpflanzer,  während  zur  Zeit  des  früheren 
staatlichen  Kultursystems  die  Regierung  für  die  Anpflanzung  des 
Zuckerrohrs  sorgte,  es  aber  nicht  selbst  verarbeitete,  sondern  durch 
Fabrikanten  verarbeiten  Hess. 2) 

Nach  dem  Gesetze  von  1870  brauchten  die  Fabrikanten,  welche 
die  Regierungskontrakte  hatten,  dem  Staate  auch  nur  noch  eine 
feste  Abgabe  zu  zahlen,  behielten  selbst  aber  die  freie  Verfügung 
über  den  erzeugten  Zucker. 

Übrigens  gab  es  auch  viele  Zuckerfabrikanten  ohne  Regierungs- 
kontrakte, welche  das  auf  frei  gepachteten  Feldern  hervorgebrachte 
Zuckerrohr  verarbeiteten  und  lediglich  für  ihre  Rechnung  —  ohne 
Verbindung  mit  dem  Staate  —  den  Zucker  herstellten  und  in  Ver- 
kehr brachten. 

Die  durch  das  Gesetz  vom  m.  Juli  1870  herbeigeführte  grosse 
Reform,  welche  erst  mit  der  Anpflanzung  des  Jahres  1891  voll- 
endet war,  hat  bewirkt,  dass  die  Zuckerproduktion  auf  Java  von 
Anfang  der  70  er  Jahre  des  19.  Jahrhunderts  bis  jetzt  sich  mehr 
als  vervierfacht  hat.  Diese  Produktionssteigerung  bedeutet  eine 
ungefähr  gleiche  Steigerung  der  Zucker  ausfuhr,  da  der  inländische 
Verbrauch  für  die  Zuckerindustrie  auf  Java  von  ganz  untergeordneter 
Bedeutung  ist.^) 

1)  Leroy-Beaulieu,  p.  286. 

2)  „Die  Zuckerindustrie  auf  Java"   a.  a.  O.  S.  548. 

*)  „Die  Zuckerindustrie  auf  Java"  a.  a.  O.  S.  545 — 546. 

3* 


36  Kapitel  I.     Die  allmähliche  Ausbreitung  der  Zuckerproduktion  etc. 

Früher,  solange  die  Reg-ierung  den  produzierten  Zucker  in 
der  Hauptsache  in  die  Hand  bekam,  war  derselbe  fast  ausschUesslich 
zunächst    nach   dem   holländischen  Mutterlande  ausgeführt  worden. 

Die  Richtung  der  Zuckerausfuhr  änderte  und  verteilte  sich 
aber,  je  mehr  nach  dem  Gesetze  von  1870  die  Fabrikanten  die 
Verfügung  über  den  Zucker  erhielten.  1) 

Nachdem  die  Unterscheidungszölle  und  die  Flaggenzuschläge 
auf  Java  in  der  Zeit  von  1870  bis  1875  beseitigt  worden  waren,  nahm 
der  fremde  Schiffsverkehr,  besonders  der  britische  Schiffsverkehr, 
mit  Java  bedeutend  zu.  Dies  hatte  zur  Folge,  dass  die  Ausfuhr  von 
Java-Zucker  nach  Grossbritannien,  die  vor  der  Aufliebung  des 
Unterscheidungszolles  noch  nicht  den  Wert  von  10  Millionen 
holländischer  Gulden  erreichte,  sich  1877  auf  22  Millionen  Gulden 
belief.  Im  Jahre  1881  ging  von  der  gesamten  Zuckerausfuhr  Javas 
im  "Werte  von  53^2  MilHonen  Gulden  nur  noch  Zucker  im  Werte 
von  61/2  Millionen  Gulden  nach  Holland,  während  1870  die  Zucker- 
ausfuhr nach  Holland  einen  Wert  von  etwa  60  Millionen  erreicht 
hatte. 2)  Auch  Frankreich  war  eine  Zeitlang  ein  nicht  unerheblicher 
Abnehmer  von  Java-Zucker. 

In  den  europäischen  Festlandsstaaten s)  verdrängte  aber  die 
Rübenzuckerproduktion  den  Javazucker  mehr  und  mehr.  Die  Aus- 
fuhr nach  Holland  wurde  ganz  minimal,  nach  Frankreich  fand  noch 
bis  1897  einige  Ausfuhr  statt.  Die  Ausfuhr  nach  Grossbritannien, 
welche  bis  1887  sehr  bedeutend  gewesen  war,  hörte  namentlich 
in  den  letzten  Jahren  fast  völlig  auf.  Dagegen  hat  sich  der  Java- 
zucker auf  dem  amerikanischen  Zuckermarkte  sein  jetzt  grösstes  Ab- 
satzgebiet erobert,  dem  sich  Australien  und  die  Straits-Settlements 
als  weitere  Absatzgebiete  anschliessen. 

In  Java  glaubt  man,  dass  infolge  der  Brüsseler  Zuckerkon- 
vention der  Javazucker  zwar  nicht  auf  dem  Festlande  von  Europa 
mit  dem  Rübenzucker  in  Konkurrenz  treten  könne,  aber  sich  sein 
früheres  Absatzgebiet  in  Grossbritannien  wieder  erobern  werde. 

Eine  Zuckersteuer*)  existiert  in  Niederländisch  -  Indien  und 
speziell    auf  Java   nicht.     Früher   wurde   ein  Zuckerausfuhrzoll  von 


^)  Leroy-Beaulieu,  p.  284. 

2)  Leroy-Beaulieu,  p.  292. 

^)  „Die  Zuckerindustrie  auf  Java"  a.  a.  O.  S.  591 — 5Q5. 

*)  „Die  Zuckerindustrie  auf  Java"  a.  a.  O.  S.  595 — 596,  Erklärung  des  nieder- 
ländischen Delegierten  Eschauzier  in  der  Sitzung  der  Brüss.  Konf.  v.  18.  XII.  1901 
(Primes,  p,  232). 
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15  Centsi)  auf  100  kg-  erhoben,  der  aber  1898  abgeschafft  worden 
ist,  um  den  Javazucker  auf  dem  Weltmarkt  konkurrenzfähiger  zu 
machen. 

Die  Zuckerunternehmungen  bezahlen  nur  die  allgemeinen 
Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuern.  Die  Eingeborenen  müssen 
von  ihrem  Grundbesitz,  also  auch  von  dem  zur  Zuckerrohrkultur 
verwandten  Lande,  eine  ziemlich  hohe  Landrente  bezahlen,  die  eine 
entsprechende  Verteuerung  der  Pachten  zur  Folge  hat  und  in- 
sofern  mittelbar  die  Produktionskosten  der  Zuckerindustrie  erhöht. 

Seitdem  durch  das  Gesetz  von  1870  das  frühere  staatliche 
Zuckerkultursystem,  welches  eine  Mischung  staatlichen  und  privaten 
Betriebes  darstellte,  beseitigt  und  schrittweise  die  Zuckerindustrie 
auf  Java  in  eine  freie  Privatindustrie  umgewandelt  worden  ist,  hat 
die  javanische  Zuckerindustrie  weder  eine  systematische  staatliche 
Unterstützung,  wie  die  europäische  Rübenzuckerindustrie,  noch  auch 
nur  ausnahmsweise  finanzielle  Beihilfen  genossen,  wie  solche  1902 
in  Britisch -Westindien  und  vor  10  Jahren  auf  Mauritius  der  Zucker- 
industrie zu  teil  geworden  sind. 

Die  Regierung  von  Java  hat,  abgesehen  von  einem  einmaligen 
massigen  Beitrag  zu  den  Kosten  der  Versuchsstationen,  der  Zucker- 
industrie nur  in  kritischen  Zeiten  gewisse  zeitweise  Erleichterungen 
gewährt:  so  insbesondere  zeitweise  Transporterleichterungen  durch 
Tarifreduktionen  und  zeitweise  Suspension  des  Ausfuhrzolles,  bis 
letzterer  1898  gänzlich  abgeschafft  worden  ist. 

.  Die  javanische  Zuckerindustrie  hat  auch  im  holländischen 
Mutterlande  keine  Bevorzugungen  durch  Zollermässigung  oder  Zoll- 
freiheit erfahren. 

Trotzdem  nimmt  sie  gegenwärtig  —  abgesehen  von  der  kuba- 
nischen Zuckerindustrie —  den  ersten  Platz  in  der  Rohrzuckerproduktion 
ein.  2)  Die  Konkurrenz  der  javanischen  Zuckerindustrie  auf  dem 
Weltmarkt  kann  nur  deshalb  nicht  in  gleichem  Masse,  wie  in  den 
letzten  Jahren,  an  Ausdehnung  weiter  zunehmen,  weil  der  für  die 
Zuckerrohrkultur   auf  Java  verfügbare  Boden  knapp  und  teuer  ist. 


1)   I   holländischer  Gulden  =  100  Cents. 

^)  Im  Jahre  1900  betrug  die  Zuckerproduktion  auf  Java  nach  den  Angaben  im 
,Koloniaal  verslay'  für  1901  744000  t,  wovon  etwa  727000  t  aus  Java  ausgeführt  wurden. 
Die  grosse  Masse  der  Bevölkerung  —  im  Jahre  1900  auf  Java  rund  28  Millionen  Ein- 
geborene, 277000  Chinesen,  18000  Araber  —  konsumiert  nur  Zucker  eigener  Fabri- 
kation, der  aus  dem  Safte  verschiedener  Palmensorten  oder  aus  Zuckerrohr  eigener  An- 
pflanzung bereitet  wird  und  in  der  obigen  Gesamtproduktion  der  Zuckerfabriken  von, 
744000  t  nicht  einbegriffen  ist.    „Die  Zuckerindustrie  auf  Java"  a.  a.  O.  S.  546,  560,  596. 
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In  der  deutschen  Kolonie  Deutsch-Ostafirika  wird  im  Pangfanithal 
von  den  Eingfeborenen  Zuckerrohr  ang-ebaut,  und  ist  seit  Ende  1 90 1 
eine  europäische  Zuckerfabrik  bei  Pang-ani  in  Betrieb.  1) 

Eine  Zuckersteuer  wird  dort  nicht  erhoben. 

Für  die  deutschen  Kolonien  gilt  die  Brüsseler  Zuckerkonvention 
(Art.  1 1).  Die  Zuckerraffinerien  und  Zuckerfabriken  in  den  deutschen 
Kolonien  brauchen  aber,  solange  dort  keine  Zuckersteuer  erhoben 
wird,  nicht  dem  in  Art.  7  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  angeordneten 
Niederlageverfahren  und  der  Bewachung  durch  Steuerbeamte 
unterworfen  zu  werden. 2) 

Durch  die  Brüsseler  Zuckerkonvention  Art.  5  (11)  wird  nicht 
ausgeschlossen,  dass  im  Verhältnis  zwischen  Deutschland  und  den 
deutschen  Kolonien  3),  sowie  den  verschiedenen  deutschen  Kolonien 
unter  sich  dem  Zucker  aus  dem  einen  Teile  bei  der  Einfuhr  in 
den  anderen  Teil  günstigere  Zollbedingungen  gestellt  werden,  als 
dem  Zucker  aus  den  anderen  Verbandstaaten.  Aber  der  Unter- 
schied kann  im  HinbUck  auf  Art.  3  der  Brüsseler  Konvention 
höchstenfalls  6  (bzw.  5,50)  Francs  pro  100  kg  zu  Gunsten  des 
deutschen  Zuckers  ausmachen. *) 

Die  Brüsseler  Zuckerkonvention  gilt  nach  Art.  1 1  für  die 
Kolonien  Italiens,  speziell  also  für  die  italienische  Er}^threa. 

Die  Bestimmung  des  Artikels  6  der  Brüsseler  Konvention,  nach 
welcher  Italien  von  gewissen  dort  angeführten  grundlegenden  Ver- 
pflichtungen solange  frei  bleibt,  als  aus  Italien  kein  Zucker  aus- 
geführt wird,  wird  auch  auf  die  italienischen  Kolonien  zu  be- 
ziehen sein. 

Der  Zuckerverkehr  zwischen  Italien  und  den  italienischen 
Kolonien  ist  nicht  als  Ausfuhr  in  dem  Sinne  des  Artikels  6  zu  erachten 
und    zieht    das    Aufhören    der    in    jenem    Artikel    zugestandenen 

^)  Jahresbericht  ü.  d.  Entwickelung  der  deutschen  Schutzgebiete  1901/1902,  S.  27,  29. 
Die  Zuckerfabrik  bei  Pangani  hat  in  der  Zuckerkampagne  14.  XI.  1901  bis  i.  IV.  1902 
aus  66000  Centner  Zuckerrohr  2300  Centner  weissen  Zucker  und  70000  Liter  Rum 
gewonnen. 

*)  Erklärung  des  deutschen  Delegierten  Graf  Wallwitz  und  Konstatierung  des 
Präsidenten  in  der  Sitzung  der  Brüss.  Konf.  v.  5.  HI.    1902.     Primes  p.  401. 

3)    Vgl.    i,    76. 

*)  Da  die  deutschen  Kolonien  der  Brüsseler  Konvention  unterstellt  sind,  darf  nach 
Art  1  in  denselben  keine  direkte  oder  indirekte  staatliche  Zucker-Ausfuhr-  oder  Pro- 
duktionsprämie gewährt  werden,  und  findet  Art.  4  gegen  dieselben  keine  Anwendung. 
Der  deutsche  Delegierte  hatte  auf  der  Brüsseler  Konferenz  (Sitzung  v.  18.  XII.  1901 
—  Primes  p.  227)  bemerkt,  Deutschland  würde  bereit  sein,  seine  Kolonien  der  Straf- 
klausel des  Art.  4  zu  unterwerfen.  Es  handelte  sich  damals  darum,  ob  Grossbritannien 
sich  hierzu  gegenüber  seinen  Selbstverwaltungskolonien  bereit  finden  wolle. 
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Sonderstellung*  Italiens  und  bezw.  der  italienischen  Kolonien  nicht 
nach  sich.  Dies  ist  auf  Antrag-  des  italienischen  Delegierten  ohne 
Widerspruch  in  der  Sitzung-  der  Brüsseler  Konferenz  vom  3.  März 
1902   ausdrückhch  zu  Protokoll  konstatiert  worden.  1) 

Würde  aber  Zucker  aus  dem  Mutterland  ItaUen  eine  italienische 
Kolonie  n  ur  transitieren  und  aus  letzterer  ins  Ausland  ausg-efiihrt  werden, 
so  wäre  eine  Ausfuhr  aus  Italien  im  Sinne  des  Art.  6  geg-eben, 
die  der  Ausnahmestellung  Italiens  ein  Ende  machte. 

Wird  eine  italienische  Zucker-Ausfuhr  durch  die  ständige 
Zuckerkommission  in  Brüssel  festgestellt,  so  hat  Italien  binnen 
längstens  eines  Jahres  seine  Zuckergesetzgebung  für  sich  und  seine 
Kolonien  den  Grundsätzen  der  Brüsseler  Konvention  anzupassen 
(Art  6,  Abs.  2). 

Die  in  Artikel  8  vorgesehenen  Vorkehrungen  in  Beziehung 
auf  die  Durchfuhr  von  prämiiertem  Zucker  muss  Italien  für  sich 
und  seine  Kolonien  von  vornherein  treffen. 

Die  nach  dem  spanisch-amerikanischen  Kriege  von  1898 
Spanien  verbliebenen  kleinen  Überreste  der  ehemaUgen  Kolonien 
desselben  haben  keine  Bedeutung  für  die  Zuckerproduktion.  2) 

Wenn  Spanien  die  Brüsseler  Zuckerkonvention  ratifiziert,  so 
gilt  in  Beziehung  auf  jene  spanischen  Kolonien  nach  Art.  1 1  u.  6 
das  Nämliche,  wie  in  Beziehung  auf  die  italienischen  Kolonien. 

Seit  1892  hatte  Zucker  aus  den  spanischen  Kolonien  in  Spanien 
eine  erhebliche  Zollbegünstigung  gegenüber  dem  aus  fremden 
Ländern  kommenden  Zucker  genossen.  Das  hat  aber  keine  Be- 
deutung* mehr,  seitdem  Spanien  1898  seine  Zuckerkolonien  Kuba, 
Portorico  und  die  Philippinen  verloren  hat. 

Ein  spanisches  Gesetz  vom  19.  Dezember  1899  hat  einen  Zoll 
von  85  Pesetas  pro  100  kg  für  den  aus  fremden  Ländern  nach 
Spanien  eingeführten  Zucker  festgesetzt.  Nach  demselben  Gesetz 
unterliegt  der  in  Spanien  erzeugte  Zucker,  3)  welcher  in  Spanien 
konsumiert  wird,  einer  Konsumtionssteuer  von  25  Pesetas  pro 
100  kg,  während  der  nach  dem  Ausland,  den  kanarischen  Inseln 
und  den  spanischen  Besitzungen  ausgeführte  Zucker  (in  der  Haupt- 
sache) von  Steuer  befreit  bleibt.*) 

*)  Priraes,  p,  396. 

'^)  Nach  dem  spanischen  Rechte  gelten  die*  Inseln  Fernando  Po  und  Annobon  an 
der  Westküste  Afrikas  als  spanische  Kolonie.  Dagegen  die  kanarischen  Inseln  (und 
auch  die  Besitzungen  in  Nord-Afrika)  werden  als  spanische  Provinz  behandelt.  Zimmer- 
mann I.,  S.  506—509. 

•^)  ..Die  spanische  Rohrzuckerindustrie"  in  Berichte  ü.  H.  u.  I.  1902,  S.  264 — 281. 

■*)  Primes,  p.  437. 
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§  4.    Der  europäische  Rübenzucker  und  das  Kolonialsystem, 

Eine  allg-emeine  und  eine  besondere  Ursache  trugen  zu 
der  Veränderung-  bei,  welche  die  Beziehungen  zwischen  Kolonien 
und  Mutterland  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  erfuhren,  soweit 
dieselben  den  Zucker  zum  Gegenstand  hatten. 

Die  allgemeine  weltpolitische  und  koloniale  Entwickelung  be- 
seitigte mit  dem  alten,  den  Kolonien  abträglichen  sog.  Kolonialpakt 
auch  die  Vorteile,  welche  dieses  System  den  Kolonien  bis  dahin 
insbesondere  in  der  Form  von  Vorzugs-Zolltarifen  auf  dem  Markte 
des  Mutterlandes  verschafft  hatte.  Infolgedessen  erwuchs  auf  dem 
Markte  des  Mutterlandes  dem  Rohrzucker  der  eigenen  Kolonien 
eine  stärkere  Konkurrenz  des  Rohrzuckers  aus  fremden  Kolonien 
und  Ländern.  So  nahm  auf  dem  britischen  Markte  mit  dem  Auf- 
kommen des  Freihandelssystems  und  der  freieren  Stellung  der 
britischen  Kolonien  die  Einfuhr  von  Rohrzucker  aus  Java  und  Kuba 
neben  der  Einfuhr  von  Zucker  aus  den  britischen  Kolonien  be- 
deutend zu. 

Eine  zweite  besondere  Ursache  für  die  Umwandlung  der 
Zuckerverhältnisse  zwischen  Kolonien  und  Mutterland  aber  war  in 
dem  Aufkommen  der  Rübenzuckerindustrie  gegeben.  Sie  ermög- 
lichte eine  —  leichtere  und  reichlichere  —  Befriedigung  desselben 
Bedürfnisses  auf  einem  neuen  Wege.  Dem  Rohrzucker,  welcher 
bis  dahin  in  der  Hauptsache  ein  Monopol  für  die  Befriedigung 
dieses  Bedürfnisses  gehabt  hatte,  erwuchs  im  Rübenzucker  ein 
immer  mächtigerer  Konkurrent.  Die  Länder  der  gemässigten  Zone,, 
in  welchen  die  Zuckerrübe  gedieh,  traten  mit  den  für  die  Kultur 
des  Zuckerrohrs  geeigneten  Ländern  der  heisseren  Zone  in  einen 
Wettkampf,  welcher  nicht  bloss  für  die  Kolonien  der  europäischen 
Nationen,  sondern  auch  für  die  selbständigen  Staaten  jener  heisseren 
Zone  von  Bedeutung  wurde. 

Das  neue  Konkurrenzprodukt,  der  Rübenzucker,  wurde  in 
grossem  Massstabe  zunächst  in  einer  Reihe  der  europäischen  Fest- 
landsstaaten hervorgebracht. 

So  waren  es  die  Rübenzucker-Produzenten  in  jenen  europäischen 
Festlandsstaaten,  welche  in  Konkurrenz  mit  den  bis  dahin  ein  tat- 
sächliches Monopol  besitzenden  Rohrzucker-Produzenten  der  Kolo- 
nien und  sonstigen  heissen  Länder  traten. 

Auf  die  Gestaltung  der  Zuckerverhältnisse  zwischen  Kolonien 
und  Mutterland  wirkte  das  Aufkommen  jener  neuen  Rübenzucker- 
industrien   verschieden,   je    nachdem    im    eigenen    Mutterland    der 
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Kolonien    eine   solche  Rübenzuckerindustrie  erstand  oder  nicht  er- 
stand. 

Zu  den  Ländern,  in  welchen  eine  Zuckerrübenkultur  nicht  ent- 
stand, gehörte  insbesondere  Grossbritannien. 

Für  die  britischen  Zuckerkolonien  wurde  es  folgenreich,  dass 
das  Aufkommen  der  neuen  Rübenzuckerindustrien  in  eine  Epoche 
fiel,  in  welcher  die  allgemeine  wirtschaftspolitische  Entwickelung 
im 'britischen  Reiche  nicht  bloss  zu  der  Auflösung  des  alten  Systems 
des  sog.  Kolonialpaktes  in  Beziehung  auf  die  Kolonien,  sondern 
auch  zu  einer  weitgehenden  Annäherung  an  ein  System  inter- 
nationalen Freihandels  in  Beziehung  auf  die  fremden  Länder  führte. 

Infolgedessen  erwuchs  dem  Rohrzucker  der  britischen  Kolonien, 
welcher  die  Begünstigung  durch  Vorzugstarife  verloren  ^hatte,  auf 
dem  Markte  des  britischen  Mutterlandes  nicht  bloss  die  Konkurrenz 
des  Rohrzuckers  aus  fremden  Kolonien  und  sonstigen  fremden 
heissen  Ländern,  sondern  namentlich  auch  eine  immer  stärker 
werdende  Konkurrenz  des  Rübenzuckers  der  europäischen  Fest- 
landsstaaten. 

Anders  wirkte  das  Aufkommen  der  Rübenzuckerindustrie  auf 
die  Umgestaltung  der  Zuckerverhältnisse  zwischen  Kolonien  und 
Mutterland  in  denjenigen  Kolonialreichen,  in  deren  europäischem 
Mutterland  eine  eigene  Zuckerrübenkultur  und  Rübenzucker  Industrie 

entstand. 

Es     waren     dies     das     französische    und    das    niederländische 

Kolonialreich. 

Zwischen  den  beiden  bestand  aber  der  Unterschied,  dass  man 
in  dem  niederländischen  Kolonialreich,  ähnlich  wie  in  dem  britischen 
Kolonialreich,  im  Laufe  der  zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts 
mit  dem  System  des  alten  Kolonialpaktes  in  Beziehung  auf  die 
Kolonien  gründlich  brach  und  sich  weitgehend  einem  System  inter- 
nationalen Freihandels  in  Beziehung  auf  die  fremden  Länder  an- 
näherte. 

In  dem  französischen  Kolonialreich  hingegen  behielt  man, 
wenn  auch  mit  wesentlichen  Abschwächungen  und  unter  mannig- 
fach wechselnden  kolonialrechtlichen  Formen,  im  Grunde  einen 
erheblichen  Teil  der  Anschaungen  bei,  welche  dem  alten  Kolonial- 
pakt in  Beziehung  auf  die  Kolonien  unterlegen  hatten.  D.  h.  man 
rücksichtigte  bei  der  Gestaltung  der  Einrichtungen  des  Kolonial- 
reiches im  ganzen  vorwiegend  auf  die  Interessen  des  europäischen 
Mutterlandes,  und  man  ging  in  Beziehung  auf  die  fremden  Länder 
.  —  unbeschadet    des    unter    Napoleon  III.    gegebenen    Impulses  — 
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lang-e  nicht  soweit  in  der  Annahme  internationalen  Freihandels 
und  kehrte  nach  der  Epoche  Napoleons  III.  in  verstärktem  Masse 
zu  einem  Systeme  des  Protektionismus  zurück. 

Auf  dem  Markte  sowohl  der  Niederlande  als  Frankreichs  war  es 
die  innere  nationale  Konkurrenz  der  aufkommenden  Rübenzucker- 
industrie des  eigenen  Mutterlandes,  welche  ihren  starken  Einfluss  auf 
die  Umgestaltung-  der  Zuckerverhältnisse  zwischen  den  Kolonien  und 
dem  Mutterlande  ausübte.  Darin  unterschied  sich  die  EntWickelung- 
dieser  beiden  Kolonialreiche  in  übereinstimmender  Weise  von  der  Ent- 
wickelung-  des  britischen  Kolonialreichs,  in  welchem  auf  dem  Markte 
des  britischen  Mutterlandes  namentlich  die  internationale  Kon- 
kurrenz der  fremden  Rübenzuckerindustrien  einen  so  wesentlichen 
Umschwung  der  Zuckerbeziehungen  zwischen  den  britischen 
Kolonien  und  dem  britischen  Mutterland  hervorrief. 

Im  übrigen  aber  verlief  infolge  der  oben  angedeuteten 
Verschiedenheit  der  allgemeinen  wirtschaftspolitischen  kolonialen 
und  internationalen  Entwickelung  des  französischen  und  des  nieder- 
ländischen Kolonialreiches  in  diesen  beiden  auch  die  Umgestaltung 
der  Zuckerverhältnisse  zwischen  Kolonien  und  Mutterland  verschieden. 

In  Frankreich  wurde  der  Rohrzucker  der  französischen  Kolonien 
durch  Begünstigungen  —  zusammen  mit  dem  Rübenzucker  des 
französischen  Mutterlandes  —  relativ  vor  der  Konkurrenz  des 
fremden  ausländischen  Zuckers  geschützt,  aber  gleichzeitig,  je 
mächtiger  die  Rübenzuckerindustrie  des  französischen  Mutterlandes 
sich  entfaltete,  bei  den  staatlichen  Einrichtungen  und  Normsatzungen 
das  Interesse  der  letzteren  und  überhaupt  das  Interesse  der  In- 
dustrie des  französischen  Mutterlandes  dem  Interesse  der  Rohr- 
zuckerindustrien der  französischen  Kolonien  vorangestellt. 

In  den  Niederlanden  wurde  hingegen  der  Rohrzucker  der 
niederländischen  Kolonien  ohne  künstlichen  staatlichen  Schutz 
gegen  die  freie  Konkurrenz  des  fremden  ausländischen  Zuckers 
gelassen  und  nur  1884  das  Farbentypensystem  aufgehoben,  weil 
es  sogar  dem  eingeführten  fremden  Rübenzucker  einen  Vorteil  vor 
dem  Kolonialzucker  gewährt  zu  haben  schien.  Der  Rüben-Roh- 
zucker und  die  Raffinade,  welche  im  Inlande  hergestellt  wurden, 
erhielten  allerdings  seit  1867  eine  indirekte  Prämie  und  seit  1897 1) 
eine  direkte  Ausfuhrprämie,  um  ihnen  einen  Vorsprung  vor  dem 
Rübenzucker  der  anderen  europäischen  Festlandsstaaten  zu  geben. 

Die  Folge  der  Verschiedenheiten    der  Entwickelung    der    drei 


')  Primes,  p.  577 — 580. 
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europäischen  Kolonialreiche  war,  dass  der  französische  Kolonial- 
zucker fortgfesetzt  seinen  Absatzmarkt  hauptsächlich  im  französischen 
Mutterland  i),  wenn  auch  in  Beschränkung-  durch  den  eigenen 
Rübenzucker  des  letzteren  und  nur  unter  begrenzten  Entwickelungs- 
mögHchkeiten,  fand.  Der  britische 2)  und  der  niederländische 3) 
Kolonialzucker  wurden  hingegen  mehr  und  mehr  auf  fremde  aus- 
ländische Absatzmärkte  angewiesen,  während  der  britische  Kolonial- 
zucker grösstenteils  und  der  niederländische  Kolonialzucker  völlig 
den  Absatz  auf  dem  Markte  des  Mutterlandes  verloren.  Der  teil- 
weise Verlust  des  Absatzes  auf  dem  Markte  des  Mutterlandes 
geschah  aber  für  den  britischen  Kolonialzucker  zu  Gunsten  des 
Zuckers  fremder  Länder,  während  der  völlige  Verlust  des  Absatzes 
des  niederländischen  Kolonialzuckers  in  dem  niederländischen 
Mutterland  zu  Gunsten  des  Rübenzuckers  des  niederländischen 
Mutterlandes  selbst  eintrat. 

Der  niederländische  Kolonialzucker  fand  in  freier  internationaler 
Konkurrenz  einen  für  die  Entfaltung  der  Zuckerindustrie  der 
niederländischen  Kolonien  ausreichenden  Absatz  auf  fremden  aus- 
ländischen Absatzmärkten.  Der  in  seinen  natürlichen  und  tech- 
nischen Produktions-  und  Absatzbedingungen  weniger  günstig  ge- 
stellte britische  Kolonialzucker,  namentlich  aus  Britisch- Westindien, 
Jamaika  und  Britisch  -  Guyana,  vermochte  hingegen  nur  in  be- 
schränktem Masse  sich  fremde  ausländische  Absatzmärkte  zu  er- 
obern und  zwar  in  der  Hauptsache  nicht  in  freier  internationaler 
Konkurrenz,  sondern  nur  unter  dem  Schutze  besonderer  Recipro- 
zitätsverträge  auf  dem  Markte  der  Vereinigten  Staaten. 

Daher  erlitten  die  Rohrzuckerindustrien  der  britischen  Kolonien 
mit  dem  Rückgang  ihres  Absatzes  auf  dem  Markte  des  britischen 
Mutterlandes  überhaupt  einen  bedeutenden  Rückgang,  während 
die  Rohrzuckerindustrien  der  französischen  Zuckerkolonien  mehr 
stationär    blieben    und    nur    die    Rohrzuckerindustrie    der    nieder- 


^)  ^'gl-  ^i^  i™  D.  Kol.  1903,  S.  75  nach  ,La  Depeche  Coloaiale'  ■wiedergegebene 
Zusammenstellung  des  Aussenhandels  der  französischen  Kolonien  im  Jahre  1901,  aus 
welcher  hervorgeht,  dass  fast  die  ganze  Ausfuhr  der  französischen  Zuckerkolonien 
Martinique,  Guadeloupe,  Französisch-Guyana  und  Reunion  nach  Frankreich  geht. 

2)  Vgl.  „Die  Zuckerrohrkultur  in  Britisch-Guyana,  auf  den  westindischen  Inseln  u.  s.w." 
und  „Die  Zucker-  und  Rumindustrie  Jamaikas"  in  Berichten  ü.  H.  u.  I.  1902,  S.  15 
(Britisch-Guyana),  S.  48 — 49  (Barbados),  S.  165  u.  177  (Jamaika),  einigermassen  anders 
S.  28  (Trinidad).  Anders  einigermassen  auch  Mauritius,  bezüglich  dessen  Zuckerausfuhr 
vgl.  D.  Kol.  1901,  S.  491. 

^)  Vgl.  „Die  Zuckerindustrie  auf  Java"  in  Berichten  ü.  H.  u.  I.  1902,  S.  591 — 594, 
546,  595.  596. 
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ländischen  Kolonie  Java  eine  bedeutende  Entwickelung-  nahm,  welcher 
für  die  Zukunft  Grenzen  lediglich  durch  die  Begrenztheit  und  die 
Teuerung-  des  für  die  Zuckerrohrkultur  geeigneten  Bodens  auf 
Java  g-esteckt  erscheinen. 

§  5.    Der  europäische  Rübenzucker  und  die  wirtschaftliche 
Emanzipation   der   gemässigten  Zone  von  dem  Rohrzucker- 
Monopol  der  heissen  Zone. 

Eine  erhebliche  Veränderung-  in  der  Gestaltung  der  Zucker- 
verhältnisse zwischen  den  Rohrzucker  produzierenden  Kolonien  und 
dem  europäischen  Mutterland  derselben  war  die  erste  Folge,  welche 
das  Aufkommen  der  europäischen  Rübenzuckerindustrien  in  Ver- 
bindung mit  der  Beseitigung  des  alten  Kolonialsystems  und  der  An- 
näherung an  den  internationalen  Freihandel  hervorrief. 

Eine  zweite  Folge  des  Aufkommens  der  europäischen  Rüben- 
zuckerindustrien aber  war  überhaupt  die  weitgehende  Emanzipation 
Europas  vom  Rohrzucker,  also  gewissermassen  eine  Emanzipation 
der  gemässigten  Zone  von  der  heisseren  Zone,  und  eine  erhebliche 
Konkurrenz  des  Rübenzuckers  mit  dem  Rohrzucker  auch  auf 
aussereuropäischen  Märkten. 

Während  z.  B.  in  Grossbritannien  i)  die  Einfuhr  aus  Zuckerrohr 
bauenden  Ländern  1883  noch 

1.  11929590  Cwts.  Rohzucker; 

2.  139442   Cwts.  raffinierten  Zucker 

betragen  hatte,  war  dieselbe  selbst  in  diesem  einer  Zuckerrüben- 
kultur entbehrenden  Lande  1900  gesunken  auf 

1.  2512836  Cwts.  Rohzucker; 

2.  1 1  345  Cwts.  raffinierten  Zucker. 

Dagegen  war  im  gleichen  Zeitraum  in  Grossbritannien  die 
Einfuhr  aus  Rübenzucker  erzeugenden  Ländern,  welche  1883  be- 
tragen hatte 

1.  8437037  Cwts.  Rohzucker; 

2.  3  144478  Cwts.  raffinierten  Zucker; 
1900  gestiegen  auf 

1.  10722096  Cwts.  Rohzucker; 

2.  19236842  Cwts.  raffinierten  Zucker. 

Noch  weit  erheblicher  war  in  den  europäischen  Festlandsstaaten 


^)  Vgl.  Denkschrift  d.  deutsch.  Reichsregierung  S.  64. 
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mit  eigener  Rübenzuckerindustrie  die  Einfuhr  von  Zuckerrohr-Zucker 
zurückgfeg-angfen.     So  in  den  Niederlanden. 

Nur  in  Frankreich  i)  war,  während  dort  die  Einfuhr  des  fremden 
Zuckers  einschliessHch  des  fremden  Rohrzuckers  auf  ein  Minimum 
gesunken  war,  infolge  der  oben  erwähnten  KolonialpoUtik,  welche 
auf  Raffinierung  des  französischen  Kolonialzuckers  im  französischen 
Mutterlande  hinwirkte,  die  Einfuhr  des  Rohr-Rohzuckers  aus  den 
französischen  Kolonien,  welche  1883/84  68567592  kg  betragen 
hatte,  1 900/1 901   auf  86779685  kg  gestiegen. 

In  Spanien,^)  wo  die  Einfuhr  von  Rohrzucker  aus  Kuba,  Porto- 
rico  und  den  Philippinen  1883  44524727  kg  und  selbst  1897  noch 
28064950  kg  betragen  hatte,  war  dieselbe  infolge  der  Ereignisse 
des  Jahres  1898,  welche  mit  der  Trennung  jener  Kolonien  von 
Spanien  der  Vorzugsstellung^)  der  Produkte  derselben  auf  dem 
spanischen  Markte  ein  Ende  bereitet  hatten,  1900  auf  den  ver- 
schwindend geringen  Betrag  von  447687  kg  gesunken. 

Auf  aussereuropäischen  Märkten  aber  stieg  in  jenem  Zeitraum 
die  Einfahr  des  —  fast  ausschhesslich  aus  Europa  stammenden  — 
Rübenzuckers,  z.  B.  insbesondere  in  den  Vereinigten  Staaten*)  und 
in  Britisch- Ostindien. 5)    Allerdings  sprachen  bei  der  Steigerung  der 


1)  Denkschrift  a.  a.  O.  S.  58. 

2)  Denkschrift  S.  71. 

ä)  Zimmermann  I,  S.  508. 

*)  Die  Zucker-Konsumtion  in  den  Vereinigten  Staaten  betrug  1 900  etwa  2  Millionen  t. 
Die  Einfuhr  dorthin  des  fast  nur  aus  Europa  kommenden  Rübenzuckers  betrug  1898 
800000  t.  Die  Einfuhr  von  Rohrzucker  aus  Kuba,  welche  sich  früher  auf  1  Million  t 
belaufen  hatte,  sank  nach  Ausbruch  des  Aufstandes  auf  Kuba  bis  zum  spanisch-amerika- 
nischen Kriege  von  1898  auf  weniger  als  200000  t.  Report,  Vol.  X,  p.  CCLXX  u. 
Testimony,  p.  653;  Vol.  XIX,  p.  84.  Aus  Deutschland  allein  stieg  die  Ausfuhr  von 
Rübenzucker  nach  den  Vereinigten  Staaten  von   1 89 1/92 

a)  77456100  kg  Rohzucker; 

b)  369200    „    raffinierten  Zucker; 
auf  1 900/1 901 

a)  279289700  kg  Rohzucker: 

b)  5473200    „    raffinierten  Zucker. 
Denkschrift  S.  48 — 49. 

^)  Die  Einfuhr  von  raffiniertem  (Rüben-)  Zucker  nach  Britisch-Ostindien  betrug 
1885  aus 

1.  Deutschland  908  Cwts. ; 

2.  Österreich-Ungarn     14904  Cwts.; 
1900  aus 

1.  Deutschland  401993  Cwts.; 

2.  Österreich-Ungarn       i  321  311   Cwts. 
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Rübenzucker-Einfuhr  in  die  Vereinigten  Staaten  besondere  Um- 
stände, namentlich  der  zeitweise  Rückgang  der  Zuckerrohrkultur 
auf  Kuba  infolge  der  dortigen  langen  politischen  Unruhen  und 
Kämpfe  und  die  dadurch  bedingte  Verminderung  der  Einfuhr  von 
Rohrzucker  aus  Kuba  mit. 

§  6.    Der  europäisclie  Rübenzucker  und  die  Konkurrenz  der 
verschiedenen  europäischen  Festlandsländer. 

Eine  dritte  Folge  des  Aufkommens  der  Rübenzuckerindustrie 
der  verschiedenen  europäischen  Festlandsländer  war  die  mit  deren 
Produktionsfahigkeit  ständig  sich  steigernde  Konkurrenz  derselben 
untereinander. 

Frankreich  war  seit  Napoleon  I.  mit  der  Entwicklung  der 
Rübenzuckerindustrie  vorangegangen  und  hatte  bis  gegen  Ende 
der  70er  Jahre  des  19.  Jahrhunderts  in  den  meisten  Jahren  den 
Vorrang  behauptet,  gefolgt  von  Deutschland,  Oesterreich- 
Ungarn  und  Russland.  Die  französische  Rübenzuckerindustrie 
blieb  aber  in  den  70  er  Jahren  infolge  der  Vernach- 
lässigung der  Rübenkultur  und  der  technischen  Betriebseinrichtungen 
so  zurück,  dass  sie  ihre  führende  Stellung  verlor.  Erst  seit  Ende 
der  80  er  und  in  den  90  er  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  machte  sie 
wieder  grössere  Fortschritte.  In  Oesterreich-Ungarn  und  Russland 
zeigte  die  Zuckerindustrie  ein  verhältnismässig  stetiges  Anwachsen. 
Deutschland  aber  erreichte  seit  Ende  der  70  er  Jahre  in  der  Rüben- 
zuckererzeugung dauernd  die  erste  Stelle  und  überflügelte  in  den 
folgenden  Jahrzehnten  die  Rübenzuckerproduktion  der  anderen 
europäischen  Staaten  immer  stärker. 

Es  betrug  die  Rübenzuckererzeugung  in  metrischen  Tonnen^): 

in  1850/51  1860/61  1870/71  1880/81  1890/91  1899/1900 

1.  Deutschland  53348  127000  263000  573000  1332000  1790000 

2.  Österreich-Ungarn              ?  80000  220000  510000          778000  i  120000 

3.  Frankreich                      75000  loiooo  289000  330869          659454  805000 

Aber  auch  Belgien  und  Holland  brachten  eine  bedeutende 
Rübenzuckerindustrie  hervor,  und  in  massigerem  Grade  wurde 
eine  solche  in  Schweden,  Italien  und  Spanien  entwickelt. 

Im  Betriebsjahr  1900/ 1901  betrug  die  Einfuhr  von  Zucker  (in  Rohzuckerwert  be- 
rechnet) aus  Deutschland  nach 

Britisch-Ostindien  loiooooo  kg; 

Vereinigten  Staaten    285400000  kg. 
Denkschrift  S.  27;  74 — 75. 

^)  The  World's,  p.   1443. 
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Also  mit  Ausnahme  von  Grossbritannien  in  allen  Staaten, 
welche  die  Brüsseler  Zuckerkonvention  vom  5.  März  1902  abg-e- 
schlossen  (bezw.  —  was  Spanien  anbetrifft  —  unterzeichnet)  haben. 

Im  Jahre  1 900/1 901  betrug-  die  Rübenzuckererzeug-ung-  (in 
Rohzuckerwert)  in  den  Brüsseler  Konventionsstaaten: 

1.  Deutschland  1)  1979118300  kg- 

2.  Österreich-Ung-am  ^)  1080674000     „ 

3.  Frankreich')  (in  Raffinadewert)  1040294 146     „ 

4.  Belgfien^)  303100000     „ 

5.  Niederlande  5)  (in  Raffinadewert)  160489870    „ 

6.  Schweden  6)  (1900)  105500000    „ 

7.  Italien')  60125400     „ 
'   8.  Spanien^)  (1901)                                              63000000     „ 

Für  die  Konkurrenz  kam  natürlich  in  Betracht,  dass  Rüben- 
zuckerindustrien auch  in  mehreren  anderen  europäischen  Staaten, 
welche  sich  der  Brüsseler  Konvention  vom  5.  März  1902  nicht  an- 
geschlossen haben,  zur  Entwickelung-  gelangten. 

Es  sind  dies  Russland,  Dänemark, 9)  Rumänien  (and  Spanien, 
insofern  es  die  Konvention  nicht  ratifiziert  hat). 


^)  Denkschrift  a.  a.  O.  S.  37,     In  Deutschland   1901/1902:  2800000000  kg. 
2)  Denkschrift  S.  57.     1899/ 1900  betrug  die  Erzeugung 

a)  in  Österreich 

1.  695092900  kg  Verbrauchszucker 

2.  1 17710200    „     Rohzucker 

b)  in  Ungarn 

1.  158956300  kg  Verbrauchszucker 

2.  28642000    ,.    Rohzucker. 

^)  Denkschrift  S.  58.  Dazu  wurden  1 900/1 901  nach  Frankreich  aus  den  französischen 
Kolonien  eingeführt  86779685  kg  Zucker  (Primes,  p.  450,  451). 

4)  Denkschrift  S.  28,  67. 

5)  Denkschrift  S.  68. 

6)  Denkschrift  S.  70. 
')  Denkschrift  S.  69. 

^)  Vgl.  „Die  spanische  Rohrzuckerindustrie"  in  Berichten  ü.  H.  u.  I.  1902,  S.  279, 
280.  Der  Eingangszoll,  welcher  nach  dem  spanisch-amerikanischen  Krieg  von  1898  auf 
den  aus  den  ehemaligen  spanischen  Kolonien  Kuba,  Portorico,  Philippinen  eingeführten 
Zucker  gelegt  wurde,  erhöhte  den  Preis  des  Zuckers  in  Spanien  sehr.  Infolgedessen 
erfuhr  die  spanische  Rübenzuckerindustrie  einen  grossen  Aufschwung.  Eine  Erweiterung 
der  spanischen  Rohrzuckerindustrie  war  nicht  möglich,  weil  die  für  den  Anbau  von 
Zuckerrohr  sich  eignenden  Ländereien  in  Südspanien  begrenzt  und  schon  fast  völlig  in 
Kultur  genommen  sind.  Spanien  erzeugte  an  Rohrzucker  1901  34500000  kg.  Diese 
Quantität,  vermehrt  um  die  63000000  kg  Rübenzucker,  überstieg  die  Konsumtion  des 
Landes  um   15000000 — 20000000  kg. 

9)  The  World's,  p.   1394,   1395. 
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Russlands^)  Rübenzuckererzeugungbetrug  in  metrischen  Tonnen 


1850/51 

? 

1860/61 

2  2  0ÜO 

1870/71 

140000 

1880/81 

277000 

1890/91 

544000 

I899/I900 

900000 

Rumäniens^)  Rübenzuckererzeugung  betrug  im  Betriebsjahre 
1901/1902  25868976  kg  Zucker. 

Sie  dürfte  aber  infolge  des  Mitte  Dezember  1901  in  Kraft 
getretenen  rumänischen  Zuckerausfuhrzolles  zurückgehen.  Die  für 
den  Zuckerrübenanbau  bestimmte  Fläche  betrug  im  Jahre  1902 
nur  noch  6302  ha  gegen  12686  im  Vorjahre.  Dieselbe  ist  also  auf 
weniger  als  die  Hälfte  zurückgeführt  worden. 

Ausserhalb  Europas  wird  Rübenzucker  erzeugt  in  den  Ver- 
einigten Staaten,  in  geringerem  Masse  in  Kanada  und  Australien, 
ferner  in  Japan,  Chile. 

In  den  Vereinigten  Staaten  s)  betrug  die  Rübenzuckererzeugung 
1900  82736,  1902/1903  aber  schon  195463  t.*)  Rübenzucker  wird 
namentlich  in  Kalifornien,  Michigan,  Kolorado  und  Utah,  aber  auch 
in  einigen  anderen  Staaten  der  Union  erzeugt. 

Nur  in  einer  Anzahl  der  europäischen  Festlandsstaaten  hat  die 
Rübenzuckerindustrie  bisher  einen  solchen  Umfang  angenommen, 
dass  dieselbe  nicht  bloss  den  Zuckerbedarf  des  Inlandes  befriedigen 
kann,  sondern  ausserdem  für  einen  erheblichen  Teil  ihrer  Erzeugung 
auf  die  Ausfuhr  angewiesen  ist. 

Es  gilt  dies  insbesondere  von  der  Rübenzuckerproduktion  der 
fünf  der  Brüsseler  Konvention  vom  5.  März  1902  beigetretenen 
Staaten  Deutschland,  Österreich-Ungarn,  Frankreich,  Belgien  und 
Niederlande  und  ferner  von  der  Rübenzuckerproduktion  Russlands. 

Ausser  der  Erzeugung  von  inländischem  Zucker  findet  in  diese 
Länder  —  und  zwar  in  einige  in  erheblichem  Masse  —  auch  noch 
Einfuhr  von  (Roh-  und  raffiniertem)  Zucker  aus  dem  Ausland  statt, 
wobei  der  eingeführte  ausländische  Rohzucker  zum  Teil  im  Inland 
raffiniert  wird. 


1)  The  World's,  p.   1443. 

2)  „Die  rumänische  Zuckerindustrie  im  Betriebsjahre  1901/02'*  in  Berichten  ü.  H.  u.  I. 
1902  S.  299 — 302.     Denkschrift  S.  29  Anm. 

ä)  Report  Vol.  XIX.  p.  84,  87  u.   199;  Vol.  X.  p.  CCLI  sq. 

*)  D.  H.   1903,  S.  740. 
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Diese  Einfuhr')  betrug* 

nach                                  1884/85  1900/01 

Frankreichä)             193447 128  kg-  87840865  kg- 

Belgiens)  (1884)       22856430  kg-  (1900)   12509820  kg- 

Niederlande*)           124618207  kgs)  48462408  kg.s) 

Diese  Einfuhr  trägt  natürlich  noch  zur  Steigerung  des  Zucker- 
Ausfuhrbedürfnisses  bei. 

Es  betrug  die  Zuckerausfuhr  aus 

1891/92  1900/01 

Deutschland^)                667269000  kg  1080587200  kg 

Österreich-Ungarn')    442245200  kg  632504000  kg 

Frankreich^)                   268642436  kg  567079351  kg 
Belgien»)  (1891)            133312031  kg       (1900)  299757485  kg 

Niederlande  10)               108262432  kg  134675799  kg 

Grossbritannien,  11)  welches  keine  eigene  Zuckerrübenkultur  hat, 
hatte 

„         ^      r  1.  Ausfuhr  von  britischem 

Gesamtausfuhr  a-   ■    ^        -»     1 

raffimertem  Zucker 

Cwts.  Cwts. 

1996083         I  155787 

1206179  725127 

744747  561303 

Während  also  in  dem  der  Rübenzuckerindustrie  entbehrenden 

Orossbritannien    die  Zuckerausfuhr   und   speziell   auch   die  Ausfuhr 

von  in  Grossbritannien  raffiniertem  Zucker  sich  verminderte,  wuchs 

dieselbe  in  den  fünf  oben  genannten  europäischen  Festlandsstaaten 


Gesamteinfuhr 

Cwts. 

1883 

23650547 

I89I 

27534579 

I90I 

35010826 

^)  Die  Einfuhr  von  Zucker   nach  Österreich-Ungarn  ist  ganz  unbedeutend.     Denk- 
-schrift  S.  57. 

2)  Denkschrift  S.  58. 
«)  Denkschrift  S.  67. 
*)  Denkschrift  S.  68. 

5)  Einfuhr    von  Roh-   und  raffiniertem  Zucker,    unter  Ausschluss   der  Einfuhr    des 
sog.  Bastardzuckers. 

*)  Denkschrift  S.  48 — 49. 
^)  Denkschrift  S.  57. 

Ausfuhr  1891/92  1899/ 1900 

aus  Osterreich  408997700  kg  518510600  kg 

„     Ungarn  33247500  kg  131565200  kg 

«)  Denkschrift  S.  58—59. 
«)  Denkschrift  S.  67. 

^ö)  Denkschrift  S.  68,     Ausfuhr  von  Rohzucker  und  raffiniertem  Zucker,    aber  mit 
Ausschluss  der  Ausfuhr  von  Bastardzucker. 
")  Denkschrift  S.  64—65. 
Kaufmann,  Welt-Zuckerindustrie.  4 
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entsprechend  der  Steigerung-  der  Rübenzuckerproduktion  jener 
enorm  an.  Die  Konkurrenz  zwischen  den  auf  Ausfuhr  ang-ewiesenea 
Rübenzuckerindustrien  dieser  verschiedenen  europäischen  Festlands- 
staaten musste  sich  daher  ausserordentUch  verschärfen. 

Im  Jahre  1902  betrug  die  Zuckereinfuhr  nach  Grossbritannien  1)  an 


A.  Raffiniertem  Zucker                    B.  Rohzucker 

C.  Insgesamt 

Cwts.                                             Cwts. 

Cwts. 

18365417                               13221492 

31586909. 

Dieselbe  rührte  her  aus: 

I.  Zucker-              2.  Nicht- 

3.  Britischen  Kolonien- 

Verbandstaaten     Verbandstaaten            und  Besitzungen 

Cwts.                      Cwts. 

Cwts. 

A.  Raffinierter  Zucker     18354557            10601 

259 

B.Rohzucker                      9657396        1756907 

1807 189 

zusammen     2801 1953        1767508 

1807448 

Von  den  Verbandstaaten  hatten  Anteil  an  der  Einfuhr: 

A.  Raffinierter  Zucker 

B.  Rohzucker 

Cwts. 

Cwts. 

I.  Deutschland                           13465539 

6605719 

2.  Niederlande                              2387063 

337272 

3.  Belgien                                         149286 

667464 

4.  Frankreich                               2269446 

I 706418 

5.  Österreich -Ungarn                     83223 

340523 

Es  waren  an  der  Einfuhr  von  Rohzucker  erheblicher  beteiligt 

Nicht -Verbandstaaten:                                           mit  Cwts. 

I.  Russland 

6538 

2.  Ägypten 

53095 

3.  Philippinen  u.  Ladronen 

49936 

4.  Vereinigte  Staaten 

22996 

5.  Peru 

160892 

6.  Chile 

6103I 

7.  BrasiHen 

578030 

8.  Argentinien 

808951 

Britische  Kolonien  und  Besitzungen: 

I.  Mauritius  und  Dependenzen 

323736 

2.  Britisch-Ostindien 

a)  Madras 

137451 

b)  Straits-Settlements 

64439 

')  Commercial  No.  6  (1903)  p.  14 — 15. 
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3.  Britisch -Westindien  845246 

4.  Britisch-Guiana  434921 

Nach  dem  Bericht  des  britischen  Delegierten  in  der  ständigen 
Zuckerkommission  vom  13.  JuH  19031)  erhalten  von  dem  bisher 
nach  Grossbritannien  eingeführten  Zucker  aus  Nicht- Verbandstaaten 
Prämien^)  und  müssen  daher  nach  der  Brüsseler  Konvention  mit 
einem  Ausgleichszoll  oder  Einfuhrverbot  belegt  werden  insbesondere 
die  Zucker  aus: 

1.  Argentinien. 

2.  Chile. 

3.  Ob  auch  die  aus  Brasilien  und  den  Philippinen? 

Aber  auch,    was  der  britische  Delegierte  an  jener  Stelle 
nicht  erwähnt, 

4.  Russland. 

Dazu  kommt  noch  etwas  prämiierte  Raffinade  aus: 

5.  Dänemark. 

§  7.    Die  wachsende  Konkurrenz  der  Rübenzuckerindustrien 

der   verscMedenen    europäischen   Festlandsländer   und   die 

staatlich-fiskalische  Unterstützung  derselben. 

Der  Konkurrenzkampf  der  verschiedenen  Rübenzuckerin- 
dustrien spielte  sich  einerseits  ab  auf  dritten  neutralen  Absatzmärkten, 
d.  h.  in  Ländern,  welche  einer  ausreichenden  eigenen  Zucker- 
industrie entbehrten.  Dazu  gehörte  in  Europa  insbesondere  Gross- 
britannien. 

Je  grösser  die  Produktionsfahigkeit  der  einzelnen  Rübenzucker- 
industrien wurde,  umsomehr  drohte  die  Konkurrenz  derselben  sich 
aber  auch  auf  den  inländischen  Absatzmarkt  der  anderen  Länder 
mit  genügender  eigener  Rübenzuckerindustrie  auszudehnen. 

Je  mehr  trotz  der  Steigerung  des  Zuckerkonsums  mit  dem 
Anwachsen  der  verschiedenen  Rübenzuckerindustrien  die  aktuelle 
oder  potentielle  Gesamtproduktion  an  Zucker  den  Gesamtabsatz 
überstieg,  umsomehr  begannen  die  einzelnen  Staaten  im  Interesse 
ihrer  nationalen  Zuckerproduktion  mit  künstlichen,  staatlichen 
Massnahmen  einzugreifen,  um  ihrer  nationalen  Zuckerproduktion 
einen  möglichst  grossen  Anteil  an  dem  Gesamtabsatz  zu  ver- 
schaffen und  zwar    in    erster  Linie    den    inländischen  Absatzmarkt 


^)  Comme?cial  No.  6  (1903)  p.  Ii  — 12. 

2)  Einstweilen  wohl  auch  die  Zucker  aus  Peru? 
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ZU    sichern,    in    zweiter  Linie    aber    die  Konkurrenz    auf    den    aus- 
ländischen Absatzmärkten  zu  erleichtern. 

Wie  ein  Überm ass  der  Produktionsmögflichkeiten  zuerst  durch 
das  rasche  Anwachsen  der  Rübenzuckerindustrien  des  europäischen 
Festlandes  fühlbar  g-eworden  war,  so  waren  es  eine  Reihe  von 
Staaten  des  europäischen  Festlandes,  welche  zuerst  in  solcher 
Weise  zu  Gunsten  ihrer  nationalen  Rübenzuckerindustrie  in  den 
Konkurrenzkampf  eingriffen. 

Derartige  Massnahmen  des  einen  Staates  aber  weckten  und 
steigerten  alsbald  das  Bedürfnis  nach  entsprechenden  Massnahmen 
in  anderen  Staaten,  deren  Zuckerindustrien  mit  denen  des  ersteren 
in  Konkurrenz  standen. 

Die  sich  in  Schutzzöllen  und  Prämien  wechselseitig  überbietenden 
Massnahmen  der  einzelnen  Rübenzuckerstaaten  des  europäischen 
Festlandes  hatten  zwar  Vorteile  für  die  Konsumenten  in  dritten 
neutralen  Absatzländem,  wie  Grossbritannien,  zur  Folge,  steigerten 
aber  einerseits  die  ohnehin  mit  dem  Aufkommen  des  Rübenzuckers 
gross  gewordenen  Schwierigkeiten  der  Rohrzuckerproduzenten  der 
Kolonien  jener  Länder  und  andererseits  die  Schwierigkeiten  der  auf 
ausländischen  Rohzucker  angewiesenen  Zuckerraffinerien  jener 
Länder  im  Konkurrenzkampf  derartig,  dass  auch  solche  wirt- 
schaftlich neutralen  Staaten  diese  künstliche  Verschiebung  der 
Konkurrenzbedingungen  nicht  weiter  untätig  hingehen  lassen 
konnten,  wenn  sie  nicht  jene  Produzentengruppen  ihrer  Kolonien  und 
damit  die  betreffenden  Kolonien,  sowie  ferner  die  Zuckerraffinerien 
ihres  Inlandes  dem  wirtschaftlichen  Untergang  preisgeben  wollten. 

Diesen  Nachteilen  für  die  Produzenten  in  den  Zuckereinfuhr- 
ländern gesellten  sich  in  den  Zuckerausfuhrländern,  wo  der 
Zuckerproduktion  staatlicherseits  Schutzzölle  und  Prämien  gewährt 
wurden,  andere  schwere  Nachteile  für  die  Konsumenten  und  die 
Steuerzahler.  Denn  die  Schutzzölle  wirkten  nicht  bloss  an  sich  auf 
Höherhaltung  der  Zuckerpreise,  sondern  ermöglichten  der  in- 
ländischen Zuckerindustrie  auch  vielfach  die  Kartellierung  mit 
monopolistischer  Überhöhung  der  Zuckerinlandspreise.  Und  bei  der 
Relativität  der  menschlichen  Beziehungen  war  für  die  inländischen 
Konsumenten,  namentlich  für  die  den  Zucker  weiter  verarbeitenden 
inländischen  Konsumenten,  ein  fernerer  Nachteil,  dass,  während 
jene  staatlichen  Massnahmen  für  sie  eine  Überhöhung  des  natür- 
lichen Preises  bewirkten,  die  Prämien  und  die  durch  Schutzzölle 
ermöglichte  Kartellierung  für  die  ausländischen  Konsumenten  eine 
Übemiedrigung  des  Zuckerpreises  herbeiführten. 
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Die  Gesamtheit  der  inländischen  Steuerzahler  aber  musste  für 
die  Aufbringung-  der  Prämien  zu  Gunsten  derjenigen  noch  zu- 
steuern, welche  in  ihrem  individuellen  Interesse  infolge  jener  staat- 
lichen Massnahmen  den  Steuerzahlern  als  Zuckerkonsumenten 
monopolistisch  erhöhte  Preise  auferlegen  konnten  und  auferlegten. 

Die  so  aus  der  künstlich-staatlichen  P'örderung  der  nationalen 
Zuckerproduktion  erwachsenden  Nachteile  gaben  an  sich  dem 
einzelnen  Zuckereinfuhrland  einen  starken  Anlass,  durch  staatliche 
Gegenmassnahmen  (besondere  Ausgleichszölle,  Einfuhrverbote  u.  s.  w.) 
im  Interesse  der  Produzenten  desselben  dagegen  zu  reagieren,  und 
dem  einzelnen  Zuckerausfuhrland  einen  nicht  minder  bedeutsamen 
Anlass,  im  Interesse  der  Konsumenten  und  Steuerzahler  desselben 
die  staatlichen  Massnahmen  wieder  zu  beseitigen.  Aber  die  einseitig 
staatlichen  Gegenmassnahmen  und  die  einseitig  staatlichen  Auf- 
hebungsmassnahmen  wären  mit  anderen  schwerwiegenden  Nach- 
teilen im  Zuckereinfuhrland  für  die  Konsumenten,  im  Zuckerausfuhr- 
land für  die  Produzenten  des  Zuckers  verknüpft  gewesen.  Die 
Nachteile  der  staatlichen  Massnahmen  zu  beseitigen,  ohne  andere 
entsprechend  schwere  neue  Nachteile  hervorzurufen,  war  dem 
einzelnen  Staate  durch  Gegenmassnahmen  oder  Aufhebungs- 
massnahmen  nicht  möglich.  Dies  war  nur  im  Falle  internationalen 
Zusammenwirkens  durch  international  gemeinsame  Massnahmen 
möglich.  Es  setzte  Anerkennung  einer  internationalen  Interessen- 
gemeinschaft als  des  für  die  Ordnung  jener  Verhältnisse  in  oberster 
Linie  massgeblichen  Gesichtspunktes  und  damit  Anerkennung  der 
in  dieser  Hinsicht  für  die  einzelne  Staatsgewalt  sich  ergebenden 
Einschränkung  der  Rechtsetzungsbefähigung  derselben  voraus. 

§  8.     Die   Lage   und  Bedeutung   der  Rohrzuckerproduktion 

gegenüber  den  staatlich-fiskaliscli  unterstützten  europäischen 

Rübenzuckerindustrien. 

Die  rasche  Steigerung  der  Produktionsmöglichkeiten  der  ver- 
schiedenen europäischen  Rübenzuckerindustrien  hatte  mit  der  Ver  - 
schärfung  der  Konkurrenz  derselben  die  künstlichen  Massnahmen 
der  einzelnen  europäischen  Festlandsstaaten  zur  Unterstützung  der 
nationalen  (Rüben-)  Zuckerindustrien  derselben  und  schliesslich  das 
international  gemeinsame  Bedürfnis  nach  Aufhebung  oder  Ein- 
schränkung jener  künstlichen  Massnahmen  der  einzelnen  Staaten 
im  Wege  international  gemeinsamer  Rechtsregelung  hervorgerufen. 

Aber  darüber  hinaus  blieb  der  Rohrzucker  ein  äusserst  wichtiger 
Faktor  in  der  internationalen  Zuckerkonkurrenz. 


54  Kapitel  I.     Die  allmähliche  Ausbreitung  der  Zuckerproduktion  etc. 

Wohl  war  die  Rohrzuckerproduktion  unter  der  Konkurrenz 
des  Rübenzuckers  und  infolge  der  politischen  Unruhen  auf  dem 
so  reicher  Rohrzuckerproduktion  fähig-en  Kuba  seit  Anfang  der 
90  er  Jahre  des  19.  Jahrhunderts  absolut  zurückgegangen. 

Aber  wenn  1894/95  einer  Rübenzuckerproduktion  von 
4812973  gr.-ti)  eine  Rohrzuckerproduktion  von  3480470  gr.-t 
gegenüberstand,  so  betrug  doch  auch  1897/98  neben  einer  Rüben- 
zuckerproduktion von  4872173  gr.-t  die  Rohrzuckerproduktion 
noch  2859050  gr.-t  und  1901/1902  neben  einer  Rübenzucker- 
produktion von  6860000  gr.-t  die  inzwischen  wieder  gestiegene 
Rohrzuckerproduktion  3850000  gr.-t. 2)  Sie  machte  also  mehr  als 
ein  Drittel  der  Zucker-Gesamtproduktion  aus.^) 

Die  Rohrzuckerindustrie  war  und  ist  einer  ungeheuren  Steigerung 
der  Produktion  fähig. 

Die  Erhaltung  und  Förderung  der  Rohrzuckerproduktion  aber 
war  nicht  bloss  eine  wirtschaftliche  Lebensbedingung  für  eine  ganze 
Reihe  von  Kolonien  europäischer  Staaten  mit  und  ohne  Rüben- 
zuckerindustrie, nämlich  Frankreichs  und  der  Niederlande  (mit  Rüben- 
zuckerindustrie) und  Grossbritanniens  {ohne  Rübenzuckerindustrie).*) 

Sondern  die  Erhaltung  und  Förderung  der  Rohrzuckerpro- 
duktion war  ferner  für  das  hauptsächlich  seit  1898  begründete 
Kolonialreich  der  Vereinigten  Staaten  von  grosser  Bedeutung. 

Die  Vereinigten  Staaten,  deren  Zuckerkonsumtion  sich  1901 
auf  2372316  t  belief, ^)  sind  in  grossem  Massstabe  auf  Zucker- 
einfuhr angewiesen. 

In  den  Vereinigten  Staaten  selbst  wird  Rohrzucker  in  Louisiana, 
ausserdem  etwas  in  Texas  und  unbedeutend  in  Florida  produziert, 
im  Jahre  1 900/1 901  schätzungsweise  277891  (long)  t.«) 

1)  I   (britisch-amerikanische)  gross-ton  =  2240  pounds  :=   1016,048  kg. 

2)  The  World's,  p.   1441. 

*)  Dabei  umfassen  die  Statistiken  über  die  Rohrzuckerproduktion  in  Wahrheit  nur 
einen  (für  die  Ausfuhr  verwendeten)  Teil  der  Rohrzuckerproduktion  (vgl.  S.  3  Anm.  2). 
Allein  die  (innere)  Rohrzuckerproduktion  Britisch-Ostindiens  wird  für  1 899/ 1 900  auf  mehr 
als  3000000  t  geschätzt,  und  wohl  nicht  geringer  ist  die  Produktion  Chinas,  für  welche 
jede  Statistik  fehlt.  In  Wahrheit  ist  daher  auch  gegenwärtig  die  Rohrzuckerproduktion 
im  ganzen  grösser  als  die  Rübenzuckerproduktion.    The  World's,  p.  1309. 

*)  Auch  in  einer  Anzahl  Kolonien  an  der  West-  und  Ostküste  Afrikas  wird 
Rohrzucker  erzeugt. 

'')  The  World's,  p.  1383.     Report.  Vol.  XIX.  p.  84. 

0)  The  World's,   p.   1382;    Report  Vol.  X,  p.   CCLXVHI  u.  Testimony    p.    654. 

„Die  Zuckerrohrkultur  im Staate  Louisiana"  i.  d.  Berichten  ü.  H.  u.  I.   1902, 

S.  82  —92.  Über  die  Rübenzuckerproduktion  in  den  Vereinigten  Staaten  vgl. 
Report  Vol.  XIX,  p.  87.     Siebetrug  1902/1903  195463  (long)  t  (D.  H.  1903,   S.  740). 
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Die  Besitzungen  der  Vereinigten  Staaten  i)  Hawaii,  Portorico 
und  auch  die  Philippinen  erzeugen  Rohrzucker  in  sehr  erhebUchem 
Masse,  der  im  wesentUchen  in  den  Vereinigten  Staaten  konsumiert 
-wird. 

Hawaii,  in  welchem  schon  fast  alles  für  die  Zuckerrohr-Kultur 
geeignete  Land  angebaut  ist,  führte  1 902/1 903  387412  t  Zucker  in 
die  Vereinigten  Staaten  ein.  2) 

Hawaii  bildet  ein  „Territorium"  der  Vereinigten  Staaten  und 
ist  nach  dem  Gesetz  der  Vereinigten  Staaten  vom  30.  Mai  19002) 
in  das  Zollgebiet  derselben  eingeschlossen.  Der  Zucker  Hawaüs 
^eht  also  zollfrei  in  die  Vereinigten  Staaten  ein. 

Portorico  4)  importierte  1 902/1 903  113  071  t  Zucker  nach 
den  Vereinigten  Staaten.^)^)  Auch  der  Zucker  Portoricos  geht 
zollfrei  in  die  Vereinigten  Staaten  ein.')  Denn  seit  Juli  1901 
ist  vollständige  Zollfreiheit  im  Verkehr  zwischen  der  Insel, 
welche  ein  Territorium  der  Union  bildet ,  und  letzterer  her- 
:gestellt.  Es  ist  dies  geschehen,  nachdem  das  oberste  Gericht  der 
Vereinigten  Staaten  anlässlich  eines  Spezialfalles  entschieden  hatte, 
dass  Waren,  die  aus  einem  Territorium  kommen,  keinem  Zoll 
unterliegen.  Vorher  waren  auf  Grund  eines  Beschlusses  des 
Kongresses  vom  April  1900  für  die  aus  Portorico  kommenden 
Waren  bei  der  Einfuhr  in  die  Union  15^/0  der  Sätze  des  Dingley- 
Tarifes  als  Zoll  erhoben  worden. 

Die  PhiUppinen  sollen  1898/99  175000  t  Rohrzucker  erzeugt 
und  davon  60000  t  ausgeführt  haben. s) 

Die    Philippinen    bilden    nach    dem    Gesetz    der    Vereinigten 


1)  Handel  der  Vereinigten  Staaten  mit  Kuba,  Portorico,  Hawaii  und  den 
Philippinen  in  D.  Kol.  1900,  S.  586  (vgl.  S,  584,  585).  „Der  Import  landwirtschaft- 
licher Erzeugnisse  nach  den  Vereinigten  Staaten  1896 — 1900"  in  Berichten  ü.  H.  u.  I. 
1902,  S.  779,  780.     Report  Vol.  XIX,  p.   189,   190. 

*)  „Deutsche  Zuckerindustrie"   1903,  S.  1495. 

')  Gesetz  der  Vereinigten  Staaten,  betr.  die  Regierung  Hawaiis  v.  30.  V.  1900, 
abgedruckt  im  D.  Kol.   1900,  S.  512,  513. 

*)  Über  die  Stellung  Portoricos  als  Territorium  der  Vereinigten  Staaten  siehe 
D.  Kol.   1903,  S.   145,   146,   156,   157. 

*)  „Deutsche  Zuckerindustrie"   1903,  S.  1495. 

*)  Vgl.  auch  „Die  Zuckerrohrkulturen  auf  den  westindischen  Inseln"  in  Berichten 
ü.  H.  u.  I.   1902,  S.  68. 

'•)  Report  Vol.  I,  p.  72  u.  Testimony,  p.  803.  The  Economist  1901,  p.  821,  822. 
Gesetz  v.  3,  HI  1903,  betreffend  Rückerstattung  von  Zöllen  für  aus  Portorico  (vom 
II.  IV.   1899  bis   1.  V.   1900)  eingeführte  "Waren  (D.  H.   1903,  S.  807). 

*)  Report  Vol.  I,  p.  72  u.  Testimony  p.   104  und  803. 
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Staaten,  betreifend  die  Verwaltung  der  Philippinen,  von  1902,1) 
ein  Territorium,  für  welches  die  Verfassung-  und  Gesetze  der 
Vereinigten  Staaten  nur  gelten,  insoweit  sie  nicht  „lokal"  unan- 
wendbar sind.  Die  Philippinen  sind  insbesondere  nicht  Inland  i» 
Beziehung  auf  das  Zollwesen. 

Nach  dem  Gesetze  zur  einstweiligen  Beschaffung  von  Ein- 
künften für  die  Philippinen  und  für  andere  Zwecke  vom  8.  März  1902  2) 
haben  die  Waren  aus  den  Philippinen  bei  der  Einfuhr  in  die 
Vereinigten  Staaten  dieselben  Zölle,  wie  gleichartige  Waren  aus 
fremden  Ländern  zu  entrichten.^)  Jedoch  die  Boden-  und  Landes- 
erzeugnisse der  Philippinen  haben  nur  ys^/o  jener  Zölle  zu  be- 
zahlen, und,  wenn  dieselben  bei  der  Ausfuhr  aus  den  Philippinen 
Ausfuhrzöllen  unterliegen,  ist  auch  der  Betrag  jener  Ausfuhrzölle  noch 
weiter  von  den  Zöllen  abzusetzen,  welche  bei  der  Einfuhr  in  die 
Vereinigten  Staaten  zu  entrichten  sind.  Alle  Zölle  und  Gebühren,, 
welche  in  den  Vereinigten  Staaten  von  den  von  den  Philippinen 
kommenden  Waren  und  fremden  Schiffen  erhoben  werden,  fliessen 
nicht  in  den  Staatsschatz  der  Vereinigten  Staaten,  sondern  sind 
an  die  Kassen  der  Philippinen  abzuliefern,  um  für  die  Regierung 
und  zum  Wohle  jener  Inseln  gebraucht  und  verausgabt  zu  werden.*) 

Der  Zucker  5)  der  Philippinen  unterliegt  bei  der  Ausfuhr  aus- 
denselben  einem  Ausfuhrzoll  von  5  Cents  pro  100  kg.«)') 

^)  Vgl.  das  Gesetz  der  Vereinigten  Staaten,  betreffend  die  Verwaltung  der  Philippinen, 
(im  Auszug)  in  D.  Kol.   1902,  S.   419 — 421.     The  Economist  1901,  p.  821,  822. 

2)  D.  H.   1902.  S.  479. 

^)  Nach  dem  Gesetze  vom  3.  III.  1903,  betr.  die  Rückerstattung  von  Zöllen  für 
aus  Portorico  und  den  Philippinen  eingeführte  Waren  (D.  H.  1903  S.  807),  sind  aber 
die  Zölle  für  Waren,  welche  in  die  Vereinigten  Staaten  aus  den  Philippinen  zwischen 
dem  II.  IV.  1899  —  dem  Tage  des  Austausches  der  Ratifikationsurkunden  des  spanisch- 
amerikanischen Friedensvertrages  vom  10.  XII.  1898  —  und  dem  8.  III.  1902  —  dem 
Tage  des  Inkrafttretens  des  im  Text  genannten  Gesetzes  —  eingeführt  worden  sind, 
zurückzuerstatten. 

*)  Umgekehrt  haben  die  Waren,  welche  aus  den  Vereinigten  Staaten  nach  den 
Philippinen  eingeführt  werden,  nach  den  unten  (Anm,  6)  angeführten  Gesetzen  — 
speziell  Abschnitt  2  des  Gesetzes  vom  17.  IX.  1901  —  dieselben  Zölle  zu  ent- 
richten, wie  die  Waren  aus  fremden  Ländern.  Aber  es  sind  nach  dem  beigefügter» 
Zolltarif,  Abschnitt  1 1  Ziff.  385,  bedingungsweise  zollfrei  Gegenstände,  welche  von  der 
Regierung  der  Vereinigten  Staaten  für  den  Gebrauch  der  Armee,  Marine  und  Marine- 
Hospitalverwaltung  oder  von  der  Insular-Regierung  für  ihren  Gebrauch  oder  denjenigen, 
der  ihr  untergeordneten  Behörden  eingeführt  werden. 

^)  „Die  Zuckerindustrie  auf  den  Philippinen"  in  Berichten  ü.  H.  u.  I.  1903, 
S.  643—674. 

")  Gesetz  der  Philippinen  -  Kommission  vom  17.  IX.  1901,  betr.  die  Revision 
und  Abänderung   des  Zolltarifgesetzes   für  die  Philippinen.     Bestätigt  durch  Abschnitt  i 
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Die  Erhaltung  und  Förderung-  der  Rohrzuckerproduktion  ist 
endlich  für  eine  Reihe  von  Staaten  der  heisseren  Zone  von  grosser 
Bedeutung-. 

Dies  gilt  vor  allem  für  Kuba,  welches  eine  besondere  Stellung" 
in  Beziehung  auf  diese  Frage  einnimmt. 

Kubasi)  Rohrzuckerproduktion,  welche  1893  sich  auf  i  085  000  t 
belaufen  hatte  und  1894/95  noch  735000  t  betrug,  sank  infolg-e  des 
Aufstandes  auf  Kuba  und  des  spanisch-amerikanischen  Krieges 
und  betrug  1898/99  nur  300000  t.  Kuba  ist  aber  einer  ungeheuren 
Steigerung  der  Zuckerproduktion  fähig.  Es  ist — wie  der  amerikanische 
Sachverständige  Wiley  sich  ausdrückte  —  das  natürliche  Zucker- 
produktionsland der  Welt,  mit  welchem  sich  kein  anderes  Land 
vergleichen  könne.  Wiley  ist  der  Ansicht,  dass  Kubas  Rohrzucker- 
produktion in  Zukunft  auf  3  bis  4  MilHonen  Tonnen  jährlich  gesteigert 
werden  könne.  2) 

Die  politischen  Folgen  des  spanisch-amerikanischen  Krieges 
von  1898  erschwerten  zunächst  die  Lage  der  kubanischen  Zucker- 
induslrie.  Denn  der  kubanische  Zucker  verlor  bei  der  Einfuhr 
sowohl  nach  Spanien  wie  nach  den  Vereinigten  Staaten  seine 
bisherige  Vorzugsstellung:  in  Spanien,  weil  Kuba  nicht  mehr  spa- 
nische Besitzung  war,  und  in  den  Vereinigten  Staaten,  weil  der 
Reciprozitätsvertrag  derselben  mit  Spanien,  betreifend  Kuba,  durch 
den  Krieg  von  1898  und  dessen  politische  Wirkungen  beseitigt  war. 

des  Gesetzes    vom   8.  III.   1902    zur   einstweiligen  Beschaffung    von   Einkünften   für   die 
Philippinen  und  für  andere  Zwecke.     D.  H.   1902,  S.  (446),  478,  479. 

')  Im  Fiskaljahre  (30.  VI.  1902 — 30.  VI.)  1903  betrug  die  Zuckereinfuhr  nach 
den  Vereinigten  Staaten:  2608536  (short)  t,  darunter  nur  noch  43565  (short)  t  Rüben- 
Rohzucker  (wovon  37343  t  aus  Deutschland,  6218  t  aus  Österreich-Ungarn)  und  26671  t 
raffinierten  Zuckers. 


Rohrzucker 

wurde  eingeführt  aus 

Portorico 

113071 

(shorti  -t 

Hawaii 

387412 

n          v 

Philippinen 

9500 

n         n 

Kuba 

I 198000 

n         n 

W  estindien 

172000 

n         n 

Südamerika 

177500 

n         T> 

Centralamerika 

3500 

n         n 

Niederländisch-Indien 

446000 

n         n 

Afrika 

31  000 

n          n 

Nationalztg.  v.   16.  VIII.   1903.     „Deutsche  Zuckerindustrie"   1903,  S.  1495 — 1496. 

1)  Report  Vol.  I,  p.  68,  72  u.  Testimony,  p.  104,  803;  Vol.  X,  p.  CCLX\1II  u. 
Testimony,  p.  653.     The  World's,  p.   1309. 

2)  Im  Fiskaljahre  (30,  VI.   1902  bis  30.  VI.)   1903  der  Vereinigten  Staaten  betrug 
die  Zuckereinfuhr  aus  Kuba  i  198000  (short)  t. 
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Kuba  ist  nach  dem  Kriege  —  im  Einvernehmen  mit  den 
Vereinigten  Staaten  —  als  eine  besondere  amerikanische  RepubHk 
konstituiert  worden,  welche  rechtlich  in  gewissen  Hinsichten  der 
politischen  Kontrolle  der  Vereinigten  Staaten  unterworfen  ist. 

Dafür  haben  die  Vereinigten  Staaten  Kuba  durch  einen  mit 
demselben  geschlossenen,  am  31.  März  1903  ratifizierten  Reciprozitäts- 
vertragi)  besondere  wirtschaftliche  Vorteile  eingeräumt. 

Insbesondere  ist  Kuba  —  was  für  dasselbe  eine  wirtschaftliche 
Lebensfrage  war  —  für  die  Einfuhr  von  (Roh-?)  Zucker  in  die 
Vereinigten  Staaten  ein  Vorzugstarif  eingeräumt  worden.  Der 
kubanische  Zucker  geniesst  eine  Ermässigung  von  20%  auf  den 
allgemeinen  Zucker-Einfuhrzoll  der  Vereinigten  Staaten.  Nach  einem 
ausdrücklichen  von  dem  Senate  der  Vereinigten  Staaten  eingefügten 
Vertrags-Zusatze  2)  darf,  solange  dieser  Vertrag  in  Kraft  ist, 

1.  kein  Zucker,  der  auf  dem  Boden  der  Republik  Kuba  erzeugt 
wurde,  von  genannter  Republik  in  die  Vereinigten  Staaten 
mit  einer  grösseren  Zollermässigung-  als  20  0/0  unter  dem 
durch  das  Gesetz  (der  Vereinigten  Staaten)  vom  24.  Juli  1897 
festgesetzten  Satze  eingeführt  werden; 

2.  kein  Zucker  aus  irgend  einem  fremden  Lande  in  die  Ver- 
einigten Staaten  zu  einem  niedrigeren  Zollsatze,  als  dem  in 
dem  Gesetz  vom  24.  Juli  1897  festgesetzten  eingeführt  werden. 

Der  Präsident  Roosevelt  der  Vereinigten  Staaten  hatte  es  in  einer 
Botschaft  vom  Juni  1902^)  als  Pflicht  der  Vereinigten  Staaten  be- 
zeichnet, Kuba,  welches  den  Vereinigten  Staaten  in  gewissen 
politischen  Hinsichten  eine  ausschliessliche  Vorzugsstellung  ein- 
geräumt habe,  dafür  die  zu  seiner  Existenz  notwendigen  wirtschaft- 
lichen Konzessionen  zu  machen.  Er  hatte  deshalb  vorgeschlagen, 
gegenüber  dem  sonstigen  Zuckereinfuhrzoll  dem  Zucker  Kubas 
eine  dauernde  Ermässigung  von  500/0,  mindestens  aber  von  33V3°/o 
zu  gewähren. 

Aber  es  machte  sich  die  Konkurrenz  zwischen  den  Rüben- 
2uckerinteressenten  in  den  Vereinigten  Staaten  und  den  Rohrzucker- 


^)  Derselbe  ist  sowohl  von  dem  Senate  der  Vereinigten  Staaten  als  von  dem  Senate 
Kubas  genehmigt  worden.  Der  Senat  der  Vereinigten  Staaten  hat  aber  seine  Genehmigung 
mit  der  Massgabe  erklärt,  dass  auch  die  Genehmigung  des  Repräsentantenhauses  der 
Vereinigten  Staaten  eingeholt  werden  müsse.  Dem  Repräsentantenhause  der  Vereinigten 
Staaten  ist  der  Vertrag  (Herbst  1903)  noch  nicht  unterbreitet  und  deshalb  ist  auch  die 
Ratifikation  des  Vertrages  noch  nicht  veröffentlicht  worden. 

")  „Deutsche  Zuckerindustrie"   1903,  S.  179. 

2)  The  Times  v.   17.  VI.   1902. 
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interessenten  geltend,  welche  den  Rohrzucker  als  Rohzucker  ein- 
führen und  in  den  Vereinigten  Staaten  raffinieren. 

Der  Reciprozitätsvertrag  mit  Kuba  konnte  infolge  des  Einflusses 
der  amerikanischen  Rübenzuckerinteressenten  nur  auf  der  Basis  einer 
Ermässigung  von  bloss  2oo/„  durchgesetzt  werden.  1)  Der  oben  er- 
wähnte Vertragszusatz  des  amerikanischen  Senates  entsprach  einer 
Resolution,  welche  die  American  Beet  Sugar  Manufacturers  Asso- 
ciation  am   8.  Januar  1903    zu  Washington   beschlossen  hatte. 2) 

Der  kubanische  Zucker  wird  sich  daher  auch  um  andere  Ab- 
satzmärkte als  den  in  den  Vereinigten  Staaten  bemühen.  Im 
März  1903  sind  fiir  den  britischen  Markt  3000  t  Kuba-Rohzucker 
angekauft  worden.  Dies  ist  seit  25  Jahren  der  erste  Verkauf  von 
kubanischem  Zucker  nach  Europa  mit  Ausnahme  des  vor  Ausbruch 
des  spanisch  -  amerikanischen  Krieges  von  1898  nach  Spanien 
gelieferten  Kuba-Zuckers. ') 

Die  Rohrzuckerproduktion  hat  noch  in  folgenden  Staaten  einen 
solchen  Umfang  angenommen,  dass  dieselben  für  einen  mehr  oder 
minder    grossen  Teil    ihres  Zuckers    auf  Ausfuhr  angewiesen  sind: 

Brasilien*)  produzierte  1898/1899  etwa  165000  t,  Argentinien*) 
1902  120000  t.  Peru  6)  exportierte  1901  beinahe  115  000  t  und 
Santo  Domingo^)  1900  50000  t.  Ägypten^)  erzeugt  jährlich  etwa 
100000  t,  wovon  etwas  mehr  als  die  Hälfte  ausgeführt  wird. 

Staatliche  und  internationale  Massnahmen,  wie  sie  die  mit  der 
raschen  Steigerung  der  Produktionsfähigkeit  verschärfte  Konkurrenz 
der  europäischen  Rübenzuckerländer  untereinander  hervorrief  und 
erforderte,  mussten  auch  durch  die  Konkurrenz  zwischen  Rüben- 
zucker und  Rohrzucker  angeregt  werden. 

Einerseits  musste  die  künstlich-staatliche  Förderung  der 
europäischen  Rübenzuckerindustrien  auf  dem  Weltmarkt  auch  andere 
Staaten  zur  künstlichen  Förderung  ihrer  Zuckerindustrien  anreizen. 

*)  Vgl.  auch  die  Vorschläge  und  Erklärungen  der  Industrial  Commission  in  (Final) 
Report  Vol.  XIX,  p.  I89— 191,   199. 

*)  „Deutsche  Zuckerindustrie"    1903,  S.    179. 

')  Nationalzeitung  v.   14.  ni.   1903. 

*)  Report  Vol.  I  p.  72  u.  Testimony,  p,  803,    104. 

„Die  brasilianische  Zuckerindustrie"  in  Berichten  ü.  H.  u.  I.  1902,  S.  223 — 245. 
Nach  einer  —  dort  als  ungenau  bezeichneten  —  Zusammenstellung  einer  brasilianischen 
Zeitschrift  soll   1899  ^^^  Jahresproduktion  4040000  Sack  ä  75  kg  betragen  haben. 

'•)  „Deutsche  Zuckerindustrie"   1903,  S.   1322. 

**)  Commercial  Rel.  U.  St.  1902,  Vol.  I,  p.   107. 

')  „Die  Zuckerrohrkultur  auf  den  westindischen  Inseln"  in  Berichten  ü.  H.  u.  I. 
1902,  S-  72. 

*)  Report  Vol.  I  p.  72  u,  Testimony  p.   io4,  803.  —  D.  Kol.   1902,  S.  421. 
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Am  6.  Dezember  1901  hat  die  Assemblea  Legislativa  des 
Staates  Rio  de  Janeiro  beschlossen,  dem  ins  Ausland  ausgeführten 
Zucker  eine  Exportprämie  von  10  Milreis  pro  100  kg  (aber  nur  auf 
^/ö  der  ganzen  Ernte)  zu  gewähren,  wenn  die  übrigen  Zucker 
produzierenden  Staaten  Brasiliens  sich  zu  der  gleichen  Massregel 
entschliessen  sollten.  1) 

In  Argentinien  versuchten  erst  die  Fabrikanten  durch  ein 
Abkommen  unter  sich  der  Zucker-Ueberproduktion  vorzubeugen. 
Da  dieses  nicht  den  erstrebten  Erfolg  hatte,  veranlasste  ein  Teil 
der  Zuckerfabrikanten  die  für  die  Zuckerproduktion  besonders 
wichtige  Provinz  Tucuman  zum  Erlass  eines  Gesetzes,  durch  welches 
das  Inlands-Konsum quantum  erst  bis  31.  V.  1903  und  dann  bis 
31.  V.  1904  kontingentiert  und  unter  die  bestehenden  29  Zucker- 
fabriken nach  Verhältnis  der  Leistungsfähigkeit  derselben  verteilt 
wurde,  indem  der  Steuersatz  für  das  Kilogramm  auf  V2  Centavos 
(Papier),  für  jedes  das  Kontingent  überschreitende  Kilogramm  aber 
auf  40  Centavos  festgesetzt  wurde.  Einige  Fabrikanten  haben  dies 
Gesetz  als  verfassungswidrig  angefochten.^) 

In  dem  Australischen  Bund,  in  welchem  namentlich  der  Staat 
Queensland  auf  Zuckerausfuhr  angewiesen  ist,  besteht,  wie  früher 
erwähnt, 3)  ein  Überzoll  von  solcher  Höhe,  dass  derselbe  nach  den 
Bestimmungen  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  eine  Prämie  von 
43/5  sh.  pro  100  kg  involvieren  würde. 

Unter  den  Rübenzucker  bauenden  Ländern  ausserhalb  Europas 
haben  die  Vereinigten  Staaten  einen  Schutzzoll  von  solcher  Höhe,  dass 
derselbe  als  Produktionsprämie  wirkt.*)  Der  kanadische  Staat  Ontario 
hat  eine  direkte  Produktionsprämie  für  Zuckerrübenkultur  und  Rüben- 
zuckererzeugung auf  einige  Jahre  gewährt.  Die  Vereinigten  Staaten  und 

^)  „Die  brasilianische  Zuckerindustrie"  in  Berichten  ü.  H.  u.  I.   1902,  S.  245. 

2)  ^Deutsche  Zuckerindustrie"    1903,  S.    1322. 

=»)§  4. 

*)  Rund  220^/2  Pounds  =   lOO  kg. 

Der  Schutzzoll  beträgt  nach  dem  Dingley  Act  vom  24.  Juli  1897,  §  209  pro  Pound 

1.  für  Rohzucker  von  96%  1.685   Cents 

2.  für  raffinierten  Zucker  1,95  Cents 
(Report  Vol.  I  p.  70),  also  pro   loo  kg 

1.  für  Rohzucker  von  96<*/(,  3  Doli.  71^2  Cents  =   19,28  Francs 

2.  für  raffinierten  Zucker  4      „       30  ,,       =r  22,32       „ 

Innere  Abgaben  vom  Zucker  scheinen  in  den  Vereinigten  Staaten  nicht  zu  bestehen,  so 
dass  der  ganze  vorstehende  Betrag  „Ueberzoll"  ist.  Im  Sinne  des  Art.  4  Abs.  3  der 
Brüsseler  Konvention  ergäbe  sich  daher  eine  Prämie  von 

8,16  Francs  für   100  kg  raffinierten  Zucker 
6,8g      „         „      „       „    Rohzucker  von  96°/(,. 
Vgl.  §55  38  u.  56. 


§  8.     Die  Lage  and  Bedeutung  der  Rohrzuckerproduktion  etc.  Q^ 

Ontario  kom  m  en  ab  er  all  erdings  nicht  für  die  Ausfuhr  i)  von  inländischem , 
aus  inländischem  Rohmaterial  hergestelltem  Zucker  in  Betracht. 

Auf  der  anderen  Seite  musste  den  europäischen  Festlandsstaaten 
daran  gelegen  sein,  wenn  sie  im  Wege  internationalen  Einver- 
ständnisses unter  einander  die  staatlichen  Massnahmen  zur  künst- 
lichen Förderung  ihrer  Rübenzuckerindustrie  aufhoben  oder 
milderten,  sich  dagegen  zu  sichern,  dass  nicht  der  Rohrzucker 
Begünstigungen  vor  dem  Rübenzucker  erhalte,  welche  die  Konkurrenz- 
lage der  europäischen  Rübenzuckerindustrien  künstlich  verschlechtern 
würden,  und  femer,  dass  nicht  von  anderen  Staaten  mit  Rohr- 
oder Rübenzuckerproduktion  in  Zukunft  künstlich-staatliche  Be- 
günstigungsmassnahmen  für  die  Zuckerindustrien  der  letzteren  ge- 
troffen würden,  nachdem  die  europäischen  Staaten  sich  der  Befugnis 
dazu  im  Wege  internationalen  Einvernehmens  begeben  hätten. 

Zu  letzterem  Behufe  wäre  ein  internationales  Abkommen  aller 
Zucker  produzierenden  Staaten  erforderlich  gewesen.  Ein  solches 
war  auf  den  Londoner  Zuckerkonferenzen  1887/1888  erstrebt  worden. 
Diesen  Versuch  unternahm  man,  als  aussichtslos,  auf  den  Brüsseler 
Zuckerkonferenzen  1901/ 1902  nicht  wieder.  Selbst  von  den  euro- 
päischen Rübenzuckerstaaten  konnte  Russland  nicht  zur  Teilnahme 
bewogen  werden,  nahmen  Dänemark  und  Rumänien  die  schliesslich 
zu  Stande  gebrachte  Brüsseler  Konvention  vom  5.  März  1902  nicht 
an  und  ratifizierte  Spanien  dieselbe  bis  jetzt  nicht. 

Die  übrigen  europäischen  Staaten  glaubten  aber  auch  ohnedies 
unter  sich  eine  internationale  Zuckerkonvention  zur  Beseitigung 
jener  künstlich-staatlichen  Massnahmen  mit  Vorteil  eingehen  zu 
können,  wenn  sie  nur  gleichzeitig  gegen  die  Einfuhr  von  Zucker 
aus  aussenbleibenden  Staaten,  welche  noch  fernerhin  solche  künst- 
lichen Begünstigungen  gewährten,  innerhalb  des  Verbandsbereiches 
besondere  Ausgleichs-Gegenmassnahmen  stipulierten. 

In  Hinsicht  auf  den  Rohrzucker  und  namentlich  im  Hinblick 
auf  die  koloniale  Rohrzuckerproduktion  einiger  der  teilnehmenden 
Reiche  aber  musste  in  der  internationalen  Übereinkunft  ausdrücklich 
festgesetzt  werden,  dass,  wenn  auf  der  einen  Seite  die  Rübenzucker- 
staaten des  europäischen  Festlandes  sich  verpflichteten,  die  künstUch- 
staatlichen  Begünstigungen  ihrer  Rübenzuckerindustrie  zu  beseitigen 
oder  zu  massigen,  auf  der  anderen  Seite  in  dem  Verbandsbereich 
dem  Rohrzucker  keinerlei  staatlicher  Vorzug  vor  dem  Rübenzucker 
gewährt  werden  dürfe, 

1)  Vgl.  übrigens  hinsichtlich  der  Zucker-Ausfuhr  der  Vereinigten  Staaten  „Deutsche 
Zuckerindustrie"   1903,  S.  1496. 
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Die   fiskalischen  Abgaben    (Zölle   und  Steuern)   vom  Zuclcer,   die  Zucicer» 

Prämien    in    den    europäischen    Rübenzuckerländern    und    das    Bedürfnis 

internationaler  Regelung  der  Zuckerfrage. 


§  9.    Die  Zuckersteuern  im  allgemeinen. 

Der  Zucker  ist  Nährmittel  und  Genussmittel.  In  vielen  Ländern 
wurde  er,  da  er  Genussmittel  sei,  als  ein  besonders  geeig-netes 
Objekt  einer  Aufwandbesteuerung"  erachtet. i) 

Die  Zuckersteuem,  welche  den  Zuckerverbrauch  der  Konsumenten 
belasten  wollen,  sind  indirekte  Verbrauchsabgaben,  weil  sie  die 
Steuer  beim  Produzenten  oder  Händler  erheben. 

Die  Zuckersteuer  ist  teils  innere  Verbrauchssteuer,  teils  wird 
sie  in  der  Form  von  Zöllen  erhoben. 

Solang"e  es  nur  den  aus  dem  Zuckerrohr  der  überseeischen 
Länder  gewonnenen  Rohrzucker  gab,  wurde  die  Zuckerbesteuerung 
einfach  in  der  Form  von  Zucker-Einfuhrzöllen  realisiert.  Dabei 
wurden  vielfach  Unterscheidungs-  oder  Differentialzölle  angewandt, 
je  nachdem  der  Zucker  aus  eigenen  Kolonien  oder  aus  fremden 
Kolonien    und    fremden    überseeischen  Staaten    eingeführt  wurde.  2) 

Auch  jetzt  noch  wird  der  Kolonialzucker  und  überhaupt  der 
aus  dem  Auslande  eingeführte  Zucker  meist  durch  Einfuhrzölle 
besteuert. 

Als  aber  seit  den  Zeiten  der  napoleonischen  Kontinentalsperre 
auf  dem  europäischen  Festland  die  Rübenzuckerindustrien  aufkamen 
und  nach  Überwindung  der  ersten  Schwierigkeiten  sich  rasch  zu 
entwickeln  begannen,  ergab  sich  die  Frage  der  Besteuerung  des 
Rübenzuckers  durch  eine  innere  Verbrauchssteuer. 


^)  Vgl.  zum  folgenden  Riecke  u.  Heckel. 

*)  Ferner  auch:  je  nachdem  der  Zucker  unter  nationaler  oder  fremder  Flagge  ins 
Land  kam,  je  nachdem  er  direkt  aus  dem  Erzeugungsland  kam  und  im  Inland  unmittel- 
bar konsumiert  oder  raffiniert  werden  sollte  oder  aber  indirekt  aus  einem  dritten  Lande 
eingeführt  wurde  und  etwa  in  dem  letzteren  raffiniert  worden  war. 
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Die  meisten  Rübenzucker  -  Staaten  des  kontinentalen  Europas 
sind  seit  den  30er  und  40 er  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  auf  dieser 
Bahn  vorgeschritten. 

Die  rasche  und  starke  Entwickelung*  der  Zuckerindustrie,  der 
Konkurrenzkampf  zwischen  dem  Rübenzucker  des  Mutterlandes  und 
dem  Rohrzucker  der  Kolonien  und  zwischen  der  nationalen  und 
den  fremden  Zuckerindustrien,  sowie  die  Einwirkung*  der  allgemeinett 
internationalen  Wirtschafts-,  Handels-  und  Transport-Politik  haben 
die  Frage  der  Zuckersteuer  aus  einer  rein  fiskalisch-finanzpolitischen 
Frage  zu  einem  wichtigen  volkswirtschaftlichen  Probleme  gemacht. 

Die  Formen  der  Zuckersteuer  sind  folgende: 
I.  Innere  Verbrauchssteuern: 

1.  Rohstoff-  oder  Materialsteuem  —  Rübensteuern. 

2.  Fabrikationssteuem  —   nach  der  Leistungsfähigkeit  der  Fa- 
brikationseinrichtungen. 

3.  Halbfabrikatsteuern  —  Saftsteuem  (nach  der  Dichtigkeit  des 
Zuckersaftes). 

4.  Fabrikatssteuern  oder  Verbrauchsabgabe. 

n.  Zölle. 

Dazu  eventuell  noch  Lizenzen  und  ähnliche  Abgaben. 

Weniger  aus  fiskalischen  denn  aus  volkswirtschaftlichen  Gründen 
— ,  um  die  Überproduktion  einzuschränken  und  ein  übermässiges 
Sinken  der  Zuckerpreise  zu  verhüten,  —  wendete  man  die  Auf- 
stellung von  Kontingenten  für  die  Zuckererzeugung  an.  Dabei  wurde 
ein  Gesamtbetrag  der  Produktion  für  das  ganze  Land  festgesetzt 
und  dieser  auf  die  einzelnen  Fabriken  verteilt.  Die  Kontingentierung 
ist  vielfach  eine  indirekte.  Der  einzelne  Industrielle  ist  zu  einer 
Überschreitung  seines  Kontingentanteiles  befugt,  muss  aber  für  den 
Überschuss  eine  höhere  Steuer  entrichten. 

Die  seit  einer  Reihe  von  Jahren  in  Deutschland  eingeführte 
Betriebssteuer  ist  nach  dem  Produktionsumfang  angelegt  und  steigt 
mit  dessen  Zunahme  progressiv.  Sie  bezweckt  die  Konkurrenz- 
fähigkeit der  kleineren  und  mittleren  Betriebe  gegenüber  den  grossen 
Fabriken  zu  wahren. 

Der  Zuckerzoll  kommt  unter  den  heutigen  Produktionsverhält- 
nissen —  wenigstens  in  Europa  —  nur  als  Einfuhrzoll  in  Betracht.  1) 


^)  In  einigen  überseeischen  Rohrzuckerländem  gibt  es  noch  einen  Zucker-Ausfuhr- 
zoll, bis  1898  auch  noch  auf  Java.  Der  Zucker-Ausfuhrzoll  dient  zum  Teil  zur  Bestreitung 
besonderer  im  Interesse  der  Zuckerproduzenten  gemachten  staatlichen  Ausgaben:  z.  B.  zur 
Deckung  der  Kosten  staatlicher  Einführung  von  Kulis,  So  in  Trinidad  und  in  dem 
brasilianischen  Staate  Rio  de  Janeiro,  in  welch  letzterem  aber  nicht  bloss  Abschaffung  der 
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Er  wird  in  einig-en  Ländern  nur  als  Finanzzoll,  2)  dageg-en  in 
den  meisten  Ländern,  welche  eig-ene  Zuckerindustrie  haben,  auch 
mit  dem  Charakter  eines  Schutzzolles  erhoben.  Zolldifferenzierung-en 
zu  Gunsten  der  eigenen  Kolonien,  der  Länder  mit  Reciprozitätsver- 
trag,  der  Länder  mit  Handelsvertrag  und  mit  vertragsmässiger 
Meistbegünstigung  und  andererseits  zu  Ungunsten  der  Länder  mit 
prämiiertem  Zucker  kommen  vor.  Der  Zoll  wird  in  den  verschiedenen 
Ländern  verschieden  gestaltet,  je  nachdem  die  Rohzuckerfabriken 
oder  die  Raffinerien  oder  die  Rhederinteressen  und  die  Transport- 
verhältnisse die  Gesetzgebung  vorwiegend  beeinflussen. 

§  10.   Die  Zuckersteuern  auf  die  inländische  Rübenzucker- 
Erzeugung. 

Frankreich  war  das  erste  Land,  welches  durch  Gesetz  vom 
18.  JuU  1837  eine  Steuer  auf  den  inländischen  Rübenzucker  auflegte. 

In  Deutschland  wurde  bei  Erneuerung  der  Zollvereinsverträge 
vom  8.  Mai  18411)  zum  ersten  Male  ein  Übereinkommen  geschlossen, 
nach  welchem  der  im  Zollverein  aus  Runkelrüben  hergestellte 
Zucker  vom  i.  September  1841  ab  in  allen  Zoll  Vereinsstaaten  mit 
einer  Steuer  von  überall  gleichem  Steuersatz  belegt  werden  sollte. 
Bis  zum  I.  September  1844  sollte  den  einzelnen  Zollvereins-Re- 
gierungen die  Wahl  zwischen  verschiedenen  Besteuerungsweisen 
frei  bleiben.  Vom  i.  September  1844  ab  sollte  hinsichtlich  der 
Besteuerung  des  Rübenzuckers  eine  völlig  übereinstimmende  Ge- 
setzgebung und  Verwaltung  in  den  verschiedenen  Vereinsstaaten 
-eintreten  und  das  Steuer-Einkommen  daraus  gemeinschaftlich  werden. 

In  Österreich  wurde  am  12.  November  1849  zuerst  eine  Ver- 
brauchssteuer auf  den  inländischen  Zucker  eingeführt.  Seit  dem 
Zoll-  und  Handelsbündnis  zwischen  Österreich  und  Ungarn  zählt 
die  Zuckersteuer  zu  denjenigen  Abgaben,  welche,  wie  die  grossen 
Aufwandsteuern  überhaupt,  in  beiden  Reichshälften  nach  gleich- 
massigen  Gesetzen  und  Verwaltungsvorschriften  zu  erheben  sind. 

Der  Zuckerverkehr  zwischen  beiden  Reichshälften  ist  weder  einer 


Ausfuhrsteuer,  sondern  Einführung  einer  Ausfuhrprämie  geplant  ist.  Berichte  über 
H.  u.  I.   1902,  S.  20  u.  245.     Vgl.  oben  §  8. 

*)  So  in  Grossbritannien  seit  dem  britischen  Finance  Act  1901.  Auch  in  Britisch- 
Ostindien  ist  der  allgemeine  Zucker-Einfuhrzoll  (5  °/o  des  Wertes  des  eingeführten  Zuckers) 
hauptsächlich  als  Finanzzoll  gedacht. 

^)  Zollvereinsvertrag  v.  8.  V.  1841  Art.  4  u.  besondere  Übereinkunft  des  Zoll- 
vereins, betr.  Besteuerung  des  Runkelrübenzuckers,  v.  8.  V.  1841.  Martens  N.  R.  G.  2, 
..p.  56  u.  67.     Hoffmanö,  S.  346. 
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Einfuhr-ZolIabg-abe  unterworfen,  noch  g-eniesst  derselbe  eine  Ausfuhr- 
bonifikation, vielmehr  gilt  in  dieser  Hinsicht  die  ganze  Monarchie 
als  ein  Steuergebiet.  Die  Steuererhebung  ist  nach  dem  Prinzip  der 
Verbrauchssteuer  geregelt.  Sie  erfolgt  also  in  derjenigen  Reichs- 
hälfte, in  welcher  der  Zucker  in  den  Verbrauch  übergeht.  Das 
Steuerbezugsrecht  ist  hingegen  nach  dem  Prinzip  der  Produktions- 
steuer geordnet.  Diejenige  Reichshälfte  also,  in  welcher  der  Zucker 
hergestellt  ist,  bezieht  —  eventuell  im  Wege  der  Abrechnung  mit 
der  anderen  Reichshälfte  —  den  Ertrag  der  erhobenen  Zuckersteuer,  i) 

Auch  in  Belgien,  den  Niederlanden,  Italien,  Schweden  und 
Spanien   wurden  Steuern   auf  den  inländischen  Zucker  geschaffen. 

In  allen  diesen  Ländern  wurde  der  aus  dem  Ausland  ein- 
geführte Zucker  entweder  in  Form  eines  Zolles  oder  einer  inneren 
Verbrauchssteuer 2)  besteuert. 

In  Grossbritannien,  wo  es  keine  inländische  Zuckerrübenkultur 
gibt,  wurde  bis  1874  ein  Zoll  von  dem  eingeführten  Zucker  erhoben. 
Von  1874  bis  1901  war  derselbe  zollfrei.  Seit  dem  19.  April  1901 
wird  wieder  ein  Einfuhrzoll  erhoben. 


^)  Riecke,  S.  694.  Nachdem  die  von  Österreich  und  Ungarn  geplante  Kontingen- 
tierung des  inländischen  Zucker-Konsumquantnms  als  mit  der  Brüsseler  Zuckerkonvention 
unvereinbar  befunden  ist,  und  deshalb  das  österreichische  Gesetz  v.  31.  I.  1903,  betr. 
die  individuelle  Verteilung  der  Kontingentierung,  durch  kaiserl.  (Not-)  Verordnung 
v.  I.  Vni.  1903  aufgehoben  werden  musste,  haben  die  Regierungen  Österreichs  und 
Ungarns  auf  Verlangen  Ungarns  sich  verständigt,  den  beiderseitigen  Parlamenten  überein- 
stimmende Gesetzentwürfe  vorzulegen,  nach  welchen  im  Verkehr  zwischen  beiden  Reichs- 
hälften eine  Ubergangsgebühr  von  3  Kronen  50  Hellern  pro  100  kg  Konsumzucker  und 
3  Kronen  20  Hellem  pro  100  kg  Rohzucker  erhoben  werden  soll.  Diese  Ubergangs- 
gebühr muss  im  Produktionslande  vor  der  Versendung  des  Zuckers  in  die  andere  Reichs- 
hälfte entrichtet  werden.  Der  Ertrag  der  Ubergangsgebühr  verbleibt  derjenigen  Reichs- 
hälfte, in  welcher  der  Zucker  hergestellt  ist.  Diese  Ubergangsgebühr  stellt  sich  dar  als 
ein  Ausfuhrzoll  auf  den  in  die  andere  Reichshälfte  zu  versendenden  Zucker.  Der  Zweck 
derselben  ist,  die  ungarische  Zuckerindustrie,  deren  Produktionskosten  angeblich  höhere 
sind,  als  die  der  österreichischen  Zuckerindustrie,  vor  der  Konkurrenz  der  letzteren  auf 
dem  Markte  Ungarns  zu  schützen.  Der  Centralausschuss  der  österreichischen  Centralstelle 
zur  "Wahrung  der  landwirtschaftlichen  Interessen,  der  Miltelböhmische  Zuckerfabrikverein 
und  die  Wiener  Handelskammer  haben  Protest  gegen  die  Einführung  dieser  reciproken 
Ubergangsgebühr  erhoben  und  erklärt,  dieselbe  Verstösse  gegen  die  Grundsätze  der  öster- 
reichisch-ungarischen Zollgemeinschaft  und  Zolleinheit  und  gegen  die  Grundsätze  der 
Brüsseler  Zuckerkonvention.  Nationalzeitung  v.  28.  VKI. ,  5.  IX.  u.  8.  X.  1903. 
„Deutsche  Zuckerindustrie"  1903,  S.  1393,   1431,   1542. 

2)  Letzteres  System  bisher  in  den  Niederlanden.    In  Belgien  wurden  bisher  gewisse 

Kategorien  des  aus  dem  Ausland  eingeführten  Zuckers    einem   Einfuhrzoll,  andere   einer 

inneren  Verbrauchssteuer  unterworfen.    Vgl.  Primes,  p.  432 — 433,  577 — S^^'     Nach  dem 

belgischen  Gesetze  v.   21.  VIII.  1903  Art.  I — 4  entrichtet  der  ausländische  Zucker  Zoll. 

Kaufmann,  Welt-Zuckerindustrie.  5 
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Die  Form  und  die  Höhe  der  Besteuerung  namentlich  des  in- 
ländischen Zuckers  hat  in  den  verschiedenen  Ländern  im  Laufe 
der  Jahre  vielfach  gewechselt. 

§  11.   Die  Zucker- Ausfuhrindiistrien  und  die  Steuerbefreiung 
des  ausgefülirten  Zuckers. 

Die  Zuckerindustrie  ist  in  einer  Reihe  der  europäischen  Kon- 
tinentalstaaten mit  dem  Aufschwünge  der  das  inländische  Konsum- 
bedürfnis weit  übersteigenden  Rübenzuckerproduktion  eine  Export- 
industrie, d.  h.  eine  auf  die  Ausfuhr  angewiesene  Industrie  geworden. 

Auch  die  Rohrzuckerindustrie  einer  ganzen  Anzahl  über- 
seeischer Länder  ist  Exportindustrie. 

Es  ist  ein  weit  verbreiteter  Besteuerungsgrundsatz,  dass  Waren, 
welche  im  Inland  einer  Aufwandsteuer,  einer  Verbrauchssteuer 
unterliegen,  steuerfrei  bleiben,  wenn  sie  ins  Ausland  ausgeführt, 
werden. 

Der  Zweck  dieser  Massregel  ist,  dem  inländischen  Exporteur, 
welcher  für  die  ausgeführte  Ware  im  Auslande  Zoll  und  eventuell 
noch  eine  Verbrauchssteuer  zu  entrichten  hat,  die  Mitbewerbung 
auf  dem  ausländischen  Markte  zu  ermöglichen. 

In  allen  oben  genannten  Ländern,  welche  sich  der  Brüsseler 
Zuckerkonvention  vom  5.  März  1902  angeschlossen  haben,  besteht 
jetzt  der  Grundsatz  1)  der  Steuerfreiheit  oder  der  Steuerrückvergütung 
für  den  ins  Ausland  ausgeführten,  bezw.  wieder  ausgeführten 
Zucker. 

Der  Zweck,  die  ins  Ausland  ausgeführten  Waren  steuerfrei  zu 
lassen,  wird  erreicht,  entweder,  indem  die  Waren  im  Inlande, 
ohne  Steuer  zu  entrichten,  unter  Steuerkontrolle  hergestellt  und 
ins  Ausland  verbracht  werden,  mögUcherweise  nachdem  sie  vor- 
her unter  Steuerkontrolle  in  einer  inländischen  Steuerniederlage 
gelagert  waren.  Dann  wird  also  die  inländische  Verbrauchssteuer 
nur    von    den  im  Inland   in    freien  Verkehr  gesetzten  inländischen 


')  Allerdings  nur  mit  gewissen  Einschränkungen  in  Italien  und  Schweden,  welche 
bis  jetzt  nicht  zu  den  Zucker  exportierenden  Ländern  gehören.  Vgl.  Primes,  p.  574,  585. 
Auch  bisher  schon  wurde  in  manchen  Ländern  dem  ausgeführten  Zucker  nur  dann 
Steuerfreiheit  gewährt,  wenn  derselbe  im  Inlande  bis  zum  Augenblicke  der  Ausfuhr  einer 
Steuerkontrolle  sich  unterworfen  hatte  und  deshalb  von  der  Entrichtung  der  Steuer  be- 
freit geblieben  war.  Eine  Rückerstattung  der  einmal  entrichteten  Steuer  fand  also  nicht 
statt.  So  in  Deutschland  (Gesetz  v.  27.  V.  1896).  Vgl.  Primes,  p.  423.  Dieses  System 
ist  auch  das  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  gemässe.  Mit  ihm  stehen  aber  die  franzö- 
sischen Bestimmungen  vorläufig  noch  nicht  ganz  in  Einklang.     Vgl.  §  44. 
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Waren  —  beim  Verlassen  der  Fabrik  —  erhoben.  Und  ent- 
sprechend werden  mögHch erweise  aus  dem  Ausland  eing-efiihrte 
Waren,  wenn  sie  ohne  oder  nach  Verarbeitung  im  Inland  wieder 
in  das  Ausland  ausg-efiihrt  werden  sollen,  von  dem  Augenblick 
ihres  Eintrittes  ins  Inland  bis  zum  Aug-enblick  ihres  Wiederaustrittes 
ins  Ausland  unter  Zollkontrolle  gehalten,  ohne  dass  Zoll  von  den- 
selben erhoben  wird.  Dann  wird  also  der  Zoll  nur  von  denjenigen 
aus  dem  Ausland  eingeführten  Waren  erhoben,  welche  im  Inlande 
verbleiben  und  verbraucht  werden. 

Oder  aber  der  Zweck  wird  erreicht,  indem  die  von  den  in- 
ländischen Waren  erhobene  innere  Verbrauchssteuer  vom  Staate 
zurückvergütet  wird,  wenn  die  Waren  ins  Ausland  ausgeführt 
werden.  Und  entsprechend  wird  möglicherweise  der  Zoll,  welcher 
von  den  aus  dem  Ausland  eingeführten  Waren  erhoben  worden 
ist,  zurückvergütet,  wenn  diese  Waren  ohne  oder  nach  Verarbeitung 
im  Inland  wieder  in  das  Ausland  ausgeführt  werden. 

Das  zweite  System,  also  das  System  der  Erhebung  und  der 
eventuellen  Rückvergütung  der  Steuer  wurde  in  den  europäischen 
Festlandsstaaten  —  nach  Einführung  der  Zuckersteuern  —  grössten- 
teils in  Beziehung  auf  den  Zucker  zur  Anwendung  gebracht,  welcher 
in  das  Ausland  ausgeführt  wurde. 

Es  hing  dies  mit  der  Art  der  Zuckersteuern  zusammen,  welche 
vielfach  von  dem  Rohmaterial  —  Rüben  —  oder  dem  Halbfabrikat 
—  Zuckersaft  — ,  also  in  einem  Zustand  und  Augenblick  erhoben 
wurden,  da  das  Produkt  noch  nicht  exportreif  war,  oder  welche 
nach  der  Grösse  und  Leistungsfähigkeit  der  Fabrikationseinrich- 
tungen bemessen  wurden,  wobei  der  Verbleib  des  Produktes  nicht 
in  Frage  kam. 

Dieses  zweite  System  aber  bringt,  namenthch  wenn  das 
Produkt  zwischen  dem  AugenbUck  der  Steuererhebung  und  dem 
Augenblick  der  Steuerrückvergütung  noch  einen  Umwandlungs- 
prozess  durchmacht,  die  Schwierigkeit  mit  sich,  das  Mass  der  Steuer- 
rückvergütung in  völliger  Übereinstimmung  mit  dem  Betrage  der 
erhobenen  Steuer  zu  erhalten. 

Bei  den  aus  dem  Auslande  eingeführten  Waren  wurde  nicht 
selten  im  Falle  der  Wiederausfuhr  beabsichtigter  Weise  nur  ein 
Teil  des  erhobenen  Zolles  (oder  gar  nichts)  zurückvergütet.  Nament- 
lich auch  um  den  im  Inland  hergestellten  Waren  für  die  Ausfuhr 
durch  ihre  völlige  Steuerfreiheit  einen  Konkurrenzvorsprung  vor 
den  eingeführten  und  wieder  auszuführenden  ausländischen  Waren 
zu  geben. 

5* 
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§  12.    Die  Zuckersteuern  und  die  Zucker- Ausfuhrprämien. 

Dasjenig"e  System,  welches  die  Steuer  oder  den  Zoll  von  dem 
Zucker  erhebt  und  im  Falle  der  Ausfuhr  oder  Wiederausfuhr  Rück- 
vergfütung"  des  ganzen  Betragfes  der  erhobenen  Steuer  bezweckt, 
führt  in  Wirklichkeit  leicht  dazu,  dass  der  Exporteur  vom  Staate 
nicht  bloss  den  Betrag-  der  entrichteten  Steuer,  sondern  auch  noch 
einen  Mehrbetrag",  d.  h.  eine  Ausfuhrprämie  erhält. 

Dieses  System  aber  war,  wie  oben  erwähnt,  namentlich  früher 
in  den  Zeiten  der  Besteuerung"  der  Zuckerrüben,  des  Zuckersaftes 
und  der  Zuckerfabrikation  das  übUche  g^ewesen. 

Wird  z.  B.  die  Steuer  von  den  Rüben  erhoben  und  demnächst 
dem  ausgfeführten  Zucker  rückverg-ütet,  so  umfasst  dieRückvergfütung", 
welche  auf  Grund  der  Annahme  eines  bestimmten  Ausbeute ertrag-es 
der  Rüben  an  Zucker  erfolg-en  muss,  eine  Prämie,  sobald  es  den 
Landwirten  und  Fabrikanten  g-elingt,  durch  Erzielung  zuckerhaltigerer 
Rüben  oder  durch  Verbesserung  und  Vervollständigung  der  Aus- 
beute des  Zuckergehaltes  derselben  aus  einer  bestimmten  Quantität 
Rüben  eine  grössere  Quantität  Zucker  zu  gewinnen,  als  diejenige, 
welche  bei  der  Festsetzung  der  Steuerrückvergütung  zu  Grunde 
gelegt  wurde. 

So  wurden  unbeabsichtigte  Ausfuhrprämien  geschaffen.  Ihnen 
aber  traten  beabsichtigte  Ausfuhrprämien  zur  Seite. 

Die  Frage  der  Ausfuhrprämien  für  Zucker  steht  in  engem  Zu- 
sammenhange mit  der  Frage  der  Zuckerbesteuerung  und  hat  wesent- 
lich dazu  beigetragen,  die  letztere  aus  einer  lediglich  fiskalisch- 
finanzpohtischen  Angelegenheit  zu  einem  volkswirtschaftHchen, 
sozialen  und  internationalen  Probleme  zu  machen. 

Die  staatlichen  Bestrebungen  waren  zuerst  auf  die  Erweckung 
einer  einheimischen  Zuckerindustrie  gerichtet.  Dazu  diente  an- 
fangs namentlich  Gewährung  von  Steuerfreiheit  für  den  inländischen 
Rübenzucker,  während  der  ausländische  Rohrzucker  bei  der  Einfuhr 
einen  als  Schutzzoll  wirkenden  Zoll  zu  entrichten  hatte.  Mit  der 
Steigerung  ihrer  Produktionsfahigkeit  über  das  Mass  des  inländischen 
Konsumbedarfs  aber  begann  die  einheimische  Zuckerindustrie  eine 
exportierende  Industrie  zu  werden  und  in  die  Konkurrenz  auf  dem 
Weltmarkt  einzutreten.  Zur  Ermöglichung  oder  Erleichterung  der 
Konkurrenzfähigkeit  derselben  auf  dem  Weltmarkt  verzichtete  der 
Staat  auf  die  Steuer  von  dem  ausgeführten  Zucker,  insbesondere 
weil  auf  dem  Weltmarkt  (in  Grossbritannien)  die  Konkurrenz  auch 
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mit  Zucker  aus  solchen  Ländern  aufgenommen  werden  musste, 
welche  überhaupt  vom  Zucker  keine  Steuern  erhoben. 

Als  man  später  erkannte,  dass  bei  fortschreitender  Technik  der 
Rübenausnutzung  u.  s.  w.  die  unter  niedrigerer  Veranlagung  der 
Ausnutzung  festgesetzte  Steuervergütung  tatsächlich  mehr  als  eine 
Rückerstattung  der  ausgelegten  Steuer  ergab  und  als  eine  staatliche 
Zuschusszahlung  an  den  Fabrikanten  für  die  Zuckerausfuhr  desselben 
sich  darstellte,  waren  die  volkswirtschaftlichen  Interessen  der  Zucker- 
industrie bereits  so  in  den  Vordergrund  getreten,  dass  der  Staat 
nicht  sofort  diese  Zuschusszahlung  zu  beseitigen  wagte.  Denn  die 
ganze  Einrichtung  der  Zuckerindustrie,  der  Produktionsumfang 
derselben  basierte  auf  dieser  staatlichen  Zuschusszahlung,  insofern 
die  letztere  der  Zuckerindustrie  die  Konkurrenz  in  dem  für  die 
volle  Ausnutzung  der  Betriebsanlagen  und  der  technischen  Pro- 
duktionsfahigkeit  erforderlichen  Masse  möglich  machte. 

Mit  der  Aufrechterhaltung  und  Erweiterung  des  Absatzkreises 
der  Zuckerindustrie  aber  erschienen  grosse  Interessen  nicht  bloss 
der  Zuckerraffinerien  und  der  Rohzuckerfabrikanten,  sondern 
namentlich  auch  der  Landwirtschaft,  welche  sich  dem  lukrativen 
Rübenbau  widmete,  ferner  der  Maschinenindustrie  u.  s.  w.,  welche 
die  grossen  technischen  Anlagen  für  die  Zuckerfabriken  herstellte, 
und  endlich  einer  zahlreichen  Arbeiterbevölkerung  verknüpft,  welche 
in  jenen  Betrieben  lohnende  Beschäftigung  fand. 

Nicht  die  Beseitigung  der  zunächst  unbeabsichtigten  staatlichen 
Ausfuhrprämien  wurde  bewerkstelligt,  sondern  die  unbeabsichtigten 
Ausfuhrprämien  wandelten  sich.i)  Ihnen  zur  Seite  oder  an  ihre 
Stelle  traten  immer  mehr  und  immer  höhere  beabsichtigte  Ausfuhr- 
prämien. D.  h.  der  Staat  leistete  oder  verschaffte  den  Zucker- 
exporteuren Zuschüsse,  um  denselben  die  Ausfuhr  oder  die 
Erweiterung  der  Ausfuhr  von  Zucker  im  Konkurrenzkampfe  zu 
ermöglichen. 

Der  Staat  leistete  oder  verschaffte  diese  Zuschüsse  unter  sehr 
verschiedenen  Formen.2)  Danach  unterschied  man  offene  und 
versteckte  oder  indirekte  Ausfuhrprämien.  Erstere  sind  vorhanden, 
wenn  die  im  Gesetz  selbst  ausgesprochene  Vergütung  bei  der 
Ausfuhr  die  Steuerauslage  übersteigt  oder  ohne  vorangegangene 
Steuerauslage  gewährt  wird. 

^)  Um  die  unbeabsichtigten  Ausfuhrprämien  aus  der  Welt  zu  schaffen,  erfolgte 
vielfach  der  Übergang  von  der  Material-  oder  Halbfabrikat-  oder  B'abrikationsbesteuerung 
des  Zuckers  zu  der  Fabrikats  teuer  oder  Verbrauchsabgabe  vom  Zucker. 

')  Vgl.  §  37- 
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Die  letzteren  sind  im  Gesetze  nicht  ausdrücklich  fixiert,  aber 
der  Inhalt  der  Gesetzesbestimmungen  ist  absichtlich  so  gestaltet, 
dass  als  Resultat  im  Falle  der  Ausfuhr  von  Zucker  die  Steuerleistung 
in  einem  gewissen  Masse  zurückbleibt  hinter  den  pekuniären  Vor- 
teilen, welche  dem  Zuckerfabrikanten  durch  die  Massnahmen  des 
Staates  zugewandt  werden. 

Zu  den  versteckten  oder  indirekten  Ausfuhrprämien  gehört  z.  B., 
dass  absichtlich  bei  den  Rohstoffsteuern  das  Ausbeute  Verhältnis 
geringer  bemessen  wird,  als  es  wirklich  ist,  und  infolgedessen  die 
Steuerrückvergütung  einen  Überschuss  in  sich  begreift.  Oder  dass 
absichtlich  bei  dftr  Bewilligung  von  Steuerabzügen  für  Transport- 
kosten diese  Steuerabzüge  höher  bemessen  werden,  als  die  Transport- 
kosten sind.  Zu  den  indirekten  Ausfuhrprämien  gehört  auch,  dass 
der  Staat  durch  hohe  Schutzzölle  der  inländischen  Zuckerindustrie 
ermögUcht,  im  Inlande  die  Konkurrenz  zu  beschränken  und  durch 
Hochhaltung  der  Inland-Zuckerpreise  von  dem  inländischen  Absatz 
so  grosse  Gewinne  zu  erzielen,  dass  die  Zuckerindustrie  einen  Teil 
dieser  Gewinne  als  Prämie  für  die  Zuckerausfuhr  hinzugeben 
vermag,  durch  welche  Zuckerausfuhr  hinwiederum  das  für  den 
inländischen  Absatz  verbleibende  Produkten-Quantum  niedrig  ge- 
halten, infolgedessen  die  inländische  Konkurrenz  beschränkt  und 
die  Hochhaltung  der  Inlandpreise  ermöglicht  wird. 

Die  Kontingentierung  des  inländischen  Absatzquantums  kann  der 
Staat  auch  nicht  bloss  durch  hohe  Schutzzölle  der  Industrie  mittelbar 
ermöglichen,  sondern  auch  durch  direkte  hierauf  gerichtete  gesetz- 
geberische Anordnungen  herbeiführen.  Die  gesetzgeberischen  An- 
ordnungen der  letzteren  Art  ermöglichen  der  Industrie  gleichfalls 
Hochhaltung  der  Preise  und  Erzielung  so  grossen  Gewinnes  im 
Inland- Absatz ,  dass  die  Industrie  einen  Teil  davon  zur  Unter- 
stützung der  Zucker- Ausfuhr  verwenden  kann.  So  wird  auch  durch 
gesetzHche  Kontingentierung  des  Inland-Konsumquantums  eine  in- 
direkte staatliche  Ausfuhr-Prämie  geschaffen. 

Allerdings  erscheint  für  den  Begriff  der  staatlichen  Prämie 
im  Falle  des  Schutzzolles  oder  der  Kontingentierung  nicht  das 
Moment  des  Zuschusses  aus  den  staatlich-fiskalischen  Mitteln  als 
das  ausschlaggebende.  Ein  solcher  erfolgt  nur  in  dem  ersterwähnten 
Falle  der  indirekten  staatlichen  Prämie.  Vielmehr  ist  entscheidend, 
dass  durch  Massnahmen  des  Staates,  wenn  auch  niciit  aus  den 
finanziellen  Mitteln  des  Staates,  den  Zucker-Exporteuren  ein  pekuniärer 
Zuschuss  für  die  Ausfuhr  verschafft  wird,  welcher  denselben  die 
Konkurrenz  auf  dem  Weltmarkt  erleichtert. 
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Die  Staatlichen  Ausfuhrprämien,  welche  aus  den  finanziellen 
Mitteln  des  Staates  gewährt  werden,  insbesondere  die  offenen 
staathchen  Ausfuhrprämien,  können  ihrerseits  kontingentiert  oder 
nicht  kontingentiert  sein.  In  beiden  Fällen  ist  zunächst  fiir 
die  Quantitätseinheit  der  Ausfuhr  eine  Prämie  angesetzt.  Im  Falle 
der  Prämien-Kontingentierung  ist  aber  auch  für  das  Gesamtquantum 
■der  Ausfuhr  ein  Prämien-Gesamt-  oder  Maximalbetrag  bestimmt, 
welcher  keinesfalls  im  Laufe  des  Rechnungsjahres  überschritten 
werden  darf,  so  dass  nach  Aufwendung  dieses  Prämien- Gesamt- 
betrages entweder  vollständige  Sperrung  der  Prämien  eintritt  oder 
die  Prämien  zwar  fortbezahlt  werden,  aber  der  Gesamt-Mehrbetrag 
der  gezahlten  Prämien  unter  die  Zucker-Exporteure  nach  Massgabe 
der  Ausfuhr  derselben  zur  Rückerstattung  an  den  Staat  verteilt 
und  so  eine  Minderung  der  Prämie  auf  die  Quantitäts-Einheit  der 
Ausfuhr  herbeigeführt  wird. 

§  13.    Die  Frage  der  Zuckersteuern  und  der  Zuckerprämien 
in  den  verschiedenen  europäischen  Festlandsländern. 

In  Frankreich!)  war  zur  Zeit  der  Kontinentalsperre  unter  Na- 
poleon L,  während  welcher  der  Kolonialzucker  zum  grossen  Teile 
vom  Lande  ausgeschlossen  war,  der  Zuckerpreis  so  enorm  ge- 
stiegen, dass  selbst  mit  den  damals  primitiven  Hilfsmitteln  die 
ersten  Bemühungen  um  die  Hervorrufung  einer  inländischen  Rüben- 
zuckerindustrie sich  lohnend  erwiesen.  Napoleon  hatte  dieselbe 
ausserdem  durch  direkte  Produktionsprämien  und  Subventionen 
begünstigt. 

Nach  dem  Falle  Napoleons  hörten  diese  direkten  staatUchen 
Subventionen  an  die  Zuckerrüben -Produzenten  und  Rübenzucker- 
Fabrikanten  auf. 

Aber  der  hohe  Zoll,  welcher  dem  ausländischen  Zucker,  auch 
dem  aus  den  französischen  Kolonien,  auferlegt  wurde,  wirkte  als 
eine  indirekte  Produktionsprämie  zu  Gunsten  der  inländischen 
Rübenzuckerindustrie,  die  zunächst  bis  1837  gar  keine  Steuer,  dann 
bis  1843  noch  eine  geringere  Steuer  zu  entrichten  hatte,  als  der 
Zoll  vom  französischen  Kolonialzucker  betrug. 

Nach  der  Gleichstellung  der  inländischen  Steuer  mit  dem  Zoll 
des  französischen  Kolonialzuckers  blieb  immer  noch  ein  beträcht- 
licher Überzoll  zu  Ungunsten  des  fremden  Kolonialzuckers  bestehen. 
Dieser  hatte  zur  Folge,  dass,  da  die  aus  den  französischen  Koloniea 


1)  Schippel,  S.  59 — 68,   129 — 133,   139 — 142. 
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zur  Einfuhr  nach  Frankreich  verfügbaren  Zuckermassen  begrenzt 
waren,  der  inländische  Rübenzucker  mitsamt  dem  französchen 
Kolonialzucker  noch  fortgesetzt  eine  indirekte  Produktionsprämie 
genoss,  und  dass  diese  indirekte  Produktionsprämie  auch  zu  Gunsten 
des  inländischen  Rübenzuckers  noch  blieb,  als  seit  1851  der  franzö- 
sische Kolonialzucker  gegenüber  dem  inländischen  Rübenzucker 
durch  Zollabschläge  begünstigt  wurde. 

Der  koloniale  Zucker  erhielt  — ,  wenn  er  nach  der  Raffinierung 
aus  Frankreich  wieder  ausgeführt  wurde,  —  eine  Steuerrückvergütung, 
welche  nach  dem  zu  Grunde  gelegten  Ausbeuteverhältnis  des  Roh- 
zuckers an  Raffinade  als  Ausfuhrprämie  wirkte. 

Desgleichen  erhielt  der  inländische  Zucker,  welcher  erst  in 
der  Form  einer  Gewichtsteuer  auf  Rohzucker,  dann  in  der  Form 
einer  Saftsteuer  besteuert  wurde,  bei  der  Ausfuhr  eine  Steuerrück- 
vergütung, welche  sich  zur  Ausfuhrprämie  entwickelte. 

Seit  Anfang  der  70er  Jahre  des  19.  Jahrhunderts  überwogt)  — 
mit  Ausnahme  einer  Unterbrechung  in  den  80  er  Jahren  —  die  Zucker- 
ausfuhr aus  Frankreich  die  gesamte  Zuckereinfuhr.  Schon  erheblich 
früher  überwog  aber  die  Zuckerausfuhr  die  Zuckereinfuhr  aus  fremden 
Ländern,  2)  so  dass  also  schon  erheblich  früher  der  Rübenzucker 
des  französchen  Mutterlandes  einschliesshch  des  aus  den  französischen 
Kolonien  eingeführten  Rohrzuckers  den  französischen  Konsumbedarf 
überstieg  und  auf  Ausfuhr  angewiesen  war.  Seit  Anfang  der 
70  er  Jahre  aber  ergab  sich  —  abgesehen  von  der  Unterbrechung 
in  den  80  er  Jahren  —  das  Ausfuhrbedürfnis  —  im  Vergleich  mit 
dem  inländischen  Konsumbedarf  —  auch  für  den  Rübenzucker  des 
Mutterlandes  allein  ohne  Einschluss  des  französischen  Kolonial- 
zuckers. 

Und  während  die  Masse  des  nach  Frankreich  eingeführten 
französischen  Kolonialzuckers  keine  allzugros.se  Veränderung  und 
nicht  durchgängig  eine  Steigerung  aufwies,  wuchs  hingegen  seit 
der  zweiten  Hälfte  der  80  er  Jahre  die  Masse  des  in  Frankreich 
produzierten  Rübenzuckers  derartig  an,  dass  das  Ausfuhrbedürfnis 
der  französischen  Zuckerindustrie  und  speziell  Rübenzuckerindustrie 
ausserordentlich  zunahm.^) 

Die  französische  Zuckersteuer-  und  Zuckerprämien-Gesetzgebung 

^)  The  World's,  p.   1285  u.   1395 — 1396. 

^)  Die  Zuckereinfuhren  nach  Frankreich  aus  fremden  Ländern  sind  jetzt  ganz  un- 
bedeutend geworden,  und  es  kommen  fast  nur  noch  die  Einfuhren  aus  den  französischen 
Kolonien  in  Betracht.     The  World's,  p.   1289,   1395 — 1396. 

»)  The  World's,  p.   1288. 
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war  vorwiegend  auf  das  Interesse  der  Zuckerraffinerien  zugeschnitten^ 
denen  die  Prämien  hauptsächlich  zu  Gute  kamen. 

1875  hatte  man  die  Fabrikatsteuer  mittels  saccharimetischer 
Prüfung  an  Stelle  der  bisherigen  Farbentypen  eingeführt.  Da  aber 
die  französische  Produktion  und  Ausfuhr  zurückging,  so  führte  man 
1884  (1887)  in  der  Hauptsache  (materiell,  wenn  auch  nicht  formell) 
das  System  der  Rohstoffbesteuerung  ein,  unter  welchem  die  deutsche 
Zuckerindustrie  so  grosse  Fortschritte  in  der  Steigerung  des  Zucker- 
gehalts der  Rüben  und  in  der  Entwickelang  der  Technik  der 
Zuckerfabrikation  gemacht  hatte,  und  verschaffte  dem  französischen 
Zucker  hohe  Inlandpreise  und  Prämien,  indem  man  die  Zölle  auf 
Zucker  hochhielt,  und  von  dem  inländischen  Zucker  zwar  die  sog. 
gesetzliche  Ausbeute  mit  entsprechend  hoher  Steuer,  die  tatsächliche 
Üb erschuss- Ausbeute  (les  excedents)  aber  —  in  der  Hauptsache  — 
nur  mit  der  Hälfte  jener  Steuer  beleg'te.i)  Während  für  die  Aus- 
fuhr die  volle  Steuer  erspart  bheb  oder  vergütet  wurde,  konnte  der 
Preis  des  Zuckers  im  Inlande,  obwohl  derselbe  grossenteils  nur  die 
halbe  Steuer  bezahlt  hatte,  doch  um  den  Betrag  der  ganzen  Steuer 
höher  gehalten  werden.  Eine  entsprechend  hohe  indirekte  Prämie, 
wie  dem  französischen  Rübenzucker,  wurde  nach  den  Anordnungen 
des  Gesetzes  von  1884  auch  dem  behufs  Raffinierung  nach  Frank- 
reich gesandten  französischen  Kolonialzucker  zu  teil.  2) 

Eine  andere  indirekte  Ausfuhrprämie  wurde  durch  die  sog. 
detaxes  de  distance  geschaffen.  Auch  sie  kamen  insbesondere  den 
Zuckerraffinerien  und  zwar  namentlich  den  älteren  zu  gute,  welche 
im  Hinblick  auf  den  Kolonialzucker  in  den  französischen  Seehäfen 
an  den  Küsten  des  Atlantischen-  und  des  Mittelmeeres  angelegt 
worden  waren.  Diese  detaxes  de  distance  bestanden  in  gewissen 
Steuer-  oder  Zollabschlägen,  welche  dem  Rohzucker  aus  den  fran- 
zösischen Kolonien  und  dem  französischen  Rüben-Rohzucker  gewährt 
wurden,  wenn  derselbe  von  der  Erzeugungsstätte  des  Rohzuckers 
behufs  Raffinierung  nach  Raffinerien  an  anderen  Orten  (besonders 
an  den  Seehäfen),  welche  über  ein  gewisses  Mass  von  den  Er- 
zeugungsstätten   des    Rohzuckers    entfernt    waren,    verschickt    und 


')  Nach  dem  Gesetze  konnte  der  Zuckerfabrikant  zu  Beginn  des  Betriebsjahres 
auf  diese  Steuervergünstigung  bezüglich  der  „excedents"  verzichten  und  erhielt  dann  die 
andere  Vergünstigung,  dass  1 5  <*/o  seiner  ganzen  Zuckerproduktion  als  sog.  Abzug  (dechet) 
nur  mit  der  halben  Steuer  belastet  "wurden.  Für  den  Fabrikanten  war  bei  geringerer 
Zuckerausbeute  aus  den  Rüben  das  Abzugsverfahren  (dechet),  bei  hoher  Zuckerausbeute 
das  sog.   „Abonnement    mit  Prämie"    bezüglich    der  Mehrausbeute  (excedents)  günstiger. 

2)  The  World's,  p.   1287. 
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nach  der  Raffinierung*  ins  Ausland  ausgfeführt  wurde.  Diese 
d^taxes  de  distance  liefen  also  darauf  hinaus,  dass  der  Staat  in 
diesem  Falle,  um  die  Ausfuhr  zu  erleichtern  und  die  betreffenden 
französischen  Raffinerien  zu  begünstigen,  die  Transportkosten  des 
Rohzuckers  von  der  Roh  Zuckerfabrik  nach  der  Raffinerie  teiiweis 
oder  ganz  trug  oder  sogar,  wenn  die  gewährte  d^taxe  de  distance 
von  2  Francs  pro  loo  kg  die  Transportkosten  überstieg,  noch 
ausserdem  in  dieser  Form  eine  indirekte  Ausfuhrprämie  gab.  i) 

Nachdem  in  Deutschland  die  einige  Jahre  vorher  eingeführten 
offenen  staatlichen  Ausfuhr-Zuschüsse,  deren  allmähUche  Verringerung 
und  Abschaffung  man  erst  im  Auge  gehabt  hatte,  durch  das 
deutsche  Gesetz  vom  27.  Mai  1896  noch  erhöht  und  ohne  zeithche 
Beschränkung  ihrer  Fortdauer  angeordnet  worden  waren,  glaubte 
man  in  Frankreich  mit  den  bisherigen  indirekten  Prämien  allein 
die  internationale  Konkurrenz  nicht  mehr  bestehen  zu  können. 

Durch  das  französische  Gesetz  vom  7.  April  1897  wurden  deshalb 
ausserdem  noch  offene,  direkte  staatliche  Ausfuhrprämien  in  der 
Absicht  geschaffen,  „angesichts  der  fortdauernd  und  zum  Teil  in 
erhöhtem  Betrage  gewährten  Ausfuhrprämien  fremder  Länder  in 
Frankreich  gleichwertige  Ausgangsprämien  zu  geben",  und  gleich- 
zeitig wurde  durch  dieses  Gesetz  die  Zuckereinfuhr  mit  höheren 
Zöllen  belastet. 

Zur  Deckung  der  erhöhten  Kosten  der  Ausfuhrprämien  wurden 
besondere  Steuerzuschläge  von  dem  französischen  Zucker  —  mit 
Ausnahme  des  für  die  Ausfuhr  bestimmten  —  und  in  stärkerem 
Grade  von  dem  nach  Frankreich  eingeführten  europäischen  oder 
aus  europäischen  Niederlagen  kommenden  fremden  Zucker  erhoben.^) 

Nachdem  durch  das  französische  Gesetz  vom  27.  Januar  19033) 
"der  Präsident  der  französischen  Republik  ermächtigt  worden  war, 
die  Brüsseler  Zuckerkonvention  vom  5.  März  1902  zu  ratifizieren 
und  eventuell  ausfuhren  zu  lassen,  traf  das  französische  Gesetz  vom 
28.  Januar  1903*)  Bestimmungen,  um  die  französische  Zucker-Steuer- 
und  -Zollgesetzgebung  vom  Tage  des  Inkrafttretens  der  Brüsseler 
Konvention,  dem  1.  September  1903,  ab  mit  den  Vorschriften  der 
letzteren  in  Übereinstimmung  zu  bringen. 

Vom     1.    September    1903    ab    soll    in    Frankreich    aller    in- 


')  TheWorld's,  p.  1272,  Heckel,  S.  974 — 925.  D'Aulnis  deB.  ,Les  Primes*.  p.S4 — $0- 

*)  Riecke,  S.  691.     Heckel,  S.  974,  975. 

')  Journal  Officiel   1903,  p.  526. 

■•)  Journal  Officiel   1903,  p.  525,  526. 
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ländische,    französisch-koloniale    und    ausländische   (Roh-  und  raffi- 
nierte) Zucker 

1.  einer  Verbrauchsabgabe  von  25  Francs  pro  100  kg  raffi- 
nierten Zuckers  unterliegen  1)  (Art.  i). 

Die  Fabrikatsteuer  mittels  saccharimetrischer  Prüfung  des 
Zuckergehaltes  des  Rohzuckers,  wie  sie  vor  der  Gesetzgebung  von 
1884  bestand,  ist  im  wesentlichen  wiederhergestellt.  Die  Steuer- 
Vergünstigungen  für  die  sog.  Üb erschuss- Ausbeute  (exc^dents  und 
dechets)  des  inländischen  Zuckers  und  des  französisch-kolonialen 
Zuckers  sind  beseitigt  (Art.  5). 

2.  einer  Raffinierungfsgebühr 2)  im  Sinne  des  Gesetzes  vom 
7.  April  1897,  die  aber  nicht  mehr  4  Francs,  sondern  nur  noch 
2  Francs  pro   100  kg  betragen  soll  (Art.  i),  unterworfen  sein. 

Die  in  dem  Gesetze  vom  7.  April  1897  vorgesehen  gewesene 
Fabrikationsgebühr  von  i  Franc  pro  100  kg  Rohzucker,  der  nicht 
raffiniert  wird,  ist  aufgehoben  (Art.  i). 

Ausserdem  unterliegt  der  Zucker  aus  fremden  Ländem,^)  also 
nicht  der  Zucker  aus  den  französischen  Kolonien  (Art.  2) 

3.  einem  Überzoll,  welcher  beträgt: 

a)  für  raffinierten  Zucker  und  für  Rohzucker  mit  mindestens 
98 0/0  Zuckergehalt  6  Francs  pro   100  kg  effektiven  Gewichts.*) 

b)  für  anderen  Zucker  5  Francs  50  Cent,  pro  100  kg  effektiven 
Gewichts. 

Die  durch  das  Gesetz  vom  7.  April  1897,  Art.  2  und  3,  als 
sog.  detaxes  de  distance  angeordneten  Steuer-  oder  Zollabschläge 
sollen  in  Zukunft  in  den  betreffenden  Fällen  nur  noch  ifi  Höhe 
der  nachgewiesenen  wirklichen  Transportkosten  gewährt  werden, 
wobei  die  im  Gesetze  von  1897  vorgesehenen  Sätze  jener  detaxes 
(2  Francs  pro  100  kg)  jedoch  keinesfalls  überschritten  werden 
dürfen  (Art.  3).  5) 


1)  Kandiszucker  26  Francs  75  Cent,  pro   100  kg  effektiven  Gewichts. 

*)  Dieselbe  wird  nach  dem  Gesetze  von  1897  erhoben  sowohl  für  Rohzucker, 
wenn  derselbe  in  eine  Raffinerie  verbracht  wird,  als  für  raffinierten  Zucker  oder  den 
dem  raffinierten  Zucker    gleichgestellten  Rohzucker   (von    mehr  als  98%  Zuckergehalt). 

')  ,les  Sucres  etrangers  de  toute  origine.' 

*)  1 00  kg  Kandiszucker  effektiv  sollen  gleich  1 07  kg  raffinierten  Zuckers  gerechnet 
werden. 

5)  Als  auf  der  Brüsseler  Konferenz  von  1901/ 1902  erörtert  wurde,  ob  die  detaxes 
de  distance  nicht  auch  indirekte  Prämien  bildeten,  erklärten  die  Delegierten  Frankreichs: 
sie  könnten  die  Verbindlichkeit,  dieselben  abzuschaffen,  nicht  übernehmen;  sie  seien 
aber  ermächtigt,  sich  anheischig  zu  machen,  dass  dieselben  in  Zukunft  nicht  erhöht 
werden  würden.    Nach  dieser  Erklärung  liess  die  Konferenz  die  Frage  auf  sich  beruhen. 
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■Ohne  Entrichtung  der  Steuern  kann  Zucker  zur  Herstellung- 
von  essbaren  Erzeugnissen,  die  für  die  Ausfuhr  bestimmt  sind,  in 
speziell  hierzu  bestimmten  und  unter  dauernde  Steuerkontrolle 
gestellten  Fabriken  verwandt  werden  (Art.  4).!)  2) 

In  Deutschland,  3)  wo  die  1801  in  Betrieb  genommene,  später 
im  Kriege  durch  Feuer  zerstörte  und  18 10  wieder  aufgebaute 
schlesische  Rübenzuckerfabrik  Achards,  ebenso  wie  die  meisten 
anderen  damals  hergestellten  Rübenzuckerfabriken,  nach  den 
napoleonischen  Zeiten  und  dem  Wiederbeginn  der  Einfuhr  des 
Kolonialzuckers  sich  nicht  hatte  behaupten  können,  und  erst  Ende 
der  20  er  und  zu  Beginn  der  30  er  Jahre  des  1 9.  Jahrhunderts  nach 
dem  Vorgange  Frankreichs  mit  der  Zuckerrübenkultur  wieder  an- 
gefangen worden  war,  war  die  inländische  Rübenzuckerindustrie 
zunächst  bis  1841  frei  von  Besteuerung  gebUeben.  Dabei  hatte  sie 
infolge  des  hohen  Einfuhrzolles  (von  54 — 60  Mark  pro  100  kg)  auf 
ausländischen  Rohrzucker  eine  erhebliche  indirekte  Produktions- 
prämie genossen. 

Nachdem  das  Zollvereins-Übereinkommen  vom  8.  Mai  1841  zu- 
erst innerhalb  des  deutschen  Zollvereins  den  inländischen  Rüben- 
zucker einer  Steuer  unterworfen,  aber  nur  bestimmt  hatte,  dass 
dieselbe  in  allen  Zollvereinsstaaten  gleich  hoch  sein  solle,  im  übrigen 
jedoch  die  Art  der  Erhebungsweise  bis  zum  i.  September  1844  dem 
Ermessen  der  einzelnen  Zollvereinsstaaten  (Fabrikatsteuer  in 
Württemberg,  Rübensteuer  in  den  übrigen  Zollvereinsstaaten)  an- 
heimgestellt hatte,  führte  der  Zollverein  vom  i.  September  1844  ab 
allseitig  die  Rübengewichtsteuer  ein. 

Diese  Rohstoff-  oder  Rübensteuer,  an  welcher  man  ein  halbes 
Jahrhundert  lang  in  Deutschland  festhielt,  trug  mächtig  dazu  bei, 
dass  Landwirtschaft,  Industrie  und  Wissenschaft  zusammen  arbeiteten, 
um  immer  zuckerhaltigere  Rüben  zu  erzielen  und  immer  voll- 
kommenere technische  Verfahrensweisen  zur  gänzlichen  Ausziehung 


Primes,  p.  242—246,  276,  277.  —  Detaxes  de  distance  für  den  französischen  Kolonial- 
zucker und  solche  für  den  Zucker  des  französischen  Mutterlandes,  Primes,  p.  243,  vgl. 
p.  232.     Vgl.  auch  D'Aulnis  de  B.  ,Les  Primes',  p.  54 — 59.     Derselbe  ,La  Convention* 

P-  33—3.5- 

^)  Übergangsbestimmungen  für  den  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  der  Brüsseler 
Konvention  am   i.  September  1903  vorhandenen  Zucker  in  Art.  6  des  Gesetzes. 

^)  Strafbestimmungen  und  ausserdem  Bestimmungen  über  Weinzuckerung  und 
hierfür  verwendbare  Zuckervorräte  in  Art.  7. 

*)  Riecke,  S.  672 — 689.  Heckel,  S.  970 — 973.  The  World's,  p.  1275 — 1279, 
1398 — 1400,  Weidner,  S.  5 — 6,  Schippel,  S.  46 — 48,  68—89,  '07 — 126,  133 — 138. 
Hoffmann,  S.  220,  346,  387—388. 
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des  Zuckergehaltes  aus  den  Rüben,  zur  Herstellung  des  Rohzuckers 
und  zur  Raffinierung  des  letzteren  zu  erreichen. 

Diese  Rübengewichtsteuer  hat  so  die  Entwickelung  der 
deutschen  Zuckerindustrie  ausserordentlich  gefördert. 

Entsprechend  den  technischen  Fortschritten  in  der  Zucker- 
gewinnung wurde  die  innere  Rübensteuer  mehrfach  1850,  1853, 
1858  erhöht,  um  den  Verlusten  in  den  Steuereinnahmen  vorzubeugen, 
welche  sonst  die  Folge  der  mit  dem  Wachsen  der  inländischen 
Zuckerproduktion  eintretenden  Verminderung  der  Zuckereinfuhr  ge- 
wesen wären.  Die  Zuckereinfuhrzölle  blieben  —  abgesehen  von 
Änderungen  des  Sirupzolles  —  bis  1861  unverändert.  1861  aber 
wurden   sie    wesentlich  ermässigt  (auf  44,  36,  25Y2    und   15  Mark). 

Bei  Gelegenheit  der  Erhöhung  der  Rübensteuer  1853  und 
schon  vorher  hatten  die  vereinigten  deutschen  Rübenzucker- 
fabrikanten sich  bemüht,  von  den  Regierungen  die  Rückvergütung 
der  Zuckersteuer  im  Falle  der  Zuckerausfuhr  zu  erlangen. 

Die  Zolivereinsregierungen  lehnten  dieses  Verlangen  damals 
aber  ab.  Denn  erstens  könnte  der  über  die  Landgrenze  ausge- 
führte Zucker  zu  leicht  wieder  eingeschmuggelt  werden.  Zweitens 
aber  könnte  die  Steuer-Rückvergütung  zu  einer  Prämie  führen,  da 
die  richtige  Berechnung  der  einer  gegebenen  Quantität  Rüben 
entsprechenden  Zuckermasse  schwer  zu  machen  sei.  Eme  solche 
Prämie  aber  würde  in  äusserstem  Widerspruche  mit  allen  Prinzipien 
einer  gesunden  Tausch-  und  Handelspolitik  stehen  1). 

Bis  in  die  Mitte  der  50  er  Jahre  des  19.  Jahrhunderts  hatte  in 
Deutschland  die  Einfuhr  ausländischen  Zuckers  die  inländische  Er- 
zeugung noch  überwogen.  Der  Zollertrag  war  noch  höher  als  der 
Steuerertrag.  Aber  schon  in  der  zweiten  Hälfte  der  50  er  Jahre 
wurde  der  Steuerertrag  nahezu  3 1/2  fach  so  gross  als  der  Zollertrag. 
Nach  Verlauf  eines  weiteren  Jahrzehnts  —  im  Durchschnitt  der 
Jahre  1 866/1 870  —  überragte  die  Ausfuhr  schon  weit  die  Einfuhr 2), 
Von  da  ab  wuchs  die  Ausfuhr  ständig  in  ausserordentlichem  Masse, 
während  die  Einfuhr  ganz  unbedeutend  geworden  ist. 

Die  inländische  jährUche  Zuckerproduktion,  welche  1850  noch 
wenig  über  50000  t  Rohzucker  betragen  und  1860  kaum  100000  t 
erreicht  hatte,  ist  in  40  Jahren  bis  auf  beinahe  2  MilÜonen  t 
gestiegen,  s) 

1)  The  World's,  p.  1276. 

^)  In  The  World's,  p.  1278  ist  das  Jahr  1875  ^^^  dasjenige  bezeichnet,  in  welchem 
dieser  Wendepunkt  eingetreten  sei. 

3j  Riecke,  S.  688.     The  World's,  p.   1275,  1398. 
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Seit  den  60  er  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  begann  also  das 
Ausfuhrinteresse  der  deutschen  Rübenzuckerindustrie  bedeutender 
zu  werden.  Hingegfen  ging  das  Interesse  der  deutschen  Raffinerien 
an  der  Raffinierung  ausländischen  Rohzuckers  zurück. 

Im  Jahre  1861  gab  der  Zollverein  dem  Verlangen  nach  Rück- 
vergütung der  von  dem  inländischen  Rübenzucker  erhobenen  Steuer 
im  Falle  der  Ausfuhr  desselben  nachi),  und  1869  wurden  diese 
Steuer-Rückvergütungen,  welche  mit  der  Entwickelung  der  Technik 
der  Zuckerproduktion  in  wachsendem  Masse  zu  Zucker- Ausfuhr- 
prämien werden  mussten,  zuerst  fest  geregelt.  Gleichzeitig  wurde 
seit  1869  die  besondere  Zollvergütung  für  Raffinade  aus  fremdem 
Rohzucker,  welche  bis  dahin  gewährt  worden  war,  aufgehoben. 2) 
Die  Zucker-Einfuhrzölle  wurden  noch  weiter  ermässigt,  da  nach 
Ansicht  der  Regierungen  die  Rübenzuckerindustrie  des  Zollvereins 
so  erstarkt  war,  dass  sie  eines  Schutzzolles  nicht  mehr  bedürfe. 
Diese  erniedrigten  Einfuhrzölle  genügten  in  der  Folgezeit  mit  den 
Fortschritten  der  Rübenzuckertechnik  übrigens,  um  doch  wieder 
als  Schutzzoll  zu  wirken.  3) 

Schon  1867  war  behauptet  worden,  dass  die  gewährte  Steuer- 
Rückvergütung  bei  der  Ausfuhr  auch  eine  Prämie  umfasse.*) 
Dass  sie  dies  in  der  Folgezeit  in  steigendem  Grade  tat,  stand 
ausser  Zweifel.  Es  ging  aus  dem  Umstände  hervor,  dass  in  den 
70  er  Jahren  und  hinein  in  die  80  er  Jahre  bei  im  wesentlichen  un- 
veränderter Zucker-Steuergesetzgebung  trotz  des  ausserordentlichen 
Wachsens  der  Zuckerproduktion  und  des  gegen  früher  vergrösserten 
Inlandkonsums  mit  der  vermehrten  Zuckerausfuhr  die  .Steuererträge 
der  Zuckersteuer  und  des  Zuckerzolles  zusammen  doch  nur  eine 
ganz  geringe  Erhöhung  ergaben.^) 

Ja  mit  dem  weiteren  Steigen  der  Zuckerausfuhr  ergab  sich 
eine  so  bedenkliche  Verminderung  der  Reinerträge  der  Zucker- 
steuer für  den  Fiskus,  dass  dieser  Umstand  Anlass  zur  grundsätz- 
lichen Änderung    der  bisherigen  Zuckersteuergesetzgebung  wurde. 

Die  Zucker-Ausfuhr,  welche  1875/76  erst  etwa  56000  t  und 
1878/79     138000    t    betragen    hatte,    hatte    sich    bis    1884/85    auf 

^)  über  die  Rückvergütung  des  Zolles  bei  Wiederausfuhr  von  eingeführtem  Zucker 
nach  im  Inland  vorgenommener  Raffinierung  vgl.  Hoffmann,  S.  220,  387 — 388. 

2)  Riecke,  S.  678,  Heckel,  S.  971.  The  World's,  p.  1276:  nach  den  hier  ge- 
machten Angaben  sind  aber  die  Steuerrückvergütungen  bei  der  Ausfuhr  schon  seit  1861 
fest  bestimmt  gewesen. 

»)  Riecke,  S.  678—679. 

*)  The  World's,  p.   1276.  ' 

»)  Riecke,  S.  678—679. 


§   13-     Die  Frage  der  Zuckersteuem  und  der  Zuckerprämien  etc.  79" 

674000  t  gehoben.  Infolge  des  dadurch  veranlassten  ausserordent- 
lichen Wachsens  der  vom  Staate  gezahlten  Ausfuhrvergütungen 
waren  die  Reinerträge  der  Zuckersteuer  und  des  Zuckerzolles  von 
etwa  50545000  Mk.  in  1878/79  auf  39369000  Mk.  in  1884/85 
zurückgegangen,  um  1885/86  noch  weiter  auf  24492000  Mk.  und 
1887/88  sogar  auf  nur  6628000  Mk.  zu  sinken.  1) 

Nachdem  deshalb  schon  ein  Gesetz  vom  7.  Juli  18832)  die  bis- 
herigen Sätze  der  Ausfuhrvergütung  ermässigt  und  ein  anderes 
Gesetz  vom  i.Juni  1886  dieselben  — unter  gleichzeitiger  Erhöhung^ 
des  Rübensteuersatzes  —  noch  weiter  herabgesetzt  hatte,  ohne 
dadurch  die  für  die  Reichskasse  erstrebte  Erhöhung  der  Reinein- 
nahme zuwege  zu  bringen,  wurde  durch  Gesetz  vom  9.  Juli  1887 
für  die  Zeit  vom  i.  August  1888  ab  neben  der  erheblich  ermässigten 
Rübensteuer  eine  —  Verbrauchsabgabe  genannte  —  Fabrikatsteuer 
eingeführt,  welche  von  dem  fertigen  nach  erfolgter  Raffinierung  in 
den  freien  Verkehr  tretenden  Zucker  zu  entrichten  war,  und  wurden 
die  Ausfuhrvergütungssätze  um  mehr  als  die  Hälfte  ermässigt.  Aber 
bei  der  rasch  zunehmenden  Ausbeute  an  Zucker  aus  den  Rüben 
ergab  auch  die  durch  dieses  Gesetz  vorgesehene  Ausfuhrvergütung 
noch  eine  Prämie,  und  annähernd  dieselbe  Prämie  erzielte  der 
Fabrikant  auch  bei  inländischem  Absatz,  weil  er,  solange  der 
Inlandpreis  unter  die  entsprechende  Höhe  sank,  es  vorteilhafter 
finden  musste  zu  exportieren.  Die  finanziellen  Ergebnisse  der 
Zuckerbesteuerung  für  die  Reichskasse  blieben  daher  ungünstig,, 
und  andererseits  wirkte  die  Rübensteuer  mit  der  Steuerrückvergütung 
im  Falle  der  Ausfuhr  fortgesetzt  auf  eine  übermässige  Steigerung 
der  Zuckerproduktion. 

So  wurde  denn  der  durch  das  Gesetz  von  1887  bereits  be- 
gonnene Bruch  mit  dem  bisherigen  System  der  Zuckerbesteuerung 
durch  das  Gesetz  vom  31.  Mai  1891,  welches  vom  i.  August  1892 
ab  in  Geltung  trat,  vollendet. 

Die  Rübensteuer  wurde  abgeschafft  und  die  Fabrikatsteuer 
(Verbrauchsabgabe)  erhöht.  Damit  fielen  auch  die  bisherigen  sog. 
Ausfuhrvergütungen  hinweg,  welche  nominell  eine  Rückvergütung 
der  Rübensteuer  bei  der  Ausfuhr  bilden  sollten,  in  Wahrheit  aber 
auch  eine  versteckte  Prämie  umfassten. 

Der  Zucker  wurde  nunmehr  unter  Steuerkontrolle  hergestellt,, 
die  Fabrikatsteuer  erst,  wenn  der  Zucker  in  freien  Verkehr  im  In- 


1)  Riecke,  S.  679.  The  World's.  p.  1278. 
«)  Riecke,  S.  679—682,  S.  682—688.;; 
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land  gesetzt  wurde,  entrichtet  und  überhaupt  nicht  entrichtet,  wenn 
•der  Zucker  ins  Ausland  ausgeführt  wurde. 

Um  aber  den  Verlust  der  bisherigen  indirekten,  in  den  sog. 
Ausfuhrvergütungen  enthalten  gewesenen  Prämien  für  die  Zucker- 
industrie nicht  zu  schwer  und  zu  nachteilig  zu  machen,  wurden  für 
•eine  Übergangsperiode  von  fünf  Jahren  unter  dem  Namen  Ausfuhr- 
Zuschüsse  direkte  staatliche  Ausfuhrprämien  durch  das  Gesetz  vor- 
gesehen. 

Diese  direkten  Prämien  waren  niedriger  als  die  bisherigen 
indirekten  Prämien.  Es  sollte  aber  auch  innerhalb  der  fünfjährigen 
Übergangsperiode  noch  eine  Abstufung  erfolgen,  indem  die  Prämien 
innerhalb  der  drei  ersten  Jahre  (i.  August  1892  bis  31.  Juli  1895) 
etwas  höher  angesetzt  worden  waren,  als  für  die  beiden  letzten 
Jahre  (vom   i.  August  1895  bis  31.  Juli  1897), 

Man  hatte  in  der  Begründung  des  Gesetzes  gesagt:  in  allen 
beteiligten  Ländern  trete  abgesehen  von  den  Kreisen  der  Zucker- 
industrie immer  stärker  das  Verlangen  hervor,  die  Zuckerprämien 
und  damit  einen  schweren  Schaden  des  Finanzwesens  tunlichst 
bald  zu  beseitigen. 

Aber  das  Gesetz  war  nur  nach  einem  harten  Kampfe  gegen 
die  entgegenstehenden  Interessen  durchgesetzt  worden.  Mitte  der 
90  er  Jahre  waren  letztere  im  Zusammenhang  mit  der  wieder  ange- 
wachsenen protektionistischen  Strömung  so  erstarkt,  dass  im  Hin- 
blick auf  die  besonders  tief  gesunkenen  Zuckerpreise  und  die  durch 
die  Zollgesetzgebung  der  Vereinigten  Staaten  eingetretene  Ausfuhrer- 
schwerung zunächst  durch  ein  sog.  Notgesetz  vom  9.  Juni  1895  die 
für  die  drei  ersten  Jahre  der  fünfjährigen  Übergangsperiode  vor- 
gesehenen höheren  Sätze  der  direkten  Ausfuhrzuschüsse  auch  für 
die  beiden  letzten  Jahre,  also  bis  zum  31.  Juli  1897,  aufrecht  er- 
halten wurden.  Zwar  wurde  dem  Bundesrat  die  Ermässigung  oder 
Aufhebung  der  Zuschüsse  vorbehalten,  sobald  in  anderen  Rüben- 
zucker erzeugenden  Ländern,  welche  gegenwärtig  für  die  Zucker- 
erzeugung oder  Zuckerausfuhr  eine  Prämie  gewährten,  diese  Prämie 
ermässigt  oder  beseitigt  würde. 

Aber  das  Gesetz  vom  27.  Mai  1896  führte  statt  dessen  erstens 
eine  bedeutende  Erhöhung  (beinahe  Verdoppelung)  der  direkten 
Ausfuhrprämien  ein  und  ordnete  dieselben  zweitens  ohne  Beschrän- 
kung auf  eine  bestimmte  Zeitdauer  an.  Zur  Sicherstellung  der 
Reichskasse  gegen  Mindereinnahmen  wurde  die  Verbrauchsabgabe 
(Fabrikatsteuer)  von  inländischem  Zucker  auf  20  Mk.  (§  2)  und  der 
Zuckereinfuhrzoll  von  ausländischem  Zucker  auf  40  Mk.  (§  80)  pro 
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loo  kg  erhöht.  Zur  Verhütung"  übermässiger  Vermehrung  der 
Zuckererzeugung  erfolgte  gleichzeitig  eine  Kontingentierung  der  Pro- 
duktion mit  der  Massgabe,  dass  bei  Überschreitung  des  dem  einzelnen 
Fabrikanten  zustehenden  Kontingentes  von  der  überschiessenden 
Zuckermenge  ein  Steuerzuschlag  in  der  Höhe  des  Ausfuhrzuschusses 
für  Rohzucker  zu  entrichten  war  (§  65  Abs.  2).  Insoweit  war  also 
für  die  Ausfuhr  die  Wirkung  der  Prämie  paralysiert.  Ein  anderer 
Zuschlag  zur  Zuckersteuer,  je  nach  der  Grösse  der  innerhalb  eines 
Betriebsjahres  in  einer  Zuckerfabrik  zur  steuerlichen  Abfertigung 
gelangenden  Zuckermengen  (§  65  Abs.  i),  bezweckte  gegenüber 
den  grossen  Zuckerfabriken  auch  die  mittleren  und  kleineren 
Zuckerfabriken  konkurrenzfähig  zu  erhalten. 

Die  Ausfuhrprämien  waren  nach  dem  Gesetze  von  1896  (§  77), 
wie  auch  schon  nach  dem  von  189 1,  für  raffinierten  Zucker  erheb- 
lich höher  bemessen  als  für  Rohzucker.  Es  wurde  dadurch  auf 
Vornahme  der  Raffinierung  in  Deutschland  und  Steigerung  der 
Ausfuhr  mehr  von  raffiniertem  Zucker  als  von  Rohzucker  hin- 
gewirkt. 

Durch  das  deutsche  Reichsgesetz  vom  6.  Januar  j  903 1)  sind 
Bestimmungen  getroffen  worden,  um  die  deutsche  Zucker-Steuer- 
und  -Zollgesetzgebung  vom  i.  September  1903  (Art.  6  des  Steuer- 
gesetzes V.  6.  I.  1903)  ab  mit  den  von  da  ab  massgeblichen  Vor- 
schriften der  Brüsseler  Zuckerkonvention  in  Übereinstimmung  zu 
bringen. 

Vom  I,  September  1903  ab  soll  in  Deutschland  nach  diesem 
Gesetz 

1.  der  inländische  Zucker  eine  Verbrauchsabgabe  —  Zucker- 
steuer —  von  14  Mk.  pro  100  kg  Reingewicht  (Art.  2  zu  §  2 
Abs.  1   des  alten  Gesetzes); 2) 

2.  der  aus  dem  Ausland  eingeführte  Zucker,  für  welchen  im 
Erzeugungslande  keine  Prämie  gewährt  worden  ist,  während  der 
Dauer  des  Inkraftbleibens  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  einen 
Eingangszoll    in    dem    höchsten   Betrage  entrichten,    welcher  nach 


^)  Reichsgesetzblatt  1903  S.   i,  2. 

2)  Zur  Entrichtung  der  Zuckersteuer,  welche  zu  entrichten  ist,  sobald  der  Zucker 
aus  der  Steuerkontrolle  in  den  freien  Verkehr  tritt,  war  nach  §  3  des  bisherigen  Ge- 
setzes V.  27.  V.  1896  „derjenige  verpflichtet,  welcher  den  Zucker  zur  freien  Verfügung 
erhält".  Jetzt  ist  nach  dem  durch  Art.  2  des  Gesetzes  vom  6.  I.  1903  abgeänderten 
§  3  des  alten  Gesetzes  „der  Inhaber  derjenigen  Zuckerfabrik  verpflichtet,  aus  welcher 
der  Zucker  in  den  freien  Verkehr  trict".  Stundung  gegen  Sicherheitsleistung  für  die 
Frist  von  6  Monaten  zulässig. 

Kaufmann,  Welt-Zuckerindustrie.  6 
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den  Bestimmungen  der  Konvention  zulässig  ist  (Art.  3  zu  §  80 
des  alten  Gesetzes),  1)  D.  h.  einen  Eingangszoll,  welcher  im  Hinblick 
auf  die  Höhe  der  Verbrauchsabgabe  von  inländischem  Zucker  und 
des  in  Art.  3  der  Brüsseler  Konvention  vorgesehenen  Maximums 
des  Überzolles  pro   100  kg  beträgt: 

a)  bei  raffiniertem  Zucker  und  solchem  Zucker,  der  diesem  gleich- 
gestellt werden  kann,^)   14  Mk.  -j-  6  Francs  =  18  Mk.  80  Pf.; 

b)  bei  anderem  Zucker  1 4  Mk.  -f-  5  Francs  50  Cent.  =118  Mk.  40 Pf. 
Der  Ursprung  des  Zuckers  ist  bei  der  Einfuhr  nachzuweisen. 3) 

Die  bisherigen  Ausfuhrzuschüsse  sind  durch  das  Reichsgesetz  vom 
6.  Januar  1903  (Art.  i  zu  §§  77 — 7  g  des  alten  Gesetzes)  beseitigt. •*) 
Ebenso  die  bisherigen  Zuschlagsteuern  zur  Zuckersteuer  behufs 
Kontingentierung  der  Produktion  und  behufs  Unterstützung  der 
kleineren  und  mittleren  Zuckerfabriken  im  Konkurrenzkampfe  mit 
den  grossen  Zuckerfabriken  (Art.  1  zu  §§  65  —  76  des  alten  Gesetzes). 

In  Österreich-Ungarn,^)  dessen  Rübenzuckerindustrie  jetzt  die 
bedeutendste  nach  derjenigen  Deutschlands  ist,  entwickelte  sich 
dieselbe  ähnlich  wie  in  Deutschland. 

Österreich-Ungarns  eigene  Zuckerproduktion  hat  sich  1 900/1 901 
bis  auf  1083328  t  gesteigert.  Die  Zuckereinfuhr  ist  ganz  unbe- 
deutend. Beinahe  zwei  Drittel  der  Zuckerproduktion  werden  ins 
Ausland  ausgeführt. 

Die  Abgaben  von  dem  ausländischen  Zucker  (Steuer  und 
Einfuhrzoll)  waren  bisher  erheblich  höher,  als  von  dem  inländischen 

^)  Art.  3  des  deutsch.  Reichsgesetzes  v.  6.  I.  1903  hebt  den  §  80  des  Reichs- 
gesetzes V.  27.  V.  1896  nicht  auf,  sondern  fügt  ihm  nur  einen  Zusatz  hinzu,  nach 
welchem  während  der  Dauer  der  Geltung  der  Brüsseler  Konvention  der  aus  dem  Ausland 
eingeführte  Zucker  den  im  Texte  angeführten  Eingangszöllen  unterliegt.  Würde  iu 
Zukunft  die  Geltung  der  Brüsseler  Konvention  erlöschen,  so  würde  also  wieder  die 
aufrechterhaltene  ursprüngliche  Bestimmung  des  §  80  des  Reichsgesetzes  vom  27.  V.  1896 
massgebend  sein,  wonach  der  Eingangszoll  für  festen  und  flüssigen  Zucker  jeder  Art 
40  Mk.  pro   100  kg  betragen  sollte. 

'■*)  Welcher  Zucker  kann  dem  raffinierten  Zucker  gleichgestellt  werden?  Vgl.  i;  31. 

3)  §  81  des  Reichsgesetzes  v.  27.  V.  1896  hatte  zugelassen,  dass  ausländischer 
zur  weiteren  Bearbeitung  in  eine  Zuckerfabrik  eingeführter  Zucker  zunächst  nur  den 
Uberzoll  entrichte,  wenn  er  unter  Steueraufsicht  gestellt  werde,  und  dass  er  dann  des 
Weiteren  wie  unversteuerter  inländischer  Rübenzucker  behandelt  werde.  Dieser  §  8 1 
ist  aber  durch  Art.  4   des  Reichsgesetzes  v.  6.  I.    1903  aufgehoben  worden. 

*)  Übergangsbestimmung  in  Art.  5  des  Reichsgesetzes  vom  6.  I.  1903:  Pflicht 
zur  Zurückzahlung  des  Ausfuhrzuschusses,  welcher  auf  vor  dem  i.  IX.  1903  in 
eine  Niederlage  aufgenommenen  und  nach  dem  i.  IX.  1903  in  den  freien  Verkehr 
oder  in  eine  Zuckerfabrik  übergeführten  Zucker  gewährt  worden  war. 

^)  Riecke,  S.  694,  695.  Heckel,  S.  973.  The  World's,  p.  1290—1292.  Primes, 
p.  427 — 431.     Schippel,  S.   126,   127,   138,   139. 
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Zucker.  Bei  raffiniertem  Zucker  hatte  die  Differenz  (der  sog*.  Über- 
zoll)  bisher  22  Kronen  pro  100  kg"  ausgfemacht,  indem  die  Abg-aben 
vom  ausländischen  Zucker  sich  auf  60,  vom  inländischen  auf 
38  Kronen  stellten.  Damit  war  der  inländischen  Zuckerindustrie, 
wenn  sie  durch  Organisierung-  die  schrankenlose  Konkurrenz  unter 
sich  beseitigte,  die  Erzielung-  einer  erheblichen  indirekten  Pro- 
duktions- und  eventuell  Ausfuhrprämie  ermög-licht. 

Die  Besteuerung-  des  inländischen  Zuckers  war  in  Osterreich - 
Ung-arn  am  12.  November  1849  ^^  <^6r  Form  einer  Verbrauchs- 
steuer eing-efiihrt  worden,  aber  an  deren  Stelle  war  schon  am 
7.  September  1850  eine  Rübensteuer  g-etreten. 

Bis  1865  blieb  die  Rübengewichtsteuer,  dann  folgte  bis  1888 
eine  Fabrikationssteuer  mit  Pauschalierung  nach  der  Leistungs- 
fähigkeit der  Apparate.  Die  Steuer-Rückvergütung  im  Falle  der 
Ausfuhr  wurde  nach  gesetzlich  festgelegten  Sätzen  berechnet, 
welche  hinter  der  wirklichen  Ausbeute  an  Zucker  aus  den  Rüben 
und  bezw.  hinter  der  wirklichen  Leistungsfähigkeit  der  Apparate 
zurückblieben,  zumal  da  die  letzterwähnte  Besteuerungsform  in 
Österreich- Ungarn  zu  ausserordentlichen  technischen  Fortschritten 
hinsichtlich  der  Apparate  anspornte.  Die  Steuer-Rückvergütung 
bei  der  Ausfuhr  oder  Ausfuhrbonifikation  umfasste  daher  mit  den 
Fortschritten  der  Zuckerindustrie  eine  so  hohe  indirekte  Ausfiihr- 
prämie,  dass  im  Jahre  1875/76  die  Zuckerbesteuerung  für  den 
Staat  überhaupt  keinen  Reinertrag  mehr,  sondern  ein  Defizit  ergab. 
Dieser  Zustand  konnte  nicht  dauernd  bleiben. 

Deshalb  wurde  zunächst  durch  Gesetz  vom  27.  Juni  1878  dem 
System  der  Pauschalierung  dasjenige  der  Kontingentierung  des 
Ertrages  hinzugefügt. 

Vom  1.  Augnst  1888  ab  aber  wurde  die  bisherige  Besteuerungs- 
form aufgegeben  und  eine  Fabrikatsteuer  oder  Verbrauchsabgabe 
eingeführt  (Gesetz  für  die  cisleithanischen  Länder  vom  20.  Juni  i888).i) 

Damit  fiel  die  bisherige  indirekte  Ausfuhrprämie  fort,  und  das 
neue  Gesetz  schuf,  um  die  Exportinteressen  der  Zuckerindustrie  zu 
wahren,  eine  direkte  staatliche  Ausfuhrprämie.  Gleichzeitig  wurde 
aber,  um  die  fiskalischen  Interessen  zu  wahren,  ein  Gesamt-Maximal- 
betrag  fixiert,  welchen  die  im  Laufe  eines  Jahres  zu  zahlenden 
Prämien  nicht  überschreiten  durften.  Überstiegen  am  Ende  des 
Jahres  die  gesamten  gezahlten  Prämien  jenes  Maximum,  so  hatten 


1)  Dazu   die    kaiserliche  Verordnung   v,   17.  VII.   1899    für  Cisleithanien    und   das 
ungarische  Gesetz  von   1899  (Artikel   18  und  21)  für  Ungarn. 

6* 
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die  sämtlichen  Zuckerfabrikanten  nach  Verhältnis  der  Grösse  ihrer 
Zuckerproduktion  den  Überschuss  der  Staatskasse  zu  ersetzen. 
Die  Ausfuhrprämie  für  raffinierten  Zucker  wurde  höher  bemessen 
als  für  Rohzucker.  Dadurch  wurde  erreicht,  dass  die  Raffinierung* 
des  g-rössten  Teiles  des  zur  Ausfuhr  g-elang-enden  Zuckers  im  Inlande 
vorg-enommen  wurde,  und  die  Ausfuhr  von  raffiniertem  Zucker  sich 
ausserordentlich  steigerte,  während  die  von  Rohzucker  stationär 
blieb.  Die  Steigerung-  der  Zuckerausfuhr  nach  Britisch-Ostindien 
wurde  teil  weis  durch  die  niedrigen  Zuckerfrachten  des  Österreichischen 
Lloyds  dorthin  erreicht,  welche  sogar  die  Wirkungen  des  später  in 
Britisch-Ostindien  gegenüber  den  Ausfuhrprämien  auferlegten  be- 
sonderen Einfuhr-Ausgleichszolles  einigermassen  wett  zu  machen 
vermochten. 

Der  Gesamt-Maximalbetrag  der  jährlichen  Ausfuhrprämien 
war  durch  das  Gesetz  von  1888  aufs  Millionen  Gulden  (10  Millionen 
Kronen)  bemessen  worden.  Er  wurde  aber  (Gesetz  vom  5.  Juli  1896) 
seit  dem  Betriebsjahr  (1.  August  bis  31.  Juli)  1896/97  auf  18  Millionen 
Kronen  jährlich  erhöht.  Anlass  dazu  gab,  dass  in  Deutschland 
durch  das  deutsche  Gesetz  vom  27.  Mai  1896  die  Ausfuhrprämien 
erhöht  und  dauernd  gemacht  worden  waren. 

In  Osterreich  und  in  Ungarn  waren  die  im  Hinblick  auf  das 
Inkrafttreten  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  erforderlichen  Ab- 
änderungen der  Zucker-Zoll-  und  -Steuergesetzgebung  gemäss  des 
zwischen  den  beiden  Reichshälften  bestehenden  Zoll-  und  Handels- 
bündnisses im  Weg-e  wechselseitigen  Einvernehmens  durch  gleich- 
massige  Gesetze  zu  treffen. 

Ein  Einvernehmen  war  zwischen  den  Regierungen  der  beiden 
Reichshälften  hinsichtlich  der  zu  erlassenden  Gesetzgebung  getroffen, 
aber  nur  erst  in  Österreich,  nicht  in  Ungarn,  im  Wege  der  Gesetz- 
gebung zur  Ausführung  gebracht  worden. 

Es  geschah  dies  in  Österreich  durch  das  Gesetz,  betreffend 
einige  Abänderungen  und  Ergänzungen  der  Bestimmungen  über 
die  Zuckerbesteuerung,  vom  31.  Januar  19031)  und  durch  das  zur 
Ausführung  gewisser  Bestimmungen  des  ersteren  Gesetzes  ergangene 
Gesetz,  betreffend  die  Regelung  der  individuellen  Verteilung  des 
Zuckerkontingentes,  vom  31.  Januar  1903-). 

Österreich  hat  durch  diese  neuen  Gesetze  allerdings  den  Über- 

*)  Reichsgesetzblatt  für  die  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder 
V.   I.  IL   1903  No.  26  (S.  51—53)- 

2)  Reichsgesetzblatt    für    die    im   Reichsrate   vertretenen  Königreiche   und   Länder 

V.  1.  n.  1903  No.  27  (s.  53—56). 
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zoll  auf  das  durch  die  Brüsseler  Konvention  zugfelassene  Maximum 
herabgesetzt.!) 

Es  hat  ferner  die  Ausfuhrbonifikationen  für  jenen  Zucker, 
welcher  als  solcher  oder  in  zuckerhaltigfen  Waren  nach  dem 
31.  August  1903  über  die  Zolllinie  ausgeführt  wird,  im  übrigen 
entsprechend  der  Brüsseler  Konvention  beseitigt.-) 

Aber  es  hatte  im  Einvernehmen  mit  Ungarn,  welches  ebenfalls 
im  Wege  der  Gesetzgebung  diese  Kontingentierung  vornehmen 
sollte,  durch  jene  Gesetze  eine  Kontingentierung  der  Zuckermengen 
vorgenommen,  welche  im  Laufe  einer  Betriebsperiode  im  Inland  in 
den  Konsum  übergeführt  werden  durften. 3) 

Dieses  Zuckerkontingent  wurde  für  die  Betriebsperiode  1903/04 
für  Österreich  auf  2770340,  für  Ungarn  auf  863660  und  für  die 
Länder  Bosnien  und  Herzegowina  auf  26000  Metercentner  Konsum- 
Mucker*)  festgesetzt  und  sollte  für  die  folgenden  Betriebsperioden 
auf  der  Grrundlage  des  Konsums  der  jeweilig  unmittelbar  voraus- 
gegangenen Betriebsperiode  durch  Einvernehmen  der  beiderseitigen 
Finanzminister  bestimmt  werden.-^) 

Die  Regelung  der  individuellen  Verteilung  der  Zuckerkontingente 
sollte  jedes  Ländergebiet  selbständig  im  Wege  der  Gesetzgebung 
vornehmen.«) 

Zu  diesem  Behufe  war  für  Österreich  das  zweite  oben  er- 
wähnte Gesetz  vom  31.  Januar  1903  (No.  27)  erlassen  worden. 

Aber  mit  Unrecht  berief  das  ersterwähnte  grundlegende  Gesetz 
(No.  26)  sich  darauf,')  man  w^olle  durch  jene  Kontingentierung  des 
Inland-Konsumquantums  die  Versorgung  des  Inlandmarktes  mit 
Zucker  in  den  einzelnen  Ländergebieten  des  österreichisch- 
ungarischen Zollgebietes  im  Geiste  des  Schlussprotokolls  zu  Artikel  3 
der  Brüsseler  Zuckerkonvention  vom  5-  März   1902  regeln,  s) 

^)  §   I   des  Österreich.  Ges.  v.  31.  I.    1903  (No.  26), 

^)  ^5  2  des  Österreich.  Ges.  v.  31.  I.   1903  (No.   26). 

■"')  Das  russische  Zuckersystem  hatte  ein  Vorbild  solcher  Kontingentierung  geboten. 

*)  Nach  §  5  Abs.  6  des  Österreich.  Ges.  v.  31.  I.  1903  (No.  26)  sollen  100  kg 
Rohzucker  =  90  kg  Konsumzucker  gerechnet  werden. 

"')  §  5  ^^s  Österreich.  Ges.  v.  31.  I.   1903  (No.  26). 

*)  §  5  Abs.  9  des  Österreich.  Ges.  v.   31.  I.    1903  (No.  26). 

')  §  5  Abs.    I    des  Österreich.  Ges.  v.   31.  I    1903  (No.  26). 

*")  Auch  im  deutschen  Reichstage  waren  bei  Beratung  der  Brüsseler  Zucker- 
konvention von  verschiedenen  Seiten  Versuche  gemacht  worden,  um  eine  gesetzliche 
Kontingentierung  der  Produktion  herbeizuführen  und  dadurch  einem  neuen  Kartell  vor- 
zuarbeiten. Die  deutsche  Regierung  sprach  sich  aber  dagegen  aus,  und  der  mit  der 
Brüsseler  Konvention  unvereinbare  Antrag  blieb  in  der  Minorität.  Vgl.  d'Aulnis  de  B.. 
„Die  Zuckerfrage",  S.  329 — 332. 
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Das  Schlussprotokoll  zu  Artikel  3  jener  Konvention  erklärt 
nur  eventuell  eine  ausnahmsweise  Erhöhung-  des  ÜberzoUes  eines 
Verbandstaates  über  das  in  Artikel  3  selbst  vorg^esehene  Maximum 
g-eg-enüber  dem  Zucker  eines  anderen  Verband  Staates,  aus  welchem 
sonst  beträchtliche  Zuckermeng^en  in  ersteren  Verbandstaat  ein- 
dring-en  würden,  mit  Zustimmung-  der  ständigen  Brüsseler  Zucker- 
kommission fiir  zulässig-  und  beg-ründet  dies  mit  der  Erwägung-, 
dass  der  Zweck  des  ÜberzoUes  darin  bestehe,  den  inneren  Markt 
der  Erzeugungsländer  wirksam  zu  schützen. 

Eine  andere  Abweichung  von  den  durch  die  Konvention  selbst 
und  speziell  durch  Artikel  i  derselben  auferlegten  Beschränkungen 
und  Verpflichtungen  aber  lässt  das  Schlussprotokoll  zu  Artikel  3 
nicht  zu,  auch  dann  nicht,  wenn  jene  Abweichung"  nur  den  Zweck 
hätte,  den  inneren  Markt  des  Erzeugungslandes  zu  schützen. 

Die  in  Österreich  beabsichtigte  gesetzliche  Kontingentierung 
des  Inland-Konsumquantums  schützte  aber  nicht  bloss  in  der  einen 
Reichshälfte  den  Inlandmarkt  vor  dem  Zucker  der  anderen  Reichs- 
hälfte, sondern  hätte  auf  dem  Inlandmarkt  zu  einer  künstlichen 
Hochhaltung   des  Zuckerpreises  geführt. 

Damit  wies  jene  gesetzliche  Kontingentierung  des  Inland- 
Kon  sumquantums  im  Sinne  der  Brüsseler  Konvention  den  Charakter 
einer  indirekten  für  die  Erzeugung  oder  die  Ausfuhr  von  Zucker 
gewährten  Prämie  auf.  Denn  nach  Artikel  i  Absatz  2  der  Konven- 
tion fallen  unter  den  Begriff  solcher  Prämien  alle  Vorteile,  welche 
sich  für  die  verschiedenen  Klassen  von  Erzeugern  aus  der  fiskali- 
schen  Gesetzgebung  der  Staaten  direkt  oder  indirekt  ergeben. 

Die  Bestimmungen  der  österreichischen  und  der  projektierten 
ungarischen  Gesetze  über  die  Kontingentierung  des  Inland-Konsum- 
quantums bedeuteten  daher  eine  Verletzung  der  internationalen 
Pflichten,  welche  Österreich  und  Ungarn  in  Gemässheit  der 
Brüsseler  Zuckerkonvention  obliegen. 

Die  ständige  Zuckerkommission  in  Brüssel  hat  in  der  Sitzung 
vom  S.Juni  1903  mit  Mehrheitsbeschluss  von  6  Stimmen  gegen  die 
Stimmen  von  Österreich  und  Ungarn  1)  die  Feststellung  getroffen, 
das  österreichische  und  ungarische  gesetzliche  Kontingentierungs- 
system sei  nach  der  Brüsseler  Konvention  unzulässig. 

Die  österreichische  Regierung  hat  es  danach  nicht  erst  auf 
den  Zusammentritt  einer  Konferenz  der  Verbandstaaten  gemäss 
Art.  7  Abs.  9    der  Konvention    ankommen    lassen,    da  diese  doch 


')  Italien  enthielt  sich  des  Votums.     Commercial  No.  6  (1903),  p.   1,9. 
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keine  andere  Haltung  als  die  Kommission  eingenommen  haben 
würde,  sondern  es  ist,  da  die  Mitwirkung  des  österreichischen 
Reichsrates  nicht  mehr  rechtzeitig  vor  dem  i.  September  1903 
herbeizuführen  war,  durch  eine  sofort  in  Wirksamkeit  tretende 
kaiserliche  (Not-)  Verordnung  vom  i.  August  1903^)  das  zweite 
der  beiden  österreichischen  Zuckergesetze  vom  31.  Januar  1903, 
nämÜch  dasjenige  (Nr.  27),  betreffend  die  Regelung  der  individuellen 
Verteilung  des  Zuckerkontingentes,  aufgehoben  worden. 

Man  vermeint  in  Österreich,  damit  sei  der  Brüsseler  Konvention 
•entsprochen.  Denn  dadurch  sei  die  nach  jener  unzulässige  Zucker- 
kontingentirung  ausser  Kraft  getreten,  weil  für  die  in  dem  ersten  Ge- 
setze (Nr.  26)  vom  31.  Januar  1903  statuierte  Aufteilung  der  dort  vor- 
gesehenen Kontingentierung  die  Durchführungsmassregeln  fehlten. 
Korrekter  im  Sinne  der  Brüsseler  Konvention  wäre  sicher  gewesen, 
wenn  auch  der  die  Kontingentierung  aussprechende  Artikel  5  des 
ersten  Gesetzes  vom   31.  Januar  1903  aufgehoben  worden  wäre. 

Dies  tat  man  nicht,  weil  der  Zweck  jenes  Artikels  auch  war, 
im  Verhältnis  der  beiden  Reichshälften  zueinander  durch  die 
Kontingentierung  zu  sichern,  dass  die  eine  nicht  mit  dem  Zucker 
der  anderen  überschwemmt  werde.  Auf  Verlangen  Ungarns  soll 
dies  nun,  da  die  Kontingentierung  unzulässig  ist,  durch  Erhebung 
einer  Übergangsgebühr  von  dem  in  die  andere  Reichshälfle  aus- 
zuführenden Zucker  erreicht  werden. 2)  Dadurch  wird  dem  Zucker 
der  einen  Reichshälfte  tatsächlich  die  Konkurrenz  auf  dem  Markte 
der  anderen  Reichshälfte  anmöglich  gemacht.  Nach  dem  Zoll-  und 
Handelsbündnis  der  beiden  Reichshälften  darf  keine  Zollgrenze 
zwischen  denselben  errichtet  werden.  Ob  jene  Übergangsgebühr, 
welche  ein  Ausfuhrzoll  für  den  Fall  der  Verbringung  des  Zuckers 
nach  der  andern  Reichshälfte  ist,  mit  dem  reichsrechtUchen  Ver- 
hältnis zwischen  Österreich  und  Ungarn  vereinbart  werden  kann, 
soll  hier  nicht  untersucht  werden. 

Es  fragt  sich  aber,  ob  eine  derartige  Bestimmung  nach  der 
Brüsseler  Konvention  zulässig  erscheint. 

Würden  zwei  Verbandstaaten  auf  Grund  eines  Vertrages 
wechselseitig  ihre  Zuckerausfuhr  nach  dem  andern  Vertragsteil  mit 
einem  Ausfuhrzoll  belasten,  um  der  Zuckerindustrie  des  letzteren 
die  Konkurrenz  der  Zuckerindustrie  des  ersteren  Vertragstaates 
fernzuhalten,    so    wäre    dies    ein    künstlicher   Vorteil,    welcher  der 

^)  Reichsgesetzbl.  für  die  im  Reichsrat  vertretenen  Königreiche  und  Länder  v. 
4.  VIII.  1903,  No.  160.  Die  Kaiserl.  Verordnung  ist  auf  Grund  des  §  14  des  öster- 
reichischen Staa*sgrundgesetzes  v.  21.  XII.   1867  erlassen. 

2)  Vgl.  oben  §   10,  S.  65  Anra.   i. 
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Zuckerindustrie  eines  jeden  der  Vertragstaaten  indirekt  aus  den 
fiskalischen  Massnahmen  dieses  Staates  erwüchse,  und  deshalb  im 
Sinne  des  Art.  i   der  Konvention  eine  Prämie. 

So  liegt  der  Fall  auch  im  Verhältnis  zwischen  Osterreich 
und  Ungarn. 

Man  kann  nicht  einwenden,  es  handele  sich  um  eine  innere  Reichs- 
angelegenheit Österreich  -  Ungarns,  in  welche  die  Brüsseler  Kon- 
vention nicht  eingreife.  Denn  die  Brüsseler  Konvention  gestattet 
auch  nicht,  dass  in  den  einzelnen  Teilen  eines  der  Verband-Reiche 
der  Zucker-Industrie  seitens  des  Fiskus  Prämien  gewährt  werden. i) 

Aber  sofern  jener  wechselseitige  Ausfuhrzoll  auf  die  Ausfuhr 
nach  der  andern  Reichshälfte  nicht  höher  bemessen  wird  als  auf 
6  Francs  (bezw,  5  Francs  50  Cent.)  pro  100  kg,  wird  er  allerdings 
in  Analogie  des  durch  Art.  3  der  Brüsseler  Konvention  zugelassenen 
Einfuhr-Überzolles  für  statthaft  zu  erachten  sein. 

In  Belg'ien^)  erfolgte  früher  die  Besteuerung  des  inländischen 
Zuckers  in  der  Form  einer  Saftsteuer  und  nach  dem  Rauminhalt  der 
Scheidepfannen.  Da  der  Zuckergehalt,  welcher  nach  der  Dichtig- 
keit des  ^Zuckersaftes  für  die  Besteuerung  angenommen  wurde^ 
trotz  mehrfacher  Erhöhung  hinter  der  Wirklichkeit  erheblich  zurück- 
blieb, so  entging  der  Überschuss  der  Besteuerung.  Die  bei  der 
Ausfuhr  erfolgende  Steuer-Rückvergütung  schloss  daher  eine  er- 
hebliche indirekte  Prämie  in  sich,  sodass  auch  in  Belgien  mit  den 
Fortschritten  der  Technik  der  Zuckerindustrie  und  dem  Wachsen 
der  Ausfuhr  die  Reinerträge  des  Fiskus  aus  der  Zuckerbesteuerung 
abnahmen.  Für  raffinierten  ausländischen  Zucker  bestand  ein  Ein- 
fuhrzoll. Dagegen  war  der  Rohr-Rohzucker  und  der  unter  einem 
gewissen  Zuckergehalt  bleibende  Rüben-Rohzucker  des  Auslandes 
zollfrei,  unterlag  aber  einer  inneren  Verbrauchsabgabe.  In  Belgien 
wird  noch  eine  ziemlich  erhebliche  Menge  ausländischen  Rohzucker."* 
raffiniert.  Andererseits  besteht  die  Zuckerausfuhr  aus  Belgien  neben 
raffiniertem  Zucker  zu  grossem  Teile  noch  aus  Rohzucker,  s) 
Für  den  Ertrag  der  Zuckersteuern  und  des  Zuckereinfuhrzolles, 
war  ein  Minimum  von  6  Millionen  Francs  jährlich  fixiert.  Wurde 
dasselbe  nicht  erreicht,    so  musste    der  Fehlbetrag  von  sämtlichen 

0  ^^gl-  §  75  (Realunion). 

")  Riecke,  S.  697.     The  World's,  p.   1293 — 1294,   1271.     Primes,  p.  432 — 436. 

')  Vgl-  däs  belgische  Gesetz  v.  6.  I.  1902,  betreflend  Abänderungen  der  Gesetz- 
gebung über  den  Zucker  (Bulletin  Usuel  des  Lois  et  Arretes  1902,  p.  69),  welches 
den  inländischen  für  die  Ausfuhr  bestimmten  Zucker  in  drei  Kategorien  nach  dem 
Zuckergehalt  einteilte  und  demselben  danach  verschieden  abgestufte  (für  den  zuckerhaltig- 
sten Rohzucker  die  grössten)  Nachlässe  an  der  Verbrauchsabgabe  (droits  d'accise)  bewilligte. 
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Zuckerfabrikanten  nach  Verhältnis  ihrer  Produktion  aufgebracht 
werden.  Wurde  das  Minimum  überschritten,  so  wurde  der  Über- 
schuss  den  Einnahmen  des  folgenden  Jahres  zugeschrieben. 

Das  belgische  Gesetz,  betreffend  die  Herstellung  und  Einfuhr 
von  Zucker,  vom  21.  August  19031)  hat  nunmehr  eine  umfassende 
Neuregelung  getroffen,  um  vom  1.  September  1903  ab  (Art.  loy) 
die  belgische  Zucker-Gesetzgebung  und  -Einrichtungen  in  Überein- 
stimmung mit  den  Grundsätzen  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  zu 
bringen.  Für  den  inländischen  Zucker  ist  die  Fabrikatsteuer  oder 
Verbrauchsabgabe  eingeführt,  und  die  Fabrikation  des  Zuckers  er- 
folgt unter  ständiger  Kontrolle  der  Steuer-Beamten  (Art.  7).  Der 
ausländische  Zucker  hat  Zoll  zu  entrichten  (Art.  i).^)  Die  Ver- 
brauchsabgabe vom  inländischen  Zucker  und  der  Zoll  von  dem 
eingeführten  ausländischen  Zucker  sind  gleichmässig  für  Rohzucker 
und  für  raffinierten  Zucker  auf  20  Francs  pro  100  kg  festgesetzt 
(Art.  I  u;  7).  Der  Regierung-  ist  aber  die  Befugnis  gegeben  (Art.  2), 
dem  aus  dem  Ausland  eingeführten  Zucker  ausserdem  einen  Über- 
zoll bis  zu  dem  Betrage  von  5  Francs  50  Cent,  pro  100  kg  auf- 
zuerlegen.-3)  Vom  i.  Januar  1907  ab  beträgt  die  Verbrauchsabgabe 
von  dem  inländischen  Zucker  und  der  Zoll  von  dem  ausländischen 
Zucker  nur  noch  15  Francs  pro  100  kg,  wenn  nicht  vor  diesem 
Zeitpunkt  der  Satz  von  20  Francs  durch  ein  Gesetz  aufrecht  er- 
halten wird  (Art.  105).  Durch  den  Finanzminister  kann  die  Ver- 
brauchsabgabe von  dem  inländischen  Zucker  ganz  oder  teilweis 
erlassen  werden  (Art.    10  §   i):*) 

a)  insoweit  der  Zucker  zur  Herstellung  von  Gemüse-Konserven, 
Konfitüren,  Frucht-Gelees  und  Frucht-Sirups,  Biskuits,  kondensierter 
Milch  und  Milch -Zucker  gebraucht  wird; 

b)  insoweit  der  Zucker  denaturiert  und  entweder  zu  industriellen 
Zwecken  oder  als  Viehfutter  verwendet  wird.«) 

1)  Moniteur  Beige  v.  26.  VIII.    1903  (N.   238),  p.  4025—4041. 

'•')  Bezüglich  des  aus  dem  Ausland  eingeführten  Rohzuckers  vergl.  aber  auch  Art.  4 
des  Ges.  v.  21.  VIII.    1903. 

3)  Nach  der  „Deutschen  Zuckerindustrie"  1903  S.  1432  soll  ein  ministerielles 
Dekret  einen  Überzoll  von  5 1/2  Francs  festgesetzt  haben.  (?) 

*)  Dazu  Königl.  Verordnung  v.  21.  VIII.  1903  [Moniteur  Beige  v.  26.  VIII.  1903 
(N.  238),  p.  4044]. 

»)  Der  zur  Ausfuhr  gelangende  Roh-  und  raffinierte  Zucker  bleibt  steuerfrei 
(Art.  59  §  3e;  Art.  60  §  3;  Art.  63  §  2  No.  I  c  u.  No.  2  e;  Art.  64).  Ist  dem 
ausländischen  Zucker  ein  Überzoll  auferlegt  (Art.  2),  so  kann  der  zur  Ausfuhr  ge- 
langenden Raffinade,  welche  aus  ausländischem  Rohzucker  hergestellt  ist,  auch  dieser 
Überzoll  erlassen  -werden  (Art.  65).  Die  Verbrauchsabgabe  kann  ganz  oder  teilvreis 
auch  für  denjenigen  Zucker  erlassen  -werden,  -welcher  den  zur  Ausfuhr  gelangenden 
zuckerhaltigen  Erzeugnissen,    -wie  z.  B.  Schokoladen,,    gebrannten  Mandeln,    Zuckerwerk, 
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Selbst  wenn  aber  die  Bestimmung-en  der  Brüsseler  Zucker- 
Tconvention  entgfegen  ihrem  Wortlaute  in  beschränkender  Weise 
nur  auf  den  als  menschliches  Nahrungs-  oder  Genussmittel  ver- 
wandten Zucker  zu  beziehen  und  deshalb  die  in  Art.  lo  §  i  Buch- 
stabe b  des  belgischen  Gesetzes  zugelassenen  Ausnahmen  von  der 
Zuckerbesteuerung,  ebenso  wie  die  entsprechenden  Ausnahmen  in 
den  Gesetzen  anderer  Verbandstaaten,  mit  den  Grundsätzen  der 
Brüsseler  Zuckerkonvention  (Art.  i  Abs.  2  Buchstabe  c)  vereinbar- 
lich  sein  sollten,  so  können  doch  die  in  Art.  10  §  i  Buchstabe  a 
•des  belgischen  Gesetzes  vorgesehenen  Befreiungen  des  Zuckers  von 
■der  Besteuerung  nicht  mit  den  Vorschriften  der  Brüsseler  Zucker- 
konvention in  Einklang  gebracht  werden. 

In  den  Niederlanden!)  bestand  nach  einem  Gesetz  von  1805 
■eine  Fabrikatsteuer,  welcher  auch  der  eingeführte  Zucker  ohne 
weitere  Zollpfiicht  unterlag. 

Die  Steuersätze  waren  für  die  verschiedenen  Zuckerprodukte 
je  nach  deren  Gehalt  an  trockenem  weissem  Brotzucker  verschieden 
bemessen.  Das  dabei  früher  zu  Grunde  gelegte  Farbentypen- 
system  wurde  durch  Gesetz  von  1884  aufgeg-eben,  weil  es  den 
zur  Einfuhr  gelangenden  Rübenzucker  gegenüber  dem  Kolonial- 
zucker zu  begünstigen  schien  und  ausserdem  zu  Täuschungen  durch 
künstliche  Färbung  Anlass  gegeben  haben  soll. 

Seitdem  wurde  der  Zuckergehalt  des  Roh-  (und  Bastard-)zuckers 
in  den  amtlichen  Laboratorien  ermittelt.  Dabei  wurden  jedoch  zu 
Gunsten  des  inländischen  Zuckers  gewisse  Abzüge  von  den  er- 
mittelten Polarisationsprozenten  gestattet,  welche  dem  ausländischen 
Zucker  nicht  gewährt  wurden. 

Nach  einem  Gesetze  von  1867  hatte  der  Fabrikant  hinsichtlich 
des  im  Inlande  gewonnenen  Rübenzuckers  die  Wahl  gehabt,  ob 
er  die  Fabrikatsteuer  oder  eine  Saftsteuer  entrichten  wollte.  Die 
letztere  ermöglichte  ihm  die  Erzielung  einer  indirekten  Prämie. 

Durch  Gesetz  vom  29.  Januar  1897  wurde  aber  vom  i.  Sep- 
tember 1897  ab  die  Saftsteuer  beseitigt  und  durch  die  Verbrauchsab- 
gabe (Fabrikatsteuer)  ersetzt.  Die  indirekte  Prämie  fiel  infolgedessen 
hinweg.  Das  Gesetz  vom  29.  Januar  1897  bewilligte  dafür  den  Fa- 
brikanten eine  offene  Ausfuhrprämie  für  Rohzucker  und  für  Raffinade. 

Dabei  war  der  Gesamt-Maximalbetrag  der  jährlichen  Prämien 
einerseits    für    den    Rohzucker,    andererseits    für  die  Raffinade    mit 

Biskuits    u.    s.    w.,    einverleibt    worden    ist.      (Art.    66;    Art.    59  55  3c;    Art.   61   §  3; 
Art.   63  ij  2  No.  2  b). 

1)  Riecke,  S.  697 — 69(S.     The  World's,  p.   1294 — 1295.     Primes,  p.  577—582. 
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der  Massg-abe  fixiert,  dass,  wenn  der  Gesamt-Maxinialbetragf  sonst 
überschritten  würde,  die  Höhe  des  Betrages  der  Prämie  soweit 
vermindert  werde,  als  erforderhch  sei,  um  dies  zu  verhüten. 

Durch  das  Gesetz  vom  24.  Juli  1903 1)  sind  (Art.  VIII)  diese 
Prämien  vom  i.  September  1903  ab  abgeschafft  und  noch  einige 
andere  Abänderungen  des  Zuckersteuergesetzes  vom  29.  Januar  1897 
angeordnet  worden,  um  dasselbe  in  Übereinstimmung  mit  der 
Brüsseler  Zuckerkonvention  zu  bringen. 

In  den  Niederlanden  besteht  jetzt  eine  blühende  Rübenzucker- 
industrie. Dort  begann  die  Entwickelung  derselben  aber  erst  später 
als  in  den  anderen  europäischen  Festlandsstaaten,  nämlich  erst  seit 
dem  Ausgang  der  60er  und  dem  Beginn  der  70er  Jahre  des 
19.  Jahrhunderts. 

Die  niederländische  Rübenzuckerindustrie  fing  erst  an,  als  das 
frühere  Vorrecht  der  niederländischen  Regierung  in  Bezieliung  auf 
den  Zuckerertrag  Javas  mehr  und  mehr  abgeschwächt  und  nicht 
mehr,  wie  vorher,  fast  die  ganze  Zuckerproduktion  Javas  nach  den 
Niederlanden  verschifft  wurde.  2) 

Italien,  Schweden  und  Spanien  kommen  bis  jetzt  für  die 
Zuckerausfuhr  nicht  in  Betracht. 

In  Italien-^)  datieren  die  Anfange  der  Rübenzuckerindustrie  nur 
bis  1880  zurück.  Dieselbe  hat  sich  aber  schon  erheblich  entwickelt. 
Eine  indirekte  Produktionsprämie  wird  ihr  durch  den  hohen  Ein- 
fuhrzoll zu  teil.  Ausfuhrprämien  bestehen  bis  jetzt  nicht.  Es 
scheint,  dass  Italien  in  nicht  zu  langer  Zeit  nicht  bloss  seinen 
eigenen  Zuckerkonsum  wird  befriedigen  können,  sondern  auch  in 
die  Reihe  der  Zucker  exportierenden  Länder  eintreten  wird. 

In  Schweden,'')  wo  die  Rübenzuckerindustrie  zu  Anfang  der 
80er  Jahre  des  19.  Jahrhunderts  noch  ganz  unbedeutend  war,  ge- 
nügt die  einheimische  Zuckerproduktion  jetzt  beinahe  für  die 
Erfordernisse  des  einheimischen  Konsums,  so  dass  die  Einfuhr 
namentUch  von  raffiniertem  Zucker,  aber  auch  von  Rohzucker  auf 
ein  geringes  Mass  gesunken  ist. 

Für  den  aus  ausländischem  Rohzucker  in  Schweden  hergestellten 
raffinierten  Zucker,  nicht  aber  für  den  einheimischen  Rübenzucker 
wird  bei  der  Ausfuhr  eine  Steuer-Rückvergütung  gewährt. 

Die  inländische  Zuckersteuer,   welche  auf  der  Königl.  Verord- 


1)  Staatsblad    van    hat    Koaiulmjk    der    Nederlandea    (No,   248)    v.  6.   VIII.    1903. 

^)  Vgl.  §  3. 

3)  The  World's,  p.    1304.     Primes,  p.  574 — 576. 

*)  Riecke,  S.  698.     The  World's,  p.  1406.     Primes,  p.  585—587. 
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nung-  vom  19.  Mai  1893  beruht,  ist  eine  Fabrikationssteuer  auf 
Rohzucker,  deren  Satz  auf  die  Hälfte  des  Zollsatzes  des  minder 
zuckerhaltigen  ausländischen  Rohzuckers  festgesetzt  ist.  Tatsächlich 
ist  die  Steuer  übrigens,  da  sie  nach  dem  (jewicht  der  verarbeiteten 
Rüben  bemessen  wird,  eine  Rübensteuer. 

Nach  diesen  Besteuerungs-Verhältnissen  besteht  eine  indirekte 
Produktionsprämie,  aber  nicht  eine  indirekte  Ausfuhrprämie. 

In  Spanien,!)  wo  1886  erst  zwei  Rübenzuckerfabriken  existierten^ 
ist  die  Rübenzuckerproduktion  inzwischen  sehr  gestiegen:  namentlich 
in  den  letzten  Jahren,  seitdem  nach  dem  spanisch-amerikanischen 
Krieg  auch  der  Zucker  von  Kuba,  Portorico  und  den  Philippinen 
mit  einem  hohen  Eing-angszoll  in  Spanien  belegt,  dadurch  praktisch 
ausgeschlossen  worden  ist  und  für  die  inländische  Rübenzucker- 
industrie eine  erhebliche  indirekte  Produktionsprämie  sich  ergeben 
hat.  Für  das  Jahr  1901 — 1902  wurde  eine  Produktion  von  etwa 
90000  t  Rübenzucker  erreicht. 

Dazu  kommt  die  Rohrzuckerindustrie  in  Spanien,  welche  schon 
seit  der  Zeit  der  Mauren  existiert,  aber  unter  spanischer  Herrschaft 
infolge  Verfalles  der  Bewässerungsanlagen  eher  zurückgegangen, 
auch  keiner  grossen  Ausdehnung  fähig  ist,  weil  nur  sehr  begrenzte 
Teile  Spaniens  klimatisch  warm  genug  für  das  Gedeihen  des 
Zuckerrohrs  sind.     Sie  ergab   1900  33815  t  Rohrzucker. 

Endlich    werden  auch  etwa  225  t  Sorghum-Zucker  gewonnen. 

Die  Zuckerproduktion  Spaniens  von  etwa  120000  t  übersteigt 
die  auf  80000  t  geschätzte  Konsumtion  erheblich.  Die  Produktions- 
kosten sind  aber  so  hoch,  dass  die  Ausfuhr  nicht  lohnend  ist.  Der 
ausgeführte  Zucker  bleibt  zwar  steuerfrei,  aber  eine  Ausfuhrprämie, 
welche  die  Ausfuhr  lohnend  machen  könnte,  wird  vom  Staate  nicht 
gegeben.  2) 

§  14.  Hölie  der  Zuckerprämien  und  Reinertrag  der  Zucker- 
steuern. Höhe  der  Zuckersteuern  und  Zuckerkonsum. 
In  dem  Zucker  als  einem  Genussmittel  hatte  man  in  vielenLändern 
ein  sehr  geeignetes  Objekt  der  Aufwandbesteuerung  erblickt.  Man 
hatte  daher  Zuckerzölle  und  Zuckersteuern  in  der  Absicht  einge- 
führt, aus  ihnen  für  den  Staat  einen  erheblichen  finanziellen  Beitrag 
zur  Bestreitung  der  mit  der  modernen  staatlichen  Entwickelung* 
ständig  wachsenden  Staatsausgaben  zu  gewinnen. 


*)  „Die  spanische  Rohrzuckerindustrie"  in  Berichten  ü.  H.  u.  I.  1902,  S,  264 — 281. 
The  World's,  p.  1304 — 1305.     Primes,  p.  437 — 438. 
2)  Vgl,  unten  5?   15,  S.    108,   J09. 
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In  der  Tat  hatten  Zuckerzölle  und  Zuckersteuern  mit  der  Zu- 
nahme des  Zuckerkonsums  und  dem  Aufblühen  der  inländischen 
Rübenzuckerindustrien  hohe  und  wachsende  Brutto erträg*e  in  einer 
Reihe  von  Staaten  geliefert. 

Aber  die  Beträgfe  der  indirekten  und  direkten  Prämien,  welche 
die  Staaten  für  die  Förderung  der  Produktion  und  der  Ausfuhr 
des  Zuckers  an  die  Zuckerproduzenten  und  -exporteure  zahlten, 
nahmen  ebenso  sehr  oder  noch  mehr  zu,  als  die  Bruttoerträge  der 
Zuckerzölle  und  -steuern. 

Die  Reinerträge,  welche  die  Staaten  nach  Abzug  jener  Prämien 
aus  dem  Zucker  fiir  fiskahsche  Zwecke  zogen,  vermehrten  sich 
daher  trotz  des  enormen  Wachstums  der  Zuckerkonsumtion  und 
-Produktion  nicht  entsprechend.  Sie  verminderten  sich  sogar  viel- 
fach durch  das  Übermass  der  Prämien.  In  einzelnen  Ländern 
kam  es  dahin,  dass  die  gesamten  Bruttoerträge  der  Zuckerzölle 
und  Zuckersteuern  nicht  einmal  zur  Deckung  jener  Prämien  aus- 
reichten, sondern  noch  ein  Defizit  Hessen,  welches  aus  anderen 
Staatsmitteln  beglichen  werden  musste. 

Einen  Ausgleich  für  die  von  ihnen  gezahlten  Zuckerprämien 
suchten  die  Staaten  vielfach  in  einer  Steigerung  der  Bruttoerträge 
ihrer  Einnahmen  aus  dem  Zucker,  und  zu  diesem  Behufe  wurden 
die  Sätze  der  Zuckersteuern  und  Zuckerzölle  in  die  Höhe  geschraubt. 

Die  staatlichen  Zuckerprämien  waren  also  eine  Quelle  grosser 
finanzieller  Einbussen  für  den  Staatsfiskus  in  Zeiten,  in  welchen  den 
Staaten  die  Beschaffung  der  finanziellen  Mittel  für  die  wachsenden 
Staatsausgaben  ohnehin  schwer  wurde. 

Die  staatlichen  Zuckerprämien  waren  die  Ursache  erhöhter 
Steuerbelastung  für  die  Gesamtheit  der  Steuerzahler  im  Interesse 
der  relativ  beschränkten  Zahl  derjenigen,  welche  an  der  Zucker- 
produktion interessiert  waren.  Insbesondere  aber  waren  sie  die 
Ursache  erhöhter  finanzieller  Belastung  oder  verminderter  Konsum- 
fähigkeit für  die  Gesamtheit  der  Zuckerkonsumenten,  auf  welche 
die  von  den  Zuckerproduzenten  bezahlten  Zuckerabgaben  in  der 
Form  erhöhter  Zuckerpreise  abgewälzt  wurden. 

Die  Lebenshaltung  der  inländischen  Zuckerkonsumenten,  inso- 
weit sie  durch  den  Zuckerkonsum  bedingt  erscheint,  wurde  so 
künstUch  erschwert  oder  verschlechtert.  Dies  wurde  um  so  fühlbarer, 
weil  dieselben  staatlichen  Massnahmen  die  Lebenshaltung  für  die 
ausländischen  Konsumenten  künstlich  verbesserten,  da  letzteren  auf 
dem  Weltmarkt  vielfach  nur  um  die  Prämien  verminderte  Zucker- 
preise   angefordert    wurden.      Die    Konkurrenzfähigkeit    der    den 
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Zucker  zur  Weiterverarbeitung"  benutzenden  inländischen  Konsu- 
menten wurde  g"eg"eniiber  den  entsprechenden  Kategorien  der  aus- 
ländischen Konsumenten  schwer  bedroht  und  beeinträchtigt. 

Es  hatten  z.  B.  in  Deutschland  1878/79  bei  einer  Ausfuhr 
von  ungefähr  138000  t  Zucker  die  Ausfuhrvergütungen  etwa 
2  5 1/2  Millionen  Mk.  und  die  Nettoerträge  der  Zuckersteuer  und  des 
Zuckerzolles  etwa  501/2  MilHonen  Mk.  betragen.  1887/88  aber 
waren  bei  einer  Ausfuhr  von  515000  t  die  Ausfuhrvergütungen 
auf  II 3 '/a  Millionen  Mk,  gestiegen,  während  die  Nettoerträge  der 
Zuckersteuer  und  des  Zuckerzolles  auf  etwa  6^/2  Millionen  Mk. 
gesunken  waren. ^) 

Auch  in  Frankreich  führten  die  Ausfuhrvergütungen  zu  be- 
deutenden Verminderungen  der  Nettoerträgnisse  oder  hinderten 
wenigstens  eine  entsprechende  Steigerung  der  letzteren.'-') 

In  Österreich-Ungarn  aber  hatten  sie  sogar  zeitweis  (1875/76) 
veranlasst,  dass  nicht  bloss  keine  Nettoerträge  der  Zuckersteuern 
und  des  Zuckerzolles,  sondern  ein  Defizit  sich  ergab.^) 

Ähnlich,  wie  in  Deutschland,  Frankreich,  Österreich-Ungarn, 
waren  die  fiskalischen  Folgen  auch  in  Belgien  und  den  Nieder- 
landen gewesen. 

Österreich-Ungarn  hatte  deshalb  zuerst *)  1888  die  indirekten 
Prämien  abgeschafft  und  direkte  Prämien  unter  Limitierung  des 
Gesamtbetrages  eingeführt.  Diesem  Beispiele  waren  dann  Deutsch- 
land und  die  Niederlande  gefolgt.  Auch  Frankreich  ging  zur 
Einfuhrung  der  direkten  Prämien  über,  behielt  allerdings  daneben 
die  indirekten  bei. 

In  allen  diesen  Ländern  aber  waren  —  im  Zusammenhang  mit 
den  aus  den  Ausfuhrvergütungen  dem  Staate  erwachsenden 
finanziellen  Lasten  —  die  Verbrauchsabgaben  vom  Zucker  be- 
deutend erhöht  worden. 


^)  Riecke,  S.  679. 

'^)  Riecke,  S.  692. 

ä)  The  World's,  p.   1270,   1291. 

*)  Zuerst  unter  den  jetzt  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  angehörigen  Staaten.  In 
Russland,  wo  —  neben  einem  hohen  Schutzzoll  —  nach  österreichischem  Vorbilde  eine 
inländische  Fabrikationssteuer  auf  der  Grundlage  der  Leistungsfähigkeit  der  Diffusions- 
apparate bestanden  hatte,  schaffte  man  schon  1880 — 1881  —  hauptsächlich  aus  fiskalisch- 
finanziellen Rücksichten  —  diese  Form  der  inländischen  Zuckerbesteuerung  mit  den  aus 
ihr  resultierenden  indirekten  Ausfuhrprämien  ab,  führte  eine  Fabrikatsteuer  von 
50  Kopeken  per  Pud,  deren  Sätze  allmählich  beträchtlich  erhöht  wurden,  und  1885  (?) 
eine  direkte  staatliche  Ausfuhrprämie  ein.     The  World's,  p.   1295 --1296. 
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In  Deutschland,!)  wo  —  allerdings  noch  unter  Aufrecht- 
erhaltung- einer  ermässigten  Rübensteuer  von  80  Pfg.  pro  100  kg  — 
1887  ^i^ß  Fabrikatsteuer  von  12  Mk.  für  100  kg  raffinierten  Zucker 
eingeführt  worden  war,  wurde  diese  —  unter  Beseitigung  der 
Rübensteuer  —  i8gi  auf  18  Mk.  und  i8q6  auf  20  Mk,  für  100  kg 
erhöht. 

Der  Zoll,  welcher  seit  1869  für  den  minder  zuckerhaltigen 
Rohzucker  24  Mk.  und  nur  für  den  übrigen  Zucker  30  Mk.  pro  100  kg 
betragen  hatte,  wurde  1887  für  allen  Zucker  auf  30  Mk.,  1891  auf 
36  Mk.  und  1896  auf  40  Mk.  pro   100  kg  erhöht. 

Ahnliche  Veränderungen  und  Erhöhungen  der  Steuer-  und 
Zollsätze  wurden  auch  in  den  anderen  genannten  europäischen 
Festlandsstaaten  vorgenommen. 

Der  Preis  2)  des  raffinierten  Zuckers  stellte  sich  unter  diesen 
Umständen  z.  B.  im  Januar  igoo  pro  100  kg  in  Magdeburg  für  das 
deutsche  Inland  auf  46  Mk.  50  Pfg.,  während  gleichzeitig-  in  London 
für  diesen  deutschen  Zucker  nur  22  Mk.  12  Pfg.  bezahlt  wurden. 
Auf  den  deutschen  Preis  wirkte  die  Verbrauchsabgabe  von  20  Mk. 
und  die  Ausfuhrprämie  von  3  Mk.  55  Pfg.  pro  100  kg  erhöhend^ 
während  in  Grossbritannien  damals  keinerlei  Zuckerabgabe  bestand 
und  die  deutsche  Ausfuhrprämie  zur  weiteren  Ermässigung  des- 
Preises  beitrug-.  Eine  andere  Ursache  der  Differenz  zwischen  dem 
In-  und  Auslandpreise,  welche  in  der  inländischen  Kartellbildung 
gegeben  war,  begann  erst  später  intensiv  zu  wirken. 

Ahnliche  und  noch  grössere  Differenzen  zwischen  dem  In-  und 
Auslandpreise  des  Zuckers  ergaben  sich  auch  für  die  anderen 
Rübenzuckerstaaten  des  kontinentalen  Europas. 

So  stellte  sich  z.  B.  in  Frankreich  1900  der  Preis  von  100  kg 
raffinierten  Zuckers  im  Inland  auf  104  Francs  43  Cent.,  für  das 
Ausland  auf  30  Francs  90  Cent.s) 

Es  ist  daher  erklärlich,  dass  die  Zuckerkonsumtion  pro  Kopf 
z.  B.  1899/ 1900*)  in  den  Zucker  produzierenden  Ländern  in  Öster- 
reich-Ungarn 17,6  Pfund,  in  Belgien  23,3  Pfund,  in  den  Nieder- 
landen 32,5  Pfund,  in  Deutschland  33,9  Pfund,  in  Frankreich  37 
Pfund,  dagegen  in  dem  keinen  Zucker  produzierenden  Gross- 
britannien 91,6  Pfund  betrug.  5) 


1)  Riecke,  S.  680—683. 

2)  The  World's,  p.  1282. 
»)  The  World's,  p,  1289. 
*)  The  World's,  p.   1444. 

5)   1899/1900  in  der  gleichfalls  keinen  Zucker  produzierenden  Schweiz  60,3  Pfunde 
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§  15.    Die  Zucker-Überzölle   und  die  Zucker-Kartelle  in  den 
europäischen  Festlandsländern. 

In  den  meisten  Rübenzuckerländern  des  europäischen  Festlandes 
bestand  ein  hoher  staatlicher  Überzolli)  für  eingfeführten  Zucker. 

In  Österreich-Ung-arn,  wo  der  eingeführte  Zucker  die  dem 
inländischen  Zucker  auferlegte  Verbrauchsabgabe  von  3 8 2)  Kronen 
pro  100  kg  entrichten  musste,  bildete  der  ganze  dem  ersteren 
ausserdem  auferlegte  Einfuhrzoll  von  1 2  Kronen  für  minder  zucker- 
haltigen Rohzucker  und  22  Kronen  für  den  höher  zuckerhaltigen 
Rohzucker  und  den  raffinierten  Zucker  pro   100  kg  einen  Überzoll, 

In  Deutschland  betrug  seit  1896  pro  100  kg  der  Zoll  des 
eingeführten  Zuckers  40  Mk.,  die  Verbrauchsabgabe  des  inländischen 
Zuckers  20  Mk.,'^)  der  Überzoll  also  20  Mk. 

In  Frankreich  mussten  —  neben  der  inneren  Verbrauchsab- 
gabe —  die  eingeführten  europäischen  oder  aus  europäischen  Nieder- 
lagen kommenden  Rohzucker  einen  Überzoll  von  9  Francs  pro 
IOC  kg  und  die  eingeführten  raffinierten  und  den  raffinierten 
gleichgestellten  Zucker  jeglichen  Ursprungs  einen  Überzoll  von 
16  Francs  nach  dem  Maximaltarif  und  von  10  Francs  nach 
dem  Minimaltarif  pro   100  kg  zahlen. 

Durch  den  staatlichen  Überzoll  wurde  in  Österreich-Ungarn 
und  in  Deutschland  der  Rübenzuckerindustrie  eine  Organisierung 
ermöglicht,  durch  welche  dieselbe  im  Inland  Beschränkung  der  Kon- 
kurrenz und  eine  monopolistische  Stellung  gegenüber  den  Konsu- 
menten erreichte.    Es  geschah  dies  mittels  der  sog.  Zucker-Kartelle. 

In  Frankreich,  wo  die  staatliche  Gesetzgebung  solche  Monopol- 
bildungen nicht  gestattet,*)  soll  ein  Zuckerkartell  wenigstens  de 
facto,    wenn  auch  nicht  de  jure,  bestanden  und  funktioniert  haben. 


in  Dänemark,  -welches  bei  rasch  wachsender  eigener  Zuckerindustrie  noch  auf  Zuckerein- 
fuhr angewiesen  erscheint,  (The  World's,  p.  1394 — 1395)  54,8  Pfund,  in  den  Vereinigten 
Staaten,  welche  noch  zum  weitaus  grössten  Teile  auf  Zuckereinfuhr  angewiesen  sind, 
•65,2  Pfund,  in  dem  Zucker  produzierenden  und  auf  Zuckerausfuhr  angewiesenen  Russland 
14  Pfund. 

*)  Uberzoll  ist  der  Mehrbetrag,  welchen  die  aus  dem  Ausland  eingeführten  Er- 
zeugnisse im  Vergleich  mit  den  gleichartigen  inländischen  Erzeugnissen  an  Abgaben  zu 
entrichten  haben. 

'^)  Die  Verbrauchsabgabe  betrug  seit  1888  22  Kronen,  seit  1896  26  Kronen, 
seit  1899  38  Kronen  pro    100  kg. 

')  Zu  der  Verbrauchsabgabe  von  20  Mk.  kam  allerdings  noch  eine  Betriebssleuer 
von  mindestens  0,10  Mk.  (in  grösseren  Betrieben  etwas  mehr)  und  bei  Überschreitung 
•  des  Kontingents  2,50  Mk.  Kontingentszuschlag  für   100  kg. 

*)  Art.  419  u.  420  des  französischen  code  penal. 
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Durch  die  Zuckerkartelle  wurde  monopolistische  Erhöhung- 
des  Inlandpreises  fiir  Zucker  möglich,  da  und  insoweit  ausländische 
Konkurrenz  durch  den  Schutz-Überzoll  ausgeschlossen  worden  war. 
Infolgedessen  führte  die  Kartellbildung  zu  monopolistisch  über- 
höhtem Gesamtgewinn  aus  dem  inländischen  Gesamtabsatz  von 
Zucker.  Dieser  erhöhte  Inlandgewinn  aber  setzte  ein  jedes  der  Kartelle 
in  Stand,  seinerseits  Kartell- Ausfuhrzuschüsse  zur  Erleichterung  der 
Konkurrenz  und  des  Absatzes  des  inländischen  Zuckers  im  Ausland 
zu  gewähren,  womit  es  gleichzeitig  im  Inlande  einem  Anwachsen 
der  überschüssigen  Zuckervorräte  vorbeugte,  welche  für  die  Auf= 
rechterhaltung  des  Kartells  und  die  Monopolstellung  desselben 
hätten  bedrohlich  werden  können. 

Der  Frage  der  staatlichen  Ausfuhrprämien  trat  eine  zweite 
Frage  durch  die  Kartell-Ausfuhrprämien  zur  Seite. 

Organisatorischer  Zusammenschluss  einer  Industrie  zu  Monopol- 
zwecken kann  derselben  unter  Umständen  ganz  selbständig  möghch 
sein.  Vorausgesetzt,  dass  der  Staat  und  die  staatliche  Gesetzgebung 
es  duldet  und  nicht  positiv  —  insbesondere  durch  Strafen,  Un- 
gültigkeitserklärung von  Vereinbarungen  u.  s.  w.  —  verhindert. 

Andererseits  kann  ein  solcher  organisatorischer  Zusammen- 
schluss zu  Monopolzwecken  unter  positiver  Ein-  und  Mitwirkung 
des  Staates  und  der  staatlichen  Gesetzgebung  zuwege  gebracht 
werden. 

Ein  mittlerer  Fall  liegt  vor,  wenn  der  Staat  durch  staatlichen 
Schutzzoll  eine  Voraussetzung  —  den  praktischen  Ausschluss  der 
ausländischen  Konkurrenz  —  schafft,  welche  der  inländischen 
Industrie  es  ermöglicht,  durch  selbständigen  organisatorischen  Zu- 
sammenschluss mit  ihrer  eigenen  Konkurrenz  die  Konkurrenz  im 
Inlande  überhaupt  zu  beseitigen  oder  zu  beschränken.  So  verhielt 
■es  sich  hinsichtUch  des  österreichisch-ungarischen  und  des  deutschen 
Zuckerkartells. 

.  In  verschiedenen  Abstufungen  sind  es  also  staatliche  Mass- 
nahmen und  Unterlassungen,  welche  die  Monopol  wirkenden  Kartell- 
bildungen und  dadurch  mittelbar  die  Zahlung  von  Kartell-Aus- 
fuhrprämien ermöglichen. 

Damit  ergibt  sich  die  auf  der  Brüsseler  Zuckerkonferenz  von 
den  französischen  und  belgischen  Delegierten  angeregte  Frage,i) 
ob  nicht  von  dem  internationalen  Gesichtspunkte  aus  die  Kartell- 
Ausfuhrprämien    zusammen    mit    den    staatlichen    Ausfuhrprämien 


1)  Vgl.  §  40. 
Kaufmann,  "Welt-Zuckerindustrie. 
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als  Prämien  zu  betrachten  und  gleichmässig  zu  behandeln  sind^ 
oder  ob  die  Kartell-Ausfuhrprämien  nicht  als  eine  Art  indirekter 
staatlicher  Ausfuhrprämien  erscheinen,  bei  welchen  die  Kosten  der 
Prämien  auf  die  inländischen  Zuckerkonsumenten  in  Form  mono- 
polistisch erhöhter  inländischer  Zuckerpreise  abgewälzt  erscheinen. 

In  Österreich-Ungarn')  hatte  das  Gesetz  vom  20.  Juni  1888^ 
welches  —  unter  Abschaffung  der  bisherigen  Fabrikationssteuer 
und  damit  der  indirekten  Ausfuhrprämien  —  eine  einfache  Fabrikat- 
steuer oder  Verbrauchsabgabe  und  gleichzeitig  eine  offene  direkte- 
staatliche  Ausfuhrprämie  eingeführt  hatte,  diese  Ausfuhrprämien 
für  Rohzucker  auf  1,50  Gulden,  bezw.  1,60  Gulden  und  für  Raffinade 
auf  2,30  Gulden  pro  100  kg  festgesetzt  und  damit  die  Produktions- 
und Ausfuhrverhältnisse  in  entscheidender  Weise  zu  Gunsten  der 
Raffinade  gegenüber  dem  Rohzucker  beeinflusst.  Diese  Entwicke- 
lung  war  in  Ungarn  noch  durch  die  ungarische  Indastriepolitik 
unterstützt  worden,  die  mit  Hilfe  weitgehender  Begünstigungen, 
die  Errichtung  von  Zuckerraffinerien  im  Lande  förderte.  Der  Auf- 
schwung der  Zuckerraffinerien  bewirkte  aber,  dass  die  Preisdifferenz 
zwischen  Rohzucker  und  Raffinade,  die  sogenannte  Spannung,  sehr 
herabgedrückt  wurde  und  unter  den  Betrag  (von  damals  6 1/2  Gulden 
pro  100  kg)  sank,  um  welchen  die  Zoll-  und  Steuerabgaben  von. 
Raffinade  höher  waren  als  die  vom  Rohzucker. 

Die  neuen  grossen  ungarischen  Zuckerraffinerien  sollen  den^ 
Anstoss  gegeben  haben,  dass  zur  vollen  Ausnutzung  der  durch 
den  Schutzzoll-Tarif  gebotenen  Vorteile  am  S.Juli  1891  unter  dem 
Namen  „Verein  österreichisch-ungarischer  Zuckerraffinerien"  das- 
erste  Kartell  derselben  in  Österreich-Ungarn  zu  stände  gebracht 
wurde. 

Durch  den  I-^artellvertrag  wurde  das  Gesamtquantum  Raffinade^^ 
welches  im  Inlande  versteuert  und  in  Verkehr  gesetzt  werden 
durfte,  dem  inländischen  Bedarf  entsprechend  kontingentiert. 2) 
Dieses  Abkommen  —  zunächst  auf  ein  Jahr  getroffen  —  wurde 
zweimal  um  je  ein  Jahr  bis  30.  September  1894  verlängert.  Der 
Einfluss  dieser  Kontingentierung  der  Raffinade  durch  das  Kartell 
zeigte    sich  darin,    dass  die    sog.  Spannung    sich  von    weniger    als 


^)  Report,  Vol.  XVIII,  p.  106 — 107,  p.  iii.  Jenks,  p.  234.  Grunzel  „Kartelle" 
S.  275—287,  254—256.     The  World's,  p.   1292 — 1293. 

2)  Dies  Quantum  wurde  zunächst  auf  die  Länder  a)  Böhmen,  b)  Mähren,  Nieder- 
österreich, Schlesien  und  Galizien,  c)  Ungarn  unterkontingentiert,  und  innerhalb  jeder 
der  drei  Ländergruppen  -wurde  jeder  einzelnen  Fabrik  das  Erzeugungsquantum  vorge- 
schrieben. 
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4.1/3  Gulden  auf  etwa  10  Gulden  hob.  Die  sinkende  Preistendenz 
des  Rohzuckers,  der  Anreiz  für  die  Rohzuckerfabriken,  selbst  zur 
Raffinierung  überzugehen,  um  sich  die  Vorteile  aus  der  sog, 
Spannung  zu  sichern,  und  die  Konkurrenz  neu  errichteter  Raffi- 
nerien führte  aber  1894  zur  Auflösung  des  Kartells  der  Raffinerien 
und  damit  zu  erneutem  Sinken  der  Spannung,  welche  im  Septem- 
ber 1895  nur  noch  4  Gulden  pro  100  kg  betrug,  während  die  Er- 
zeugungs-  und  Verbrauchsspesen  pro  100  kg  Raffinade  gegenüber 
dem  Rohzucker  auf  6  Gulden  geschätzt  wurden.  Diese  Sachlage 
bewirkte,  dass  am  i.  Oktober  1895  ein  neues  Kartell  der  Zucker- 
raffinerien auf  zwei  Jahre  geschlossen  wurde. 

Nach  dem  neuen  Kartellvertrage  wurde  nicht  bloss  das  Jahres- 
quantum, welches  jede  Raffinerie  im  Inlande  absetzen  durfte,  kon- 
tingentiert, >)  sondern  auch  der  Prozentsatz  für  die  in  jedem  Monat 
zu  versteuernde  Zuckermenge  festgestellt  und  eine  Konventional- 
strafe von  IG  Gulden  für  jede  über  das  Kontingent  versteuerten 
100  kg  bestimmt.  2) 

Mehrfach  war  seitens  der  Raffinerien  der  Versuch  gemacht 
worden,  auch  die  Rohzuckerfabriken  zu  dem  Kartell  heranzuziehen. 
Es  erfolgte  aber  zunächst  keine  Einigung. 

Der  Preisfall  des  Rohzuckers  auf  dem  Weltmarkt  zog  jedoch 
die  Rohzuckerfabriken  stark  in  Mitleidenschaft  und  veranlasste  sie, 
um  eine  Regelung  des  Rohzuckerangebotes  im  Inlande  zu  ermög- 
lichen, selbst  am  17.  Dezember  1896  in  der  Form  einer  „Genossen- 
schaft der  österreichisch-ungarischen  Zuckerfabriken"  sich  zu  kar- 
tellieren. 

Der  anfangliche  Gegensatz  zwischen  den  beiden  Vereinigungen 
der  Rohzuckerfabriken  und  der  Raffinerien  wich  allmählich  der 
Erkenntnis,  dass  ein  beide  Gruppen  umfassendes  Kartell  im  beider- 
seitigen und  gemeinsamen  Interesse  liege. 


^)  Mit  diesen  ehemaligen  vertragsmässigen  Kontingentierungen  steht  im  Zusammenhang, 
dass  die  früher  erwähnten  im  Einvernehmen  mit  Ungarn  erlassenen  beiden  österreichischen 
Gesetze  v.  31.  I.  1903  von  dem  i.  September  1903,  dem  Tage  des  Inkrafttretens 
der  Brüsseler  Zuckerkonvention,  ab  eine  gesetzliche  Kontingentierung  des  Inland- 
Konsumquantums  einführen  wollten,  —  was  allerdings  als  nach  der  Brüsseler  Zucker- 
konvention unzulässig  wieder  aufgegeben  werden  musste.  Vgl.  §  13.  Ebenso  ist  auch 
in  Russland  auf  eine  ursprünglich  vertragsmässige  Kontingentierung  des  Inland-Konsum- 
quantums, die  von  den  Zuckerfabriken  selbst  vorgenommen  wurde,  später  eine  gesetzliche 
Kontingentierung  gefolgt,  welche  den  Zuckerfabriken  auferlegt  wurde.     Vgl.  §  60. 

^)  Als  Kaution  für  die  Einhaltung  der  übernommenen  Verpflichtungen  musste  jede 
Raffinerie  Aktien  der  Chropiner  Zuckerfabrik  deponieren,  welche  von  den  kartellierten 
Unternehmungen  gemeinsam  erworben  worden  war. 

7* 
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Am  26.  Juli  1897  wurde  ein  gemeinsames  Kartell  mit  Geltung- 
für die  fünf  Kampagnen  von  1897/98  bis  1901/02  (endend  am 
31.  Oktober  1902)  abgeschlossen. 

Dieses  gemeinsame  Kartell,  welches  die  beiden  Vereinigungen 
der  Rohzuckerfabriken  einerseits  und  der  Raffinerien  andererseits 
fortbestehen  liess,  basierte  auf  zwei  verschiedenen  Vereinbarungen : 

1.  einem  Übereinkommen  der  in  der  Genossenschaft  der 
österreichisch-ungarischen  Zuckerfabriken  vereinigten  Rohzucker- 
und  Sandzuckerfabriken  einerseits  und  den  speziell  aufgeführten 
Raffinerien  andererseits ; 

2.  einem  protokollarischen  Übereinkommen  der  Zuckerraffi- 
nerien untereinander,  welches  sich  auf  den  Verkauf  der  Raffinade 
bezog. 

Das  gemeinsame  Übereinkommen  beruhte  auf  dem  Gedanken, 
dass  die  Rohzuckerfabriken  sich  verpflichteten,  keinen  Konsum- 
zucker für  den  Inlandbedarf  zu  erzeugen,  sämtlichen  von  ihneil 
erzeugten  Rohzucker  aller  Art,  soweit  derselbe  im  Inlande  raffiniert 
oder  sonst  einer  Inlandverwendung  zugeführt  wurde,  ausschliesslich 
an  eine  der  kartellierten  Raffinerien  gelangen  zu  lassen,  und  selbst  im 
Inlande  weder  neue  Raffinerien  zu  errichten,  noch  sich  an  der  Er- 
richtung solcher  direkt  oder  indirekt  zu  beteiligen,  und  dass  hin- 
gegen die  Raffinerien  den  Rohzuckerfabriken  für  den  im  Inlande 
verkauften  Rohzucker  einen  Mindestpreis  (von  15  Gulden  pro 
100  kg)  garantierten  und  sich  verpflichteten,  von  am  Überein- 
kommen nicht  beteiligten  Fabriken  keinen  Rohzucker  zu  kaufen, 
noch  solchen  zu  verarbeiten  und  Zucker  an  diese  letzteren  Fabriken 
nicht  zu  verkaufen.  Den  kartelÜerten  Rohzuckerfabriken  blieb  die 
Ausfuhr  ihres  Produktes  ins  Ausland  frei. 

Das  zweite  Übereinkommen  der  Zuckerraffinerien  kontingen- 
tierte die  Zuckerquantitäten,  welche  im  Inlande  zur  Versteuerung 
gebracht  und  in  Verkehr  gesetzt  werden  durften.  1)  Das  eingesetzte 
Überwachungskomitee,  welches  monatlich  das  zur  Inlandversteuerung 
freigegebene  Teilquantum  des  Kontingents  in  prozentualen  Quoten 
bestimmte, hatte  namentlich  auch  einen  Minimal-  und  einen  Maximal-^) 
Verkaufspreis  für  das  Inland  zu  bestimmen,  wobei  der  Maximalpreis 


*)  Die  Raffinerien  wurden,  wie  früher,  in  drei  Gruppen:  eine  böhmische,  eine 
mährische  und  eine  ungarische  für  die  Unterkongentierung  geteilt,  und  innerhalb  jeder 
Gruppe  erhielt  jede  einzelne  Raffinerie  ihr  Kontingent. 

*)  Einen  Maximal- Verkaufspreis,  um  eine  Überspannung  der  Zuckerpreise  hintan- 
zuhalten, welche  dem  Bestände  des  Kartells  gefährlich  werden  und  insbesondere  neue 
Konkurrenz  hervorrufen  konnte. 
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den  festgfesetzten  Minimalpreis  um  höchstens  2^/2  Gulden  pro  100  kg 
übersteigen  durfte. 

Die  auf  diese  Weise  ermöglichte  monopolistische  Hochhaltung 
des  Verkaufspreises  des  Zuckers  im  Inlande  setzte  die  Raffinerien 
in  Stand,  aus  ihrem  Gewinne  auch  die  Beträge  aufzuwenden,  welche 
erforderlich  waren,  um  den  Rohzuckerfabriken  im  Inlande  einen 
Mindestpreis  des  Rohzuckers  (von  15  Gulden  pro  100  kg)  zu  sichern. 

Zu  diesem  Behufe  hatten  die  Raffinerien  zu  Gunsten  der  Roh- 
zuckerfabriken allmonatlich  für  jede  100  kg  versteuerten  Zuckers 
eine  Abgabe  zu  leisten,  welche  der  Differenz  zwischen  15  Gulden 
und  der  für  den  betreffenden  Monat  für  Rohzucker  franko  Aussig- 
Landungsplatz  an  der  Prager  Börse  resultierenden  Durchschnitts- 
notierung entsprach.  Als  niedrigster  in  Anrechnung  zu  bringender 
Tagespreis  hatten  1 1  Gulden  zu  gelten,  so  dass  alle  niedrigeren 
Notierungen  mit  1 1  Gulden  einzusetzen  waren  und  die  Garantie  sich 
nicht  über  4  Gulden  pro  100  kg  Rohzucker  steigern  konnte.  Die 
Gesamtquantität  des  für  diese  Garantie  und  Vergütung  in  Betracht 
kommenden  Rohzuckers  wurde  auch  kontingentiert  und  die  Ver- 
teilung dieses  Kontingentes  auf  die  einzelnen  Rohzuckerfabriken 
nach  den  in  den  vorausgegangenen  Kampagnen  tatsächlich  er- 
zielten Produktionsziffern  —  jedoch  mit  einer  gewissen  Bevorzugung 
der  kleineren  Rohzuckerfabriken  —  bewirkt. 

Zur  Sicherstellung  der  Kartellverbindlichkeiten  dienten  detaillierte 
Bestimmungen  über  die  Kautelen,  Konventionalstrafen,  Schieds- 
gerichte u,  s.  w. 

Nach  der  Unterzeichnung  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  vom 
5.  März  1902  wurde  noch  im  März  1902  ein  neues  Kartellüberein- 
kommen zwischen  den  Rohzuckerfabriken  und  Raffinerien  für  die 
Zeit  vom  November  1902  bis  31.  Oktober  1903  mit  der  Mass- 
g'abe  abgeschlossen,  dass  dasselbe  in  dem  inzwischen  eingetretenen 
Falle  der  Ratifizierung  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  am 
31.  August  1903  endigen  solle. 

Am  II.  August  1903  haben  die  österreichischen  Zucker- 
xaffinerien  ein  neues  Kartell  bis  zum  i.  Oktober  1904  beschlossen,^) 
welches  also  unter  der  Geltung  der  Normen  der  Brüsseler  Zucker- 
konvention bestehen  soll. 


^)  Falls  einige  damals  noch  aussenstehende  Zuckerfabriken  bis  zum  14.  VHI.  1903 
dem  geschlossenen  Übereinkommen  nicht  beigetreten  wären,  sollte  das  Kartell  am 
"30.  IX.  1903  definitiv  aufgelöst  werden.  Jene  Fabriken  sind  aber  am  13.  VIII.  1903 
beigetreten.    Nationalzeitung  v.  12,  u.   14.  VIII.  1903.     „Deutsche  Zuckerindustrie"  1903, 

s.  1319. 


102      Kapitel  II.     Die  fiskalischen  Abgaben  (Zölle  und  Steuern)  vom  Zucker  etc. 

Die  bisherigfe  Kartellbeziehung  zwischen  Raffinerien  und  Roh- 
zuckerfabriken in  Österreich  scheint  gelöst  zu  sein.i) 

Im  Oktober  1903  haben  die  ung-arischen  Raffinerien  und  Roh- 
zuckerfabriken ein  gemeinsames  Kartell  abgeschlossen.  2)  Es  ist 
eine  Verkaufsvereinigung,  welche  für  drei  Jahre  Geltung  haben  soll. 

In  Deutschland,^)  wo  seit  den  Gesetzen  von  1891  und  1896  die 
Fabrikatsteuer  für  den  inländischen  Zucker  mit  direkten  staatlichen 
Ausfuhrprämien  bestand  und  durch  das  Gesetz  von  1896  die  Aus- 
fuhrprämien nicht  bloss  ständig  gemacht,  sondern  auch  in  ihren 
Sätzen  beinahe  verdoppelt  worden  waren,  musste  die  wesentlich 
höhere  Ausfuhrprämie  für  Raffinade  auf  Vornahme  der  Raffinierung 
im  Inlande  und  Vermehrung  der  Ausfuhr  von  Raffinade  im  Gegen- 
satz zur  Ausfiihr  von  Rohzucker  hinwirken. 

Der  hohe  Überzoll  des  nach  Deutschland  eingeführten  Zuckers, 
welcher  seit  1896  20  Mk.  pro  100  kg  ausmachte,  aber  gab  für  die 
deutsche  Zuckerindustrie  Anreiz  und  Möglichkeit  der  Kartellierung. 

So  wurde  1900  auch  in  Deutschland  ein  Zuckerkartell  zu  stände 
gebracht,  bei  welchem  in  vieler  Hinsicht  das  österreichisch-ungarische 
Zuckerkartell  zum  Vorbild  diente. 

Ein  halbes  Jahrhundert  früher,  1850,  war  in  Deutschland*)  schon 
zur  Wahrnehmung  der  allgemeinen  Interessen  sowohl  der  Rüben- 
zuckerindustrie als  auch  des  Raffinationsgewerbes  der  „Verein  für 
die  Zuckerindustrie  Deutschlands"  gegründet  worden.  In  diesem 
Verein  hatte  die  grosse  Zahl  der  Rohzuckerfabriken  das  Über- 
gewicht. Deshalb  rief  die  kleine  Minorität  der  Raffinerien  den 
„Verein  deutscher  Zuckerraffinerien,"  also  gewissermassen  einen 
Verein  der  Konsumenten  des  Rohzuckers  ins  Leben. 

Diese  beiden  Vereine  beschränkten  sich  darauf  „freie  Interessen- 
verbände" zurWahrnehm  ung  und  Förderung  der  allgem  einen  Interessen 
der  Rüben-Rohzuckerindustrie  und  der  Raffinierungsindustrie  zu  sein. 

Seit  der  Zeit  der  Depression  der  deutschen  Zuckerindustrie  in 
der  Mitte  der  80  er  Jahre  des  1 9.  Jahrhunderts  hatte  man  aber  auch 
begonnen,  sich  mit  Versuchen  einer  Kartellierung  der  deutschen 
Zuckerindustrie  zu  beschäftigen.'^) 

')  Nach  „Deutsche  Zuckerindustrie"  1903,  S.  1388  sollen  auch  die  österreichischen 
Rohzuckerfabriken  am  25.  VIII.  1903  in  Prag  eine  Verkaufsorganisation  der  Rohzucker- 
Industrie  beschlossen  haben. 

^)  „Deutsche  Zuckerindustrie'"    1903  S.   1607. 

')  Zeitschrift  für  Spiritusindustrie  v.  15.  VIII.  1900,  Report,  Vol.  XVIII, 
p.  15' — '53.  '6j.  Jenks,  p.  234.  Schomerus,  S.  439 — 520,  speziell  S.  485 — 487. 
Dönges,  S.  (46)  53—59,     The  World's,  p.   1280 — 1283,  (1277). 

*)  Schomerus,  S.  485 — 487. 

'-)  Dönges.  S.  53. 
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Der  Plan  eines  g-emeinschaftlichen  Rohzuckerverkaufes  durch 
<iie  Gründung*  einer  Zuckerbank  scheiterte  besonders  an  dem  Wider- 
stand der  Rohzuckerfabriken,  welche  sich  im  Besitze  der  Rüben- 
Jsauern  befanden.^)  Erst  im  Jahre  1894,  als  sich  die  Lage  der 
.Zuckerindustrie  infolgfe  der  Überproduktion  wieder  verschlechtert 
^atte,  wurden  die  Kartellierungsbestrebungen  von  neuem  energischer 
aufgenommen. 

Der  damals  gegründete  „Verein  der  Rohzuckerfabrikanten  des 
Deutschen  Reiches", 2)  dem  fast  alle  deutschen  Rohzuckerfabriken 
beitraten,  wollte  neben  den  sonstigen  wirtschaftlichen  Interessen 
der  Rohzuckerindustrie  speziell  den  Kartellierungsgedanken  fördern. 
Das  einseitige  Kartell  der  Rohzuckerfabriken,  welches  er  im  Auge 
hatte,  erwies  sich  aber  als  undurchführbar,  weil  die  Raffinerien 
zum  Teil  über  eigene  Rohzuckerfabriken  und  daher  über  grosse 
Mengen  Rohzucker  verfügten. 

Das  gemeinsame  Interesse  an  der  Aufrechterhaltung  der  — 
vielfach  angegriffenen  —  Zuckerprämien  und  an  einer  starken  Ein- 
flussnahme  auf  die  Gestaltung  der  künftigen  Handelsverträge  führte 
dann  —  unter  Beihilfe  des  Centralverbandes  deutscher  Industrieller 
—  zu  einer  Verständigung  unter  den  drei  bisherigen  Vereinen  der 
Zuckerindustrie. 

Anfang  September  1897  wurde  der  erste  jener  Vereine  in 
seine  alten  Rechte  eingesetzt  und  erhielt  als  „Verein  der  deutschen 
Zuckerindustrie"  in  der  Hauptsache  die  Wahrnehmung  der  (all- 
gemeinen) Gesamtinteressen  zugewiesen.  Diesem  Gesamtverein 
^ber  wurden  bald  zwei  Unterabteilungen  unter  den  Firmen  beigefügt : 

1.  Verein   der  deutschen  Zuckerindustrie,    Abteilung  der  Roh- 
zuckerfabriken, G.  m.  b,  H. 

2.  Verein  der  deutschen  Zuckerindustrie,   Abteilung  der  Raffi- 
nerien, G.  m.  b.  H. 

Der  Geschäftsführer  3)  des  Centralverbandes  deutscher  Indu- 
strieller übernahm  die  Geschäftsführung  auch  dieses  Vereins. 

Ende  1897  gehörten  ungefähr  400  Zuckerfabriken  und  50  Raffi- 
nerien dem  Vereine  an. 

Die  Abteilungen  ordneten  ihre  inneren  Angelegenheiten  selb- 
ständig, und  es  blieb  ihnen  die  selbständige  Wahrung  ihrer  Spezial- 
interessen  vorbehalten,  während  dem  Gesamtverband  die  Wahr- 
nehmung und  Vertretung  aller  derjenigen  Angelegenheiten  zustand, 

1)  Dönges,  S.  53.     The  World's,  p.  1277. 

-)  „Deutsche  Industrie".  Jahrgang   1897.  N°'  '7*     Schumann,  S.  485 — 486. 

«)  H.  F.  Bueck. 
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welche    die    Interessen     beider    Abteilungen    oder    der    gesamtea 
deutschen  Zuckerindustrie  betrafen. i) 

Der  Verein  der  deutschen  Zuckerindustrie  und  die  in  ihm  ver- 
bundenen beiden  Abteilungen  der  Rohzuckerfabriken  und  der 
Raffinerien  Deutschlands  nahmen  den  Gedanken  der  Herstellung 
eines  gemeinsamen  deutschen  Zuckerkartells  nachdrücklich  auf  und 
setzten  denselben  durch. 

Seit  dem  i.  Juni  1900  trat  das  deutsche  Zuckerkartell  in  Funktion. 

Nach  dem  österreichisch-ungarischen  Vorbilde  setzte  sich  dies 
deutsche  Zuckerkartell  zusammen  aus  dem  „Syndikat  deutscher 
Zuckerraffinerien"  einerseits  und  dem  „Deutschen  Zucker-Syndikat" 
der  Rohzuckerfabriken  andererseits. 

Die  Weisszuckerfabriken,  welche  selbst  direkt  aus  den  Rübea 
weissen  konsum-  und  marktfähigen  Zucker  herstellen,  gehörten 
gleichzeitig  einerseits  zu  der  letzten  Gruppe,  weil  sie  unmittelbar 
aus  den  Rüben  ihr  Produkt  verfertigen,  und  andererseits  zu  der 
ersten  Gruppe,  weil  ihre  Erzeugnisse  direkt  für  den  Markt  be- 
stimmt sind. 

Durch  das  Kartell  wurde  den  Rohzuckerfabriken  seitens  des 
Syndikats  der  Raffinerien  für  den  im  deutschen  Inland  verkauften 
Rohzucker  ein  Mindestpreis  garantiert,  welcher  —  seit  dem  Sep- 
tember 1901^)  —  auf  25,50  Mk.  pro  100  kg  festgesetzt  war.  Monat- 
lich musste  seitens  der  Zuckerraffinerien,  der  Weisszuckerfabrikanten 
und  der  Melassefabrikanten  für  den  in  Deutschland  in  Verkehr 
gesetzten  raffinierten  Zucker  die  Differenz  zwischen  jenem  g-aran- 
tierten  Mindestpreis  von  25,50  Mk.  pro  100  kg  und  dem  durch- 
schnittlichen monatlichen  Weltmarktpreis  des  Rohzuckers  an  der 
Magdeburger  Börse,  vermehrt  um  einen  Zuschlag  von  10  0/0,  an 
das  Syndikat  der  deutschen  Zuckerraffinerien  eingezahlt  werden. 
Jedoch  sollte  keinesfalls  eine  höhere  Differenz  als  6,80  Mk.  pro  100  kg 
zu  zahlen  sein,  so  dass  die  Zahlung  auf  diesen  Betrag  beschränkt 
blieb,  auch  wenn  der  Weltmarktpreis  des  Rohzuckers  unter  18,70  Mk. 


^)  Der  Verein  hat  sich  unter  anderem  um  die  Herabsetzung  der  Eisenbahn-Frachten 
für  den  zur  Ausfuhr  bestimmten  deutschen  Zucker  bemüht.  Ein  diesbezüglicher  Antrag 
des  Vereins  wurde  aber  von  der  Tarif kommission  der  deutschen  Eisenbahnverwaltungen 
abgelehnt.  Der  Verein  wirkte  ferner  auf  Verschärfung  der  Bestimmungen  gegen  den 
Gebrauch  des  Saccharin,  dessen  Verwendung  bei  Herstellung  von  Nahrungs-  und  Genuss- 
mitteln schon  durch  das  deutsche  Reichs-Saccharingesetz  vom  6.  VII.  1898  im  all- 
gemeinen für  unzulässig  erklärt  worden  war.  Viel  weiter  gehende  Beschränkungen  der 
Verwendung  von  Süssstoffen  sind  in  der  Tat  durch  das  Süssstoffgesetz  des  Deutschen 
Reiches  vom  7.  VII.  1902  (Reichsgesetzblatt  1902,  S.  253 — 256)  eingeführt  w^orden. 

*)  Vorher  galten  für  die  Übergangsperiode  des  Kartellregimes  andere  Sätze. 
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pro  100  kg-  sinken  sollte.  Das  Syndikat  der  deutschen  Zucker- 
raffinerien musste  den  Gesamtbetrag-  jener  Differenz -Einzahlungen 
nebst  ioo/()  Zuschlag-  als  sog.  Kartellnutzen  an  das  Deutsche  Zucker- 
syndikat der  Rohzuckerfabriken  auszahlen.  Das  letztere  verteilte 
den  Kartellnutzen  unter  die  einzelnen  Rohzuckerproduzenten  nach 
Verhältnis  der  Grösse  des  Produktions  -  Kontingentes,  1)  welches 
einem  jeden  von  ihnen  in  Gemässheit  des  deutschen  Gesetzes  vom 
27.  Mai   1896  zugewiesen  war. 

Die  Raffinerien  verpflichteten  sich  weiter,  nur  Rohzucker  zu 
kaufen,  welcher  aus  einer  der  zum  Kartell  gehörigen  Rohzucker- 
fabriken komme. 

Als  Gegenleistung  für  die  Garantie  des  Inland-Mindestpreises 
des  Rohzuckers  und  für  die  letzterwähnte  Verpflichtung  machten  sich 
die  Rohzuckerfabrikanten  anheischig,  selbst  keine  Raffinade  für  den 
Inlandkonsum  herzustellen  und  Rohzucker  und  Melasse  nur  gegen 
Vorweisung  eines  Kontraktes  mit  der  sog.  Kartellklausel  zu  ver- 
kaufen. Nach  den  Kartellbedingungen  musste  der  Rohzucker  ent- 
weder direkt  ins  Ausland  verkauft  oder  einer  der  zum  Kartell 
gehörigen  Raffinerien  überliefert  werden,  durfte  aber  keinesfalls  an 
nicht  zum  Kartell  gehörige  Raffinerien  geliefert  werden.  Im  übrig-en 
behielten  die  Rohzuckerfabriken  freie  Hand,  an  wen  und  zu  welchem 
Preise  sie  verkaufen  wollten. 

Das  Syndikat  der  Raffinerien  aber  ging  davon  aus,  dass  der 
Inlandpreis  der  Raffinade  den  Inland-Rohzuckerpreis  einschliesslich 
des  sog.  Kartellnutzens  decken  müsse.  Dazu  wurde  pro  100  kg  ein 
Aufschlag  von  8  Mk.  als  Kosten  der  Raffinierung  und  ein  weiterer 
Aufschlag  von  i  Mk.  als  Kartellnutzen  der  Raffinerien  angesetzt, 
sowie  endUch  20  Mk.  Verbrauchsabgabe  hinzugerechnet. 

So  ergab  sich  bei  einem  Weltmarktpreis  des  Rohzuckers 
zwischen  18,70  Mk.  und  25,50  Mk.  pro  100  kg  infolge  des  durch 
den  garantierten  Kartellnutzen  jedenfalls  auf  25,50  Mk.  erhöhten  in- 
ländischen Rohzuckerpreises  ein  Inland-Raffinadepreis  von  54,50  Mk. 
pro  100  kg.  Als  Maximalpreis  wurden  58,50  Mk.  pro  100  kg 
Raffinade  seitens  des  Syndikats  festgesetzt. 

Das  Kartell  umfasste  fast  die  ganze  Zuckerproduktion  Deutsch- 
lands, namentlich  auch  fast  vollständig  die  Raffinerien  Deutschlands, 2) 
Da  der  hohe  ÜberzoU  die  ausländische  Konkurrenz  fernhielt,  er- 
schien eine  dem  Kartell  widerstrebende  Konkurrenz  in  Deutschland 

')  Vgl.  §  13. 

^)  Dönges,  S.  54. 
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praktisch  ausgeschlossen  und  das  Kartell  im  stände,  in  Deutschland 
den  Preis  der  Raffinade  auf  der  von  ihm  fixierten  Höhe  zu 
halten. 

Sank  aber  der  Welt-Rohzuckerpreis  unter  18,70  Mk.  pro  100  kg-, 
so  blieb  die  Verpflichtung-  des  Syndikats  der  Raffinerien  g-egen- 
über  den  Rohzuckerfabriken  auf  einen  Betrag  von  6,80  Mk.  Differenz 
und  10  0/0  Zuschlag  pro  100  kg  begrenzt,  und  es  kam  den  Raffinerien 
zu  gute,  wenn  sie  den  Rohzucker  zu  einem  Preise  unter  18,70  Mk. 
pro   100  kg.  beziehen  konnten. 

Selbst  in  diesem  Falle  konnte  das  Syndikat  der  Raffinerien 
den  Inlandpreis  der  Raffinade  infolge  des  Überzolles  fast  unver- 
ändert solange  auf  der  bisherigen  Höhe  halten,  als  der  Ausland- 
preis der  Raffinade  nicht  um  den  vollen  Betrag  des  Überzolles 
von  —  ungefähr  —  20  Mk.  pro  100  kg  niedriger  stand  als  der 
Inlandpreis  derselben.  Je  tiefer  die  Weltmarkt -Rohzuckerpreise 
unter  den  Betrag  von  18,70  Mk.  pro  100  kg  sanken,  um  so  stärker 
erhöhte  sich  der  Gewinn,  welchen  die  Raffinerien  aus  dem  mono- 
polistisch erhöhten  Inlandpreise  der  Raffinade  zogen. 

Das  Syndikat  der  Zuckerraffinerien  hatte  also  ein  Interesse, 
den  Preis  des  Rohzuckers  (unter  18,70  Mk.  pro  100  kg)  herabzu- 
drücken, und  hat  auch  in  dieser  Hinsicht  seine  grosse  Macht  sehr 
ausgenutzt. 

Dadurch  ergab  sich  aber  gegenüber  der  Preispolitik  der 
kartellierten  Raffinerien  wieder  em  Gegensatz  der  Interessen,  wie 
einerseits  für  die  inländischen  Zucker-Konsumenten,  so  andererseits 
für  die  inländischen  Rohzuckerproduzenten  und  die  Rübenbauern.i) 

Das  bisherige  deutsche  Zuckerkartell  ist  mit  dem  Ablauf  des 
31.  August  1903  aufgelöst  worden. 

Die  Generalversammlung  der  deutschen  Zuckerraffinerien  hat 
aber  am  15.  August  1903  beschlossen,  ein  neues  Kartell  zu  errichten, 
welches  sich  auf  eine  Verkaufsvereinigung  der  Raffinerien  unter 
Ausschluss  der  Weisszuckerfabriken  und  der  bisher  nicht  kartellierten 
Fabriken  beschränken  und  zunächst  bis  zum  i.  März  1904  gelten 
soll.  Das  Kartell  soll  ein  Preiskartell  ohne  Kontingentierung  mit 
niedrigen  Preisaufschlägen,  entsprechend  etwa  den  Auslands- 
spannungen,2)  sein. 


')  Dönges,  S.  55.     Weidner,  S.   13—15. 

2)  Nationalzeitung  V.  i6,  17,  19,  25.  VIII.  1903,  Berliner  Tageblatt  v.  18.  VIII.  1903. 
Nach  der  Magdeburger  Zeitung  sollen  schon  in  der  Generalversammlung  v.  24.  VIII.  1903 
ungefähr  93<*/o  der  Raffinade-Produktion  dem  im  Text  bezeichneten  neuen  Preiskartell 
zugestimmt  haben. 
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Die  bisherig-e  Kartellbeziehungf  zwischen  Raffinerien  und  Roh- 
zuckerfabriken ist  g-elöst. 

Am  24.  Augnist  1903  wurde  von  dem  bisherigen  Deutschen 
Zuckersyndikat  der  Rohzuckerfabriken  beschlossen,  unter  dem 
Namen  „Verkaufsverband  der  Rohzuckerfabriken"  ein  gfesondertes 
Kartell  der  letzteren  ins  Leben  zu  rufen,  i) 

Während  bisher  jedes  der  beiden  in  Beziehung-  zu  einander 
stehenden  Kartelle  an  dem  Nutzen  aus  dem  ÜberzoU  partizipierte, 
wollte  nunmehr  nach  dem  i.  September  1903  jedes  der  beiden 
Kartelle  den  ganzen  Nutzen  aus  dem  noch  verbleibenden  Überzoll 
von  4,80  Mk.  pro   100  kg  an  sich  zu  ziehen  suchen. 

Der  ..Verkaufsverband  der  Rohzuckerfabriken"  sollte  vom 
I.  September  1903  ab  oder  später  in  Kraft  treten,  falls  der  Auf- 
sichtsrat des  Syndikats  die  Anzahl  der  beigetretenen  Fabriken  fiir 
genügend  halte.  Der  Vertrag  sollte  bis  zum  31.  August  1904  gelten, 
aber  vom  Aufsichtsrat  auf  je  ein  Jahr  bis  zum  31.  August  1908  ver- 
längert werden  können,  solange  die  Beteiligung  genügend  erschiene. 

Der  Aufsichtsrat  des  bisherigen  Deutschen  Zuckersyndikats  der 
Rohzuckerfabriken  hat  sich  aber  im  Laufe  des  Septembers  1903 
genötigt  gesehen,  die  Bemühungen  um  die  Herstellung  des  Roh- 
zuckersyndikats wegen  zu  geringer  Beteiligung  einzustellen. 2) 

In  Frankreich  3)  ist  im  HinbUck  auf  die  entgegenstehende 
Gesetzgebung,*)  welche  (art.  419  des  code  penal)  Vereinigungen 
und  Koalitionen  der  hauptsächlichsten  Inhaber  einer  Ware  zum 
Zwecke  der  Beeinflussung  des  Preises  derselben  mit  Kriminalstrafen 
bedroht,  keine  formelle  juristisch  bindende  Kartellierung  der  Zucker- 
industrie erfolgt.  Aber  trotzdem  soll  seit  1883  ein  Syndikat  der 
Zuckerraffinerien  bestanden  haben,  welches  durch  die  grosse  Kon- 
zentration der  französischen  Zuckerindustrie  ermöglicht  wurde.  Es 
beruhte  darauf,  dass  die  Inhaber  der  6  oder  7  wichtigen  Zuckerraffi- 
nerien, welche  —  bis  auf  eine  oder  zwei  im  Norden  Frankreichs  und 
in  Marseilles  befindliche  —  sämtlich  in  der  Umgebung  von  Paris 
liegen,^)  sich  persönlich  kannten  und  auf  die  Innehaltung  der  mit- 

^)  „DeutscheZuckerindustrie"  1903,  S.  1353 — 1357.  Nationalzeitung  v.  25.VIII.  1903. 

*)  „Deutsche  Zuckerindustrie"   1903,  S.  1540. 

')  Report.  Vol.  XVIII,  p.  76—77,  84.  Grunzel,  Kartelle,  S.  313.  The  Worid's, 
p.   1290. 

*)  axt.  419  u.  420  Code  penal.  Report.  Vol.  XVIII,  p.  86 — 88  und  part.  II 
p.  296 — 298. 

^)  Es  gibt  aber  auch  noch  eine  Anzahl  anderer  —  älterer  —  Raffinerien  nament- 
lich in  den  Seehäfen  Nantes,  Bordeaux  und  Marseilles,  welche  durch  die  „detaxes  de 
distance**  künstlich  begünstigt  werden.     Vgl.  d'Aulnis   de  B.,  „Les  Primes",  p.  55 — 56, 
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einander  getroffenen  Verabredungen  auch  ohne  Niederschrift  und 
ohne  juristisch  bindende  Kraft  der  letzteren  vertrauten.  Sie  waren 
einig  über  die  sog.  normale  Produktion  einer  jeden  Raffinerie  und 
vereinbarten  nach  Lage  der  Marktverhältnisse  von  Zeit  zu  Zeit  — 
etwa  monatlich  —  prozentweise  bestimmte  Einschränkungen  oder 
Erweiterungen  jener  Normalproduktion.  Es  scheint  dabei  im  Hin- 
blick auf  die  Lage  der  verschiedenen  Raffinerien  und  die  Bedeutung 
der  Frachtkosten  als  eines  Faktors  der  Preisbildung  ein  still- 
schweigendes Einvernehmen  über  eine  gewisse  geographische  Teilung 
des  in-  und  ausländischen  Absatzbereiches  bestanden  zu  haben. 
Besonders  vermieden  wurden  zwar  im  Hinblick  auf  die  gesetzliche 
Straf  bestimm  ung  ausdrückliche  Vereinbarungen  über  Innehaltung 
bestimmter  gleichmässiger  Preise.  Aber  tatsächlich  bezweckte  und 
erreichte  die  Kontrollierung  der  Produktion  seitens  des  Syndikats 
gleichzeitig  die  Kontrollierung  der  Verkaufspreise, 

In  Belgien^)  hatten  die  Zuckerfabrikanten  unter  dem  Titel 
„Syndicat  des  Fabricants  de  sucre  de  Belgique"  im  Jahre  1894  ein 
Kartell  gebildet.  Dasselbe  war  als  ein  Verkaufsbureau  in  der  Form 
einer  Aktiengesellschaft  organisiert,  deren  Aktien  von  den  58  dem 
Kartell  angehörigen  Zuckerfabriken  übernommen  wurden. 

Die  25  belgischen  Zuckerraffinerien  waren  zu  einem  Syndikat 
zusammengeschlossen,  welches  einigermassen  nach  dem  Muster  des 
französischen  Syndikats  der  Raffinerien  gebildet  gewesen  zu  sein 
scheint,  aber  direkter,  als  das  französische,  die  Verkaufspreise  der 
Raffinade  bestimmte  und  den  inländischen  Absatz  der  Raffinade 
vollständig-  kontroHierte. 

In  Italien  haben  im  Laufe  des  Septembers  1903  in  Bologna 
zwischen  den  Delegierten  sämtlicher  33  Zuckerfabriken  und  der 
Raffinerien  Italiens  Verhandlungen  behufs  Vereinbarung  einheit- 
licher Verkaufsbeding^ungen  stattgefunden.^) 

In  Spanien^)  übte  die  günstige  Zuckerkonjunktur  —  nach  dem 
Verlust  der  spanischen  Rohrzuckerkolonien  1S98  —  einen  solchen 
Anreiz  auf  die  Entwickelung  der  inländischen  Rübenzuckerindustrie» 
dass  deren  Produktion  —  zusammen  mit  der  Produktion  der  in- 
ländischen Rohrzuckerindustrie  —  den  inländischen  Bedarf  in 
wachsendem  Masse  überstieg,  während  die  hohen  Produktionskosten 

»)  Report.  Vol.  XVIII,  p.  201.    Grunzel,  Kartelle,  S.  515.    The  World's,  p.  1294. 

*)  „Deutsche  Zuckerindustrie"    1903,  S.  1432.     Nationalzeitung  v.  15.  IX.    1903. 

')  Grunzel,  Kartelle,  S.  315 — 316.  „Die  spanische  Rohrzuckerindustrie"  in  Be- 
richten ü.  H.  u.  I.  1903,  S.  280 — 281.  The  World's,  p.  1305.  „Deutsche  Zucker- 
indusirie"    1903,  S.  1432  u.   1607. 
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der  spanischen  Zuckerindustrie  derselben  einen  lohnenden  Absatz 
nach  dem  Auslande  nicht  mög-lich  machten.  Die  Bildung  eines 
Zuckersyndikates,  um  dem  durch  jene  Entwickelung  verursachten 
Preissturz  zu  wehren,  war  schon  im  Oktober  1900  versucht  worden 
und  wurde  im  Dezember  iqoi  auf  drei  Jahre  zwischen  den  Rüben- 
und  Rohrzuckerproduzenten  zu  stände  gebracht.  Der  Kartellvertrag 
kontingentierte  die  im  Inlande  in  Cirkulation  zu  setzende  Zucker- 
quantität auf  den  wirklichen  Bedarf  des  Landes  (etwa  80  000  t)  und 
verteilte  dieses  Quantum  auf  die  einzelnen  Fabriken  nach  ihrer  — 
durch  eine  besondere  technische  Kommission  —  festzustellenden 
Leistungsfähigkeit,  wobei  für  jede  Überschreitung  des  Kontingents 
eine  Konventionalstrafe  von  5  Pesetas  pro  kg  statuiert  wurde. 

Die  Zuckerfabrikanten  sollen  der  spanischen  Regierung  vor- 
geschlagen haben,  derselben  eine  Minimaleinnahme  von  30  bis 
40  Millionen  Pesetas  aus  der  Zuckersteuer  zu  garantieren,  wenn 
ihnen  die  Bildung  eines  Syndikates  zwecks  Regelung  der  Pro- 
duktion und  Fixierung  der  Preise  gestattet  werde. 

Im  Laufe  des  Septembers  1903  haben  neue  Verhandlungen 
der  spanischen  Zuckerfabrikanten  stattg-efunden,  welche  im  Okto- 
ber 1903  zur  Herstellung  eines  Zuckerkartells  führten. 

Die  spanische  Regierung  scheint  aber  nicht  geneigt,  eine  staat- 
liche Zuckerausfuhrprämie  von  solcher  Höhe  zu  gewähren,  dass  die 
spanischen  Zuckerproduzenten  bei  der  Höhe  ihrer  Produktionskosten 
auf  dem  Weltmarkt  konkurrieren  könnten. 

Da  nach  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  die  Höhe  des  zu- 
lässigen ÜberzoUes  auch  für  Spanien,  sobald  eine  Ausfuhr  von 
Zucker  aus  dem  Lande  ins  Ausland  begönne,  in  Zukunft  begrenzt 
sein  würde,  würde  unter  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  auch  das 
Zuckersyndikat  die  Inlandpreise  nicht  so  hoch  halten  können,  dass 
es  aus  dem  inländischen  Monopolgewinn  Kartell-Ausfuhrprämien 
gewähren  könnte,  welche  die  Zuckerausfuhr  möglich  machten. 
Vielleicht  liegt  darin  und  in  dem  Einflüsse  des  Zuckerkartells  der 
Grund,  dass  Spanien  die  von  ihm  mitunterzeichnete  Brüsseler 
Zuckerkonvention  bis  jetzt  nicht  ratifiziert  hat. 

§  16.    Überzölle,  Kartellprämien  und  Steigerung  der  Zucker- 
ausfulir  aus  den  europäischen  Festlandsländern. 

In  den  auf  Zuckerexport  angewiesenen  europäischen  Festlands- 
ländern hatte  das  Zusammenwirken  eines  hohen  staatlichen  Einfuhr- 
Überzolles  mit  einer  Monopolstellung  begründenden  Kartellierung 
der    inländischen    Zuckerindustrie     weitreichende    Folgen    für    die 
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künstliche  Beeinflussung  und  Verstärkung  des  Exportes,  namentlich 
durch  die  so  ermöglichten  Kartell- Ausfuhrprämien. 

Das  erwiesen  insbesondere  die  Erscheinungen  in  Deutschland 
und  in  Österreich-Ungarn,  aber  auch  die  in  Frankreich  und  Belgien. 

Dureau,  der  Herausgeber  des  Journal  des  Fabricants  de  sucre, 
hat  lehrreiche  Untersuchungen  speziell  im  Hinblick  auf  den  deutschen 
Überzoll  und  das  deutsche  Zuckerkartell  angestellt. i) 

Während  seit  1896  der  deutsche  Überzoll  fiiir  Zucker  beinahe 
20  Mk.  (25  Francs)  pro  100  kg  ausmachte,  stellte  sich  an  der 
Magdeburger  Börse  der  inländische  Nettozuckerpreis  —  d.  h.  der 
Zuckerpreis  nach  Abzug  der  deutschen  Verbrauchsabgabe  und  der 
deutschen  staatUchen  direkten  Ausfuhrprämie  von  zusammen 
29,4  Francs  pro  100  kg  —  vor  dem  am  i.  Juni  1900  erfolgten 
Inkrafttreten  des  deutschen  Zuckerkartells  in  den  Monaten  Januar — Mai 
1900  nur  auf  etwa  5 — 8 1/2  Francs  höher  als  der  Ausfuhrpreis.  Die 
noch  zwischen  ihnen  bestehende  Konkurrenz  hinderte  also  die 
deutschen  Zuckerproduzenten,  den  deutschen  Zuckerkonsumenten 
einen  um  den  vollen  Betrag  des  Überzolles  höheren  Preis,  als  den 
ausländischen  Konsumenten,  aufzuerlegen. 

Schon  nach  dem  ersten  Monat  der  die  innere  Konkurrenz 
beseitigenden  Kartellwirksamkeit  aber  war  Ende  Juni  1900  an  der 
Magdeburger  Börse  der  inländische  Zuckerpreis  um  6  Francs  pra 
100  kg  gestiegen,  während  gleichzeitig  der  Ausfuhrpreis  sich  nur 
um  1/2  Franc  gehoben  hatte.  So  war  Ende  Juni  1900  der  in- 
ländische Nettozuckerpreis  schon  beinahe  14  Francs  höher  als  der 
Ausfuhrpreis. 

Der  inländische  Zuckerpreis  wurde  dann  durch  das  Kartell  im 
wesentlichen  auf  derselben  Höhe  erhalten  oder  sogar  noch  etwas 
höher  gebracht,  während  gleichzeitig  der  Ausfuhrpreis  nicht  un- 
wesentlich sank.  So  überstieg  in  der  Folge  der  inländische  Netto- 
zuckerpreis den  Ausfuhrpreis  um  16,  18,  ja  Ende  September  1901 
um  beinahe  22  Francs  pro  100  kg.  Das  Kartell  —  mit  seinem 
Ausschluss  der  inneren  Konkurrenz  —  ermöglichte  es  also  den 
Zuckerproduzenten,  den  inländischen  Zuckerkonsumenten  einen 
fast  um  den  ganzen  Betrag  des  Überzolles  höheren  Preis  aufzu- 
erlegen, als  denjenigen,  welchen  die  Konsumenten  im  Ausland  als 
Ausfuhrpreis  bezahlen  mussten.2) 


1)  Vgl.  The  World's,  p,   1 281  — 1283. 

2)  Der  Weltmarktpreis  des  Zuckers  sank  1902  bis  auf  I2  Mk.  pro  100  kg, 
d.  h.  erheblich  unter  die  Herstellungskosten.  Weidner,  S.  13.  The  Economist  1903, 
P-   1398.  1399- 
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Dieselbe  Erscheinung-  ergibt  sich  —  noch  drastischer  —  bei 
Verg-leichung-  des  an  der  Londoner  Börse  für  deutschen  Kömer- 
Zucker  g-ezahlten  Preises  mit  dem  an  der  Magdeburger  Börse  für 
deutschen  Kristallzucker  bezahlten  Inlandzuckerpreis.  Wird  von 
dem  letzteren  wiederum  die  deutsche  Verbrauchsabgabe  und  die 
deutsche  staatliche  direkte  Ausfuhrprämie  in  Abzug  gebracht, 
während  von  dem  Londoner  Preise  bei  der  damaligen  Steuer-  und 
Zollfreiheit  des  Zuckers  in  Grossbritannien  solche  Abzüge  nicht 
geboten  sind,  so  ergibt  sich,  dass  vor  dem  Inkrafttreten  des 
deutschen  Kartells  in  den  Monaten  Januar — Mai  1900  der  deutsche 
Netto-Inlandzuckerpreis  nur  um  etwa  i — 3^10  Francs  pro  100  kg 
höher  war,  als  der  Londoner  Weltmarktpreis.  Der  Londoner 
Weltmarktpreis  stieg  von  Januar  1900  bis  Ende  Mai  1900  um  etwa 
2 1/2  Francs  und  gleichzeitig  der  deutsche  Inlandpreis  um  etwa 
41/2  Francs  pro  100  kg.  Nach  dem  i.  Juni  1900,  d.  h.  nach  dem 
Inkrafttreten  des  deutschen  Kartells,  stieg  der  Londoner  Weltmarkt- 
preis zwar  bis  Ende  Juli  1900  noch  weiter  um  beinahe  4  Francs,, 
fiel  aber  dann  wieder  und  blieb  vom  Oktober  1900  bis  Ende 
Juli  T901  fast  auf  demselben  niedrigen  Stande,  wie  im  Januar  1900, 
um    dann    bis    Ende   1901   noch    um    weitere  51/2  Francs  zu  fallen. 

Der  deutsche  Inlandpreis  aber  stieg  nach  dem  ersten  Monat 
der  Kartellwirksamkeit,  also  bis  Ende  Juni  1900,  um  8  Francs  und 
hielt  sich  ungefähr  auf  der  nämlichen  Höhe  —  zeitweise  noch 
11/2  Francs  höher,  zeitweise  2  Francs  niedriger  —  bis  Ende 
November  1901,  obwohl  in  derselben  Zeit  der  Londoner  Weltmarkt- 
preis   im    ganzen    um    fast  10  Francs  pro   100  kg    gesunken    war. 

So  stellte  sich  nach  dem  ersten  Monat  der  Wirksamkeit  des 
deutschen  Kartells  Ende  Juni  1900  der  deutsche  Netto-Inland- 
zuckerpreis, der  vorher  nur  i — 3^0  Francs  höher  gewesen  war, 
um  mehr  als  10  Francs  pro  100  kg  höher,  als  der  Londoner 
Weltmarktpreis.  Bis  Ende  März  1901  stieg  diese  Differenz  bis 
auf  beinahe  16  Francs,  dann  in  der  Folgezeit  —  sogar  ohne  Be- 
rücksichtigung des  seit  dem  19.  April  1901  in  Grossbritannien 
erhobenen  Einfuhrzolles  —  bis  auf  beinahe  191/2  Francs  im  No- 
vember 1901. 

Auch  dies  zeigt,  dass  das  deutsche  Kartell  im  deutschen  Inland 
den  Zuckerpreis  fast  um  den  ganzen  Betrag  des  deutschen  Über- 
zolles  über  dem  Weltmarktpreise  hielt. 

Infolge  der  künstlichen  Hochhaltung  des  Inlandpreises,  welche 
durch  den  staatlichen  Überzoll  und  die  Kartellbildung  ermöglicht 
wurde,  stellte  sich  die  Gesamtsumme,  welche  nach  der  Begründung 
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des  Kartells  für  die  jährliche  Gesamtkonsumtion  an  Zucker  in 
Deutschland  seitens  der  Konsumenten  bezahlt  wurde,  nach  den 
Berechnungen  und  Schätzungen  Dureau's  und  der  internationalen 
Freihandelsvereinigung  um  etwa  loo  MiUionen  Francs  höher,  als 
sie  bei  Zugrundelegung  des  Weltmarkt-Zuckerp reises  gewesen  sein 
würde. 

Nach  den  Angaben  der  „Deutschen  Zuckerindustrie"  stellte 
sich  der  Betrag,  welchen  das  Syndikat  der  Raffinerien  an  das 
Syndikat  der  Rohzuckerfabriken  vom  i.  Juni  1900  bis  i.  Novem- 
ber 1901,  also  in  einem  Jahre  und  fünf  Monaten  als  „Kartellnutzen" 
zahlte,  auf  etwas  weniger  als  20  Millionen  Francs.  Er  würde  also 
proportional  für  ein  Jahr  etwa  15  Millionen  Francs  betragen, 
demnach  für  die  Zuckerraffinerien  aus  dem  staatlichen  Überzoll 
und  dem  Kartell  ein  Jahres-Nutzen  von  etwa  85  Millionen  Francs 
verblieben  sein. 

Dieser  monopolistische  Extragewinn  der  karteliierten  deutschen 
Zuckerraffinerien,  welcher  von  den  deutschen  Zuckerkonsumenten 
aufzubringen  war,  macht  es  erklärlich,  dass  das  deutsche  Zucker- 
kartell im  Jahre  1901  zur  Förderung  der  Zuckerausfuhr  über 
50  Millionen  Mk.i)  (=  öz^j^  Millionen  Francs)  an  offenen  und  ver- 
steckten Kartell-Ausfuhrprämien  aufgewendet  haben  soll.  Die  ge- 
samte Zuckerausfuhr  Deutschlands  in  der  Kampagne  1 900/1 901  soll 
sich  —  in  Rohzucker  ausgedrückt  —  auf  1 144250300  kg  belaufen 
haben.  2) 

Die  Kartell-Ausfuhrprämie  würde  sich  also  pro  100  kg  expor- 
tierten Rohzuckers  auf  etwa  41/3  Mk.  g-estellt^)  und  die  direkte 
staatliche  Ausfuhrprämie  weit  überstiegen  haben,  welche  nach  dem 
deutschen  Gesetz  von  1896  für  Rohzucker  2^/2  Mk.  (für  raffinierten 
Zucker  von  98 — 99V2V0  Zuckergehalt  3  Mk.  und  für  raffinierten 
Zucker  über  99Y2V0  Zuckergehalt  3  Mk.  55  Pfg.)  pro  100  kg  be- 
tragen hatte. 

Das  österreichisch -ungarische  Zuckerkartell  soll  —  in  Ver- 
bindung mit  dem  Überzoll  Österreich-Ungarns  —  einen  Kartell- 
Jahresnutzen  von  35  Millionen  Francs  für  die  Raffinerien  und 
23  Millionen  Francs  für  die  Rohzuckerfabriken  zuwege  gebracht 
haben.  4)     Dieses    Kartell-Resultat    war    auch    mit    entsprechenden 


^)  Dönges,  S.  56. 
2)  The  World's,  p.  1398. 

^)  Für   eine   bestimmte  Menge   der  erzeugten  Raffinade  wurde  eine  Extra-Ausfuhr- 
prämie von  I  Mk.  pro   lOO  kg  aus  der  Kartellkasse  gewährt.     Weidner,  S.  14. 
*)  The  World's,  p.  1283. 
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Xartell- Ausfuhrprämien    von    österreichisch-ung-arischer    Seite    be- 
g-leitet. 

Solche  hohen  Kartell-Ausfuhrverg-ünstigungen  mussten  natürUch 
•ebenso  grosse  und  noch  grössere  künstHche  Verschiebungen  der 
Konkurrenzverhältnisse  auf  dem  Weltmarkt  hervorrufen,  wie  die 
staatlichen  Ausfuhrprämien  und  -Vergünstigungen. 

§  17.   Die  künstliclie  Verschiebung:  der  internationalen  Zucker- 
preise und  Zuckerverliältnisse  und  das  Bedürfnis  nach  Gegren- 
massnahmen  gegen  die  Zuckerprämien. 

Die  Zuckerprämien  übten  einen  bedeutenden  Einfluss  auf  die 
Zuckerpreise  in  den  verschiedenen  Ländern. 

Die  Industriellen  wollten  von  der  Prämie  profitieren  und  ex- 
-portierten  deshalb  solange,  bis  der  Vorteil  der  Prämie  im  Preise 
ausgeglichen  war,  d,  h.,  bis  der  Preis  auf  dem  inländischen  Markte 
sich  um  den  Betrag  der  Prämie  höher  stellte  als  der  Preis  auf 
•dem  Weltmarkt. 

Für  die  Kosten  der  staatlichen  Prämien  suchte  sich  der  Fiskus 
durch  Erhöhung  der  Zuckersteuem  schadlos  zu  halten,  deren  Betrag, 
—  wenn  auch  zunächst  von  den  Produzenten  oder  Händlern  aus- 
gelegt — ,  in  Form  erhöhter  Inlandpreise  auf  die  inländischen 
.Zuckerkonsumenten  abgewälzt  wurde. 

Ebenso  wurden  in  der  Form  monopolistisch  erhöhter  Inland- 
preise von  den  inländischen  Zuckerkonsumenten  diejenigen  Beträge 
wieder  eingebracht,  welche  die  Zuckerkartelle  als  Kartell-Ausfuhr- 
prämien bezahlten. 

So  wirkten  die  Prämien  einerseits  auf  künstüche  Überhöhung 
der  Inland-Zuckerpreise.  Sie  wirkten  andererseits  aber  auf  künst- 
liche Überniedrigung  der  Weltmarkt-Zuckerpreise.  Denn  sie  ver- 
stärkten den  Anreiz  zur  Vergrösserung  der  Produktion  und  zur 
Vermehrung  der  Ausfuhr  und  damit  der  Konkurrenz  auf  dem 
Weltmarkt,  und  sie  ermöglichten  den  Produzenten,  im  Kampfe  mit 
der  Konkurrenz  auf  dem  Weltmarkte  ihre  Preisforderungen  selbst 
unter  den  Betrag  der  Produktionskosten  zu  erniedrigen. 

So  wurde  das  Gleichgewicht  zwischen  dem  inländischen  Markte 
und  dem  Weltmarkt  oder  den  Auslandsmärkten  durch  Gewährung 
von  Prämien  gestört. 

Auf  den  ^Auslandsmärkten  aber  wurde  durch  die  künstliche 
Überniedrigung  der  Preise  der  fremden  prämiierten  Zucker  femer 
namentüch  das  natürliche  Konkurrenzverhältnis  zwischen  dem 
Kaufmann,  Welt-Zuckerindustrie.  8 
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fremden  Zucker  und  dem  einheimischen  —  mutterländischen  oder 
kolonialen  —  Zucker,  sowie  zwischen  den  fremden  Zuckern  aus  den 
verschiedenen  fremden  Ländern  gestört. 

Die  Nachteile,  welche  das  Eindringfen  und  die  überlegene 
Konkurrenz  der  fremden  prämiierten  Zucker  künstlich  für  die  ein- 
heimische Zuckerindustrie  bewirkten,  riefen  Gegenmassregeln  — 
Ausgleichsmassn ahmen  —  seitens  einzelner  Staaten  hervor,  i) 

Wenn  diese  Gegen-  und  Ausgleichsmassn  ahmen  nicht  schneller 
und  allgemeiner  seitens  aller  einzelnen  Staaten  getroffen  wurden, 
deren  Zuckerindustrie  durch  die  fremden  Prämien  künstlich  bedroht 
wurde,  so  lag  dies  zum  Teil  daran,  dass  die  Zuckerkonsumenten 
in  diesen  letzteren  Staaten  gleichzeitig  erhebliche  Vorteile  von  der 
künstlichen  Überniedrigung  der  Zuckerpreise  durch  die  seitens  des 
Auslandes  gezahlten  Zuckerprämien  zogen. 

In  Deutschland  2)  hatte  die  Reichsregierung  schon  im  Jahre 
1876  dem  Reichstage  einen  Gesetzentwurf  vorgelegt,  nach  welchem 
der  Bundesrat  befugt  sein  sollte,  eine  Reihe  von  Waren,  darunter 
auch  Zucker,  mit  Ausgleichszöllen  zu  belasten,  sofern  die  Ausfuhr 
dieser  Waren  in  einem  anderen  Lande  durch  eine  Prämie  be- 
günstigt wurde.     Der  Entwurf  wurde  aber  abgelehnt. 

Auch  in  Grossbritannien  s)  war  schon  in  den  70  er  Jahren  des 
1 9.  Jahrhunderts  angeregt  worden,  Ausgleichszölle  von  dem  fremden 
prämiierten  Zucker  zu  erheben. 

Grossbritannien,*)  welches  allein  unter  den  grö.sseren  europäischen 
Ländern  keine  eigene  Zuckerrübenkultur  und  darauf  basierte 
Rübenzuckerindustrie  in  seinen  Grenzen  aufgezogen  hatte,  war  ganz 
auf  die  Zuckereinfuhr  angewiesen  und  namentlich  seit  der  Auf- 
hebung des  Zvickereinfuhrzolles  im  Jahre  1874  der  Zucker- Weltmarkt 
für  die  Überschuss-Erzeugung  sowohl  der  europäischen  als  ver- 
schiedener bedeutender  Zucker  erzeugender  Länder  Asiens  und 
Amerikas  geworden.  Im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  und  nament- 
lich in  der  zweiten  Hälfte  desselben  war  dort  mit  dem  Sinken  der 


1)  Beeton,  p.  65 — 72,  125 — 133,  147 — 148.  d'Aulnis  de  B.  ,Les  Primes',  p.  82 — 92. 
Report.  Vol.  I,  p.  74  und  part'.  II,  Testimony,  p.  42 — 55  (Aussage  von  Mr.  Stephen 
N.  Buynitsky  assistant  chief  of  the  customs  division  of  the  office  of  the  Secretary  of 
the  Treasury).  Grunzel,  Handelspolitik,  S.  (527)  530 — 532.  Memorandum  concemant 
la  legislation  en  vigueur  dans  l'Inde  britannique  relativement  au  regime  des  Sucres 
(Primes,  p.  462—468).    The  Economist  1902,  p.  980.    Dönges,  S.  34 — 37.    The  World's.. 

P-  1275- 

*)  Dönges,  S.  34. 

•'')  Grunzel,  Handelspolitik,  S.  530 — 531.    Dönges,  S.  36. 

*)  The  World's,  p.   1305 — 1308,   1409,   1444. 
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Zuckerpreise,  welche  zu  Anfang-  des  Jahrhunderts  noch  79  sh.  5  d, 
am  Ende  desselben  aber  wenig-er  als  9  sh.  per  cwt  (Hundredweight)  1) 
betrugen,  eine  ausserordentliche  Steigerung  des  Zuckerkonsums 
vor  sich  gegangen.  Während  der  Zuckerkonsum  1826  bei  einer 
Bevölkerung  von  22605000  Personen  sich  auf  179000  t  belaufen 
hatte,  betrug  derselbe  1900  1601675  t,  also  neunmal  soviel,  bei 
einer  Bevölkerung,  welche  sich  in  dieser  Zeit  noch  nicht  ganz  ver- 
doppelt hatte,  und  stellte  sich  in  letzterem  Zeitpunkt  auf  91,6  Pfund 
per  Kopf  im  Jahre. 

Allerdings  war  in  Grossbritannien  das  Steigen  des  Zucker- 
konsums und  das  Sinken  der  Zuckerpreise  auch  schon  im  dritten 
Viertel  des  19.  Jahrhunderts  sehr  bedeutend  gewesen,  als  die 
Rübenzuckerindustrie  der  verschiedenen  europäischen  Festlands- 
länder noch  kein  so  starkes  Exportbedürfnis  und  noch  nicht  mit 
solcher  Vehemenz  den  Konkurrenzkampf  mit  dem  Rohrzucker  auf 
dem  britischen  Markte  aufgenommen  hatte.  Im  letzten  Viertel 
des  19.  Jahrhunderts,  in  welchem  der  Zucker  auf  dem  britischen 
Markte  mit  keinem  Zoll  mehr  belastet  war,  aber  führte  die  enorme 
Produktionssteigerung  der  europäischen  Rübenzuckerindustrien  und 
die  Zuckerprämienpolitik  der  europäischen  Festlandsländer  zu  einem 
solchen  weiteren  Sinken  des  Zuckerpreises  auf  dem  britischen 
Markte,  dass  der  britische  Konsument  den  Zucker  zeitweise  sogar 
unter  Produktionskosten  bezog,  und  der  britische  Zuckerkonsum 
abermals  in  sehr  starkem  Grade  bis  zu  der  oben  erwähnten 
Höhe  stieg. 

Sowohl  nach  Herkunft  wie  Art  aber  erfuhr  die  im  Laufe  des 
19.  Jahrhunderts  so  enorm  sich  steigernde  Zuckereinfuhr  nach 
Grossbritannien  gleichzeitig  eine  vollständige  Wandelung. 

Während  noch  1870  der  eingeführte  Rohrzucker  77^/0  der 
Gesamteinfuhr  von  725000  t  ausmachte,  hatte  der  Rohrzucker  1900 
nur  noch  einen  Anteil  von  etwas  über  9  0/0  an  der  Gesamteinfuhr 
von   I  624000  t.2) 

Dieser  Wandel  traf  insbesondere  die  Rohrzuckerindustrie  in 
Britisch -Westindien  schwer.  Die  Sklavenemanzipation  seit  1834, 
dann  der  Wandel  in  der  britischen  auswärtigen  Handelspolitik  seit 
1846,  welcher  auf  dem  Markte  des  Mutterlandes  die  Begünstigung 
des  britisch-westindischen  Kolonialzuckers  durch  Vorzugs-Zolltarife 
beseitigt    hatte,  hatte    schon  seit    der    ersten  Hälfte    des    19.  Jahr- 


^)  Am  3.  Vn.   1902  sogar  nur  5   sh.   lo^/a  d.     The  Econnomist,   1903,  p.  1399. 
2)  The  World's,  p.    1306,   1408. 
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hunderts  wiederholt  Krisen  und  lebhafte  Agitation  der  britisch-west- 
indischen Zuckerindustrie  hervorg-erufen. 

Diese  Agfitation  aber  steigerte  sich  aufs  neue  im  letzten  Viertel 
des  19.  Jahrhunderts,  als  der  durch  Prämien  g-eförderte  europäische 
Rübenzucker  den  britisch-westindischen  Rohrzucker  zum  grossen 
Teile  von  dem  Markte  des  Mutterlandes  verdrängte  und  auch  auf 
anderen  neutralen  Märkten  aus  dem  Felde  schlug.  Die  Einfuhr 
von  Zucker  aus  Britisch- Westindien  einschliesslich  Britisch-Guyana's 
und  Britisch-Honduras'  fiel  in  den  Jahren  1882  bis  1896  von 
198000  t  auf  72000  t,  d.  h.  um  etwa  64%.!)  Der  drohende  Zu- 
sammenbruch der  Rohrzuckerindustrie  in  Britisch-Westindien,  welche 
bei  den  niedrigen  Zuckerpreisen  auch  in  dem  durch  die  Reciprozitäts- 
verträge  seit  1897  ermöglichten  Absatz  nach  den  Vereinigten 
Staaten  keinen  genügenden  Ersatz  erhielt,  nahm  in  wachsendem 
Masse  die  Aufmerksamkeit  der  britischen  Regierung  in  Anspruch 
und  beeinflusste  mehr  und  mehr  die  Stellungnahme  derselben  gegen- 
über der  Prämienpolitik  der  europäischen  Rübenzuckerstaaten. 

Speziell  hatte  sich  die  Verdrängoing  des  Rohrzuckers  durch  den 
Rübenzucker  auch  in  Beziehung  auf  den  Rohzucker  fühlbar  ge- 
macht. Während  im  Jahre  1870  559000  t  und  1875  705000  t 
Rohr-Rohzucker  nach  Grossbritannien  eingeführt  wurden,  betrug 
diese  Einfuhr  1900  nur  noch  150000  t. 

Die  Einfuhr  von  Rüben  -  Rohzucker,  welche  1805  noch  ganz 
unbedeutend  gewesen  war,  hatte  sich  1875  auf  107  000  t  oder  mehr 
als  1 1  ^/o  der  Zucker  -  Gesamteinfuhr  von  956  000  t  gehoben  und 
stieg  1890  mit  etwa  503000  t  sogar  auf  über  39  0/0  der  Zucker- 
Gesamteinfuhr  von   1285000  t. 

Aber  während  auch  hier  ein  Übergewicht  des  Rüben-Roh- 
zuckers über  den  Rohr  -  Rohzucker  sich  herausbildete,  verschob 
gleichzeitig  der  Prozentsatz,  zu  welchem  der  Rohzucker  überhaupt 
an  der  Gesamt  -  Zuckereinfuhr  nach  Grossbritannien  beteiligt  war, 
sich  seit  1890  mehr  und  mehr  zu  Ungunsten  des  Rohzuckers  und 
zu  Gunsten  des  raffinierten  Zuckers. 

Im  Jahre  1870  betrug  der  Anteil  des  raffinierten  Zuckers 2)  an 
der  Einfuhr  erst  ii,7"/o  und  hob  sich  allmählich  bis  17,80/0  im 
Jahre  1884.  Damals  und  noch  mehr  in  den  vorangegangenen  Zeiten 
war  die  Hauptmasse  des  nach  Grossbritannien  eingeführten  Zuckers 
Rohzucker,  welcher  in  britischen  Raffinerien  raffiniert  und  dann 
teilweis  nach  fremden  Ländern  wieder  ausgeführt  wurde. 

*)  The  World's,  p.  1320 — 1321. 
*)  The  World's,  p.  1307,  1408. 
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Seit  1885  aber  zeig-te  die  Einfuhr  von  raffiniertem  Rübenzucker 
ein  ständiges  Wachstum.  1885  betrug  die  Einfuhr  raffinierten 
Zuckers  ii^j^^/q,  1895  45,4 "/o  und  1900  59,20/0  der  Gesamteinfuhr. 
Und  zwar  war  es  —  abgesehen  von  einer  durch  die  hohen 
Rückzölle  der  Vereinigten  Staaten  veranlassten  vorübergehenden 
Episode  in  den  Jahren  1884  bis  1886  —  fast  nur  raffinierter  Rüben- 
zucker, welcher  nach  Grossbritannien  eingeführt  wurde,  so  dass 
1890  neben  484000  t  raffinierten  Rübenzuckers  nur  1 5000  t  raffinierten 
Rohrzuckers  hereingebracht  wurden,  1895  und  1900  aber  die  Einfuhr 
von  raffiniertem  Rohrzucker  sogar  nur  noch  je  1000  t  betrug-, 
während  die  Einfiihr  von  raffiniertem  Rübenzucker  sich  1895  auf 
706000  t  und  1900  sogar  auf  961  000  t  gesteigert  hatte. 

Diese  vermehrte  Einfuhr  von  raffiniertem  Zucker  war  wenigstens 
teilweis  durch  die  höheren  Ausfuhrprämien  veranlasst,  welche  die 
europäischen  Festlandsländer  dem  raffinierten  Zucker  gegenüber 
dem  Rohzucker  gewährten.  1)  Insbesondere  steigerte  sich  seit  der 
deutschen  Gesetzgebung  von  1891  und  1896  die  Ausfuhr  von 
raffiniertem  Zucker  aus  Deutschland  nach  Grossbritannien  enorm, 
während  gleichzeitig  die  Ausfuhr  von  Rohzucker  von  dort  nach 
Grossbritannien  zurückging.  Aus  Frankreich  wuchs  sowohl  die 
Einfuhr  von  raffiniertem  Zucker  als  von  Rohzucker  in  den  90  er 
Jahren,  während  aus  Belgien  die  Einfuhr  von  Rohzucker  stark  zu- 
nahm, die  Einfuhr  von  raffiniertem  Zucker  aber  Schwankungen 
unterlag  und  nicht  so  stark  anwuchs,  wie  aus  jenen  beiden  ersten 
Ländern. 

Die  Zunahme  der  Einfuhr  von  Raffinade  nach  Grossbritannien 
beeinträchtigte  natürlich  das  Geschäft  der  britischen  Zuckerraffinerien 
schwer  und  führte  zur  Schliessung  einer  ganzen  Reihe  derselben. 

Dies  hatte  zur  Folge,  dass  seit  1884  auch  die  mit  der  britischen 
^uckerraffinerie  verknüpften  Interessen  sowohl  der  Unternehmer 
als  der  Arbeiter  sich  immer  stärker  gegen  die  Prämienpolitik  der 
europäischen  Festlandsländer  erklärten,  auf  welche  sie  die  vermehrte 
Einfuhr  von  Raffinade  und  den  Rückgang  der  britischen  Zucker- 
raffinerie hauptsächlich  zurückführten,  und  mehr  und  mehr  mit  den 
Interessen  der  Rohrzuckerinteressenten  in  den  britischen  Kolonien 
gemeinsame  Sache  im  Kampf  gegen  die  europäischen  Prämien 
machten*^ 

Eine  Parlamentskommission,  welche  zur  Untersuchung  der  Folgen 
der  Zuckerprämien  in  Beziehung  auf  Grossbritannien  im  Jahre  1879 


1)  The  World's,  p.  1307,   1409 — 1411. 
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eingesetzt  worden  war,  erklärte  in  ihrem  Bericht  vom  4.  August  1880, 
die  Zuckerindustrien  in  Grossbritannien  und  in  den  britischen 
Kolonien  seien  durch  die  ausländischen  Zuckerprämien  schwer  ge- 
schädigt worden.  Sie  empfahl  internationale  Einführung  der  Steuer- 
und  Zollkontrolle  bei  der  Zuckerfabrikation  behufs  Beseitigung  der 
(damals  noch  hauptsächlich  aus  der  Steuerrückvergütung  entsprin- 
genden indirekten)  Prämien  und  eine  Abänderung  der  britischen 
Handelsverträge  so,  dass  die  britische  Regierung  nötigenfalls  Aus- 
gleichszölle auferleg-en  könne.  Von  Komitees  aus  Arbeiterkreisen, 
von  dem  Komitee  der  britischen  Zuckerraffinerien  und  von  dem 
Britisch- Westindischen  Komitee  wurde  die  Ausführung  dieses  Vor- 
schlages befürwortet,  und  speziell  das  Arbeiterkomitee  drang  auf 
sofortige  Einführung  der  Ausgleichszölle,  solange  die  internationale 
Regelung  noch  in  der  Schwebe  bleibe. 

Die  britische  Regierung  erachtete  damals  aber  noch  die  Gründe 
für  überwiegend,  welche  gegen  die  Einführung  von  Ausgleichs- 
zöllen sprachen,!) 

Jedoch  erlosch  die  Bewegung  für  Ausgleichszölle  gegen  die 
Zuckerprämien  seitdem  in  Grossbritannien  nicht  mehr. 

§  18.   Die  Ausgleichszölle  der  Vereinigten  Staaten. 

Ausgeführt  wurde  der  Gedanke  der  Ausgleichszölle  gegenüber 
den  Prämien  zuerst  in  den  Vereinigten  Staaten.^) 

Der  Tarifakt  vom  i.  Oktober  1890  (Mc  Kinley-Tarif )  s)  hatte 
schon  einen  Zuschlagszoll  von  1/10  Cent  pro  Pfund  auf  eingeführten 
raffinierten  Zucker  angeordnet,  im  Falle  von  dem  Lande  der  Aus- 
fuhr dem  raffinierten  Zucker  eine  höhere  Ausfuhrprämie  gezahlt 
werde,  als  dem  Rohzucker.     Der  Zuschlagszoll  wurde  also  nur  erst 


1)  Memorandum  on  the  Correspondence  in  relation  to  the  Sugar  Bounties  August  i88i 
(Board  of  Trade).  Correspondence  on  the  subject  of  Sugar  Bounties  up  to  date  5.  De- 
zember 1884  (Board  of  Trade).  Grunzel,  Handelspolitik,  S.  530 — 531.  Dönges,  S.  36. 
The   World's,  p.    1273 — 1274. 

-)  Report  Vol.  I,  p.  74  und  part  II,  Testiraony,  p.  42 — 55,  besonders  p.  51 — 54. 
The  World's,  p.  1275.  d'Aulnis  de  B.  ,Les  Primes',  p.  82 — 92.  Grunzel,  Handels- 
politik, S.  531.  Dönges,  S.  34—35. 
\  ')  Section  237  des  tariff  act  of  October  i,  1890  lautete:  ,A11  sugars  above  No.  16 
Dutch  Standard  in  color  shall  pay  a  duty  of  0,5  of  i  cent  per  pound,  provided  that 
all  such  sugars  above  No.  16  Dutch  Standard  in  color  shall  pay  0,1  of  i  cent  per 
pound  in  addition  to  the  rate  herein  provided  for  when  exported  from.  or  the  product 
of,  any  country  when  and  so  long  as  such  country  pays  or  shall  hereafter  pay,  directly 
or  indirectly,  a  bounty  on  the  exportation  of  any  sugar  that  may  be  included  in  this 
grade  which  is  greater  than  is  paid  on  raw  sugars  of  a  lower  saccharine  strength.' 
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von  Raffinade  erhoben,  welche  durch  höhere  Ausfuhrprämien  vor 
dem  Rohzucker  des  Ausfuhrlandes  beg-iinstigt  war,  und  der  Zu- 
schlag-szoll  war  fest  bemessen,  sollte  also  nicht  die  verschieden  hohen 
Vorzugsprämien  ausgleichen,  welche  die  aus  verschiedenen  Ländern 
kommende  Raffinade  in  den  Ländern  der  Ausfuhr  genoss. 

Der  Tarifakt  vom  27,  August  1894  (Wilson-Tarif )  1)  ging  einen 
Schritt  weiter.  Er  ordnete  ausser  einem  40  »/„  igen  Wertzoll  einen 
Zuschlagszoll  von  1/10  Cent  für  jedes  Pfund  eingeführten  Zuckers  — 
Rohzucker  sowohl,  wie  Raffinade  —  an,  welcher  von  dem  Lande 
der  Ausfuhr  oder  dem  Lande  der  Erzeugung  des  Rohprodukts  eine 
direkte  oder  indirekte  Ausfuhrprämie  erhalten  hätte.  Der  Zuschlags- 
zoll  war  also  nunmehr  gegen  allen  staatliche  Ausfuhrprämien  be- 
ziehenden Zucker  —  auch  den  Rohzucker  —  vorgeschrieben,  der  in 
die  Vereinigten  Staaten  eingeführt  wurde.  Aber  der  Zuschlagszoll 
\var  noch  einheitlich  fest  bemessen  ohne  Rücksicht  auf  die  ver- 
schiedene Höhe  der  von  den  verschiedenen  fremden  Ländern  ge- 
zahlten Zucker- Ausfuhrprämien. 

Der  Dingley  Tarifakt  vom  24.  JuU  1897  (Section  5)2)  endÜch 
schrieb  vor,  dass  alle  zollpflichtigen  Artikel,  welche  von  dem  Lande 
der  Ausfuhr  eine  direkte  oder  indirekte  Ausfuhrprämie  oder  Ver- 
gütung erhalten  hätten,  mit  einem  Zuschlagszolle  zu  belegen  seieu, 
welcher  dem  Nettobetrage  der  Prämie  oder  Vergütung  gleich- 
komme.    Dem  Schatzamtssekretär  war   auferlegt,    den  Nettobetrag 

^)  Section  182^/2  des  tariff  act  of  August  27,  1894  lautete:  ,A11  sugars,  tank 
bottoms,  sirups  of  cane  juice  or  of  beet  juice,  melada,  concentrated  melada,  concrete  or 
«oncentrated  molasses,  which  are  imported  from,  or  are  the  raw  product  of,  any  country 
which  at  the  time  the  sarae  are  exported  therefrom  pays,  directly  or  indirectly,  a  bounty 
on  the  export  thereof,  shall  pay  a  duty  of  0,1  of  i  cent  per  pound*  (in  addition  to 
tbe  general  rates  provided  by  the  same  section). 

'^)  Section  5  of  the  act  of  July  24,  1897  lautet:  ,That  whenever  any  country, 
dependency  or  colony  shall  pay  or  bestow,  directly  or  indirectly,  any  bounty  or  grant 
upon  the  exportation  of  any  article  or  merchandise  from  such  country,  dependency,  or 
colony,  and  such  article  or  merchandise  is  dutiable  under  the  provisions  of  this  act, 
then  upon  the  importation  of  any  such  article  or  merchandise  into  the  United  States, 
whether  the  same  shall  be  imported  directly  from  the  country  of  production  or  otherwise, 
and  'whether  such  article  or  merchandise  is  imported  in  the  same  condition  as  when 
exported  from  the  country  of  production  or  has  been  changed  in  condition  by  remanu- 
facture  or  otherwise,  there  shall  be  levied  and  paid,  in  all  such  cases,  in  addition  to 
the  duties  otherwise  imposed  by  this  act,  an  additional  duty  equal  to  the  net  amount 
of  such  bounty  or  grant,  however  the  same  be  paid  or  bestowed.  The  net  amount  of 
all  such  bounties  or  grants  shall  be  from  time  to  time  ascertained,  determined,  and 
declared  by  the  Secretary  of  the  Treasury,  who  shall  make  all  needful  regulations  for  the 
Identification  of  such  articles  and  merchandise  and  for  the  assessment  and  collection  of 
such  additional  duties.' 
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solcher  Prämien  und  Vergütungen  von  Zeit  zu  Zeit  festzustellen  und 
danach  die  Zuschlagszölle  zu  bestimmen.  Auf  Grund  dieser  Be- 
stimmungen werden  bei  der  Einfuhr  in  die  Vereinigten  Staaten 
besondere  Zuschlags-  oder  Ausgleichszölie  von  allem  Roh-  und 
raffinierten  Zucker  erhoben,  welcher  von  dem  Lande  der  Ausfuhr 
eine  Prämie  erhalten  hat. 

Der  Zweck  der  Bestimmung  des  Dingley  Tarifaktes  war,  die 
Waren  aus  allen  fremden  exportierenden  Ländern,  soweit  der 
Markt  der  Vereinigten  Staaten  in  Betracht  kam,  auf  einen  gleichen 
Fuss  und  zwar  unter  Aufrechterhaltung  des  Masses  von  Schutz  zu 
stellen,  welches  der  Schutzzolltarif  der  Vereinigten  Staaten  den 
Waren   derselben  auf  dem  einheimischen  Markte  gewähren  wollte. 

Die  Folge  war,  dass  der  Betrag  der  Ausfuhrprämien  zweimal 
erhoben  wurde,  einmal  zu  Gunsten  der  exportierenden  Zucker- 
interessenten und  einmal  zu  Gunsten  des  Staatsschatzes  der  Ver- 
einigten Staaten.  Den  ersten  Betrag  mussten  in  Form  erhöhter 
Steuern  die  Steuerzahler  und  mittelbar  in  Form  erhöhter  Zucker- 
Inlandpreise  die  Zuckerkonsumenten  des  Ausfuhrlandes,  dea 
zweiten  Betrag  mussten  in  Form  erhöhter  Zuckerpreise  die  Zucker- 
konsumenten in  den  Vereinigten  Staaten  zahlen. 

Die  Länder,  gegen  deren  Zucker  der  Ausgleichszoll  zur  Er- 
hebung kam,  waren  hauptsächlich  die  Rüben  bauenden  Länder  des 
europäischen  Festlandes,  Österreich-Ungarn,  Belgien,  Frankreich,. 
Deutschland,  die  Niederlande,  Dänemark  und  Russland,  ferner  von 
aussereuropäischen  Ländern  Argentinien  und  Chile. i) 

Für  den  Zucker  aus  Ländern  mit  veränderlicher  indirekter 
oder  direkter  Ausfuhrprämie,  wie  den  Niederlanden,  Frankreich^ 
Österreich-Ungarn,  Russland,  wurde  alljährlich  der  Zuschlagszoll 
neu  festgestellt.  2) 

Die  Repräsentanten  der  verschiedenen  fremden  Staaten  in 
Washington  erschienen  vor  dem  Schatzamts-Departement,  um  die 
Entscheidung  desselben  hinsichtlich  der  Auflage  und  Höhe  von. 
Zuschlagszöllen  zu  beeinflussen. 3) 

Der  Schatzamtssekretär  hat  —  veranlasst  durch  das  Inkraft- 
treten der  Brüsseler  Zuckerkonvention  —  am  17.  September  1903 
ein  neues  Reglement,  betreffend  die  Identifizierung  von  Zucker  bei 
der  Einfuhr    erlassen,   um   die  richtige  Einhebung  von  Ausgleichs- 


1)  The  World's,  p.  1275. 

2)  Dönges,  S.  34,  35. 

')  Report.  Vol.  I,  p.  74  und  part.  II  Testimony  p.  54. 
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zollen  von  prämiiertem  Zucker  in  Gemässheit  des  Dingley  Tarif- 
aktes von   1897  sicher  zu  stellen.^) 

Danach  müssen: 

I.  Alle  in  die  Vereinigten  Staaten  einzuführenden  Zucker  von 
einem  Ursprungfszeug-nisse  begleitet  sein,  welches  angiebt:  a)  den 
Zeitpunkt  der  Erzeugung  des  Zuckers  und  das  Herkunfts-  oder 
Produktionsland  desselben,  b)  Art  und  Menge  des  Zuckers,  c)  Art, 
Nummern  und  Marken  der  Kolli,  d)  Art  des  Transportes  zu  Wasser 
oder  zu  Lande. 

IL  Ist  das  Herkunftsland  nicht  Mitglied  der  Brüsseler  Zucker- 
konvention, so  muss  das  Ursprungszeugnis  ausserdem  bestätigen, 
dass  die  Ware  nicht  aus  einer  Fabrik  oder  Raffinerie  stammt,  welche 
Zacker  aus  einem  prämiengewährenden  Lande  verarbeitet  oder  führt. 

in.  Die  Ursprungszeugnisse  müssen  im  Produktionslande  von 
den  von  der  betreffenden  Regierung  hierzu  offiziell  ermächtigten 
Behörden  ausgestellt  und  unterzeichnet  und  von  dem  zuständigen 
amerikanischen  Konsul  verifiziert  sein. 

IV.  Jedes  Ursprungszeugnis  wird  12  Monate  nach  dem  Aus- 
stellungsdatum ungültig,  wenn  für  die  Gültigkeit  im  Ursprungs- 
zeugnisse selbst  von  der  ausstellenden  Behörde  nicht  eine  kürzere 
Frist  festgesetzt  ist. 

V.  Im  Falle  der  Nichtbeibringung  des  Ursprungszeugnisses  ist 
die   Zollabfertigung    des   Zuckers    zu    suspendieren  2)    und    sind   die 

1)  „Deutsche  Zuckerindustrie"  1903,  S.  1607 — 1608.  Das  neue  amerikanische 
Reglement  hat  in  wesentlichen  Funkten  die  Beschlüsse  der  ständigen  Brüsseler  Zucker- 
kommission vom  20.  VI.   1903  über  die  Ursprungszeugnisse  zum  Vorbild  genommen. 

2)  Nach  Section  8  des  Aktes  vom  24,  VII.  1897  müssen  alle  ausländischen 
Artikel,  bei  denen  dies  üblich  ist,  und  alle  Verpackungen  von  diesen  und  anderen 
eingeführten  Artikeln  in  leserlichen  englischen  Worten  an  sichtbarer  Stelle  das  Ursprungs- 
land und  die  Quantität  ihres  Inhalts  angeben,  und,  solange  dies  nicht  geschehen  ist, 
sollen  sie  dem  Importeur  nicht  ausgehändigt  werden. 

Nach  einem  am  i.  VII.  1903  in  Kraft  getretenen  Gesetze  der  V^ereinigter. 
Staaten,  betreffend  die  Einfuhr  von  Nahrungsmitteln  und  Drogen,  kann  der  Schatzamts- 
sekretär auf  Ersuchen  des  Ackerbausekretärs  die  Zollbeamten  anweisen,  Proben  aus  den 
Originalverpackungen  der  einzuführenden  Nahrungsmittel,  Getränke  und  Drogen  behufs 
chemischer  Analyse  durch  das  chemische  Bureau  des  Ackerbaudepartements  zu  ent- 
nehmen. Hält  das  letztere  auf  Grund  der  chemischen  Analyse  dafür,  dass  die  betreffenden 
Waren  der  Gesundheit  schädlich  sind  oder  dass  der  Verkauf  derselben  in  dem  Ursprungs- 
oder Ausfuhrlande  verboten  oder  eingeschränkt  ist,  oder  ist  es  der  Ansicht,  dass  die 
Aufschriften  der  Verpackungen  nach  irgend  einer  Richtung  hin  falsche  Angaben  in 
Bezug  auf  den  Fabrikationsort  oder  den  Inhalt  enthalten,  so  hat  das  Schatzamt  die  Aus- 
händigung der  Waren  an  den  Adressaten  zu  verweigern.  —  Das  Ackerbaudepartement 
ist  ermächtigt,  durch  das  chemische  Bureau  in  Gemeinschaft  mit  der  Association  of 
Agricultural    Chemists    für    die    hier    in    Rede    stehenden    Waren    bestimmte    Normen, 
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Ausg-leichszölle  mit  dem  höchsten  Betrage  zu  bemessen,  welchen 
irgend  ein  Land  als  Ausfuhrprämie  direkt  oder  indirekt  bei  der 
Ausfuhr  von  gleichen  Waren  zahlt,  garantiert  oder  gewährt. 

Die  Umrechnung  der  verschiedenen  ausländischen  Währungen 
in  die  Währung  der  Vereinigten  Staaten  soll  nach  den  Bestimmungen 
des  Aktes  vom  28.  August  1894  section  25  erfolgen.  1) 

Die  Zuschlagszölle  brachten  Schwierigkeiten  mit  verschiedenen 
europäischen  Staaten. 

Russland  behauptete,  der  russische  Zucker  erhalte  keine  Aus- 
fuhrprämie. 2)  Am  20.  April  1900  wurden  in  der  Tat  die  Zuschlags- 
zölle auf  russischen  Zucker,  die  in  dem  Cirkular  des  amerikanischen 
Schatzamtssekretärs  vom  12.  Dezember  1898  festgestellt  worden 
waren,  aufgehoben. 

Gegen  diese  Massregel  protestierten  die  anderen  Zucker- 
produktionsstaaten Europas  und  die  amerikanischen  Zuckerprodu- 
zenten. Nach  nochmaliger  genauer  Prüfung-  entschied  das 
amerikanische  Schatzamt,  dass  durch  die  russischen  Besteuerungs- 
verhältnisse tatsächlich  eine  Ausfuhrprämie  entstehe,  3)  und  ordnete 
im  Februar  1901   die  Wiedereinführung  des  Zuschlagszolles  an. 

Infolgedessen  brach  ein  Zollkrieg  zwischen  Russland  und  den 
Vereinigten  Staaten  aus,  indem  Russland  als  Repressalie  die  Ein- 
fuhrzölle für  eine  Reihe  von  amerikanischen  Waren,  namentlich 
Eisenwaren,  erhöhte.*) 

Ganz  besonders  protestierte  1894  und  1897  auch  Deutschland, 
obwohl  es  auf  der  Londoner  Zuckerkonferenz  von  1888  die  Ver- 
einbarkeit des  Ausgleichszolles  mit  der  Meistbegünstigungsklausel 
vertreten  hatte,  gegen  die  Zulässigkeit  eines  solchen  Ausgleichszolles 
gegenüber  meistbegünstigten  Ländern.^) 

Ebenso  auch  Österreich-Ungarn  und  Dänemark. 


, Standards',  aufstellen  zu  lassen,  welche  bei  der  Beurteilung  der  eingeführten  Artikel 
massgebend  sein  sollen.  Naeh  der  vorläufig  aufgestellten  und  veröffentlichten  Liste  der 
^Standards'  ist  Standard-Zucker  weisser  Zucker,  welcher  mindestens  99,5  °/o  Sucrose  ohne  Zu- 
satz irgend  eines  anderen  Stoffes  enthält.  „Deutsche  Zuckerindustrie"  1903,  S.  1543 — 1545» 

')  Report.  Vol.  I,  part.  II  Testimony,  p.  53. 

■^)  Report.  Vol.  I,  p.  74  und  part.  II  Testimony,  p.  53,  54.     Dönges,  S.  35. 

')  Inzwischen  hat  auch  der  Oberste  Gerichtshof  der  Vereinigten  Staaten  entschieden, 
dass  durch  das  Zuckersystem  des  russischen  Staates  Ausfuhrprämien  entstehen.  „Deutsche 
Zuckerindustrie"    1903,  S.  46. 

■*)  D,  H.   1901,  S.  461,  462,  571,  609. 

^)  Foreign  Rel.  U.  St.  1894,  P-  234  fg.  und  1897,  p.  175  fg.  Visser,  p.  169 — 172. 
Hatte  Deutschland  Anspruch   auf  Meistbegünstigung  gegenüber  den  Vereinigten  Staaten? 

Vgl.  .i?  75. 
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§  19.    Die  Ausgleichszölle  von  Britisch-Ostindien. 

Die  nächste  Folge  des  Ausg-leichszoUes  der  Vereinig-ten  Staaten 
war,  dass  dort  der  Rohrzucker  bei  der  Einfuhr  an  Boden  gewann 
dass  aber  der  prämiierte  europäische  Rübenzucker  um  so  stärker 
sich  auf  andere  Absatzmärkte  warf. 

Letzterer  gewann  einen  grösseren  Anteil  am  Absatz  in  Gross- 
britannien, namentlich  aber  in  Britisch-Ostindien. 

Britisch-Ostindien  i)  —  das  Ursprungsland  des  Zuckerrohrs  — 
war  zu  Beginn  des  ig.  Jahrhunderts  ein  Zucker  exportierendes 
Land.  Im  Verlaufe  des  Jahrhunderts  hörte  zwar  die  Zuckerausfuhr 
bis  auf  ein  geringes  Quantum  auf,  das  Land  brachte  aber  noch 
selbst  seinen  Zucker  vollständig  hervor.  Seit  1890  aber  begann  eine 
wachsende  Zuckereinfuhr  nach  Britisch-Ostindien.  Zunächst  und 
namentlich  bis  1890/91  bestand  die  Zuckereinfuhr  fast  ausschliesslich 
in  Rohrzucker  aus  Mauritius,  China,  Java  und  den  Straits-Settle- 
ments.  Dann  aber  wuchs  um  die  Mitte  der  90  er  Jahre  des 
1 9.  Jahrhunderts  plötzlich  in  starkem  Grade  erst  die  Rübenzucker- 
einfuhr aus  Deutschland  und  dann,  während  die  Einfuhr  aus  Deutsch- 
land wieder  mehr  zurückging,  namentlich  die  Rübenzuckereinfuhr 
aus  Österreich-Ungarn. 

Allerdings  nahm  auch  die  Rohrzuckereinfuhr  aus  Mauritius 
und  Java  noch  zu,  während  die  aus  China  und  den  Straits  nicht 
entsprechend  vorang'ing. 

Die  einheimische  Zuckerrohr-Kultur  und  die  primitive  ein- 
heimische Rohrzuckerindustrie  sind  aber  noch  immer  sehr  aus- 
gedehnt und  für  Britisch-Ostindien,  dessen  ganze  Bevölkerung  und 
Steuerkraft  von  der  grössten  wirtschaftlichen  Bedeutung.  1899 
bis  1900  wurde  die  Rohrzuckerproduktion  in  Britisch-Indien  auf 
3  Millionen  t  geschätzt.-) 

1894  hatte  die  britisch-indische  Regierung  noch  nicht  aus 
protektionistischen,  sondern  aus  fiskalischen  Gründen  durch  den 
Indian  Tariff  act  1894,  wie  auf  fast  alle  eingeführten  Waren,  so 
auch  auf  den  eingeführten  Zucker  einen  Einfuhrzoll  von  5^/0  des 
Wertes  aufgelegt. 

Das  plötzliche  Wachsen  der  Einfuhr  und  Konkurrenz  des 
durch  Ausfuhrprämien  unterstützten  europäischen  Rübenzuckers 
seit    der  Mitte    der   90er  Jahre    hatte    aber    zur  Folge,    dass    auch 


1)  The  World's,    p.    131 1 — 1315,    1309.     Grunzel,    Handelspolitik,    S.    531,    532. 
Dönges,  S.  35—37- 

2)  The  World'«,  p.   1309,   1311. 
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die  britisch-indische  Regierung  ihre  Aufmerksamkeit  den  Vor- 
stellungen zuwandte,  welche  die  Zuckerrohrpflanzer  und  Zucker- 
raffinerien in  Britisch-Westindien,  Mauritius  und  in  Britisch-Ostindien 
selbst  gegen  die  unbehinderte  Zulassung  der  Konkurrenz  des 
prämiierten  europäischen  Rübenzuckers  erhoben. 

In  der  britischen  Reichsregierung  war  inzwischen  —  gegen- 
über dem  Anfang  der  80  er  Jahre  —  ein  Umschwung  der  An- 
schauungen eingetreten.  Sie  wünschte  mit  den  europäischen 
Festlandsstaaten  zu  einem  internationalen  Abkommen  über  die 
Abschaffung  der  Zuckerprämien  zu  gelangen.  Aber  sie  —  und 
namentlich  der  britische  Kolonialminister  Chamberlain  —  war  ent- 
schlossen, wenn  ein  solches  internationales  Abkommen  nicht  zu  stände 
zu  bringen  sei,  selbständig  im  Interesse  der  britischen  Zuckerkolonien 
und  der  britischen  Zuckerraffinerien  Gegenmassnahmen  gegen  die 
Zuckerprämien  der  europäischen  Festlandsstaaten  zu  ergreifen. 

Am  15.  Dezember  1897^)  schrieb  das  britische  Kolonialamt 
(Chamberlain)   an   das  britische  Auswärtige  Amt  (Lord  Salisbury): 

Nach  dem  damals  erstatteten  Bericht  der  West-Indian  Royal 
Commission  werde  die  Ansicht  bestätigt,  dass  die  Zuckerindustrie 
in  West-Indien,  welche  die  wirtschaftiche  Grundlage  jener  Kolonie 
bilde,  in  Gefahr  des  Unterganges  stehe,  und  dass  zu  diesem  Resultat 
das  europäische  Zucker-Prämiensystem  sehr  viel  beigetragen  habe. 

Entsprechend  den  Anregungen  jener  West  -  Indian  Royal 
Commission  drang  Chamberlain  darauf,  dass  die  britische  Regierung, 
so  rasch  wie  möglich,  eine  internationale  Konferenz  zur  internationalen 
Abschaffung  des  Zucker  -  Prämiensystems  zu  stände  zu  bringen 
suchen  solle,  und  dass  in  den  Einladungen  zu  derselben  die  fremden 
Regierungen  darauf  hingewiesen  werden  sollten: 

Die  britische  Regierung  habe  nicht  die  Absicht  es  zuzulassen, 
dass  die  westindische  Zuckerindustrie  durch  die  Wirkung  feindlicher 
JPrämien  ruiniert  werde,  und  dass  in  einer  Form  oder  in  der  andern 
das  britische  Parlament  bei  seinem  nächsten  Zusammentritt  werde 
ersucht  werden,  jenen  Kolonien  zu  Hilfe  zu  kommen. 

Gerade  weil  in  Grossbritannien  selbst  der  grosse  Vorteil, 
welchen  die  britischen  Zuckerkonsumenten  von  den  ausländischen 
Zuckerprämien  hatten,  und  das  ganze  britische  Freihandelssystem 
die  Einführung  von  Ausgleichszöllen  gegen  die  Zuckerprämien  er- 
schwerten,   scheint    die    britische  Reichsregierung,    um    den   Ernst 


>)  Commercial   No.  3    (1898),   p.  7 — 8.     East  India  (Sugar)    Countervailing  Duties 
India  1899  (C.  9287). 
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fühlbar  zu  machen,  mit  welchem  sie  dennoch  eventuell  einer  solchen 
Lösung-  näher  trat,  ihrerseits  die  britisch-indische  Reg"ierung"  ver- 
anlasst oder  bestärkt  zu  haben,  solche  Ausg-leichszölle  in  Britisch- 
Ostindien  einzuführen,  wo  die  Sachlage  wesentlich  anders  als  in 
Grossbritannien  und  die  ausgedehnte  mit  dem  Zucker  verknüpfte  in- 
ländische Landwirtschaft  und  Industrie  zu  schützen  war.  Namentlich 
wirkte  der  britische  Kolonialminister  Chamberlain  nachdrücklichst 
in  dieser  Richtung,  wie  aus  seiner  Depesche  an  den  britischen 
Staatssekretär  für  Indien  vom  7,  Januar  1899  hervorging.  1) 

Die  britisch-indische  Regierung,  deren  Vizekönig  Lord  Elgin 
im  Mai  1898  noch  anderer  Ansicht  gewesen  war,  entschied  sich 
dann  auch  für  Ausgleichszölle  und  erliess  zu  dem  Indian  Tariff 
Act  1894  den  Indian  TarifF  Amendment  Act  vom  20.  März   1899.2) 

In  Inhalt  und  Wortlaut  waren  die  Vorschriften  dieses  indischen 
Aktes  von  1899  fast  vollständig  der  amerikanischen  Dingley  Tariff 
Akte  von   1897  nachgebildet. 

Obwohl  die  Vorschriften  nach  ihrem  Wortlaut  sich  auf  prämiirte 
Waren  im  allgemeinen  bezogen,  hatte  man  bei  Erlass  derselben 
doch   wesentHch    nur    den    prämiierten  Zucker   vor  Augen  gehabt. 


^)  Depesche  v.  7.  I.  1899  in  (C.  9287  —  1899),  p.  26 — 27.  Bericht  des  franzö- 
sischen Generalkonsuls  in  London  v.  10.  V.  1899  (Primes,  p.  133 — 134). 

2)  (C.  9287  —   1899),  p.  89.     Der  Indian  Tariff  Amendment  Act  1899  bestimmt: 

,2.  After  section  8  of  the  Indian  Tariff  Act  1894,  ^^^  following  section  shall  be 
added,  namely: 

„8  A.  (i)  Where  any  country,  dependency  or  colony  pays  or  bestows,  directly  or 
indirectly,  any  bountj'  or  grant  npon  the  exportation  therefrom  of  any  article  and  the 
article  is  chargeable  with  duty  under  the  provisions  of  tbis  Act,  then,  upon  the  im- 
portation  of  any  such  article  into  British  India,  whether  the  same  is  imported  directly 
from  the  country  of  production  or  olherwise,  and  whether  it  is  imported  in  the  same 
condition  as  when  exported  from  the  country  of  production  or  has  been  changed  in  con- 
dition  by  manufacture  or  othervrise,  the  Govemor  General  in  Council  may,  by  notification 
in  the  Gazette  of  India,  impose  an  additional  duty  equal  to  the  net  amount  of  such 
bounty  or  grant,  however  the  same  be  paid  or  bestowed." 

„(2)  The  net  amount  of  any  such  bounty  or  grant  as  aforesaid  shall  be,  from  time 
to  time,  ascertained,  determined  and  declared  by  the  Governor  General  in  Council,  and 
the  Govervor  General  in  Council  may,  by  notification  in  the  Gazette  of  India,  make 
rules  for  the  Identification  of  such  articles  and  for  the  assessment  and  coUection  of  any 
additional  duty  imposed  upon  the  importation  thereof  under  sub-section  (i)."' 

Vgl.  femer: 

1.  »Memorandum  concemant  la  legislation  en  vigueur  dans  l'lnde  britannique 
relativement  au  regime  des  Sucres*  (Primes,  p.  462 — 468).  (Französische  Über- 
setzung des  Indian  Tariff  Amendment  Act  1899,  ebenda,  p.  463.) 

2.  Depesche  des  französichen  Generalkonsuls  in  Kalkutta  v.  22.  III.  1899 
(Primes,  p.  130). 


226      Kapitel  11.     Die  fiskalischen  Abgaben  (Zölle  und  Steuern)  vom  Zucker  etc. 

Bei  Gelegenheit  der  Beratung  des  Gesetzentwurfes  im  britisch- 
indischen  gesetzgebenden  Rate  war  erklärt  worden:  die  britisch- 
indische Regierung  habe  mit  demselben  zwar  rein  indische  Inter- 
essen im  Auge  und  wolle  die  Kultur  und  Fabrikation  des  Zuckers 
in  Indien  durch  denselben  gegen  eine  illoyale  Konkurrenz  schützen; 
aber  sie  wisse  auch,  dass  sie  dadurch  indirekt  der  Zuckerkultur 
der  Insel  Mauritius  nützen  könne,  deren  Zuckerindustrie  grossenteils 
Arbeiter  aus  Indien  beschäftige  und  gleichfalls  unter  der  wachsenden 
Konkurrenz  der  prämiierten  Zucker  auf  dem  indischen  Markte  leide. 

Bei  der  Bestimmung  der  von  den  verschiedenen  fremden 
Ländern  gewährten  Zuckerprämien  ergaben  sich  auch  für  die 
britisch-indische  Regierung  erst  einige  Schwierigkeiten,  die  aber 
freundschaftlich  mit  denselben  erledigt  wurden.  Man  folgte  im  all- 
gemeinen der  in  den  Vereinigten  Staaten  angenommenen  Schätzung 
der  Prämien. 

Gegenüber  den  Importeuren  von  österreichisch-ungarischem 
Zucker  kam  man  nachträglich  zu  einer  teilweisen  Rückerstattung 
der  erst  auferlegten  Ausgleichszölle,  weil  in  Österreich-Ungarn  der 
Gesamtbetrag  der  jährlich  zu  zahlenden  Ausfuhr-Prämien  fixiert 
war,  und  die  dortigen  Exporteure  bei  Überschreitung  jenes  Gesamt- 
betrages einen  Teil  der  empfangenen  Prämie  zurückerstatten  mussten. 

Ferner  erwiesen  sich  Anordnungen  erforderlich,  dass  die  Zucker- 
importeure in  den  Konossementen  den  Polarisationsgrad  des  ein- 
geführten Zuckers,  von  welchem  die  Höhe  der  im  Auslande  ge- 
zahlten Prämie  abhing,  und  das  Ursprungsland  angaben.  War  die 
nach  Angabe  des  Importeurs  im  Auslande  empfangene  Prämie 
nicht  die  höchste  dort  überhaupt  gewährte,  so  wurde  der  Zucker 
bei  der  Einfuhr  noch  einer  amtlichen  Analyse  behufs  Bestimmung 
seines  Polarisationsgrades  unterworfen. 

Einige  Schwierigkeiten  verursachte  auch  der  aus  Grossbritannien 
eingeführte  raffinierte  Zucker,  weil  derselbe  in  Grossbritannien 
hauptsächlich  aus  Rüben-Rohzucker  hergestellt  war,  der  wieder 
—  je  nach  seinem  Herkunftsland  —  eine  verschieden  hohe  Aus- 
fuhrprämie genossen  hatte. 

Auch  die  Frage  wurde  aufgeworfen,  ob  die  ermässigten  Spezial- 
tarife  für  die  Zuckerausfuhr  auf  den  Staatseisenbahnen  und  die 
Ermässigung  der  Seefrachten  für  Zucker  infolge  der  den  Dampf- 
schiffsgesellschaften vom  Staate  gewährten  Subventionen  (Deutsch- 
land und  Österreich-Ungarn?!)  eine  indirekte  staatliche  Ausfuhr- 
prämie bewirkten.  Es  wurden  aber  aus  diesem  Anlass  keine 
besonderen  Gegenmassnahmen  ergriffen. 
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Bei  Vorlage  des  indischen  Budgets  für  1901  — 1902  schätzte 
der  Finanzminister  der  britisch-indischen  Regierung  die  Einnahmen 
aus  den  Ausgleichszöllen  für  das  laufende  Jahr  auf  17 — 18  lakhsi) 
und  fügte  hinzu:  Diese  Vermehrung  der  indischen  Staatseinnahmen 
sei  auf  Kosten  der  europäischen  Steuerzahler  erzielt,  welche  von 
ihren  Regierungen  besteuert  würden,  um  die  Kosten  der  Prämien 
aufzubringen,  welche  den  ausländischen  Zuckerraffinerien  erlaubten, 
ihren  Zucker  in  Indien  unter  Kostenpreis  zu  verkaufen.  Die  indische 
Regierung  habe  jene  Vermehrung  der  Staatseinnahmen  erreicht., 
indem  sie  für  den  Fiskus  die  ungefähre  Differenz  zwischen  dem 
Selbstkostenpreise  des  Zuckers  und  jenem  künstlich  zuwege  ge- 
brachten niederen  Verkaufspreise  des  eingeführten  Prämien-Zuckers 
vorweg  nehme,  während  der  indische  Zuckerkonsument  seinen 
Zucker  nicht  teurer  bezahle,  als  er  es  tun  würde,  wenn  das  Prämien- 
system abgeschafft  wäre. 

Nach  der  Einführung  der  Ausgleichszölle  fiel  die  Zuckereinfuhr 
nach  Indien  zwar  1 899/1 900  beträchtlich,  hob  sich  aber  im  folgenden 
Jahre  wieder  sehr  bedeutend.  Das  vorübergehende  Sinken  glaubt 
der  Generaldirektor  der  indischen  Statistik  auf  andere  Gründe,  als. 
die  Ausgleichszölle,  zurückfuhren  zu  müssen.  Allerdings  glaubt  er 
aber,  dass  die  Erhöhung  des  Zuckerpreises  in  Indien,  welche  seit- 
dem eingetreten  ist,  zum  Teil  eine  Folge  der  Ausgleichszölle  sei.  2) 

Die  britisch-indische  Regierung  ist  hinsichtlich  der  Ausgleichs- 
zölle gegen  Prämien  durch  den  am  6.  Juni  1902  erlassenen  Indian 
Tariff  Amendment  Act  19023)    für    die  Zeit    bis   zum  Inkrafttreten 


1)  I  lakh  =  100  000  Rupien.  —  i  Rupie  =  i  Shilling  4  pence  in  britischer 
Währung.  —  Unter  dem  3.  III.  1903  hat  die  britisch-indische  Regierung  die  Weiter- 
verschiffung von  Zucker  von  Karuchi  in  Britisch-Ostindien  nach  verschiedenen  Häfen 
verboten.  Die  Verbote  sollen  erlassen  worden  sein,  um  die  Umgehung  der  Entrichtung 
der  Differentialzölle  ru  verhindern,  -welche  durch  die  Weiterverschiffung  nach  Häfen  im 
Persischen  Golf  u.  s.  w.  und  die  Wiedereinfuhr  von  dort  nach  Britisch-Ostindien  über 
Häfen  der  Eingeborenenstaaten  an  der  Westküste  Indiens  bisher  möglich  war.  D.  H. 
1903,  S.  850. 

2)  The  World's,  p.  1313 — 1314. 

ä)  Vgl.  das  Schreiben  des  britischen  India  Office  an  das  Foreign  Office  v.  14.  I. 
1902.  (Miscellaneous  No.  5  (1902),  p.  30).  Der  Indian  Tariff  Amendment  Act  vom 
6.  VI.  1902  (Vni/1902)  ist  im  D.  H.  1902,  S.  737  (vgl.  S.  611)  in  deutscher  Über- 
setzung mitgeteilt.     Dieselbe  lautet: 

,1.  I.  Dieses  Gesetz  kann  „das  Gesetz  zur  Abänderung  des  Indischen  Tarifgesetzes,. 
1902"  genannt  werden. 

2.  Es  soll  bis  zum  31.  August  1903  in  Kraft  bleiben. 

II.  Hinter  Artikel  8A  des  indischen  Tarifgesetzes  vom  Jahre  1894  in  Verbindung 
mit    dem   Abänderungsgesetze    dazu   vom  Jahre   1899  ist  folgender  Artikel  einzuschalten: 
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der  Brüsseler  Zuckerkonvention  vom  5.  März  1902  —  d.  h.  für  die 
Zeit  bis  zum  i.  September  1903  —  noch  einen  Schritt  weiter  ge- 
gangen. 

Sie  ist  dabei  dem  Vorbilde  gefolgt,  welches  der  Artikel  IV 
der  Brüsseler  Zuckerkonvention  für  die  Verbandstaaten  —  aber 
•erst    mit  Wirkung  vom   i.  September  1903   ab   —  geschaffen  hat. 

Wenn  nämhch  in  einem  Lande  der  Überzoll  für  eingeführten 
Zucker  den  Wert  von  6  Francs  für  100  kg  bei  raffiniertem  oder 
von  572  Francs  für  100  kg  bei  anderem  Zucker  überschreitet,  so 
kann  die  indische  Regierung  (der  Generalgouverneur  im  Rate)  bei 
der  Hinfuhr  von  Zucker  aus  einem  solchen  Lande  nach  Indien, 
mag  dieselbe  direkt  oder  indirekt  und  ohne  oder  nach  Verarbeitung 
der  Waren  erfolgen,  als  Zuschlag  einen  Sonderzoll  festsetzen, 
welcher  die  Hälfte  des  vorbezeichneten  Überzolles  nicht  übersteigt. 

Durch  das  Gesetz  ist  der  indischen  Regierung  nur  die  Befugnis 
zur  Erhebung  dieses  Sonderzolles  gegeben  und  ihr  nicht,  wie 
durch  Art.  IV  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  den  Verbandstaaten, 
die  Verpflichtung  zur  Erhebung  desselben  auferlegt. 


,.8B.  I.  Wenn  in  irgend  einem  Lande,  einer  Dependenz  oder  einer  Kolonie  der 
Zollsatz  oder  eine  andere  auf  dort  nicht  erzeugten  Zucker  gelegte  Steuer  den  Zollsatz 
oder  die  Steuer  für  dort  hergestellten  Zucker  um  mehr  als  den  Gegenwert  von  6  Franken 
für  100  kg  bei  raffiniertem  oder  von  5,50  Franken  für  100  kg  bei  anderem  Zucker  über- 
schreitet, so  kann  die  Regierung  (Generalgouverneur  im  Rate)  bei  der  Einfuhr  von  Zucker 
aus  einem  solchen  Lande,  einer  solchen  Dependenz  oder  Kolonie  nach  Britisch-Indien 
durch  Bekanntmachung  in  der  Gazette  of  India  als  Zuschlag  zu  den  nach  diesem  oder 
«inem  anderen  zu  der  Zeit  gültigen  Gesetz  bestehenden  Zöllen  oder  Steuern  einen  Sonder- 
zoll festsetzen,  welcher  die  Hälfte  des  vorbezeichneten  UberzoUes  nicht  übersteigt.  Hier- 
bei macht  es  keinen  Unterschied,  ob  der  Zucker  direkt  aus  dem  Erzeugungslande  oder 
anderswoher  eingeführt  wird,  und  ob  die  Beschaffenheit  dieselbe  wie  bei  der  Ausfuhr 
aus  dem  Erzeugungslande  oder  durch  Umarbeitung  oder  anderweit  verändert  worden  ist. 

2.  Die  Regierung  kann  von  Zeit  zu  Zeit  durch  General-  oder  Spezialorder  zur  Aus- 
führung der  Bestimmungen  im  Absatz   i  bekannt  geben: 

a)  welche  Süssstoft'  enthaltenden  Artikel  oder  Stoffe  als  Zucker  angesehen  und 
welche  Arten  von  Zucker  als  gereinigter  oder  als  anderer  Zucker  behandelt  werden 
sollen,  ferner 

b)  welche  Beträge  in  britisch-indischer  Währung  als  Gegenwert  der  Franken  und 
Centimen  angesehen  werden  sollen. 

3.  Der  Betrag  des  im  Absatz  i  bezeichneten  Uberzolles  soll  von  Zeit  zu  Zeit  von 
der  Regierung  ermittelt,  festgesetzt  und  bekannt  gemacht  werden;  ferner  kann  die  Re- 
gierung durch  Bekanntmachung  in  der  Gazette  of  India  Vorschriften  für  die  Identifizierung 
des  Zuckers  und  für  die  Feststellung  und  Erhebung  eines  auf  Grund  des  Absatzes  i 
auferlegten  Sonderzolles  erlassen." 

HI.  Dieses  Gesetz  soll  nicht  auf  eingeführte  Artikel  oder  Stoffe  Anwendung  finden, 
deren  Konossement  vor  dem  23.  Mai   1902  unterzeichnet  und  übergeben  wurde.' 
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Der  Gesichtspunkt  des  indischen  Gesetzes,  wie  der  Brüsseler 
Zuckerkonvention,  ist,  dass  die  durch  hohe  Überzölle  ermögUchte 
Überhöhung-  der  Inlandpreise  —  namentlich  unter  Vermittelung- 
der  dadurch  ermög-lichten  oder  erleichterten  Bildung  von  Kartellen 
—  künstlich  zur  Steigerung-  der  Ausfuhr  durch  Überniedrig-ung-  der 
Ausfuhrpreise  und  vielfach  durch  Gewährung- -direkter  oder  indirekter 
Kartell-Ausfuhrprämien  anreize.  Ebenso  wie  geg-en  die  staatlichen 
Prämien,  seien  auch  gegen  diese  Vorteile  und  Kartell-Prämien  die 
Ausgleichszölle  zur  Wahrung  der  Gleichheit  der  verschiedenen 
fremden  Zucker  und  zum  Schutze  der  eigenen  Zuckerindustrie  im 
Einfuhrland  erforderlich. 

Die  britisch-indische  Regierung  hatte  sich,  wie  in  der  Sitzung 
der  Brüsseler  Zuckerkonferenz  vom  3.  März  1902  ausdrücklich 
seitens  der  britischen  Delegierten  zu  Protokoll  gegeben  wurde, 
bereit  erklärt,  nach  dem  Inkrafttreten  der  Brüsseler  Zuckerkonvention 
die  besonderen  Ausgleichszölle  gegenüber  dem  Zucker  aus  den 
Verbandstaaten  aufzuheben.  1) 

In  Gemässheit  eines  Beschlusses  der  britisch-indischen  Re- 
gierung wird  dies  nach  Ablauf  der  Übergangszeit  vom  i.  Sep- 
tember 1903  bis  I.März  1904,  während  welcher  noch  hauptsächlich 
prämiierter  Zucker  nach  Indien  gelangen  werde,  vom  i.  März  1904 
ab  geschehen, 2) 

§  20.   Die  AusgleicliszöUe  des  britisch-sMafrikanischeii  Zoll- 
vereins. 

Der  britisch-südafrikanische  Zollverein  hat  in  der  vom  15.  August 
1903  ab  in  Kraft  getretenen  (?)  Zollvereinskonvention  vom  24.  März 
1903  Art.  53)  im  Zusammenhang  mit  dem  damals  bevorstehenden 
Inkrafttreten  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  gegen  prämiierten 
Zucker  und  gegen  prämiierte  zuckerhaltige  Erzeugnisse  aus  Ländern, 

1)  Primes,  p.  197—198,  397—398- 

*)  Vgl.  §  3.     The  Economist   1903,  p.  649. 

*)  Art.  5  des  Bloemfonteiner  Zoll  Vereins  Vertrages  vom  24.  III.  1903  (South  Afirica 
Cd.   1599 — 1903)  lautet: 

,On  and  after  the  Coming  into  Operation  of  the  Convention  signed  at  Brüssels  on 
the  s**"  day  of  March,  1902,  between  the  United  Kingdom  and  other  Powers  relating 
to  the  abolition  of  the  bounties  on  sugar,  a  special  additional  duty  equivalent  to  any 
bounty  which  may  be  granted  on  sugar  from  any  country  which  is  not  a  party  to  the 
said  Convention  shall  be  levied  and  imposed  on  importation  into  the  Union  of  such 
sugar.  For  the  purposes  of  this  Article  the  term  Sugar  shall  include  sugar  products 
such  as  preserves,  chocolates,  biscuits,  Condensed  milk  and  all  other  analogous  prodncts 
containing  in  a  notable  proportion  sugar  artificially  incorporated.' 

Kaufmann,  Welt-Zuckerindustrie.  9 
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welche  nicht  zu  dem  Zuckerverband  der  Brüsseler  Konvention  ge- 
hören, vom  I.  September  1903  ab  einen  besonderen  Zuschlagszoll 
in  Höhe  der  Prämie  eingeführt.  1) 

§  21.    Das  Unzulängliche  der   staatlichen   Bekämpfung  aus- 
ländischer Zuckerprämien  und  das  Bedürfnis  der  Beseitigung 
derselben  im  Wege  internationaler  Regelung. 

Der  einzelne  Staat  kann  wirtschaftspolitisch  nur  repressiv 
gegen  die  seine  Grenzen  erreichenden  Folgen  von  Wirtschafts- 
vorgängen in  einem  anderen  Lande  reagieren,  mögen  diese  Vor- 
gänge im  anderen  Lande  von  den  Wirtschaftsunternehmungen 
selbständig  ausgehen  (z.  B.  inländische  Monopolbildung  mit  tun- 
lichster Herabsetzung  der  Ausfuhrpreise)  oder  in  Massnahmen  des 
anderen  Staates  (wie  z.  B.  Ausfuhrprämien  und  Ausfuhrtarife)  be- 
stehen. Er  kann  so  reagieren  z.  B.  durch  Einfuhrverbote,  Einfuhr- 
zölle, besondere  Zuschlags-Einfuhrzölle  gegenüber  Waren,  welche 
von  Monopol-Unternehmungen  fremder  Länder  herrühren  oder  für 
welche  Ausfuhrprämien  u.  s.  w.  gewährt  werden.  Nur  mittelbar  — 
indirekt  —  kann  der  einzelne  Staat  durch  solche  repressiven  Mass- 
nahmen gegen  die  seine  Grenzen  erreichenden  Folgen  allerdings 
auch  die  privaten  und  staatlichen  Wirtschaftsvorkehrungen  in  dem 
fremden  Lande  selbst  beeinflussen. 

In  internationalem  Zusammenschluss  können  hingegen  die  so 
verbundenen  Staaten  durch  ihre  international  gemeinsamen  An- 
ordnungen positiv  und  unmittelbar  —  direkt  —  die  staatlichen  und 
privaten  Wirtschaftsvorgänge  und  -gestaltungen  in  einem  jeden 
einzelnen  dieser  Staaten  im  Hinblick  auf  die  Wirkungen  regulieren, 
welche  solche  Wirtschafts  Vorgänge  in  dem  einen  der  verbundenen 

1)  Da  die  anderen  britischen  Selbstverwaltungskolonien  und  Britisch-Ostindien  — 
ebenso  wie  Britisch-Südafrika  —  sich  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  nicht  angeschlossen 
haben,  so  könnte  der  Wortlaut  des  Artikels  5  des  Bloemfonteiner  Zollvereinsvertrages 
den  Gedanken  nahelegen,  dass  der  britisch-südafrikanische  Zollverein  den  besonderen 
Zuschlagszoll  auch  gegen  prämiierten  Zucker  (und  zuckerhaltige  Erzeugnisse)  aus  jenen 
anderen  britischen  Kolonien  auflegen  wolle.  Dies  war  aber  wohl  nicht  gewollt.  Offenbar 
ist  der  Artikel  5  des  Bloemfonteiner  Zollvereinsvertrages  in  enger  Fühlung  mit  der  Re- 
gierung des  britischen  Mutterlandes  und  in  Kenntnis  der  Auffassung  derselben  entstanden, 
welche  sich  bei  Niederlegung  der  Ratifikation  der  Brüsseler  Konvention  ausdrücklich 
gegen  die  Verpflichtung  verwahrte,  die  Strafklausel  des  Artikels  4  der  Brüsseler  Kon- 
vention gegen  den  Zucker  britischer  Selbstverwaltungskolonien  anwenden  zu  müssen. 
Der  Art.  5  des  Bloemfonteiner  Zollvereinsvertrages  ist  wohl  von  der  nämlichen  Auf- 
fassungsweise getragen,  wie  auch  daraus  folgt,  dass  (nach  Art.  4  des  Bloemfonteiner 
Zollvereinsvertrages)  den  andern  britischen  Kolonien  eventuell  sogar  Vorzugstarife  gewährt 
werden  sollen. 
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Staaten  sonst  in  dem  anderen  der  verbundenen  Staaten  hervor- 
rufen würden. 

Ausserdem  können,  ebenso  wie  ein  einzelner  Staat,  auch  in 
ihrem  internationalen  Zusammenschluss  die  verbundenen  Staaten 
gfemeinsam  repressive  Massnahmen  anordnen,  welche  seitens  eines 
jeden  von  ihnen  gfeg-en  die  die  Grenzen  eines  der  verbundenen 
Staaten  erreichenden  Folgen  von  privaten  oder  staatlichen  Wirt- 
schaftsvorgängfen  in  dritten  —  ausserhalb  der  internationalen  Ver- 
bindung- stehenden  —  Staaten  zu  ergreifen  sind. 

Erfolg-t  also  im  Hinblick  auf  die  Folgen,  welche  die  in  einem 
Staate  sich  zutragenden  privaten  oder  staatlichen  Wirtschaftsvorgänge 
in  anderen  Staaten  hervorrufen  können,  ein  internationaler  Zusammen- 
schluss mehrerer  Staaten,  so  ergibt  sich  für  diesen  internationalen 
Staatenverband  eine  nach  innen  und  eine  nach  aussen  sich  kehrende 
Betätigungsrichtung  und  für  jede  dieser  beiden  Betätignngs- 
richtungen  ein  anderer  Inhalt  der  von  dem  internationalen  Staaten- 
verbande  anzuordnenden  Massnahmen. 

Die  in  Beziehung  auf  den  Zucker  in  einzelnen  Ländern  geübte 
staatliche  oder  private  (Kartell-)  Prämienpolitik  ruft  nachteilige 
Wirtschaftsfolgen  in  anderen  Ländern  hervor. 

Der  amerikanische  Ausgleichszoll  von  1897  und  der  indische 
Ausgleichszoll  von  1899  und  190:2  waren  repressive  Massnahmen 
eines  einzelnen  Staates  (der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika)  oder 
eines  in  dieser  Hinsicht  selbständigen  einzelnen  Bestandteiles  eines 
Reiches  (der  britischen  Besitzung-  Ostindien)  gegen  die  ihre  Grenzen  er- 
reichenden nachteiligen  Folgen  der  in  anderen  Ländern  von  dem  Staate 
oder  von  privat-monopolistischen  Wirtschaftsunternehmungen  —  und 
zwar  speziell  in  Beziehung  auf  den  Zucker  —  geübten  Prämienpolitik. 

Die  einseitigen  Repressivmassnahmen  einzelner  Staaten  sind 
mit  anderen  Nachteilen  verknüpft.  So  kann  der  einseitige  Aus- 
gleichszoll einzelner  Staaten  gegen  die  fremden  Zuckerprämien  zu 
einer  erheblichen  Erhöhung  der  inländischen  Zuckerpreise  für  die 
inländischen  Zuckerkonsumenten  fuhren. 

Repressivmassnahmen  einzelner  Staaten  vermögen  ferner  den- 
jenigen nachteilig-en  Folgen  nicht  abzuhelfen,  welche  für  die  Wirt- 
schaftsunternehmungen in  diesem  Staate  dadurch  entstehen,  dass 
die  in  einem  anderen  Lande  geübte  staatliche  oder  private  Prämien- 
politik die  Konkurrenzverhältnisse  in  einem  dritten  Lande  und  auf 
dem  Weltmarkt  verschiebt.  Der  Wettlauf  in  der  Gewährung  und 
Erhöhung  von  Prämien  in  den  verschiedenen  einzelnen  Ländern 
vermag    zwar    diese  nachteiligen  Folgen  zu  beseitigen,  aber  nicht, 

9* 
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ohne  gleichzeitig-  wieder  andere  und  grössere  Nachteile  in  steigendem 
Masse  hervorzurufen. 

Gegenüber  der  in  einzelnen  Ländern  geübten  Zucker-Prämien- 
politik konnten  zwar  einzelne  —  zum  grösseren  oder  geringeren 
Teile  auf  Zuckereinfuhr  angewiesene  —  Staaten,  wie  die  Vereinigten 
Staaten  und  Britisch-Ostindien,  durch  die  einseitige  Repressivmass- 
nahme  der  Ausgleichszölle  sich  helfen. 

Es  konnten  dies  aber  nicht  die  selbst  auf  Zuckerausfuhr  an- 
gewiesenen Staaten  und  auch  nicht  leicht  ein  ganz  auf  Zucker- 
einfuhr angewiesener  und  in  seinen  Wirtschaf tszuständen  im  ganzen 
dem  Freihandel  huldigender  Staat,  wie  Grossbritannien. 

In  einer  Reihe  von  Ländern  —  zunächst  Europas  —  gestalteten 
sich  die  Zuckerverhältnisse  derartig,  dass  die  Fortdauer  der  bisherigen 
Prämienpolitik  für  das  die  Prämien  gewährende  Land  mit  immer 
erheblicheren  Nachteilen  verknüpft  und  für  andere  Länder  immer  un- 
erträglicher ward,  dass  aber  weder  einseitige  Aufhebung  der  Prämien 
dem  einen  Lande,  noch  einseitige  Repressivmassnahmen  dem  anderen 
Lande  möglich  waren,  ohne  mit  der  Beseitigung  der  bisherigen  Nach- 
teile gleichzeitig  andere  neue  schwere  Nachteile  hervorzurufen.^) 

Nur  durch  internationalen  Zusammenschluss  war  es  erreichbar, 
die  Schäden  des  bisherigen  Zustandes  zu  beseitigen,  ohne  neue 
gleich  schwere  oder  schwerere  an  deren  Stelle  zu  setzen. 

Denn  nur  durch  internationalen  Zusammenschluss  jener  Staaten 
konnten  gleichzeitig  für  dieselben  die  Repressivmassnahme  des  Aus- 
gleichszolles nach  aussen  und  die  allseitige  positive  Beseitigung  der 
Prämien  innerhalb  des  internationalen  Verbandes  herbeigeführt 
werden.  2) 

1)  Eine  eventuelle  Ermächtigung  zur  Herabsetzung  oder  Aufhebung  der  Prämien 
war  schon  durch  das  deutsche  Zuckersteuergesetz  von  1896,  §  79,  dem  deutschen 
Bundesrat  und  durch  das  französische  Zuckersteuergesetz  von  1897,  -^'t-  ^i'  ^^'^  f'^°" 
zösischen  Regierung  für  den  Fall  erteilt  worden,  dass  in  anderen  Rübenzucker  erzeugenden 
Ländern  die  bisherigen  Zuckerprämien  ermässigt  oder  beseitigt  würden.  Vorbehalten  war 
in  beiden  Ländern,  dass  jedenfalls  nachträglich  dem  Parlament  Gelegenheit  gegeben  werden 
müsse,   zu  beschliessen,   ob    die   getroffene  Anordnung  definitiv  aufrecht  zu  erhalten  sei. 

2)  Solange  der  internationale  Verband  nur  einen  Teil  der  Zucker  erzeugenden  und 
der  Zucker  einführenden  Staaten  umfasst,  vermag  auch  er  nicht  alle  Nachteile  zu  beseitigen, 
sondern  kann  bei  den  heutigen  weltwirtschaftlichen  Zusammenhängen  sogar  für  die 
Verbandstaaten  solche  auch  neu  hervorrufen.  So  soll  neuerdings,  da  die  Verbandstaateu 
der  Brüsseler  Konvention  ihre  Zuckerprämien  abgeschafft  haben,  der  Prämien  geniessende 
Zucker  Russlands  durch  seine  Billigkeit  dem  Zucker  der  Verbandstaaten  sehr  erfolg- 
reiche Konkurrenz  in  gewissen  Nicht- Verbandstaaten  machen,  die  Zucker  einführen  und 
keine  Ausgleichszölle  verhängen:  so  namentlich  in  der  Schweiz;  ferner  in  Norwegen,  in 
den  Balkanländern  und   in  der  Levante.     „Deutsche  Zuckerindustrie'"   1903,  S.  541. 
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Geschichte  der  Versuche  internationaler  Regelung  der  Zuckerfrage  und  die 
Brüsseler  Zuckerkonvention  vom  5.  März  1902. 


§  22.    Die  Pariser  Zuckerkonvention  vom  8.  November  1864. 

Durch  das  Protokoll,  welches  dem  britisch-belgischen  —  zu 
London  g-eschlossenen  — ■  Handels-  und  Schiffahrtsvertragf  vom 
23.  Juli  18Ö2  angehängt  war,  war  auf  Belgiens  Initiative  die 
erste  Anregnng  zu  internationalen  Massnahmen  1)  behufs  Abschaffung 
der  Zucker- Ausfuhrprämien  gegeben  worden.  2) 

Am  8.  November  18Ö4  wurde  zu  Paris  zwischen  Frankreich, 
Grossbritannien,  Belgien  und  den  Niederlanden  die  erste  Konvention 
zur  Regelung  der  internationalen  Fragen,  betreffend  die  Zucker- 
gesetzgebung und  insbesondere  die  Steuervergütung  (drawback) 
bei  der  Ausfuhr  raffinierten  Zuckers,  geschlossen.  Der  Vertrag 
wurde  am  5.  Juli  1865  ratifiziert.  Die  Bestimmungen  desselben 
traten  nach  dem  Ratifikationsprotokoll  vom  i.  August  1865  ab  in 
Geltung  und  behielten  diese  nach  Art.  21  zehn  Jahre  lang,  also 
bis  zum   I.  August  1875.3) 

Zur  Zeit  des  Inkrafttretens  des  Vertrages  von  1864  bezog  die 
Zuckerindustrie  nur  erst  indirekte  staatliche  Prämien,  welche  sich 
daraus    ergaben,    dass    die  Steuer-Rückvergütung  bei  der  Ausfuhr 


*)  Schippel,  S.  271 — 348.  Rede  des  britischen  Staatssekretärs  des  Auswärtigen 
Marquis  of  Lansdowne  im  House  of  Lords  v.    10.  VIU.    1903. 

2)  Arch.  dipl.  1863  I.,  75  und  II.,  189.  —  La  Vega  IV.,  416.  Vgl.  die  Bemerkung 
des  belgischen  Delegierten  Guillaume  auf  der  Londoner  Zuckerkonferenz  von  1887 
[Commercial  No.  3  {1888)  p.  47].  Schippel,  S.  274.  —  Belgien  hatte  ausweisslich  des 
Protokolls  auch  damals  schon  die  Mit-Hereinziehung  des  Deutschen  Zollvereins  in  die 
internationale  Zuckervereinbarung  ins  Auge  gefasst. 

')  Siehe  Vertrag  u.  Ratifikationsprotokoll  in  Papers  concerning  the  execution  of  the 
Convention  of  November  8,  1864  pp.  (1868)  p.  l — 5.  —  Arch.  dipl.  1865  III,  291.  — 
De  Clercq  VII.  —  Anlage  i  unten.  —  Rede  des  belgischen  Delegierten  und  Präsidenten 
auf  der  Brüsseler  Zuckerkonferenz  v.  7.  VI.   1898  (Primes,  p.  49,  50). 
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—  nach  der  Art  ihrer  Berechnung  —  sich  höher  stellte,  als  die 
vorher  gfezahlte  Steuer. 

Namentlich  hatte  Frankreich,  welches  durch  sein  erstes  Zucker- 
steuergfesetz  von  1837  ^^^^  Fabrikatsteuer  von  dem  Rohzucker 
nach  dem  Gewicht  und  seit  1840  ein  System  der  Steuerstufen  nach 
Farbentypen  eingeführt  hatte,  letzteres  durch  Gesetz  vom  23.  Mai 
1860  aufgegeben  und  einen  Einheitssatz  für  Rohzucker  und  Raffinade 
von  30  Francs  pro  100  kg  geschaffen,  war  dann  aber  1864  zu  dem 
System  der  Farbenmuster  in  einer  Weise  zurückgekehrt,  welche 
den  Raffinerien  bei  der  Ausfuhr  grosse  Prämien  brachte.  1) 

Die  Grundlage  der  internationalen  Vereinbarung  von  i86-t 
war,  dass  bei  der  in  den  einzelnen  Vertragsstaaten  bestehenden 
Rohzuckerbesteuerung  internationalrechtlich  das  Ertragsver- 
hältnis des  Rohzuckers  zu  dem  raffinierten  Zucker  festgelegt  und 
danach  die  Höhe  der  Steuerrückvergütung  bemessen  wurde,  welche 
dem  raffinierten  Zucker  bei  der  Ausfuhr  aus  einem  Vertragslande  ge- 
währt werden  durfte.  Das  Minimum  des  Ertragsverhältnisses  zwischen 
Rohzucker  und  raffiniertem  Zucker  war  durch  Artikel  i  des  Ver- 
trages vom  8.  November  1864  festgestellt.  Das  effektive  Ertrags- 
verhältnis aber  wurde  gemäss  Art.  2  jenes  Vertrages  und  gemäss 
der  Ausführungsvereinbarung  vom  17.  April  18652)  durch  praktische 
Versuche  ermittelt,  welche  eine  Kommission  von  Delegierten  der 
vier  Vertragsmächte  vom  August  1865  bis  August  1866  in  einer 
Zuckerraffinerie  eines  bei  dem  Vertrage  nicht  beteiligten  und  insofern 
neutralen  Landes,  nämlich  in  Preussen  in  der  Stadt  Köln,  anstellte. 
Die  praktischen  Ergebnisse  dieser  Versuche  wurden  auf  einer 
Brüsseler  Konferenz  der  Vertragsmächte  vom  20.  und  21.  Sep- 
tember 1860  internationalrechtlich  fixiert.3)  Auf  diese  Weise  sollte 
durch  den  Vertrag  vom  8.  November  1864  der  Zahlung  staatlicher 
Zuckerausfuhrprämien  vorgebeugt  werden.  Ausserdem  bestimmte 
der  Vertrag  (Artikel  13,  14),  dass  der  Zoll  für  Einfuhr  raffinierten 
Zuckers  des  einen  Vertragslandes  in  ein  anderes  Vertragsland 
seitens  des  letzteren  im  allgemeinen  nicht  höher  oder  nur  in  inter- 
nationalrechtlich eng  begrenztem  Masse  sollte  höher  bemessen 
werden  dürfen,  als  die  Steuerrückvergütung,  welche  da.sselbe  bei 
der  Ausfuhr  von  raffiniertem  Zucker  gewährte. 

Auch  war  schon  vorgesehen  (Art.  19),  dass  die  Vertragsstaaten 
sich  eventuell    über  die  Auflage    eines  besonderen  Zuschlags-  oder 

1)  Heckel,  S.  973. 

^)  Papers  concerning  the  execution  p.  p.  —  p.  24. 

^)  Papers  concerning  the  execution  p.  p.  —  p.  28  sq. 
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Ausg-leichszoUes  auf  raffinierten  Zucker  aus  solchen  Nicht- Vertragfs- 
ländern  verständigfen  wollten,  welche  ihrem  raffinierten  Zucker  eine 
i^.usfuhr-Prämie  gewährten. 

§  23.    Die  Versuche   internationaler  Neuregelung"   von  dem 

JErlöschen   der  Pariser  Zuckerkonvention  von  1864  bis  zur 

Londoner  Zuckerkonvention  von  1888. 

Durch  die  Fortschritte  der  Technik  hatte  sich  die  Ausbeute 
an  Zucker  aus  dem  Zuckerrohmaterial  — ,  wenigstens  insoweit  es 
sich  um  Rübenzucker  handelte,  —  im  Laufe  des  Jahrzehntes,  während 
dessen  der  Vertrag  von  1864  in  Geltung  stand,  bedeutend  über  das- 
jenige Mass  hinaus  gesteigert,  welches  auf  Grund  der  Kölner  Ver- 
suche von  1 865/1 866  internationalrechtlich  fixiert  worden  war.  Diese 
internationalrechtliche  Fixierung  hatte  daher  praktisch  abermals  zu 
-einer  immer  sich  erhöhenden  versteckten  Zuckerausfuhrprämie 
namentlich  für  die  französischen  Zuckerraffinerien  geführt. 

Der  Vertrag  von  1864  konnte  deshalb  über  seine  ursprünglich 
bestimmte  zehnjährige  Dauer  hinaus  nicht  aufrechterhalten  werden. 
JEin  neuer  Vertrag  der  vier  Staaten,  welcher  zu  Brüssel  am 
II.  AugTist  1875 1)  unterzeichnet  wurde,  wollte  in  folgender  Weise 
abhelfen:  In  Belgien  sollte  das  System  des  1864er  Vertrages  mit  einer 
Reihe  zeitgemässer  Abänderungen  und  Kontrollverstärkungen  auf- 
recht erhalten  werden ;  in  Frankreich  und  den  Niederlanden  aber  sollte 
•durch  Steuervisitation  (exercise)  der  Rübenzuckerfabriken  und  der 
Raffinerien  während  des  Zuckerproduktionsprozesses  das  wirkliche 
Ausbeuteverhältnis  zwischen  dem  der  Besteuerung  unterliegenden 
Rohmaterial  und  dem  raffinierten  Zucker  kontrolliert  und  danach 
-die  Steuerrückvergütung  des  letzteren  bei  der  Ausfuhr  bemessen 
und  dieses  letztere  System  der  Steuervisitation  des  Produktions- 
prozesses auf  Grund  einer  alsdann  zu  schliessenden  besonderen 
Vereinbarung  in  Zukunft  auch  in  Grossbritannien  eingeführt  werden, 
wenn  dort,  wo  seit  1874  vom  Zucker  kein  Zoll  und  keine  Steuer 
mehr  erhoben  wurden,  in  Zukunft  wieder  Abgraben  auf  den  Zucker 
:gelegt  werden  würden.  Aber  diese  Brüsseler  Vereinbarung  vom 
II.  August  1875  stiess  namentlich  in  den  Niederlanden  auf  Wider- 
spruch. Man  wollte  dort  sich  die  Freiheit  bewahren,  die  Zucker- 
steuern abzuschaffen  und  dafür  den  Betrieb  der  Zuckerfabriken 
und  Raffinerien  nicht  unter  Steuervisitation  zu  bringen,  und  glaubte 


1)  Commercial  No.  20  (1875),    p.  203—205.     Arch.    dipl.    1876/77  II.   253.     De 
Clercq  XI  371.     Neumann  et  Plason  XI   1907. 


236  Kapitel  III.     Geschichte  der  Versuche  internationaler  Regelung  etc. 

diese  letztere  Befugnis  unter  der  Konvention  von  1875  nicht  zu 
behalten.!)  Die  Brüsseler  Konvention  vom  11.  August  1875  wurde 
daher  nicht  ratifiziert.  Auch  die  erneuten  Verhandlungen,  welche 
zwischen  den  vier  Staaten  auf  einer  Konferenz  zu  Paris  im  Juli 
und  August  1876  gepflogen  wurden,  führten  nur  dazu,  dass  in  dem 
Pariser  Schlussprotokoll  vom  9.  August  18762)  die  verschiedenen 
—  eine  Vereinbarung  zur  Zeit  ausschliessenden  —  Standpunkte 
derselben  konstatiert  wurden. 

Von  belgischer  Seite  war  betont  worden,  bei  der  Verschieden- 
heit der  Gesetzgebungen,  der  Besteuerung,  der  industriellen  Orga- 
nisation und  der  ökonomischen  Zustände  in  den  vier  Vertragsstaaten 
könne  im  Wege  internationaler  Vereinbarung  nicht  ein  identisches 
System,  sondern  nur,  wie  durch  die  Konvention  von  1875,  ein 
System  von  Äquivalenten,  von  gleichwertigen  Konzessionen 
und  Einrichtungen  in  den  verschiedenen  Vertragsstaaten  hergestellt 
werden."') 

Gegen  die  von  französischer  Seite  empfohlene  internationale 
Einführung  chemischer  Messung  des  Zuckergehalts  im  Rohzucker 
(saccharimetrie)*)  wurden  von  britischer  Seite  Bedenken  sowohl 
wegen  der  Schwierigkeiten  der  Auswahl  der  erforderlichen  Proben 
wie  auch  wegen  der  Ungenauigkeit  der  Koeffizienten  an  Stärke- 
(Trauben-)zucker  und  Salzen  erhoben.  Eine  Schwierigkeit,  die  von 
französischer  Seite  geltend  gemacht  wurde,  war,  dass  Grossbritannien 
nicht  bereit  schien  zu  Massnahmen,  durch  welche  von  dem  britischen 
Markte  Rohzucker  aus  Prämien  gewährenden  Nicht-Vertragsstaaten 
ferngehalten  würde. 

Die  Delegierten  aller  vier  Staaten  einigten  sich  —  auf  An- 
regung der  niederländischen  Delegierten  —  aber  dahin,  ihren 
Regierungen  die  Prüfung  der  Frage  zu  empfehlen,  ob  es  nicht 
wünschenswert  sei,  zu  späteren  neuen  Konferenzen  auch  noch 
verschiedene  andere  Staaten,  die  an  dem  Vertrage  von  18Ö4 
nicht  teilgenommen  hatten,  speziell  Deutschland,  Österreich- Ungarn 
und  Italien,   zuzuziehen,  um  so  die  Beseitigung  gewisser  Ungleich- 


^)  Schreiben  des  britischen  Gesandten  im  Haag  vom  8.  IV.  1876  und  Erklärung 
des  belgischen  Ministers  des  Auswärtigen  vom  selben  Tage.  [Commercial  No.  13  (1876) 
p.   16,   17.] 

'■*)  Commercial  No.   i8  (1876)  p.  82 — 84. 

*)  Erklärung  des  belgischen  Delegierten  Guillaume  in  der  Sitzung  vom  17.  VII.  1876 
[Commercial  No.   18  (1876)  p.  21,  22]. 

*)  Siehe  den  -wissenschaftlichen  Bericht  der  zugezogenen  Iranzösischen  Sachver- 
ständigen darüber  in  Commercial  No.    18  (1876)  p.  85 — 112. 
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heiten,  deren  Vorhandensein  die  letzten  internationalen  Verhand- 
lungen erschwert  hatte,  zu  versuchen  und  wechselseitige  Zugeständ- 
nisse vorzubereiten,  welche  durch  die  Aussicht  auf  einen  bedeutend 
erweiterten  internationalen  Markt  vielleicht  erleichtert  werden 
könnten. 

Bei  den  früheren  internationalen  Vereinbarungen  hatte  es  sich 
um  die  Beseitigung  der  Prämien  für  raffinierten  Zucker  gehandelt, 
von  welchen  der  Rohrzucker  ebensowohl  wie  der  Rübenzucker 
Vorteil  gezogen  hatte.  Seit  den  70  er  Jahren  des  1 9.  Jahrhunderts 
steigerte  sich  aber  die  Ausfuhr  des  Rohzuckers  —  namentlich 
aus  Deutschland  und  Österreich  —  ausserordentlich  infolge  der  Roh- 
zuckerprämien, welche  aus  der  Rückvergütung  der  Rüben  steuern 
erwuchsen.  Dadurch  wurde  die  Verwendung  des  Rohrzuckers  als 
Rohmaterial  der  Raffinerien  zurückgedrängt.  Nicht  mehr  bloss  die 
Konkurrenz  zwischen  den  Raffinerien  der  verschiedenen  Länder, 
sondern  die  Konkurrenz  zwischen  den  Rohrzuckerländern  und  den 
Rübenzuckerländern  erschien  durch  die  Prämien  künstlich  ver- 
schoben. Um  diesem  Übelstand  durch  internationale  Vereinbarung 
abzuhelfen,  war  jedenfalls  die  Zuziehung  auch  von  Deutschland  und 
Osterreich- Ungarn  zu  letzterer  erforderlich.  1) 

Seit  Beginn  der  80 er  Jahre  bemühte  Grossbritannien  sich  eine 
internationale  Zuckerkonferenz  auf  solcher  räumlich  erweiterten 
internationalen  Grundlage  zu  stände  zu  bringen.^)  Eine  Einladung 
zu  einer  internationalen  Konferenz,  welche  die  britische  Regierung 
auf  Empfehlung  eines  besonderen  vom  House  of  Commons  zur  Unter- 
suchung der  Zuckerverhältnisse  gebildeten  Komitees  1881  an  die  drei 
anderen  früheren  Vertragsstaaten,  sowie  an  Deutschland  und  Öster- 
reich-Ungarn richtete,  blieb  aber  zunächst  ebenso  ohne  Erfolg,  wie 
ein  1885  von  Belgien  unternommener  Versuch,  eine  internationale 
Konferenz  über  die  Zuckerfirage  zu  stände  zu  bringen.  Die  Gründe, 
welche  die  Abhaltung  einer  solchen  Konferenz  wünschenswert 
machten,  verstärkten  sich  jedoch  im  Laufe  der  Jahre,  und  gleich- 
zeitig erweiterte  sich  der  Kreis  der  für  diese  Zuckerfragen  bedeut- 
samen Staaten. 

Für  Grossbritannien  machten  —  abgesehen  von  den  Interessen 
der  britischen  Zuckerraffinerien  —  namentlich  die  Interessen  der 
Zuckerrohr  produzierenden  britischen  Kolonien  und  zwar  besonders 
der  britischen  Kolonien  in  Westindien  die  Herstellung  einer  inter- 
nationalen Verständigung  immer  wünschenswerter. 

^)  Schippe!,  S.  290,  291. 

2)  Siehe  Commercial  No.   11    (1880);  Commercial  No.   2,  3,    !3,    15  (188S). 
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Durch  Cirkularschreiben  vom  2.  Juli  1887^)  erliess  die  britische 
Regfierung-  daher  abermals  eine  Einladung-  zu  einer  internationalen 
Konferenz  über  die  Zuckerfrag-e  und  zwar  diesmal  an  alle  für  die 
Zuckerfrag-e  in  Betracht  kommenden  Staaten,  d.  h.  ausser  an  die 
1881  eing-eladenen  fünf  Staaten  ferner  auch  an  Italien,  Spanien, 
Portugal,  Schweden-Norwegen,  Dänemark,  Rumänien,^)  sowie 
namentlich  auch  an  Russland,  die  Vereinigten  Staaten  und  Brasilien/^) 

Ohne  damit  die  Erörterung  anderer  von  anderen  Regierungen 
zur  Diskussion  zu  stellenden  Punkte  ausschliessen  zu  wollen,  sollte 
nach  der  Meinung  der  britischen  Regierung  die  Konferenz  sich 
namenthch  mit  folgenden  Fragen  befassen: 

1.  Welche  Schritte  können  ergriffen  werden,  um  die  Ursachen 
-der  Störung  der  Zucker  produzierenden  und  raffinierenden  Industrien 
zu  beseitigen,  soweit  diese  Störungsursachen  auf  Akte  der  Re- 
gierungen zurückzuführen  sind? 

2.  Würde  es  für  die  verschiedenen  Regierungen  angängig  sein, 
sich  auf  das  System  der  Herstellung  und  Raffinierung  des  Zuckers 
unter  fiskalischer  Kontrolle  (in  bond)  zu  verständigen? 

3.  Ist  eine  Einigung-  über  ein  gemeinsames  System  zur  Her- 
stellung eines  entsprechenden  Verhältnisses  zwischen  Steuer- 
abgaben und  Steuerrückvergütungen  bei  den  verschiedenen 
Methoden  der  Besteuerung  der  Rüben,  des  Zuckerrohrs,  des 
Zuckersaftes  u.  s.  w.  derart  möglich,  dass  diese  Verhältnis- 
mässigkeit in  Beziehung  auf  das  eine  Steuersystem  als  gleich- 
wertig mit  der  Verhältnismässigkeit  in  Beziehung  auf  das  andere 
Besteuerungssystem  erachtet  werden  kann? 

4.  Überhaupt,  welche  Massnahmen  sind  geeignet,  alle  daran 
interessierten  Regierungen  zur  Aufg-abe  der  Zuckerprämien  zu 
bestimmen? 

Von  den  eingeladenen  Staaten  lehnten  Portugal,  Norwegen 
und  Rumänien  von  Anfang  an  ab.'^)  Brasilien  nahm  anfangs  zwar 
die  Einladung  an, 5)  sein  Vertreter  beteiligte  sich  aber  nicht  an  der 
Konferenz,  f«)    und    später    beschränkte   Brasilien    sich    darauf,    sein 

^)  Commercial  No.  2  (1888),  p.   36. 

'■*)  Commercial  No.  2  (1888),  p.  78. 

•')  Bezüglich  Ägyptens  vgl.  Commercial  No.  13  (1888),  p.  231  u.  No.  15  (1888), 
p.  164,  172;  bezüglich  „des  ganzen  ottomanischen  Reiches'"  Commercial  No.  15  (1888}, 
p.  272. 

*')  Commercial  No.  2  (1888)  p.  67,  73,  95. 

"')  Commercial  No.  2  (1888)  p.  72,  87.    ■ 

'^)  Commercial  No.  2  (1888)  p.   166. 
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prinzipielles  Einverständnis  mit  der  beschlossenen  Konvention  aus- 
zusprechen, ohne  derselben  formell  beizutreten.  1)  Die  Vereinigten 
Staaten  lehnten  es  ab,  offiziell  an  der  Konferenz  teilzunehmen, 
Hessen  sich  aber  durch  einen  Delegierten  „zur  Information"  auf 
derselben  vertreten.-)  Schweden 3)  zogf  sich  im  Laufe  der  Ver- 
handlung-en  zurück. 

Die  internationale  Konferenz  tag'te  in  London  unter  dem  Vor- 
sitz des  britischen  Delegierten  Baron  Worms  1887  und  1888  in 
drei  Sessionen.*) 

§  24.    Die  nicht  ratifizierte  Londoner  Zuckerkonvention  vom 

30.  Augaist  1888. 

Am  30.  August  1888  wurde  von  selten  Deutschlands,  Österreich- 
Ungarns,  Grossbritanniens,  Belgiens,  der  Niederlande,  Italiens, 
und  Russlands  zu  London  eine  internationale  Konvention  nebst 
zugehöriger  Deklaration  unterzeichnet.-^) 

Auch  auf  sämtliche  Kolonien,  Besitzungen  und  transozeanischen 
Provinzen  der  Vertragsstaaten,  speziell  Grossbritanniens,")  sollten 
die  Bestimmungen    der  Konvention  Anwendung   finden  (Art.  10).') 

Nach  dieser  Londoner  Konvention  vom  30.  August  1888  sollten 
die  Vertragsstaaten  verpflichtet  sein,  keine  offene  oder  versteckte 
Zucker-Fabrikations-  oder  -Ausfuhr-Prämie  mehr  zu  gewähren,  Behufs 
Erreichung-  dieses  Resultates  verpflichteten  sie  sich,  die  Herstellung, 
Raffinierung  und  Aufbewahrung  des  Zuckers  dem  Steuerkontroll- 
verfahren (regime  de  Tentrepot)  unter  unausgesetzter  Bewachung 
durch    fiskalische    Beamte    zu    unterwerfen    und    die    Zuckersteuer 


1)  Commercial  No.    13  (1888)  p.  230. 

2)  Commercial  No.  2  (r888)  p.  49,  52,   iig,   127,   167. 
')  Commercial  No.    13  (1888)  p.  209,  230. 

*)   I.  24.  XT.— 19.  XII.    1887.  —  Commercial  No.  3  (1888)  p.  giU'g. 

2.  5.  IV.—   12.  V.    1888.   —   Commercial  No.    13  (1888)  p.  s8fg. 

3.  16.— 30.  Vrn.    1888.   —  Commercial  No.    13  (1888)  p.    185% 

Vgl.  auch  Commercial  No.  2  (1888)  p.  131  — 132  Berichte  der  britisch.  Delegierten 
V.  22.  XII.    1887. 

5)  Commercial  No.   13  (1888)  p.  225—229.  —  Anlage  2   unten. 

^)  Sämtliche  britische  Kolonien  und  Besitzungen  waren  zum  Beitritt,  soweit  ihre  Ein- 
willigung erforderlich  war,  bereit.  Commercial  No.  2  (1888)  p.  167.  Commercial  No.  15 
(1888)  p.  33,  37,  72,  282.  Bezüglich  der  Kolonien  u.  s.  w.  der  anderen  Vertragsstaaten 
vgl.  auch  Commercial  No.   2  (1888)  p.    165. 

')  Es  sollte  aber  nach  (2,  4,  6,  8)  10  Jahren  nicht  bloss  ein  Vertragsstaat  im  ganzen 
(Art.  9),  sondern  nach  Art.  10  Abs.  2  auch  eine  einzelne  Kolonie  eines  solchen  —  ver- 
treten durch  die  Regierung  des  Mutterlandes  —  von  dem  Vertrage  zurücktreten  können. 
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lediglich  von  den  (verkehrsfertigen  und)  zum  inneren  Konsum  be- 
stimmten Zuckerquantitäten  zu  erheben,  nicht  aber  für  den  auszu- 
führenden Zucker  irgendwelche  Steuervergütung  oder  Steuerrück- 
erstattung zu  gewähren.  1)  Doch  sollten  diejenigen  Vertragsländer, 
welche  entweder  überhaupt  keine  Zuckersteuern  erhöben  oder  bei 
der  Zuckerausfuhr  keinerlei  Steuervergütung  oder  -rückvergütung 
gewährten,  —  solange  sie  bei  einem  dieser  beiden  Systeme  verharrten, 
—  von  der  Verpflichtung  befreit  bleiben,  die  oben  erwähnte  Steuer- 
Kontrolle  über  die  Herstellung,  Raffinierung  und  Aufbewahrung 
des  Zuckers  zu  üben.  Ausserdem  sollte  für  Russland  das  Gleiche 
gelten,  solange  Russland  bei  seinem  damaligen  System  verbleibe, 
die  Zuckersteuer  nach  einem  einzigen  Satze  von  der  gesamten 
fabrizierten  Zuckermasse  zu  erheben  und  bei  der  Ausfuhr  aller 
Zuckerarten  eine  Rückverg'ütung  zu  gewähren,  welche  jenen  Satz 
nicht  übersteige. 

Endlich  verpflichteten  sich  die  Vertragsstaaten,  den  Zucker  aus 
Nicht- Vertragsstaaten,  welche  offene  oder  versteckte  Zuckerprämien 
gewährten,  entweder  von  der  Einfuhr  überhaupt  auszuschliessen 
oder  bei  der  Einfuhr  mit  einem  die  Höhe  jener  Prämie  übersteigenden 
Extra-Gegenzoll  zu  belasten,  2) 

Dieser  Grundsatz  der  Gegenmassnahmen  gegen  prämiierten 
Zucker  aus  Nicht- Vertragsländern  war  auf  eine  Anregung  von  spa- 
nischer Seite  in  die  Konvention  aufgenommen  worden.-')  Dänemark 
hatte  dageg"en  protestiert,  weil  der  Grundsatz  mit  der  Meist- 
begünstigungsklausel   in  anderen  Verträgen  zwischen  Teilnehmern 

^)  Inzwischen  waren  die  einzelnen  Rübenzuckerstaaten  mehr  und  mehr  von  der 
Besteuerung  des  Rohstoffes  (Rüben)  oder  des  Halbfabrikates  (Zuckersaft)  zur  Fabrikat- 
steuer übergegangen.  Dadurch  wurde  die  Eingehung  internationaler  Vereinbarungen  mit 
dem  im  Text  bezeichneten  Inhalt  möglich. 

-)  Art.  7  Abs.  3  der  Konvention  behielt  weitere  Vereinbarungen  vor,  um  zu  ver- 
hindern, dass  Prämienzucker  aus  ISiicht-Vertragsländem,  der  im  Transit  durch  Ver- 
tragsländer befördert  sei,  sich  der  Vorteile  der  Konvention  teilhaftig  mache.  Vgl. 
hierzu  die  Erklärungen  Belgiens  in  seinem  Memorandum  vom  Juni  1888.  Commercial 
No.   13  (188S),  p.   203. 

3)  Commercial  No.  3  (1888),  p.  54 — 55,  58 — 59.  Commercial  No.  13  (1888),  p. 
143 — 146,  214.  Der  spanische  Delegierte  hatte  [Commercial  No.  3  (1888),  p.  54  und 
No.  13  (1888),  p.  214]  die  Ansicht  vertreten:  mit  der  Meistbegünstigangsklausel  sei  es 
unvereinbar,  prämiierten  Zucker  unter  denselben  Bedingungen  ins  Land  zu  lassen,  wie 
nichtprämiierten  Zucker.  Der  niederländische  Delegierte  hatte  [Commercial  No.  3  (1888), 
p,  56 — 57]  darauf  hingewiesen,  dass  „Uberzölle"  in  mehreren  Ländern  ursprünglich  über- 
haupt nicht  als  „Schutzzölle",  sondern  als  „Ausgleichszölle"  eingeführt  seien,  um  durch 
Rückerstattung  der  von  anderen  Ländern  bei  der  Ausfuhr  bewilligten  Prämien  bei  der 
Einfuhr  an  der  Grenze  die  Horizontalität  der  Austauschfläche  wiederherzustellen. 
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und  Nichtteilnehmern  an  dieser  Konvention  nicht  zu  vereinbaren 
sei.  Auch  die  Niederlande  und  Frankreich  hatten  einen  Wider- 
spruch mit  der  Meistbegfünstig-ungsklausel  annehmen  zu  müssen 
geglaubt,  während  Deutschland  dieser  Auffassung  ausdrücklich 
entgegentrat.  1) 

Unter  Berufung-)  auf  den  Artikel  13  der  Pariser  Konvention 
vom  8.  November  1864  und  den  Artikel  4  der  Brüsseler  Konvention 
vom  II.  August  1875^)  hatten  die  Niederlande  beantragt,  inter- 
nationalrechtlich die  Erhebung  eines  Überzolles  bei  der  Einfuhr  von 
Zucker  des  einen  Vertragslandes  in  ein  anderes  Vertragsland  ganz 
auszuschliessen  oder  eventuell  wenigstens  diesen  ÜberzoU  auf  ein 
bestimmtes  Höchstmass  zu  beschränken.^) 

Für  die  in  erster  Linie  beantragte  völlige  Beseitigung  des 
Überzolles,  d.  h.  der  Mehrbesteuerung  des  Zuckers  aus  fremden 
Vertragsländern  über  die  Besteuerung  des  nationalen  Zuckers,  hatten 
sie  sich  darauf  berufen,  dass,  wie  der  französche  Landwirtschafts- 
minister Teisserenc  de  Bort  es  bei  den  Verhandlungen  von  1870 
ausgesprochen  habe,  die  wechselseitige  Eröffnung  der  Absatzmärkte 
eine  der  Bedingungen  des  Vertrag's-Regimes  sei.^)  Für  den  eventu- 
ellen Antrag    hatten    sie   geltend   gemacht :    auch  wenn  man  nicht 


^)  Die  Gegenmassnahmen  gegen  prämiierten  Zucker  hielten  mit  der  Meistbegün- 
stigungsklausel für  vereinbar  (von  derselben  sogar  erfordert:  Spanien  vgl.  oben  S.  140  Note  3): 
Spanien. 

Deutschland  Commercial  No.    13  (1888),  p.    148,  200  und  besonders  214. 

Österreich-Ungarn         „  „      13   (1888),  p.   148 — 149,  214  (?). 

Russland  ,.  „13  (1888),  p.   149. 

Grossbritannien  ^  n      '3  (1888),  p.   149 — 150    [vgl.    auch  Commercial  No.  2 

(1888),  p.    160]; 

für  nicht  vereinbar: 
Dänemark     Commercial  No.    13  (1888),  p.    149,   192  und  besonders  204,  213,  218. 
Niederlande  ,.  «13  (1888),  p.    149,  208. 

Frankreich  „  ?>      13  (1888),  p.  (149),   192  und  besonders  210.  214. 

Belgien  „  b      13  (1888),  p.    149,  welches    aber  bereit    war,    der  anderen 

Mehrheitsansicht  sich  anzuschliessen,  p.  203. 

Vgl.  auch  Mr.  Lubbocks  Ausführung  in  Commercial  No.  2  (1888),  p.  141. 
Femer  das  Gutachten  von  Professor  Shelden  Amos  und  von  Barrister-at-Law  Shepheard 
vom  22.  VII.  1879  und  ein  späteres  abermaliges  Gutachten  Shepheards  über  diese  Frage 
(im  Anhang  mitgeteilt  bei  Beeton  p.    131  — 133,   125 — 133). 

2)  Commercial  No.  3  (1888),  p.  55 — 57,  39,  40. 

ä)  Sowie  ferner  unter  Berufung  auf  Artikel  7  eines  Vertragsentwurfes,  welchen  die 
Delegierten  der  vier  Staaten  Grossbritannien,  Frankreich,  Belgien  und  die  Niederlande 
1877  zu  Brüssel  beschlossen  hätten. 

*)  Commercial  No.   13  (1888),  p.  97,  98. 

*)  Commercial  No.  3  (1888),  p.  56. 
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jenen  Standpunkt  des  Freihandels,  sondern  den  Standpunkt  der 
Sicherung-  des  nationalen  Absatzmarktes  für  die  nationale  In- 
dustrie einnehme,  sei  zu  beachten,  dass  der  Überzoll,  falls  er  ein 
g-ewisses  Mass  überschreite,  nicht  bloss  als  vSchutzzoU  für  den  inneren 
Markt,  sondern  als  versteckte  Ausfuhrprämie  wirke.  Deshalb  handele 
es  sich  hierbei  nicht  bloss  um  eine  innere  Frag-e  des  einzelnen 
Landes,  sondern  um  eine  internationale  Frage,  i)  die  mit  der  Fragte 
der  Beseitigfung-  der  Prämien  überhaupt  zusammeng*ehöre.  Die 
internationalrechtliche  Beg^renzung"  des  Überzolles  sei  erforderlich, 
um  durch  denselben  als  Schutzzoll  den  nationalen  Absatzmarkt  für 
die  nationale  Zuckerindustrie  zu  sichern,  ohne  letzterer  zu  erlauben, 
durch  masslose  —  kartell-monopolistische  —  Erhöhung-  des  Inland- 
preises auf  Kosten  der  inländischen  Zuckerkonsumenten  sich  eine 
indirekte  Ausfuhrprämie  zu  verschaffen.  Ausserdem  sei  aber  die 
internationalrechtliche  Verpflichtung-  derjenig"en  Vertragsländer, 
welche  noch  keinen  Überzoll  hätten,  —  es  war  das  ausser  den 
„exportierenden"  Niederlanden  selbst  namentlich  das  „importierende" 
Grossbritannien  2)  —  erforderlich,  es  bei  diesem  Zustand  zu  belassen.  3) 
Die  internationalrechtliche  Beseitigung  oder  Begrenzung  des  Über- 
zolles zu  Gunsten  der  Zuckereinfuhr  aus  den  anderen  Vertrags- 
ländern sei  endlich  auch  deshalb  wichtig,  weil  sie  für  die  Nicht- 
Vertragsstaaten  einen  bedeutenden  Anreiz  bilden  werde,  ihren  im 
Interesse  der  Vertragsstaaten  wünschenswerten  Beitritt  zu  der  Kon- 
vention zu  bewerkstelligen.*) 

Die  Niederlande  hatten  ausdrücklich  betont,  dass  ihr  Antrag 
auf  internationalrechtliche  Beseitigung  oder  Begrenzung  des  Über- 
zolles die  Verhältnisse  zwischen  Mutterland  und  Kolonien  nicht  mit- 
umfassen, sondern  dass  in  dieser  Hinsicht  es  jedem  Lande  freibleiben 
solle,  das  ihm  passende  System  zu  befolgen.  5) 

Abgesehen  von  Belgien  6)  wiesen  die  anderen  Konferenzstaaten 
aber  die  niederländische  Auffassung  entschieden  zurück,  dass  der 
Überzoll  als  versteckte  Ausfuhrprämie  betrachtet  werden  könne, 
und  erklärten,  sich  in  Beziehung  auf  den  Überzoll  ihre  volle  staat- 
liche Freiheit  wahren  und  denselben  nicht  allgemein  zum  Gegen- 
stand    internationalrechtlicher    Festsetzung     machen     zu    wollen.') 

^)  Commercial  No.   13  (1888),  p.  97,  98,    151  — 158. 

'-')  Commercial  No.   13  (1888),    p.     156:      Erklärung     des    belgischen    Delegierten. 

*)  Commercial  No.   13  (1888),  p.  97. 

•*)  Commercial  No.    13  (1888),  p.   151,    152. 

•'')  Commercial  No.    13  (1888),  p.  98. 

<*)  Commercial  No.   13  (1888),  p.   152,   153,   156,   158,  203. 

•)  Commercial  No.    13  (1888),  p.    156,    152 — 158. 
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Gleichzeitige  drangen  aber  mehrere  Konferenzstaaten  stark  darauf 
hin,  Grossbritannien  speziell  möge  für  den  britischen  Markt  die 
Verpflichtung  übernehmen,  es  bei  den  bisherigen  Zuständen  zu 
belassen  und  weder  einen  Überzoll  zu  Ungunsten  der  Einfuhr  des 
Zuckers  aus  den  fremden  Vertragsländern  noch  einen  Differentialzoll 
zwischen  dem  Zucker  aus  den  britischen  Kolonien  und  dem  aus  den 
fremden  Vertragsländem  einzuführen. i)  Grossbritannien  lehnte  eine 
derartig-  einseitige  Bindung  anfänglich  zwar  entschieden  ab,  willigte 
schliesslich  aber  doch  in  dieselbe  ein.  2) 

Grossbritannien  sollte  demgemäss  nach  Artikel  4  Abs.  2  der 
Konvention  verpflichtet  sein,  den  Zucker  aus  fremden  Vertrag's- 
ländern  in  Grossbritannien  nicht  mit  Abgaben  zu  belasten,  welche  demi 
Zucker  britischer"^)  Herkunft  oder  Fabrikation  nicht  auferlegt  wären.. 
Ferner  sollte  nach  Art.  4  Abs.  i  in  Grossbritannien  und  in  den 
britischen  Kolonien  die  Einfuhr  von  Rübenzucker  aus  Vertrags- 
ländern mit  keinem  anderen  Zoll  (Differentialzoll)  als  der  Rohrzucker 
aus  Vertrag-sländern  belegt  werden  dürfen.  Daraus  ergab  sich  im 
Zusammenhalt  mit  der  vorher  erwähnten  Bestimmung,  dass 
der  Rübenzucker  aus  Vertragsländern  bei  der  Einfuhr  nach 
Grossbritannien ^)  mit  keinem  höheren  Zoll  als  der  Rohrzucker  aus 
den  britischen  Kolonien  belegt  werden  durfte. 

Zur  Überwachung  der  Ausführung  der  Bestimmungen  der  inter- 
nationalen Konvention  sollte  eine  ständige  internationale  Kommission 
nebst  einem  ständigen  internationalen  Bureau  gebildet  werden. 
Ausserdem  sollte  nach  der  Deklaration  vom  30.  August  1888  acht 
Monate  nach  diesem  Tage,  also  früh  genug  vor  dem  auf  den 
I.  September  1891  festgesetzten  Inkrafttreten  der  Konvention,  eine 
besondere  internationale  Kommission  mit  der  Aufgabe  gebildet 
werden,  die  in  den  Vertragsstaaten  bestehenden  oder  projektierten 
Gesetze  auf  ihre  Übereinstimmung  mit  den  Vorschriften  der  Kon- 
vention zu  prüfen  und  darüber  einen  Bericht  an  die  britische 
Regierung  zu  erstatten,  welche  denselben  den  anderen  interessierten 
Regierungen  mitteilen  sollte. 

1)  Commercial  No.    13  (1888),  p.    152  —  158,    186,   188,   189. 

2)  Commercial  No.   13  (1888),  p.   157,    156,    186,   188,    189. 

•■')  Britischer  Zucker  in  diesem  Sinne  sollte  nicht  nur  der  Zucker  Grossbritanniens 
sondern  auch  der  der  britischen  Kolonien  sein.  Vgl.  die  ausdrückliche  Erklärung  des 
britischen  ersten  Delegierten  in  Commercial  No.    13  (1888),  p.   189. 

•*)  Für  die  Einfuhr  nach  den  britischen  Kolonien  war  zwar  die  Difterenzierung 
des  Zolles  zwischen  Rohrzucker  und  Rübenzucker  aus  Vertragsländern,  anscheinend 
aber  nicht  die  Differenzierung  des  Zolles  zwischen  dem  (Rüben-)  Zucker  aus  Vertrags- 
ländern und  dem  (Rohr-)  Zucker  aus  anderen  britischen  Kolonien  ausgeschlossen. 
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Aber  auch  die  Londoner  Konvention  vom  30.  August  1888 
wurde  nicht  ratifiziert  und  trat  nicht  in  Geltung-,  Sie  scheiterte 
hauptsächhch  an  dem  Widerstände  Frankreichs,  welches  die  Kon- 
vention auch  schon  nicht  mit  unterzeichnet,  sondern  sich  in  dem 
Protokoll  vom  30.  August  1888  auf  die  Erklärung  seines  prinzipiellen 
Einverständnisses  mit  dem  Vorbehalte  beschränkt  hatte,  später 
formell  beizutreten,  wenn  seine  Bedenken  beseitigt  würden, 

Frankreich  1)  hatte    seinen  Beitritt    davon    abhängig    gemacht, 

1.  dass  alle  Länder,  welche  Rohzucker  oder  raffinierten  Zucker 
erzeugten,  beiträten  und 

2.  dass  es  vorgängig  Kenntnis  von  den  Gesetzgebungen  der 
verschiedenen  Vertragsstaaten  erhielte,  welche  entsprechend  dem 
Inhalte  der  Konvention  eine  vollständige  und  absolute  Garantie 
gegen  die  Gewährung-  irgend  einer  offenen  oder  versteckten  Zucker- 
Fabrikations-  oder  -Ausfuhr-Prämie  zu  geben  bestimmt  seien. 

Österreich-Ungarn  2)  hatte  die  Konvention  zwar  unterzeichnet, 
aber  in  dem  Protokoll  vom  30.  August  1888  sich  für  den  Fall, 
dass  am  i,  September  1891  der  Beitritt  eines  oder  mehrerer 
•europäischer  als  Zucker-Produzenten  oder  -Konsumenten  wichtiger 
Staaten  noch  ausstehen  sollte,  gleichfalls  freie  Hand  vorbehalten, 
ob  oder  ob  nicht  es  dann  die  Konvention  von  jenem  in  Artikel  9 
derselben    bestimmten    Tage    ab    zur  Ausführung    bringen   könne. 

Dänemark 3)  hatte  die  Konvention  nicht  unterzeichnet  wegen 
der  in  Artikel  7  derselben  bestimmten  Extra-Gegenzölle  gegen 
prämiierten  Zucker  aus  Nichtvertragsländern,  da  diese  Bestimmung 
nach  der  Meinung  Dänemarks  mit  dessen  in  mehreren  früheren 
Verträgen  eingegangenen  Verpflichtungen  zur  Gewährung  der 
Meistbegünstigung  unvereinbar  war.  Es  hatte  sich  darauf  beschränkt, 
im  Protokoll  vom  30.  August  1888  seine  Zustimmung  zu  den  übrigen 
Artikeln  der  Konvention  auszusprechen. 

Da  —  abgesehen  von  anderen  Staaten  —  die  Vereinigten 
-Staaten  und  Brasilien  nicht  beitraten,  fehlte  die  von  Frankreich 
für  seinen  Beitritt  gestellte  erste  Bedingung.  Infolge  des  Nicht- 
Beitrittes Frankreichs  aber  lag  die  Voraussetzung  vor,  unter  welcher 
auch  Österreich-Ungarn  sich  freie  Hand  vorbehalten  hatte, 

Frankreich*)   behauptete    trotz    des  in  der  Konvention  vorge- 


1)  Commercial  No.  2  (1888)  p.  69,    75,    "/j.     Commercial  No.   13    (1888)  p.  206, 
210,  230, 

*)  Commercial  No.  13  (1888)  p.  229. 
')  Commercial  No.  13  (1888)  p.  230. 
*)  Commercial  No.   13  (1888)  p,  206. 
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sehenen  Extra-Geg-enzolles  gfeg-en  Prämien-Zucker  aus  Nicht- Ver- 
tragsländern zur  Begründung-  seiner  Haltung,  dass  solcher  Prämien- 
zucker aus  Ländern,  die  der  Konvention,  wenn  auch  nur  einstweilen, 
nicht  beigetreten  seien,  auf  gewissen  Märkten  sich  unter  Bedingungen 
präsentieren  würde,  welche  es  dem  französischen  Zucker  nicht 
möglich  machen  würden,  die  Konkurrenz  auszuhalten.  Ferner  aber 
hänge  der  wirksame  Ausschluss  aller  Prämien  in  den  Vertrags- 
staaten gerade  von  dem  Detail  der  in  dieser  Hinsicht  von  ihnen 
zu  treffenden  Massnahmen  ab,  und  deshalb  müsse  dieses  Detail 
feststehen  und  den  Mächten  bekannt  sein,  ehe  dieselben  in  der  Lage 
wären,  die  internationale  Konvention  zu  unterzeichnen. 

§  25.     Die  Bemüliungren   um    internationale    Regelung    der 

Zuckerfrage   von  1888   bis   1901.    Die   Brüsseler  Konferenz 

von  1898.    Das  Pariser  Protokoll  vom  22.  Oktober  1900. 

Aus  der  Haltung  der  britischen  Regierung  auf  der  Londoner 
Zuckerkonferenz  von  1 887/1 888  war  noch  nicht  allseitig-  die  Über- 
zeugung erwachsen,  dass  Grossbritannien  im  Falle  des  Scheiterns 
der  Konvention  entschlossen  sei,  zum  Schutze  des  britischen  Zucker- 
raffinerie-Gewerbes und  der  Zuckerrohr  anbauenden  britischen  Kolo- 
nien einseitige  staatliche  Massnahmen  zu  ergreifen,  welche  den 
fremden  Prämienzucker  vom  britischen  Markte  ausschliessen  würden. 
Daher  kam  es  hauptsächlich,  dass  einige  der  anderen  Konferenz- 
staaten in  ihrem  Widerstand  beharrten  und  die  Konvention  zum 
Scheitern  brachten. 

Allerdings  war  in  Grossbritannien  schon  vor  der  Londoner 
Zuckerkonferenz  von  Vertretern  der  Zuckerindustrie  und  der  Arbeiter- 
schaft derselben,  sowie  von  anderen  Arbeitervereinigungen  und 
namentlich  von  Vertretern  der  kolonialen  Zuckerinteressen  energisch 
verlangt  worden,  dass  Grossbritannien  eventuell  selbständig  Gegen- 
zölle gegen  die  fremden  Zuckerprämien  anordne.^) 

Nach  dem  Scheitern  der  Konvention  von  1888  erwies  es  sich 
aber,  dass  die  damalige  britische  Regierung  hierzu  in  der  Tat  noch 
nicht  entschlossen  war,  vielleicht  weil  sie  auch  Bedenken  im  Hinblick 
auf  die  Meistbegünstigungsklausel  in  bestehenden  Verträgen  hatte. 2) 


1)  Vgl.  die  Liste  der  Mitteilungen  von  britischen  Vereinen  und  sonstigen  Inter- 
essenten an  die  britischen  Delegierten  auf  der  Londoner  Zuckerkonferenz,  Commercial 
No.  2  (1888),  p.  133 — 163;  namentlich  die  Rede  Lubbocks  [als  Deputierten  des  west- 
indischen Komitees,  p.   139 — 141. 

2)  Vgl.  das  Memorandum  des  britischen  Zuckerraffinerien-Vereins  in  Commercial 
No.  3  (1898)  p.  4,2. 

Kaufmann,  Welt-Zuckerindustrie.  10 


146  Kapitel  III.     Geschichte  der  Versuche  internationaler  Regelung  etc. 

Die  Zucker- Verhältnisse  im  britischen  Reiche  nahmen  aber 
unter  dem  Einfluss  des  Fortbestandes  der  ausländischen  Zucker- 
prämien immer  mehr  eine  Entwickelung,  welche  die  britische 
Regierung-  zu  energischen  Massnahmen  hindrängen  musste. 

Ungefähr  ein  Jahrzehnt  später  regte  der  britische  Kolonialminister 
Chamberlain  durch  Schreiben  vom  15.  Dezember  1897  ^)  bei  dem  briti- 
schen Auswärtigen  Amt  die  Berufung  einer  neuen  internationalen  Kon- 
ferenz über  die  Zuckerfrage  an.  Dabei  schlug-  er  ausdrücklich  vor, 
in  der  Einladung  zwar  jede  Drohung  zu  vermeiden,  aber  den  be- 
treffenden anderen  Staaten  in  freundlicher  Weise  klar  zu  machen, 
dass  die  britische  Regierung  die  Ruinierung  der  westindischen 
Zuckerindustrie  durch  die  Wirkung  der  ausländischen  Prämien 
nicht  dulden  und  in  einer  oder  der  anderen  Form  das  britische 
Parlament  bei  seiner  nächsten  Tagung  um  Beistand  für  die  britischen 
Kolonien  angehen  werde.  Da  sich  herausstellte,  dass  fast  um 
dieselbe  Zeit  Belgien  bereits  Schritte  getan  hatte,  um  eine  inter- 
nationale Zuckerkonferenz  zu  berufen,  so  stand  Grossbritannien 
von  seiner  Initiative  ab  und  nahm  die  belgische  Einladung  nach 
Brüssel  an,  nachdem  es  sich  vorher  vergewissert  hatte,  dass  das 
Programm  der  Konferenz  weit  genug  für  Grossbritanniens  Wünsche 
gefasst  sei.  2) 

Im  Unterschiede  von  den  früheren  Zuckerkonventionen  hatte 
schon  die  nicht  ratifizierte  Londoner  Zuckerkonvention  vom  30. 
August  1888  den  Vertragsstaaten  ausdrücklich  nicht  bloss  die  ver- 
steckten, sondern  auch  die  offenen  Zucker-Fabrikations-  und  -Aus- 
fuhrprämien untersagt. 

Es  waren  nämhch  inzwischen  in  mehreren  Staaten  mit  dem 
Übergang  zur  Fabrikatsteuer  und  zur  Herstellung  des  Zuckers  unter 
Steuerkontrolle  nur  noch  die  im  Inland  in  Verkehr  gesetzten  Zucker- 
massen zur  Versteuerung  gebracht,  die  ausgeführten  Zuckermengen 
aber  unversteuert  gelassen  worden,  so  dass  mit  der  Steuer-Rückver- 
gütung auch  die  darin  enthaltene  indirekte  Prämie  bei  der  Ausfuhr  in 
Wegfall  gekommen  war.  Andererseits  aber  waren  eine  Reihe  von 
Staaten  mit  dem  Übergang  zur  Fabrikatsteuer  und  der  Beseitigung 
der  indirekten  Prämien  zur  Einführung  direkter  Ausfuhrprämien 
geschritten.  Österreich-Ungarn  hatte,  wie  früher  erwähnt,  gleich- 
zeitig mit  der  Verbrauchsabgabe  oder  Fabrikatsteuer  solche  direkten 
Ausfuhrprämien  seit  dem  i .  August  1888  (Gesetz  für  die  cisleithanischen 


1)  Commercial  No.  3  (1898)  p.  7,  vgl.  auch  p.  22,  27. 

^)  Commercial  No.  3  (1898)  p.   11,  22,  23,  27,  28,  29;   18,  21,  28,  31,  33. 
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Länder  vom  20.  Juni  1888)  eingeführt.  Deutschland  war  ihm  darin 
durch  Gesetze  von  1891  und  (27.  Mai)  1896  gefolgt.  Frankreich  hatte 
sich  dem  Vorgange  der  beiden  mitteleuropäischen  Länder  ange- 
schlossen und  durch  Gesetz  vom  7.  April  1897  gleichfalls  offene 
direkte  Zucker- Ausfuhrprämien  eingeführt,  aber  —  im  Unterschiede 
von  jenen  beiden  Staaten  —  daneben  auch  noch  die  indirekten 
(Produktions-  u.  s.  w.)  Prämien  beibehalten. 

Eine    internationale   Regelung    der  Frage    der  Zuckerprämien 
musste  daher  fortan  die  Beseitigung  sowohl    der    direkten    als  der 
indirekten  Prämien  ins  Auge  fassen. 
m  Eingeladen  wurden  von  Belgien  zu  der  in  Brüssel  abzuhaltenden 

Zuckerkonferenz  die  Rübenzucker  exportierenden  und  Prämien  ge- 
währenden europäischen  Länder  Deutschland,  Österreich-Ungarn, 
Frankreich,  Niederlande  einerseits  und  Grossbritannien,  welches 
den  hauptsächlichsten  auswärtigen  Absatzmarkt  jener  bildete  und 
die  Abschaffung  der  Prämien  herbeiführen  wollte,  andererseits,  1) 
ferner  Russland,  dessen  europäischer  Zuckerexport  noch  gering 
war,  und  Schweden  und  Spanien.  2) 

Nach  der  belgischen  Einladung  sollte  die  Konferenz  die  Auf- 
gabe haben,  die  Frage  der  Unterdrückung  der  Zucker-Ausfuhr- 
prämien und  diejenigen  Punkte,  welche  damit  in  Verbindung  ständen, 
zu  prüfen. 3)  Auf  vorherige  Anfrage  Grossbritanniens,*)  ob  dies 
Programm  nicht  bloss  die  direkten,  sondern  auch  die  indirekten 
Prämien  und  femer  auch  die  inneren  Prämien  für  die  Produktion 
von  Zuckerrüben  und  von  Rübenzucker  einschlösse,  hatte  Belgien 
bejahend  mit  dem  Zusätze  geantwortet,  dass  die  Frage  auf  der 
Konferenz  nach  allen  ihren  Seiten  und  Zusammenhängen  solle 
behandelt  werden  können.^)  Daraufhin  nahm  das  britische  Aus- 
wärtige Amt  im  Einvernehmen  mit  dem  britischen  Kolonialamt 
und  dem  britischen  Handelsamt  die  Einladung  an.^) 

Andererseits  hatte  Frankreich,  welches  damals  unter  der  Leitung 
des  hochschutzzöllnerischen  Ministeriums  Meline  stand,  die  Einladung 
mit  dem  Vorbehalte  angenommen,  dass  die  Verhandlungen  sich 
nur  auf  die  Frage  der  Ausfuhrprämien,  nicht  aber  auch  auf  die 
innere  Zuckersteuergesetzgebung  und  speziell,    was  Frankreich  an- 


1)  Commercial  No.  3  (1898)  p.   11,  27. 

2)  Primes,  p.  36—38,  45- 

')  Commercial  No.  3  (1898)  p.   J  l,  27. 
*)  Commercial  No.  3  (1898)  p.  22,  27 — 29. 
*>)  Commercial  No.  3  (1898)  p.  23,  29. 
«)  Commercial  No.  3  (1898)  p.  31 — 33. 
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ginge,  nicht  auf  das  französische  Gesetz  vom  29.  Juli  1884  erstrecken 
sollten.  1) 

Da  dieser  Standpunkt  von  den  französischen  Delegierten  auf 
der  internationalen  Konferenz,  welche  vom  7. — 25.  Juni  1898  in 
Brüssel  tagte,^)  festgehalten  wurde, ^)  war  die  Konferenz  von  vorn- 
herein zur  Resultatlosigkeit  verurteilt.*)  Denn  aus  der  Gestaltung 
der  inneren  Steuergesetzgebung  ergaben  sich  in  mehreren  der 
Konferenzstaaten  für  die  Zuckerproduktion  Vorteile,  welche  indirekt 
auch  die  Ausfuhr  der  Erzeugnisse  derselben  erleichterten  und  des- 
halb bei  der  P'rage  der  Abschaffung  der  fiskalischen  Ausfuhrprämien 
notwendig  mit  in  Betracht  kommen  mussten.^)  Ausser  Frankreich 
wollte  namentlich  auch  Russland  keinerlei  Änderung  seiner  inneren 
staatlichen  Einrichtungen  und  Gesetzgebung  in  Beziehung  auf  den 
Zucker  der  internationalen  Konferenz  zur  Verhandlung  anheimgeben 
und  lehnte  es  auch  ab,  sich  irgendwie  internationalrechtlich  hin- 
sichtlich des  Masses  des  Überzolles  zu  binden,  welcher  dem  aus 
dem  Auslande  eingeführten  Zucker  noch  über  den  Betrag  der 
Besteuerung  des  inländischen  Zuckers  auferlegt  werden  dürfe.«) 

Grossbritannien  hätte  wohl  trotzdem  —  zunächst  wenigstens 
mit  Deutschland,  Österreich-Ungarn,  Belgien  und  den  Niederlanden  — 
eine  Konvention  zu  stände  bringen  können,  wenn  es  bestimmt  in 
die  Aufnahme  der  „Straf kl ausel"  (Einfuhrverbot  oder  Ausgleichs- 
zoll) gegen  prämiierten  Zucker  gewilligt  hätte.  Aber  die  britische 
Regierung  war  damals  noch  immer  nicht  zu  diesem  Entschlüsse 
gelangt,'')  möglicherweise  weil  die  Mehrheit  der  West  India  Royal 
Commission  von  1897  (anders  der  Vorsitzende  dieser  Kommission) 
in  ihrem  Bericht  noch  die  Verhängung  von  Ausgleichszöllen  gegen 
die  fremden  Zuckerprämien  widerraten  hatte.^) 

Unter  diesen  Umständen  beschränkte  die  Konferenz  von   1898 


1)  Schreiben  des  französischen  Ministers  des  Auswärtigen  Hanotaux  an  den  belgischen 
Gesandten  in  Paris  v.  5.  III.   1898.     (Primes,  p.  39). 

2)  Protokolle  derselben  in  Primes,  p.  45 — 120.  Stellungnahme  Deutschlands 
Primes.  p.  56,  57,  75. 

3)  Primes,  p.  64 — 69,   100,   loi,   102,   106,   107. 
*)  Primes,  p.    121. 

^)  Primes,  p.   102,    103,  75,   107,   117. 

®)  Primes,  p.  85 — 88,  94  (Erwiderung  Österreich-Ungarns,  p.  96 — 99);  p.  108, 
109 — 1 1 1. 

')  Vgl.  die  Schreiben  des  britisch-indischen  Delegierten  Ozanne  an  den  Finanz- 
sekretär des  India  Office  v.  15.  n.  18.  VI.  1898.  Countervailing  Duties  in  (East)  India, 
p.   17 — 20. 

8)  Report  of  the  West  India  Royal  Commission  1897  (C.  8655),  p.   12,   13,  72,  74. 
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sich  darauf,  1)  sich  zu  vertagen  und  die  belgische  Regierung  zu 
ersuchen,  dieselbe  möge  im  "Wege  diplomatischer  Verhandlungen 
mit  den  anderen  Regierungen  eine  Grundlage  für  die  Erzielung 
eines  internationalen  Einvernehmens  ausfindig  zu  machen  und  bzw. 
herzustellen  versuchen. 

Auf  der  Konferenz  war  es  gar  nicht  zu  einer  definitiven 
Beschlussfassung  über  die  Frage  gekommen,  welche  Länder  not- 
wendig an  dem  internationalen  Abkommen  sich  beteiligen  müssten, 
damit  das  letztere  zu  verwirklichen  und  wirkungsvoll  sein  könne.^) 

Auf  der  Konferenz  war  die  Frage  aufgeworfen  worden,  ob  es 
mit  der  etwa  im  Verhältnis  zu  dritten  Staaten  bestehenden  ver- 
tragsmässigen  Meistbegünstigungsklausel  unvereinbar  sei,  in  dem 
internationalen  Zuckerabkommen  besondere  Ausgleichszölle  gegen- 
über dem  Zucker  aus  Prämien  gewährenden  Ländern  vorzusehen, 3) 
und  eventuell,  wie  diesem  Umstände  in  Zukunft  abzuhelfen  sei. 
Die  französischen  und  russischen  Delegierten  sprachen  sich  dahin 
aus,  dass  solche  Ausgleichszölle  gegenüber  bestehenden  Meistbe- 
günstigungsansprüchen dritter  Staaten  nicht  zulässig  seien,  während 
der  präsidierende  belgische  Delegierte  die  Einführung  derselben 
als  unbedingt  notwendig  für  den  Erfolg  des  Zuckerabkommens 
bezeichnete. 

Kurz  vor  der  Brüsseler  Konferenz  von  1898  —  am  5.  Mai  1898  — 
hatte  sich  der  damalige  Vizekönig  von  Britisch-Ostindien  Lord 
Elgin  noch  gegen  Ausgleichszölle  auf  Zucker  ausgesprochen,  der 
aus  Prämien  gewährenden  Ländern  nach  Indien  eingeführt  würde. 
Wenige  Monate  nach  dem  vorläufigen  Scheitern  der  Brüsseler 
Konferenz  von  1898  —  am  20.  März  1899  —  aber  wurden  in  Lidien 
solche  Ausgleichszölle  beschlossen.  Dieser  Umschlag*  in  der 
Stellungnahme  der  indischen  Regierung  war  unter  dem  Eindruck 
der  Vergeblichkeit  der  Brüsseler  Konferenz  und  infolge  der  Ein- 
wirkung des  britischen  Kolonialministers  Chamberlain  auf  den 
Staatssekretär  für  Indien  (Depesche  des  ersteren  an  letzteren  vom 
7.  Januar  1899)  erfolgt.  Äusserungen  des  britischen  Handelsministers 
zu  Anfang  Mai  1899  Hessen  erkennen,  dass  die  britische  Regierung 
überhaupt  mehr  und  mehr  zu  dem  ernstlichen  Entschlüsse  kam, 
eventuell     auch     für     Gross britannien    .selbst     solche     Ausgleichs- 


')  V?^*  J^iicii  die  Beschlüsse  derselben,  bzw.  der  Kommission  derselben  im  Hinblick 
auf  die  Verschiedenartigkeit  der  Zuckergesetzgebung  in  den  verschiedenen  Konferenz- 
Staaten.     (Primes,  p.  88,  89.) 

2)  Primes,  p.  55,  78. 

3)  Primes,  p.  78—81. 
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zolle  einzuführen,  wenn  die  Abschaffung-  der  Prämien  im  Wege 
internationaler  Verständigung-  nicht  zu  erreichen  sein  sollte. i)  Ein 
Votum  des  britischen  Parlamentes  vom  i^.  Juni  1899,  welches  mit 
grosser  Mehrheit  die  indischen  Ausgleichszölle  guthiess,  gab  in- 
direkt der  britischen  Regierung  ge wisser massen  freie  Hand  zur 
Ergreifung  der  Massnahmen,  welche  sie  behufs  Beseitigung  der 
Prämien  erforderlich  erachten  würde. 2)  Einige  Tage  vorher,  am 
12,  Juni  1899,  hatte  ein  fast  einstimmig  angenommener  Beschluss 
der  Londoner  Handelskammer  der  britischen  Reg-ierung  anempfohlen, 
mit  Deutschland,  Österreich-Ungarn  und  anderen  Staaten  Ver- 
handlungen über  Abschaffung  der  Prämien  einerseits  und  Verbot 
der  Zuckereinfuhr  aus  Präipien  gewährenden  Ländern  andererseits 
einzuleiten.3) 

Diese  Vorgänge  verfehlten  nicht  ihres  Eindruckes  auf  die 
Regierung  Frankreichs,  wo  inzwischen  das  Ministerium  Waldeck- 
Rousseau  mit  Delcasse  als  Minister  des  Auswärtigen  ans  Ruder 
gekommen  war. 

Zwar  glaubte  die  französische  Regierung  auf  die  drei  V©r- 
mittlungsvorschläge  nicht  eingehen  zu  können,  welche  ihr  die 
belgische  Regierung  in  Ausführung  des  der  letzteren  von  der  Brüsseler 
Konferenz  1898  erteilten  Mandates  zunächst  unterbreitet  hatte.'^)  Die 
französische  Regierung  gab  aber  den  1898  vertretenen  Standpunkt  auf, 
kein  internationales  Abkommen  eingehen  zu  wollen,  welches  auch  eine 
Änderung-  des  inneren  französischen  Zuckersteuersystems  nötig 
machen  würde.  Sie  benachrichtigte  die  belgische  Regierung,  dass 
sie  bereit  sein  würde,  in  erneute  Konferenz-Verhandlungen  einzu- 
treten, und  suchte  zunächst  mit  Deutschland  und  Österreich-Ungarn 
ein  Einverständnis  zu  erreichen,  dass  seitens  der  letzteren  eine  blosse 
entsprechende  Verminderung  der  inneren  Zucker-Fabrikations- 
prämien Frankreichs  als  Ausgangspunkt  der  Verhandlungen  der 
neuen  Brüsseler  Konferenz  angenommen  würde, &)  Nachdem  zu 
diesem  Behufe  zunächst  mehrere  technische  französische  Beamte 
im  Winter  (November-Dezember)  1899  nach  Berlin  entsandt  worden 
waren,  fand  auf  Veranlassung  des  französischen  Ministers  des 
Auswärtigen  c)    im  Oktober  1900    zu  Paris    eine  Vorkonferenz  von 

1)  Primes,  p.   133,   134. 
^)  Primes,  p.    137. 
*)  Primes,  p.    136.    140. 
*)  Primes,  p.    125 — 128;   138. 

'•)  Schreiben  Delcasse's  vom  20.  VII.,  11.  VIII.,  16.  XI.  1899  u.  s.  w.  (Primes, 
p.   138—148). 

"}  Schreiben  desselben  vom    13.  VI.    1900  (Primes,  p,    148,    149). 
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technischen  Delegierten  Deutschlands,  P^ankreichs  und  Österreich- 
Ung-arns  statt,  welche  sich  in  dem  Protokoll  vom  22.  Oktober  19001) 
einigte,  auf  folg-ender  Grundlage  die  Brüsseler  Verhandlungen 
wieder  aufzunehmen: 

1.  Abschaffung  der  direkten  Zucker-Ausfuhrprämien, 

2.  Verminderung  der  bisherigen  indirekten  französischen  Zucker- 
Fabrikationsprämie  in  einer  im  Protokoll  näher  bezeichneten  Weise, 
wodurch  dieselbe  um  nicht  ganz  zwei  Drittel  des  bisherigen  Be- 
trages erniedrigt  werden  sollte. 

Am  19.  Januar  19012)  machte  die  französische  Regierung  der 
belgischen  Regierung  den  Vorschlag,  auf  dieser  Grundlage  die 
Brüsseler  Verhandlungen  wieder  aufzunehmen.  Am  18.  Februar 
1 90 1 3)  erhielt  sie  von  letzterer  die  Benachrichtigung,  dass  der 
Vorschlag-  den  verschiedenen  Staaten,  welche  an  der  früheren 
Konferenz  teilgenommen  hatten,  von  Belgien  unterbreitet  worden  sei, 
und  dass  Belgien  selbst  zur  Wiederaufnahme  der  Verhandlungen 
auf  jener  Grundlage  bereit  sei,  jedoch  mit  dem  ausdrücklichen 
Vorbehalte,  dass  abgesehen  von  der  in  dem  Pariser  Protokolle  vor- 
gesehenen indirekten  französischen  Prämie  unter  keinen  Formen 
mehr  Prämien  zugelassen  werden  sollten.  Belgien  hatte  die 
französische  Regierung  ersucht,  den  letzteren  Vorbehalt  den  Re- 
gierungen Deutschlands  und  Österreich-Ungarns  bekannt  zu  geben. 
In  seiner  Erwiderung  vom  28.  Februar  1901,  in  welcher  der 
französische  Minister  des  Auswärtigen  erklärte,  dass  er  diesem 
Ersuchen  Belgiens  stattgegeben  habe,  bemerkte  er  gleichzeitig, 
jenen  Vorbehalt  Belgiens  auf  die  indirekten  Vorteile  zu  beziehen, 
welche  in  mehreren  Ländern  unter  dem  Schutze  eines  Überzolles 
durch  Kartellbildung  und  monopolistische  Überhöhung  des  in- 
ländischen Zuckerpreises  indirekt  der  Zuckerindustrie  für  die  Er- 
leichterung der  Zuckerausfuhr  verschafft  worden  seien.  Er  hob 
dabei  hervor,  dass  die  Vorteile  aus  dem  ÜberzoU  ja  auch  schon 
von  der  Brüsseler  Konferenz  von  1898  als  zu  beseitigende  Prämien 


1)  Primes,  p.  157 — 162,  163,  164.  Frankreich  hatte  Ermässigung  seiner  indirekten 
Fabrikationsprämie  um  1/3  angeboten,  Deutschland  hatte  Ermässigung  um  ^jg  verlangt, 
so  dass  die  indirekte  französische  Prämie  in  Zukunft  höchstens  2,88  Francs  für  lon  kg 
Zucker  ausmachen  sollte.  Diesem  Verlangen  schloss  Österreich-Ungarn  sich  an.  Man 
einigte  sich  schliesslich  auf  einen  Modus,  bei  welchem  die  fortbestehende  indirekte 
Prämie  nach  französischer  Berechnung  sich  auf  höchstens  4,95  Francs  für  icx)  kg  raffi- 
nierten Zucker  und  höchstens  4,35  Francs  für  icx)  kg  Rohzucker  von  88 •'/o  Zuckergehalt 
belaufen  haben  würde.     (Primes,  p.   160,   161,  247.) 

2)  Primes,  p.    164 — 166. 
')  Primes,  p.    166 — 169. 
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anerkannt  worden  seien,  dass  das  französisch-deutsch-österreichisch- 
ungfarische  vorbereitende  Abkommen  vom  22.  Oktober  1900  der 
Verhandlung-  dieser  Frage  nicht  entgegenstehe,  da  es  sich  nur  auf  die- 
jenigen Punkte  beziehen  sollte,  über  welche  auf  der  Brüsseler 
Konferenz  von  1898  kein  Einvernehmen  erreicht  werden  konnte, 
und  dass  daher  ein  Vorbehalt  Belgiens,  die  Frage  des  Zucker- 
Überzolles  der  neuen  Brüsseler  Konferenz  zu  unterbreiten,  seitens 
Frankreichs  als  berechtigt  und  zulässig  erachtet  werde.  1) 

§  26.    Die  Brüsseler  Konferenzen  von  1901  bis  1902  und  die 
Brüsseler  Zuckerkonvention  vom  5.  März  1902. 

Am  16.  Dezember  1901  trat  die  internationale  Zuckerkonferenz 
in  Brüssel  zu  einer  neuen  Session  zusammen.  Russland  nahm 
daran  nicht  mehr  teil,^)  wohl  aber  alle  anderen  an  der  früheren 
Konferenz  von  1898  beteiligten  Staaten  und  ausserdem  Italien  und 
Rumänien.3)  Die  internationale  Zuckerkonferenz  tagte  mit  zwei 
Unterbrechungen*)  vom  i6.  Dezember  1901  bis  5.  März  1902,  an 
welch  letzterem  Tage  die  Brüsseler  Zuckerkonvention  nebst  Schluss- 
protokoll von  den  Vertretern  sämtlicher  Konferenzstaaten  mit 
Ausnahme  Rumäniens,  d.  h.  also  von  den  Vertretern  Deutschlands,. 
Österreichs  und  Ungarns,  Frankreichs,  Grossbritanniens,  Belgiens,, 
der  Niederlande,  Italiens,  Spaniens  und  Schwedens  unterzeichnet 
wurde.»)  Zu  Gunsten  Rumäniens  war,  obwohl  es  zu  den  Zucker 
ausführenden  Ländern  gehörte,  von  der  Konferenz  erst  ein  ähnlicher 
Vorbehalt  angenommen  worden,  wie  er  in  Art.  6  zu  Gunsten 
Spaniens,  ItaHens  und  Schwedens  für  solange  festgesetzt  wurde,, 
als  diese  Länder  keinen  Zucker  ausfähren  würden.«)  Auf  Antrag 
Österreich-Ungarns  aber  war  der  Vorbehalt  zu  Gunsten  Rumäniens 
später    aus    dem     Konventionsentwurf    wieder     entfernt    worden.'') 


^)  Primes,  p.    172. 

■^)  Auf  Antrag  des  österreichisch-ungarischen  Delegierten  sprach  die  Konferenr 
(in  der  Sitzung  v.  3.  III.  1902)  sich  dahin  aus,  Belgien  möge  Russland  nicht  bloss  die 
Konvention,  sondern  auch  die  Konferenz-Protokolle  mitteilen,  und  schloss  sich  dabei 
dem  Wunsche  ihres  Vorsitzenden  an,  Russland  möge  nicht  definitiv  für  das  Vertrags- 
werk  verloren  sein.     (Primes,  p.  390,   183.) 

*j  IMmes,  p.   173,   175. 

*)  Die  erste  Unterbrechung  dauerte  vom  20.  XII.  1901  bis  20.  I.  1902,  die  zweite 
vom  31.  I.  bis  22.  n.   X902. 

•^)  Siehe  die  Brüsseler  Zuckerkonvention  u.  Schlussprotokoll  v.  5.  III.  1902  ini 
Primes,  p.  407 — 419.  —  Anlage  3  unten. 

")  Primes  p.   362,  363. 

")  Primes,  p.  363,  364  (Sitzung  v.  28.  11.   1902). 


§  26.     Die  Brüsseler  Konferenzen  von   1901   bis   1902  etc.  153 

Rumänien  erklärte  darauf  in  der  Schlusssitzung"  vom  5.  März  1902- 
die  Konvention  nicht  unterzeichnen,  sondern  sich  seine  Handlung-s- 
freiheit  bewahren  zu  wollen.  1) 

Verpflichtung-  zur  Abschaffung"  aller  direkten  und  indirekten 
staatlichen  Erzeugungs-  oder  Ausfuhrprämien  für  den  Zucker^ 
Stellung-  des  Zucker-Produktionsprozesses  und  der  Zuckeraufbe- 
wahrung- unter  fiskalische  Kontrolle,  Beschränkung-  des  Überzolles- 
und  Erhebung-  eines  Ausgleichszolles  (oder  Ausschluss  von  der  Ein- 
fuhr) gegenüber  prämiiertem  Zucker  fremder  Staaten  —  sind  die 
grundlegenden  Bestimmungen  der  Konvention,  die  auch  die  Bildung 
einer  ständigen  internationalen  Zuckerkomniission  herbeiführte. 

Entscheidend  fiir  das  nunmehrige  Zustandekommen  des  inter- 
nationalen Vertragswerkes  war  insbesondere  die  entschlossene 
Haltung  Grossbritanniens. 2)  Die  Zucker  ausführenden  Staaten  des 
europäischen  Kontinents  konnten  nicht  mehr  daran  zweifeln,  dass 
Grossbritannien  durchgreifende  Gegenm assnah men  treffen  würde, 
wenn  die  internationale  Einigung  wieder  nicht  gelingen  und  auf 
dem  europäischen  Kontinente  die  Zuckerprämien  bestehen  bleiben 
würden. 

Die  auf  die  Zuckerausfuhr  angewiesenen  Länder  Deutschland, 
Frankreich  und  Österreich-Ungarn  konnten  und  wollten  es  aber 
nicht  darauf  ankommen  lassen,   den  britischen  Markt   zu  verlieren. 

Als  namentlich  von  belgischer  Seite  eine  Beschränkung  der 
Höhe  des  ÜberzoUes  auf  dasjenige  Mass  verlangt  wurde,  welches 
ausreiche,  um  der  Zuckerindustrie  der  einzelnen  Länder  den  inneren 
nationalen  Markt  zu  sichern,  aber  nicht  eine  Kartellbildung  mit  mono- 
polistischer Überhöhung  der  Inlandpreise  zulasse,3)  erhob  die  französi- 
sche Delegation  keinerlei  Widerspruch,  sondern  Hess  ihr  Einverständnis 
erkennen.*)  Von  britischer  Seite  wurde  als  das  zulässige  Höchst- 
mass  des  ÜberzoUes  alsbald  der  Betrag  von  fünf  Francs  für  100  kg 
Zucker  bezeichnet. 5)  Deutschland  und  Österreich-Ungarn  suchten 
erst  eine  intemationalrechtliche  Beschränkung  des  Höchstmasses 
des  Überzolles  überhaupt  hintanzuhalten  und  bestritten,  dass  die 
aus  der  Kartellierung  der  Industrie  erwachsenden  Vorteile  mit  den 
fiskalischen  Prämien  auf  eine  Linie  gestellt  werden  könnten.«)    Dann 


^)  Primes,  p.  400. 

2)  Miscellaneous  No.  5  (1902)  p.   17,  32,  35,  45. 

*)  Primes,  p.  202 — 204,  254.  —  Miscellaneous  No.  5  (1902),  p.  12,  13,  18,  25,.30,  43. 

*)  Primes,  p.  206,  207. 

^)  Primes,  p,  205,  257,  309, 

•)  Primes,  p.  204,  205,  255. 
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^ber  stellten  sie  sich  auf  den  Standpunkt,  das  Pariser  vorbereitende 
Abkommen  vom  22.  Oktober  1900  zwischen  ihnen  beiden  und 
PVankreich  habe  die  Gesamtheit  der  Konzessionen  bilden  sollen, 
welche  als  Grundlage  der  neuen  Brüsseler  Konferenz  in  Vorschlag* 
zu  bringen  seien.  Danach  wäre  von  einer  Ermässigung  des 
Überzolles  keine  Rede  gewesen,  sondern  .sie  hätten  nur  in  die 
Aufgabe  ihrer  direkten  Prämien  und  nur  unter  dieser  Voraus- 
setzung in  den  Fortbestand  einer  indirekten  Prämie  von  höchstens 
4,95  Francs  für  100  kg  Zucker  in  Frankreich  gewilligt.  Würde 
nun  aber  die  internationalrechtliche  Beschränkung  des  Überzolles 
zu  einer  Bedingung  des  internationalen  Abkommens  gemacht,  so 
müssten  sie  die  Verhandlungen  über  alle  Punkte  als  wieder  er- 
öffnet erachten.  Denn  die  Beschränkung  des  Überzolles  auf  5  Francs 
erscheine  für  sie  unannehmbar,  wenigstens  insbesondere  —  wie 
Deutschland  hinzusetzte  —  solange  Frankreich  eine  indirekte 
Prämie  von  4,95  Francs  aufrechterhalte,  die  an  sich  wie  ein 
Schutzzoll  von  gleicher  Höhe  wirke. ^)  Demgegenüber  vertrat 
Frankreich  zwar  die  Auffassung,  über  die  Notwendigkeit  einer 
Beschränkung  des  Überzolles  sei  schon  die  Konferenz  von  1898 
einig  gewesen,  und  das  Pariser  Abkommen  vom  22.  Oktober  1900 
habe  nur  eine  Einigung  in  Beziehung  auf  diejenigen  Punkte  der 
inneren  Steuergesetzgebung,  in  Beziehung  auf  welche  eine  solche 
1898  nicht  zu  erzielen  gewesen  sei,  vorbereiten,  aber  keineswegs 
die  Fragen  ausschliessen  wollen,  über  welche  schon  1898  Einver- 
nehmen hergestellt  worden  war.  Deshalb  gebe  das  auf  der  neuen 
Brüsseler  Konferenz  hervorgetretene  Verlangen  nach  Beschränkung 
des  Überzolles  keinen  Grund,  das  Pariser  Abkommen  vom  22.  Ok- 
tober 1900  als  hinfällig  zu  erachten.^)  Jedoch  Hess  Frankreich  er- 
kennen, dass  es  auch  die  ihm  vorbehaltene  indirekte  Prämie  von 
4,95  Francs  fallen  lassen  würde,  wenn  über  die  entsprechende  Be- 
schränkung des  Überzolles  eine  Einigung  erzielt  würde.^) 

Den  Ausschlag  gab  die  Haltung  Grosbritanniens,  Dieses 
erklärte,  auf  der  Beseitigung  der  Prämien  in  jeder  Form  und  zu 
diesem  Behufe  auch  auf  der  Beschränkung  des  Überzolles  auf 
5  Francs  bestehen  zu  müssen.  Sollte  auch  dieser  letzte  Versuch 
internationaler  Einigung,  ebenso  wie  die  früheren,  scheitern,  so 
würde  die  britische  Regierung  .sich  verpflichtet  sehen,  dem  britischen 


>)  Primes,  p.  302.  307,  308,  311,  312,   317. 

'■*)  Primes,  p.   306,  307. 

')  Primes,  p.  317,  318,  319 — 322. 
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Parlamente  die  Massnahmen  vorzuschlag-en,  welche  sie  zum  Schutze 
der  britischen  Interessen  erforderlich  erachte.i) 

Verg-eblich  versuchte  Österreich-Ungarn  —  mit  Unterstützung- 
Deutschlands  —  erst  einen  ÜberzoU  von  15  Francs,  dann  einen 
von  Jahr  zu  Jahr  fallenden  Überzoll  von  12  bis  zu  6  Francs  pro 
100  kg  durchzusetzen.  2)  Nachdem  die  Erklärungen  Grossbritanniens 
und  der  anderen  Konferenzstaaten  erkennen  Hessen,  dass  auf  dieser 
Grundlage  ein  internationales  Abkommen  nicht  zu  stände  kommen 
würde, 3)  erklärte  Deutschland  sich  bereit,  wenn  die  französische 
indirekte  Prämie  völlig  beseitigt  werde,  einen  Überzoll  im  Höchst- 
betrag von  6  Francs  für  100  kg  Zucker  anzunehmen.  Dieser 
Vorschlag  wurde  schliesslich  allseitig-  —  auch  von  Österreich-Ungarn*) 
und  von  Grossbritannien  —  mit  der  Abänderung  acceptiert,  dass  der 
Höchstbetrag  des  Überzolles  auf  6  Francs  für  100  kg  raffinierten 
Zucker  und  dem  raffinierten  Zucker  gleichgestellten  Zucker  und 
auf  5,50  Francs  für  loo  kg  sonstigen  Zucker  festgesetzt  wurde. 
Dabei  wurde  aber  vorbehalten,  dass  dieser  Höchstbetrag  mit  Ge- 
nehmigung der  in  dem  Vertrag  Art.  7  vorgesehenen  internationalen 
Kommission  in  einem  Verbandlande  noch  um  höchstens  einen  Franc 
erhöht  werden  könne  gegenüber  dem  Zucker  aus  einem  bestimmten 
anderen  Verbandlande,  wenn  infolge  der  ungünstigen  ökonomischen 
Verhältnisse  des  ersteren  Verbandlandes  in  dasselbe  in  grösserem 
Masse  Zucker  des  anderen  Verbandlandes  eingeführt  sei  und  auf 
dem  inländischen  Markte  dem  nationalen  Zucker  Konkurrenz  be- 
reitet habe.ö) 

Die  Frage,  ob  ein  in  der  Zuckerkonvention  angeordneter 
besonderer  Ausgleichszoll  gegen  prämiierten  Zucker  seitens  eines 
Verbandstaates  auch   gegenüber    dem  Zucker  eines  solchen  Nicht- 

^)  Primes,  p.  310 

'■«)  Primes,  p.   336,  337,  344. 

»)  Primes,  p.  338,  344,  345. 

*)  Während  Deutschland  und  Österreich-Ungarn  offenbar  im  allgemeinen  möglichst 
Hand  in  Hand  auf  der  Konferenz  vorgingen,  trat  Deutschland  dem  Vorschlag  Österreich- 
Ungarns,  die  Geltung  der  Konvention  auf  3  Jahre  zu  beschränken,  nicht  bei,  sondern 
hielt  5  Jahre  für  erforderlich.  Primes,  p.  374,  375.  Als  andererseits  Deutschland 
vorschlug,  die  Frist  für  die  Ratifikation  des  Vertrages  kürzer,  als  bis  zum  i.  II.  1903, 
zu  bemessen,  trat  Österreich-Ungarn,  ■welches  sie  früher  sogar  noch  weiter  hinausge- 
schoben wünschte,  dem  entgegen.  Primes,  p.  394 — 396,  398,  399,  401.  Namentlich 
aber  trat  Österreich-Ungarn  dem  deutschen  Vorschlag  entgegen,  dass  der  Staat,  gegen 
dessen  Zucker  eine  ausserordentliche  Erhöhung  des  UberzoUes  um  einen  Betrag  bis  su 
1  Franc  gestattet  worden  sei,  auch  umgekehrt  seinerseits  diesen  erhöhten  Uberzoll  auf- 
legen dürfe.     Primes,  p.  397. 

5)  Primes,  p.  345,  347—349.  355—35«- 
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Verbandstaates  ang-ewandt  werden  könne,  welchem  in  Beziehungf 
zu  ersterem  Staate  vertrag-smässig-  das  Meistbeg-ünstig-ung-srecht 
zustehe,  hatte,  wie  oben  erwähnt,  auf  den  früheren  Zuckerkonferenzen 
zu  lebhaften  Erörterungen  und  Meinungfsverschiedenheiten  Anlass 
g-egfeben.  Auf  den  Brüsseler  Konferenzen  von  1901/ 1902  ist  die 
Befugnis  1)  hierzu  im  allgemeinen  von  den  Konferenzstaaten  und 
so  auch  von  Grossbritannien  nicht  mehr  bezweifelt  worden. 

Solange  allerdings  beabsichtigt  war,  in  der  Konvention 
Frankreich  die  Gewährung  einer  indirekten  Prämie  von  gewisser 
Höhe  noch  fernerhin  zu  gestatten,  hatte  Grossbritannien  erklärt,, 
gegenüber  denjenigen  Staaten,  welche  von  ihm  vertragsmässig 
Meistbegünstigung  zu  beanspruchen  hätten,  keinen  besonderen 
Ausgleichszoll  erheben  zu  können,  insoweit  deren  indirekte 
Prämien  den  Betrag  der  französischen  nicht  überstiegen.^)  Dieser 
Vorbehalt  Grossbritanniens  erledigte  sich,  als  Frankreich  später 
auf  den  Fortbestand  seiner  indirekten  Prämien  vollständig  ver- 
zichtete und  dieselben  nunmehr  den  Verbandstaaten  durch  die- 
Konvention  ausnahmslos  untersagt  wurden. 

Nach  Art.  4  Abs.  3  der  Konvention  wird  das  Maximum  des 
Überzolles,  welcher  nach  Art.  3  Verbandstaaten  gestattet  ist,  jeden- 
falls von  dem  Überzoll  der  Nicht- Verbandstaaten  abgerechnet  und 
ein  Ausgleichszoll  gegen  letztere  nur  wegen  der  Prämie  verhängt, 
welche  aus  dem  dann  noch  verbleibenden  Überschuss-Überzoll  er- 
wachsen kann.  Auch  in  dieser  Hinsicht  erscheint  also  die  Rück- 
sicht gewahrt,  dass  nicht  gegen  vertragsmässig  meistbegünstigte 
Nicht-Verbandstaaten  ein  Ausgleichszoll  wegen  einer  aus  einem 
Überzoll  resultierenden  Prämie  ang'eordnet  wird,  während  ein 
gleicher  Überzoll  mit  daraus  folgenden  Prämien  den  Verbandstaaten, 
selbst  gestattet  wäre. 

§  27.     Die  von   der  Brüsseler  Zuckerkonvention   umfassten 
Verbandstaaten.    Bedeutung  der  Ausdehnung  des  Verband- 
bereiches und  Möglichkeit  der  Erweiterung  desselben. 

Die  Ausdehnung  des  Bereiches,  innerhalb  dessen  die  inter- 
nationalrechtlichen Normen  über  die  Regelung-  der  Zuckerverhält- 
nisse Geltung  haben,  bedingt  auf  das  wesentlichste  den  Wert  dieser 
internationalen  Regelung  für  die  Bevölkerung  und  die  Zuckerin- 
dustrie der  einzelneu  Länder  und  musste  daher  auch  von  erheblicher 


')  Vgl.  hierüber  unten  Kapitel  IV  u.  speziell  §  65. 
*)  Primes,  p.    192,  223,  224,  229.  230,  249,  250,  281. 
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Bedeutung  für  die  Abstimmung-  der  Parlamente  1)  über  die  Zucker- 
konvention sein. 

War  doch  auf  der  Brüsseler  Zuckerkonferenz  von  1898  zwischen 
den  übrigen  Konferenzstaaten,  obwohl  zwischen  ihnen  eine  Einigung 
zu  erzielen  gewesen  wäre,  ein  Vertrag  nicht  zu  stände  gekommen, 
weil  Frankreich  und  Russland  nicht  bereit  waren,  auf  den  von  den 
anderen  Konferenzstaaten  gewollten  Vertrag  einzugehen. 

Auf  den  Brüsseler  Zuckerkonferenzen  1901/ 1902  ist  man  sich 
der  Bedeutung  dieser  Frage  klar  bewusst  gewesen. 2)  Man  hat 
deshalb  bestimmt: 

T.  Die  Konvention  soll  ohne  weiteres  rechtsverbindlich  nur 
werden,  wenn  sie  —  durch  Ratifikation  —  wenigstens  für  den  Be- 
reich aller  Vertragstaaten  mit  alleiniger  Ausnahme  der  drei  keinen 
Zucker  exportierenden  und  durch  Artikel  6  besonders  gestellten 
Vertragstaaten  Italien,  Schweden  und  Spanien  Wirksamkeit  erhält. 


1)  Ausdrücklich    wurde  in  Art.   12  Abs.    i    der  Konvention,    was    ohnehin    selbst- 
verständlich war,  vorbehalten,    dass    die  Ausführung    der  in  dem    gegenwärtigen  Vertrag 
enthaltenen  gegenseitigen  Verpflichtungen,    soweit  nötig,    durch  die  Erfüllung  der  in  der 
Verfassung   eines  jeden  Vertragstaates  festgesetzten  Förmlichkeiten  und  Vorschriften  be- 
dingt sei.     Am  24.  XI.  1902  sprach  das  britische  House  of  Commons  in  einer  Resolution 
seine  Gutheissung    der  Brüsseler  Konvention,    sein  Einverständnis    mit    der  Politik    der- 
selben   aus.     Am    31.    I.     1903    ratifizierte    die    britische    Regierung.     Als   am  28.  und 
29.  VII.    1903  im    britischen  House    of  Commons    über    das  Gesetz    verhandelt    wurde, 
welches    zur  Durchführung    der  Brüsseler  Konvention    erforderlich  war,    erklärten    nicht 
bloss  die  Opposition,    sondern    auch  Vertreter    der  Regierungspartei    und  der  Regierung 
(Chamberlain) :    wenn    nach    dem  Inhalte    eines  Staatsvertrages  ein  (Finanz-)  Gesetz    zur 
Durchführung  desselben  erforderlich  sei,  so  könne  zweifellos  die  Regierung  allein  durch 
Ratifikation  des  Vertrages  eine  Bindung    nicht  herbeiführen;    die  Mitwirkung  des  Parla- 
mentes sei  zur  Herstellung  einer  Verpflichtung  erforderlich.     Damit  bekundeten  sie  eine 
andere  Auffassung    des    britischen  Verfassungsrechtes,    als    die    von  Gneist   und  Laband 
vertretene,  welche  zu  dem  in  sich  widerspruchsvollen  Resultate  führt,  als  ob  in  solchem 
Falle  nach  britischem  Verfassungsrecht  zwischen  bindendem  Abschluss  und  Vollziehbarkeit 
des    Staatsvertrages     zu    unterscheiden    sei    (vgl.    Kaufmann,     Rechtskraft,     S.    33 — 37). 
Aber  die  Opposition    ging    weiter.     Sie    behauptete,    das  Parlament    habe    noch    freie 
Hand,  die  Gesetzesvorlage  zu  verwerfen  und  die  Konvention  zum  Scheitern  zu  bringen, 
weil  die  Mitwirkung    des  Parlamentes  erforderlich  sei,    und,    solange  diese  nicht  erfolgt 
sei,    daher    aus    der  Ratifikation    des  Staatsvertrages    seitens  der  Regierung  niemand  ein 
Recht    ableiten    könne.     Demgegenüber  betonte  Chamberlain  mit  Recht,    das  Parlament 
sei  gebunden,  die  Gesetzesvorlage  anzunehmen  und   die  Durchführung  der  Konvention 
möglich  zu  machen,    nachdem  es  früher  durch  die  Resolution  seine  Zustimmung  zu  der 
Ratifikation    des  Vertrages    erklärt    und    die    Regierang    daraufhin    ratifiziert    habe;    ein 
anderes  Verhalten    würden    die    übrigen  Vertragstaaten    mit  Fug    als   mala  fides  und  als 
Verletzung    internationaler  Verpflichtungen    erachten.     Vgl,    auch    Staatssekretär  Marquis 
of  Lansdowne  im  House  of  Lords  vom   10.  VIII.    1903. 
2)  Primes,  p.  298 — 300,  381,  382. 
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2.  Ratifizieren  einer  oder  mehrere  der  nicht  unter  Artikel  6 
fallenden  Vertragstaaten  die  Konvention  innerhalb  der  vorgesehenen 
Frist  (bis  zum  i.  Februar  1903,  Art.  12  Abs.  2)  nicht  und  wird  die 
Konvention  infolgedessen  nicht  ohne  weiteres  rechtsverbindlich,  so 
soll  die  belgische  Regierung  sofort  eine  Entscheidung  derjenigen 
Vertragstaaten,  welche  ratifiziert  haben,  darüber  herbeiführen, 
ob  die  Konvention  unter  ihnen  allein  in  Wirksamkeit  treten  solli) 
(Art.   12  Abs.  3). 

Alle  Vertragstaaten  mit  Ausnahme  von  Spanien  haben  die 
Brüsseler  Konvention  ratifiziert.  Dieselben  haben  ihre  Ratifikationen 
vor  oder  an  dem  i.  Februar  1903  und  bzw.  Schweden  am  13.  Mai 
19032)  in  Brüssel  niedergelegt. 3)  Damit  erledigte  sich  die  vorer- 
wähnte Frage  des  Art.   12  Abs.  3. 

Da  eine  weitere  Ausdehnung  der  Massgebhchkeit  der  inter- 
nationalen Normen  den  Beteiligten  nur  erwünscht  sein  kann,  lässt 
die  Brüsseler  Konvention  (Art.  9)  die  Staaten,  welche  sich  an 
derselben  nicht  beteiligt  haben,  auf  ihren  Antrag  und  nach  Zu- 
stimmung der  ständigen  Kommission  zum  Beitritte  zu. 

Die  ständige  Kommission  hat  die  Aufgabe,  festzustellen,  ob  der 
Beitritt  begehrende  Staat  seine  Gesetzgebung  und  seine  Einrichtungen 
in  Einklang  mit  den  Anforderungen  der  Konvention  gebracht  hat 


1)  Aus  der  Zustimmung  eines  Parlamentes  zu  der  Konvention  hätte  nicht  ohne 
weiteres  gefolgert  werden  können,  dass  dies  Parlament  im  voraus  zugestimmt  habe,  dass 
seine  Regierung  eventuell  die  Konvention  mit  jedem  beliebigen  engeren  Kreis  aus  den 
ursprünglichen  Vertragstaaten  in  Wirksamkeit  setzen  könne.  Auf  der  Brüsseler  Kon- 
ferenz suchten  die  Vertreter  Belgiens  und  Frankreichs  in  dieser  Hinsicht  das  Recht 
der  Parlamente  zu  wahren.  Die  Vertreter  Österreich-Ungarns  und  Grossbritanniens  schienen 
hingegen  eine  Befugnis  der  Regierungen  vorauszusetzen,  ohne  weiteres  die  Konvention 
auch  mit  einem  beliebig  engeren  Kreise  der  Vertragstaaten  in  Wirksamkeit  zu  bringen 
(Primes,  p.  299,  381,  382).  Durch  den  in  der  Konvention  gewählten  Ausdruck,  die 
belgische  Regierung  solle  dann  eine  neue  Entscheidung  der  Vertragstaaten  herbei- 
führen, wurde  die  Frage  jedenfalls  nicht  präjudiziert,  sondern  blieb  die  Entscheidung 
derselben  den  Grundsätzen  des  Staats-  und  Verfassungsrechtes  der  einzelnen  Vertrag- 
staateu  überlassen.  Dem  deutschen  Reichstage  vcar  bei  Vorlage  der  Konvention 
zur  verfassungsmässigen  Beschlussnahme  diese  Frage  nicht  ausdrücklich  unterbreitet 
worden.  Die  Denkschrift  der  deutschen  Reichsregierung  (S.  36)  sagte:  das  Unterbleiben 
der  Ratifizierung  von  selten  Spaniens,  Italiens  oder  Schwedens  mache  den  Vertrag  noch 
nicht  hinfällig;  im  übrigen  solle  er,  vorbehaltlich  etwaiger  anderweiter  Abmachungen, 
nur  dann  Gültigkeit  erlangen,  wenn  er  von  den  beteiligten  Regierungen  bis  zum  1 .  Februar 
1903  bestätigt  worden  sei. 

■^)  D.  H.   1903,  S.  838. 

*)  Protokoll  über  die  Niederlegung  der  Ratifikationen  vom  1.  II.  1903  in:  Treaty 
Series  No.  7  (1903),  p.   19—21.  —  Anlage  3  unten. 
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(Art.  7,  Abs.  3,  Buchstabe  e).i)  Formell  ist  das  Beitrittsverlangen: 
des  Staates  an  die  belgische  Regierung  zu  richten,  welcher  es  auch 
obliegt,  den  vollzogenen  Beitritt  —  nach  Prüfung  und  Zustimmung^ 
der  ständigen  Kommission  —  allen  anderen  Verbands-Regierungen 
mitzuteilen.  Der  Beitritt  eines  Staates  hat  ohne  weiteres  Teilnahme- 
an  allen  Lasten  und  Vorteilen  der  Konvention  zur  Folge  und  zwar 
vom  I.  September  des  Jahres  ab,  welcher  auf  die  Absendung  der 
von  der  belgischen  Regierung  an  die  anderen  Regierungen  ge- 
richteten Mitteilung  folgt  (Art.  9). 

Noch  vor  dem  Inkrafttreten  der  Brüsseler  Konvention  ist 
Luxemburg  zum  Beitritt  zugelassen  und  von  Peru  ein  Antrag  auf~ 
Zulassung  gestellt  worden.  Die  ständige  Kommission  hat  während 
ihrer  ersten  Session  (Juni-Juli  1903)  die  peruvianische  Zuckergesetz- 
gebung geprüft  und  nicht  im  Einklang  mit  den  Vorschriften  der 
Brüsseler  Konvention  gefunden.  Sie  hat  deshalb  zunächst  beschlossen,., 
dies  der  Regierung  von  Peru  mitzuteilen  und  deren  Antwort  ab-^ 
zuwarten.2) 

§  28.    Die  Brüsseler  Zuckerkonvention  und  die  Kolonien  der 

Verbandstaaten. 

Auch  die  überseeischen  Provinzen,  Kolonien  und  auswärtigen 
Besitzungen  der  übrigen  Verbandstaaten  wurden  in  den  Bereich 
der  Geltung  der  Bestim  mung-en  der  Brüsseler  Konvention  einbe- 
zogen (Art.  11).'^) 

So   speziell  die  Kolonien  Deutschlands  und  Frankreichs;    aber 

1)  Primes,  p.  (368—372)  373,  374,  382,  383,  390,  391. 

'^)  Commercial  No.  6  (1903),  p.  2,  10.  Um  den  Eintritt  Perus  in  den  Verband 
der  Brüsseler  Konvention  zu  ermöglichen,  ist  in  Peru  inzwischen  durch  ein  Gesetz  vom 
12.  August  1903  der  UberzoU  auf  6  Francs  pro  100  kg  Zucker  herabgesetzt  worden. 
The  Times  v.  10.  u.  13.  VUI.  1903.  Daraufhin  scheint  Peru  zum  Beitritt  zugelassen 
worden  zu  sein.  Denn  zu  Beginn  der  zweiten  Session  der  ständigen  Kommission  am 
15.  X.  1903  soll,  ebenso  wie  Luxemburg,  auch  Peru  durch  einen  Delegierten  in  der- 
selben vertreten  gewesen  sein.  Nationalzeitung  v.  16.  X.  1603.  In  Chile  hat  die  Re- 
gierung einen  Gesetzentwurf  eingebracht,  um  die  Zölle  den  Anforderungen  der  Brüsseler 
Konvention  anzupassen.     The  Times  v.   13.  VIII.   1903. 

3)  Primes,  227.  Überseeische  Provinz  Frankreichs  ist  Algier  (unter  dem  Ministerium 
des  Inneren,  nicht  unter  dem  der  Kolonien).  Überseeische  Provinz  Spaniens  sind  die 
Kanarischen  Inseln  (unter  dem  Ministerium  des  Innern).  Girault,  p.  349 — 351;  Zimmer- 
mann IV,  S.  338,  I,  S.  508.  Auswärtige  „Besitzung"  Grossbritanniens  (Schlussprotokoll 
zu  Art.  1 1 A  Ziff.  2)  ist  Britisch-Ostindien.  Zu  den  auswärtigen  „Besitzungen"  gehören 
aber  nicht  die  Protektorate  der  Verbandstaaten,  in  welchen  eine  organisierte  ein- 
beimische  Regierung  unter  dem  Protektor  besteht.  Jenkyns,  p.  123,  166,  172  — 174, 
179.     Vgl.  auch  §  38. 
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auch  —  unter  Berücksichtigung-  des  Artikels  6  —  die  Kolonien 
Italiens  (und  Spaniens,  wenn  letzteres  die  Konvention  ratifiziert). 

Nur  mit  den  Kolonien  Grossbritanniens  und  der  Niederlande 
verhält  es  sich  in  dieser  Hinsicht  anders. 

Grossbritannien  hatte  während  der  Verhandlungen  anfanglich 
-erklärt,  die  Frage  der  jetzigen  und  künftigen  fiskalischen  Arrange- 
ments zwischen  Grossbritannien  und  den  britischen  Kolonien  und 
Besitzungen  müsse  vollständig  ausserhalb  jeder  Bindung  durch  die 
internationale  Konvention  gelassen  werden.  Überhaupt  würde 
Grossbritannien  nur  eine  internationale  Konvention  annehmen 
können,  deren  Bestimmungen  ausschliesslich  auf  das  britische 
Mutterland,  also  nicht  auf  die  britischen  Kolonien  und  Besitzungen 
Anwendung  fanden.^) 

Aber  die  schliesslich  zu  stände  gekommene  Konvention  nebst 
Schlussprotokoll  weist  gewisse  Abweichungen  von  jenem  ursprüng- 
lichen Standpunkt  Grossbritanniens  auf,  die  zum  Teil  als  Zugeständ- 
nisse an  die  im  Laufe  der  Verhandlungen  von  Deutschland  und 
den  anderen  kontinentalen  Konferenzstaaten  vertretenen  Forde- 
rungen erscheinen. 

Die  Brüsseler  Konvention  erstreckt  sich  im  allgemeinen  auf 
die  britischen  Kolonien  und  Besitzungen  nicht  (Art.  ii). 

Aber  nach  ausdrückficher  Festsetzung  (Schlussprotokoll  zu 
Art.  II  A  Ziff.  3,  Absatz  i  und  2): 

1.  hat  Grossbritannien  die  Befugnis,  der  Konvention  namens 
(einer  oder  mehrerer  oder  aller)  2)  der  britischen  Kronkolonien 
beizutreten ; 

2.  hatte  es  die  Konvention  seinen  Selbstverwaltungskolonien 
und  Britisch-Ostindien  vorzulegen,  damit  diese  ihren  Beitritt  er- 
klären könnten. 

Auch  der  Anschluss  der  letzteren  Kolonien  ist  also  seitens 
4er  anderen  Konventionsstaaten  im  voraus  genehmigt  und  kann 
nicht  mehr  im  Sinne  des  Art.  9  der  Konvention  von  einer  Zu- 
stimmung der  ständigen  Kommission  abhängig  gemacht  werden.  3) 

Insoweit   die  britischen  Kolonien  und  Besitzungen  demgemäss 


^)  Primes,  p.  197 — 198,  223 — 224,  233,  260.  Andererseits  Äusserungen'  der 
deutschen  und  belgischen  Delegierten  z.  B.  p.  227 — 228. 

2)  Primes,  p.  384,  387. 

^)  Das  schliesst  natürlich  nicht  aus,  dass  auch  diese  Kolonien  im  Falle  ihres  Bei- 
tritts ihre  Gesetzgebung  und  Einrichtungen  in  Übereinstimmung  mit  der  Brüsseler  Kon- 
vention zu  bringen  hätten  und  die  ständige  Kommission  nach  dem  Beitritt  gemäss  Art.  7 
.(Abs.  3  Buchstabe  a)  prüfen  und  feststellen  müsste,  ob  dies  geschehen  sei. 
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der  Konvention  beitreten  würden,  würde  dieser  Beitritt  g-emäss 
Art.  9  der  Konvention  von  dem  folgenden  i.  September  ab  fiir 
sie  ohne  weiteres  die  Übernahme  aller  Verpflichtungen  und  die 
Zulassung  zu  allen  Vorteilen  der  Konvention  mit  sich  bringen,  i) 

Die  britische  Regierung  ist  namens  der  britischen  Kronkolonien 
bisher  nicht  beigetreten. 

Die  sämtlichen  britischen  Kolonien  mit  Selbstverwaltung  und 
Britisch-Ostindien  haben  die  britische  Regierung  benachrichtigt, 
dass  sie  nicht  beabsichtigen  beizutreten.^) 

Gewisse  Grundsätze  der  Brüsseler  Konvention  erstrecken  ihre 
Verbindlichkeit  aber  auf  das  Bereich  der  britischen  Kronkolonien 
auf  alle  Fälle,  auch  ohne  Beitritt  derselben.     Nämlich 

1.  erklärte  die  britische  Regierung  nicht  bloss,  dass  zur  Zeit 
in  den  britischen  Kronkolonien  keine  direkte  oder  indirekte  Zucker- 
Ausfuhr-  oder  Produktionsprämie  bestehe, 3)  sondern  sie  ist  auch 
verbunden,  denselben  während  der  Dauer  der  Konvention  keinerlei 
direkte  oder  indirekte  Zuckerprämien  zu  gewähren  (Schlussprotokoll 
zu  Art.  II A  Ziff.  i);*) 

2.  ist  Grossbritannien  für  seine  Kolonien  und  Besitzungen  mit 
Ausnahme  seiner  Selbstverwaltungskolonien  und  Britisch-Ostindiens 
verpflichtet,  die  nötigen  Vorkehrungen  zu  treffen,  um  zu  verhindern, 
dass  prämiierter  Zucker,  welcher  durch  das  Gebiet  einer  derselben 
durchgeführt  wird,  auf  dem  Bestimmungsmarkte  die  Vorteile  dieser 
Konvention  geniesst  (Art.  8).  Wenigstens  seinem  Wortlaute  nach 
würde  dieser  Artikel  8  Grossbritannien  die  darin  bezeichnete  Pflicht 
jiicht  bloss  hinsichtlich  der  Kronkolonien,  sondern  auch  hinsichtlich 
seiner  sonstigen  Besitzungen,  welche  nicht  Selbstverwaltungskolonien 
und  nicht  Britisch-Ostindien  sind,  auferlegen; 

3-  andererseits  sind  die  übrigen  Verbandstaaten  verpflichtet, 
den  Zucker  aus  den  britischen  Kronkolonien  zum  niedrigsten  Satze 
ihres  Einfiihrtarifes  zuzulassen  (Art.  5). 

Bezüglich  der  fiskalischen  Beziehungen  zwischen  dem  britischen 
Mutterlande  und  seinen  Kolonien  und  Besitzungen  ist  die  britische 
Regierung  verbunden,  während  der  Dauer  der  Konvention  im 
britischen  Mutterlande   dem  Kolonialzucker^)  keinerlei  Vorzug  vor 

1)  Primes,  p.   266 — 267,  232—233,  384,  386.  387. 

')  Mitteilung  des  Staatssekretärs  für  Indien  Lord  Hamilton  und  des  Kolonial- 
Sekretärs  Chamberlain  in  der  Sitzung  des  House  of  Commons  vom  21.  VIL   I903. 

8)  Primes,  p.  263 — 264. 

*)  Piimes,  p.  318,  383;  vgl.  auch  p.  331. 

*)  Unter  „Kolonialzucker"  ist  auch  der  Zucker  aus  der  britigchen  „Besitzung" 
Ostindien  mit  verstanden.     Primes,  p.   386. 

Kaufmann,  Welt-Zuckerindustrie.  11, 
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dem  aus  den  Verbandstaaten  stammenden  Zucker  zu  bewilligen 
(Schlussprotokoll  zu  Art.   iiA  Ziff.  2). 

Diese  internationalrechtliche  Bindung  der  fiskalischen  Be- 
ziehungen zwischen  dem  britischen  Mutterlande  und  den  Kolonien 
und  Besitzungen  desselben  hat  die  britische  Regierung  mit  dem 
ausdrücklichen  Zusätze  zugestanden,  dass  sie  dies  „ausnahmsweise 
und  unter  grundsätzlichem  Vorbehalt  ihrer  vollen  Handlungsfreiheit'* 
tue  (Schlussprotokoll  zu  Art.  11 A  Ziff.  2). 

Als  Gross britannien  im  Laufe  der  Verhandlungen  sich  ein- 
verstanden erklärt  hatte,  dass  in  die  Konvention  eine  Strafklausel 
(Ausgleichszoll  oder  Einfuhrverbot)  gegen  prämiierten  Zucker  auf- 
genommen werde,  hatte  es  dieser  Erklärung  den  ausdrücklichen 
Vorbehalt  hinzugefügt,  dass  die  britische  Regierung  diese  Straf- 
klausel aber  keinesfalls  gegen  Zucker  aus  britischen  Kolonien  und 
Besitzungen  zur  Anwendung  bringen  könne.  Dies  verbiete  sich 
aus  Gründen  der  britischen  Reichspolitik.  1) 

Grossbritannien  hält  daran  fest,  dass  es  unbeschadet  der  oben 


')  Primes,  p.  197 — 198,  223 — 224,  233;  260.  Andererseits  Äusserungen  der 
Delegierten  Deutschlands  und  Belgiens  p.  227 — 228  und  Österreich-Ungarns  p.  233, 
Die  britischen  Delegierten  hatten,  ehe  Grossbritannien  das  im  Schlussprotokoll  nieder- 
gelegte Zugeständnis  machte,  auf  der  Brüsseler  Konferenz  erklärt,  die  jetzigen  und 
künftigen  fiskalischen  Beziehungen  zwischen  Grossbritannien  und  seinen  Kolonien  und 
Besitzungen  müssten  ausserhalb  der  Bindung  durch  die  Konvention  bleiben  (Primes, 
p.  197 — 198,  260).  So  hatte  in  der  Sitzung  vom  18.  XII.  1901  der  britische  Delegierte 
Phipps  auch  erklärt,  Grossbritannien  könne  die  Strafklausel  nicht  anwenden  gegen  Zucker 
aus  seinen  Kolonien  und  Besitzungen  (Primes,  p.  223 — 224).  Noch  in  derselben 
Sitzung  (p.  233)  bemerkte  aber  der  britische  Delegierte  Sir  Henry  Bergne:  Wenn  ge- 
wisse britische  Selbstverwaltungskolonien  Zuckerprämien  gewähren  sollten,  sa 
wolle  Grossbritannien  keinesfalls  die  Strafklausel  gegen  dieselben  anwenden.  Gross- 
britannien hat  auch  in  dem  bei  Niederlegung  der  Ratifikation  gemachten  Vorbehalt  nur 
bemerkt:  es  wolle  keinesfalls  gegen  den  prämiierten  Zucker  aus  britischen  Selbst- 
verwaltungskolonien die  Strafklausel  anwenden.  Soweit  die  britische  Regierung 
im  Stande  ist,  in  ihren  Kolonien  und  Besitzungen  massgebliche  Bestimmung  zu  treffen, 
ist  sie  im  Geiste  der  Brüsseler  Konvention  gebunden,  dafür  zu  sorgen,  dass  in  denselben 
keine  Zuckerprämien  gewährt  werden.  Durch  Beschränkung  obigen  Ratifikationsvor- 
behaltes auf  die  Selbstverwaltungskolonien  hat  die  britische  Regierung  dies  indirekt  an- 
erkannt. Dies  würde  also  —  da  es  bezüglich  der  Kronkolonien  ohnehin  gemäss  Schluss- 
protokoll zu  Art.  1 1  A  1  feststeht  —  bedeutsam  sein  hinsichtlich  Britisch-Ostindiens  und 
der  sonstigen  britischen  „Besitzungen".  Der  Solicitor-General  der  britischen  Regierung 
Sir  E.  Carson  hat  in  der  Sitzung  des  House  of  Commons  vom  5.  VIII.  1903  ausdrücklich 
anerkannt,  dass  s.  E.  nach  dem  Geiste  der  Brüsseler  Konvention  die  britische  Regierung 
«ogar  noch  darüber  hinaus  in  denjenigen  britischen  Protektoraten,  in  welchen  sie  absolute 
Gesetzgebungsbefugnisse  ausübe,  die  Gewährung  von  Zuckerprämien,  soweit  sie  es  ver- 
möge, verhindern  müsse,  obwohl  jene  Protektorate  nach  britischer  Auffassung  nicht  zu 
den  britischen  Besitzungen  gehörten. 
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erwähnten,  im  Schlussprotokoll  bewillig-ten  internationalrechtlichen 
Bindung-  seiner  fiskalischen  Beziehungfen  zu  den  britischen  Kolonien 
und  Besitzungen  dennoch  nicht  zur  eventuellen  Anwendung*  der 
Strafklausel  des  Artikels  4  gegen  Zucker  solcher  britischen  Selbst- 
verwaltungskolonien verpflichtet  sei,  welche  Zuckerprämien  ge- 
währten. 

Von  anderen  Seiten  war  in  der  Zwischenzeit  zwischen  der 
Unterzeichnung  und  der  Ratifikation  der  Brüsseler  Konvention 
hingegen  die  Auffassung  vertreten  worden: 

Grossbritannien  habe  jene  Erklärungen  über  die  Nichtanwend- 
barkeit  der  Strafklausel  seitens  desselben  gegen  prämiierten  Zucker 
der  britischen  Selbstverwaltungskolonien  in  einem  Zeitpunkte  der 
Verhandlungen  abgegeben,  als  es  sich  überhaupt  noch  grundsätzlich 
auf  den  Standpunkt  gestellt  habe,  die  fiskalischen  Arrangements 
zwischen  Grossbritannien  und  den  britischen  Kolonien  müssten 
vollständig  ausserhalb  jeder  Bindung  durch  die  internationale  Kon- 
vention gelassen  werden.  Später  habe  es  diesen  Standpunkt  auf- 
gegeben, und  mit  dem  Inhalt  der  internationalrechthchen  Be- 
stimmung über  die  Strafklausel  (Art.  4)  einerseits  und  über  die 
fiskalischen  Beziehungen  zwischen  Grossbritannien  und  seinen 
Kolonien  (Schlussprotokoll  zu  Art.  1 1  A  ZiiF.  2)  andererseits  stände 
es  in  Widerspruch,  wenn  Grossbritannien  gegen  prämiierten  Zucker 
aus  seinen  Selbstverwaltungskolonien  die  Strafklausel  nicht  zur 
Anwendung  brächte. 

Diese  Auffassung  war  von  dem  Vertreter  der  deutschen  Re- 
gierung (Direktor  im  Auswärtigen  Amte  von  Körner)  am  9.  und 
II.  Juni  1902  im  deutschen  Reichstage,  von  der  Regierung  Öster- 
reich-Ungarns in  einer  nach  London  gerichteten  diplomatischen 
Erklärung  vom  29.  November  1902  und  in  der  österreichischen 
Denkschrift  zur  Gesetzvorlage  behufs  Gutheissung  der  Konvention 
vom  15.  Dezember  1902  und  von  dem  niederländischen  Minister 
des  Auswärtigen  in  der  Sitzung  der  zweiten  Kammer  der  General- 
staaten vom  2.  Dezember  1902  vertreten  worden.^) 

Infolgedessen  hat  die  britische  Regierung  zur  Wahrung  ihres 
Standpunktes  bei  der  Niederlegung  ihrer  Ratifikation  der  Brüsseler 
Konvention  am  31.  Januar  1903  ausdrücklich  eine  Erklärung 
folgenden  Inhaltes  hinzugefügt  und  dieselbe  als  Bedingung  ihrer 
Ratifikations-Niederlegung  bezeichnet: *) 

1)  Vgl.  d'Aulnis  de  B.  „Die  Zuckerfrage"  S.  333,   340 — 344.     Derselbe  ,La  Con- 
vention*, p.  44.    d'Aulnis  de  B.  vertritt  auch  die  der  britischen  entgegengesetzte  Auffassung. 
*)  Treaty  Series  No.  7  (1903),  p.  21. 

11* 
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1.  stelle  sie  fest,  dass  sie  auf  keinen  Fall  in  eine  Verpflichtung- 
ihrerseits  einwillige,  gegen  prämiierten  Zucker,  welcher  etwa  aus 
der  einen  oder  anderen  britischen  Selbstverwaltungskolonie  nach 
dem  britischen  Mutterlande  eingeführt  werde,  die  Strafklausel  zur 
Anwendung  zu  bringen; 

2.  könne  sie  nicht  einwilligen,  dass  irgend  eine  auf  dieses 
Verhältnis  bezügliche  Frage  der  ständigen  Zücker-Kommission 
unterbreitet  werde. 

Dieser  Erklärung  der  britischen  Regierung  waren  diplomatische 
Erörterungen    mit    den    anderen  Verbandstaaten  vorangegangen.^) 

Im  Verlaufe  derselben  beharrte  die  deutsche  Regierung  auf 
ihrer  entgegengesetzten  Auffassung  des  Inhalts  der  Brüsseler 
Konvention,  erklärte  derselben  einstweilen  keine  weitere  Folge 
geben  zu  wollen,  weil  während  der  nächsten  fiinf  Jahre  die  Frage 
wohl  keine  praktische  Bedeutung  erlangen  werde,  behielt  sich  aber 
freie  Hand  hinsichtlich  der  Massnahmen  vor,  welche  sie  ergreifen 
würde,  falls  prämiierter  Zucker  aus  den  britischen  Selbstverwaltungs- 
kolonien in  beachtlicher  Menge  auf  den  Markt  des  britischen 
Mutterlandes  gebracht  würde,  ohne  dort  Ausgleichszöllen  unter- 
worfen zu  werden. 2) 

Die  österreichisch-ungarische  Regierung  nahm  lediglich  Kennt- 
nis von  dem  britischen  Vorbehalt  und  behielt  sich  vollständige 
Handlungsfreiheit  vor,  falls  während  der  Dauer  der  Konvention 
prämiierter  Zucker  aus  den  britischen  Selbstverwaltungskolonien 
in  beachtlichen  Mengen  nach  Grossbritannien  eingeführt  werden 
sollte.  3) 

Die  niederländische  Regierung  nahm  von  einer  offiziellen  Er- 
widerung auf  den  britischen  Vorbehalt  Abstand.*) 

Ausser  Zweifel  steht,  dass,  wenn  eine  britische  Selbstverwal- 
tungskolonie Zuckerprämien  gewährt,  die  Straf klausel  des  Artikels  4 
der  Brüsseler  Konvention  gegen  die  Einfuhr  solchen  Zuckers 
seitens  der  anderen  Verbandstaaten,  abgesehen  von  Grossbritannien, 
zur  Anwendung    zu    bringen    ist.      Das    hat    auch   Grossbritannien 

^)  Correspondence  respecting  the  ratification  of  the  Sugar  Convention  signed  at 
Brüssels,  March  5,   1902  [Commercial  No.  2  (1903)]. 

*)  Schreiben  des  deutschen  Staatssekretärs  des  Auswärtigen,  Baron  von  Richthofen, 
an  den  britischen  Botschafter  in  Berlin,  Sir  F.  Lascelles,  vom  30.  I.  I903.  —  Com- 
mercial No.  2  (1903),  p.  6. 

')  Schreiben  des  österreichisch-ungarischen  Gesandten  in  Brüssel  an  den  belgischen 
Minister  des  Auswärtigen  vom  31.  I.   1903.     Commercial  No.  2  (1903),  p.   lo. 

*)  Schreiben  des  britischen  Gesandten  im  Haag  an  den  britischen  Staatssekretär 
des  Auswärtigen  vom   12.  II,   1903.     Commercial  No.  2  (1903),  p.  11. 
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selbst  im  Laufe  der  Verhandlungen  zugegeben,  welche  dem  Ab- 
schluss  der  Brüsseler  Konvention  vorang'egangen  sind.i)  Die 
ständige  Kommission  ist  daher  nach  Art.  7  Absatz  3  Buchstabe  c 
und  Absatz  10  berufen,  zu  diesem  Zwecke  mit  Stimmenmehrheit 
das  Bestehen  von  Prämien  in  einer  britischen  Selbstverwaltungs- 
kolonie festzustellen  und  den  Betrag  derselben  zu  berechnen. 
Diese  Feststellung  und  Berechnung  der  Kommission  ist  nach  Art.  7 
Absatz  IG  für  die  Verbandstaaten  bindend.  Es  kann  nur  Berufung 
seitens  eines  der  Verbandstaaten  dagegen  mit  der  Wirkung  ein- 
gelegt werden,  dass  die  Kommission  eine  neue  und  endgültige 
Entscheidung  abzugeben  hat.  Denn  es  handelt  sich  um  die  Prämien 
eines  Nichtvertragsstaates,  wie  Art.   1 1  ergibt.*) 

Ein  anderes  Mittel  steht  auch  Grossbritannien  in  dieser  Hinsicht 
gegen  die  Feststellung  und  Berechnung  der  Kommission  nicht  zu. 

Der  zweite  Grossbritanniens  Ratifikation  hinzugefügte  Vorbehalt 
kann  daher  der  ständigen  Kommission  nicht  die  Feststellung  und 
Berechnung  etwaiger  Zuckerprämien  der  britischen  Selbstver- 
waltungskolonien, sondern  nur  solche  Fragen  entziehen  wollen, 
welche  sich  aus  derartigen  Prämien  im  Verhältnis  zu  der  Zucker- 
einfuhr ins  britische  Alutterland  ergeben. 

Dagegen  teilen  wir  die  Auffassung  Grossbritanniens,  dass  das- 
selbe auf  Grund  der  Konvention  nicht  verbunden  ist,  gegen 
prämiierten  Zucker  aus  seinen  Selbstverwaltungskolonien  die  Straf- 
klausel anzuwenden. 

Artikel  4  legt  den  Verbandstaaten  die  Pflicht  zur  Anwendung 
der  Strafklausel  nicht  gegen  allen  prämiierten  Zucker,  sondern 
nur  gegen   den   prämiierten  Zucker   aus  Nicht- Verbandstaaten  auf. 

Allerdings  enthält  Artikel  4  die  letztere  Einschränkung  nicht 
ausdrücklich.  Dies  kommt  daher,  weil  Verbandstaaten  nach 
Artikel  i  überhaupt  keine  Zuckerprämien  gewähren  dürfen  und 
daher  ohne  Verletzung  der  jenen  obUegenden  internationalen 
Pflichten  aus  Verbandstaaten  kein  prämiierter  Zucker  in  einen 
anderen  Verbandstaat  eingeführt  werden  kann. 


J)  Prirces,  p.  233, 

*)  Anders  verhiüt  es  sich  natürlich,  ■wenn  die  betreffende  britische  Selbstver- 
■waltnngskolonie  gemäss  Schlussprotokoll  zu  Art.  1 1  A  Ziff.  3  Abs.  i  der  Konvention 
beigetreten  ■wäre.  Dann  ■würde  die  Feststellung  der  ständigen  Kommission  über  das 
Vorhandensein  einer  Prämie  in  Beziehung  auf  einen  Verbandstaat  zu  treffen  (Art.  7 
Abs.  3  Buchstabe  a)  und  gemäss  Art.  7  Absatz  q  nicht  ohne  weiteres  bindend  sein, 
sondern  eventuell  auf  Antrag  eines  der  Verbandstaaten  zu  einer  internationalen  Konferenz 
Anlass  geben. 
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Dass  aber  die  Strafklausel  des  Artikels  4  nur  gegen  den 
prämiierten  Zucker  aus  Nicht -Verbandstaaten,  nicht  gegen  Zucker 
sich  richtet,  welcher  etwa  in  Verbandstaaten  Prämien  erhalten 
■hat,  ergibt  sich  aus  Artikel  7. 

Die  ständige  Kommission,  welche  nach  Artikel  7  Absatz  3 
Buchstabe  a  und  c  das  Bestehen  von  Prämien  sowohl  in  den 
Verbandstaaten,  wie  in  den  Nicht- Verbandstaaten  festzustellen  hat, 
ist  nur  in  Beziehung  auf  die  Prämien  in  den  Nicht- Verbandstaaten 
durch  Art.  7  Abs.  3  Buchstabe  c  angewiesen,  den  Betrag  derselben 
„behufs  Anwendung  des  Artikels  4"  zu  berechnen.  Eine  ent- 
sprechende Vorschrift  enthält  der  Art.  7  Abs.  3  Buchstabe  a  iu 
Beziehung  auf  die  Prämien  in  den  Verbandstaaten  nicht.  Vielmehr 
bleibt  es  nach  Art.  7  Abs.  9  der  auf  Antrag  eines  Verbandstaates 
eventuell  zusammentretenden  internationalen  Konferenz  der  Ver- 
bandstaaten überlassen,  zu  entscheiden,  welche  Beschlüsse  oder 
Massnahmen  im  Falle  der  Feststellung  von  Prämien  in  einem  Ver- 
bandstaate geboten  erscheinen.  Die  Konvention  selbst  knüpft 
an  die  Tatsache  des  Vorhandenseins  und  der  Feststellung  von 
Prämien  in  einem  Verbandstaate  nicht  unmittelbar  bestimmte  Folgen 
und  namentlich  nicht  unmittelbar  die  in  Artikel  4  bestimmten 
Folgen  an. 

Auf  Grund  der  Bestimmungen  der  Konvention  ist  also  ein 
Verbandstaat  unmittelbar  weder  berechtigt  noch  verpflichtet,  gegen 
prämiierten  Zucker  aus  einem  anderen  Verbandstaate  die  Straf- 
klausel des  Artikels  4  anzuwenden. 

Die  Verpflichtung  der  britischen  Regierung  aus  dem  Schluss- 
protokoll zu  Artikel  11  A  Ziff.  2  aber  geht  nur  dahin,  während 
der  Vertragsdauer  dem  britischen  Kolonialzucker  im  britischen 
Mutterlande  keinerlei  Vorzug  vor  dem  aus  den  Verbandstaaten 
stammenden  Zucker  zu  bewilligen. 

Nicht  aber  ist  sie  verpflichtet,  den  Kolonialzucker  ebenso  zu 
behandeln,  wie  im  entsprechenden  Falle  (nämlich  in  dem  Falle  der 
Gewährung  von  Prämien)  der  Zucker  aus  Nicht- Verbandstaaten  zu 
behandeln  wäre.  Die  britische  Regierung  ist  zur  Anwendung  der 
Strafklausel  des  Artikels  4  gegen  prämiierten  Zucker  ihrer  Selbst- 
verwaltungskolonien  durch  die  Konvention  daher  jedenfalls  nicht 
unmittelbar  aus  dem  Grunde  verbunden,  weil  sie  zu  solchem  Ver- 
halten gegenüber  prämiiertem  Zucker  eines  Nicht -Verbandstaates 
verpflichtet  ist. 

Eine  solche  Verpflichtung  der  britischen  Regierung  kann  aber 
auch  nicht  unter  analoger  Heranziehung  des  Art.  7  Abs.  9  damit 
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begründet  werden,  dass  sie  gfeg-en  den  Prämienzucker  ihrer  Ko- 
lonien Repressalien  üben  müsse,  wie  sie  dies  auch  geg-en  Prämien- 
zucker eines  anderen  Verbandstaates  würde  tun  müssen,. 

Beharrt  der  der  Prämienge  Währung-  schuldige  Verbandstaat 
auch  auf  der  eventuell  abzuhaltenden  Konferenz  bei  seiner  Kon- 
ventions-Verletzung, so  kann  aus  dem  Verbandsverhältnis  im  Zu- 
sammenhang mit  allgemeinen  Völkerrechtsgrundsätzen  für  einen 
jeden  der  übrigen  Verbandstaaten  allerdings  möglicherweise  ge- 
radezu eine  Gemeinschaftspflicht  sich  ergeben,  gemeinsam  mit  den 
übrigen  Verbandstaaten  gegen  den  ersteren  Verbandstaat  Repressalien 
zu  üben,  da  die  Konvention  selbst  keine  andere  Abhilfe  gegen  die 
Rechtsverletzung  desselben  an  die  Hand  gibt. 

Als  solche  gemeinsame  Repressalie  i)  kann  unter  anderem  die 
Anwendung  der  Straf klausel  des  Artikels  4  gegen  den  Prämien 
gewährenden  Verbandstaat  angemessen  sein  und  beschlossen 
werden. 

Die  Gewährung  einer  Zuckerprämie  von  selten  einer  briti- 
schen Selbstverwaltungskolonie  ist  aber  keine  Verletzung  des 
Rechts  der  Brüsseler  Konvention. 

Weder  der  Verbandstaat  Grossbritannien  verletzt  die  Konven- 
tion —  denn  er  gewährt  die  Prämie  nicht  —  noch  die  Prämien 
g-ewährende  britische  Selbstverwaltungskolonie  verletzt  die  Kon- 
vention —    denn  diese  Kolonie    ist  nicht  Mitglied    des  Verbandes. 

Darum  lässt  sich  aus  jenem  Anlass  auch  im  Wege  der  Analogie 
aus  Art.  7  Abs.  9  keine  Berechtigung  der  anderen  Verbandstaaten 
folgern,  sei  es  gegen  Grossbritannien  RepressaUen  zu  üben  oder 
sei  es  die  Mitwirkung  Grossbritanniens  zu  Repressalien  gegen  die 
britische  Selbstverwaltungskolonie  zu  heischen.  Da  eine  Rechts- 
verletzung von  Seiten  der  Kolonie  nicht  vorliegt,  können  die  anderen 
Verbandstaaten  von  der  britischen  Regierung  nicht  die  Ergreifung 
einer  Repressalie  und  daher  insbesondere  nicht  die  repressalien- 
weise Anwendung  der  Strafklausel  des  Artikels  4  gegen  die  be- 
treffende britische  Kolonie  verlangen.  2) 

*)  Eioe  Repressalie  •wäre  es,  weü  nach  Art.  5  der  Konvention  jeder  Verband- 
staat den  Zucker  aus  einem  anderen  Verbandstaat  zum  niedrigsten  Satze  seines  Einfuhr- 
taiifes  zulassen  muss. 

*)  Durch  die  Verweisung  des  Art.  1 1  auf  die  Artikel  5  und  8,  welche  auch  auf 
(ge-wisse)  britische  Kolonien  Anwendung  finden  sollen,  obwohl  die  Konvention  im 
übrigen  auf  diese  nicht  Anwendung  erhalten  soll,  wird  nicht  bloss  eine  Massnahme  an- 
geordnet, welche  in  den  betreffenden  britischen  Kolonien  zu  treffen  ist  (Art.  8),  sondern 
ausserdem  in  Art.  5  auch  eine  solche,  welche  in  Grossbritannien  gegenüber  dem  Zucker 
aus    (allen)    britischen  Kolonien  zu   beobachten  ist   (Art,  5   Abs.  2 ;   ob  auch  Abs.   i  ?) 
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Auch  die  Niederlande  hielten  es  weder  für  notwendigf,  noch 
für  wünschenswert,  dass  ihre  Kolonien  in  die  Konvention  mit  auf- 
g-enommen  würden,  i)  Demgemäss  wurde  auch  bezüglich  der 
niederländischen  Kolonien  in  Art.  ii  der  Konvention  bestimmt, 
dass  die  Vorschriften  der  letzteren  auf  jene  im  allg-emeinen  keine 
Anwendung  finden.     Aber 

1.  erklärten  die  Niederlande  nicht  bloss  ausdrücklich,  dass 
in  ihren  Kolonien  zur  Zeit  weder  eine  direkte  noch  eine  in- 
direkte Zuckerfabrikations-  oder  -Ausfuhrprämie  bestehe,  2)  sondern 
verpflichteten  sich  auch,  während  der  Dauer  der  Konvention  dem 
Zucker  ihrer  Kolonien  weder  eine  direkte  noch  eine  indirekte 
Prämie  zu  gewähren  3)  und  ferner  in  den  Niederlanden  ihren  Ko- 
lonialzucker nicht  zu  einem  niedrigeren  Zolltarifsatz  zuzulassen  als 
demjenigen,  welchen  der  Zucker  aus  den  Verbandstaaten  zu  ent- 
richten habe*)  (Schlussprotokoll  zu  Art  iiB  Abs.  i). 

2.  Die  Niederlande  banden  sich,  die  nötigen  Massnahmen  z« 
treffen,  um  zu  verhindern,  dass  Zucker  aus  Prämien  gewährenden 
Ländern,  welcher  durch  die  niederländischen  Kolonien  durchgeführt 
werde,  auf  dem  Markte  des  Bestimmungslandes  der  Vorteile  der 
Konvention  teilhaftig  werde  (Art.  8).^) 

3.  Andererseits  erwirkten  die  Niederlande,  dass  die  anderen 
Verbandstaaten  den  Zucker  aus  den  niederländischen  Kolonien  zu 
dem  niedrigsten  Einfuhrzolle  zulassen  müssen  (Ait.  5). 

4.  Die  Niederlande  behielten  sich,  wie  ausdrücklich  in  dem 
Sitzungsprotokoll  vom  5.  März  1902  konstatiert  wurde,  die  Be- 
fugnis   vor,  namens   ihrer  Kolonien    der  Konvention  beizutreten.») 

Kraft  des  interkolonialen  Gemeinschaftsverhältnisses  zwischen 
Mutterland  und  Kolonien  kann  zwischen  denselben  Zollfreiheit  oder 
ein  Vorzugs-Zolltarif  begründet  werden,  ohne  dass  darum  ein 
anderer    Verbandstaat    auf   Grund    der    Meistbegünstigungsklausel 


Deshalb  schliesst  der  in  Art.  1 1  aufgestellte  Regelfall,  dass  nämlich  die  Konvention 
keine  Anwendung  auf  die  britischen  Kolonien  findet,  im  übrigen  auch  aus,  dass  ia 
Grossbritannien  die  anderen  Bestimmungen  der  Konvention  gegenüber  dem  Zucker  aus 
britischen  Kolonien  angewandt  werden  müssen. 

^)  Primes,  p.  264 — 265,  402. 

^)  Primes,  p.   232. 

*)  Primes,  p.  264  —265,  323.    ' 

*)  Primes,  p.  362,  383. 

^)  Auf  Java  findet  weder  eine  Durchfuhr  noch  eine  Einfuhr  von  Zucker  statt.  Es 
ist  nur  Ausfuhrland  von  Zucker.  Vgl.  „Die  Zuckerindustrie  auf  Java"  in  Berichten  ü. 
H.  n.  I.   1903  S.  595. 

•)  Primes,  p.  402. 


§  28.     Die  Brüsseler  Zackerkonvention  tind  die  Kolonien  der  Verbandstaaten.      JßQ 

des  Artikels  5    die  g-leichen  Vorrechte  für  seinen  Zucker  heischen 
könnte.  1) 

Frankreich  hat  —  ohne  in  dieser  Hinsicht  auf  der  Brüsseler 
Konferenz  auf  Widerspruch  zu  stossen  —  ausdrücklich  diesen 
Vorzug-  für  das  Verhältnis  zwischen  dem  französischen  Mutterlande 
und  den  französischen  Kolonien  in  Anspruch  g-enommen.  Es  hat 
g-eltend  gemacht:  alle  Zucker  erzeugenden  französischen  Kolonien 
seien  mit  dem  französischen  Mutterlande  unter  ein  und  dasselbe 
Zollregime  gestellt '  Dank  dieser  engen  Zollunion  erschienen  die 
französischen  Kolonien  im  Verhältnis  zu  Frankreich  nicht  wie  ein 
fremdes  Land,  sondern  einfach  wie  französische  Departements. 
Daher  seien  die  Produkte  der  französischen  Kolonien  in  Frankreich 
zollfrei  zugelassen.2)  Es  liege  auch  nicht  in  der  Absicht  der  franzö- 
sischen Regierung,  dieses  Zollsystem  zu  ändern. 

Frankreich  erachtete  sich  aber  keineswegs  durch  die  Brüsseler 
Konvention  verbunden,  darum  auch  den  Zucker  der  anderen  Ver- 
bandstaaten zollfrei  einzulassen. 

Das  ist  die  Auffassung  des  Vorrangs -Verhältnisses  zwischen 
den  Verbandstaaten  und  ihren  eigenen  Kolonien,  von  welcher  die 
Brüsseler  Konvention  im  allgemeinen  3)  ausgeht. 

So  kann  auch  nach  Art.  3  Abs,  i  dem  „fremden"  Zucker, 
d.  h.  dem  Zucker  aus  Nicht -Verbandstaaten  und  dem  Zucker  aus 
anderen  Verbandstaaten,  ein  Überzoll  gegenüber  dem  „nationalen"  *) 
Zucker,  d.  h.  nicht  bloss  dem  inländischen,  sondern  auch  dem 
(eigen-)  kolonialen  Zucker  auferlegt  werden. 

Allerdings  dürfen  Grossbritannien  und  die  Niederlande  nach 
dem  Schlussprotokoll  zu  Art.  1 1  den  Zucker  aus  ihren  respektiven 
eigenen  Kolonien  —  und  zwar  gleichgültig,  ob  letztere  der  Brüsseler 
Konvention  beitreten  oder  nicht  beitreten  —  bei  der  Einfuhr  nicht 
mit  einem  niedrigeren  Zolle  belegen,  als  den  Zucker  aus  anderen 
Verbandstaaten.  Aber  es  bedurfte  trotz  der  zu  Gunsten  der  anderen 
Verbandstaaten  gegebenen  Meistbegünstiguugsklausel  des  Artikels  5 
eben  noch  einer  besonderen  Bestimmung,  um  jenen  beiden  Ver- 
bandstaaten die  erwähnte  Befugnis  zu  nehmen. 

Deutschland  und  Österreich-Ungarn  schienen  freilich  ■ —  nament- 
lich solange  Grossbritannien  bezüglich  des  Verhältnisses  zu  seinen 

*)  Vgl.  §  36  und  Kap.  6  (spezieU  §  76). 

*)  Primes,  p.  231 — 232,  265 — 268.  —  Vgl.  Brit.  and  For.  Trade  and  Indostry 
(1^03.  ■ —  Cd   1761),  p.   134;  vgl.  aber  auch  Leroy-Beaulieu  II,  p.  304 — 307. 

3)  Dies  gilt  für  Deutschland,  Frankreich,  Italien  (und  eventuell  Spanien). 

*)  Auf  Antrag  Frankreichs  ,sucres  nationaux'  statt  ,sucres  indigenes'  aus  diesem 
Grande  gesagt.     Primes,  p.  280. 
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Kolonien  die  betreffende  Konzession  noch  nicht  gemacht  hatte  — 
einer  allgemeinen  Vertragsbestimmung  geneigt,  wonach  der  einzelne 
Verbandstaat  auch  den  Zucker  aus  seinen  eigenen  Kolonien  nicht 
günstiger  sollte  behandeln  dürfen,  als  den  Zucker  aus  den  andern 
Verbandstaaten,  i) 

Die  Abgaben,  welche  der  Zucker  aus  den  eigenen  Kolonien 
bei  der  Einfuhr  zu  entrichten  hat,  können  infolge  der  Begrenzung 
des  Überzolles  durch  Artikel  3  höchstens  um  das  dort  zugelassene 
Maximum  des  Überzolles  hinter  den  Abgaben  von  dem  Zucker  der 
übrigen  Staaten  und  speziell  der  übrigen  Verbandstaaten  zurückbleiben. 

Italien  konstatierte  —  ohne  Widerspruch  zu  finden  —  zu 
Protokoll,  dass  der  Zuckerverkehr  zwischen  Italien  und  den  italie- 
nischen Kolonien,  namentlich  Erythreia,  nicht  als  eine  Zuckeraus^ 
fuhr  aus  Italien  betrachtet  werden  könne,  welche  den  Fortfall  der 
nach  Art.  6  Abs.  i  Italien  gewährten  Ausnahmsstellung  gemäss 
Art.  6  Abs.  2  rechtfertigen  könnte.  2)  Dies  charakterisiert  auch  das 
koloniale  Näher- Verhältnis. 

Solange  eine  Zuckerbesteuerung  in  den  zum  Verbände  ge- 
hörigen Kolonien  nicht  stattfindet,  ist  im  HinbUck  auf  die  unent- 
wickelteren Kolonialverhältnisse  nicht  die  Verpflichtung  anzu- 
nehmen, auf  Grund  des  Artikels  2  die  Zuckerfabriken  in  der 
Kolonie  dem  Niederlageverfahren  und  der  fiskalischen  Kontrolle 
zu  unterwerfen.  Dies  wurde  wenigstens  —  unter  Zustimmung  des 
Präsidenten  und  ohne  Widerspruch  der  Konferenz  —  von  dem 
deutschen  Delegierten  in  Hinsicht  auf  Deutsch-Ostafrika  und  von 
dem  britisch-indischen  Delegierten  in  Hinsicht  auf  Britisch-Ostindien, 
wenn  letzteres  beitreten  sollte,  zu  Protokoll  bemerkt,  s) 

Die  britische  und  die  britisch-indische  Regierung  Hessen  auf 
der  Brüsseler  Konferenz  erklären,  und  auf  Antrag  Deutschlands 
wurde  dies  am  3.  März  1902  zu  Protokoll  festgestellt,  dass  Britisch- 
Ostindien  seine  Ausgleichszölle  gegen  den  Zucker  der  Verband- 
staaten aufheben  werde,  wenn  die  Konvention  über  Unterdrückung 
der  Zuckerprämien  zu  stände  komme.*)  Dieser  Zusicherung  ent- 
sprechend werden  die  Ausgleichszölle  Britisch-Ostindiens  gegen- 
über dem  Zucker  der  Verbandstaaten,  wie  oben  erwähnt, 0)  vom 
I.  März  1904    ab  nicht  mehr  erhoben  werden. 


^)  Primes,  p.  227,  233. 

2)  Primes,  p.  396. 

*)  Primes,  p.  401. 

*)  Primes,  197—198,  397- 

s)  S.  129. 
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§  29.     Die  Geltungsdauer  der  Brüsseler  Zuckerkonvention 
und  der  Austritt  aus  dem  Verband  derselben. 

Die  Brüsseler  Konvention  ist  nach  Artikel  lo  derselben  vom 
I.  September  1903  abi)  in  Kraft  getreten  und  soll  von  diesem 
Tag-e  an  fünf  Jahre  lang-  g-elten.  Sie  soll  alsdann  noch  ferner  ein  Jahr 
und  so  fort,  von  Jahr  zu  Jahr,  in  I^aft  bleiben,  falls  keiner  der 
vertrag-schliessenden  Teile  seine  Absicht,  die  Wirkungen  des  Ver- 
trag-es  authören  zu  lassen,  der  belg-ischen  Regierung  zwölf  Monate 
vor  Ablauf  des  betreffenden  Zeitraumes  kundgegeben  haben  wird. 
Falls  einer  der  Verbandstaaten  den  Vertrag  kündigt,  wirkt  diese 
Kündigung  nur  für  ihn;  die  übrigen  Verbandstaaten  behalten  aber 
dann  bis  zum  31.  Oktober  des  Kündigungsjahres  das  Recht,  zu 
erklären,  dass  sie  vom  i.  September  des  darauf  folgenden  Jahres 
ab  ebenfalls  ausscheiden  wollen.  Wenn  einer  2)  dieser  letzteren 
Staaten  für  gut  befindet,  von  diesem  Rechte  Gebrauch  zu  machen, 
so  veranlasst  die  belgische  Regierung  binnen  drei  Monaten  den 
Zusammentritt  einer  Konferenz  in  Brüssel,  welche  über  die  zu  er- 
greifenden Massnahmen  beschliesst 

Da  für  die  britischen  und  niederländischen  Kolonien  nach 
Schlussprotokoll  zu  Art.  11  der  Beitritt  erklärt  werden  kann,  die- 
selben aber  nicht,  wie  nach  Art.  ii  die  Kolonien  der  anderen 
Verbandstaaten,  ohne  weiteres  in  die  Konvention  einbegriffen  sind, 
so  kann  auch  für  eine  beigetretene  britische  oder  niederländische 
Kolonie,  nicht  aber  für  die  Kolonien  eines  der  anderen  Verband- 
staaten eventuell  der  Austritt  erklärt  werden,  ohne  dass  das  Mutter- 
land austritt. 

Umgekehrt  würde  aber  der  Austritt  des  Mutterlandes  nicht 
bloss  für  die  Kolonien  der  anderen  Verbandstaaten,  sondern,  solange 
keine  Abänderung    der  Konvention    erfolgt,    auch    für    die    beige- 

*)  Vgl.  den  Bcschluss  der  Konferenz-Delegierten  vom  i.  III.  1902  über  das  wünschens- 
-werte  Verhalten  der  Verbands-Regierungen  bis  zum  i.  IX.  1903.  Primes,  p.  378,  379, 
251,  296,  297,  (310,  318,  339  —  341).  342.  Grossbritannien  hatte  sich  ausdrücklich 
-vorbehalten,  in  der  Zwischenzeit  bis  zum  Inkrafttreten  der  Konvention  Massnahmen 
gegen  die  Schäden  treffen  zu  können,  welche  ihm  aus  der  Fortdauer  der  Zuckerprämien 
erwachsen  könnten.  Primes,  p.  251,  297,  342,  379.  Ein  dem  britischen  Parlament 
am  21.  VII.  1902  vorgelegter  Nachtragsetat  forderte  250000  Lstr.  zur  Unterstützung  der 
Zuckerindustrie  Britisch'-Westindiens  während  der  Zwischenzeit. 

2)  Die  Konferenz  soll  schon  berufen  werden,  wenn  einer  der  „übrigen"  Verband- 
staaten (noch  nicht  gekündigt,  sondern)  nur  die  Absicht  kundgegeben  hat,  zu  kündigen. 
Dieser  Staat  soll  dann  zur  Konferenz  mit  eingeladen  werden.  Primes,  p.  374,  393. 
Vgl.  auch  Art.  9  der  Londoner  Konvention  v.  30.  VIII.  1888  u.  die  damaligen  Ver- 
iiandlungen.     Commercial  No.   13  (1888),  p.  228,  I08,   160. 
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tretenen  britischen  und  niederländischen  Kolonien  den  Austritt 
ohne  weiteres  zur  Folge  haben.  Dies  unterliegft  bezüglich  der 
niederländischen  Kolonien  und  bezüglich  der  britischen  Kronkolonien 
wohl  keinem  Zweifel.  Aber  es  wird  auch  für  die  britischen  Selbstver- 
waltungskolonien und  für  Britisch-Ostindien  anzunehmen  sein.  Denn 
dass  dieselben  trotz  des  Vorbehaltes  im  Schlussprotokoll  zu  Art.  1 1 
Buchstabe  A,  Ziff.  3  nicht  selbständig,  sondern  als  Bestandteil  des 
britischen  Reiches  in  dem  internationalen  Zuckerverbande  stehen 
würden,  erhellt  unter  anderem  daraus,  dass  nach  Art.  7  Abs.  2 
und  6  in  der  ständigen  Kommission  nur  das  britische  Reich  durch 
einen  stimmberechtigten  Delegierten,  die  betreffenden  Kolonien 
aber  höchstens  durch  einen  Hilfsdelegierten  vertreten  sein  würden. 

§  30.  Die  Ausnahmsstellung  der  keinen  Zucker  ausfiihrenden 
Verbandstaaten  Italien  und  Schweden  (und  eventuell  Spanien). 

Den  Verbandstaaten  Italien  und  Schweden  (und  falls  dasselbe 
noch  ratifiziert:  Spanien)  1)  ist  nach  Artikel  6  der  Brüsseler  Kon- 
vention eine  Ausnahmsstellung  eingeräumt,  solange  sie  nicht  in 
einem  für  den  Verkehr  in  Betracht  kommenden  Masse  2)  Zucker 
ausführen.  Darüber,  ob  diese  Bedingung  der  Ausnahmsstellung 
jener  Verbandstaaten  fortdauert,  hat  die  ständige  Kommission 
gemäss  Art.  7,  Abs.  3  Buchstabe  b  und  Abs.  10  zu  wachen  und 
zu  beschliessen.3)  Längstens  binnen  eines  Jahres,  nachdem  die 
ständige  Kommission  den  Fortfall  jener  Bedingung  der  Ausnahms- 
stellung konstatiert  hat,  muss  der  betreffende  Verbandstaat  seine 
Zucker-Gesetzgebung*)  den  sämtlichen  Bedingungen  der  Zucker- 
konvention gemäss  Art.  6  Abs.  2  anpassen,  da  alsdann  seine  Aus- 
nahmsstellung aufhört. 


')  Primes,  p.  246,  248,  249,  256,  282 — 291,  333,  364, 

*)  Eine  blosse  geringfügige  und  vereinzelte  Ausfuhr  einer  Zuckerquantität  soll 
nicht  als  Ausfuhr  in  Betracht  kommen.  Primes,  p.  363.  Eine  Ausfuhr  von  gezuckerten 
Erzeugnissen,  z.  B.  von  Vermont,  kondensierter  Milch,  verzuckerten  Früchten,  zieht  nicht  den 
Fortfall  der  Ausnahmsstellung  nach  sich.  Primes,  p.  284,  285.  Die  Begriffsbestimmung 
in  Art.  i  Abs.  i  bezieht  sich  nur  auf  die  Vorschriften  des  Art.  l,  nicht  auf  alle  Vor- 
schriften der  Konvention  und  so  auch  nicht  auf  Art.  6  derselben. 

')  Primes,  p.  367,  368. 

*)  Es  haben  auch  die  Parlamente  jener  Staaten  nicht  mehr  freie  Hand,  sondern 
sind  gebunden,  alsdann  einer  der  Brüsseler  Konvention  entsprechenden  Änderung  der 
Znckergesetzgebung  zuzustimmen.  Bringt  der  Staat  innerhalb  des  Jahres  die  erforderliche 
Gesetzgebung  nicht  zu  stände,  so  ■werden  die  anderen  Verbandstaaten  (nach  Abhaltung 
einer  Konferenz)  eventuell  zu  Repressalien  schreiten  und  jenen  Staat  repressalienweise 
«uch  aus  dem  Zucker\'erbande  ausschliessen  können.     Vgl.  auch  Primes,  p,  288,  289. 
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Die  Ausnahmstellung  besteht  nach  Art.  6  Abs.  i  darin,  dass 
die  betreffenden  Verbandstaaten  befreit  bleiben  von  den  Ver- 
pflichtungen, 

1.  die  bestehenden  direkten  und  indirekten  Zuckerprämien  auf- 
zuheben und  keine  neuen  während  der  Geltung  der  Konvention 
einzuführen  (Art.  i); 

2.  die  Zuckerfabriken  und  Zuckerraffinerien  unter  fiskalische 
Kontrolle  zu  stellen  (Art.  2); 

3.  das  Maximum  des  Überzolles  auf  6,  bzw.  5,50  Francs  fiir 
IOC  kg  Zucker  zu  beschränken  (Art.  3). 

§  31.   Das  sachliche  Objekt  der  Brüsseler  Konvention.   Zucker. 

Gezuckerte  Erzeugnisse.    Nebenerzeugnisse  der  Herstellung 

und  Raffinierung  von  Zucker. 

Das  sachliche  Objekt,  auf  welches  sich  die  Bestimmungen  der 
Brüsseler  Konvention  beziehen,  ist  der  Zucker  1)  (Art.  i  und  passim). 
Ausdrücklich  erwähnt  ist  der  Rübenzucker  und  der  Rohrzucker 
(Art.  5).  Aber  die  Brüsseler  Konvention  gilt  auch  für  Zucker  aus 
anderen  Vegetabilien,^)    insofern    derselbe    für    den  internationalen 


1)  In  der  (nicht  ratifizierten)  Londoner  Konvention  vom  30.  VIII.  1888  war  unter 
^Zucker"  auch  der  sog.  Trauben-  oder  Stärkezucker  (glucose)  und  die  Melasse  mitver- 
standen (vgl.  z.  B.  Art.  5  und  7  derselben).  Nach  den  auf  der  Brüsseler  Konferenz 
(17.  Sitzung  vom  27.  II.  1902  —  Primes,  p.  352,  359,  388)  geäusserten  Ansichten  aber 
sollten  in  der  Brüsseler  Konvention  vom  5.  III.  1902  Glukose,  die  jetzt  für  die  inter- 
nationale Zuckerkonkurrenz  nicht  mehr  mit  in  Betracht  komme,  und  andere  unkristallisier- 
bare  Zucker  und  Melasse  unter  dem  Begriff  „Zucker"  und  auch  unter  den  „dem  Zucker 
gleichgestellten  Erzeugnissen"  des  Artikels  I  nicht  mitverstanden  sein.  Unter  anderem 
■würde  daher  auch  (die  Sirafklausel  des)  Artikel  4  sich  auf  Glukose  und  Melasse  nicht 
beziehen  (Primes,  p.  359).  Nach  Artikel  2  sind  aber  die  Fabriken,  in  welchen  aus 
der  Melasse  der  Zucker  ausgezogen  wird,  unter  staatliche  Kontrolle  gestellt,  -wie  die 
Rohzuckerfabriken  und  die  Zuckerraffinerien.  Überhaupt  -wird  anzunehmen  sein,  dass 
Melasse,  welche  noch  in  erheblichem  Masse  kristallisierbaren  Zucker  enthält,  unter  die 
Brüsseler  Konvention  fällt,  und  dass  nur  diejenige  Melasse,  aus  welcher  aller  kristallisier- 
bare Zucker  ausgezogen  ist,  ebenso  wie  die  Glukose,  ausserhalb  der  Konvention  bleibt. 
So  auch  d'Aulnis  de  B.  „La  Convention",  p.  29,  Anm.  3.  Die  erstere  Melasse  wird  aber 
als  „Zucker",  nicht,  wie  d'Aulnis  de  B.  meint,  als  „gezuckertes  Erzeugnis"  im  Sinne  des 
Artikels  i  anzusehen  sein,  da  ihr  ja  nicht  künstlich  Zucker  zugesetzt  ist.  Es  würden 
daher  nicht  bloss  Art.  I,  sondern  alle  Bestimmungen  der  Konvention  auf  dieselbe  an- 
wendbar sein  mit  Ausnahme  der  Bestimmung  über  UberzöUe  in  Art.  3  Abs.  2.  Über 
die  ganze  Frage  hat  eventuell  die  ständige  Zuckerkommission  gemäss  Art.  7  Abs.  3d 
sich  gutachtlich  zu  äussern. 

2)  Z.  B.  aus  Zucker-Ahorn  in  Nordamerika,  aus  dem  Safte  der  Zuckerpalme  in 
Indien,  aus  Zuckerhirse  in  China.     Sonndorf  er,  S.  415. 
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Zuckerhandel  und  die  internationale  Konkurrenz  in  Betracht 
kommt,  i) 

Nach  Art.  5  Abs.  2  dürfen  Rohrzucker  und  Rübenzucker  in 
Hinsicht  auf  die  ihnen  auferlegten  Abg-aben  (insbesondere  Zölle)  2) 
nicht  unterschiedlich  (von  den  Verbandstaaten)  behandelt  werden. 
Dies  setzte  Deutschland  auf  der  Konferenz  durch.3)  Sonst  hätte 
insbesondere  Grossbritannien,  indem  es  für  Rohrzucker  eine 
niedrigere  Abgabe  (Zoll),  als  für  Rübenzucker  eingeführt  hätte, 
eine  Ungleicheit  der  Konkurrenzbedingungen  zwischen  dem  Rohr- 
zucker der  britischen  Kolonien  und  dem  Rübenzucker  des  euro- 
päischen Festlandes  zu  Ungunsten  des  letzteren  auf  dem  britischen 
Markte  herbeiführen  können. 

Die  Brüsseler  Konvention  findet  Anwendung  sowohl  auf  den 
Rohzucker  wie  auf  den  raffinierten  Zucker  und  den  dem  raffinierten 
Zucker  gleichzuerachtenden *)  Zucker  (Art.  3  u.  2). 

1)  Primes,  p.  352:  Äusserung  des  französischen  Delegierten  Delatour. 

^)  In  der  deutschen  Reichstagsvorlage  ist  das  Wort  „droits"  in  Artikel  5  der  Kon- 
vention mit  „Zöllen"  übersetzt.  Aber  es  bezieht  sich  nicht  bloss  auf  die  Zölle,  sondern 
auch  auf  die  inneren  Abgaben  und  deren  Gleichstellung  für  Rohr-  und  Rübenzucker. 

')  Primes,  p.  259,  260,  28 1,  362. 

*)  Die  Protokolle  der  Brüsseler  Konferenz  1901/1902  (insbes.  Primes,  p.  358» 
354 — 358)  ergeben  nicht,  welcher  Zucker  dem  raffinierten  Zucker  gleichgestellt  werden 
kann.  Vgl.  Art.  13  und  i  der  Pariser  Zuckerkonvention  v.  8.  XI.  1864.  Art.  i,  3  u.  4 
der  nicht  in  Kraft  getretenen  Brüsseler  Zuckerkonvention  v.  11.  VIII.  1875.  Frankreich 
stellt  den  Rohzucker  mit  mindestens  98°/o  Zuckergehalt  dem  raffinierten  Zucker  gleich. 
(Französ.  Gesetz  v.  28.  I.  1903  Art.  2  u.  1  in  Verbindung  mit  der  betreffenden  Vor- 
schrift des  französ.  Ges.  v,  7,  IV.  1897).  Ähnlich  der  (jetzt  durch  Art.  i  des  deutsch. 
Reichsgesetzes  v.  6.  I.  1903  aufgehobene)  §  77  sub  c  des  deutsch.  Reichsgesetzes 
V.  27.  V.  1896.  Nach  den  durch  Erlass  des  preussischen  Finanzministers  v.  17,  VII. 
1903  mitgeteilten  Änderungen  des  amtlichen  Warenverzeichnisses  zum  deutschen  Zoll- 
tarif wird  in  Deutschland  zollamtlich  als  „Verbrauchszucker"  neben  dem  raffinierten 
Zucker  auch  der  dem  raffinierten  Zucker  gleichgestellte  Zucker  behandelt.  Zur  Aus- 
legung dieser  Vorschrift  hat  der  preussische  Finanzminister  im  Einvernehmen  mit  dem 
deutschen  Reichskanzler  durch  eine  allgemeine  Verfügung  vom  31.  VIII.  1903  be- 
stimmt: ausser  den  Zuckerarten,  welche  bereits  in  den  vorbezeichneten  Änderungen 
zum  amtlichen  Warenverzeichnisse  als  Verbrauchszucker  bezeichnet  seien  (Kristall- 
zucker, granulierter  Zucker  u.  s.  w.),  sollten  alle  diejenigen  festen  (trockenen)  Zucker, 
welche  sich  ohne  weitere  Bearbeitung  zum  menschlichen  Genüsse  eignen,  in  Be- 
zug auf  die  Zollbehandlung  als  Verbrauchszucker  angesehen  werden,  und  zwar  ohne 
Unterschied,  ob  der  Zucker  sich  in  gefärbtem  oder  ungefärbtem  Zustande  befinde.  Von 
der  Festsetzung  einer  Polarisalionsgrenze  zur  Unterscheidung  von  Verbrauchszucker  und 
Rohzucker  solle  bis  auf  weiteres  abgesehen  werden.  („Deutsche  Zuckerindustrie"  1903 
S.  1542;  D.  H.  1903,  S.  930,  1134).  —  Das  belgische  Gesetz  v.  21.  VIII.  1903  Art.  i 
8ub  a  führt  einige  Produkte,  welche  unter  der  Bezeichnung  „raffinierter  Zucker"  mitver- 
standen sein  sollen,  ausdrücklich  an  und  verweist  im  übrigen  auf  den  belgischen  ZoUtarif 
für  die  Frage,  welche  anderen  Erzeugnisse  dem  raffinierten  Zucker  gleichgestellt  sein  sollen. 
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Ausser  für  den  Zucker  gilt  auch  für  die  Erzeugnisse,  welche 
in  erheblichem  Verhältnisse  künstlich  zugesetzten  Zucker  enthalten, 
wie  z.  B.  Zuckerwerk,  Schokolade,  Kakes,  eingedickte  Milch  u.  s.  w. 
das  Verbot  der  Prämiengewährung  (Art.  i).  Die  bei  der  Ausfuhr 
solcher  Erzeugnisse  erfolgende  blosse  Rückvergütung  der  Steuer, 
die  den  Betrag  der  letzteren  nicht  übersteigt,  ist  aber  zulässig. i) 
Trotz  der  Bezugnahme  in  Art.  i  Abs.  2  Buchstabe  f  gilt  die  Be- 
schränkung des  Überzolles  (Art.  3)  für  die  gezuckerten  Erzeugnisse 
nicht. 2)  Überhaupt  gelten  auch  die  übrigen  Bestimmungen  der 
Brüsseler  Konvention  für  die  gezuckerten  Erzeugnisse  nichts):  also 
z.  B.  nicht  die  ständige  Überwachung  der  Fabrikation  Art  2,*) 
nicht  die  Strafklausel  des  Art.  4  gegen  Nicht- Verbandstaaten,  nicht 
die  Meistbegünstigungsstipulation  Art.  5,  nicht  die  Bestimmung 
über  die  Durchfuhrkontrolle  Art.  8.  Im  Sinne  des  Art.  6  verlieren 
die  dort  genannten  Verbandstaaten  Italien,  Schweden  (und  wenn 
es  ratifiziert:  Spanien)  nur  durch  die  Ausfuhr  von  Zucker,  aber 
nicht  durch  die  Ausfuhr  von  gezuckerten  Erzeugnissen  ihre  Aus- 
nahmsstellung. ^) 

Die  Nebenerzeugnisse«)  der  Herstellung  oder  Raffinierung  von 

*)  So  die  Denkschrift  der  deutsch.  Reichsregierung,  S.  33. 

*)  Denn  das  ganze  gezuckerte  Erzeugnis  kann  nicht  als  Zucker  betrachtet  werden. 
Es  kann  aber  auch  nicht  für  den  Zuckerbestandteil  in  den  gezuckerten  Erzeugnissen  die 
Bestimmung  des  Art.  3  als  massgeblich  erachtet  werden,  da  in  Beziehung  aul  die 
anderen  Bestandteile  derselben  keine  intemationalrechtliche  Bindung  des  Uberzolles 
besteht  und  letzterer  daher  für  das  Erzeugnis  im  Ganzen  doch  beliebig  hoch  angesetzt 
werden  könnte. 

8)  So  die  deutsche  Denkschrift  a.  a.  O. 

*)  Primes,  p.  325. 

5)  Vgl.  Primes,  p.  284,  285.  Der  italienische  Delegierte  auf  der  Brüsseler  Zucker- 
konferenz hatte  ausdrücklich  während  der  Verhandlungen  bemerkt,  dass  Italien  gewisse 
gezuckerte  Erzeugnisse,  wie  Wermutwein,  eingedickte  Müch,  verzuckerte  Früchte  u.  s.  w. 
exportiere.  Der  belgische  Delegierte  und  Präsident  Smet  de  Naeyer  äusserte  die  Ansicht: 
Italien  könne  unbeschadet  der  in  Art.  6  ihm  gewährten  Ausnahmsstellung  gezuckerte 
Erzeugnisse  exportieren,  jedoch  nur  solange,  als  dem  Zucker,  welcher  diesen  Erzeugnissen 
zugesetzt  werde,  keine  Ausfuhrprämie  bewilligt  werde.  Damit  wollte  Smet  de  Naeyer 
anscheinend  sagen,  wenn  Italien  gezuckerte  Erzeugnisse  ausführe,  deren  Zucker  in  Italien 
eine  Prämie  erhalten  habe,  so  verliere  es  die  Ausnahmsstellung  des  Art.  6.  Die  Be- 
stimmungen der  Konvention  gewähren  jedoch  keine  Unterlage  für  diese  Einschränkung. 
Die  anderen  Verbandstaaten  sind  aber  durch  die  Konvention  auch  nicht  behindert, 
gegen  solche  gezuckerten  Erzeugnisse  Italiens  beliebig  hohe  Zölle,  Uberzölle,  Ausgleichs- 
zölle anzuordnen.     Vgl.  S.  176  Text  zu  Anm.  i. 

')  So  die  Melasse,  welche  hauptsächlich  zur  Alkoholfabrikation  verwandt  wird. 
Vgl.  aber  auch  S.  173  Anm.  1.  In  früheren  Stadien  der  Verhandlungen  —  Primes, 
p.  237,  238  —  war  es  in  Frage  gezogen  worden,  ob  nicht  auch  der  Uberzoll  für  Melasse 
auf  ein  Maximum  begrenzt  werden  müsse. 
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Zucker  unterliegfen  nach  der  ausdrücklichen  Bestimmung"  in  Art  3  Abs.  2 
nicht  der  Begrenzung  des  Überzolles  auf  ein  bestimmtes  Maximum 
und,  wie  anzunehmen  ist,  auch  nicht  auf  Grund  des  Artikels  5  der 
Verpflichtung-  der  Meistbegünstigung-  im  Verhältnis  der  Verband- 
staaten zu  einander.  Die  Gewährung  von  Prämien  für  die  Erzeugung 
oder  die  Ausfuhr  dieser  Nebenerzeugnisse  erscheint  aber  jedenfalls 
insoweit  ausgeschlossen,  als  darin  mittelbar  eine  nach  Artikel  i 
verbotene  Prämie  für  die  Erzeugung  von  Zucker  liegen  würde. 

Da  in  Beziehung  auf  gezuckerte  Erzeugnisse  die  Artikel  5,  3,  4 
der  Konvention  nicht  gelten,  so  steht  es  jedem  Verbandstaat  frei, 
selbständig  —  ohne  Beschränkung  durch  die  Konvention  —  gegen 
gezuckerte  Erzeugnisse  nicht  bloss  von  Nicht- Verbandstaaten, 
sondern  auch  von  Verbandstaaten  beKebig  hohe  Zölle,  Überzölle 
und,  falls  jene  im  Ursprungslande  Prämien  erhalten  haben,  besondere 
Ausgleichszölle  und  Einfuhrverbote  zu  verhängen.  1)  Natürlich  ist 
es  wünschenswert,  dass  die  Verbandstaaten  auch  über  diese  Fragen 
zu  einem  Einvernehmen  gelangen. 2) 

Die  Brüsseler  Zuckerkonvention  ist  nicht  in  der  Lage,  für  den 
Zucker  der  ganzen  Welt  verbindliche  Anordnungen  zu  treffen, 
sondern  sie  kann  dies  nur  für  den  in  den  Verbandstaaten  hervorge- 
brachten Zucker  einerseits  und  für  den  nach  den  Verbandstaaten 
zum  Absatz  oder  zur  Durchfuhr  verbrachten  Zucker  andererseits. 
Mittelbar  sucht  allerdings  die  Brüsseler  Konvention  durch  die  Ge- 
staltung ihrer  Bestimmungen  auch  den  Nicht- Verbandstaaten  und 
insbesondere  den  Zucker  hervorbringenden  und  ausführenden  Nicht-^ 
Verbandstaaten  einen  Anreiz  zu  geben,  in  Hinsicht  auf  den  Zucker 
entsprechende  Anordnungen  zu  treffen  oder  sich  dem  Verbände 
anzuschliessen. 


^)  Damit  erübrigen  sich  die  im  britischen  House  of  Commons  am  5.  und  6.  VIII.  1903 
erhobenen  Bedenken,  als  ob  die  Konvention  die  Interessen  der  weiter  verarbeitenden 
Industrien,  welche  Zucker  als  Rohmaterial  zur  Herstellung  gezuckerter  Erzeugnisse  ver- 
wenden, preisgebe  und  beliebiger  Heimsuchung  durch  die  Konkurrenz  ausländischer 
prämiierter  Erzeugnisse  der  betreffenden  Art  überliefere.  Vgl.  auch  Art.  5  des  Vertrages 
vom  24.  März  1903  des  (nicht  zum  Brüsseler  Zuckerverband  gehörigen)  Britisch-Südafrika- 
nischen Zollvereins  (oben  S.  129  Anm.  3).  Derselbe  verhängt  vom  i.  September  1903 
ab  Ausgleichszölle  nicht  bloss  gegen  prämiierten  Zucker,  sondern  auch  gegen  prämiierte 
zuckerhaltige  Erzeugnisse  der  nicht  zum  Brüsseler  Verband  gehörigen  Länder. 

*)  Über  die  Frage,  welche  zollamtliche  Behandlung  zuckerhaltige  Waren  zu  er- 
fahren haben,  soll  am  18.  X.  1903  in  der  ständigen  Brüsseler  Kommission  ein  Meinungs- 
austausch stattgefunden  haben,  welcher  zur  Klar-  und  Festlegung  gewisser  bisher  un- 
entschiedener Punkte  geführt  habe.     „Deutsche  Zuckerindustrie"   1903,  S.   1669. 
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§  32.    Landesangrehöriffkeit  des  Zuckers.   Ursprungsnachweis 
und  Durclifulirkontrolle. 

Es  ist  wichtig,  als  aus  welchem  Lande  stammend  Zucker  im 
Sinne  der  Konvention  zu  erachten  ist,  welchem  Lande  Zucker  im 
Sinne  der  Konvention  angfehörig-  ist. 

So  z.  B.,  wenn  der  Rohzucker  aus  dem  einen  Lande  herkommt, 
dann  in  einem  anderen  Lande  raffiniert  und  darauf  nach  einem 
dritten  Lande  ausgeführt  wird.^) 

Nach  Art.  3  Abs.  2  gilt  die  Begrenzung  des  Überzolles  nicht 
für  Länder,  welche  keinen  Zucker  erzeugen.  Im  Sinne  dieses 
Artikels  3  Abs.  2  ist  ein  Land,  welches  keinen  Rohzucker  hervor- 
bringt, aber  Zuckerraffinerien  besitzt,  nicht  als  ein  Zucker  erzeugendes 
Land  zu  betrachten.2) 

Daraus  folgt  aber  nicht,  dass  auch  im  Sinne  anderer  Bestim- 
mungen (z.  B.  Art.  4,  5,  6,  8  und  Schlussprotokoll  zu  Art.  3  und 
zu  Art.  1 1)  für  den  Begriff  des  Zuckers,  welcher  aus  einem  Lande 
stammt,^)  immer  die  Herkunft  des  Rohzuckers  bestimmend  oder 
allein  bestimmend  ist,  ohne  Rücksicht  auf  das  Land,  in  welchem 
die  Raffinierung  vorgenommen  ist. 

Der  Zweck  der  Konvention  ist,  innerhalb  des  Verbandbereiches 
die  Zuckerprämien  zu  beseitigen  und  die  Höhe  des  Überzolles  zu  be- 
grenzen und  dem  von  ausserhalb  kommenden  Zucker  entgegen- 
zuwirken, welcher  durch  Prämien  begünstigt  ist. 

In  Hinsicht  auf  den  Ausgleichszoll  werden  daher  für  Zucker, 
welcher  als  Rohzucker  aus  einem  Nicht- Verbandlande  stammt  und 
in  einem  anderen  Nicht -Verbandlande  raffiniert  ist  und  in  beiden 
Ländern  Prämien  u.  s.  w.  erhalten  hat,  beide  Länder  als  Ursprungs- 
länder gelten  und,  wenn  er  nur  in  einem  jener  beiden  Länder 
Prämien  erhalten  hat,  jedenfalls  auch  das  Prämien  gewährende 
Land, 4)  Wenn  Rohzucker,  der  aus  einem  Verbandlande  kommt, 
in  einem  Nicht- Verbandlande  raffiniert  ist  und  dort  Prämien  er- 
halten hat,  so  wird  dieser  Zucker  als  aus  dem  Nicht- Verbandlande 
stammend  zu  erachten  sein.     Ist  umgekehrt  Rohzucker   aus  einem 

^)  Primes,  p.  281,  330. 

2)  Dies  wurde  in  der  Sitzung  vom  3.  III.  1902  ausdrücklich  von  britischer  Seite 
jmter  Zustimmung  des  Präsidenten  und  ohne  Widerspruch  von  anderer  Seite  erklärt. 
Primes,  p.  389.    Vgl.  auch  im  Schlussprotokoll  zu  Art.  3  den  Begriff  ,pays  producteurs'. 

ä)  Primes,  p.  392. 

*)  Die  im  Text  entwickelte  Auffassung  liegt  auch  den  Artikeln  6  und  7  der  Be- 
stimmungen unter,  welche  die  ständige  Kommission  am  20.  VI.  1903  in  Hinsicht  auf 
•den  Ursprungsnachweis  des  Zuckers   beschlossen  hat. 

Kaufmann,  Welt-Zuckerindustrie.  12 
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Nicht -Verbandlande,  welches  Prämien  gewährt,  in  einem  Verband- 
lande raffiniert  worden,  so  müsste  bereits  bei  der  Einfuhr  des 
prämiierten  Rohzuckers  in  jenes  Verbandland  nach  Art.  4  ein 
Ausgleichszoll  erhoben  werden.^)  Ist  dies  geschehen,  so  wird  der. 
in  jenem  Verbandlande  raffinierte  Zucker  als  aus  dem  Verband- 
lande stammend  zu  erachten  sein. 

In  Hinsicht  auf  den  Mindestzoll,  zu  welchem  die  Verbandstaaten 
nach  Art.  5  wechselseitig  den  Zucker  der  anderen  Verbandstaaten 
bei  sich  einlassen  müssen,  wird  Zucker,  welcher  in  einem  Verband- 
lande raffiniert  ist,  als  aus  diesem  stammend  zu  erachten  sein,  auch 
wenn  der  Rohzucker  aus  einem  Nicht -Verbandlande  herrührt.  Denn 
die  Raffinierung  erscheint  als  eine  wesentHche  Verarbeitung,  durch 
welche  der  frühere  Stoff  (Rohzucker)  im  Lande  der  Raffinierung 
naturalisiert  ist. 2)  Umgekehrt  wäre  daher  Zucker,  welcher  in  einem 
Nicht -Verbandlande  raffiniert  ist,  als  nicht  aus  dem  Verbandbereich 
stammend  zu  erachten,  auch  wenn  der  betreffende  Rohzucker  aus- 
einem  Verbandlande  herrührte.  3)  *) 

Es  sind  nicht  bloss  Massnahmen  erforderlich,  um  bei  der  Einfuhr 
von  Zucker  in  ein  Verbandland  den  Ursprung  oder  die  Landesan- 

1)  Wäre  der  prämiierte  Rohzucker  des  Nicht-Verbandlandes  bereits  vor  dem  In- 
krafttreten der  Brüsseler  Konvention  —  ohne  Ausgleichszoll  —  in  das  Verbandland 
eingeführt  worden,  so  wäre  streng  genommen  dieser  Zucker,  wenn  er  nach  (oder  ohne) 
Raffinierung  demnächst  aus  jenem  Verbandlande  aus-  und  in  ein  anderes  Verbandland 
eingeführt  würde,  in  letzterem  als  Zucker  aus  dem  Nicht -Verbandlande  zu  erachten  und 
mit  einem  Ausgleichszolle  zu  belegen. 

2)  Primes,  p.   281,  330. 

')  Oder  Zulassung  von  Veredlungsverkehr  unter  Zollverschluss? 

*)  Das  deutsche  Reichsgesetz  vom  27.  V.  1896,  §  i  Abs.  2  bestimmt  den  Begriff 
des  „inländischen"  Rübenzuckers  dahin:  es  sei  „aller  im  Inlande  durch  Bearbeitung  von 
Rüben  oder  durch  weitere  Bearbeitung  von  Produkten,  welche  aus  im  Inlande  be- 
arbeiteten Rüben  herstammen,  gewonnene  feste  und  flüssige  Zucker  .  .  .  Unter  der 
weiteren  Bearbeitung  von  Produkten  aus  Rüben  ist  insbesondere  verstanden  die  Ent- 
zuckerung  oder  Raffination  von  Zuckerabläufen  (Sirup,  Melasse),  die  Raffination  von 
Rohzucker  .  .  ."  Praktisch  werden  die  im  Inland  bearbeiteten  Rüben  auch  durchgängig 
aus  dem  Inland  stammen.  Nach  dem  aufgestellten  Begriff  wäre  es  aber  nicht  erforderlich, 
um  den  daraus  hergestellten  Zucker  als  „inländischen"  Zucker  erscheinen  zu  lassen. 
Dagegen  wäre  im  Sinne  jenes  Gesetzes  Zucker,  welcher  im  Inlande  aus  im  Auslande 
hergestelltem  Rohzucker  raffiniert  wird,  kein  „inländischer"  Zucker. 

Im  Hinblick  auf  den  Vorzugstarif  zu  Gunsten  Grossbritanniens  wird  in  Kanada  und 
nach  dessen  Vorgang  neuerdings  im  britisch-südafrikanischen  Zollverein  angenommen,  dass 
Waren,  welche  in  Grossbritannien  aus  ausländischen  Rohstoffen  hergestellt  sind,  als  britische 
Waren  Anspruch  auf  den  Vorzugstarif  haben,  wenn  der  Wert  der  in  Grossbritannien  erfolgten 
Verarbeitung  mindestens  25O/0  des  Gesamtwertes  der  Waren  ausmacht.  Korrespondenz 
zwischen  der  Handelskammer  in  Kapstadt  und  dem  Zollkontrolleur  der  Kapkolonie,  sowie 
zwischen  letzterem  und  dem  Zolldirektor  der  Transvaalkolonie  (The  Times  v.26.  VIII.  1903). 
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g-ehörig^keit  des  Zuckers  festzustellen,  sondern  auch  um  zu  verhindern, 
dass  die  Durchfuhr  von  Zucker  durch  ein  Verbandland  benutzt 
wird,  um  demnächst  bei  der  Einfuhr  des  Zuckers  in  ein  anderes 
Verbandland  den  Anschein  zu  erwecken,  als  ob  derselbe  aus  dem 
ersteren  Verbandlande  herstamme. 

Welche  Massnahmen  seitens  der  Verbandstaaten  zu  diesem 
Behufe  erg-riffen  werden  müssen,  hat  die  Brüsseler  Konvention 
nicht  unmittelbar  selbst  bestimmt.  Sie  hat  sich  darauf  beschränkt 
in  Artikel  8  vorzuschreiben,  dass  die  ständige  Kommission  die 
nötigen  Vorschläge  hinsichtlich  der  Vorkehrungen  machen  soll, 
welche  von  den  Verbandstaaten  für  ihre  Verbandbereiche  (und 
ausserdem  auch  für  die  ausserhalb  des  Verbandes  verbleibenden 
britischen  Kronkolonien  i)  und  niederländischen  Kolonien)  getroffen 
werden  müssen,  um  zu  verhindern,  dass  prämiierter  Zucker,  der  durch 
das  Gebiet  eines  Verbandstaates  durchgeführt  worden  ist,  auf  dem 
Bestimmungsmarkte  die  Vorteile  der  Brüsseler  Konvention  geniesse. 

Im  Anschluss  an  Artikel  8  hat  die  ständige  Kommission  durch 
Beschluss  vom  20.  Juni  1903  eingehende  Vorschriften  2)  vorgeschlagen, 
nach  Massgabe  derer  nicht  bloss  die  Durchfuhrkontrolle  geübt,  son- 
dern überhaupt  der  Ursprung  bei  der  Einfuhr  festgestellt  werden  solL 

Danach 

1.  können  prämiierte  Zucker  zur  Durchfuhr  zugelassen  werden, 
aber  nur  unter  Kontrolle  der  Zollbehörde  (Art.  2  und  3); 

2.  müssen  alle  ausländischen  Zucker,  welche  in  einen  Verband- 
staat zum  Zwecke  des  Konsums,  der  Raffinierung  oder  der  Um- 
arbeitung eingeführt  werden,  von  einem  Ursprungszeugnisse  be- 
gleitet sein  oder  dürfen  andernfalls  überhaupt  nicht  oder  nur  gegen 
Entrichtung  des  höchsten,  von  der  ständigen  Kommission  festge- 
stellten besonderen  Ausgleichszolles  zugelassen  werden  (Art.  i). 

3.  Das  Ursprungszeugnis  soll  seine  Geltung  verlieren,  wenn 
die  Ware  im  Laufe  ilires  Transportes  in  einen  Prämien  gewährenden 
Staat  übergeführt  worden  ist.  Doch  sollen  in  dieser  Beziehung 
Ausnahmen  gestattet  werden  können  im  Falle  höherer  Gewalt 
oder,  wenn  es  sich  um  Zucker  aus  Verbandländem  handelt,  welcher 
jene  Prämienländer  unter  Umständen  passiert,  unter  denen  seine 
Identität  gesichert  ist  (Art.  7  Abs,  i). 

4.  Die  Ursprungszeugnisse  müssen  angeben: 


1)  Genauer:    für    alle    britischen    Kolonien    und    Besitzungen    mit   Ausnahme    der 
britischen  Selbstverwaltungskolonien  und  von  Britisch-Ostindien.     §  38. 

2)  Abgedruckt    in  Commercial    No.  6  (1903),    p.  6,  7,   12,   13.     Unten  Anlage  4. 
Vgl.  Primes,  p.  330,  331. 

12* 
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a)  Art  und  Menge  des  Zuckers, 

b)  Art,  Zahl  und  Zeichen  der  KoUis, 

c)  das  Land  des  Ursprungs  oder  der  Herkunft  und  das 
Land  der  Bestimmung  der  Ware, 

d)  die  Art  der  Beförderung  (Eisenbahn,  Schiff,  Boot  u.  s.  w.), 

e)  für  Zucker,  welcher  in  Nicht- Verbandstaaten  hergestellt 
ist,  ausserdem,  dass  die  Fabrik,  aus  welcher  derselbe 
kommt,  keinen  Zucker  bearbeitet,  der  aus  Staaten 
stammt,  gegen  welche  ein  Ausgleichszoll  oder  ein  Ein- 
fuhrverbot besteht. 

Die  Gültigkeitsdauer  der  Ursprungszeugnisse  soll  von  der  Behörde, 
welche  dieselben  ausstellt,  bestimmt  werden,  aber  ein  Jahr  nicht  über- 
schreiten dürfen  (wobei  die  Zeit  nicht  eingerechnet  wird,  während 
derer  der  Zucker  in  einer  Niederlage  gelagert  war).    Art.  5  und  6. 

5.  Das  Ursprungszeugnis  soll  im  Lande  der  Erzeugung,  der 
Herkunft  oder  der  Umarbeitung  des  Zuckers  von  der  Steuerbehörde 
ausgestellt  werden,  welche  hiermit  seitens  der  Regierung  jenes 
Staates  betraut  wird. 

Indessen  soll  die  Regierung  des  Bestimmungslandes  zur  grösseren 
Sicherheit  ausserdem  das  Visum  eines  Konsuls  auf  dem  Ursprungs- 
zeugnis verlangen  können,  insoweit  es  sich  um  Zucker  aus  Nicht- 
Verbandstaaten  handelt.     Art.  4. 

Die  Kommission  hat  davon  abgesehen,  ein  einheitliches  Muster 
für  die  Ursprungszeugnisse  aufzustellen.  Sie  hält  es  für  besser, 
jedem  Staate  zu  überlassen,  das  zu  verwendende  Formular  zu 
redigieren,  unter  der  Bedingung,  dass  das  Zeugnis  alle  oben  er- 
wähnten in  den  Artikeln  5  und  6  der  Kommissions- Vorschriften 
aufgeführten  Angaben  enthält.  1) 

1)  Hinsichtlich  der  Vorschriften,  -welche  in  Beziehung  auf  Ursprungszeugnisse  bisher 
in  den  hauptsächlichsten  Ländern  Europas  (mit  Ausnahme  von  Grossbritannien)  und  in 
Kanada,  den  Vereinigten  Staaten  und  Japan  in  Geltung  stehen,  vgl.  das  Memorandum 
des  britischen  Board  of  Trade  vom  Januar  1903  (Cd  1446). 

'  Die  Vorschläge  der  ständigen  Brüsseler  Kommission  haben  den  einzelnen  Verband- 
staaten Anlass  zu  entsprechenden  Anordnungen  über  die  Ursprungszeugnisse  u.  s.  w.  ge- 
geben. So  vgl.  für  Deutschland  (Reichsgesetz  v.  6.  I.  1903  Art.  3  Abs.  2)  die  von  der 
Deutschen  Regierung  mitgeteilten  Bestimmungen  in  „Deutsche  Zuckerindustrie"  1903, 
S.  1386,  1387  und  in  D.  H.  1903,  S.  ii3Sfg-;  der  Zusatz  des  Originals  „auf  welche 
das  Einfuhrverbot  Anwendung  findet"  (vgl.  oben  Text  unter  4e)  ist  in  Art.  6  der  in 
„Deutsche  Zuckerindustrie"  mitgeteilten  deutschen  Anordnung  weggelassen,  anscheinend 
weil  Deutschland  gegen  prämiierten  Zucker  nur  Zuschlagszölle,  aber  keine  Einfuhrverbote 
angeordnet  hat.  • —  Für  Grossbritannien  vgl.  Königl.  Verordnung  v.  1 1 .  VTII.  1 903 
(Statntory  Rules  and  Orders  1903,  No.  678),  welche  im  Hinblick  auf  das  britische  Ge- 
setz V.   II.  VIII.  1 903  section  i   nicht  Zuschlagszölle,  sondern  nur  Einfuhrverbote  gegen- 
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§  33.  Die  bisherigen  fiskalischen  Massnahmen  der  einzelnen 
Staaten  in  Beziehung  auf  den  Zucker  und  der  Zweck  und 
die  Wege  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  im  allgemeinen. 

Durch  fiskalische  Massnahmen  hatten  im  Laufe  der  Jahre  eine 
Anzahl  der  Zucker  produzierenden  Staaten  ihrer  nationalen  Zucker- 
industrie den  Absatz  auf  dem  inländischen  Markte  gegfenüber  der 
fremden  Konkurrenz  zu  sichern  gesucht. 

Durch  fiskalische  Massnahmen  hatten  eine  Anzahl  der  Zucker 
produzierenden  Staaten  ihre  nationale  Zuckerindustrie  auch  bei  dem 
Konkurrenzkampf  um  den  Absatz  auf  ausländischen  Märkten  —  auf 
dem  Weltmarkt  —   zu  unterstützen  sich  bemüht. 

Im  Zusammenhang  mit  jenen  zur  Förderung  der  nationalen 
Zuckerindustrie  getroffenen  staatlichen  Massnahmen  und  den  dadurch 
veranlassten  staatlichen  Ausgaben  hatten  femer  eine  Reihe  jener 
Staaten  andere  staatliche  Massnahmen  getroffen,  durch  welche  der 
nationale  Zuckerkonsum  mit  Auflagen  unmittelbar  zu  Gunsten  des 
Fiskus  oder  mittelbar  zu  Gunsten  der  nationalen  Zuckerindustrie 
belastet  wurde,  sodass  derselbe  infolge  dieser  Verteuerung  ein- 
geschränkt wurde  oder  wenigstens  nicht  so  zunehmen  konnte,  wie 
dies  sonst  möglich  gewesen  wäre. 

Jene  fiskalischen  Massnahmen  der  einzelnen  Staaten  hatten  in 
Einführung  von  Schutzzöllen  zu  Gunsten  der  nationalen  Zucker- 
industrie, in  Gewährung  von  direkten  und  indirekten  Prämien  an 
dieselbe,  darunter  auch  solchen  in  Form  des  sog.  Überzolles,  und 
in  hoher  Besteuerung  des  nationalen  Zuckerkonsums  bestanden. 
Speziell  durch  den  sog.  Überzoll  war  der  nationalen  Zuckerindustrie 
die  Kartellierung  ermöglicht  oder  erleichtert  worden  und  damit 
Gelegenheit  zu  einer  weiteren  Überhöhung  des  dem  nationalen 
Zuckerkonsum  auferlegten  Zuckerpreises  gegeben,  welche  einerseits 
zu  einer  Einschränkung  des  nationalen  Zuckerkonsums  fuhren, 
andererseits  aber  der  nationalen  Zuckerindustrie  infolge  der  auf 
dem    nationalen    Zuckermarkt    durch    Preis-Überhöhung    erzielten 

über  dem  prämiierten  Zucker  —  und  zwar  konkret  bezeichneter  Länder  —  in  der  dem 
Art.  6  des  Originals  entsprechenden  Bestimmung  erwähnt.  —  Vgl.  auch  oben  S.  I20 — 122 
das  neue  Reglement  der  Vereinigten  Staaten  v.  17.  IX.  1903.  Übrigens  ist  inzwischen 
durch  eine  neue  Verfügung  des  Schatzamtes  zu  Washington  vom  5.  X.  1903  die  Mass- 
geblichkeit des  Reglements  vom  17.  IX.  1903  für  Zucker  aus  Rohrzuckerländern,  ab- 
gesehen von  Argentinien,  wieder  aufgehoben  und  für  Zucker  aus  allen  anderen  Ländern 
einschliesslich  Argentiniens  um  60  Tage  aufgeschoben  worden.  Bezüglich  des  Zuckers 
aus  den  ersteren  —  d.  h.  Rohrzucker-  —  Ländern  soll  als  Beweisurkunde  lediglich  die 
Beglaubigung  eines  Konsuls  der  Vereinigten  Staaten  entsprechend  dem  Schatzamts-Rund- 
schreiben vom  22.  IX.  1897  erforderlich  sein,    „Deutsche  Zuckerindustrie"  1903,  S.  1703. 
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Extrag-ewinne  auf  den  ausländischen  Märkten  billig-ere  Preisan- 
gfebote  mögflich  machen  und  so  die  Konkurrenz  erleichtern  musste. 

Durch  jene  fiskalischen  Massnahmen  einzelner  Staaten  war 
natürlich  den  nicht  durch  solche  fiskalischen  Massnahmen  unter- 
stützten Zuckerindustrien  anderer  Staaten  der  Konkurrenzkampf 
erschwert  oder  unmöglich  g-emacht. 

Dies  traf  besonders  auf  die  Zuckerraffinerien  in  Grossbritannien 
und  die  Rohrzuckerproduktion  in  einer  Anzahl  britischer  Kolonien, 
namentlich  in  Britisch -Westindien  zu.  Gleichzeitig-  bildete  Gross- 
britannien den  wichtigsten  Ausfuhrmarkt  für  die  durch  fiskalische 
Massnahmen  unterstützten  Zuckerindustrien  einer  Anzahl  kontinental- 
europäischer Staaten. 

Den  hierdurch  hervorgerufenen  Verhältnissen  gegenüber 
bezweckt  die  Brüsseler  Konvention  vom  5.  März  1902  nach  ihrer 
Einleitung  ein  Doppeltes,  nämlich: 

1.  die  Konkurrenzbedingungen  zwischen  dem  Rüben-  und 
Rohrzucker  verschiedener  Herkunft  gleichzustellen.  Das  soll 
aber  nur  heissen,  dass  sie  Gleichstellung  herbeiführen  will,  insoweit 
als  eine  Ungleichheit  durch  fiskalische  Massnahmen  einzelner  Staaten, 
und  zwar  hauptsächlich  auf  dem  Weltmarkt,  hervorgerufen  war  oder 
werden  könnte; 

2.  die  Entwickelung  des  Zuckerkonsums  zu  fördern. i")  Das 
soll  auch  nur  heissen,  dass  sie  den  Zuckerkonsum  fördern  will,  in- 
soweit als  durch  fiskalische  Massnahmen  einzelner  Staaten  un- 
mittelbar oder  mittelbar  eine  Einschränkung  desselben  herbei- 
geführt erscheint. 

Dies  doppelte  Ziel  schien  nur  durch  Unterdrückung  der  Zucker- 
prämien und  Begrenzung  des  Zucker-Überzolles  erreichbar. 

Aus  dieser  Erwägung  heraus  hat  die  Brüsseler  Konvention 
ihren  Inhalt  erhalten. 

Durch  die  internationalrechtlichen  Bestimmungen  derselben 
wird  ein  internationaler  Zucker- Verband  2)  der  Konventionsstaaten 
geschaffen  und  in  Beziehung  auf  die  fiskalisch-protektionistischen 
Massnahmen  der  einzelnen  Staaten 

1.  ein  Unterschied  zwischen  dem  inländisch-nationalen  Zucker- 
absatzmarkt des  einzelnen  Verbandstaates  einerseits  und  den  aus- 
ländischen Zuckerabsatzmärkten  der  Welt  andererseits, 

2.  aber  in  Beziehung  auf  die  Absatzmärkte  in  den  Verbandstaaten 

^)  Welt-Zucker-Konsum-Interesse.     Primes,  p.  217. 

2)  Als  Verband  (Union)  wird  derselbe  in  Art.  7  Abs.  3  Buchstabe  e  ausdrücklich 
bezeichnet. 
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a)  ein  mit  jenem  ersten  Unterschiede  sich  kreuzender  und 
verbindender  Gegensatz  hinsichtUch  der  Zulassungsbeding-ung-en 
des  Zuckers  der  verschiedenen  Verbandstaaten  einerseits  und  des 
Zuckers  der  Nicht- Verbandstaaten  andererseits  und 

b)  weiter  bezüglich  der  Zulassung  des  Zuckers  aus  Nicht -Ver- 
bandstaaten ein  wesentlicher  Unterschied  zwischen  dem  Zucker  aus 
Prämien  gewährenden  Nicht-Verbandstaaten  einerseits  und  anderer- 
seits dem  Zucker  aus  solchen  Nicht- Verbandstaaten  gemacht, 
welche  —  ebenso,  wie  nach  der  Brüsseler  Konvention  die  Verband- 
staaten, —  von  der  Gewährung  von  Zuckerprämien  Abstand 
nehmen. 

Nach  dem  Vorgang  der  Vereinigten  Staaten  und  Britisch- 
Ostindiens  ordnete  die  Brüsseler  Zuckerkonvention  für  die  durch 
sie  unierten  Verbandstaaten  gegenüber  den  in  Ausfuhrprämien  auf 
Zucker  liegenden  aggressiven  Massnahmen  von  Nicht -Verband- 
staaten repressive  Ausgleichszölle  von  mindestens  entsprechender 
Höhe  oder  Einfuhrverbote  in  Beziehung  auf  den  Zucker  dieser 
Nicht -Verbandstaaten  an  (Art.  4). 

Da  nach  der  Ansicht  der  Verbandstaaten  auch  ein  zu  hoher 
Überzoll  zur  Bildung  einer  indirekten  Ausfuhrprämie  führt,  und  da 
sie  deshalb  für  sich  selbst  in  Artikel  3  das  Maximum  des  zulässigen 
Überzolles  intemationalrechtlich  fixiert  haben,  so  soll  von  einem 
Überzoll  in  Nicht -Verbandstaaten,  welcher  jenes  Maximum  des 
Artikels  3  übersteigt,  nach  Art.  i  Abs.  2  Buchstabe  f  und  Art.  4 
Abs.  3  angenommen  werden,  dass  derselbe  in  Höhe  des  halben 
Überschusses  über  jenes  Maximum  des  Art.  3  eine  Prämie  1)  hervor- 
ruft, und  deshalb  seitens  der  Verbandstaaten  mit  einem  entsprechenden 
Ausgleichszoll    oder    mit    einem  Einfuhrverbot    zu  beantworten  ist. 

§  34.    Die  Ermässigung  der  Zuckersteuern,  das  Konsumenten- 
interesse und  die  Brüsseler  Konvention. 

Die  Ausdehnung  des  Zuckerverbrauchs  zu  fordern  ist  der  eine 
Zweck  der  Brüsseler  Zuckerkonvention. 

Den  Einnahmen  aus  den  Zuckersteuern  hatten  bisher  in  einer 
Reihe  der  Verbandstaaten    die  grossen  Ausgaben    für  die  Zucker- 


1)  Die  ständige  Zucker-Kommission,  welche  die  Höhe  dieser  Prämie  gemäss 
Art.  4  Abs.  3  schematisch  und  zwar  gemäss  Art.  7  Abs.  3  Buchstabe  c  und  Abs.  10 
in  bindender  Weise  festzustellen  hat,  soll  nach  Art.  4  Abs.  3  auf  das  Verlangen  eines 
Verbandstaates  berechtigt  sein,  die  so  schematisch  festgestellte  Ziffer  der  Prämie  zu 
berichtigen  und  in  Einklang  mit  der  Wirklichkeit  zu  bringen. 
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Prämien  gegenübergestanden.  Die  Beseitigung  der  Zuckerprämie» 
durch  die  Brüsseler  Zuckerkonvention  machte  jenen  Staaten  ohne 
Schmälerung  des  fiskalischen  Reinertrages  aus  den  Zuckersteuemr 
eine  erhebliche  Herabsetzung  derselben  möglich.  Dienten  die 
Einnahmen  aus  den  Zuckersteuern  aber  nicht  mehr  zur  Gewährung 
von  Zuckerprämien,  so  entsprach  die  Herabsetzung  der  Zucker- 
steuern auch  dem  Interesse  der  Zuckerproduzenten.  Denn  sie 
mussten  die  Vermehrung  ihres  Gewinnes  nunmehr  aus  der  Ver- 
gTÖssserung  des  Absatzes  erstreben.  Die  Ermässigung  der  Zucker- 
steuern zieht  aber  Erniedrigung  des  Zuckerpreises  und  damit 
Hebung  des  Zucker-Konsums  nach  sich. 

Infolge  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  wurden  daher  in 
mehreren  Verbandstaaten  die  Zuckersteuern  bereits  vermindert. 

In  Deutschland  wurde  die  Zuckersteuer  von  20  Mk.i)  auf 
14  Mk.2)  pro   IOC  kg  Reingewicht  herabgesetzt. 

In  Frankreich  wurde  dieselbe  für  Roh-  und  raffinierten  Zucker 
auf  25  Francs  pro  100  kg  raffinierten  Zuckers,  für  Kandiszucker 
auf  26  Francs  75  Centimes  pro  100  kg  EfFektivgewicht  herabgesetzt 
und  die  bisherige  Fabrikationsabgabe  von  i  Franc  pro  100  kg 
aufgehoben,  sowie  die  bisherige  Raffinierungsabgabe  von  4  auf 
2  Francs  pro   100  kg  ermässigt.3) 

In  Belgien  wurde  die  Zuckeraccise  von  51  auf  20  Francs  pro 
100  kg  herabgesetzt  und  gleichzeitig  bestimmt,  dass  dieselbe  vom 
I.  Januar  1907  ab  nur  noch  15  Francs  pro  100  kg  betragen  soll,, 
wenn  nicht  vorher  durch  ein  Gesetz  der  Satz  von  20  Francs  auf- 
recht erhalten  worden  ist.*) 


1)  Reichsgesetz  vom  27.  V.   1896,  §  2, 

2)  Reichsgesetz  vom  6.  I.  1903,  Art.  2.  Da  nach  Art.  3  dieses  Reichsgesetzes 
der  Eingangszoll  für  Zucker,  für  •welchen  im  Erzeugungslande  keine  Prämie  gewährt 
worden  ist,  während  der  Geltungsdauer  der  Brüsseler  Konvention  in  dem  höchsten  nach 
den  Bestimmungen  der  letzteren  (Art.  3;  vgl.  auch  Schlussprotokoll  zu  Art.  3)  zulässigen 
Betrage  erhoben  werden  soll,  so  stellt  sich  derselbe  für  100  kg 

a)  raffinierten    oder    dem   raffinierten   gleichgestellten  Zuckers  auf  (i4-f-4»8o=) 
18,80  Mk.; 

b)  Rohzuckers  auf  (14  -}-  4,40  =)  18,40  Mk. 

*)  Französisches  Gesetz  vom  28.  I.  1903  Art.  i.  Der  UberzoU  fremdländischcD 
Zuckers  soll  (Art.  2) 

a)  für  raffinierten  Zucker  und  Rohzucker  über  gS^jo  Zuckergehalt  6  Francs; 

b)  für  anderen  Zucker  5,50  Francs 

pro    100  kg    Effektivgewicht    betragen    und    in    dieser    Hinsicht    100   kg    Kaadiszuckei 
=  107  kg  raffinierten  Zuckers  gerechnet  werden. 

*)  Belgisches  Gesetz  v.  31.  VIII.   1903  Art.  7  (1)  u.   105. 
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Das  niederländische  Gesetz  vom  24.  Juli  1903 1)  belässt  es 
(Art.  1)  zwar  noch  bei  der  bisherigen  Zuckeraccise  von  27  Gulden 
pro  100  kg-  Raffinade  oder  Rohzucker  von  mindestens  qS^'/o  u.  s,  w., 
ordnet  aber  an  (Art.  XVII),  dass  die  Beträge  vor  dem  i.  Sep- 
tember 1906  herabgesetzt  werden  sollen.  Es  ist  dies  gewissem! assen 
ein  Kompromiss.  Die  von  der  Regierung  im  September  1902 
beantragte  Herabsetzung  von  27  auf  24  Gulden  war  damals  ab- 
gelehnt worden,  indem  namentlich  auch  diejenigen  Abgeordneten, 
welche  eine  stärkere  Minderung  verlangten,  dagegen  stimmten. 
Die  Regierung  hielt  aber  im  Hinblick  auf  die  Budgetlage  eine 
stärkere  Ermässigung  zur  Zeit  nicht  für  möglich. 

In  Österreich  ist  die  Zuckersteuer  von  38  Kronen  pro  100  kg 
(durch  das  Gesetz  No.  26  vom  31.  Januar  1903)  zwar  noch  nicht 
geändert  worden.  Aber  die  Zuckerindustrie  ist  dort  dringlichst 
bemüht,  eine  Ermässigung  der  Zuckersteuer  durchzusetzen.-) 

Die  Brüsseler  Zuckerkonvention  dient  durch  die  Begrenzung 
des  zulässigen  Überzolles  und  durch  die  Beseitigung  der  Prämien 
den  Interessen  der  Zuckerkonsumenten  in  den  Rübenzucker  er- 
zeugenden kontinentalen  Verbandstaaten,  denen  der  Zuckerpreis 
bisher  durch  die  fiskalischen  Massnahmen  ihrer  Heimatstaaten 
künstlich  verteuert  worden  war.  Diese  fiskalischen  Massnahmen 
der  Kontinentalstaaten  hatten  für  die  britischen  Zuckerkonsumenten 
den  Zuckerpreis  künstlich  verbilligt.  Es  ist  daher  begreiflich,  dass 
die  britischen  Zuckerkonsumenten  s)  von  dem  Gesichtspunkte  ihres 
momentanen  Interesses  aus  wenig  mit  der  Brüsseler  Zuckerkon- 
vention sympathisierten.  Allein  es  wäre  u.  E.  unter  den  obwaltenden 
weltwirtschaftlichen  Verhältnissen  und  Zusammenhängen  ein  schwerer 
Fehler  gewesen,  wenn  das  britische  Volk  aus  diesem  Grunde  sich 
ernstlich  der  Eingehung  der  Brüsseler  Konvention  seitens  Gross- 
britanniens widersetzt  hätte. 


1)  Staatsblad  v.  h,  K.  der  Nederlanden  (No.  248)  1903.  Ein  Zucker-Eiufuhrzoll 
(Uberzoll)  hatte  in  den  Niederlanden  bisher  nicht  bestanden.  Ein  Gesetzentwurf  der 
Regierung  vom  September  1902,  wonach  die  Regierung  ermächtigt  sein  sollte,  in 
Zukunft,  wenn  nötig  —  d.  h.  zur  Abwehr  bedrohlich  anwachsender  Einfuhr  — ,  mittels 
eines  königlichen  Erlasses  einen  Einfuhr-  (Über-)  Zoll  festzusetzen,  soll  von  der  zweiten 
Kammer  (Rechtsliberale  bis  Sozialdemokraten)  angenommen  worden  sein.  Die  Zucker- 
produzenten —  Landwirte  und  Fabrikanten  —  hatten  dagegen  eine  direkte  gesetzliche 
Statuierung  eines  UberzoUes  in  der  von  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  zugelassenen 
Maximal-Hohe  gewünscht. 

*)  Vgl.  „Deutsche  Zuckerindustrie"   1903,  S.  1641  — 1642. 

')  Darunter  sind  auch  die  den  Zucker  als  Rohmaterial  bei  der  Herstellung  von 
Marmeladen,    Konfitüren,    Schokolade  u.  s,  w.    benutzenden    Fabrikanten    zu    verstehen. 
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Die  Gefahren,  welche  der  Allg-emeinheit  der  Konsumenten 
unter  den  heutigen  Verhältnissen  von  den  Monopoltendenzen  der 
Produzenten  drohen,  sind  erheblich. 

Wenn  durch  staatliche  Überzölle  und  nationale  Kartelle  ein 
tatsächliches  Monopol  zunächst  nur  innerhalb  des  betreffenden 
Staates  geschaffen  wird,  so  liegt  demselben  doch  die  Tendenz 
möglichster  Ausdehnung  unter.  Durch  die  erwähnten  künstlichen 
Hilfsmittel  wird  auf  dem  Weltmarkt  die  Konkurrenz  der  Industrien 
vieler  Länder  unmöglich,  in  welchen  die  natürUchen  Voraussetzungen 
zur  Entwickelung  einer  solchen  Industrie  sonst  vorhanden  wären. 
Schliesslich  verbinden  sich  die  stärksten  unter  den  wenigen  übrig 
gebliebenen  Industrien  und  stellen  auch  auf  dem  Weltmarkt  ihr 
Monopol  her,  worauf  die  überhöhten  Monopolpreise  folgen.  Solche 
Entwickelungstendenzen  bestanden  und  bestehen  zweifellos,  wie  in 
anderen  Industriezweigen,  so  auch  in  den  Zuckerindustrien.  Die 
britischen  Zuckerkonsumenten  hätten  daher  keineswegs  sicher  sein 
können,  dass  nicht  die  künstlichen  Hilfsmittel  der  kontinentalen 
Prämien  und  Überzölle  auf  die  Dauer  dazu  beitragen  würden,  jenen 
statt  künstlich  überniedrigter  Preise  Monopolpreise  des  Zuckers  zu 
bringen.!) 

Im  dauernden  Interesse  der  Konsumenten  aller  Länder  aber 
erscheint,  je  länger,  je  mehr,  internationaler  Aneinanderschluss 
der  Interessen  der  letzteren  erforderlich,  um  mit  vereinter  Kraft 
sich  einer  zu  weit  gehenden  Beugung  unter  die  internationalen 
Monopoltendenzen  der  Produzenten  zu  erwehren.  Geben  die 
Konsumenten  eines  Landes  dieses  dauernde  und  weit  umfassend 
auf  die  verschiedensten  Bedürfnisgegenstände  sich  ausdehnende 
international  gemeinsame  Interesse  der  Konsumenten  preis,  um 
sich  einen  zeitweihgen  künstlichen  Vorteil  hinsichtlich  eines  speziellen 
Bedürfnisartikels  zu  bewahren,  so  arbeiten  sie  dem  gegen  sie  selbst 
gerichteten  ,divide  et  impera'  in  die  Hände.  2) 

Ausserdem  wäre  aber  auch  vom  spezifisch  britischen  Gesichts- 
punkte aus  der  Widerstand  gegen  die  Brüsseler  Zuckerkonvention 
um   des    künstlichen  Vorteiles  willen,    welchen  die  britischen  Kon- 

')  Vgl.  die  Äusserungen  Chamberlains  v.  29.  VII.  1903  u.  des  Ministerpräsidenten 
Balfoiir  v.  6.  VIII.  1903  im  House  of  Commons. 

'■^)  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  werden  die  festländischen  Zuckerkonsumenten 
aber  auch  nicht  wünschen  dürfen,  dass  ein  festländisches  internation.iles  Zuckerkartell 
den  Zucker  durch  internationale  Kontingentierung  der  Ausfuhr  den  britischen  Zucker- 
konsumenten künstlich  verteuere.  Auch  nach  dieser  Richtung  wird  internationales 
Zusammenhalten  der  Konsumenten  der  Ausfuhr-  u.  Einfuhrländer  schliesslich  für  alle 
«ich  am  förderlichsten  erweisen.     Vgl.  §  40. 
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sumenten    aus  dem    bisherigfen  Zustand    gezogen  hatten,  fehlerhaft 
gewesen. 

Denn  wenn  auch  das  Konsumenteninteresse  das  allgemeinere 
Interesse  gegenüber  dem  Produzenteninteresse  ist,  so  kommt  fiir 
die  Abwägung  doch  auch  die  inhaltUche  Grösse  und  Stärke  des 
Interesses  der  einen  und  der  anderen  Seite  und  die  innere  Be- 
rechtigung desselben  in  Betracht,  i)  Die  innere  Berechtigung  des 
Konsumenteninteresses  aber  erscheint  geringer,  insoweit  es  sich  für 
dasselbe  nur  um  einen  künstlich  von  aussen  ihm  zeitweise  zuge- 
brachten Vorteil,  nicht  aber  um  die  dauernden  natürlichen  Voraus- 
setzungen der  Wahrung  desselben  handelt.  Seinem  Inhalte  nach 
aber  erscheint  das  bedrohte  Produzenteninteresse  als  das  grössere, 
soweit  es  sich  für  dasselbe  nicht  bloss  um  ein  aus  den  natürlichen 
Verhältnissen  erwachsendes  Mehr  oder  Minder,  sondern  um  ein 
durch  die  künstlichen  Eingriffe  der  fremden  Staaten  und  der 
monopolistischen  fremden  Produzentenvereinigungen  in  Frage  ge- 
stelltes Sein  oder  Nichtsein  handelt.  Wenn  auch  im  Volke  der 
Kreis  der  Produzenten  ein  engerer  als  der  Kreis  der  Konsumenten 
ist,  so  ist  doch  die  Erhaltung  der  Produktionsmöglichkeiten  für  das 
Volk  jedenfalls  insoweit  natürlich  und  notwendig,  als  es  sich  um 
die  Abwehr  künstlicher  Mittel  zur  Störung  oder  Vernichtung  der- 
selben handelt. 

§  35.    Der  zulässige  Schutz  des  Inlandmarktes  zu  Gunsten 
der  inländisclien  Zuckerindustrie  und  die  Begrrenzungr   des 

Überzolles. 

Die  Bedingungen  für  den  Wettbewerb  zwischen  dem  Rüben- 
zucker und  dem  Rohrzucker  der  einzelnen  Länder  auszugleichen, 
ist  der  andere  Zweck  der  Brüsseler  Konvention  und  zwar  derjenige 
Zweck,  welcher  für  die  auf  das  Zustandebringen  der  Brüsseler 
Konvention  unmittelbar  einwirkenden  Faktoren  im  Vordergrund 
gestanden  hat.  Zu  diesem  Ausgleich  gelangten  die  Verbandstaaten 
von  verschiedenen  Seiten  her: 

Grossbritannien,  weil  es  seine  Zuckerraffinerie  und  seine  koloniale 
Zuckerindustrie  gegen  Vernichtung  durch  die  künstlich-fiskalisch 
gehobene  Konkurrenz  der  anderen  Verbandstaaten  schützen  wollte. 
Die    anderen  Verbandstaaten,    weil    sie    ihre   Zuckerindustrien    vor 


^)  Vgl.  hierzu  die  Ausführung  der  britischen  Regierung  von  i88i  in  .Memo» 
randum  on  the  Correspondence  in  relation  to  the  Sugar  Bounties'  (Board  of  Trade 
24.  August  1881   —  422);  unten  §  57. 
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dem  sonst  drohenden  künstlich-fiskalischen  Ausschluss  vom  briti- 
schen Absatzmarkt  bewahren  und  sich  von  den  wachsenden  fiska- 
lischen Lasten!)  der  künstlichen  Förderung"  der  wechselseitigen 
Konkurrenz  ihrer  Zuckerindustrien  frei  machen  wollten. 

Auf  früheren  internationalen  Zuckerkonferenzen  hatte  man  an 
völlige  Beseitigung  der  künstlich-fiskalischen  Sonderungen  und 
Begünstigungen  innerhalb  des  Verbandbereiches  und  an  Zusammen- 
fassung desselben  zu  einem  einheitlich  gleichmässigen  inter- 
nationalen Wirtschaftsbereich  für  den  Absatz  der  Zuckerindustrien 
der  verschiedenen  Verbandstaaten  gedacht.  2) 

So  weit  ging  die  Brüsseler  Zuckerkonvention  nicht.  Sie  liess 
den  einzelnen  Verbandstaaten  die  Freiheit,  innerhalb  des  Verband- 
bereiches ihren  nationalen  Inlandmarkt  im  Interesse  ihrer  nationalen 
Zuckerindustrie  noch  fernerhin  mit  einem  massig  bemessenen 
Schutz-Überzolle  nicht  bloss  gegenüber  den  Zuckerindustrien  der 
Nicht- Verbandstaaten,  sondern  auch  gegenüber  den  Zuckerindustrien 
der  anderen  Verbandstaaten  zu  umgeben. 

Zucker-Überzoll  ist  der  Mehrbetrag  der  Besteuerung  des  aus  dem 
Ausland  eingeführten  fremden  Zuckers  gegenüber  der  Besteuerung 
des  nationalen  Zuckers.  3)  Meist,  aber  nicht  notwendig,  erfolgt  die 
Besteuerung  und  insbesondere  die  Mehrbesteuerung  des  aus  dem 
Ausland  eingeführten  Zuckers  in  der  Form  eines  Zolles  auf  den- 
selben. Der  deutsche  Ausdruck  „Überzoll"  ist  streng  genommen 
zu  eng,  der  französische  Ausdruck  (Art.  3)  ,surtaxe'  ist  trefifender. 
Die  Mehrbesteuerung  des  „fremden"  Zuckers  ist  in  Art.  3  in  Gegen- 
satz gestellt  zu  der  Besteuerung  nicht  des  „inländischen",  sondern  des 
„nationalen"  Zuckers.     Letzterer  Begriff   umfasst   für    die    anderen 


1)  Die  Befreiung  von  diesen  fiskalischen  Lasten  war  für  die  betreffenden  Verband- 
Staaten  ein  dritter  —  in  der  Konvention  aber  nicht  ausdrücklich  ausgesprochener  — 
Zweck  der  Eingehung  derselben. 

2)  So  Art.  4  und  13  der  Zuckerkonvention  vom  8.  XI.  1864.  So  insbesondere 
der  französische  Landwirtschaftsminister  Teisserenc  de  Bort  während  der  internationalen 
Konferenz  von  1876.  So  die  Niederlande  auf  der  internationalen  Konferenz  von 
1888  mit  ihrem  in  erster  Linie  gestellten  Antrag  auf  gänzliche  Abschaffung  des  Zucker- 
XJberzolles  zwischen  den  Verbandstaaten.  Commercial  No.  3  (1888),  p.  56  und  Commer- 
cial  No.   13  (1888),  p.  97 — 98. 

3)  Definition  des  Begriffes  surtaxe  (Uberzoll)  in  Art.  3:  ,ecart  entre  le  taux  des 
droits  ou  taxes  dont  sont  passibles  les  sucres  etrangers  et  celui  des  droits  ou  taxes  aux- 
quels  sont  soumis  les  sucres  nationaux'.  Femer  vgl.  in  Primes,  p.  207 — 208  die  Defi- 
nition seitens  des  Präsidenten  Smet  de  Naeyer:  ,ecart  entre  le  droit  total  exige  de 
rimportation  et  le  droit  Interieur  de  consommation'  und  seitens  des  früheren  nieder- 
ländischen Delegierten  Verkerk  Pistorius:  .difference  entre  les  droits  plus  eleves  perfus 
«ur  les  Sucres  etrangers  et  les  droits  moins  eleves  percus  sur  les  sucres  natioaaux'. 
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Verbandstaaten  ausser  dem  inländischen  Zucker  auch  den  der 
eig-enen  Kolonien,  i)  Dies  gilt  aber  im  HinbUck  auf  Schlussprotokoll 
zu  Art.  II  nicht  für  Grossbritannien  und  die  Niederlande. 

Der  Überzoll  soll  —  und  zwar  nicht  bloss  im  Verhältnis  zu 
den  anderen  Verbandländern,  sondern  im  Verhältnis  zum  Auslande 
überhaupt  mit  Ausnahme  des  Zuckerprämien  gewährenden  Aus- 
landes, auf  welches  die  Strafklausel  des  Artikels  4  Anwendung 
findet  —  höchstens  6  Francs  bei  raffiniertem  Zucker  und  solchem 
Zucker,  der  diesem  gleichgestellt  werden  kann,  und  höchstens 
5,50  Francs  bei  anderem  Zucker  für  100  kg  betragen  (Art.  3  Abs.  i). 

Auch  innerhalb  dieser  Maximalgrenzen  darf  aber  der  ÜberzoU 
für  Rohzucker  nicht  so  viel  niedriger,  als  der  Überzoll  fiir  raffi- 
nierten Zucker  angesetzt  werden,  dass  daraus,  wenn  raffinierter 
Zucker  ausgeführt  wird,  eine  indirekte  Prämie  sich  ergeben  würde.-) 

Deutschland, 3)  Frankreich,*)  Österreich-Ungarn 6)  haben  ihren 
Überzoll  auf  das  von  der  Brüsseler  Konvention  zugelassene  Maximum 
festgesetzt. 

In  Belgien  hat  das  Gesetz  vom  21.  August  1903  selbst  keinen 
Überzoll  angeordnet.  Aber  es  hat  (Art.  2)  die  Regierung  er- 
mächtigt, einen  solchen  bis  zu  dem  Betrage  von  höchstens 
5,50  Francs  für  100  kg  raffinierten  Zucker  und  für  100  kg  Roh- 
zucker festzusetzen.  Durch  eine  Königliche  Verordnung  vom 
26.  Augnst  1903  ist  für  Rohzucker  aus  Rüben  und  Zuckerrohr, 
sowie  für  raffinierten  Zucker  ein  Überzoll  in  jenem  Höchstbetrage 
von  5,50  Francs  für  100  kg  angeordnet  worden. ß) 

Die  Niederlande  haben,  wie  bisher,  von  jedem  Einfuhr-(Über-) 
Zoll  abgesehen,  aber  es  soll  ein  Gesetzentwurf  vorgelegt  (ange- 
nommen?) worden  sein,  welcher  die  niederländische  Regierung  er- 
mächtigt, in  Zukunft,  wenn  dies  zur  Abwehr  bedrohlich  wachsender 

1)  Primes,  p.  279 — 280.     Vgl.  §  28. 

2)  Primes,  p.  357,  361 — 362,  389.  D'Aulnis  de  B.  ,La  Convention',  41 — 42.  — 
Dies  ist  auch  seitens  Grossbritanniens  zu  beachten,  dessen  Einfuhr-XJberzoU,  da  es  keinen 
Rohzucker  erzeugt,  im  übrigen  nach  Art.  3  Abs.  2  durch  die  Brüsseler  Konvention 
nicht  begrenzt  ist.  Von  niederländischer  und  deutscher  Seite  war  auf  der  Brüsseler 
Konferenz  hervorgehoben  worden,  aus  einer  zu  grossen  Differenz  des  Einfuhrzolles  für 
Raffinade  und  desjenigen  für  Rohzucker  könne  sich  für  die  britischen  Raffinerien  eine 
indirekte  Prämie  ergeben.  Von  britischer  Seite  wurde  erwidert,  eine  solche  Prämie  zu 
Gunsten  der  britischen  Raffinerien  bestehe  gegenwärtig  nicht  und  sei  auch  zur  Zeit  nicht 
beabsichtigt.     Primes,  p.  257 — 260,  308 — 309. 

')  Deutsches  Reichsgesetz  vom  6.  I.   1903  Art.  3. 

*)  Französisches  Gesetz  vom  28.  I.   1903  Art.  2. 

^)  Österreichisches  Gesetz  (No.  26)  vom  31.  I.  1903  §1. 

«)  D.  H.   1903,  S.   1208.     Danach  ist  oben  S.  89  Anm.  3  zu  berichtigen. 
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Zuckereinfuhr  nötig  sein  sollte,  mittels  königlichen  Erlasses  einen 
Einfuhr-(Über-)Zoll  festzusetzen. 

Der  Zweck  der  Zulassung  desÜberzolles  seitens  der  Brüsseler  Kon- 
vention ist,  den  Zucker  erzeugenden  Ländern  den  wirksamen  Schutz 
ihres  inneren  Marktes  zu  ermöglichen.  Deshalb  gestattet  die 
Brüsseler  Konvention  (Schlussprotokoll  zu  Art.  3),  falls  dennoch 
beträchtliche  Massen  aus  einem  Verbandstaate^)  stammenden  Zuckers 
in  einen  anderen  Verbandstaat  eindringen,  in  letzterem  gegen 
den  aus  ersterem  Verbandstaate  stammenden  Zucker  den  Überzoll 
noch  weiter  um  höchstens  einen  Franc  für  100  kg  zu  erhöhen. 

Diese  ausnahmsweise  Erhöhung  des  ÜberzoUes  setzt  aber  einen 
Antrag  des  die  Erhöhung  wünschenden  Verbandstaates  an  die 
ständige  Zuckerkommission  und  einen  zustimmenden  Mehrheits- 
beschluss  der  letzteren  über  die  Berechtigung  des  Antrages,  über 
die  Dauer  und  über  den  Satz  der  ausnahmsweisen  Erhöhung  voraus. 

Die  Kommission  darf  ihre  Zustimmung  nur  erteilen,  wenn  der 
Einbruch  in  den  betreffenden  Markt  die  Folge  einer  tatsächlich 
geringeren  wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit,  nicht  aber,  wenn  er 
die  Folge  einer  künstlichen  Preissteigerung  ist,  welche  durch  eine 
Verständigung  unter  den  Zucker-Erzeugern  hervorgerufen  wurde.2) 

Denn  der  Überzoll  ist  durch  die  Konvention  gerade  deshalb  be- 
grenzt worden,  um  die  Bildung  von  Preiskartellen  in  den  einzelnen 
Verbandstaaten  und  die  künstlichen  Preissteigerungen  dieser  Kartelle 
im  Inlande  zu  erschweren  und  dadurch  zu  verhindern,  dass  durch 
Kartellprämien  jener  eine  künstliche  Erhöhung  der  Ausfuhr  her- 
vorgerufen werde. 

Dieser  letztere  Gesichtspunkt  fallt  aber  in  Beziehung  auf  die- 
jenigen Länder   weg,   welche    überhaupt  keinen  Zucker  ausführen. 

Daher  sind  nach  Art.  6  Italien  und  Schweden  (und  wenn  es 
ratifiziert:  Spanien)  von  der  Verpflichtung,  sich  an  die  in  Art.  3 
angeordnete  Begrenzung  des  Überzolles  zu  binden,  solange  frei, 
als  sie  keinen  Zucker  ausführen. 

Die  Besorgnis  der  Erhöhung  der  Zuckererzeugung  und  daran 
sich  anschliessender  künstlicher  Steigerung  der  Zuckerausfuhr  fallt 
ferner  in  Beziehung  auf  diejenigen  Länder  weg,  welche  überhaupt 
keinen  Zucker  erzeugen.  In  diesen  Ländern  hat  der  Zuckerzoll  die 
Bedeutung  eines  Finanzzolles,  nicht  eines  Schutzzolles. 

Daher  bezieht  sich  nach  Art  3  Abs.  2    die  Bestimmung  des 


1)  Der  Fall  ausnahmsweiser  Erhöhung  des  Überzolles  ist  nicht  vorgesehen,  wenn  aus 
einem  Nicht-Verbandstaate  das  Einströmen  der  beträchtlichen  Zuckermassen  erfolgt. 
*)  Schlussprotokoll  zu  Art.  3. 
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Art.  3   Abs.   i    über  das  Maximum   des   Überzolles  auch  nicht  auf 

den  Betrag-  der  Einfuhrzölle  in  denjenigen  Ländern,  welche  Zucker 

nicht  erzeugen. 

Das  trifft  unter  den  Verbandstaaten  auf  Grossbritannien  zu.i) 
Grossbritannien  ist  trotz  seiner  Zuckerraffinerien,  da  es  keinen 

Rohzucker  hervorbringt,  im  Sinne  jener  Bestimmung  der  Brüsseler 

Konvention  kein  Zucker  erzeugendes  Land. 2) 

§  36.    Die  Meistbegünstigung  und  die  Brüsseler  Konvention. 

Kraft  der  Brüsseler  Konvention  Art.  5  sind  die  Verbandstaaten 
von  Verbands  wegen  intemationalrechtlich  verpflichtet,  den  Zucker 
aus  den  anderen  Verbandländem  —  d.  h.  aus  den  Mutterländern 
und  denjenigen  Kolonien  und  Besitzungen  der  Verbandstaaten^ 
welche  gemäss  Art.  11  in  den  Verband  aufgenommen  sind  — 
zuzulassen  und  zwar  zum  niedrigsten  Satze  ihres  Einfuhrtarifes. 

Die  gleiche  Verpflichtung  haben  die  Verbandstaaten  gemäss 
Art.  5,  8  und  Schlussprotokoll  zu  Art.  11  auch  in  Beziehung  auf 
den  Zucker  aus  den  niederländischen  Kolonien  und  aus  den 
britischen  Kronkolonien,  obwohl  diese  Kolonien  nicht  Verband- 
länder, sondern  nur  einzelnen  Bestimmungen  der  Konvention 
unterworfen  sind.  Hingegen  haben  sie  diese  Verpflichtung  nicht 
gegenüber  dem  Zucker  aus  den  britischen  Selbstverwaltungskolonien 
und  aus  Britisch-Ostindien.  Insoweit,  abgesehen  von  den  beiden 
letzteren  Kategorien  und  den  britischen  Kronkolonien,  es  noch 
andere  britische  Besitzungen  gibt,  die  der  Bestimmung  aus  Art  & 
hinsichtlich  der  Durchfuhrkontrolle  unterworfen  sind,  besteht  die 
obige  Verpflichtung  für  die  Verbandstaaten  auch  gegenüber  dem 
Zucker  aus  diesen  anderen  britischen  Besitzungen,  sofern  in  den- 
selben keine  Zuckerprämien  gewährt  werden. 3) 

Die  Meistbegünstigfungspflicht  der  Verbandländer  gegenein- 
ander wird  noch  wesentlich  bedeutsamer  dadurch,  dass  dieselben 
gemäss  Art.  5  Abs.  2  Rohrzucker  und  Rübenzucker  nicht  ver- 
schiedenen Zöllen  unterwerfen  dürfen. 

Eine  beschränkte  Ausnahme  von  der  Meistbegünstigungspflicht 
der  Verbandländer  unter  einander  wird  durch  das  Schlussprotokoll 
zu  Artikel  3  statuiert,  nach  welchem  ein  Verbandstaat  —  mit  Zu- 

1)  Nach  dem  britischen  Finance  Act  1901  (D.  H.  1901  S.  463)  beträgt  der  Zoll  für 
I  c^wt.  (=  50,3024  kg)  raffinierten  Zucker  über  98 "/q  4  sh.  2  d.,  also  für  loo  kg 
etwa  10  Francs  20  Cent.;  für  i  cwt.  Zucker  von  76°/o — 98^/0  2  sh. — 4  sh.  2  d„  also 
für  100  kg  etwa  5  Francs  —   10  Francs  20  Cent. 

»)  Vgl.  5}  32. 

»)  Vgl.  §§  32  u.  38. 
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Stimmung  der  ständigen  Kommission  — •  unter  gewissen  Umständen 
gegen  den  Zucker  aus  einem  anderen  Verbandstaate  zeitweis  eine 
besondere  Erhöhung  des  Überzolles  um  höchstens  einen  Franc 
pro   loo  kg  vornehmen  darf.i) 

Die  Brüsseler  Konvention  legt  den  einzelnen  Verbandländern 
nicht  die  Pflicht  auf,  dem  Zucker  aus  den  anderen  Verbandstaaten 
einen  Vorzug  vor  dem  Zucker  aus  Nicht-Verbandstaaten  einzuräumen. 

Insoweit  also  Nicht- Verbandstaaten  Meistbegünstigningsverträge 
mit  einem  Verbandstaate  haben,  hindert  der  durch  die  Brüsseler 
Konvention  begründete  Verband  im  allgemeinen  nicht,  dass  der 
Zucker  jener  Nicht- Verbandstaaten  in  dem  betreffenden  Verband- 
staate unter  ebenso  günstigen  Bedingungen  zuzulassen  ist,  wie  der 
Zucker  der  anderen  Verbandstaaten  und  der  der  übrigen  meistbe- 
günstigten Nicht- Verbandstaaten. 

Aber  da  kraft  Artikel  4  der  Brüsseler  Konvention  jeder  Ver- 
bandstaat von  Verbands  wegen  schlechthin  die  Pflicht  hat,  Zucker 
aus  Prämien  gewährenden  Nicht- Verbandstaaten  entweder  überhaupt 
nicht  bei  sich  zuzulassen  oder  mit  einem  besonderen  der  Höhe 
der  Prämie  entsprechenden  Ausgleichszoll  zu  belegen,  so  muss  der 
Verbandstaat  sich  danach  auch  gegenüber  dem  prämüerten  Zucker 
solcher  Nicht- Verbandstaaten  richten,  welchen  er  zur  Meistbe- 
günstigung verpflichtet  ist. 

Das  Gemeinschafts-  und  Verbandverhältnis  aus  der  Brüsseler 
Konvention  hat  in  diesem  Falle  den  Vorrang  vor  der  einfachen 
reciproken  Verpflichtung  des  Verbandstaates  gegenüber  dem  be- 
treffenden Nicht- Verbandstaate.  Übrigens  wird  die  Meistbe- 
günstigungspflicht durch  Auflage  eines  entsprechenden  Ausgleichs- 
zolles gegenüber  der  Prämie  überhaupt  nicht  verletzt.^) 

Darüber,  ob  trotz  des  auf  der  Brüsseler  Konvention  beruhenden 
Verbands-  und  Meistbegünstigungsverhältnisses  zwischen  den  Ver- 
bandstaaten ein  Verbandstaat  dem  Zucker  eines  der  Brüsseler 
Konvention  nicht  angehörigen  Staates  infolge  eines  noch  engeren 
Gemeinschaftsverhältnisses  zu  letzterem  einen  Vorrang  einräumen 
darf,  müssen  allgemeine  Grundsätze  entscheiden.^) 

Gäbe  es  z.  B.  norwegischen  Zucker,  so  könnte  in  Frage 
kommen,  ob  Schweden  von  dem  Zucker  der  Verbandstaaten  trotz 
der  Meistbegünstigung  derselben  einen  Zoll  erheben  dürfe,  wenn 
es  den  Zucker  Norwegens  zollfrei  bei  sich  einliesse. 

'^  Vgl.  §  35. 

«)  Vgl.  Kap.  5  u.  4. 

»)  Vgl.  Kap.  6. 


§  37'    D^'  Ausgleich  des  Wettbewerbes  der  Rüben-  u.  Rohizuckerindustrien  etc.      193 

Es  ist  nicht  zu  bezweifeln,  dass  Österreich  und  Ung-arn,  die 
beide  der  Brüsseler  Konvention  angehören,  ihren  Zucker  wechsel- 
seitig- zollfrei  zulassen  dürfen,  ohne  darum  die  Zölle  g^egen  die 
anderen  Verbandstaaten  aufheben  zu  müssen. 

Zweifellos  hindert  ferner  der  Artikel  5  der  Brüsseler  Konvention 
die  Verbandstaaten  im  allgemeinen  nicht,  von  dem  Zucker  der 
anderen  Verbandstaaten  einen  Zoll  zu  erheben,  auch  wenn  sie  den 
Zucker  ihrer  eigenen  Kolonien  zollfrei  oder  zu  einem  geringeren 
Zolle  einlassen.  1) 

Aber  internationalrechtlich  kann  auch  ein  Verband  mit  der 
Wirkung  begründet  werden,  dass  die  Verbandstaaten  in  Hinsicht 
auf  den  Gegenstand  des  Verbandverhältnisses  selbst  ihren  eigenen 
Kolonien  keinen  Vorrang  mehr  vor  den  anderen  Verbandstaaten 
«inräum en  dürfen. 

Die  Brüsseler  Konvention  greift  in  dieser  Hinsicht  zu  Gunsten 
■der  anderen  Verbandstaaten  mit  einer  ausdrücklichen  Bestimmung 
in  das  Verhältnis  zwischen  Grossbritannien,  bzw.  den  Niederlanden 
und  den  respektiven  Kolonien  und  Besitzungen  dieser  beiden 
letzteren  Verbandstaaten  ein. 

Diese  beiden  Verbandstaaten  dürfen  nach  Schlussprotokoll  zu 
Art.  II  dem  Zucker  ihrer  Kolonien  und  Besitzungen  keine  Tarif- 
ermässigungen oder  —  wie  es  bezüglich  Grossbritanniens  heisst  — 
keinerlei  Vorzug  gewähren,  welchen  sie  dem  Zucker  der  anderen 
Verbandstaaten  nicht  bewilligen. 

Es  entspricht  durchaus  dem  Geiste  fortschrittücher  kultureller 
Entwickelung  der  Völker-  und  der  völkerrechtlichen  Beziehungen,  dass 
in  dieser  Richtung  durch  zukünftige  internationale  Verbandsatzungen 
weiter  vorangegangen  wird.  Dies  aber  steht  um  so  eher  zu  er- 
warten, je  mehr  andererseits  auch  allseitige  Bereitwilligkeit  hervor- 
tritt, die  Einrichtungen  und  Ausgaben  für  die  feindselig  gegen- 
einander gerichteten  Marine-  und  Militärzwecke  durch  völkerrecht- 
liche Übereinkünfte  zu  begrenzen. 

§  37.    Der  Ausgleicli  des  Wettbewerbes  der  Rüben-  und  Rolir- 

zuckerindustrien  der  verschiedenen  Länder  auf  dem  Weltmarkt 

und.  das  Verbot  der  fiskalischen  Zucker  -  Erzeugungs-  und 

-Ausfuhrprämien  in  den  Verbandländern. 

Einen  massigen  Schutzzoll  zur  defensiven  Erhaltung  des  Ab- 
satzes   auf  dem    inländischen    Markte    fär   die    inländische  Zucker- 


1)  Vgl.  §  28. 
Kaufmann,  Welt-Zuckerindustrie.  13 
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Industrie  verwehrt  die  Brüsseler  Konvention  den  einzelnen  Verband- 
staaten nicht. 

Dagegen  ist  die  Brüsseler  Konvention  darauf  gerichtet,  alle 
fiskalischen  Massnahmen  der  einzelnen  Verbandstaaten  zu  unter- 
drücken, welche  die  künstliche  Unterstützung  der  inländischen 
Zuckerindustrie  behufs  aggressiver  Eroberung  der  ausländischen 
Absatzmärkte  bezwecken.  Das  ist  —  in  Verbindung  mit  der 
Strafklausel  des  Artikels  4  gegen  Prämienzucker  von  Nicht- 
Verbandstaaten  —  der  eigentliche  Kern  der  Brüsseler  Zucker- 
konvention. 

Nach  Artikel  i  Abs.  i  der  Brüsseler  Konvention  haben  deshalb 
die  Verbandstaaten  vom  Tage  des  Inkrafttretens  der  Konvention 
ab  die  für  die  Erzeugung  oder  die  Ausfuhr  von  Zucker  gewährten, 
direkten  und  indirekten  Prämien  aufzuheben  und  während  der 
ganzen  Geltungsdauer  der  Konvention  keine  solchen  Prämien 
einzuführen. 

Als  Prämien  im  Sinne  jener  Bestimmung  aber  sollen  nach 
Art  I  Abs.  2  alle  Vorteile  gelten,  welche  sich  für  die  verschiedenen 
Klassen  von  Erzeugern  aus  der  fiskalischen  Gesetzgebung  der 
Staaten  direkt  oder  indirekt  ergeben. 

Unter  der  fiskalischen  Gesetzgebung  der  Staaten,  durch  welche 
keine  Zuckerprämien  gewährt  werden  dürfen,  sollen  überhaupt 
Massnahmen  öffentlicher  Gewalten  verstanden  werden,  mögen 
dieselben  von  Provinzen,  Gemeinden  oder  von  den  Staaten  selbst 
ausgehen.  Dies  wurde  in  der  9.  Sitzung  der  Brüsseler  Zucker- 
konferenz vom  23.  Januar  1902  ausdrücklich  zu  Protokoll  fest- 
gestellt.!) 

Der  Artikel  i  führt  beispielsweise  eine  Reihe  besonders- 
wichtiger fiskalischer  Massnahmen,  die  als  Prämien  erachtet  werden 
sollen,  an,  nämlich: 

a)  die  im  Falle  der  Ausfuhr  gewährten  direkten  Vergütungen,. 

b)  die  der  Erzeugung  gewährten  direkten  Vergütungen, 

c)  die  vollständigen  oder  teilweisen  Abgabebefreiungen,  welche 
ein  Teil  der  hergestellten  Erzeugnisse  geniesst,^) 

1)  Primes,  p.  276. 

*)  ,dont  beneficie'.  Sitzung  vom  i.  JH.  1902.  (Primas  p.  385).  Manche  Gesetz- 
gebungen lassen  Zucker,  -welcher  nicht  zum  menschlichen  Genuss  bestimmt  ist,  z.  B. 
Zucker,  welcher  zur  Viehfütterung  oder  zur  Herstellung  von  anderen  Fabrikaten  als 
Verzehrungsgegenständen  (z.  B.  Chemikalien,  Seifen)  —  überhaupt  zu  industriellen 
Zwecken  —  dient,  steuerfrei  und  verlangen  in  solchem  Falle  unter  amtlicher  Aufsicht 
erfolgende  Denaturierung.  Vgl.  z.  B.  deutsches  Reichsgesetz  vom  27.  V.  1896,  i^  6- 
Ziff.  2;   französisches  Gesetz   vom  28.  I.   1903,   art.   l   alienea  5;   österreichisches  Gesetz: 
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d)  die  Vorteile  aus  Ausbeuteüberschüssen, 

e)  die  Vorteile  aus  zu  hohen  Rückvergfütung-en 
und  rechnet  unter  die  Prämien  schlechthin  noch 

f)  die  Vorteile  i)  aus  jedem  Überzolle,  welcher  den  im  Artikel  3 
festg-esetzten  Betrag"  überschreitet. 

Von  diesen  Grund  legenden  Verpflichtungen  des  Artikels  i 
bleiben  aber  ganz  konsequent  nach  Artikel  6  Italien  und  Schweden 
(und  wenn  es  ratifiziert:  Spanien)  solange  befreit,  als  sie  keinen 
Zucker  ausführen.  Denn  solange  kann  eben  von  aggressiver 
Konkurrenz  der  Zuckerindustrien  derselben  auf  den  Auslands- 
märkten keine  Rede  sein. 

Das  Wesen  der  Prämie 2)  oder  wenigstens  die  mannigfaltigen 
Erscheinungsformen  derselben  unterliegen  stark  dem  Einflüsse  des 
Wechsels  in  den  Verhältnissen.^)     Diesen  Entwickelungen  wird  die 

(No.  26)  vom  31.  I.  1903,  §  7;  belgisches  Gesetz  vom  21.  Vm.  1903,  Art.  10  ij  i 
unter  b;  russisches  Zuckersteuergesetz  vom  I2.  V.  1903  Züf.  VII.  Je  schwieriger  der 
sonstige  Zuckerabsatz  wird,  um  so  wichtiger  wird  die  Verwendung  des  Zuckers  zur  Vieh- 
fütterung werden. 

Die  ständige  Kommission  wird  festzustellen  haben,  ob  die  Steuerfreiheit  des  in- 
ländischen für  solche  Zwecke  verwendeten  Zuckers  mit  Art.  i  Abs.  2  Buchstabe  c  der 
Konvention  vereinbar  ist  und  ob  für  gleiche  Zwecke  bestimmter  oder  denaturierter  aus- 
ländischer Zucker  alsdann  nicht  dem  Maximal-Uberzoll  des  Artikels  3  plus  Inlandsteuer, 
sondern  nur  dem  Maximal- Üb erzoll  unterworfen  werden  darf.  Nach  dem  Wortlaut  der 
Konvention  würde  es  unzulässig  sein,  jenen  Zucker  steuerfrei  zu  lassen.  Aber  es  fragt 
sich  —  unter  anderem  auch  im  Hinblick  auf  die  Einleitungsformel  der  Konvention  — , 
ob  dieselbe,  wenn  sie  von  Zucker  sprach,  nicht  bloss  zu  menschlichem  Genuss  bestimmten 
Zucker  im  Auge  gehabt  hat.     Vgl.  Denkschrift  d.  deutsch.  Reichsregierung  S.  33. 

Unvereinbar  mit  Art,  i  Abs.  2  Buchstabe  c  der  Konvention  ist  es  aber  jedenfalls, 
dass  nach  dem  belgischen  Gesetz  vom  21.  VIII.  1903  Art.  10  §  i  unter  a  und  der 
dazu  ergangenen  belgischen  Königl.  Verordnung  vom  gleichen  Tage  Art.  i  unter  a 
(Moniteur  Beige  No.  238  v.  26.  VIII.  1903,  p.  4040)  gänzlich  steuerfrei  bleiben  soll 
Zucker,  welcher  zur  Herstellung  von  Gemüsekonserven,  Konfitüren,  Gelees,  Fmchtsirup, 
kondensierter  Milch  und  Kindermehl  verwendet  wird.     Vgl.  oben  S.  89 — 90. 

1)  Die  in  Art.  4  Abs.  3  vorgeschriebene  Berechnung  dieser  Vorteile  aus  einem 
Uberzoll,  welcher  den  im  Artikel  3  festgesetzten  Betrag  überschreitet,  gilt  nur  in  Be- 
ziehung auf  die  Uberzölle  von  Nicht -Verbandstaaten  und  kann  für  Repressalien  gegen 
unzulässig  hohe  Uberzölle  von  Verbandstaaten  höchstens  wegen  der  Analogie  der  Sach- 
l^e  herangezogen  werden. 

*)  Vgl'  §§   '2,   18,   19    u.  bezüglich   der  Kartellprämien  §§    15,   16,  39,    61   u.  63. 

')  Sehr  wesentlich  ist  z.  B.,  ob  auch  die  (staatlichen)  Frachtbegünstigungen  unter 
den  Begrüf  der  Prämie  gebracht  werden.  Eine  solche  könnte  nicht  bloss  in  der  Er- 
mässigung der  Fracht  unter  die  Selbstkosten  oder  unter  den  Betrag,  welcher  den  sonst 
üblichen  Unternehmer-Gewinn  einbringt  (auch  überhaupt  schon  in  Spezialtarifen  für 
Zucker!),  sondern  namentlich  auch  in  der  Differenzierung  der  Tarife  (Richtungs- 
tarife, Ein-  und  Ausfuhrtarife,  Tarife  von  und  nach  der  Seeküste,  von  und  nach  den 
Landgrenzen  u.  s.  w.)  erblickt  werden.    Solche  Differenzierung  der  Frachten  kann  ebenso 

13* 
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Ständige  Kommission  durch  ihre  Feststellungen  mit  wachsamem 
Auge  folgen  müssen. 

Überhaupt  werden  aber  erst  die  Feststellungen  der  Kommission 
den  Inhalt  des  Prämien-Begriffes  durch  Aufweis  der  so  verschie- 
denen Formen,  in  welche  sich  die  Prämie  kleiden  kann,  völlig 
klären  und  abgrenzen. 

Dieses  für  die  Zwecke  der  Konvention  äusserst  wichtige,  aber 
schwierige  Werk  wird  im  Verhältnis  der  Verbandstaaten  unter- 
einander nicht  immer  ohne  Reibungen  von  statten  gehen. 

Soweit  es  die  Gesetzgebungen  der  Verbandstaaten  betrifft,  hatte 
die  Kommission  in  ihrer  ersten  Session  vorläufig  zwei  Prämien 
festgestellt :  i) 

1.  Die  Kontingentierung  des  für  den  inländischen  Konsum  aus 
den  inländischen  Zuckererzeugungsstätten  und  Zuckerfreilagern  zu 

gut,  wie  die  Grrenz-Uberzölle,  zu  künstlichen  Vorteilen  im  Konkurrenzkampf  fähren. 
Die  Zuckerindustriellen  verschiedener  Verbandstaaten  haben  gerade  im  Hinblick  auf  ihre 
durch  die  Brüsseler  Konvention  erschwerte  Stellung  neuerdings  Ermässigungen  der 
Eisenbahntarife  für  Zucker  angeregt  (bezüglich  Österreichs  vgl.  „Deutsche  Zucker- 
industrie" 1903,  S.  1319  u.  1392;  bezüglich  Deutschlands  ebenda  S.  1428  u.  1457).  Die 
Differenzierung  im  Einzelfall  (Refaktien)  z.  B.  zu  Gunsten  grosser  Verfrachter  u.  s.  w. 
—  abweichend  von  den  allgemeinen  Tarifen  —  ist  jetzt  schon  nach  der  Berner  Kon- 
vention über  das  internationale  europäische  Eisenbahnfrachtrecht  vom  14.  Oktober  1890 
Art.   1 1   internationalrechtlich  untersagt. 

Auch  die  Frage  gehört  hierhin,  ob  staatliche  Subventionen  von  Schiffahrtsgesell- 
schaften, welche  letzteren  niedrige  Bemessung  der  Frachten  ermöglichen,  zu  einer  in- 
direkten Ausfuhrprämie  für  die  transportierten  Waren  führen. 

Die  Brüsseler  Konferenz  charakterisierte  jene  Vorteile  noch  nicht  ausdrücklich  als 
Prämien,  überliess  aber  die  Frage  der  ständigen  Kommission.  Primes,  p.  246,  277 
(gegen  den  Prämiencharakter  auf  der  Konferenz  von  1898,  Primes,  p.  90,  96,  lOl). 
Britisch-Ostindien  hat  bei  Bemessung  der  Ausgleichszölle  jene  Vorteile  noch  nicht  als 
Prämien  betrachtet  (Primes,  p.  465).  Vgl.  auch  Denkschrift  d.  deutsch.  Reichsregierung 
S.  33.  Erklärung  des  britisch.  Staatssekretärs  des  Auswärtigen  vom  20.  XI.  1902  in 
Erwiderung  auf  die  russische  Ausführung  vom  24.  IX.  1902.  Commercial  No.  i  (1903), 
p.  19,  14.  Earl  Onslow  im  House  of  Lords  v.  xo.  VIII.  1903.  —  Über  die  sog. 
detaxes  de  distance  in  Frankreich,  vgl.  oben  S.  73 — 74.  Staatliche  Zinsengarantie  des 
Kapitals  für  die  Herstellung  von  Zuckerfabriken  eine  indirekte  Prämie?  Gewährung 
höherer  Preise  bei  staatlichen  "Warenankäufen  unter  der  Bedingung  der  Ausfuhr  einer 
entsprechenden  Warenmenge?  Zusammenhang  zwischen  verschiedenen  Industrie-  und 
Verkehrszweigen  und  Reflexwirkungen  der  Gewährung  von  Vorteilen,  Schutzzöllen  u.  s,  w. 
für  den  einen  auf  den  anderen?  Primes,  p.  100,  224;  100 — 102,  214,  237 — 242,  309. 
Vgl.  femer  Primes,  p.  75,  82,  87,  89 — 91,  96,  99 — 103,  109.  The  World's,  p.  1272,  1301. 
^)  Commercial  No.  6  (1903),  p.  9 — 10.  —  In  ihrer  zweiten  Session  soll  die  ständige 
Kommission  am  18.  X.  1903  die  gesetzgeberischen  Massnahmen  mehrerer  Verbandstaaten, 
besonders  die  Österreich-Ungarns,  Belgiens,  Frankreichs  und  Italiens  erneut  geprüft  haben 
(„Deutsche  Zuckerindustrie"  1903,  S.  1669).  Es  bat  aber  noch  nichts  darüber  verlautet, 
ob  sie  auch  bei  dieser  Gelegenheit  Prämien  festgestellt  hat. 
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entnehmenden  Zuckerquantums  durch  das  Gesetz  Österreichs  vom 
31.  Januar  1903  {§  5)  und  durch  einen  damit  übereinstimmenden 
Gesetzentwurf  Ungarns  war  eine  fiskalische  Massnahme,  um  den  in- 
ländischen Zuckerpreis  zu  Gunsten  der  inländischen  Zuckerprodu- 
zenten künstlich  zu  steigern,  also  eine  Prämie.  Eine  künstliche 
Preissteigerung  wurde  auf  diese  Weise  möglich,  weil  das  öster- 
reichische Gesetz  (§  1)  gegen  den  ausländischen  Zucker  einen 
Einfuhr-ÜberzoU  in  dem  von  der  Brüsseler  Konvention  zugelassenen 
Maximalbetrag  anordnet.  —  Zur  Beseitigung  des  von  der  ständigen 
Kommission  erhobenen  Anstandes  ist  inzwischen  in  Österreich  die 
Kaiserliche  (Not-)  Verordnung  vom   i.  August  1903  ergangen.^) 

2.  Die  Ausfuhrbescheinigungen  Frankreichs,  welche  markt- 
gängig und  zur  Tilgung  der  gestundeten  Zuckersteuer  benutzbar 
sind,  sind  für  die  Zuckerproduzenten  gleichwertig  mit  einer  direkten 
Steuerrückvergütung.  Nach  der  Einrichtung  des  Niederlageverfahrens 
in  Frankreich  aber  besteht  keine  Sicherheit,  dass  jene  quasi 
Steuerrückvergütungen  nicht  zu  hoch  ausfallen,  da  für  die  Zucker- 
steuer-Belastung der  steuerpflichtige  Raffinade-Ertrag,  welcher  aus 
dem  gewogenen  Rohzucker  gewonnen  wird,  nur  geschätzt  und 
nicht  gewogen  wird.  —  Eine  Änderung  der  Steuererhebungsweise 
soll  angesichts  der  von  der  ständigen  Kommission  bezeichneten 
Anstände  in  Frankreich  zur  Zeit  beabsichtigt  sein.2) 

Die  ständige  Kommission  hatte  sich  im  Sommer  1903  einst- 
weilen darauf  beschränkt,  ihre  Erwartung  auszusprechen,  dass 
einerseits  Österreich  und  Ungarn,  andererseits  Frankreich  ihre 
Gesetzgebungen  in  einer  den  Bestimmungen  der  Konvention  ent- 
sprechenden Weise  ändern  würden. 

In  der  Tat  entspricht  es  dem  Inhalte  der  Konvention  und  der 
Stellung  der  ständigen  Kommission,  dass  letztere  jedenfalls  nur  mit 
Behutsamkeit  Folgerungen  anregt,  wenn  sie  das  Bestehen  von 
Prämien  in  einem  Verbandstaate  feststellt. 

Die  Aufrechterhaltung  oder  die  Einführung  von  Zuckerprämien 
Iseitens  eines  Verbandstaates  ist  eine  Verletzung  der  dem  letzteren 
nach  Artikel  i  der  Brüsseler  Konvention  obliegenden  internationalen 
Verpflichtungen.  Aber  die  Brüsseler  Konvention  enthält  keine 
Bestimmung  darüber,  welche  Folgen  sich  an  eine  solche  Verletzung 
der  internationalen  Verpflichtungen  eines  Verbandstaates  an- 
knüpfen. Die  sog.  Straf klausel  des  Artikels  4  richtet  sich  nur 
gegen  Prämien  gewährende  Nicht -Verbandstaaten.     Die  Brüsseler 

1)  Vgl.  überhaupt  oben  S.  84—88. 
*)  Vgl.  unten  §  44. 
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Konvention  schreibt  in  Beziehung^  auf  Verbandstaaten  nur  vor, 
wenn  die  Kommission  eine  Prämie  in  einem  Verbandstaate  fest- 
gestellt und  darüber  berichtet  habe,  so  solle,  falls  ein  Ver- 
bandstaat dies  beantrage,  eine  Konferenz  zusammentreten  und 
über  die  durch  die  Umstände  gebotenen  Beschlüsse  oder  Mass- 
nahmen entscheiden  (Art.  7  Abs.  9  und  Abs.  3  Buchstabe  a). 
Widersetzt  der  schuldige  Verbandstaat  sich  alsdann  fortgesetzt  der 
Erfüllung  seiner  internationalen  Pflichten,  so  können  die  anderen  Ver- 
bandstaaten zwar  keinen  eigentlichen  Verbands-Konferenzbeschluss 
herbeiführen,  da  derselbe  Einstimmigkeit  erfordern  würde.  Wohl 
aber  haben  sie  nach  allgemeinen  Völkerrechtsgrundsätzen  alsdann 
das  Recht  und  je  nach  Umständen  möglicherweise  wechselseitig  ge- 
radezu die  Pflicht  zu  gemeinsamen  Repressalien  gegen  den  schuldigen 
Verbandstaat.  Die  Repressalien  werden  insbesondere  darin  be- 
stehen, dass  die  anderen  Verbandstaaten  dem  schuldigen  Verband- 
staate das  Recht  auf  Zuckereinfuhr  unter  Meistbegünstigung, 
welches  demselben  gemäss  Art.  5  der  Konvention  zusteht,  (zeitweis) 
nicht  mehr  gewähren.  Die  Repressalien  können  sich  unter  Um- 
ständen bis  zum  Ausschluss  des  schuldigen  Verbandstaates  aus  dem 
Verband  steigern;  sie  können  in  analoger  Anwendung  der  Straf- 
klausel des  Artikels  4  gegen  denselben  oder  in  anderen  Gegen- 
massnahmen  bestehen.^) 

Solange  aber  die  Konferenz  nicht  beantragt  ist  und  nicht 
stattgefunden  hat,  sind  auch  solche  Repressalien  noch  nicht  als 
zulässig  zu  erachten.  Repressalien  sind  überhaupt  nicht  zu  ver- 
hängen, solange  nur  erst  ein  objektiver  Widerspruch  der  Gesetz- 
gebung   (und  Massnahmen)    des    betreffenden    Verbandstaates    mit 

^)  Es  kommt  aber  in  Betracht,  dass  der  Ausschluss  eines  Verbandstaates  aus  dem 
Verbände  oder  die  Anwendung  der  Massnahmen  des  Artikels  4  gegen  den  Zucker 
eines  Verbandstaates  als  Repressalie  möglicherweise  auch  für  andere  Verbandstaaten  die 
Sachlage  so  verändern  würde,  dass  im  ersteren  Falle  das  Verbleiben  im  Verbände  nicht 
länger  als  Rechtspflicht  derselben  erachtet  werden  könnte  (Analogie  von  Art.  12  Abs.  3!), 
und  dass  eine  Repressalie  der  letzteren  Art  denselben  auch  nicht  zugemutet  werden 
könnte,  weil  sie  dadurch  selbst  in  eine  zu  ungünstige  Lage  gebracht  würden.  So  ist  im 
britischen  Parlamente  betont  worden,  Grossbritannien,  welches  auf  Zuckereinfuhr  ange- 
wiesen sei,  sei  der  Gefahr  willkürlich  monopolistischer  Erhöhung  der  Zuckerpreise 
seitens  der  Zuckerindustrien  der  übrig  bleibenden  Verbandstaaten  ausgesetzt,  wenn  es  so 
die  Zuckereinfuhr  nicht  bloss  aus  Prämien  gewährenden  Nichtverbandländern,  sondern 
auch  aus  Vertragsbrüchigen  Verbandländern  durch  Ausgleichszölle  erschweren  oder 
ausschliessen  müsste.  Vgl.  namentlich  die  Erklärung  des  Präsidenten  des  Handelsamtes 
Gerald  Balfour  im  House  of  Commons  vom  4.  VIII.  1903,  welcher  betonte,  dass  die 
Verbandstaaten  zur  Anwendung  des  Art.  4  gegen  Prämien  gewährende  Verbandstaaten 
nicht  verpflichtet  seien. 
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-den  Bestimmungfen  der  Konvention,  aber  noch  nicht  der  Wille  des 
Verbandstaates    erhellt,    es  bei  jenem  Widerspruche    zu  belassen. i) 

Der  einzelne  andere  Verbandstaat  wird  selbständig-  vor  Ab- 
haltung der  Konferenz  überhaupt  nicht  zu  Repressalien,  sondern 
höchstens  zu  Notstandsmassnahmen  berechtigt  sein,  die  zur  Ab- 
wendung schwerer  Nachteile  ohne  Aufschub  erforderlich  sind. 

Selbst  wenn  das  Zuckersystem  eines  Verbandstaates  mit  der 
Brüsseler  Konvention  in  Widerspruch  steht  und  zur  Gewährung 
von  Prämien  führt,  bleibt  also  bis  auf  weiteres  der  Artikel  5  der 
Konvention  massgeblich,  nach  welchem  dem  Zucker  auch  dieses 
Verbandstaates  seitens  der  anderen  Verbandstaaten  Meistbe- 
günstigung zu  gewähren  ist.^) 

Der  internationale  Geschäftsverkehr  hat  sich  den  in  der 
Brüsseler  Konvention  aufgestellten  Grundsätzen  alsbald  in  einer 
Weise  angepasst,  welche  wesentlich  beitragen  muss,  die  Verband- 
staaten zur  sorgfaltigen  Erfüllung  ihrer  Pflichten  aus  der  Konven- 
tion und  vielfach  auch  die  Nicht-Verbandstaaten  zur  Beachtung  der 
Bestimmungen  derselben  zu  bewegen. 

So  soll  nach  einer  Erklärung  der  am  Hamburger  Zuckerhandel 
beteiligten  Firmen  vom  25.  Februar  1903  seit  August  1902  ein 
internationales  Zuckerkontraktsformular  in  Geltung  gesetzt  sein, 
nach  welchem  Rübenzucker,  der  in  Grossbritannien  und  in  den 
Vereinigten  Staaten  einem  Ausgleichszoll  unterliegt,  nach  dem 
31.  Juli  1903  in  Hamburg  nicht  mehr  lieferfahig  ist.  3) 

Die  britischen  Zuckerhändler  hatten  vereinbart,  Zucker  aus 
Osterreich  und  Ungarn,  welcher  bis  zum  10.  August  1903  vom 
Standpunkt  der  Brüsseler  Konvention  nicht  einwandfrei  sei,  als 
nicht  andienungsfahig  zu  erklären. 

Die  österreichischen  Firmen,  deren  Kontrakte  für  September- 


1)  Auf  die  Anfrage,  ob  die  britische  Regierung  vom  i,  IX.  1903  ab  die  Einfuhr 
von  Zucker  aus  Osterreich  und  Ungarn  und  aus  Frankreich  verbieten  wolle,  deren 
Zuckersysteme  die  ständige  Kommission  nicht  im  Einklang  mit  der  Brüsseler  Konvention 
befunden  habe,  erwiderte  der  Unterstaatssekretär  des  Auswärtigen  Lord  Cranbome  am 
22.  Vn.  1903  im  britischen  House  of  Commons:  Die  Anfrage  beruhe  auf  der  Annahme, 
dass  die  genannten  Verbandstaaten  ihren  Verpflichtungen  aus  der  Brüsseler  Zuckerkon- 
vention nicht  nachkommen  würden;  er  habe  keinen  Grund  zu  der  Vermutung,  dass  dies 
«intreten  werde. 

2)  Erklärung  des  britisch.  Ministerpräsidenten  Balfoor  im  House  of  Commons 
V.  20.  VII.  1903  in  Beziehung  auf  das  Verhältnis  Grossbritanniens  zu  dem  Zucker 
Österreich-Ungarns. 

')  Äusserung  Sir  Nevile  Lubbock's,  mitgeteilt  in  The  International  Sngar  Journal 
(April)   1903,  p.   161. 
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lieferung  oder  Lieferung  in  der  zweiten  Hälfte  August  1903  liefen^ 
wären,  wenn  die  österreichische  Zuckerkontingentierung  nicht 
aufgehoben  worden  wäre,  von  den  britischen  Käufern  mit  Extra- 
kosten —  entsprechend  einem  etwaigen  Ausgleichszoll  —  belastet 
worden  oder  hätten  sich  der  Gefahr  einer  Zurückweisung  ihrer 
Ware  oder  Preisabschlägen  ausgesetzt  gesehen. 

Nachdem  die  ständige  Kommission  in  Brüssel  das  Kon- 
tingentierungssystem der  österreichischen  Gesetze  vom  31.  Januar 
1903  für  unzulässig  erklärt  hatte,  verlangten  daher  sowohl  die 
Vertreter  der  österreichischen  Raffinerien,  wie  auch  der  in  den 
österreichischen  Parlamenten  gebildete  „Zuckerausschuss"  dringend,, 
dass  dasselbe  sofort  wieder  aufgehoben  werde.  1) 

Als  dies  durch  die  sogleich  in  Wirksamkeit  getretene  Kaiser- 
liche (Not-)  Verordnung  vom  i.  August  1903  geschehen  war,  2) 
erklärte  der  Vorstand  der  Zuckerbörse  in  Hamburg  den  öster- 
reichischen Zucker  wieder  für  andienungsfahig. ») 


§  38.    Die   Strafklausel   des   Artikels  4   gegen   die   Einfuhr 
prämiierten  Zuckers  aus  Nicht -Verbandländern. 

Die  Brüsseler  Konvention  vermag  den  nicht  zum  internationalen 
Zuckerverband  derselben  g-ehörigen  Ländern  die  Aufrechterhaltung 
oder  die  Einführung  von  Zuckerprämien  nicht  direkt  zu  untersagen. 

Deshalb  kam  es  darauf  an,  Vorkehrungen  zu  treffen,  welche 
geeignet  sind,  den  Nicht -Verbandländern  ein  erhebliches  Motiv 
zur  Abschaffung  und  bzw.  Nichteinführung  von  Zuckerprämien  zu 
geben,  und,  wenn  dieselben  dennoch  Zuckerprämien  gewähren,  die 
Folgen  solchen  Verhaltens  für  die  Verbandländer  möglichst  un- 
schädlich zu  machen. 

Diesem  Zwecke  dient  die  sog.  Straf  kl  ausel  des  Artikels  4. 

Diese  Strafklausel  findet  zwar  nach  dem  Wortlaute  des  Art.  4 
Abs.  I  schlechthin  gegen  Zucker,  der  aus  Ländern  stammt, 
welche  für  die  Erzeugung  oder  die  Ausfuhr  von  Zucker 
Prämien  bewilligen,  bei  der  Einfuhr  desselben  in  ein  Verbänd- 
gebiet Anwendung. 

Allein  insbesondere  aus  Art.  7  Abs.  3  Buchstabe  c  und  Abs.  10 
im  Unterschiede  von  Art.  7  Abs.  3  Buchstabe  a  und  Abs.  9  folgt. 


^)  „Deutsche  Zuckerindustrie"   1903,  S.   1084,   1194. 

«)  Vgl.  S.  87. 

')  Nationalzeitnng  v.  8,  VHI.   1903. 
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wie  oben  schon  ausgfeführt  wurde, ^)  dass  die  Strafklausel  des  Ar- 
tikels 4  nur  gfegen  prämiierten  Zucker  aus  Nicht-Verband- 
staaten Platz  greift. 

Da  die  britischen  und  niederländischen  Kolonien  und  Be- 
sitzungen gemäss  Art.  1 1  Nicht -Verbandländer  sind,  so  ist  der 
Artikel  4  zweifellos  seitens  aller  anderen  Verbandstaaten  gegen 
Zucker  jener  Kolonien  und  Besitzungen  anzuwenden,  wenn  derselbe 
in  letzteren  Prämien  erhält. 

Artikel  4  muss  aber,  wie  gleichfalls  oben  schon  dargelegt 
wurde, 2)  von  Grossbritannien  nicht  gegen  prämiierten  Zucker  aus 
britischen  Selbstverwaltungs  -  Kolonien  zur  Anwendung  gebracht 
werden. 

Bezüglich  der  übrigen  Kolonien  und  Besitzungen  Gross- 
britanniens und  bezüglich  der  niederländischen  Kolonien  und  Be- 
sitzungen geht  die  internationale  Pflicht  Grossbritanniens  und  bzw. 
der  Niederlande  nicht  dahin,  eventuell  gegen  prämiierten  Zucker  ihrer 
Kolonien  und  Besitzungen  die  Strafklausel  des  Artikels  4  anzu- 
wenden, sondern  dafür  zu  sorgen,  dass  in  jenen  Kolonien  und  Be- 
sitzungen keine  Zuckerprämien  bestehen  und  gewährt  werden. 

Das  ist  hinsichtlich  aller  niederländischen  Kolonien  und  hin- 
sichtlich aller  britischen  Kronkolonien  ausdrücklich  durch  das 
Schlussprotokoll  zu  Art  1 1  B  und  A  i  bestimmt.  Es  ist  aber, 
wie  oben  dargelegt  wurde,^)  nach  dem  Geiste  der  Konvention  für 
Grossbritannien  internationale  Pflicht  auch  hinsichtlich  aller  seiner 
anderen  Kolonien  und  Besitzungen  —  mit  Ausnahme  der  Selbst- 
verwaltungskolonien — ,  insbesondere  also  auch  hinsichtlich  Britisch- 
Ostindiens  und  ferner  auch  hinsichtlich  der  nicht  zu  den  britischen 
„Besitzungen"  gehörigen  britischen  Protektorate,  in  welchen  (xross- 
britannien  absolute  Gesetzgebung-sbefugnisse  ausübt. 

Die  anderen  Verbandstaaten  könnten  also  die  Niederlande  und 
jedenfalls  hinsichtlich  der  britischen  Kronkolonien  auch  Gross- 
britannien wegen  Verletzung  der  Brüsseler  Konvention  nicht  erst 
dann  verantwortlich  machen,  wenn  jene  eventuell  die  Strafmass- 
nahmen  des  Artikels  4  gegen  ihre  Kolonien  und  Besitzungen  unter- 
liessen,  sondern  schon,  wenn  sie  das  Bestehen  von  Zuckerprämien 
in  ihren  Kolonien  und  Besitzungen  duldeten  oder  herbeiführten. 

In  dem  zur  Durchführung  der  Konvention  erlassenen  britischen 
Sugar    Convention   Act    1903    (Clausula  I    section  i)    ist  bestimmt, 

1)  §  28  (Stellung  der  britischen  Kolonien)  S.  165 — -166. 
«)  S.  165—167. 
»)  S.  162  Anm.  1. 
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britischerseits  sollten  die  Strafmassnahmen  erfolg"en,  wenn  die 
ständige  Kommission  festgestellt  habe,  dass  Zuckerprämien  in  einem 
ausländischen  Lande  (foreign  country)  gewährt  würden. 

Der  SoHcitor- General  der  britischen  Regierung,  Sir  E.  Carson, 
sprach  in  der  Sitzung  des  House  of  Commons  vom  5.  August  1903 
seine  Ansicht  dahin  aus:  foreign  country  im  Sinne  jener  Be- 
stimmung sei  zweifellos  Ägypten,  welches  noch  einen  Teil  des 
ottomanischen  Reiches  bilde,  ebenso  der  Sudan  und  auch  Zanzibar. 
Obwohl  Grossbritannien  Protektoratsrechte  über  Zanzibar  habe,  sei 
dasselbe  nicht  ein  Teil  der  Gebiete  der  britischen  Krone.  Uganda 
sei  ein  britisches  Protektorat  und  Teil  der  britischen  Gebiete.  Doch 
schien  Carson  (ebenso  wie  der  Abgeordnete  Lloyd-George)  auch 
Uganda  wie  überhaupt  alle  britischen  sog.  Protektorate  im  Sinne 
jener  Vorschrift  als  foreign  countrys  zu  erachten,^) 

Grossbritannien  würde  also,  soweit  in  jenen  Ländern  Zucker- 
prämien beständen,  gegen  deren  Zucker  als  Zucker  eines  foreign 
country  die  Strafmassnahmen  anzuwenden  haben. 

Die  Verbandstaaten  sind  nach  Artikel  4  verpflichtet,  prämiierten 
Zucker  aus  Nichtverbandstaaten  bei  der  Einfuhr  in  ihr  Gebiet  mit 
einem  besonderen  Zolle  zu  belegen,  welcher  hinter  dem  Betrage 
der  im  Ursprungslande  bewilligten  direkten  oder  indirekten  Prämien 
nicht  zurückbleiben  darf.  Die  Feststellung  der  ständigen  Kom- 
mission hinsichtlich  der  Höhe  der  Prämien  ist  für  die  Verband- 
staaten gemäss  Art.  7  Abs.  3  Buchstabe  c  und  Abs.  10  dergestalt 
bindend,  dass  sie  nach  Art.  4  Abs.  2  ihren  besonderen  Ausgleichs- 
zoll mindestens  in  Höhe  jener  Feststellung  ansetzen  müssen.  Sie 
können  denselben  aber  nach  der  Konvention  auch  höher  ansetzen, 
sofern  nur  der  Ausgleichszoll  einschliesslich  des  sonstigen  Überzolls 
nicht  das  in  Artikel  3  bestimmte  Überzoll-Maximum  vermehrt  um 
den  Betrag  der  Prämie  überschreitet. 

^)  Der  Abgeordnete  Lawson  Walton  hatte  allgemein  ersucht,  die  Stellung  der 
„abhängigen  Gebiete"  (dependencies)  der  britischen  Krone  klarzustellen,  welche  weder 
Kronkolonien  noch  Selbstverwaltungskolonien  seien,  und  hatte  exemplifiziert  auf 
Zanzibar,  die  Landbereiche  auf  dem  afrikanischen  Kontinente  innerhalb  der  britischen 
Einfiusssphäre,  Ägypten,  den  Sudan,  die  Malayen- Staaten.  Lloyd-George  hatte  speziell 
Uganda  erwähnt.  Der  Solicitor- General  Carson  bemerkte  darauf,  das  Wort  „foreign" 
in  der  Klausel  des  Gesetzes  schliesse  —  seiner  Meinung  nach  —  alle  die  erwähnten 
Länder  ein.  Carson  hob  noch  hervor,  dass  das  britische  Recht  verschiedene  Arten  von 
Protektoraten  mit  sehr  verschiedenen  Methoden  der  Regierung  über  dieselben  und  mit 
schlecht  umgrenzten  Protektoratsrechten  hinsichtlich  einiger  derselben  kenne,  dieselben 
aber  nicht  zu  den  britischen  Kolonien  und  Besitzungen  rechne,  während  das  deutsche 
Recht  die  deutschen  Protektorate  (Schutzgebiete)  wohl  zu  den  deutschen  Kolonien  zähle. 
Vgl.  Jenkyns,  p.  166,   179,    123,   172 — 174. 
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Ist  der  Zucker  der  Nichtverbandstaaten  nach  Art.  i  Buchstabe  f 
und  Art.  3  wegen  unzulässiger  Höhe  des  dort  bestehenden  Über- 
zolles  als  prämiiert  zu  erachten,  so  soll  nach  Art  4  Abs.  3  die 
Hälfte  des  Überzoll-Überschusses,  welcher  nach  Abzug*  des  durch 
Art.  3  zugelassenen  Überzoll-Maximums  verbleibt,  als  Prämie  er- 
achtet werden.  Die  ständige  Kommission  kann  aber  ihre  dies- 
bezügliche schematische  Feststellung  auf  Antrag  eines  Verband- 
staates berichtigen  und  die  Höhe  der  Prämie  der  Wirklichkeit 
entsprechend  feststellen. 

Jeder  Verbandstaat  behält  nach  Art.  4  Abs.  2  die  Befugnis, 
die  Einfuhr  prämiierten  Zuckers  aus  Nichtverbandstaaten  1)  zu  ver- 
bieten, 2)  statt  denselben  bei  der  Einfuhr  mit  dem  besonderen  Aus- 
gleichszolle zu  belasten. 

Die  ständige  Kommission  legt  den  Sinn  des  Artikels  4  dahin 
aus,  dass  ein  jeder  der  Verbandstaaten  zur  Anordnung  der  An- 
wendung der  Straf  klausel  (Ausgleichszölle  oder  Einfuhrverbot)  dieses 
Artikels  in  Hinsicht  auf  ein  Zuckerprämien  gewährendes  Nicht- 
Verbandland  erst  verpflichtet  sei,  wenn  es  feststeht,  dass  von  solchem 
Nicht -Verbandland  wirklich  Zucker  in  in  Betracht  kommender 
Menge  nach  dem  betreffenden  Verbandstaate  eingeführt  wird.  3) 

Die  Kommission  hat  auf  Grund  selbständiger  Prüfung  bisher 
in  ihrer  ersten  Session  Prämien  in  folgenden  Nicht- Verbandstaaten 
festgestellt:*)  Spanien,  Dänemark,  Japan,  Rumänien. s) 

^)  Auch  hier  fehlt  im  Text  der  Konvention  der  Zusatz  „aus  Nichtverbandstaaten". 
Trotzdem  ist  auch  diese  Bestimmung  nur  auf  Zucker  von  Nichtverbandstaaten,  nicht  aber  auf 
konventionswidrig  prämiierten  Zucker  von  Verbandstaaten  zu  beziehen.  Hinsichtlich  des 
letzteren  gut  das  in  Artikel  5  ohne  Einschränkung  für  den  Zucker  aus  anderen  Ver- 
bandstaaten  statuierte   Meistbegünstigungsrecht   vorbehaltlich  zu  übender   „Repressalien". 

^)  In  Grossbritannien  -wird  nach  dem  britischen  Gesetze  v.  1 1 .  VIII.  1 903  Clausula  I 
section  1  regelmässig  ein  Einfuhrverbot  und  zwar  mittels  königlicher  Verordnung  erlassen, 
sofern  nicht  das  Parlament  im  einzelnen  Falle  Ausgleichszölle  beschliesst. 

')  Commercial  No.  6  (1903),  p.  10.  So  ist  in  Grossbritannien  durch  Königl.  Ver- 
ordnung vom  II.  Vm.  1903  (Statutory  Rules  and  Orders  No.  678)  ein  Einfuhrverbot 
nur  gegen  Zucker  aus  Dänemark,  Russland  und  Argentinien,  nicht  gegen  Zucker  aus 
Rumänien,  Spanien  und  Japan  angeordnet  worden,  obwohl  die  ständige  Kommission  fest- 
gestellt hatte,  dass  auch  in  den  drei  letzteren  Ländern  Zuckerprämien  gewährt  werden. 
Aus  diesen  letzteren  Ländern  findet  keine  nennenswerte  Zuckereinfuhr  nach  Gross- 
britannien  statt. 

*)  Commercial  No.  6  (1903),  p.  2—3.  —  D.  H.   1903,  S.  1135. 

^)  Prämien  in  Russland  waren  erst  schon  selbständig  von  der  Kommission  durch 
Beschluss  vom  16.  VI.  1903  festgestellt.  Aber  dieser  Kommissionsbeschluss  ist  am 
8.  VII.  1903  rückgängig  gemacht,  und  einstweilen  hat  die  Kommission  Prämien  in 
Russland  nicht  auf  Grund  selbständiger  Prüfung,  sondern  in  Anwendung  der  von  den 
Vereinigten  Staaten  getroffenen  Feststellungen  angenommen. 
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In  diesen  sämtlichen  Nicht -Verbandstaaten  sind  Prämien  im 
HinbHck  auf  Überzölle  festgestellt,  welche  das  Maximum  des  Ar- 
tikels 3  übersteigen. 

In  Dänemark  ist  ausserdem  eine  Raffinierun gsprämie  fest- 
gestellt. 1) 

Hinsichtlich  der  aus  zu  hohem  Überzoll  erwachsenden  Prämien 
sind  dabei  von  der  Kommission  zwei  bemerkenswerte  Gesichts- 
punkte angenommen: 

a)  in  Rumänien  ist  die  dort  bestehende  sog.  Fabrikations- 
prämie nicht  als  direkte  Prämie,  wohl  aber  als  Verringerung  der 
inländischen  Zucker  Verbrauchsabgabe  zu  erachten,  sodass  sie  mittel- 
bar eine  Erhöhung  des  Überzolls  und  der  aus  letzterem  erwachsenden 
Prämie  bewirkt; 

b)  in  Japan  ist  (abgesehen  von  dem  Überzoll  auf  Kandiszucker) 
der  Überzoll  nach  dem  Konventional-Tarif,  welcher  allen 
Staaten  des  Zuckerverbandes  zu  gute  kommt,  nicht  zu  hoch.  Die 
Kommission  hat  deshalb  (abgesehen  vom  Kandiszucker)  keine 
Prämie  aus  zu  hohem  Überzoll  festgestellt.  Obwohl  Art.  3  der 
Brüsseler  Konvention  dem  Überzoll  der  Verbandstaaten  im  Ver- 
hältnis zu  allen  Staaten,  auch  den  Nicht-Verbandstaaten,  eine 
Grenze  zieht,  hat  also  die  Kommission  in  Beziehung  auf  einen 
Nicht- Verbandstaat  eine  Prämie  im  Sinne  des  Artikels  i  Abs.  2 
Buchstabe  f  schon  deshalb  nicht  angenommen,  weil  dessen  Über- 
zoll im  Verhältnis  zu  den  Verbandstaaten  nicht  über  das  Maximum 
des  Artikels  3  hinausgeht,  mag  der  Überzoll  auch  im  Verhältnis 
zu  anderen  Nicht-Verb  and  Staaten  höher  sein. 

In  Fortentwickelung  dieses  Gesichtspunktes  würde,  wenn  auch 
im  Verhältnis  zu  den  Verbandstaaten  verschiedene  und  zu  hohe 
Überzölle  beständen,  für  die  schematische  Berechnung  der  Prämie 
im  Sinne  des  Art.  4  Abs.  3  nicht  der  höchste  aller  Überzölle  jenes 
Nicht -Verbandstaates,  sondern  der  höchste  unter  den  Überzöllen 
desselben  gegen  Verbandstaaten  zu  Grunde  zu  legen  sein. 

Im  übrigen  hat  die  Kommission  durch  Beschluss  vom  20.  Juni 
(und  8.  Juli)  1903  vorläufig  —  und  unter  Vorbehalt  späterer 
endgültiger    Feststellung    —    die    Anwendung-    der  Ausgleichszölle 


')  Nach  den  Kommissionsfeststellungen  betragen  die  Prämien  pro  100  kg:  i.  ia 
Spanien  für  allen  Zucker  27  Francs;  2.  in  Dänemark  für  den  Rohzucker  (Uberzollprämie) 
I  Francs  75  Cent.,  für  den  raffinierten  Zucker  (UberzoUprämie  i  Francs  75  Cent,  und 
Raffinierungsprämie  l  Francs  74  Cent.)  3  Francs  50  Cent. ;  3 .  in  Japan  für  den  Kandis- 
zucker 2  Francs  61  Cent.;  4.  in  Rumänien  für  den  Rohzucker  17  Francs  75  Cent.,  für 
den  raffinierten  Zucker  22  Francs  50  Cent. 
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der  Vereinigten  Staaten  i)    gegen    die    Zuckerprämien    der    Nicht- 
Verbandstaaten  anempfohlen.  2) 

Speziell  hat  sie  dies  gegenüber  den  Zuckerprämien  Russlands  3) 
und  Argentiniens  empfohlen,  deren  Zucker-Gesetzgebungen  ihr 
schon  vorlagen. *)  ii) 

§  39.    Die  Brüsseler  Zuckerkonvention  und  die  Abscliwäcliung 

der  fiskalisch-künstlichen  Bevorzugung  der  nationalen 

Zuckerproduzenten. 

Die  fiskalischen  Massnahmen  der  Staaten,  welche  den  Zucker- 
absatz im  internationalen  Verkehr  künstlich  beeinflussen,  fördern 
oder  hemmen,  laufen  auf  materielle  Zuwendungen  und  materielle 
Belastungen  des  Zuckers,  d.  h.  gewisser  Interessenten  am  inter- 
nationalen Zuckerverkehr  hinaus. 

Und  zwar  ist  ein  Charakteristikum  solcher  selbständig  von  den 
einzelnen  Staaten    ausgehenden  fiskalischen  Massnahmen,    dass  sie 


1)  Die  ständige  Kommission  hat  in  ihrer  ersten  Session  die  Frage  noch  nicht  unter- 
sucht, ob  und  in  welcher  Höhe  der  Zucker  (im  allgemeinen  und  speziell  der  Rübenzucker) 
in  den  Vereinigten  Staaten  Prämien  erhält  und  deshalb  Ausgleichszölle  anzuordnen  sind. 
Im  Hinblick  auf  den  das  Maximum  des  Art.  3  der  Brüsseler  Konvention  übersteigenden 
Überzoll  der  Vereinigten  Staaten  wäre  nach  Art.  4  Abs.  3  gegen  den  Zucker  der  Ver- 
einigten Staaten  ein  Ausgleichszoll  von  mindestens  8,16  Francs  für  loo  kg  Raffinade, 
6,89  Francs  für   lOO  kg  Rohzucker  von  gö^j^  anzuordnen.     Vgl.  §§  8  u.  56. 

2)  Commercial  No.  6  (1903),  p.  5,  8,    II. 
»)  Vgl.  §  62. 

*)  Commercial  Nr.  6  (1903),  p.  u.  In  den  Vereinigten  Staaten  beträgt  der  Aus- 
gleichszoll —  in  deutschen  Reichsmark  pro  lOO  kg  berechnet  —  gegenüber  dem  Zucker 
von:  I.  Argentinien  Zucker  aller  Art  (mit  Ausnahme  des  ohne  Vergütung  der  Inlands- 
steuer ausgeführten  Zuckers)  16,50  Reichsmark;  2.  Russland  Zucker  von  wenigstens 
99%  6,51  Reichsmark,  von  wenigstens  88*'/o  5,73  Reichsmark,  von  weniger  als  SS'^Jq 
4.95  Reichsmark.  —  D.  H.   1903,  S.  1135. 

^)  In  ihrer  zweiten  Session  (Oktober  1903)  soll  die  ständige  Kommission  die  von 
ihr  früher  festgestellte  Höhe  der  dänischen  Zuckerprämie  auf  Verlangen  Dänemarks  aufs 
neue  geprüft  haben  und  in  einen  Meinungsaustausch  über  die  Ausgleichszölle  eingetreten 
sein,  welche  gegen  den  Zucker  Agj'ptens,  Kubas,  Portoricos,  der  Vereinigten  Staaten 
und  Argentiniens  anzuwenden  seien.  Namentlich  aber  soll  sie  darüber  beraten  haben, 
ob  und  welche  definitiven  Ausgleichszölle  an  Stelle  der  bisherigen  provisorischen  gegen- 
über dem  Zucker  Russlands  anzuordnen  seien,  und  auf  welcher  Grundlage  eine  Ver- 
ständigung zwischen  den  Verbandstaaten  und  Russland  über  die  Zuckerfrage  zu  ermög- 
lichen sei.  Russland  hatte  sich  bei  diesen  Erörterungen  durch  drei  Delegierte  vor  der 
ständigen  Kommission  vertreten  lassen.  Man  kam  zu  dem  Resultate,  dass  die  Regierung 
Belgiens  im  diplomatischen  Wege  die  anscheinend  Aussicht  auf  Verständigung  bietenden 
Verhandlungen  fortsetzen  solle.  „Deutsche  Zuckerindustrie"  1903,  S.  1669.  The  Times 
V.  26.  X.  u.  2.  u.  5.  XI.   1903. 
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nach  der  nationalen  Zugfeh örigkeit  der  verschiedenen  Teilmassen 
des  Zuckers,  d.  h.  nach  der  Nationalität  der  dahinter  stehenden 
verschiedenen  Interessenteng-ruppen,  unterschiedlich  (Vornahme 
oder  Nichtvornahme  oder  Andersvornahrae  der  Zuwendung-  oder 
Belastung-)  erfolg-en. 

Diese  fiskalischen  Massnahmen  der  Staaten,  welche  unmittelbar 
oder  mittelbar  die  materiellen  Zuwendungen  und  materiellen  Be- 
lastungen in  Beziehung  auf  den  Zucker  zuwege  bringen,  bestehen 
teils  in  staatlichen  Verwaltungsakten  und  Verwaltungseinrichtungen, 
teils  in  staatlichen  Normsatzungen. 

Von  dem  Inhalte  —  und  der  Vornahme  oder  Nichtvor- 
nahme —  jener  staatlichen  Verwaltungsakte,  Verwaltungsein- 
richtungen und  Normsatzungen  hängt  das  materielle  Resultat  — 
Zuwendung    oder  Belastung    in   Beziehung  auf  den  Zucker  —  ab. 

Durch  die  Brüsseler  Zuckerkonvention  wird  eine  internationale 
Gemeinschaft,  ein  internationaler  Verband  in  Beziehung  auf  den 
Zucker  hergestellt  und  werden  von  Gemeinschafts  und  Verbands 
wegen  gewisse  fiskalische  Massnahmen  der  Verbandstaaten  in 
Beziehung  auf  den  Zucker  internationalrechtlich  reguliert.  D.  h.  die 
einzelnen  Verbandstaaten  können  und  dürfen  hinsichtlich  der  be- 
treffenden Arten  fiskalischer  Massnahmen  nicht  mehr  nach  einseitig 
selbständigem  Belieben  und  Gutdünken  verfahren,  sondern  sind  an 
einen  bestimmten  Inhalt  —  an  Vornahme  oder  Nichtvornahme  — 
hinsichtlich  der  betreffenden  Arten  fiskalischer  Massnahmen  inter- 
nationalrechtlich gebunden. 

Für  die  so  begründete  internationale  Zuckergemeinschaft  aber 
ist  das  Gemeinschafts-  und  Verbandsinteresse  in  oberster  Linie 
Richtung  gebend. 

Durch  die  internationalrechtlichen  Gemeinschafts-  und  Ver- 
bandsnormen wird  daher  der  Inhalt  —  die  Vornahme  oder  Nicht- 
vornahme —  der  betreffenden  fiskalischen  Massnahmen  der  Ver- 
bandstaaten so  bestimmt,  dass 

a)  im  Verhältnis  der  verschiedenen  Verbandstaaten  untereinander 
die  unterschiedliche  Behandlung  der  verschiedenen  nationalen 
Teilmassen  des  Zuckers  teils  beseitigt  teils,  soweit  sie  in  abge- 
schwächter Form  noch  zugelassen  wird,  gleichmässig  unterschiedlich 
gestaltet  wird; 

b)  unter  dem  Gesichtspunkt  einer  noch  über  den  derzeitigen 
Zuckerverband  hinausreichenden  Zuckergemeinschaft  oder  unter 
dem  Gesichtspunkt  der  allseitig  wünschenswerten  Anbahnung  und 
Erleichterung  einer  Ausdehnung  und  Erweiterung  der  gegenwärtigen 
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internationalen  Zuckergemeinschafts-  und  -verbandsbeziehung-en 
die  unterschiedliche  Behandlung*  der  verschiedenen  nationalen 
Teilmassen  des  Zuckers  auch  im  VerhältnLs  der  Verbandstaaten  zu 
solchen  Nicht- Verbandstaaten  teils  beseitiget,  teils  abgeschwächt 
und  tunlichst  gleichmässig  unterschiedlich  gestaltet  wird/)  welche^ 
obwohl  nicht  durch  internationalrechtliche  Gemeinschafts-  und 
Verbandsnormen  gebunden,  doch  tatsächlich  auch  ihrerseits  gewisse 
Grundbestimmungen  des  Verbandes  (so  Abschaffung  der  Prämien 
und  Beschränkung  des  Überzolles)  befolgen; 

c)  hingegen  im  Gemeinschafts-  und  Verbandsinteresse  die 
sämtlichen  Verbandstaaten  gleichmässig  in  gewissen  Hinsichten 
die  unterschiedliche  Behandlung  der  verschiedenen  nationalen 
Teilmassen  des  Zuckers  im  Verhältnis  zu  solchen  Nicht- Verband- 
staaten verschärfen 2)  müssen,  welche  an  der  Gewährung  fiska- 
lischer Prämien  und  erhöhten  Überzolles  für  Zucker  festhalten, 
dadurch  gerade  in  den  für  die  internationale  Zuckergemeinschaft 
wichtigsten  Hinsichten  sich  derselben  gegensätzlich  gegenüberstellen 
und  unter  ausschliesslicher  Inbetrachtnahme  ihres  Sonderinteresses 
die  unterschiedliche  Behandlung  der  verschiedenen  nationalen 
Teilmassen  des  Zuckers  fortsetzen. 

In  Beziehung  auf  manche  fiskalische  Massnahmen  wird  durch 
die  internationalrechtlichen  Gemeinschafts-  und  Verbandsnormen 
für  die  Verbandstaaten  nur  im  Verhältnis  zu  den  anderen  Verband- 
staaten eine  intemationalrechtliche  Bindung  herbeigeführt,  während 
sie  im  Verhältnis  zu  Nicht -Verbandstaaten  freie  Hand  zu  selbständiger 
Verfügung  behalten.  Insbesondere  legt  die  Brüsseler  Zucker- 
konvention (Art.  5)  den  Verbandstaaten  nur  gegenüber  dem  Zucker 


1)  Diesen  Nicht-Verbandstaaten  kommt  die  Nichtgewähr  von  Zucker-Prämien  in 
den  Verbandstaaten,  welche  von  Verbands  wegen  absolut  angeordnet  ist,  und  insbesondere 
auch  das  von  Verbands  wegen  bestimmte  niedrige  Maximum  des  Überzolles  in  den  Ver- 
bandstaaten zu  gute.  Allerdings  letzteres  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  der  Ver- 
bandstaat, wozu  er  durch  die  Brüsseler  Konvention  nicht  verpflichtet  wird,  den  Zucker 
des  Kicht-Verbandstaates  überhaupt  bei  sich  zur  Einfuhr  zulässt. 

2)  Diesen  Nicht-Verbandstaaten  kommt  die  Nichtgewähr  von  Zuckerprämien  in  den 
Verbandstaaten,  da  sie  von  Verbands  wegen  absolut  angeordnet  ist  und  im  Verbands- 
interesse absolut  angeordnet  werden  musste,  im  allgemeinen  auch  zu  gute.  Gerade 
deshalb  rechtfertigt  es  sich,  dass  ihnen  von  Verbands  wegen  seitens  der  einzelnen  Ver- 
bandstaaten, sei  es  mit  einem  Einfuhrverbot  sei  es  mit  einem  zu  erhöhtem  Uberzoll 
führenden  Extra-Ausgleichszoll,  verschärft  entgegengetreten  werden  muss,  wenn  sie 
trotzdem  ihrerseits  an  Prämien  und  hohen  Uberzöllen  in  ausschliesslich  einseitiger  Rück- 
sichtnahme auf  ihr  Sonderinteresse  und  in  Hinwegsetzung  über  die  Interessen  der 
anderen  festhalten. 
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-aus  anderen  Verbandstaaten  die  Zulassung  zum  niedrigsten  Satze 
des  Einfuhrtarifs  auf.  Hingegen  enthält  sie  sich  hinsichtUch  des 
Zuckers  aus  Nicht -Verbandstaaten  nicht  bloss  die  Meistbegünstigung, 
sondern  überhaupt  die  Zulassung  den  Verbandstaaten  zur  Pflicht 
zu  machen. 

Der  protektionistische  Impuls,  aus  welchem  die  neueren  selb- 
ständigen fiskalischen  Massnahmen  einer  Reihe  Zucker  erzeugender 
Staaten  hervorgegangen  waren,  brachte  es  mit  sich,  dass  durch 
dieselben  mit  wachsender  Einseitigkeit  das  Erwerbsinteresse  der 
.Zuckerproduzenten  künstlich  befördert  und  begünstigt  wurde,  ob- 
wohl dies  nicht  möglich  war,  ohne  das  allgemeinere  Interesse  der 
Zuckerkonsumenten  künstlich  zu  benachteiligen. 

Die  oben  erwähnte  nationale  Unterschiedlichkeit  der  Behand- 
lung, welche  die  selbständigen  fiskalischen  Massnahmen  der  ein- 
zelnen Staaten  im  Auge  hatten,  war  näher  eine  unterschiedliche 
Behandlung  der  Zuckerproduzenten  der  verschiedenen  Länder, 
eine  künstliche  Förderung  der  nationalen  Zuckerproduzenten  und 
eine  künstliche  Hemmung  der  fremdnationalen  Zuckerproduzenten. 

In  mehr  oder  weniger  notwendigem  innerem  Zusammenhange 
schädigten  diese  selbständigen  fiskalischen  Massnahmen  der  ein- 
zelnen Staaten,  welche  die  nationalen  Produzenten  des  Zuckers 
künstlich  begünstigen  sollten,  aber  nicht  bloss  die  fremdnationalen 
Zuckerproduzenten,  sondern  insbesondere  auch  die  Allgemeinheit 
der  nationalen  Zuckerkonsumenten,  während  sie  umgekehrt  und 
auch  in  notwendigem  innerem  Zusammenhange,  wenigstens  zeit- 
weise, künstliche  Begünstigungen  der  Zuckerkonsumenten  anderer 
(Bezugs-)  Länder  bewirkten. 

Demgegenüber  ist  die  Wirkung  der  internationalen  Gemein- 
schafts- und  Verbandsregulierung  der  Brüsseler  Zuckerkonvention, 
dass  auch  im  Verhältnis  zwischen  Konsumenten  und  Produzenten 
diese  künstliche  Verschiebung  durch  fiskalische  Massnahmen  der 
Verbandstaaten  abgeschwächt  und  beseitigt  wird. 

In  denjenigen  Verbandländem,  in  welchen  die  selbständigen 
fiskalischen  Massnahmen  der  Staaten  in  unbillig  überwiegender 
Weise  die  künstliche  Förderung  des  nur  einen  beschränkten 
Personenkreis  angehenden  Erwerbsinteresses  der  Zuckerproduzenten 
im  Auge  hatten,  obwohl  dadurch  dem  Konsum interesse  der  All- 
gemeinheit künstlich  Nachteil  bereitet  wurde,  trägt  daher  jene 
internationalrechtliche  Regulierung  dazu  bei,  in  sozialer  Weise  das 
allgemeinere  (Konsum-)  Interesse  vor  solcher  künstlichen  Schädigung 
zu  bewahren. 
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§  40.   Die  Zuckerkartelle  und  die  Brüsseler  Zuckerkonvention. 

Gegenstand  der  Brüsseler  Konvention  bildet  die  Herstellung 
•eines  internationalen  Verbandes  und  die  internationalrechtliche 
Regulierung  gewisser  fiskalischer  Massnahmen  der  einzelnen 
"Verbandstaaten  in  Beziehung  auf  den  Zucker. i)  Es  handelt  sich 
dabei  um  fiskalische  Massnahmen,  welche  geeignet  sind,  den  Zucker- 
absatz im  internationalen  Verkehr  künstlich  zu  beeinflussen. 

Der  Zuckerabsatz  im  internationalen  Verkehr  kann  ausser 
durch  fiskalische  Massnahmen  der  Staaten  auch  durch  Massnahmen 
von  Monopol  wirkenden  Zuckerkartellen,  -Syndikaten,  -trusts  künst- 
lich beeinflusst  werden.  Insbesondere  kann  auch  durch  Kartell- 
prämien die  Zuckerausfuhr  nach  anderen  Ländern  künstlich  an- 
geregt werden,  wenn  von  dem  Zuckerabsatz  im  Inlande  infolge 
des  Bestehens  des  Kartells  oder  Trusts  künstlich  überhöhte  Monopol- 
gewinne erzielt  werden.^) 

Die  Brüsseler  Zuckerkonvention  ist  aber  noch  nicht  dazu 
übergegangen,  internationalrechtlich  solche  Kartellmassnahmen  in 
Beziehung  auf  den  Zucker  oder  die  Frage  der  Zulässigkeit  und  der 
Voraussetzungen  für  die  Bildung  und  Funktion  von  Zuckerkartellen, 
-Syndikaten,  -trusts  zu  regulieren. 

Allerdings  war  im  Laufe  der  Brüsseler  Konferenzen  ver- 
schiedentlich darauf  hingewiesen  worden,  3)  es  Hege  kein  innerer 
Grund  vor,  gegenüber  Kartell-Ausfuhrprämien  anders,  als  gegen- 
über den  staathchen  Ausfuhrprämien,  in  Hinsicht  auf  die  Straf- 
klausel (Ausgleichszölle  und  Einfuhrverbot)  zu  verfahren,*)  und,  um 
den  bezweckten  Erfolg  zu  erreichen,  sei  es  sogar  nötig,  auch  die 
künstliche  Einwirkung  von  Kartell- Ausfuhrprämien  zu  verhindern."^) 


^)  Sowie  nach  dem  früher  Erwähnten  in  einzelnen  Hinsichten  auch  in  Beziehung 
auf  gezuckerte  Erzeugnisse  und  in  Beziehung  auf  die  Nebenerzeugnisse  der  Herstellung 
oder  Raffinierung  von  Zucker.     Vgl.  §  31. 

')  §   15. 

»)  Vgl.  §  61. 

*)  Bemerkung  der  belgischen  Delegierten  Smet  de  Naeyer  und  Beauduin  in  den 
Sitzungen  v.  17.  XH.  1901  (Primes,  p.  205  und  217),  Anders  die  deutsche  und  öster- 
reichisch-ungarische Erklärung  (Primes,  p.  204,  219;  205,  220).  Vgl.  auch  d'Aulnis 
de  B.  La  Convention,  p.  37 — 39. 

*)  Nach  einer  Mitteilung  in  der  „Deutschen  Zuckerindustrie"  vom  23.  X.  1903 
(S.  1673)  scheinen  zur  Zeit  auch  in  den  Vereinigten  Staaten  Untersuchungen  darüber 
angestellt  zu  werden,  ob  es  sich  empfiehlt,  besondere  Ausgleichszölle  gegen  Kartell- 
Ausfuhrprämien  einzuführen.  Auf  die  Anfrage  einer  New- Yorker  Zucker-Importfirma,  ob 
Ausgleichszölle  zur  Kompensierung  etwaiger  Kartellzuschüsse  eingeführt  werden  würden, 
hat  das  Schatzamt  der  Vereinigten  Staaten  erwidert,  es  sei  zur  Zeit  mit  einer  Erhebung 
Kaufmann,  Welt-Zuckerindustrie.  14 
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Aber  andererseits  hatte  man  auf  der  Brüsseler  Konferenz  aus- 
drücklich konstatiert,!)  die  direkte  Regelung-  des  Kartellwesens  sei 
nicht  Aufgabe  der  Konferenz;  diese  Regelung  müsse  der  inneren 
selbständigen  Gesetzgebung  der  einzelnen  Verbandstaaten  über- 
lassen bleiben,  welche  in  dieser  Hinsicht  nicht  durch  die  Beschlüsse 
der  Konferenz  festzulegen  sei.  2) 

Man  hat  jedoch  auf  der  Brüsseler  Zuckerkonferenz  ein  niedriges 
Maximum  der  staatlichen  Zucker-ÜberzöUe  gerade  deshalb  herbei- 
zuführen sich  bemüht,  weil  man  glaubte,  durch  das  Fehlen  oder 
die  Niedrigkeit  der  staatlichen  Überzölle  werde  der  Fortbestand 
und  die  Bildung  kapitalistischer  Vereinigungen  der  Zuckerprodu- 
zenten der  einzelnen  Länder  mit  Monopoltendenz  erschwert  oder 
unmöglich  gemacht.  3)  Jedenfalls  trägt  die  Niedrighaltung  der 
Überzölle  dazu  bei,  dass  die  nationalen  Zuckerkartelle  nur  massigere 
Preiserhöhungen  mittels  ihres  tatsächlichen  Monopols  im  Inland 
durchzusetzen  und  aufrecht  zu  erhalten  vermögen. 

Indirekt  hat  die  Brüsseler  Konvention  also  die  Zuckerkartelle 
und  die  Kartell -Ausfuhrprämien  für  Zucker  in  den  einzelnen  Ver- 
bandstaaten durch  die  in  Artikel  3  erfolgte  internationalrechtliche 
Fixierung  eines  niedrigen  Maximums,  welches  der  Überzoll  in  den 
Verbandstaaten  nicht  mehr  überschreiten  darf,  erschweren  oder 
weniger  gefährlich  machen  wollen. 

Indem  die  Brüsseler  Zuckerkonvention  ferner  gegen  den  Zucker 
aus  Nicht -Verbandstaaten,  welche  einen  höheren  Überzoll  aufrecht 
halten  würden,  in  Artikel  4  und  Artikel  i  Abs.  2  Buchstabe  f  die 
Anwendung    der  Strafklausel    anordnete,    suchte    sie    auch   in  den 


über  die  Natur  und  den  Umfang  der  Kartelle  beschäftigt  und  könne  daher  vorläufig  nicht 
angeben,  welche  Massnahmen  in  Bezug  auf  diese  Frage  getroffen  werden  würden. 

1)  In  den  Sitzungen  v.  17.  XII.  1901  (Primes,  speziell  p.  202,  204,  207).  Etwas 
anders  die  vorerwähnte  deutsche  und  österreichisch-ungarische  Erklärung. 

^2)  Russland,  welches  an  den  Brüsseler  Zuckerkonferenzen  von  1901/ 1902  nicht 
mehr  teilnahm,  hat  in  dem  offiziellen  Proteste,  welchen  es  gegen  den  Inhalt  der 
Brüsseler  Zuckerkonvention  vom  5.  III.  1902  erhob,  und  in  den  offiziösen  Zeitungs- 
artikeln, welche  es  zur  weiteren  Erläuterung  seiner  Auffassung  veröffentlichen  liess,  be- 
tont, der  Schwerpunkt  der  Frage  der  Prämiierung  von  Ausfuhrwaren  liege  gegenwärtig 
in  dem  Wirken  der  Syndikate,  Kartelle  und  Trusts.  Russland  könne  deshalb  auf  eine 
internationalrechtliche  Regulierung  nur  eingehen,  wenn  nicht  nur  die  Massnahmen  der 
Staaten,  sondern  auch  die  Bedeutung  der  Syndikate,  Kartelle  und  Trusts  geprüft  würden. 
Überdies  wollte  Russland  eine  solche  internationalrechtliche  Regulierung  nur  annehmen, 
■wenn  dieselbe  nicht  auf  den  Zucker  beschränkt,  sondern  auch  auf  die  anderen  Waren 
ausgedehnt  würde,  welche  im  gegenwärtigen  Welthandel  von  Bedeutung  seien.    Vgl.  §  91. 

3)  Primes,  p.  201 — 208,  209 — 220;  speziell  z.  B.  p.  202,  204 — 205  (belgische 
u.  britische  Erklärungen  u.  Bemerkungen). 
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Nicht -Verbandstaaten  die  Innehaltung"  jenes  niedrigen  Maximums 
des  Überzolles  zu  veranlassen  und  damit  indirekt  auch  in  jenen 
Nicht- Verbandstaaten  die  Zuckerkartelle  und  Kartell- Ausfuhrprämien 
zu  erschweren. 

•  Wenn  aber  der  niedrige  Überzoll  und  die  eventuelle  Anwendung" 
der  Strafklausel  gegen  höhere  Überzölle  selbständige  Zuckerkartelle 
in  den  einzelnen  Verb  and  Staaten  und  in  denjenigen  einzelnen 
Nicht-Verbandstaaten,  welche  in  erheblichem  Masse  auf  Zucker- 
ausfuhr nach  den  Verbandländern  angewiesen  sind,  erschwert  oder 
ihrer  Gefährlichkeit  teilweis  entkleidet,  so  wird  auf  diese  Weise 
doch  nicht  die  Bildung  eines  internationalen  Zuckerkartells  un- 
möglich gemacht,  welches  die  Zuckerindustrien  der  hauptsäch- 
lichsten Zucker  ausführenden  Verband-  und  Nicht -Verbandstaaten 
zusammenfasse 

Gegen  die  Bildung  eines  solchen  internationalen  Zuckerkartells 
hat  die  Brüsseler  Konvention  auch  keine  indirekte  international- 
rechtliche  Massnahme  getroffen. 

Das  wird  sich  möglicherweise  als  eine  Lücke  erweisen,  die 
Ergänzung  der  internationalrechthchen  Anordnungen,  wenn  auch 
nicht  behufs  Verhinderung,  so  doch  behufs  reguherender  Beein- 
flussung eines  eventuellen  internationalen  Karteiles  erforderlich 
machen  wird. 

Vertreter  der  Zuckerindustrie-Vereine  Deutschlands,  Belgiens, 
Frankreichs,  Hollands  und  des  Nicht- Verbandstaates  Russland  haben 
auf  einer  zu  Brüssel  am  6.  und  7.  Juli  1903  abgehaltenen  Konferenz 
eine  Anzahl  Resolutionen  des  Inhalts  gefasst,  dass  die  Bildung  eines 
internationalen  europäischen  Zuckerkarteiles  mittels  Kontingentierung 
der  Ausfuhr  wünschenswert  und  mittels  Übereinkommens  zwischen 
den  berufenen  Organen  der  Zuckerindustrien  aller  Zucker  erzeugenden 
und  ausführenden  Länder  Europas  möglich  sei.i)  Das  ist  beacht- 
lich, wenn  auch  der  Verwirklichung  solcher  Pläne  noch  grosse  und 
vielleicht  unüberwindUche  2)  Schwierigkeiten  entgegenstehen. 

1)  Vgl.  §  89.     „Deutsche  Zuckerindustrie"    1903,  S.  1192. 

*)  Dies  schien  die  Ansicht  des  britischen  Kolonialsekretärs  Chamberlain  nach  der 
Rede  desselben  vom  29.  VII.  1903  im  House  of  Commons  zu  sein.  Ahnlich  Minister- 
präsident Balfour  ebenda  am  9.  VII.  1903.  Die  britische  Zuckervereinigung  hatte  damals 
in  einer  Eingabe  an  das  britische  Board  of  Trade  gegen  das  Vorgehen  der  festländischen 
Zuckerindustriellen,  welche  internationale  Kontingentierung  der  Zuckerausfahr  herbei- 
führen ■wollten,  protestiert,  dasselbe  als  eine  Umgehung  der  Bestimmungen  der  Brüsseler 
Zuckerkonvention  bezeichnet  und  die  britische  Regierung  aufgefordert,  von  der  im 
Oktober  1903  wieder  zusammentretenden  ständigen  Kommission  die  Auflösung  dieses 
internationalen  Syndikats  zu  verlangen.    „Deutsche  Zuckerindustrie"   1903,  S.  1318,    Die 

14* 
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Abg-esehen  von  der  oben  erwähnten  indirekten  Einwirkung 
auf  die  Zucker kar teile  in  den  einzelnen  Staaten  befasst  sich  die 
Brüsseler  Konvention,  wie  gesagt,  nur  erst  mit  fiskalischen  Mass- 
nahmen der  Staaten,  bezw.  der  öffentlichen  Gewalten  in  Beziehung 
auf  den  Zucker. 

Belgien  hatte  bei  seinem  Vorbehalt  vom  i8.  Februar  1901,1) 
welcher  Prämien  unter  keinerlei  Formen  mehr  zulassen  wollte,  die 
Wirksamkeit  der  Zuckerkartelle  und  die  Frage  der  Überzölle, 
welche  das  Entstehen  jener  begünstigten,  im  Auge  und  die  Absicht 
gehabt,  diese  Fragen  vor  die  internationale  Zuckerkonferenz  zu 
bringen. 

Auf  der  früheren  Brüsseler  Konferenz  von  1898  hatte  deren 
Präsident,  der  belgische  Finanzminister  Smet  de  Naeyer,  eine 
Definition  der  „Prämien"  vorgeschlagen,  in  welche  folgende  Be- 
stimmung mit  aufgenommen  war:  2) 

,En  outre,  la  Conference  est  d'avis  que  des  avantages  semblables 
ä  ceux  r^sultant  des  primes  d^finies  ci-dessus  peuvent  decouler  de 
la  disproportion  entre  le  taux  des  droits  d'entr^e  et  celui  des  droits 
de  consommation  (surtaxes),  lä  surtout  oü  lespouvoirs  publics 
imposent,  provoquent  ou  encouragent  les  coalitions  entre 
producteurs  de  sucre. 

II  serait  d6sirable  que  les  surtaxes  fussent  reglees  de  maniere 
a  Hmiter  leur  efficacit^  ä  la  protection  du  marche  Interieur.' 

Die  betreffende  Formulierung  des  Begriffes  der  Prämien  nebst 
vorstehendem  Zusätze  war  damals  von  den  Delegierten  der  ver- 
schiedenen Konferenzstaaten  gebilligt  worden  s)  und  wurde  daher 
auf  der  Brüsseler  Konferenz  von  1901  zum  Ausgangspunkt  der  Be- 
ratung genommen.*) 

Als  aber  der  niederländische  Delegierte  anregte,  die  Frage 
des  Überzolles  und  die  Frage  der  Kartelle  nach  ihren  verschiedenen 
Richtungen  in  Angriff  zu  nehmen,  betonte  der  Präsident  Smet  de 
Naeyer 5)  nunmehr: 

Es  könne  jedenfalls  nicht  in  der  Absicht  dieser  internationalen 
Konferenz    liegen,    sich    in    die    Gesetzgebung    der    verschiedenen 

Mitteilung  in  der  „deutschen  Zuckerindustrie "  gibt  nicht  an,  auf  welche  Gründe  die 
britische  Zuckervereinigung  ihren  Protest  gestützt  hat.  Vgl.  auch  The  Economist  1903, 
p.   1217 — 1218. 

1)  Vgl.  S.  151. 

')  Primes,  p.  89,  90. 

')  Primes,  p.   103. 

*)  Primes,  p.   199. 

'*)  Primes,  p.  202. 
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Staaten  über  die  Kartelle  zwischen  Produzenten  einzumischen.  Es 
handele  sich  einzig  darum,  ob  es  angfemessen  sei,  das  Mass  des 
Überzolles  zu  begrenzen,  dessen  Steigerung  zu  Kartellierungen 
anreize  und  so  wirkliche  indirekte  Prämien  hervorrufe. 

Der  deutsche  Delegierte  Graf  Wallwitz  aber  erhob  anfangs 
Bedenken  gegen  die  Regulierung  des  Überzolles  und  erklärte, i) 
das  deutsche  Zuckerkartell  sei  von  den  öffentlichen  Gewalten  weder 
angeregt  noch  ermutigt  worden,  habe  sich  vielmehr  gebildet  und 
bestehe  ohne  jede  Unterstützung  von  selten  der  deutschen  Re- 
gierung, und  letztere  könne  nicht  anerkennen,  dass  diejenigen 
Vorteile,  welche  eine  ganz  private  Vereinigung,  wie  dieses  deutsche 
Zuckerkartell,  seinen  Mitgliedern  gewähre,  auf  eine  Linie  mit  den 
Ausfuhrprämien  gestellt  werden  könnten,  welche  durch  die  Gesetz- 
gebung des  Staates  bestimmt  würden  und  deren  Abschaffung  der 
Zweck  dieser  Konferenz  sei.  Deutschland  könne  zur  Zeit  auch 
noch  keine  Verpflichtungen  hinsichtlich  der  legislativen  Regelung 
der  Kartelle  übernehmen. 

Dieser  Erklärung  pflichtete  der  österreichisch-ungarische  De- 
legierte Graf  Khevenhüller-Metsch  vom  Standpunkte  der  öster- 
reichisch-ungarischen Verhältnisse  vollkommen  bei.2) 

Der  britische  Delegierte  Phipps  hingegen  hob  hervor.^)  die 
Überzölle  dienten  nur  dazu,  die  Kartelle  zu  fördern,  und,  selbst 
wenn  die  sonstigen  Prämien  abgeschafft  wären,  würden  die  Kartelle 
unter  dem  Regime  der  Überzölle  zur  Folge  haben,  dass  fast  voll- 
ständig diejenigen  Missstände  wieder  herbeigeführt  würden,  welche 
sich  aus  den  Prämien  ergäben.  Deshalb  sei  die  Beseitigung  oder 
Begrenzung  der  Überzölle  erforderlich,  um  nicht  die  Kartellierung 
der  Zuckerproduzenten  zu  ermutigen. 

Der  Präsident  Smet  de  Naeyer  führte  aus*); 

Im  Grunde  lasse  sich  kein  Unterschied  machen  zwischen  den 
indirekten  Prämien,  welche  aus  der  Gesetzgebung,  und  denjenigen, 
welche  aus  den  Kartellen  hervorgingen.  Beide  würden  übertragen 
durch  eine  Auflage,  welche  der  Konsument  im  Interesse  des  Pro- 
duzenten zu  tragen  habe,  und  beide  setzten  letzteren  in  Stand, 
den  Überschuss  seiner  Produktion  zu  einem  niedrigen  Preise  zu 
exportieren.     Was  lie^e  bei  der  Gleichheit  dieses  Resultates  daran, 


*)  Primes,  p,  204, 

*)  Primes,  p,  205. 

')  Primes,  p.  204,  205. 

*)  Primes,  p.   205. 
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ob  dasselbe  die  Folge  der  Gesetzgebung  oder  einer  Kartellierung 
der  Produzenten  sei? 

Das  Werk  der  Konferenz  würde  vergeblich  sein,  wenn  dieselbe, 
nachdem  sie  die  Unterdrückung  gewisser  indirekter  Prämien  statuiert 
hätte,  andere  zuliesse,  welche  denselben  Einfluss  auf  den  Weltmarkt 
ausübten. 

Aber  die  eventuell  gegen  die  Kartelle  zu  ergreifenden  legis- 
lativen Massnahmen  müssten  der  inneren  Gesetzgebung  der  einzelnen 
Staaten  überlassen  bleiben.  Die  Aufgabe  der  Konferenz  müsse 
sich  in  dieser  Hinsicht  auf  die  Begrenzung  des  Überzolles  be- 
schränken.i) 

Auf  Vorschlag  des  Präsidenten  nahm  die  Konferenz  eine  aus- 
drückliche Resolution  an,  dass  sie  sich  nicht  in  die  innere  Gesetz- 
gebung der  verschiedenen  Länder  einzumischen  habe,  welche 
direkt  die  Kartelle  zwischen  Produzenten  betreffe. 2) 

Nach  einem  weiteren  Vorschlag  des  Präsidenten  3)  sollten  des- 
halb aus  der  bisher  ins  Auge  gefassten  Definition  der  Prämien» 
bzw.  aus  dem  oben  erwähnten  Zusätze  zu  derselben  die  Worte 
gestrichen  werden 

,lä  surtout  oü  les  pouvoirs  publics  imposent,  provoquent  ou 
encouragent  les  coalitions  entre  producteurs  de  sucre.' 

Die  bisherige  Fassung  konnte  aber  nach  Weglassung  jener 
Worte,  wie  der  deutsche  Delegierte  von  Kömer  meinte,  zweideutig 
erscheinen  und  den  Glauben  erwecken,  als  ob  die  Konferenz  keinen 
Unterschied  machen  wolle  zwischen  den  Vorteilen,  welche  aus 
den  von  der  Gesetzgebung  gewährten  Prämien,  und  denjenigen, 
welche  aus  den  von  privaten  Kartellen  gegebenen  Prämien  er- 
wüchsen.*) 

Deshalb  beschloss  man  statt  ihrer  zunächst  folgenden  Passus  :&) 

,Considerant  que  des  avantages  semblables  ä  ceux  resultant 
des  primes  definies  ci-dessus  peuvent,  en  certaines  circonstances, 
decouler  de  l'ecart  entre  le  taux  des  droits  d'entree  et  celui  des 
droits  de  consommation,  la  Conference  decide  qu'il  y  a  lieu  de 
limiter  cet  ecart  ä  un  maximum  süffisant  pour  la  protection  du 
march6  Interieur.' 

Der    deutsche    und    der    österreichisch  -  ungarische    Delegierte 


^)  Primes,  p.  213. 
2)  Primes,  p.  207. 
')  Primes,  p.  205. 
*)  Primes,  p  206. 
')  Primes,  p.  206 — 207,  208,  209,  218 — 221, 
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stimmten  dieser  Fassung  zu,  aber  nur  unter  ausdrücklichem  Vor- 
behalte hinsichtUch  des  Unterschiedes,  welcher  zwischen  den  von 
der  Gesetzgebung-  gewährten  Prämien  und  den  aus  den  privaten 
Kartellen  resultierenden  Vorteilen  bestehe,  i) 

Der  niederländische  Delegierte  Baron  d'Aulnis  de  Bourouill 
wies  darauf  hin: 2)  Zum  Schutze  des  inneren  Marktes  werde  in  Zu- 
kunft, wenn  durch  die  Zuckerkonvention  die  Prämien  im  Ausland 
und  im  Inland  beseitigt  seien,  ein  erheblich  niedrigerer  Überzoll  aus- 
reichen, als  bisher.  Wenn  in  obiger  Fassung  von  einem  Maximum 
des  Überzolles  die  Rede  sei,  welches  zum  Schutze  des  inneren 
Marktes  genüge,  so  sei  darunter  ein  Markt  verstanden,  auf  welchem 
es  im  Innern  freie  Konkurrenz,  ohne  Kartelle,  gebe.  FreiUch  diene 
jeder  Überzoll  dazu,  die  Bildung  von  Kartellen  zu  erleichtern,  und 
auch  die  Zulassung  eines  niedrigen  Überzolles  werde  daher  den 
Charakter  eines  Kompromisses  haben. 

Dem  stimmte  der  Präsident  Smet  de  Naeyer  in  der  Theorie 
zu  und  leitete  daraus  die  praktische  Folgerung  ab,  3)  dass  das 
Maximum  des  Überzolles  möglichst  niedrig  angesetzt  werden  müsse, 
um,  so  weit  als  möglich,  den  Bereich  und  die  Intensität  der  Wirk- 
samkeit der  Kartelle  zu  beschränken. 

Der  andere  belgische  Delegierte  Beauduin  hob  hervor,*)  dass 
aus  dem  Überzoll  den  inländischen  Produzenten,  wenn  sie  denselben 
durch  Kartellbildung  ganz  auszunützen  vermöchten,  um  so  grössere 
Vorteile  erwüchsen,  je  grösser  der  im  Inland  konsumierte  Teil  der 
Gesamtproduktion  sei,  und  dass,  je  prozentual  kleiner  der  ins  Aus- 
land ausgeführte  Rest  der  Gesamtproduktion  sei,  um  so  grösser 
die  auf  die  ausgeführte  Einheit  entfallende  indirekte  Prämie  und 
die  künstlich  hervorgerufene  Möglichkeit  übemiedrigter  Auslands- 
preise werde. 

Im  weiteren  Verlauf  der  Verhandlungen  wurden  auf  Grund  von 
Anträgen  namentlich  der  britischen  Delegierten  an  Stelle  des  oben 
erwähnten  Passus,  welcher  den  Überzoll  auf  ein  zum  Schutze  des 
inneren  Marktes  ausreichendes  Mass  beschränkt  wissen  wollte,  ein 
festes  Maximum  des  Überzolles  statuiert  (Art.  3)0)  und  die  Vorteile 
aus   höheren  Überzöllen    ausdrücklich    unter    die  Prämien  rangiert 


^)  Primes,  p.  219  u.  220. 

2)  Primes,  p.  253,  257. 

»)  Primes,  p,  257. 

■«)  Primes,  p.  254. 

t-)  Primes,  p.  279,  255—256,  309,  353— 354^  357—358. 
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(Art.  i)i),  sowie  in  Art.  4  Abs.  3  eine  Norm  für  die  Berechnungf- 
der  Prämie  aus  zu  hohem  Überzoll  gegeben.  =^) 

Bei  der  Debatte  über  die  Höhe  der  aus  den  Überzöllen  resul- 
tierenden Prämien  hatte  der  Präsident  Smet  de  Naeyer  hervor- 
gehoben, Prämien  gingen  aus  dem  Überzolle  infolge  von  Kartellen, 
unter  den  inländischen  Produzenten  hervor,  und  der  französische 
Delegierte  Bousquet  hatte  betont,  ein  Kartell  könne  möglicherweise 
den  ganzen  Vorteil  aus  dem  durch  den  Überzoll  ermöghchten 
Kartell  zur  Preiserniedrigung  der  Zuckerausfuhr  verwenden,  um  sich 
von  einem  den  Markt  überfüllenden  Vorrate  zu  entlasten.^) 

Die  mathematisch  genaueste  Schätzung  der  aus  dem  Überzoll 
erwachsenden  Prämien  würde,  wie  Smet  de  Naeyer  sagte,  sich  er- 
geben, wenn  man  den  Betrag  des  Überzolles  mit  der  Ziffer  des 
inländischen  Konsums  multipliziere  und  das  Ergebnis  durch  die- 
Ziffer  der  Ausfuhr  dividiere.*) 

Die  Bemessung  der  Prämie  auf  die  Hälfte  des  Überschusses 
über  das  zugelassene  Überzoll-Maximum  in  Art.  4  Abs.  3  der 
Brüsseler  Konvention  hat  zweifellos  und  zugestandener  Massen 
etwas  Willkürliches  an  sich.  Aber  praktische  Erwägungen  machten 
eine  feste  Bemessung  der  Prämie  als  Regelfall  wünschenswert. 
Durch  die  Zulassung  einer  nachträglichen  Berichtigung  und  Fest- 
stellung der  wirklichen  Prämie  beugte  man  unliebsamen  Konse- 
quenzen einer  so  sich  ergebenden  zu  niedrigen  oder  zu  hohen 
Prämienbemessung  vor.  — 

Ein  selbständiger  Zusammenschluss  der  Zuckerproduzenten  zu 
einem  Kartell,  Syndikat,  Trust  und  die  selbständige  Gewährung 
von  künstlichen  Vorteilen  für  die  Zuckerausfuhr  seitens  des  Kartells 
werden  von  der  Brüsseler  Konvention  noch  nicht  als  untersagte 
und  mit  Ausgleichszöllen  oder  Einfuhrverboten  zu  bekämpfende 
Prämien  behandelt. 

Auch  eine  Kartellbildung,  welche  durch  das  von  der  Brüsseler 
Konvention  zugelassene  Maximum  des  staatlichen  Überzolles  er- 
möglicht ist,  ist  nach  der  Konvention  statthaft,  und  die  Vorteile, 
welche  ein  solches  Kartell  im  übrigen  selbständig-  zu  gewähren 
vermag,  erscheinen  im  Sinne  der  Brüsseler  Konvention  nicht  als 
Prämien. 


')  Primes,  p.  277 — 279,  325. 
^)  Prime»,  p.  326. 
8)  Primes,  p.  326 — 327,  329. 

*)  Dabei  ist  vorausgesetzt,    dass  ein  Kartell    es    den    inländischen  Produzenten    et- 
möglicht,  die  Vorteile  des  Überzolles  in  der  ganzen  Höhe  des  letzteren  auszunützen. 


§  ^o.     Die  Zuckerkartelle  und  die  Brüsseler  Zuckerkonvention.  2 IT 

Ein  das  Maximum  des  Artikels  3  überschreitender  staatlicher 
Überzoll  erzeugt  hing-egen  im  Sinne  der  Brüsseler  Konvention 
stets  eine  Prämie.  Die  Konvention  stellt  in  dieser  Hinsicht  eine 
praesumtio  iuris  et  de  jure  auf  und  lässt  nur  bezüglich  der  Höhe 
dieser  Prämie  eine  Berichtigfung  der  gemäss  Art.  4  Abs.  3  zu- 
nächst schematisch  vorzunehmenden  Feststellung  zu. 

Bei  Fortdauer  der  inländischen  Konkurrenz  und  Überproduktion 
kann  es  aber  sein,  dass  dem  Produzenten  gar  kein  künstlicher 
Vorteil  aus  dem  Überzoll  erwächst. 

Allerdings  wird  in  der  Regel  sich  im  Zusammenhang  mit 
dem  Überzoll  tatsächlich  ein  Vorteil  für  den  Produzenten  ergeben. 

Aber  der  staatHche  Überzoll  erzeugt  vielfach  nicht  für  sich 
allein,  sondern  in  Verbindung  mit  einem  anderen  staatlichen 
Akte  oder  mit  einer  durch  jenen  ermöglichten  Kartell massnahme 
diesen  künstlichen  Vorteil. 

Wenn  die  Brüsseler  Konvention  also  im  Falle  eines  zu  hohen 
Überzolles  eine  Prämie  als  g^egeben  annimmt,  so  behandelt  sie  im 
Grunde  den  an  jenen  kombinierten  Vorgang  sich  anschliessenden 
Vorteil  als  Prämie. 

Der  andere  staatliche  Akt  kann  z.  B.  die  fiskalische  Kontingen- 
tierung des  Inlandkonsum-Quantums  sein.  Diese  könnte  übrigens 
auch  angeordnet  sein  und  einen  künstlichen  Vorteil  erzeugen,  ohne 
dass  ein  das  Maximum  des  Artikels  3  übersteigender  Überzoll  be- 
stände. Ein  solcher  künstlicher  Vorteil  aus  der  staatlichen  Kon- 
tingentierung allein  wäre  im  Sinne  des  Artikels  i  ebenfalls  eine 
Prämie,  weil  derselbe  sich  aus  der  fiskalischen  Gesetzgebung  für 
die  Produzenten  ergäbe. 

Treffen  zu  hoher  Überzoll  und  staatliche  Kontingentierung 
zusammen,  so  genügt  es  nicht,  die  Prämie  schematisch  nach  Art.  4 
Abs.  3  auf  die  Hälfte  des  Überschusses  über  das  zulässige  Uber- 
zoll-Maximum  zu  bemessen,  sondern  es  wird  zu  berücksichtigen 
sein,  ob  und  inwieweit  ausserdem  noch  eine  Erhöhung  des  künst- 
lichen Vorteils    durch    die  staatliche  Kontingentierung  bewirkt  ist. 

Der  andere  an  den  zu  hohen  Überzoll  sich  anschliessende  Akt 
kann  aber  auch  die  durch  ihn  ermöglichte  oder  geförderte  Bildung 
eines  Kartells  sein,  welches  infoige  des  Ausschlusses  der  ausländischen 
Konkurrenz  durch  den  Überzoll  im  Inlande  den  Preis  (fast)  um 
den  Betrag  dieses  Überzolles  künstlich  höher  zu  halten  vermag. 
Fiskalischer  Überzoll  und  Kartelltätigkeit  in  ihrer  Verbindung  be- 
wirken hier  den  künstlichen  Vorteil,  die  Prämie.  In  diesem  Falle 
ist    aber    die  Prämie    auf   den    in  Art.  4  Abs.  3    schematisch    be- 
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Stimmten  Betrag*  zu  bemessen.  Denn  nach  der  Brüsseler  Kon- 
vention kommt  nur  der  fiskalische  Überzoll,  nicht  die  Kartelltätig-- 
keit  für  die  Annahme  einer  Prämie  in  Betracht. 

§  41.  Die  Brüsseler  Zuckerkonvention  und  die  Rechts-  und  die 
soziale  Funktion  des  internationalen  Rechtes  im  allg-emeinen-i) 

Die  internationale  Zuckerg-emeinschaftsregfuliening'  fördert  die 
eigentliche  Rechts-  und  soziale  Aufgabe  in  zwiefachen  Hinsichten, 
in  welchen  die  selbständigen  fiskalischen  Massnahmen  einer  Reihe 
einzelner  Staaten  derselben  Abbruch  taten.  Die  internationale 
Zuckergemeinschaftsregulierung  trägt  erstens  zur  Wahrung  des 
allgemeinen  (Konsum-)  Interesses  vor  künstlicher  Schädigung  um 
des  (Sonder-)  Erwerbsinteresses  der  Zuckerproduzenten  willen  und 
zweitens  zur  Gleichbehandlung  der  konkurrierenden  (Sonder-) 
Erwerbsinteressen  der  verschiedenen  nationalen  Zuckerindustrien  bei. 

Es  tritt  so  in  Beziehung  auf  die  mit  dem  Zucker  verknüpften 
Lebensverhältnisse  die  eigenartige  —  spezifische  —  Rechtsbedeutung 
hervor,  welche  dem  internationalen  Rechte  überhaupt  in  Beziehung 
auf  international  sich  entwickelnde  und  ausweitende  Lebensverhält- 
nisse innewohnt. 

Das  Bedürfnis  der  Förderung  der  eigentlichen  Rechts-  und 
sozialen  Aufgabe  in  Hinsicht  auf  jene  steigert  sich  fortgesetzt. 
Aber  die  intensivere  internationale  Verkettung  der  Verhältnisse 
stellt  die  einzelnen  Staaten  immer  mehr  in  und  nicht  über  das 
betreffende  Interessengetriebe  und  lässt  denselben  immer  weniger 
die  Möglichkeit,  in  ihrer  einseitig  selbständigen  Aktion  die  Förderung 
der  Rechts-  und  sozialen  Aufgabe  zur  Richtschnur  zu  nehmen. 2) 

Demgegenüber  ist  es  nicht  bloss  die  weitere  —  internationale 
—  Ausdehnung  der  Massgeblichkeit  des  internationalen  Rechtes, 
welche  es  ermöglicht,  dass  der  Rechts-  und  sozialen  Aufgabe  durch 
das  Miteingreifen  internationaler  Normen  und  Organe  in  vollkom- 
menerer Weise  Genüge  getan  werden  kann,  als  dies  durch  das  sich 
selbst  überlassene  Wirken  staatlicher  Normen  und  Organe  mög- 
lich ist. 

Der  Staat  als  umfassende  Machtorganisation,  als  umfassender 
Selbstzweck^)  schafft  und  gestaltet  Normen  und  Einrichtungen  in 
Beziehung  auf  Lebensverhältnisse  einer  bestimmten  Kategorie  nicht 

')  Vgl.  §  94- 

*)  Vgl.  Kaufmann,  Mitteleuropäische  Eisenbahnen,  S.  54 — 56  und  passim. 

')  Und  nach  weit  verbreiteten  Vorstellungen  als  Selbstperson,  als  Selbstorganismns. 
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lediglich  nach  dem  immanenten  Wesen  dieser  Lebensverhältnisse 
und  insofern  nicht  rein  nach  dem  Rechts-  und  sozialen  Bedürfnis, 
welches  in  Hinsicht  auf  dieselben  besteht,  sondern  der  Staat  trägt 
auch  bei  jenen  Normen  und  Einrichtungen  seinem  eigenen  Wesen 
und  den  damit  sich  verknüpfenden  spezifischen  Machtinteressen  i) 
Rechnung. 

Das  Rechts-  und  soziale  Bedürfnis,  welches  sich  aus  dem  Wesen 
der  zu  regulierenden  international  ausgeweiteten  Lebensverhältnisse 
ergibt,  ist  daher  bei  den  staatlich  für  dieselben  geschaffenen 
Normen  und  Einrichtungen,  wenn  auch  in  verschiedenen  Grad- 
abstufungen, so  doch  jedenfalls  nicht  ausschUesslich  und  möglicher- 
weise nur  nebensächlich  oder  gar  nicht  massgebhch. 

Je  mehr  eine  internationale  Erweiterung  und  Verflechtung 
der  Lebensverhältnisse  Platz  greift,  um  so  leichter  ergeben 
sich  Kollisionen  mit  dem  übrigens  häufig  nur  als  Vorwand 
benutzten  Anspruch,  dass  der  Staat  als  höchstes  Machtwesen 
auch  unbeschränktes  und  unbeschränkbares  Machtwesen  imd 
schrankenlos  umfassender  Selbstzweck  sei.  Um  so  häufiger  werden 
die  vom  Staate  für  jene  Lebensverhältnisse  geschaffenen  Normen 
und  Einrichtungen  mit  der  internationalen  Erweiterung  und  Ver- 
flechtung dieser  Lebensverhältnisse  daher  in  wesentlichen  Hin- 
sichten Inhalt  und  Gestalt  nicht  nach  Massgabe  des  jenen  Lebens- 
verhältnissen immanenten  Rechts-  und  sozialen  Erfordernisses 
erhalten. 

Die  internationalen  Normen  und  Einrichtungen  hingegen  gehen 
nicht  von  einem  solchen  einheitlich  geschlossenen  Machtwesen  aus. 
Daher  kann  bei  der  Gestaltung  derselben  das  Interesse  des  Regeln- 
den nicht  oder  wenigstens  nicht  so  weitgehend  die  Rücksicht  auf 
das  immanente  Wesen  der  geregelten  Verhältnisse  zurückdrängen. 
Freilich  in  abgeschwächter  Weise  ist  dasselbe  auch  hier  möglich, 
insofern  nämlich  das  gemeinsame  Interesse  der  koordinierten  Fak- 
toren, der  koordinierten  Staaten,  von  welchen  die  internationale 
Regelung  ausgeht,  in  derselben  auf  Kosten  des  Wesens  der  ge- 
regelten Verhältnisse  zur  Geltung  gebracht  werden  kann. 

Aber  höchstens  abgeschwächt  ist  das  mögUch,  weil  jene  bei 
der  Herstellung  der  internationalen  Regelung  zusammenwirkenden, 
sich  syndicierenden  Staaten  regelmässig  und  in  der  Haupt- 
sache nur  in  der  Beschaffenheit  der  bestimmten  zu  regelnden 
Lebensverhältnisse  einen  einzelnen  bestimmten  Einigungspunkt,  ein 


^\  Sowie  den  Interessen  derjenigen,  welche  die  staatliche  Macht  kontrollieren. 
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einzelnes  bestimmtes  Gemeininteresse  finden,  im  übrigen  aber  hin- 
sichtlich ihrer  Interessen  unter  sich  divergieren  oder  wenigstens 
nur  beschränkt  harmonieren.  Daher  ist  die  Rücksicht  auf  das 
immanente  Wesen  der  geregelten  Lebensverhältnisse,  wenn  die 
Umstände  ein  Zusammenwirken  behufs  gemeinsamer  Regelung  für 
die  Staaten  überhaupt  erforderlich  und  wünschenswert  machen,  bei 
der  Gestaltung  der  internationalen  Normen  und  Einrichtungen  viel- 
fach in  höherem  Grade  ausschlaggebend,  als  bei  der  Gestaltung 
staatlicher  Normen  und  Einrichtungen.  Dazu  trägt  auch  bei, 
dass  in  den  verschiedenen  Staaten  verschiedenartige  Interessen 
einen  kontrollierenden  Einfluss  über  die  Staatsmacht  zu  haben 
pflegen,  und  das  Zustandebringen  der  internationalen  Normen  daher 
schon  eine  ausgleichende  Berücksichtigung  dieser  verschiedenen 
Interessen  voraussetzt,  während  im  einzelnen  Staate  das  kontrol- 
lierende Interesse  möglicherweise  bewirkt  hätte,  dass  der  Staat 
sich  über  die  anderen  Interessen  hinweggesetzt  hätte.  So  kommt 
es,  dass  durch  das  Mit-Eingreifen  internationaler  Normen  und 
Organe  in  Beziehung  auf  die  bestimmte  Gruppe  geregelter  Lebens- 
verhältnisse vielfach  der  Rechts-  und  sozialen  Aufgabe  in  voll- 
kommenerer Weise  Genüge  getan  wird,  als  dies  durch  das  sich 
selbst  überlassene  Wirken  staatlicher  Normen  und  Einrichtungen 
geschehen  sein  würde. 

§  42.    Die  Brüsseler  Zuckerkonvention  und  die  internationalen 
Pflichten  der  Verbandstaaten. 

Durch  die  internationalen  Gemeinschafts-  und  Verbandsnormen 
der  Brüsseler  Zuckerkonvention  werden  die  Verbandstaaten  zu 
einem  gewissen  fiskalischen  Verhalten,  zu  gewissen  fiskalischen 
Massnahmen  teils  negativer,  teils  positiver  Art,  d.  h.  welche  teils 
in  Unterlassungen  und  teils  in  Handlungen  bestehen, i)  international- 
rechtlich verpflichtet. 

Insbesondere  werden  die  Verbandstaaten  internationalrechtlich 
verpflichtet: 

A..  In  ihrem  Staatsbereich 

I.  negativ: 

a)  keine  Zucker-Erzeugfungs-  und  Ausfuhrprämien  zu  gewähren 


^)  Insoweit  es  sich  dabei  um  Gesetzgebungsakte  handelt,  ist  in  konstitutionell 
regierten  Ländern  die  Wahrung  der  internationalen  Pflicht  zur  Unterlassung  gesichert, 
■wenn  Regierung  oder  Parlament,  die  zur  Handlung  aber  nur,  wenn  Regierung  und 
Parlament  der  internationalen  Pflicht  eingedenk  sind. 
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und  daher  auch  positiv    die   etwa  bestehenden  Zuckerprämien  auf- 
zuheben (Art.  i); 

b)  keinen  höheren  Überzoll,  als  den  in  Art.  3  zugelassenen^ 
vom  Zucker  zu  erheben  (Art.  3); 

c)  vom  Zucker  aus  anderen  Verbandländem  keinen  höheren 
Einfuhrzoll  zu  erheben,  als  von  dem  Zucker  desjenigen  Landes, 
welchem    der    niedrigste  Einfuhrzoll    bewilligt  ist  (Art.    5  Abs.   i); 

d)  den  Rohrzucker  keinem  anderen  Zolle  zu  unterwerfen  als 
den  Rübenzucker,  und  umgekehrt  (Art.  5  Abs.  2); 

2.  positiv : 

a)  die  Zuckerfabriken,  Zuckerraffinerien  und  Melasseent- 
zuckerungsanstalten  dem  Niederlageverfahren  zu  unterwerfen  und 
unausgesetzt  bei  Tag  und  Nacht  durch  fiskalische  Beamte  bewachen 
zu  lassen  (Art.  2  Abs.  i); 

b)  prämiierten  Zucker  aus  Nicht- Verbandstaaten  bei  der  Ein- 
fuhr mit  einem  besonderen  Ausgleichszoll  oder  mit  einem  Einfuhr- 
verbot zu  belegen  (Art  4); 

c)  eine  Kontrolle  der  Durchfuhr  von  prämiiertem  Zucker  ein- 
zurichten (Art.  8). 

B.  In  Hinsicht  auf  gemeinsame  organisatorische  Einrichtungen 
und  Massnahmen  positiv  an  dem  Zustandekommen 

a)  der  für  gewisse  Fälle  vorgesehenen  internationalen  Kon- 
ferenzen der  Verbandstaaten   (Art.  7  Abs.  8;   Art.  10  Abs.  3)  und 

b)  der  ständigen  Zuckerkommission  durch  Bestellung  eines 
Delegierten!)    mitzuwirken    und   je    ihren  Anteil    an  den  Kosten a) 


1)  Wenigstens  scheint  dies  nach  der  Fassung  des  Art.  7  Abs.  2  Pflicht  jedes 
einzelnen  Verbandstaates,  so  dass  alsdann  Art.  7  Abs.  6  so  auszulegen  wäre,  es  solle 
dem  einzelnen  Verbandstaat  zwar  die  Freiheit  verbleiben,  ob  er  nur  durch  einen  Dele- 
gierten oder  durch  einen  Delegierten  und  Hilfsdelegierte,  nicht  aber,  ob  er  sich  überhaupt 
in  der  Kommission  vertreten  lassen  wolle.  Freilich  könnte  Art.  7  Abs.  6  aber  auch 
als  nähere  Erläuterung  des  Art.  7  Abs.  2  in  dem  Sinne  ausgelegt  werden,  dass  gemäss 
Art.  7  Abs.  6  es  überhaupt  in  das  Belieben  jedes  Verbandstaates  gestellt  bleibe,  ob  er 
sich  in  der  Kommission  vertreten  lassen  wolle.  1888  auf  der  Londoner  Konferenz 
hatte  man  allerdings  wenigstens  anfangs  die  Bestellung  eines  Delegierten  nicht  zu  ein« 
Pflicht,  sondern  nur  zu  einer  Befugnis  jedes  einzelnen  Verbandstaates  machen  wollen. 
Damals  wurde  in  der  Sitzung  vom  18.  IV.  i888  auf  Vorschlag  des  spanischen  Delegierten 
zu  diesem  Behufe  anstatt  ,chacune  des  Hautes  Parties  Contractantes  est  representee'  die 
Form  gewählt:  .chacune  des  Hautes  Parties  Contractantes  pourra  etre  representee.' 
Commercial  No.  13  (1888),  p.  90.  Später  wurde  die  Fassung  im  wesentlichen  so  ge- 
ändert (Art.  6  Abs.  2  und  6),  wie  sich  dieselbe  jetzt  auch  in  der  Brüsseler  Konvention 
Art.  7  findet,  ohne  dass  man  auf  die  Frage,  ob  Pflicht  oder  nur  Befugnis  der  Vertretung 
nochmals  zurückkam.     Vgl.  Primes,  p.  367. 

2)  Der    ständigen  Kommission    bleibt    überlassen    den  Modus    der  Verteilung    der 
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beizusteuern,  welche  aus  der  Einrichtung  und  Tätigkeit  dieser 
Kommission  und  der  derselben  beizugebenden  ständigen  Geschäfts- 
stelle erwachsen  (Art.  7  Abs,   i,  2,  6  und  11). 

C.  Behufs  Ermöglichung  der  Erledigung  gewisser  gemeinsamer 
Aufgaben  seitens  der  damit  betrauten  ständigen  Kommission  ihre 
jetzigen  oder  künftigen  Gesetze,  Verordnungen  und  Anweisungen 
über  Zuckerbesteuerung,  sowie  die  auf  den  Gegenstand  der  Brüsseler 
Konvention  bezüglichen  statistischen  Nachrichten  der  belgischen 
Regierung  zur  Weitergabe  an  die  ständige  Zuckerkommission  zu 
übermitteln  (Art.  7  Abs.  5). 

D.  Italien  und  Schweden  (und  wenn  es  ratifiziert:  Spanien) 
bleiben  von  den  oben  unter  A  i  a  und  b,  2  a  aufgeführten  inter- 
nationalen Pflichten  befreit,  so  lange  sie  keinen  Zucker  ausfuhren. 
Nach  konstatiertem  Fortfall  dieser  Bedingung  der  Ausnahmsstellung 
jener  Verbandstaaten  haben  dieselben  die  positive  internationale 
Pflicht,  ihre  Gesetzgebung  mit  den  Bestimmungen  der  Brüsseler 
Konvention  in  Einklang  zu  bringen  (Art.  6). 

Während  für  diese  drei  Verbandstaaten  in  den  vorbezeichneten 
Hinsichten  die  betreffende  Verpflichtung  erst  eventuell  in  der 
Zukunft  erwächst,  hatten  die  sämtlichen  Verbandstaaten  im  übrigen 
die  internationale  Pflicht,  ihre  Gesetzgebung  und  ihre  Einrichtungen 
mit  den  Bestimmungen  der  Brüsseler  Konvention  so  rechtzeitig  in 
Einklang  zu  bringen,  dass  sie  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  jener, 
am  I.  September  1903,  im  Einklang  mit  derselben  standen.')  Dies 
war  ein  Hauptgrund,  warum  die  ständige  Kommission,  welcher  die 
Feststellung  und  Prüfung  dieser  Verhältnisse  obliegt,  schon 
wenigstens  drei  Monate  vor  dem  Inkrafttreten  der  Brüsseler  Kon- 
vention zum  ersten  Male  zusammentreten  sollte  (Art.  7  Abs.  8). 

Um  diese  Übereinstimmung  mit  der  Brüsseler  Konvention  her- 
zustellen,    welche     insbesondere     Aufhebung     bisher    bestehender 


Kosten  zu  bestimmen.  Österreich  und  Ungarn  haben  je  einen  selbständigen  Teil  bei- 
zusteuern. Die  keinen  Zucker  exportierenden  Verbandstaaten  des  Artikels  6  (Italien 
und  Schweden,  eventuell  Spanien)  sind  als  weniger  interessiert  mit  einem  geringeren 
Beitrag  zu  den  Kosten  heranzuziehen.     (Primes,  p.  373,  295,  372). 

^)  Art.  12  Abs.  I  der  Konvention  hebt  nur  hervor,  dass  erst  in  den  einzelnen 
Verbandstaaten  die  verfassungsmässigen  Förmlichkeiten  und  Vorschriften  erfüllt  sein 
müssen,  ehe  das  internationale  Recht  der  Konvention  in  Wirksamkeit  tritt.  Art.  12 
Abs.  I  bezieht  sich  nicht  auf  den  im  Text  erörterten  Fall.  Bei  letzterem  handelt  es 
sich  um  die  Verbindlichkeiten  der  Verbandstaaten  auf  Grund  des  wirksam  gemachten 
internationalen  Rechtes.  Nicht  ganz  zutreffend  sind  die  Bemerkungen  des  schwedischen 
Delegierten  und  des  Präsidenten  Smet  de  Naeyer  in  der  Sitzung  der  Brüsseler  Konferenz 
V.  24.  I.   1902  (Primes,  p.  288).     Vgl.  auch  Kaufmann,  Rechtskraft,  S.  42  Anm.  2. 
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Zuckerprämien  und  Ermässig-ung-  bisheriger  höherer  Überzölle  auf 
das  in  Art.  3  der  Konvention  zugelassene  Höchstmass  erforderte, 
haben,  wie  früher  erwähnt: 

1.  Deutschland  das  Reichsgesetz  vom  6.  Januar  1903,  betreffend 
Abänderung  des  Zuckersteuergesetzes  vom  27.  Mai  1896; 

2.  Frankreich  das  Gesetz  vom  28,  Januar  1903  über  die  Ord- 
nung des  Zuckerwesens; 

3.  Österreich  die  Reichsgesetze  vom  31.  Januar  1903 

a)  betreffend    einige  Abänderungen  und  Ergänzungen  der 
Bestimmungen  über  die  Zuckerbesteuerung; 

b)  betreffend  die  Regelung  der  individuellen  Verteilung  des 
Zuckerkontingentes 

und  die  das  letztere  Gesetz  wiederaufhebende  Kaiserliche  Ver- 
ordnung vom   I.  August  1903; 

4.  die  Niederlande  das  Gesetz  vom  24.  Juli  1903; 

5.  Belgien  das  Gesetz  vom  21.  August  1903  über  die  Fabri- 
kation und  Einfuhr  von  Zucker; 

6.  Grossbritannien  das  Gesetz  vom  11.  August  1903  (Sugar 
Convention  Act,   1903)  erlassen. 

Nachdem  die  Verbandstaaten  ihre  Gesetzgebung  und  ihre  Ein- 
richtungen in  Einklang  mit  der  Brüsseler  Konvention  gebracht 
haben,  ergeben  sich  aus  letzterer  für  dieselben  die  weiteren  inter- 
nationalen Pflichten  während  der  Dauer  der  Geltung  der  Brüsseler 
Konvention 

1.  ihre  auf  den  Zucker  bezügliche  Gesetzgebung^)  und  Ein- 
richtungen in  Übereinstimmung  mit  jener  zu  erhalten; 

2.  fortgesetzt  die  von  der  Brüsseler  Konvention  ihnen  vorge- 
schriebenen Akte  laufender  Verwaltung  und  Kontrolle  vorzunehmen. 

§  43.    Die  Brüsseler  Zuckerkonvention  und  die  von  ilir 
vorgeselienen  besonderen  Organe  zur  Ausübung  von  Gemein- 
schaftsfunktionen. 

Die  Verwirklichung  des  gemeinsamen  Zweckes  der  Brüsseler 
Konvention  hängt  davon  ab,  dass  dauernd  und  immer  erneut  dem 
von  ihr  geregelten  internationalrechtlichen  Pflichtenkomplex  seitens 
der  einzelnen  Verbandstaaten  genügt  und  nachgefolgt  wird. 
Darüber  muss  im  gemeinsamen  Interesse  eine  Kontrolle  bestehen. 
Es  können  sich  auch  nicht  selten  Zweifel  über  den  Inhalt  jener 
internationalen  Pflichten    der  Verbandstaaten    und    daher    darüber 

^)  Natürlich  einschliesslich  der  Verordnungen,  Anweisungen  u.  s.  w. 
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ergeben,  ob  oder  ob  nicht  gewisse  Massnahmen  derselben  im 
Einklang  mit  jenen  internationalen  Pflichten  stehen,  und  bezw. 
welche  Massnahmen  durch  die  internationalen  Pflichten  von  jenen 
erfordert  werden.  Auch  für  solche  Fälle  muss  im  Interesse  der 
Gemeinschaft  eine  objektive  Feststellung  und  Prüfung  gesichert 
werden. 

Diese  Umstände  und  überhaupt  der  ganze  Gemeinschafts-  und 
Verbandszweck  der  Brüsseler  Konvention  machen  es  erforderlich, 
dass  im  Dienste  der  Gemeinschaft  gewisse  Funktionen  fortgesetzt 
versehen  werden.  Daher  ist  einerseits  für  gewisse  Gemeinschafts- 
Aufgaben  die  belgische  Regierung  i)  als  mittelbar  internationales 
Organa)  bestimmt  worden,  und  andererseits  sind  für  die  Gemein- 
schafts- und  Verbandszwecke  folgende  unmittelbar  internationale 
Organe  angeordnet  und  geschaffen  worden: 

1.  die  ständige  Kommission  3)  in  Brüssel  (Art,  7); 

2.  die  der  ständigen  Kommission  beigegebene  ständige  Ge- 
jschäftsstelle  (Art.  7  Abs.  2); 


^)  Die  belgische  Regierung 

1.  dient  als  Mittelstelle,  über  welche 

a)  die  Verbandstaaten  ihre  Zucker-Gesetze,  -Verordnungen,  -Anweisungen  und 
-Statistiken  der  ständigen  Kommission  (Art.  7  Abs.  5); 

b)  die  ständige  Kommission  ihre  Berichte  den  Verbandstaaten  (Art.  7  Abs.  9) 
jnitteilen ; 

2.  hat  in  gewissen  Fällen  den  Zusammentritt  einer  Konferenz  der  Verbandstaaten 
zu  veranlassen 

a)  auf  Antrag  eines  Verbandstaates,  um  über  die  Beschlüsse  oder  Massnahmen  zu 
entscheiden,  welche  durch  die  von  der  ständigen  Kommission  berichteten  Umstände 
erforderlich  werden  (Art.  7  Abs.  9)]; 

b)  aus  eigener  Initiative,  um  über  die  zu  ergreifenden  Massnahmen  zu  beschliessen, 
wenn  nach  der  Kündigung  eines  Verbandstaates  auch  noch  ein  zweiter  Staat  bis  zum 
31.  Oktober  des  Kündigungsjahres  erklärt,  am  i.  September  des  darauf  folgenden  Jahres 
ebenfalls  ausscheiden  zu  wollen  (Art.   10  Abs,  3); 

3.  hat  den  Beitritts-Antrag  dritter  Staaten  entgegenzunehmen  und  nach  Zustimmung 
der  ständigen  Kommission  zu  diesem  Beitritt  denselben  allen  übrigen  Verbaudstaateu  mit- 
zuteilen (Art.  9).     Ausserdem  vgl.  noch  Art.   I2  Abs.  3  und  Art.  7  Abs.  8. 

2)  Die  belgische  Regierung  nimmt  in  Erfüllung  der  in  der  vorigen  Anmerkung 
bezeichneten  Aufgaben  ausschliesslich  ein  Interesse  der  internationalen  Gemeinschaft 
wahr.  Die  einzelnen  Verbandstaaten  (und  deren  Staatsorgane)  dienen  in  ihren  durch  die 
internationale  Konvention  regulierten  Massnahmen  auch  dem  Interesse  der  internationalen 
Gemeinschaft  und  können  insofern  auch  als  mittelbar  internationale  Organe  (oder  Orga- 
nisationen) bezeichnet  werden.  Aber  jeder  einzelne  Verbandstaat  dient  bei  seinen 
betreffenden  durch  die  internationale  Konvention  regulierten  Massnahmen  gleichzeitig 
seinem  speziellen  Interesse  oder  dem  speziellen  Interesse  seiner  staatlichen  Gemeinschaft. 

8)  Über  sie  das  Nähere  unten  §§  46 — 51. 
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3.  die  Konferenz  der  Verbandstaaten  zu  den  in  Art.  7  Abs.  9 
und  Art.  10  Abs.  3  bezeichneten  Zwecken. 

Diese  unmittelbar  oder  mittelbar  internationalen  Organe  treten 
in  Funktion: 

A.  Zum  Zwecke  internationaler  Kontrolle  der  fortgesetzten 
Ausfuhrung  und  Beachtung  der  Konvention  seitens  der  Pflichtigen 
Verbandstaaten,  femer  zum  Zwecke  internationaler  Auslegung  der 
Konvention  in  Streit-  und  Zweifelsfallen,  behufs  internationaler 
Vornahme  der  Feststellungen,  welche  nach  den  Bestimmungen  der 
Konvention  in  Bezug  auf  die  Zuckerverhältnisse  innerhalb  und 
ausserhalb  der  Verbandstaaten  vorzunehmen  sind,  und  von  welchen 
>der  Inhalt  der  den  Verbandstaaten  obliegenden  Massnahmen  ab- 
hängig erscheint. 

Diese  Aufgaben 

1.  versieht  die  ständige  Kommission,  insoweit  es  sich  um  Fest- 
stellung, Prüfung  und  Begutachtung  handelt,  in  einzelnen  Hinsichten  1) 
auch  durch  Entscheidung  (Art.  7); 

2.  als  eine  Art  Bureau  jener  Kommission  fungiert  die  ständige 
Geschäftsstelle. 2)  Sie  soll  speziell  Nachrichten  aller  Art  über  die 
Zuckergesetzgebung  und  die  Zuckerstatistik  nicht  nur  der  Verband- 
staaten, sondern  auch  der  übrigen  Staaten  sammeln,  übersetzen^ 
ordnen  und  veröffentlichen  (Art.  7  Abs.  2  und  4); 

3.  Beschlussfassungen  über  die  erforderlichen  Massnahmen  sind 
im  übrigen  3)  der  eventuell  zu  berufenden  Konferenz  der  Verband- 
staaten vorbehalten  (Art.  7  Abs.  9). 

B.  Zum  Zwecke  der  Ermöglichung  der  von  vornherein  als 
wünschenswert  erachteten  Erweiterung  des  internationalen  Verbandes 
durch  Eintritt  anderer  Staaten. 


*)  Bindende  Feststellungen,  Berechnungen  und  Beschlüsse  der  ständigen  Kommission : 

a)  Art.  7  Abs.  3  Buchstabe  b  und  c,  Art.  4  Abs.  3,  Art.  7  Abs.   10. 

b)  Art.  9  Abs.   i,  Art.  7  Abs.  3  Buchstabe  e  und  Abs.   10  Schlussatz. 

c)  Schlussprotokoll  zu  Art.  3  Abs.  2. 

*)  Die  näheren  Anordnungen  über  die  Zusammensetzung  und  —  abgesehen  von 
Art.  7  Abs.  4  —  über  die  Funktionen  der  ständigen  Geschäftsstelle,  sowie  über  das 
Budget  derselben  (Art.  7  Abs.  11)  sind  der  ständigen  Kommission  überlassen.  Gedacht 
ist,  dass  die  ständige  Geschäftsstelle  ein  technischer  Verwaltungsorganismus  aus  Beamten 
sein  soll,  welche  von  der  ständigen  Kommission  mit  Berechnungen  und  sonstigen  zweck- 
mässigen Nachforschungen  betraut  werden.  Es  erscheint  danach  nicht  wohl  angängig, 
dass  ein  Mitglied  der  Kommission  gleichzeitig  auch  Mitglied  der  Geschäftsstelle  ist 
.(Primes,  p.  370). 

*)  Vgl.  oben  Anm.   r. 
Kaufmann,  Welt-Zuckerindustrie.  15 
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Dabei  wirkt 

1.  die  belgische  Regierung  (Art.  9); 

2.  die  ständige  Kommission  (Art.  o  und  7)  mit. 

C.  Zum  Zwecke  der  Ermöglichung  der  Fortdauer  des  inter- 
nationalen Verbandes,  wenn  derselbe  bei  Ablauf  der  jeweiligen 
Vertragsfrist  durch  die  Absicht  des  Austrittes  von  mehr  als  einem 
Verbandstaate  gefährdet  erscheint. 

Dabei  wirkt 

1.  die  belgische  Regierung  (Art.  11); 

2.  die  eventuell  zu  berufende  Konferenz  der  Verbandstaaten 
(Art.  11)  mit. 

§  44.     Die   Brüsseler   Zuckerkonvention  und   die  Kontrolle 
des  Zucker  -  Fabrikationsprozesses,  sowie  der  Zucker -Ein- 
fuhr, -Durchfuhr  und  -Ausfuhr  durch  die  staatlichen  Steuer- 
behörden. 

Eine  Hauptursache  des  Entstehens  indirekter  Zuckerprämien 
war  ursprünglich  die  Besteuerung  des  Zuckers  in  den  früheren 
Stadien  der  Fabrikation,  d.  h.  die  Besteuerung  des  Rüben -Roh- 
materials oder  des  Zucker-Halbfabrikates  (Zuckersafts)  oder  die  Be- 
steuerung nach  Massgabe  der  Leistungsfähigkeit  der  Fabrikations- 
apparate und  -einrichtungen  gewesen.  Denn  die  notwendige 
Steuerrückvergütung  bei  der  Ausfuhr  des  fertigen  Zuckers  führte 
zu  dem  immer  erneuten  Streben  der  Fabrikanten,  durch  Verbesse- 
rung des  Ausbeuteverhältnisses  der  Rüben  oder  der  Leistungs- 
fähigkeit der  Apparate  u.  s,  w.  in  der  Ausfuhr-Steuerrückvergütung 
sich  in  Wahrheit  ausser  der  Rückvergütung  auch  eine  Prämie  zu 
schaffen. 

Die  daraus  sich  ergebenden  technischen  Schwierigkeiten  der 
Prämienbeseitigung  haben  wesentlich  dazu  beigetragen,  dass  so 
viele  frühere  zum  Zwecke  der  Abschaffung  der  Prämien  abge- 
haltene internationale  Konferenzen  resultatlos  bheben.i) 

Erst  seitdem  alle  beteiligten  Länder  zur  Zucker -Fabrikat- 
steuer übergegangen  oder  überzugehen  bereit  waren,2)  fiel  dieses 
technische  Hindernis    internationaler  Prämienbeseitigung  hinweg.^) 

Andererseits  machte  aber  die  Zuckerbesteuerung  in  Form  der 
Fabrikatsteuer    eine    steueramtliche  Kontrolle    des  ganzen   Zucker- 

^)  Namentlich  hatte  Belgien  sich  lange  ge-weigert,  zur  Fabrikatsteuer  und  zum 
Niederlageverfahren  überzugehen.     Schippel  S.  302. 

'■*)  So  Belgien  schon  auf  der  Konferenz  von  1898. 
3)  Schippel  S.  325—326. 
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fabrikationsprozesses  erforderlich,  damit  abgfesehen  von  dem  nach 
dem  Ausland  ausgeführten  Zucker  kein  anderer  der  Besteuerung 
entzogen  werde.  Sollten  durch  intemationalrechtliche  Satzung  die 
Prämien  ausgeschlossen  werden,  so  musste  deshalb  international- 
rechtlich  auch  die  amtliche  Kontrolle  des  ganzen  Zuckerfabrikations- 
prozesses angeordnet  und  gesichert  werden,  damit  nicht  aus  der 
Verwendung  unversteuerten,  aber  den  Preis  von  versteuertem  Zucker 
bringenden  Zuckers  im  Inlande  eine  indirekte  Prämie  erwachse, 
welche  die  Zuckerausfuhr  künstlich  fördern  könnte. 

Da  Italien  und  Schweden  (und  wenn  es  ratifiziert:  Spanien) 
gemäss  Art.  6  die  Gewährung  von  Zuckerprämien  nicht  verwehrt 
wurde,  solange  sie  keinen  Zucker  ausführen,  so  hätte  es  keinen 
Sinn  gehabt,  ihnen  internationalrechtlich  die  Kontrolle  des 
Fabrikationsprozesses  zur  Pflicht  zu  machen.  Sie  wurden  daher 
durch  Artikel  6  ausdrücklich  auch  von  dieser  Pflicht  für  die  Dauer 
ihrer  Ausnahmsstellung  frei  erklärt. 

Die  internationale  Zuckergemeinschaft  der  Brüsseler  Konvention, 
die  ja  nur  einen  Teil  der  Zucker  produzierenden  Länder  umfasst 
und  gegen  den  Zucker  aus  Prämien  gewährenden  Nicht -Verband- 
ländern ausdrückhch  eine  Strafklausel  setzte,  musste  aber  auch  in 
Hinsicht  auf  diesen  internationalrechthch  eine  Kontrolle  anordnen 
und  zwar  sowohl  für  den  Fall  direkter  Einfuhr,  wie  auch  für  den 
Fall  der  blossen  Durchfuhr  durch  ein  Verbandland,  welche  sonst 
zur  Verwischung  des  Charakters  jenes  Zuckers  als  Prämienzucker 
hätte  benutzt  werden  können. 

Endlich  machte  der  Umstand,  dass  Italien  und  Schweden 
(und  eventuell  Spanien)  eine  Ausnahmsstellung  nur  solange  ge- 
währt werden  sollte,  als  dieselben  keinen  Zucker  ausführten,  in 
diesen  Ländern  auch  eine  gewisse  Kontrolle  des  Cirkulations- 
prozesses  des  Zuckers  im  Hinblick  auf  die  mögliche  Ausfuhr  er- 
forderlich. 

Demgemäss  trifft  die  Brüsseler  Konvention 

I.  Kontrollanordnungen,  die  während  des  Fabrikations- 
prozesses  des  in  den  Verbandstaaten  hervorgebrachten  Zuckers 
und  bezüglich  des  Verbleibes  desselben,  solange  er  un- 
versteuert ist,  zu  beobachten  sind  (Art.  2).  Für  den  Fabri- 
kationsprozess  der  gezuckerten  Erzeugnisse  (Art.  i  Abs.  1)  gelten 
diese  Bestimmungen  nicht. 

Diese  internationalrechtlichen  Kontrollanordnungen  sind  von 
demjenigen  Verbandstaate  auszuführen,  in  dessen  Gebiet  der  be- 
treff"ende    Zucker    fabriziert    wird    (Art   2).     Es    sind    „innere    An- 

15* 
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g-elegenheiten"   des   betreffenden   Staates,  welche  so   international- 
rechtlich reguliert  sind. 

Die  Überwachung-  der  Ausführung  der  Kontrolle  steht  der 
ständigen  Kommission  zu  (Art.  7). 

Die  internationalrechtlichen  Kontrollanordnungen  1)  bestehen 
in  folgendem: 

Die  Verbandstaaten  müssen  in  ihrem  Gebiet  die  Zuckerfabriken, 
die  Zuckerraffinerien  und  Melasseentzuckerungsanstalten  dem  Nieder- 
lageverfahren unterwerfen  und  unausgesetzt  bei  Tag  und  Nacht 
durch  fiskalische  Beamte  bewachen  lassen. 

Zu  diesem  Zwecke  müssen  die  Anstalten  so  eingerichtet  sein, 
dass  sie  gegen  die  heimliche  Fortschaffung  von  Zucker  volle  Ge- 
währ bieten,a)  und  die  Beamten  müssen  zu  sämtlichen  Anstalts- 
räumen Zutritt  haben. 

Für  einen  oder  mehrere  Abschnitte  der  Fabrikation  müssen 
Kontrollbücher  geführt,  und  der  fertige  Zucker  muss  in  besonderen 
Räumen  gelagert  werden,  die  jede  wünschenswerte  Gewähr  für  die 
Sicherheit  bieten  (Art.  2). 

Die  Verbandstaaten  müssen  auch  diejenigen  Raffinerien,  welche 
aus  dem  Ausland  eingeführten  Zucker  verarbeiten,  dem  Niederlage- 
verfahren und  der  fiskalischen  Bewachung  unterwerfen. 

Speziell  muss  auch  Grossbritannien,  dessen  Raffinerien  nur 
eingeführten  Rohzucker  verarbeiten,  dies  tun,  wie  es  ausdrücklich 
anerkannt  hat. 3) 

^)  Dementsprechend  bestehen  in  den  einzelnen  Verbandstaaten  oder  sind  dort  zu 
erlassen  eingehendere  (Ausfiihrungs-)  Kontrollanordnungen.  Für  Deutschland  vgl.  das 
Reichs  -  Zuckersteuergesetz  vom  27.  V.  1896  §  i  Abs.  i,  §  3  (in  der  durch  Art.  2  des 
Reichsgesetzes  vom  6.  I.  1903  abgeänderten  Fassung),  §§  5 — 6,  §§  7 — 42,  Straf bestim- 
mungen  ebenda  §§  43 — 64.  Zuckersteuer -Ausführungsbestimmungen  des  deutschen 
Bundesrates  vom  25.  VI.  1903  (Centralblatt  für  das  Deutsche  Reich  No.  31  vom 
16.  VII.  1903),  —  Für  Belgien  vgl.  das  Gesetz  vom  21.  VIII.  1903  Art.  11  — 103. 
Nach  Art.  loi  desselben  sind  die  Verwaltungen  der  Eisenbahnen,  Strassenbahnen,  Dampf- 
schiffe und  sonstigen  Waren-Transportanstalten  auf  Verlangen  eines  Steuer-  oder  Zoll- 
beamten vom  Range  mindestens  eines  Kontrolleurs  verpflichtet,  Auskunft  über  ihre 
Transporte  von  Zucker,  Sirup,  Melasse  oder  von  sonstigen  Stoffen  zu  geben,  welche  in 
Zuckerfabriken  und  Raffinerien  und  in  Fabriken  gezuckerter  Erzeugnisse  verwendet 
werden.  Nötigenfalls  müssen  sie  zu  diesem  Behufe  ihre  Expeditions-Bücher  dem  be- 
treffenden Beamten  zur  Verfügung  stellen. 

*)  Unmittelbare  internationale  Pflicht  der  Inhaber  der  Anstalten? 

•)  Primes,  pag.  318;  275,  280,  309;  325;  326,  352 — 353,  361.  Deragemäss  sind 
in  Crrossbritannien  Bestimmungen  getroffen  durch  den  Sugar  Convention  Act  vom  1 1 .  VIEL 
1903  Clausula  2  und  in  Ausführung  desselben  durch  Königl.  Verordnung  v.  11.  VIII.  1903 
und  durch  ein  Reglement  der  Zoll-  und  der  Inlandsteuer-Kommissare  v.  12.  VIII.  1903 
(Statutory  Rulcs  and  Orders   1903  No.  679  u.  No.  627). 
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In  dem  Artikel  z  der  Londoner  Zuckerkonvention  vom 
30,  August  18881)  und  in  dem  Vorschlagfe,  welchen  der  deutsche 
Delegierte  von  Körner  in  Anlehnung-  an  jenen  Artikel  ursprüng-- 
lich  in  der  Sitzung*  vom  23.  Januar  19022)  g-emacht  hatte,  war  aus- 
drücklich bestimmt,  dass  die  Verbandstaaten  sich  verpflichteten,  die 
Steuer  von  den  für  den  Konsum  bestimmten  Zuckerquantitäten 
zu  erheben  und  die  Zuckerfabriken,  Raffinerien  und  Melasse- 
entzuckerungsanstalten  dem  Niederlageverfahren  zu  unterwerfen- 
In  dem  Artikel  2  der  Londoner  Konvention  war  auch  noch  aus- 
drücklich hinzugefügt,  dass  die  Verbandstaaten  keine  Rückvergütung 
für  den  ins  Ausland  ausgeführten  Zucker  geben  dürften. 

In  dem  Artikel  2  der  Brüsseler  Konvention  s)  aber  heisst  es 
nur,  dass  die  Zuckerfabriken,  Raffinerien  und  Melasseentzuckerungs- 
anstalten  dem  Niederlageverfahren  unterworfen  werden  müssen. 

Aus  Art.  I  Abs.  2  Buchstabe  e  der  Brüsseler  Konvention, 
wonach  die  Vorteile  aus  zu  hohen  Rückvergütungen  als  Prämien 
zu  erachten  sind,  ergibt  sich,  dass  die  Brüsseler  Konvention  Rück- 
vergütungen an  sich,  die  nicht  zu  hoch  sind,  nicht  schlechthin 
verwehrt. 

Insbesondere  werden  solche  statthaft  sein,  wenn  versteuerter 
Zucker  zur  Herstellung  zuckerhaltiger  Waren  verwendet  wird  und 
letztere  demnächst  ins  Ausland  ausgeführt  werden. 

Fraglicher  ist,  ob  es  dem  Geiste  der  Konvention  entspricht, 
eine  Steuerrückvergütung  zu  gewähren,  wenn  versteuerter  Roh- 
zucker nachträglich  raffiniert  und  die  Raffinade  ausgeführt  wird. 

Im  Geiste  der  Brüsseler  Konvention  liegt  es,  dass  die  Steuer- 
feststellung in  den  Endpunkt  des  Fabrikationsprozesses  verlegt  und 
die  Steuer  von  dem  verkehrsfertigen  und  in  den  inneren  Konsum 
eingehenden  Erzeugnis  erhoben,  das  Ausfuhrerzeugnis  aber  steuer- 
frei gelassen  wird.  Das  ist  der  Zweck  des  Niederlageverfahrens 
in  Verbindung  mit  der  Kontrollierung  des  Fabrikationsverfahrens. 
Denn  anders  glaubte  man  keine  genügende  Sicherheit  zu  haben, 
dass  die  Steuerrückvergütung  nicht  zu  hoch  ausfiele. 

Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  haben  während  der  ersten 
Session  der  ständigen  Kommission  (Juni/Juli  1903)  die  britischen, 
belgischen,  österreichischen    und  niederländischen  Delegierten  gel- 

0  ^S^*    ä'^ch    die    Memoranden    Deutschlands    und    Österreich  -  Ungarns    aus    dem 
Winter  1888    während    der   Londoner  Zuckerkonferenzen.     Commercial   Nr,    13    (i! 
p.  3  und  9, 

'^)  Primes,  p.  275. 

3)  Primes,  p.   326,  352—353,  361. 
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tend  gemacht,  die  Gesetzgfebung  Frankreichs  über  die  Raffinierung- 
des  Zuckers  unter  Steuerkontrolle  biete  nicht  die  Garantien  gfegen 
indirekte  Prämien,  welche  die  Brüsseler  Konvention  verlange,  i) 

Das  korrekte  System,  wie  es  in  Deutschland  und  anderen 
Verbandstaaten  bestehe,  sei,  dass  der  Rohzucker  beim  Eintritt 
in  die  Raffinerie  und  der  raffinierte  Zucker  beim  Austritt  aus  der 
Raffinerie  gewogen  werde,  dass  die  Steuer  aber  erst  im  letzteren 
Augenblick  von  der  genauen  Masse  raffinierten  Zuckers  bezahlt 
werde,  welcher  in  den  inländischen  Verbrauch  eingehe,  während 
der  für  das  Ausland  bestimmte  Zucker  unter  Steuerkontrolle  aus- 
geführt werde,  ohne  Steuer  bezahlt  zu  haben  und  daher  ohne  eine 
Steuerrückvergütung  erforderlich  zn  machen. 

Nach  dem  französischen  System  werde  hingegen  der  Roh- 
zucker bei  dem  Eintritt  in  die  Raffinerie  gewogen  und  daraufhin 
der  Ertrag,  welchen  derselbe  an  raffiniertem  Zucker  ergeben  sollte, 
geschätzt.  Der  Raffineur  werde  in  den  Regierungsbüchern  mit 
dem  Steuerbetrag  von  der  so  geschätzten  Masse  raffinierten  Zuckers 
belastet.  Beim  Verlassen  der  Raffinerie  werde  der  raffinierte 
Zucker  überhaupt  nicht  gewogen.  Über  die  ins  Ausland  ausge- 
führte Raffinade  werde  eine  Ausfuhrbescheinigung  erteilt.  Mit 
dieser  könne  die  in  den  Büchern  der  Regierung  dem  Raffineur 
belastete  Steuer  für  eine  gleiche  Menge  raffinierten  Zuckers  aus- 
geglichen werden.  Diese  Ausfuhrbescheinigung  könne  auch  im 
offenen  Markt  für  die  nämliche  Summe  verkauft  werden,  wie  die 
dadurch  repräsentierte  Zuckersteuer  ausmache,  und  die  Gewährung 
einer  solchen  Ausfuhrbescheinigung  an  den  Exporteur  komme  daher 
g'anz  auf  das  Gleiche  hinaus,  wie  eine  Steuerrückvergütung.  Diese 
Steuerrückvergütung  aber  werde  gewährt,  ohne  dass  das  geschil- 
derte französische  Niederlage  verfahren  die  von  der  Konvention 
erforderte  Kontrolle  für  den  Ausschluss  einer  zu  hohen  Steuer- 
rückvergütung biete. 

Die  Kommission  hat  sich  vorläufig  auf  die  Feststellung  be- 
schränkt: 2)  obwohl  mehrere  Delegationen  dargetan  hätten,  dass 
das  französische  System  nicht  in  vollkommenem  Einklang  mit  der 
Brüsseler  Konvention  stehe,  so  sei  die  Sache  doch  nicht  dringend; 
aber  die  Kommission  ziehe  nicht  in  Zweifel,  dass  die  französische 
Regierung  die  erforderlichen  Abänderungen  in  der  französischen 
Gesetzgebung  herbeifuhren  werde. 


')  Commercial  No.  6  (1903),  p.  9 — lo.  —  Vgl.  oben  S.  197. 
*)  Commercial  No.  6  (1903),  p.  10. 
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Die  französische  Reg-ierungf  soll  gegenwärtig"  (Oktober  1903) 
mit  einem  Gesetzentwurfe  beschäftigt  sein,  durch  welchen  jener 
Erwartung  der  ständigen  Kommission  entsprochen  und  die  Be- 
stimmungen über  die  Steuererhebung  in  den  Raffinerien  dem- 
gemäss  geändert  werden  sollen.^) 

1.  Die  Bestimmungen  der  Konvention  machen  gewisse  Kon- 
troUmassnahmen  während  des  Cirkulationsprozesses  des  nach 
einem  Verbandstaate  von  ausserhalb  verbrachten  Zuckers  er- 
forderlich : 

a)  bei  der  Einfuhr:  Erfordernis  der  Herkunftskonstatierung 
aus  einem  Verbandlande  (im  Falle  des  SchlussprotokoUes  zu  Art.  3 
aus  welchem  Verbandlande?)  oder  aus  einem  Nicht- Verbandlande 
und  letzterenfalls  aus  einem  Prämien  gewährenden  oder  nicht 
gewährenden  Lande  (Art  5,  3,  4  und  Schlussprotokoll  zu 
Art  3); 

b.  bei  der  Durchfuhr:  erforderliche  Verhinderung  des  An- 
scheines, als  ob  durchpassierender  fremder  (prämiierter)  Zucker  aus 
dem  Durchfuhr-Verbandlande  herrühre  und  deshalb  in  dem  Be- 
stimmungs- Verbandlande  Anspruch  auf  die  Vorteile  der  Konven- 
tion für  Verbandzucker  habe     (Art.  8). 

Diese  Kontrollmassnahmen  liegen  dem  Einfuhr-,  bezw.  Durch- 
fuhr-Verbandstaate ob.  Die  Überwachung  der  Ausübung  ent- 
sprechender Kontrolle  steht  der  ständigen  Kommission  zu  (Art.  7). 

Oben  2)  ist  schon  dargelegt  worden,  in  welcher  Weise  nach 
den  am  20.  Juni  1903  von  der  ständigen  Kommission  beschlossenen 
und  den  Verbandstaaten  anempfohlenen  Vorschriften  3)  die  Einfuhr- 
und  Durchfuhrkontrolle  geübt  werden  soll. 

3.  Nach  der  Konvention  ist  eine  Kontrolle  der  etwaigen  Aus- 
fuhr des  in  Italien,  Schweden  (und  im  Falle  von  Spaniens  Beitritt 
des  dort)  erzeugten  Zuckers  erforderlich  (Art.  6). 

Diese  Kontrolle  liegt  der  ständigen  Kommission  (Art.  7  Abs.  3 
Buchstabe  b  und  Art.  6),  aber  auch  dem  betreffenden  Verband-' 
Staate  selbst  ob.  Die  Feststellung  der  Kommission  über  die  Aus- 
fuhr*) ist  bindend  vorbehaltlich  dagegen  statthafter  Berufung,  welche 
eine  neue  endgültige  Entscheidung  der  Kommission  nötig  macht 
(Art.  7  Abs.  10).  - 


1)  „Deutsche  Zuckerindustrie'"    1903,  S.  1701. 

*)  §  32. 

')  Vgl.  Anlage  4.  —  Commercial  No.  6  (1903),  p;  6 — 7,  12 — 13. 

*)  Vgl.  §§  30  tt.  3'- 
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§  45,    Die  Ausführung:  der  Brüsseler  Konvention  und  die- 
Kontrolle  der  Öffentlichkeit. 

In  der  Zuckerfrage  hängt  der  durch  die  internationale  Kon- 
vention erstrebte  Erfolg  in  ganz  besonderem  Masse  von  der  Art 
der   Ausführung    der    getroffenen  Konventionsbestimmungen  ab.  i} 

Die  einzelnen  Verbandstaaten,  welche  die  Konvention  in  der 
Erkenntnis  eingegangen  sind,  dass  unter  den  obwaltenden  Um- 
ständen die  internationalrechtliche  Anerkennung  und  Festlegung 
einer  internationalen  Gemeinschaft  mit  den  daraus  für  sie  er- 
wachsenden Pflichten  auch  den  Interessen  des  einzelnen  speziellen 
Verbandsvolkes  am  besten  entspreche,  haben  damit  eine  grosse 
Verantwortlichkeit  für  die  loyale  Durchführung  der  übernommenen» 
internationalen  Pflichten  gegenüber  der  internationalen  Gemein- 
schaft übernommen. 

Alle  wirklich  unabhängigen  Elemente  im  öffentlichen  Leben^ 
in  den  Parlamenten,  in  der  Presse  und  in  den  gelehrten  Kreisen, 
welche  die  Begründung  dieser  internationalen  Gemeinschaft  als 
eine  Notwendigkeit  und  einen  Fortschritt  und  im  Völkerinteresse 
die  Wahrung  und  Fortbildung  derselben  gegenüber  zeitweis  auf- 
tauchenden gegensätzlichen  Sonderinteressen  und  Partikular- 
bestrebungen als  Erfordernis  und  als  Pflicht  erachten,  müssen  das 
Verhalten  der  einzelnen  Verbandstaaten  fest  im  Auge  behalten 
und,  wenn  dieselben  Neigung  zur  Abweichung  von  ihren  inter- 
nationalen Pflichten  zeigen  sollten,  scharf  und  offen  kritisieren, 
damit  die  Völker  aufgeklärt  werden  und  bleiben,  in  wiefern  solches 
Verhalten  der  Staaten  —  selbst  bei  momentanem  und  speziellem 
Vorteil  für  gewisse  Personenkategorien  im  einzelnen  Volke  —  doch 
den  allgemeinen  und  dauernden  Interessen  der  Völker  widerstreitet. 

Insbesondere  aber  werden  sie  in  dieser  Hinsicht  ihre  Aufmerk- 
samkeit auch  auf  das  Verhalten  der  ständigen  Kommission  in 
Brüssel  und  der  einzelnen  Delegierten  in  derselben  zu  richten 
haben. 

Dem  Geiste  und  den  Zwecken  der  Konvention  entspricht  für 
die  Regel  alsbaldige  Veröffentlichung  der  Berichte  der  ständigen 
Kommission  und  nicht  übertriebene  Geheimtuerei  mit  denselben 
(Art.  7  Abs.  g). 


^)  Aus  dem  Memorandum  on  the  Sugar  Question  des  britischen  Auswärtigen 
Amtes  (by  Mr.  Kennedy)  1878/79  teilt  Schippel  S.  289  eine  diesbezüglich  charafc- 
teilstische  Stelle  mit. 
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§  46.    Die  Vorgeschichte   der   ständigen  Zuckerkommission 

in  Brüssel. 

Der  ständigen  Kommission  in  Brüssel  ist  durch  die  Brüsseler 
Konvention  ein  wichtiger  Anteil  an  der  Durchfuhrung  und  Auf- 
rechterhaltung der  Grundsätze  derselben  zugewiesen. 

Eine  solche  ständige  Kommission  war  schon  in  Artikel  6  der 
Londoner  Zuckerkonvention  vom  30.  August  1888  vorgesehen. 

Die  erste  Anregung  dazu  war  in  dem  Memorandum  der 
deutschen  Regierung  gegeben,  in  welchem  diese  ihre  Bemerkungen 
oder  —  wie  sie  sagte  —  die  Bemerkungen  der  interessierten 
Industrie  zu  dem  in  der  Sitzung  vom  19.  Dezember  1887  vorg-e- 
legten  Konventionsentwurf  mitteilte.  1) 

Sie  erklärte :  es  sei  wichtig,  gewisse  Vorkehrungen  zu  treffen, 
um  zu  verhindern,  dass  der  eine  oder  andere  Verbandstaat  Mass- 
nahmen ergreife,  mittels  deren  er  sich  der  Verpflichtung  entziehe, 
dem  Zucker  weder  offene  noch  versteckte  Ausfuhrprämien  zu  ge- 
währen. 

Zu  diesem  Behuf e  könne  man  irgend  ein  internationales  Organ 
schaffen,  welches  jede  offene  oder  versteckte  Verletzung  der  Kon- 
vention feststellen  würde. 

Im  Verlaufe  der  Verhandlungen  2)  über  die  inzwischen  vorge- 
schlagene internationale  Kommission  erklärte  der  deutsche  Dele- 
gierte Jordan: 


1)  Commercial  No.  13  (1888),  p.  3—4.  Schippel,  S.  303.  Nach  der  Darstellung 
des  belgischen  Delegierten  de  Smet  in  der  Sitzung  der  Brüsseler  Konferenz  vom 
18.  XII.  1901  (Primes,  p.  222)  soll  die  erste  Anregung  von  dem  britischen  Delegierten  Baron 
Worms  in  einer  Unterhaltung  mit  dem  belgischen  Ministerpräsidenten  vom  24.  i.  1888 
ausgegangen  sein  (vgl.  britisches  Memorandum  in  Commercial  No.  13  {1888),  p.  26). 
Grossbritannien  schlug  in  der  Sitzung  der  Londoner  Konferenz  vom  18.  IV.  1888  zuerst 
die  Aufnahme  einer  Bestimmung  über  die  Schaffung  einer  internationalen  Kommission 
vor  (Entwurf  Art.  VI.  —  Commercial  No.  13  (1888),  p.  93,  89 — 91).  Andere  Fassungen 
der  Bestimmungen  über  die  Kommission  wurden  in  der  Sitzung  vom  28.  LV.  1888  von 
britischer,  niederländischer  und  belgischer  Seite  vorgeschlagen  (Entwurf  Art.  IX.  —  Com- 
mercial No.  13  (1888),  p.  117 — 118,  119 — 125).  Die  belgische  Fassung  insbesondere 
enthielt  schon  in  den  wesentlichen  Grundzügen  die  später  in  die  Londoner  Konvention 
und  dann  in  die  Brüsseler  Konvention  aufgenommenen  Bestimmungen.  Sie  schlag  auch 
schon  vor,  bei  der  Kommission  ein  ständiges  Bureau  zu  bilden.  Über  den  Unterschied 
zwischen  der  Bedeutung  einer  internationalen  Kommission  der  vorgeschlagenen  Art  und  der 
eines  blossen  internationalen  Bureaus  für  statistische  Zwecke,  wie  es  der  niederländische 
Delegierte  schon  in  der  Sitzung  vom  16.  XU.  1887  vorgeschlagen  hatte,  war  man  sich 
nicht  im  Unklaren.  Vgl.  die  Verhandlungen  vom  18.  IV.  1888.  Commercial  No.  13 
(1888),  p.  90—91. 

2)  Commercial  No.   13  (l888),  p.  89—91,   119 — 125. 
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Die  Einsetzung-  einer  solchen  internationalen  Kommission  sei 
ein  prinzipieller  grosser  Schritt  zur  Erreichung-  eines  gfünstigfen 
Resultates.  Die  Kommission  werde  zum  Erfolg"  der  Konvention 
beitragfen,  wenn  sie  über  geeignete  Aktionsmittel  verfuge,  um  jedem 
Verbandstaat  ernste  Garantien  hinsichtlich  der  Art  und  Weise  der 
Ausführung  der  Konvention  seitens  der  anderen  Verbandstaaten 
zu  geben.  Seines  Erachtens  solle  die  Kommission  ein  Exekutiv- 
komitee sein,  welches  die  Aufgabe  habe,  in  allen  Fällen  der  Ver- 
letzung der  Konvention  das  Verfahren  einzuleiten.  Die  Kommission 
werde  so  mit  einer  gewissen  Autorität  bekleidet  sein.  Sie  werde 
die  Ausführung  der  Konvention  überwachen  und,  ohne  das  Recht 
zu  haben,  über  die  Verletzungen  derselben  zu  urteilen,  doch  be- 
rufen sein,  diese  Verletzungen  zu  würdigen  und  dieselben  zur 
Kenntnis  der  interessierten  Regierungen  zu  bringen. 

Der  österreichisch-ungarische  Delegierte  Graf  Kuefstein  betonte 
unter  Berufung  auf  die  von  Österreich-Ungarn  überreichte  Denk- 
schrift : 

Da  es  sich  bei  der  Zuckerkonvention  um  die  Herstellung  eines 
ganz  neuartigen  Zustandes  handele,  hinsichtlich  dessen  die  Probe 
noch  nicht  gemacht  sei,  genüge  es  nicht,  dass  die  Verbandstaaten 
sich  wechselseitig  ihre  Zucker-Gesetze  und  die  hinsichtlich  derselben 
beabsichtigten  Änderungen  mitteilten,  sondern  die  Verbandstaaten 
müssten  auch  auf  irgend  eine  Weise  in  die  Lage  versetzt  werden, 
sich  gegen  Änderungen  auszusprechen,  welche  die  Grundprinzipien 
der  Konvention  verletzen  oder  dieselben  illusorisch  machen  würden. 
Von  diesem  Gesichtspunkt  aus  billige  er  prinzipiell  die  Einsetzung  und 
Aufgaben  der  internationalen  Kommission.  Freilich  in  letzter  Linie 
stehe  die  Würdigung  der  Verhältnisse  nicht  der  Kommission, 
sondern  der  Gesamtheit  der  Regierungen  zu.  Die  endgültige 
Entscheidung  müsse  immer  den  Regierungen  vorbehalten  werden. 

Der  französische  Delegierte  Pallain  hob  hervor: 

Die  Einsetzung  der  internationalen  Kommission,  welche  zur 
Überwachung  der  Anwendung  der  Konvention  ermächtigt  sei,  sei 
die  notwendige  Ergänzung  der  zu  vereinbarenden  Massnahmen 
und  bilde  einen  Teil  der  „Sanktionen",  von  welchen  man  erwarten 
könne,  dass  sie  die  beschlossenen  Bestimmungen  wirksam  machten. 

Auch  der  britische  Delegierte  Kennedy  wies  auf  den  Unter- 
schied der  Bedeutung  und  der  Aufgaben  der  internationalen 
Kommission  im  Vergleich  mit  einem  blossen  internationalen  Bureau 
zui  Veröffentlichung  einer  Statistik  hin. 

Der    belgische  Delegierte  Guillaume    meinte,    die  Kommission 
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habe  nur  Berichte  zu  machen.    Keinesfalls  könne  man  ihr  die  Eigen- 
schaft eines  Gerichtshofes  beilegfen. 

Dies  veranlasste  den  französischen  Delegierten  Pallain  zu  der 
Anregung",  ob  man  nicht  auch  das  Erfordernis  eines  schiedsrichter- 
Hchen  Austrages  in  der  Konvention  vorsehen  müsset):  z.  B.  für 
den  Fall,  dass  die  Kommission  im  Widerspruche  mit  dem  Anzeige 
erstattenden  Verbandstaat  eine  Verletzung  der  Konvention  nicht 
als  gegeben  erachte. 

Dem  widersprach  der  deutsche  Delegierte  Jordan:  die  Kom- 
mission habe  die  Fälle  angeblicher  Verletzung  der  Konvention  zu 
prüfen  und  darüber  zu  berichten;  und  selbst  wenn  die  ganze 
Kommission  eine  Verletzung  der  Konvention  als  nicht  vorliegend 
erachtet  habe,  müsse,  falls  auch  nur  einer  der  Verbandstaaten  es 
verlange,  die  Konferenz  der  Verbandstaaten  entscheiden.  Obwohl 
eine  blosse  Mehrheit  auf  der  Konferenz  die  Minderheit  nicht  binden 
könne,  werde  die  Konferenz  mit  einer  solchen  Autorität  sprechen, 
dass  man  den  Fall  nicht  vorzusehen  brauche,  wo  die  Entscheidung 
derselben  nicht  als  endgültig  angenommen  werde.  Ein  Bedürfnis 
nach  schiedsrichterlichem  Austrag  liege  daher  nicht  vor. 

Speziell  wurde  im  Hinblick  auf  die  damals  beantragte  Wort- 
fassung, dass  die  Kommission  eine  mission  ,de  controle  et  d'examen' 
haben  solle,  noch  hervorgehoben  2) :  Das  Wort  ,examen'  solle  auf 
den  Ausschluss  der  Urteilsbefugnis  der  Kommission  hinweisen.  Die 
Worte  jContröle'  und  ,examen'  bedeuteten  nicht,  dass  die  Kommission 
befugt  sein  solle,  die  Zuckerfabriken  u.  s.  w.  selbst  auf  der  Stelle 
zu  besichtigen  und  daraufhin  zu  kontrollieren,  ob  keine  Prämien  in 
ihnen  gewährt  würden. 

Im  Zusammenhang  damit  bemerkte  der  ft-anzösische  Delegierte 
Sans-Leroy3):  Wenn  es  keine  offizielle  Polizei  gebe,  so  könne  man 
doch  sicher  sein,  dass  die  Industriellen  der  verschiedenen  Länder 
es  verstehen  würden,  eine  freiwillige  Polizei  zu  organisieren,  und 
dass  dieselben  sich  gegenseitig  überwachen  würden.  Die  Kom- 
mission werde  die  besten  Anhalte  zu  ihrer  Informierung  in  den 
Anzeigen  finden,  welche  ihr  von  den  Syndikatskammern  würden 
geliefert  werden. 

.  In  diesen  auf  der  Londoner  Konferenz  von  1888  gemachten 
Bemerkungen  sind  auch  jetzt  noch  nach  manchen  Richtungen 
wertvolle  Fingerzeige    für    die  Stellung    und  Bedeutung   der  inter- 

^)  Commercial  No.   13  (1888),  p.  91,    124,   125. 
-)  Commercial  No.   13  (1888),  p.   121,   122,   124. 
')  Goramercial  No.   13  (1888),  p.   122. 
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nationalen  Zuckerkommission  zu  erblicken,  da  dieselbe,  wenn  auch 
nicht  in  allen  Punkten,  so  doch  in  der  Hauptsache  durch  die 
Brüsseler  Konvention  vom  5.  März  1902  mit  den  Funktionen  und 
in  der  Organisation  ins  Leben  g-esetzt  worden  ist,  wie  sie  nach  der 
Londoner  Konvention  vom  30.  Aug-ust  1888  g-eplant  war. 

Auf  der  Brüsseler  Konferenz  1)  wurde  gleich  zu  Beginn  der 
Beratungen  über  die  Schaffung  einer  ständigen  internationalen 
Zuckerkommission  nachdrücklich  —  namentlich  von  selten  der 
belgischen  Delegierten  —  darauf  hingewiesen,  dass  man  sich  in 
dieser  Hinsicht  an  die  Beschlüsse  der  Londoner  Konferenz  werde 
anzulehnen  haben.2) 

Auf  der  Brüsseler  Konferenz  fand  unter  diesen  Umständen 
über  die  Stellung  der  Kommission  im  allgemeinen  keine  umfang- 
reiche Erörterung  mehr  statt,  und  beschäftigte  man  sich  mehr  mit 
der  Verhandlung  über  die  einzelnen  derselben  zuzuweisenden 
Aufgaben. 

In  der  Sitzung  vom  18.  Dezember  1901,  in  welcher  die  Ein- 
setzung einer  ständigen  Zuckerkommission  im  Prinzip  beschlossen 
wurde,  betonte  der  Präsident  Smet  de  Naeyer  vorher: 

Nachdem  man  Ausgleichszölle  gegen  den  Prämienzucker  von 
Nicht- Verbandstaaten  beschlossen  habe,  komme  es  darauf  an,  die 
Feststellung  des  Vorhandenseins  und  der  Flöhe  solcher  Zucker- 
prämien nicht  der  Würdigung  der  einzelnen  Verbandstaaten  zu 
überlassen,  sondern  in  dieser  Hinsicht  Gleichförmigkeit  für  alle 
Verbandstaaten  zu  erzielen,  und  der  Weg  dazu  sei  die  Schaffung 
einer  ständigen  Kommission  von  der  Art,  wie  man  es  in  London 
t888  im  Auge  gehabt  habe. 3) 

Darin  liegt,  dass  die  Kommission  im  gemeinsamen  Interesse 
zu  wirken  und  so  unter  anderem  jene  Gleichförmigkeit  —  als  durch 
dcis  gemeinsame  Interesse  erfordert  —  zu  ermöglichen  und  zu 
sichern  hat. 

Selbstverständlich  hat  die  Kommis.sion  sich  nicht  über  Vorgänge 
zu  äussern,  die  ausserhalb  der  Regelung  durch  die  Brüsseler  Kon- 
vention liegen.  Aber  da  sie  das  Vorhandensein  von  Prämien  fest- 
zustellen hat  (Art.  7  Abs.  3  Buchstabe  a  und  c),  und  in  der 
Konvention  Art.  i  einige  Prämienfalle    nur  zu  dem  Behufe  aufge- 


J)  Primes,  p.  222,  223,  233,  234,  291—295,  328,  329,  331  (33o)— 333»  365—373.  383- 
*)  Ausführungen    der    belgischen    Delegierten    de   Smet    (Primes,    222,    223)    und 
Präsident  de  Smet  de  Naeyer  (p.  233,  234)  in  der  Sitzung  vom   18.  XII.   1901. 
3)  Primes,  p.  233,  234, 
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fuhrt  sind,  um  in  diesen  Fällen  das  Vorhandensein  einer  Prämie 
ausser  Zweifel  zu  stellen,  nicht  aber,  um  den  Begriff  der  Prämie 
auf  jene  Fälle  zu  beschränken,  so  kann  die  Kommission  im  weitesten 
Umfang-e  auch  Vorgäng-e,  die  in  der  Konvention  nicht  spezifiziert 
sind,  daraufhin  würdig-en,  ob  dieselben  Prämien  bewirken.^) 

Gutachten  über  Streitfrag-en  (Art.  7  Abs.  3  Buchstabe  d)  hat 
sie  sowohl  auf  Verlangen  einer  Verbandregierung,  wie  auf  Ver- 
langen des  in  der  Kommission  befindlichen  Delegierten  einer  Ver- 
bandregierung zu  erstatten.2) 

Der  Präsident  und  belgische  Delegierte  Smet  de  Naeyer  be- 
merkte: Schwerlich  könne  man  von  einem  Verbandstaat,  welcher  in 
einer  der  Kommission  unterbreiteten  Frage  Interessent  sei,  verlangen, 
dass  derselbe  sich  der  Abstimmung  enthalte.  Der  britische  Dele- 
gierte hatte  speziell  angeregt,  ob  es  nicht  Unzuträglichkeiten  mit 
sich  führe,  in  der  Kommission  Delegierte  der  Verbandländer 
figurieren  zu  lassen,  welche  nach  Art.  6  eine  Ausnahmsstellung 
geniessen,  solange  sie  keinen  Zucker  ausfuhren.  Denn  sie  könnten 
ja  in  die  Lage  kommen  über  eine  sie  direkt  angehende  Frage  zu 
stimmen,  hinsichtlich  deren  nach  Art.  6  die  Mehrheit  entscheide 
Er  bestand  aber  auf  diesem  Bedenken  nicht.^) 

Nach  der  Londoner  Konvention  von  1888  (Art.  6  Abs.  8) 
sollte  die  Kommission  nur  die  Aufgabe  der  Kontrolle  und  Prüfung 
haben.  Auch  nach  der  Brüsseler  Konvention  von  1902  (Art.  7 
Abs.  9)  bleibt  es  der  Regelfall,  dass  die  Kommission  bloss  die 
Aufgabe  der  Feststellung  und  Prüfung  hat.  Aber  in  einigen 
Fällen  sind  nach  der  Brüsseler  Konvention  (Art.  7  Abs.  10,  Art.  9, 
Schlussprotokoll  zu  Art.  3)  die  Feststellungen  der  Kommission  für 
die  Verbandstaaten  bindend,  müssen  dieselben  von  den  Verband- 
staaten vollzogen  werden.*) 

Infolge  einer  Anregung  von  selten  GTOSsbritanniens,^)  welches 
Bedenken  gegen  die  Anordnung  der  sofortigen  Vollziehbarkeit 
äusserte,  wurde  aber  bezüglich  der  in  Art.  7  Abs.  10  vorgesehenen 
vollziehbaren  Feststellungen    eine    Fristbestimmung    aufgenommen, 


*)  Primes,  p.  234. 

*)  Primes,  p.  292. 

3)  Primes,  p.  367,  368, 

*)  Primes,  p.  371,  370.  Eventuell  müssen,  wenn  dies  nach  dem  Inhalt  der  Fest- 
stellung der  Kommission  und  der  Lage  der  Gesetzgebung  in  dem  einzelnen  Verbandstaat 
erforderlich  ist,  auch  legislative  Massnahmen  von  letzterem  behufs  Vollziehung  jener 
Feststellung  getroffen  werden. 

6)  Primes,  p.  332,  333.  370—372. 
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wonach  dieselben  spätestens    nach  Ablauf  von    zwei  Monaten  J^)  in 
Kraft  treten. 

Einer  weiteren  Anregung*  Grossbritanniens,  die  Vollziehbarkeit 
der  Feststellung-  der  Kommission  in  jenen  Fällen  überhaupt  zu 
suspendieren,  wenn  der  Zusammentritt  einer  Konferenz  behufs  end- 
g'ültig'er  Entscheidung"  beantragt  sei,  wurde  aber  nicht  stattg"eg"eben. 

Jedoch  wurde  zur  Beseitigungf  der  britischen  und  französischen 
Bedenken  noch  eine  Berufung  gegen  die  Kommissionsentscheidung 
binnen  acht  Tagen,  nachdem  der  einzelne  Verbandstaat  Kenntnis 
von  derselben  erhalten  hat,  mit  der  Wirkung  zugelassen,  dass  die 
Kommission  alsdann  nochmals  zu  entscheiden  hat  und  die  zwei- 
monatige Frist  von  der  neuen  Entscheidung  ab  läuft  (Art.  7  Abs.  10). 

In  der  ersten  vor  Inkrafttreten  der  Konvention  abzuhaltenden 
Session  (Art.  7  Abs.  8)  der  Kommission  sollte  es  nach  den  auf 
der  Brüsseler  Konferenz  geäusserten  Ansichten  Aufgabe  der  Kom- 
mission sein,  aus  eigener  Initiative  im  Sinne  des  Art.  7  Abs.  3 
Buchstabe  c  alle  Prämien  und  Überzölle  in  den  Nicht- Verband- 
staaten und  deren  Beträge  festzustellen,  damit  die  Verbandstaaten  bei 
Inkrafttreten  der  Konvention  das  Minimum  der  gebotenen  Ausgleichs- 
zölle kennten.  Dagegen  habe  die  Kommission  zu  einer  Revision  der  so 
von  ihr  getroffenen  Feststellungen  nicht  aus  eigener  Initiative, 
sondern  nur  auf  Antrag  eines  Verbandstaates  zu  schreiten  (Art.  4 
Abs.  3).  2)  Ein  solcher  Antrag  z.  B.  auf  anderweite  Feststellung 
des  Betrages  einer  Prämie  begründet  für  die  Kommission  natürlich 
nicht  die  Pflicht,,  die  Ziffer  der  Prämie  demgemäss  zu  verändern, 
sondern  nur  die  Pflicht,  die  Frage  zu  untersuchen.^) 

Ändert  hingegen  nach  getroffener  Feststellung  der  Kommission 
ein  Nicht-Verbandstaat  z.  B.  seinen  Überzoll,  so  steht  die  Fest- 
stellung dieser  Tatsache  der  Kommission  —  und  zwar  aus  eigener 
Initiative  — ,  aber  nicht  den  einzelnen  Verbandstaaten  zu.*) 

Der  einzelne  Verbandstaat  würde  also  im  Falle  der  Verringerung- 
des  Überzolles  des  Nicht- Verband  Staates  nicht  berechtigt  sein, 
seinen  Ausgleichszoll  unter  das  frühere  Minimum  hin  abzusetzen, 
solange    die    Kommission    ihre    neue    Feststellung    nicht    getroffen 


1)  Es  ist  nicht  ausdrücklich  gesagt,  ob  die  Kommission  oder  ob  der  einzelne 
Verbandstaat  darüber  zu  befinden  hat,  wann  die  Feststellung  innerhalb  der  zweimonatigen 
Frist  in  Kraft  treten  soll.  Es  scheint  aber,  dass  die  Bestimmung  darüber  den  einzelnen 
Verbandstaaten  überlassen  bleiben  sollte. 

2)  Primes,  p.  365,  369,  371, 
')  Primes,  p.  366. 

*)  Primes,  p.  366,  371. 
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hätte.  Etwas  anders  wäre  die  Sachlage  im  Falle  der  späteren 
Erhöhung  des  Überzolles  von  Seiten  des  Nicht- Verbandstaates^ 
weil  die  früher  von  der  Kommission  hinsichtlich  des  Überzolles 
und  der  Prämie  getroffene  Feststellung  nach  Art.  4  Abs.  2  nur 
das  Minimum  des  Betrages  darstellt,  welchen  die  einzelnen  Ver- 
bandstaaten als  Ausgleichszoll  verhängen  müssen.  Sie  können 
aber  über  dieses  Minimum  hinausgehen  und  würden  also  zu  einer 
solchen  Erhöhung  des  Ausgleichszolles  auch  selbständig  aus  der 
Erhöhung  des  Überzolles  des  Nicht- Verbandstaates  Anlass  nehmen 
können.  Jedoch  können  sie  über  das  von  der  Kommission  statuierte 
Minimum  mit  ihrem  Ausgleichszoll  nur  soweit  hinausgehen  und 
also  auch  im  Falle  einer  Erhöhung  des  Überzolles  des  Nicht- Ver- 
bandstaates nur  soweit  selbständig,  ohne  die  neue  Feststellung  der 
Kommission  abzuwarten,  den  Ausgleichszoll  erhöhen,  als  die  Über- 
schreitung jenes  Minimums  des  Ausgleichszolles  einschliesslich  ihrer 
sonstigen  Zölle  innerhalb  der  Grenzen  des  in  Art.  3  bezeichneten 
Maximums  des  Überzolles  vermehrt  um  den  Betrag  der  von  der 
Kommission  früher  festgestellten  Prämie  des  Nicht- Verbandstaates 
bleibt. 

Nach  Art.  7  Abs.  1  hat  die  Kommission  im  allgemeinen  die 
Aufgabe,  die  Ausführung  der  Bestimmungen  der  Kommission  zu 
überwachen. 

Der  Präsident  Smet  de  Naeyer  äusserte  auf  der  Brüsseler 
Konferenz,  die  Art  und  Weise  der  Ursprungsfeststellung  des  Zuckers 
(Vorlage  von  Ursprungszeugnissen)  sei  eine  Massnahme  der  Aus- 
führung der  Konvention  und  als  solche  im  Hinblick  auf  Art.  7 
Abs.  I.  seitens  der  Kommission  zu  regeln.  1)  FreiHch  geht  diese 
Bemerkung  zu  weit,  da  die  Ausführung  der  Konvention  grossenteils 
Sache  der  einzelnen  Verbandstaaten  ist,  und  die  Kommission  nach 
Art.  7  Abs.  I  die  Ausführung  nur  zu  überwachen  hat.  Aber  der 
Inhalt  einer  Reihe  von  Bestimmungen  der  Konvention  ist  derartig, 
dass  eine  Ausführung  derselben  im  Sinne  der  Konvention  auch 
Gleichförmigkeit  der  Ausführung  in  den  verschiedenen  Verband- 
staaten zur  wesentlichen  Voraussetzung  hat.  Es  ist  Aufgabe 
der  Kommission,  zu  prüfen,  inwieweit  die  Bestimmungen  der 
Konvention  eine  solche  gleichmässige  Ausführung  erheischen,, 
und  alsdann  gemäss  Art.  7  Abs.  9  zu  berichten,  wie  diese  gleich- 
mässige Ausführung  herbeigeführt  werden  kann.  Beantragt  dann 
keiner  der  Verbandstaaten    eine  Konferenz    über    die  betreffendea 


1)  Primes,  p.  331,  330, 
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Massnahmen,  so  werden  die  Vorschläge  der  Kommission  als  ange- 
nommen und  als  für  die  Ausführung  massgeblich  zu  erachten  sein. 
Soviel  ergeben  die  Verhandlungen  der  Brüsseler  Konferenz 
und  früher  der  Londoner  Konferenz  über  die  Auffassungen,  welche 
man  dort  von  dem  Wesen  und  der  allgemeinen  Aufgabe  der 
ständigen  Kommission  hatte. 


§  47.    Der  Charakter  der   ständigen  Kommission   und    das 
Verhältnis  der  Delegierten  und  der  delegierenden  Regierungen. 

Die  Anhaltspunkte  aus  der  Vorgeschichte  verdienen  jeden- 
falls Beachtung,  wenn  es  sich  darum  handelt,  auf  Grund  der 
Brüsseler  Konvention  selbst  Wesen  und  Funktionen  der  ständigen 
Kommission  und  der  Delegierten  derselben  festzustellen  und  dar- 
zulegen. 

Wie  die  Herstellung  der  Brüsseler  Konvention,  so  erscheint 
insbesondere  die  Ausführung  der  Bestimmungen  derselben  als  ein 
internationales  Gemeinschafts-  und  Verbandsinteresse.  Das  gilt 
daher  auch  von  der  Überwachung  der  Ausfuhrung  dieser  Be- 
stimmungen. Die  zum  Behufe  dieser  Überwachung  eingesetzte 
ständige  Kommission  (Art.  7  Abs.  i),  welche  nach  Art.  7  Abs.  2 
aus  Delegierten  der  verschiedenen  Verbandstaaten  besteht,  ist  also 
ein  unmittelbar  internationales  Organ,  welchem  eine  wichtige 
Funktion  im  internationalen  Gemeinschafts-  und  Verbandsinteresse 
anvertraut  ist.i) 

Da  es  sich  bei  der  ständigen  Kommission  um  ein  Kollegium 
handelt,  so  kann  jene  Funktion  nur  durch  entsprechendes  Zusammen- 
wirken der  Mitglieder  derselben  versehen  werden. 

Ob  dabei  die  Delegierten  als  selbständige  oder  als  unselb- 
ständige und  die  Instruktionen  der  delegierenden  Regierungen 
vertretende  Mitglieder  zu  erachten  sind,  so  dass  letzterenfalls  die 
delegierenden  Regierungen  die  eigentlichen  Mitglieder  derselben 
wären,  mag  vorläufig  dahingestellt  bleiben. 

Die  einzelnen  Verbandregierungen  haben  auf  alle  Fälle  indirekt 
eine  Einwirkung  auf  das  Verhalten  der  Kommission,  insofern  sie 
die  Delegierten  bestellen. 

Nicht  bloss  die  Kommission  als  Kollegium,  sondern  auch  die 
einzelnen  eigentlichen  Mitglieder  der  Kommission  haben  jedenfalls 


^)  Vgl.    zum    folgenden   Kaufmann,    Rechtskraft,    S.    14,    112 — 121.      Kaufmann, 
Kommissare,  S.  8 — 10,  22 — 26,  48 — 55. 
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■die  internationale  Pflicht,  ihre  durch  die  Brüsseler  Konvention 
bestimmten  Funktionen  entsprechend  dem  internationalen  Ge- 
meinschafts- und  Verbandsinteresse  zu  versehen  und  bzw.  zu  solcher 
Versehung  mitzuwirken,  i) 

Wenn  und  soweit  die  einzelnen  Verbandreg-ierungen  berechtigt 
und  verpflichtet  sind,  die  Haltung  ihres  Delegierten  in  der  Kom- 
mission durch  Instruktionen  zu  bestimmen,  so  müssen  auch  sie 
also  bei  der  Instruktionserteilung  das  internationale  Gemeinschafts- 
und Verbandsinteresse  an  der  Überwachung  der  Durchfuhrung  der 
Bestimmungen  der  Brüsseler  Konvention  im  allgemeinen  und  in 
den  in  letzterer  bestimmten  speziellen  Hinsichten  zur  Richtschnur 
nehmen. 

Zwischen  dieser  Gemeinschafbsaufgabe  und  dem  Sonderinteresse 
des  einzelnen  Verbandstaates  können  sich  Kollisionen  ergeben. 
Die  betreffende  Verbandregierung  würde  alsdann  jedenfalls  ihre 
internationale  Pflicht  verletzen,  wenn  sie  ihren  Delegierten  zu  einem 
Verhalten  in  der  Kommission  instruierte,  welches  unter  Hintansetzung 
jener  Gemeinschaftsaufgabe  die  Förderung  der  politischen  oder 
wirtschaftspolitischen  Sonderinteressen  jenes  Verbandstaates  be- 
zweckte. 

Die  Kommission  hat  die  Aufgabe,  die  Ausführung  der  Be- 
•stimmung^en  der  Konvention  zu  überwachen.  Der  Verbandstaat 
•dürfte  daher  — ,  auch  wenn  dies  in  seinem  Sonderinteresse  läge,  — 
keinesfalls  seinen  Delegierten  zu  einem  Verhalten  instruieren, 
welches  bezweckte,  die  Überwachung  der  Ausfuhrung  der  Brüsseler 
Konvention  zu  verhindern  oder  illusorisch  zu  machen.  Die  Brüsseler 
Konvention  charakterisiert  in  Art.  i  den  Begriff  und  gewisse  Arten 
der  Zuckerprämie  und  untersagt  dieselbe  den  Verbandstaaten ;  sie 
begrenzt  in  den  Artikeln  3  und  4  den  zulässigen  Überzoll  und 
bestimmt  die  bei  höherem  Überzoll  eines  Nicht- Verbandstaates 
anzunehmende  Prämie.  Ein  Verbandstaat  dürfte  daher,  auch  wenn 
ihm  dies  z,  B.  im  Hinblick  auf  seine  politischen  und  wirtschafts- 
politischen Beziehungen  zu  dritten  Staaten  wünschenswert  wäre, 
seinen  Delegierten  keinesfalls  instruieren,  in  der  Kommission  (bei 
Beratungen,  Prüfungen,  Abstimmungen,  Feststellungen)  darauf 
hinzuwirken,   dass  in  Fällen  der  betreffenden  Art  eine  Prämie,    ein 


^)  Dazu  gehört  auch  die  möglichst  schleunige  Veröffentlichung  der 
Berichte  der  Kommission  (Art.  7  Abs.  9).  Wenn  sich  dagegen  Widerstände  geltend 
machen,  so  wird  leicht  der  Zweifel  wach,  ob  die  einzelnen  Delegierten  die  international- 
gemeinsamen  Interessen  aller  Verbandnationen  und  das  allgemeine  Interesse  ihrer  Nation 
xax  Richtschnur  nehmen. 

Kaufmann,  Welt-Zuckerindustrie.  16 
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unzulässiger  Überzoll  nicht  oder  nicht  in  entsprechender  Höhe 
festgestellt  werde,  u.  s.  w.i) 

Ebensowenig  dürfte  ein  Verbandstaat  oder  dürften  eine  Reihe 
von  Verbandstaaten  ihre  Delegierten  instruieren,  in  Fällen,  in 
welchen  in  einem  Nicht- Verbandstaat  keine  Prämie  besteht,  für 
das  Vorhandensein  einer  Prämie  zu  stimmen,  —  etwa  um  sich 
durch  die  dann  zu  verhängenden  Ausgleichszölle  oder  Einfuhrverbote 
von  einer  lästigen  Konkurrenz  zu  befreien  und  so  eventuell  die 
Zucker-Einfuhrstaaten  (mittels  internationalen  Karteiles  der  Zucker- 
industrien der  zuckererzeugenden  Verbandstaaten)  in  monopolistische 
Abhängigkeit  zu  bringen.  2) 

Ein  Verbandstaat,  der  — ,  wenn  zur  Instruktionserteilung  be- 
rechtigt, —  diese  Instruktion  in  dem  letzterwähnten  Sinne  erteilen 
würde,  würde  sich  einer  schweren  Verletzung  seiner  internationalen 
Pflichten  schuldig  machen.  Auch  in  dieser  Hinsicht  wird  die 
Öffentlichkeit  gut  tun,  das  Verhalten  der  einzelnen  Verbandstaaten 
wachsam  zu  verfolgen. 

Heikel  und  nicht  selten  unsicher  bleibt  aber  die  Erfüllung  der 
durch  die  Konvention  der  Kommission  zugewiesenen  international 
gemeinsamen  Aufgabe,  wenn  die  einzelnen  Delegierten  nach  Be- 
lieben der  Verbandstaaten  von  speziellen  Instruktionen  der  letzteren 
abhängig  gemacht  werden  dürfen.  Denn  die  einzelnen  Verband- 
staaten, welche  alsdann  ihrerseits  in  Hinsicht  auf  die  Aufgabe  der 
Kommission  das  international  gemeinsame  Interesse  wahrzunehmen 

^)  Die  Magdeburger  Zeitung  hatte  anfänglich  die  Mitteilung  gebracht,  bei  der 
Prüfung  des  österreichischen  (und  projektierten  ungarischen)  Kontingentierungssystems 
(Österreich.  Gesetze  vom  31.  I.  1903)  habe  der  deutsche  Delegierte  in  demselben  Sinne, 
■wie  der  österreichische  und  der  ungarische  Delegierte  seine  Stimme  abgegeben,  aber 
gleichzeitig  ausdrücklich  hervorgehoben,  diese  Stimmabgabe  bedeute  nicht  eine  Billigung 
des  österreichischen  und  ungarischen  Systems.  Diese  Nachricht  wurde  demnächst  (National- 
zeitung vom  24.  VI.  1903,  Abendausgabe)  als  unzutreffend  bezeichnet  und  ist  tatsächlich 
unzutreffend  gewesen.  Der  deutsche  Delegierte  hat  mit  der  Mehrheit  gegen  den  österreichischen 
und  ungarischen  Delegierten  jene  Kontingentierung  als  mit  der  Brüsseler  Konvention 
unvereinbar  erklärt  (Commercial  No.  6  [1903],  p.  9).  In  der  Tat  würde  jene  erst 
fälschlich  gemeldete  Haltung  des  deutschen  Delegierten  nach  der  Brüsseler  Konvention 
durchaus  unzulässig  gewesen  sein.  Es  hätte  den  internationalen  Pflichten,  welche 
aus  derselben  für  die  Verbandregierungen  und  deren  Delegierte  erwachsen,  durchaus 
widersprochen,  wenn  die  deutsche  Regierung  und  deren  Delegierter  zu  dem  Schlüsse 
gelangt  wären,  die  österreichische  und  ungarische  Kontingentierung  für  unvereinbar  mit 
der  Brüsseler  Konvention  zu  halten,  aber  dennoch  aus  Rücksichten  ihre  Stimme  im 
entgegengesetzten  Sinne  abgegeben  hätten. 

*)  Diesen  letzteren  Fall  erwähnte  Chamberlain  und  bezeichnete  ein  ihm  ent- 
sprechendes Verhalten  als  durchaus  unzulässig  in  seiner  Rede  im  House  of  Commons- 
vom  29.  VII.   1903. 
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verpflichtet  sind,  haben  eben  möglicherweise  gfleichzeitig-  stark 
divergierende  Sonderinteressen,  die  sie  nicht  preisgeben  wollen 
und,  soweit  sie  selbst  unmittelbar  zur  Aktion  berufen  sind,  viel 
leicht  auch  nicht  preisgeben  können. 

Die  Frage  ist  daher  von  erheblicher  Wichtigkeit,  ob  und  in- 
wieweit im  Sinne  der  Brüsseler  Konvention  die  Delegierten  der 
Verbandregierungen  in  der  Kommission  an  der  internationalen 
Aufgabe  der  letzteren  unmittelbar  selbständig  nach  eigenem  Er- 
messen oder  in  Abhängigkeit  von  den  Instruktionen  ihrer  respek- 
tiven  Heimatregierungen  mitzuwirken  haben. 

Eine  Bestimmung,  dass  die  Delegierten  —  unabhängig  von 
den  Instruktionen  ihrer  Heimatstaaten  —  ihre  Aufgaben  als  Kom- 
missionsmitglieder kraft  unmittelbarer  internationaler  Rechtspflicht 
selbständig  zu  erfüllen  haben,  enthält  die  Brüsseler  Konvention 
jedenfalls  nicht  ausdrücklich.  Aber  auch  die  Art  der  Aufgaben 
der  Delegierten  lässt  eine  völlige  Loslösung  von  den  Instruktionen 
der  Heimatregierung  schwerUch  als  gewollt  erscheinen.  Dafür 
hängen  die  von  der  Kommission  zu  behandelnden  Fragen  und  zu 
machenden  Festellungen  vielfach  zu  eng  mit  dem  gesamten  wirt- 
schaftlichen und  politischen  Zustand  der  einzelnen  Staaten  zusammen 
und  erfordern  teilweise,  dass  allgemeine  Zweckmässigkeits-,  wirt- 
schaftliche und  politische  Erwägungen  für  die  Feststellung  mit  in 
Betracht  gezogen  werden. 

Aber  der  Internationalität  der  Kommissionsaufgabe  und  der 
Schwierigkeit  für  die  einzelne  Verbandregierung,  sich  selbst  von 
dem  widerstreitenden  Einfluss  ihrer  poUtischen  Sonderinteressen  im 
konkreten  Falle  freizuhalten,  entspricht  es  andererseits,  dass  den 
Delegierten  eine  relativ  weitgehende  Selbständigkeit  belassen  wird 
imd  werden  muss,  nach  ihrem  eigenen  besten  unparteiischen  Er- 
messen entsprechend  dem  Inhalt  der  Konventionsbestimmungen  an 
den  Aufgaben  der  Kommission  mitzuwirken,  und  dass  dieselben 
also  in  dieser  Hinsicht  durch  Instruktionen  ihrer  Heimatregierung 
möglichst  wenig  bestimmt  und  gehemmt  werden. 

Der  Delegierte  in  der  Kommission  ist  nicht  ein  diplomatischer 
Vertreter    für    die    besonderen  Interessen    seiner    Heimatregierung. 

Der  Delegierte  ist  ein  Organ  des  Verbandstaates  für  eine 
spezielle  internationale  Aufgabe  und  muss,  wenn  auch  nicht  völlig 
unabhängig  von  der  Heimatregierung,  doch  relativ  selbständig 
gestellt  werden,  um  diese  spezielle  Aufgabe  der  eigenen  inter- 
nationalen Pflicht    des  Verbandstaates    entsprechend  für  denselben 

lösen  zu  können. 

16* 
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Daher  erscheint  es  keineswegs  ausgeschlossen,  dass  der 
Delegierte  des  Verbandstaates  in  der  Kommission  im  Hinblick  auf 
die  internationale  Aufgabe  nach  der  einen  Richtung,  die  Verband- 
regierung selbst  aber  im  Hinblick  auf  ihre  Sonderinteressen  in 
anderer  Weise  zu  derselben  Frage  Stellung  nimmt. 

Das  scheint  man  auch  während  der  Londoner  Verhandlungen 
von  1888  und  auf  den  der  Konvention  vorangegangenen  Brüsseler 
Konferenzen  als  möglich  erachtet  zu  haben. 

So  hat  der  deutsche  Delegierte  Jordan  1888  geäussert:  1)  Falls 
ein  Verbandstaat  durch  seinen  Delegierten  die  Aufmerksamkeit 
der  Kommission  auf  einen  Vorgang  lenken  lasse,  in  welchem  jener 
Verbandstaat  eine  Verletzung  der  Konvention  oder  z.  B.  eine 
Prämie  eines  (Verband-  oder)  Nicht-Verbandstaates  zu  erblicken 
glaube,  so  könne  jener  Verbandstaat,  selbst  wenn  die  ganze  Kom- 
mission eine  Verletzung  der  Konvention  oder  eine  Prämie  nicht 
als  vorHegend  erachte,  doch  eventuell  hierüber  noch  eine  Entschei- 
dung der  Konferenz  der  Verbandstaaten  herbeiführen.  Hier  scheint 
der  deutsche  Delegierte  also  die  Möglichkeit  einer  Divergenz 
zwischen  der  Abstimmung  des  Delegierten  des  Verbandstaates 
und  der  von  dem  Verbandstaat  selbst  geltend  gemachten  Ansicht 
anzunehmen.  Denn  er  setzt  voraus,  dass  die  ganze  Kommission 
anderer  Ansicht  gewesen  sei. 

Auf  der  Brüsseler  Konferenz  hat  man  fiir  angezeigt  erachtet, 
ausdrücklich  zu  Protokoll  zu  konstatieren,  dass,  sofern  die  Kommission 
nach  Art.  7  Abs.  3  Buchstabe  d  über  Streitfragen  Gutachten  ab- 
zugeben hat,  sie  mit  den  streitigen  Fragen  entweder  durch  die 
Regierungen  selbst  oder  durch  die  Delegierten  derselben  im 
Schosse  der  Kommission  befasst  werden  kann.  2)  Man  hat  also 
darin  zwei  wesensverschiedene  Fälle  erblickt. 

Dort  hat  man  ferner  ausdrücklich  unterschieden:  eine  Revision 
der  Ziffer  von  einmal  festgestellten  Prämien  habe  die  Kommission 
nicht  aus  eigener  Initiative,  sondern  nur  auf  Antrag  eines  Verband- 
staates vorzunehmen.  3)  Und  hinsichtlich  der  von  der  Kommission 
festgestellten  Prämie  aus  zu  hohen  Überzöllen  von  Nicht- Verband- 
staaten ist  in  Art.  4  Abs.  3  ausdrücklich  bestimmt,  dass  die  so 
berechnete  Ziffer  „auf  Antrag  eines  Verbandstaates"  zu  berich- 
tigen ist. 

Da    aber    auch    die    eigene  Initiative    der  Kommission    immer 

^)  Commercial  No.   13  (1888),  p.   125. 
2)  Primes,  p.  292. 
»)  Primes,  p.  365. 
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von  irgend  welchen  Delegierten  in  derselben  angeregt  sein  müsste, 
hätte  jene  Unterscheidung  keinen  Sinn,  wenn  der  Delegierte 
schlechthin  als  von  Instruktionen  abhängiger  Vertreter  der  be- 
sonderen Interessen  seines  Heimatstaates  figurierte. 

Es  kommt  aber  namentlich  folgendes  in  Betracht:  Die  Kom- 
mission, welche  die  Ausführung  der  Bestimmungen  der  Konvention 
zu  überwachen  hat,  hat  nach  Art.  7  Abs.  9  im  allgemeinen  in 
dieser  Beziehung  die  Aufgabe  der  Feststellung  und  Prüfung.  Fest- 
stellung und  Prüfung  aber  bestehen  in  der  Herstellung  der  möglichst 
vollständigen  Kenntnis  und  der  genauen  Würdigung  der  in  Frage 
kommenden  Tatsachen.  1)  Nur  erst  die  Tätigkeit  der  Kommission 
gibt  die  Mittel  zu  solcher  objektiven  Klarstellung  und  Würdigung. 
Nur  in  und  aus  dem  Wirken  der  Kommission  kann  das  einzelne 
Mitglied  sich  eine  auf  umfassenden  Grundlagen  beruhende  ob- 
jektive Ansicht  bilden.  —  In  dem  Wirken  der  Kommission  steht 
aber  in  solcher  Weise  nur  der  Delegierte  der  Verbandregierung, 
nicht  die  Verbandregierung  selbst.  Ist  nun  die  objektive  Fest- 
stellung und  Prüfung  des  in  Betracht  kommenden  Sachverhalts 
internationale  Pflicht,  so  kann  diese  Pflicht  nur  von  dem  Delegierten 
in  weitgehender  Selbständigkeit,  nicht  von  der  Verbandregierung, 
die  den  Delegierten  als  abhängiges  Mundstück  benutzt,  er- 
füllt werden.  Würde  in  Wahrheit  von  den  einzelnen  Verband- 
regierungen, welche  ihren  Delegierten  als  abhängiges  Mundstück, 
als  diplomatischen  Vertreter  ihrer  Sonderinteressen  benutzen,  die 
Mitwirkung  ausgehen,  so  würde  das,  was  durch  Zusammenwirken 
der  Verbandregierungen  als  Kommissionsbeschluss  herauskäme, 
vielfach  keine  objektive  Feststellung  und  Prüfung,  also  nicht  das 
sein,  was  die  Kommission  zu  leisten  internationalrechtlich  berufen 
und  verpflichtet  ist. 

Man  wird  daher  auch  bei  der  Tätigkeit  in  der  Kommission 
geradezu  die  Grenzlinie  zwischen  dem  unabhängigen,  unmittelbar 
nach  dem  Inhalt  der  Konventionsnormen  sich  richtenden  Ermessen 


^)  Vgl.  in  dem  Haager  Abkommen  zur  friedlichen  Erledigung  internationaler  Streit- 
falle vom  29.  VII.  1899  den  Artikel  12  des  dritten  Titels  über  internationale  Unter- 
suchungskommissionen. 

Chamberlain  hob  in  seiner  Rede  im  House  of  Commons  vom  29.  VII.  1903 
mit  Recht  hervor,  die  Delegierten  hätten  insbesondere  Tatsachen  festzustellen,  und 
dieselben  würden  sich  eines  ehrenrührigen  Verhaltens  schuldig  machen,  wenn  sie 
solche  Feststellungen  (bewusst)  der  Wirklichkeit  zuwider  machten.  Der  bisherige 
britische  Unterstaatssekretär  der  Kolonien  und  jetzige  Landwirtschaftsminister  Earl 
of  Onslow  sagte  am  10.  VIII.  1903  im  House  of  Lords:  Die  Kommission  sei  ,a  jury, 
not  judges  and  would  have  to  decide  on  a  question  of  facts.' 
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des  Deleg-ierten  einerseits  und  der  zulässlgfen  Instruierung*  desselben 
von  Seiten  der  Heimatregfierung"  andererseits  in  folg-ender  Weise 
zu  ziehen  haben: 

Die  Brüsseler  Konvention  weist  der  Kommission  die  Aufg-abe 
zu,  die  Ausführung  der  Bestimmungen  der  Konvention  im  allge- 
meinen und  in  den  von  ihr  bezeichneten  speziellen  Hinsichten  zu 
überwachen.  Es  ist  das  eine  im  Ziel  identische  und  gemeinsame 
Kontrollaufgabe  für  die  verschiedenen  Mitglieder  der  Kommission. 
In  Ausübung  dieser  Überwachung  soll  die  Kommission  Fest- 
stellungen von  Sachverhalten  machen  und  dieselben  auf  ihre 
Übereinstimmung  oder  ihre  Unvereinbarkeit  mit  den  Konventions- 
bestimmungen prüfen.  Es  ist  das  zunächst  gleichfalls  eine  für 
alle  Mitglieder  der  Kommission  identische  und  gemeinsame  Aufgabe 
der  Wahrheits-  oder  Wirklichkeitsermittelung. 

In  einigen  Fällen  ist  den  Feststellungen  und  Berechnungen 
der  Kommission  Vollstreckbarkeit  beigelegt.  Das  bedeutet  aber 
in  mehreren  Fällen  nur,  es  sei  auf  Grund  der  Wirklichkeits- 
ermittelung der  Kommission,  z.  B.  auf  Grund  der  Feststellung  der 
Kommission  von  dem  Bestehen  einer  Prämie  in  einem  Nicht- Ver- 
bandstaat, unmittelbar  die  von  der  Konvention  vorgeschriebene 
Folgerung  zu  ziehen,  dass  gegen  den  betreffenden  Nicht- Verband- 
staat ein  entsprechender  Ausgleichszoll  zu  verhängen  ist. 

Insoweit  es  sich  um  diese  im  Ziel  identische  und  gemeinsame 
Kontroll-,  Feststellungs-  und  Prüfungstätigkeit  handelt,  wird  den 
Delegierten  für  ihre  Tätigkeit  in  der  Kommission  seitens  der 
Heimatregierungen  freie  Hand  zu  lassen  sein. 

Hingegen  wird  ausser  der  eigenen  Initiative  des  Delegierten 
auch  die  ihm  von  der  Heimatregierung  gegebene  Instruktion  be- 
rechtigter Weise  es  veranlassen  können,  dass  gewisse  Vorgänge 
auf  ihre  Vereinbarkeit  oder  Nicht- Vereinbarkeit  mit  den  Kon- 
ventionsbestimmungen seitens  der  Kommission  untersucht  werden. 
In  den  „Feststellungen"  der  Kommission  handelt  es  sich  viel- 
fach darum,  auf  Grund  der  bewirkten  Wirklichkeitsermittelungen 
Vorschläge  für  die  Gestaltung  der  Verhältnisse,  also  für  eine  Willens- 
aktion zu  machen.  Insoweit  bei  der  festgestellten  Sachlage  aus  dem 
Inhalt  der  Konvention  der  Inhalt  dieser  Vorschläge  nicht  unmittelbar 
notwendig-  folgt,  sondern  auf  verschiedene  Weise  dem  Inhalt  der  Kon- 
vention entsprochen  werden  kann,  wird  wiederum  der  Delegierte  be- 
rechtigter Weise  durch  die  Instruktion  seiner  Heimatregierung  ang-e- 
wiesen  werden  können,  den  einen  oder  den  anderen  Vorschlag  zu 
jnachen,  bzw.  dafür  zu  stimmen.  Denn  soweit  der  Inhalt  der  Konvention 
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-eine  Wahl  hinsichtlich  des  zur  Ausführung  derselben  Erforderlichen 
lässt,  können  die  einzelnen  Verbandstaaten  berechtigter  Weise  ihr 
Sonderinteresse  zu  Rate  ziehen  und  ihren  Deleg-ierten  anweisen, 
demg-emäss  in  der  Kommission    sich    zu  äussern    und  zu  stimmen. 

Wenn  endUch  es  sich  in  der  Kommission  um  einen  Vorg-ang- 
handelt,  bei  welchem  ein  spezielles  Verbandland  als  direkt  Beteiligter, 
als  direkter  Interessent,  g*ewissermassen  als  Partei  erscheint,  so 
wird  diesem  Verbandland  in  solchem  Falle  allerdings  nicht  zu- 
gemutet werden  können,  auf  seine  Stimme  in  der  Kommission 
zu  verzichten.  Denn  die  Kommission  ist  auch  in  diesem  Falle 
nur  als  Organ  des  Verbandes,  zu  welchem  auch  das  betreffende 
Verbandland  gehört,  legitimiert.  Durch  Ausscheiden  der  Stimme 
-des  betreffenden  Verbandlandes  würde  aber  in  jenem  Falle 
lediglich  ein  engerer  Verband  bleiben,  dessen  Organ  keine 
Autorität  über  das  in  concreto  ausgeschiedene  Verbandland  be- 
anspruchen könnte.  So  ist  auf  der  Brüsseler  Konferenz  ausdrücklich 
hervorgehoben  worden,  dass  z.  B.  eines  jener  Verbandländer, 
welche  nach  Art.  6  eine  Ausnahmsstellung  haben,  solange  sie 
keinen  Zucker  exportieren,  auch  dann  in  der  Kommission  stimm- 
berechtigt sein  müsse,  wenn  es  sich  um  die  Frage  handele,  ob 
dasselbe  ein  Zucker  ausführendes  Land  geworden  sei  und  deshalb 
fortan  die  Ausnahmsstellung  nicht  mehr  beanspruchen  könne, 
sondern  alle  Verpflichtungen  der  Verbandstaaten  auf  sich  nehmen 
müsse.  1) 

Es  wird  aber  in  einem  solchen  Falle  der  speziell  interessierte 
Verbandstaat,  gerade  weil  er  nach  dem  Inhalt  und  den  Bestim- 
mungen der  Brüsseler  Konvention  als  direkter  Interessent,  gewisser- 
massen  als  Partei,  in  Betracht  kommt,  berechtigt  sein,  durch  In- 
struktion das  Verhalten  seines  Delegierten  in  der  Kommission  zu 
bestimmen. 

Denn  es  muss  ihm  die  Möglichkeit  gegeben  sein,  in  der 
Kommission  darzutun  und  zu  vertreten,  dass  er  als  Interessent 
oder  Partei  innerhalb  des  nach  der  Konvention  Zulässigen  ver- 
bHeben  ist. 

Aber  freilich  die  internationale  Pflicht,  sich  innerhalb  der 
Konvention  zu  halten,  besteht  auch  in  diesem  Falle  für  den 
Verbandstaat. 

Es  würde  also  z.  B.  ein  Verbandstaat,  welcher  bisher  die  Aus- 
nahmsstellung des  Artikels  6   hatte,    aber    ganz  unzweifelhaft  und 


^)  Primes»  p.  367,  368. 
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ihm  selbst  bewusst  zum  Zuckerausfiihrstaat  geworden  ist,  seine 
internationale  Pflicht  verletzen,  wenn  er  seinen  Delegierten  in- 
struierte, in  der  Kommission  dafür  zu  plädieren  und  zu  stimmen, 
dass  er  kein  Ausfuhrstaat  sei  und  daher  auch  fernerhin  Anspruch 
auf  die  mit  minderen  Pflichten  belastete  Ausnahmssteliung-  des 
Artikels  6  habe. 

Die  im  vorstehenden  versuchten  Grenzziehungen  zwischen 
berechtigter  und  unberechtigter  Bindung  des  Kommissions -Dele- 
gierten an  eine  Instruktion  werden  in  der  Praxis  nicht  alle  Zweifel,. 
Schwierigkeiten  und  Bedenken  lösen.  Im  konkreten  Falle  kommt 
es  darauf  an,  dass  die  Verbandregierungen  gewissenhaft  und 
loyal  ihre  Pflichten  aus  der  Konvention  im  Auge  behalten  und 
demgemäss  das  Mass  und  den  Inhalt  ihrer  Instruktionen  an  ihre 
Kommissions -Delegierten  einrichten.  Den  Verbandregierungen 
aber  wird  das  Gewissen  in  dieser  Hinsicht  um  so  mehr  geschärft 
werden  und  bleiben,  je  allgemeiner  das  Bewusstsein  von  der  Be- 
deutung der  Innehaltung  und  Durchführung  der  Brüsseler  Konvention 
wird  und  bleibt,  und  je  eifersüchtiger  die  öffentliche  Meinung-  infolge- 
dessen über  das  Verhalten  der  Verbandregierungen  wacht. 

Der  Sitz  der  ständigen  Kommission  ist  jetzt  nach  Art.  7  Abs.  2 
der  Brüsseler  Konvention  Brüssel.^)  In  der  Londoner  Konvention 
von  1888  war  kein  ständiger  Sitz  der  Kommission  bestimmt,  son- 
dern nur  (Art.  6  Abs.  7  der  Londoner  Konvention)  angeordnet 
worden,  dass  dieselbe  ihre  erste  Zusammenkunft  in  London  haben 
solle.  In  den  vorangegangenen  Londoner  Verhandlungen  war  aber 
der  Gesichtspunkt  des  Erfordernisses  der  UnparteiHchkeit  der  Orts- 
regierung hervorgehoben  worden.^) 

In  dieser  Hinsicht  hatte  der  belgische  Delegierte  Guillaume 
bemerkt: 

Wie  grosses  Vertrauen  auch  immer  die  Unparteilichkeit  der 
vertretenen  Regierungen  und  der  Mitglieder  der  Kommission  ein- 
flössen sollte,  so  könne  doch  besorgt  werden,  dass  lokale  Interessen 
auf  die  von  der  Kommission  zu  fassenden  Beschlüsse  drückten.  Es 
sei  daher  unumgängUch,  die  Kommission  vor  solchen  Vermutungen 
sicher  zu  stellen.  Durch  ständige  Fixierung  des  Sitzes  der  Kom- 
mission in  London  würden  die  Beschlüsse  der  Kommission  eine 
wirkUche  Autorität  gewinnen,  insofern  London  die  Hauptstadt  einer 
Grossmacht  sei,  welche  kein  direktes  Interesse  an  den  Details  der 
Zuckergesetzgebung  habe. 

1)  Primes,  p,  370. 

2)  Commercial  No.   13  (1888).  p.  122. 
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Dieser  Auffassung-  pflichteten  der  deutsche  Delegierte  Jordan, 
der  italienische  Delegfierte  Catalani  und  der  russische  Delegierte 
Kamenski  ausdfücklich  bei.  Letzterer  beg-riindete  dies  noch  näher 
dahin,  Grossbritannien  sei  g"ewissermassen  neutral 

1.  in    Hinsicht    auf    alle    politischen    Komplikationen,    welche 
Handels-  und  Industriefragen  beträfen, 

2.  weil  es  keinen  Rübenzucker  erzeuge. 

Deshalb  könne  man  auf  seine  Unparteilichkeit  in  der  Behand- 
lung streitiger  Fragen  rechnen.  Und  deshalb  würden  mit  seiner 
Unterstützung  alle  Pflichten  der  Kommission  und  des  ihr  bei- 
geordneten Bureaus  gewissenhafter  und  mit  mehr  Unparteilichkeit, 
als  anderswo,  erfüllt  werden. 

Selbstverständlich  ist  es  aber  auch  jetzt,  da  der  Sitz  der 
Kommission  in  Brüssel  fixiert  ist,  ebenso  sehr  internationale  Pflicht 
der  belgischen  Ortsregierung  und  der  Verbandregierungen  über- 
haupt, die  Kommission  vor  dem  Einfluss  sowohl  lokaler  wie  sonstiger 
Sonderinteressen  zu  bewahren  und  also  vor  allen  Dingen  ihren 
Einfluss  in  der  Kommission  nicht  selbst  im  Widerspruche  mit  den 
international  gemeinsamen  Aufgaben  der  Kommission  für  ihre  Sonder- 
zwecke zu  missbrauchen. 

§  48.  Zusammensetzung  und  Sitz  der  ständigen  Kommission. 

Die  ständige  Kommission  besteht  aus  Delegierten  der  Ver- 
bandstaaten (Art.  7  Abs.  2).i)  Jeder  Verbandstaat  kann  in  der 
Kommission  durch  einen  Delegierten  oder  durch  einen  Delegierten 
und  durch  Hilfsdelegierte  vertreten  sein  (Art,  7  Abs.  6).  Die 
Hilfsdelegierten  nehmen  an  den  Beratungen  teil,  haben  aber  kein 
Stimmrecht.  Insbesondere  hatte  man  im  Auge,  dass  im  Falle  des 
Beitrittes  der  britischen  Selbstverwaltungskolonien  letztere  neben 
dem  Delegierten  der  britischen  Regierung  solche  Hilfsdelegierte 
bestellen  könnten.  2) 

Da  zwar  nicht  der  Zuckerzoll,  aber  die  sonstige  fiskalische 
Behandlung  des  Zuckers  nach  den  Verfassungsverhältnissen  von 
Österreich  und  Ungarn  der  besonderen  Behandlung  eines    jeden 

^)  Ihr  ist  die  ständige  Geschäftsstelle  beigegeben  (Art.  7  Abs.  2  und  4}.  Die 
Besoldung  oder  Entschädigung  der  einzelnen  Delegierten  ist  von  den  betreffenden 
Heimatländern  derselben  zu  zahlen.  Im  übrigen  werden  die  aus  der  Einrichtung  und 
der  Tätigkeit  der  ständigen  Geschäftsstelle  und  der  Kommission  erwachsenden  Kosten 
Ton  allen  Verbandstaaten  getragen  und  nach  einem  von  der  Kommission  festzustellenden 
Plane  unter  sie  verteilt  (Art.  7  Abs.   11). 

«)  Piimes,  p.  293,  369. 


250  Kapitel  III.     Geschichte  der  Versuche  internationaler  Regelung  etc. 

dieser  beiden  Länder,  wenn  auch  nach  vereinbarten  g-leichmässigen 
Gesetzen,  untersteht, i)  so  haben  Österreich  und  Ungarn  je  einen 
besonderen  Delegierten  in  der  Kommission  (Art.  7  Abs.  2).^) 

Die  Kommission,  welche,  wie  oben  bereits  gesagt,  ihren  Sitz 
in  Brüssel  hat,  wählt  ihren  Vorsitzenden  und  tritt  auf  dessen  Ein- 
ladung zusammen. 

Die  Kommission  hat  während  ihrer  zweiten  Session  am 
15.  Oktober  1903  einen  von  der  ständigen  Geschäftsstelle  ausge- 
arbeiteten Entwurf  eines  Kommissionsreglements  in  erster  Lesung 
angenommen.3) 

§  49.   Die  Funktionen  der  ständigen  Kommission.    Bindende 
Entscheidungen  und  Feststellungen. 

In  einigen  Fällen  sind  die  Feststellungen  und  Berechnungen 
der  Kommission  für  die  Verbandstaaten  bindend. 

Es  sind  die  folgenden  Fälle,  in  welchen  gleichzeitig  ausdrück- 
lich bestimmt  ist,  dass  die  Kommission  durch  Mehrheitsbeschluss*) 
entscheidet : 

1.  Die  Feststellung,  ob  die  im  Art.  6  bezeichneten  Verband- 
staaten Italien  und  Schweden  (und  wenn  es  ratifiziert:  Spanien) 
nach  wie  vor  keinen  Zucker  ausführen  (Art.  7  Abs.  10  und  Abs.  3 
Buchstabe  b).  Ein  Jahr^)  —  oder  womöglich  schon  früher  — , 
nachdem  die  ständige  Kommission  festg-estellt  hat,  dass  einer  dieser 
Verbandstaaten  Zucker  ausführt,  muss  derselbe  seine  Gesetzgebung 
über  die  Behandlung"  des  Zuckers  mit  den  Bestimmungen  der  Kon- 
vention in  Einklang  bringen  (Art.  6  Abs.  2). 

2.  Die  Feststellung  und  Berechnung  von  Prämien  in  den 
Nicht- Verbandstaaten  behufs  Anwendung  der  in  Art.  4  enthaltenen 
Straf klausel  (Art.  7  Abs.  10  und  Abs.  3  Buchstabe  c).  Der  Be- 
schluss  über  die  von  einem  Verbandstaat  beantragte  Berichtigfung 
des  als  Prämie  anzusehenden   halben  Überschussbetrages  über  das 


1)  Vgl.  S.  84  fg. 

2)  Primes,  p.  293,  333. 

*)  „Deutsche  Zuckerindustrie"   1903,  S.   1669. 

*)  Darunter  ist  die  Mehrheit  der  anwesenden  und  stimmenden  Delegierten  nach 
ordnungsmässiger  Berufung  und  ordnuugsmässigem  Zusammentritt  der  Kommission  zu 
verstehen. 

■)  Die  Jahresfrist  läaft  von  dem  Augenblick,  in  welchem  die  Feststellung  der  Kom- 
mission in  Kraft  getreten  ist.  D.  h.  von  dem  Ablauf  der  in  Art.  7  Abs.  10  vorgesehenen 
zweimonatigen  Frist  seit  der  Beschlussfassung  und  eventuell  Berufungs-Beschlussfassuag 
der  Kommission. 
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in  Art.  3  zugelassene  Überzoll-Maximum  (Art.  4  Abs.  3)  ist  ein 
hierher  gehörig-er  Unterfall,  erfolget  daher  auch  durch  Mehrheit 
und  ist  für  die  Verbandstaaten  bindend.  1) 

3.  Die  Prüfung  und  zustimmende  oder  ablehnende  Meinungs- 
äusserung-, zu  welcher  die  Kommission  gemäss  Art.  9  und  Art.  7 
Abs.  3  Buchstabe  e  hinsichtlich  der  Anträge  auf  Zulassung  zum 
Verbände  berufen  ist,  die  von  den  an  der  Brüsseler  Konvention 
nicht  beteiligten  Staaten  gestellt  werden  (Art.  7  Abs.  10  Schlusssatz).  2) 

In  vorstehenden  drei  Fällen  ist  durch  Art.  7  Abs.  10  die  Ent- 
scheidung der  Kommission  ausdrücklich  für  die  Verbandstaaten 
bindend  erklärt,  aber  jedem  Verbandstaat  innerhalb  8  Tagen  nach 
Kenntnisnahme  der  Entscheidung  Berufung  mit  der  Wirkung  ge- 
stattet, dass  die  Kommission  nochmals  innerhalb  eines  Monats  nach 
Einlegung  der  Berufung  über  die  Frage  Beschluss  fassen  und 
endgültig  entscheiden  muss.") 

4.  Der  Beschluss  über  die  Berechtigung  des  Antrages,  einem 
Verbandstaate  ausnahmsweise  gegenüber  dem  Zucker  aus  einem 
bestimmten  anderen  Verbandstaate  die  Erhöhung  des  zulässigen 
Überzoll-Maximums  zu  gestatten,  sowie  über  die  Dauer  dieser  Aus- 
nahme-Massregel und  über  den  Satz  der  Erhöhung  (Schlussprotokoll 
zu  Art.  3).  Ausdrücklich  ist  dort  in  Abs.  2  bestimmt,  dass  dieser 
Beschluss  durch  Mehrheit  gefasst  werden  kann.  Obwohl  es  nicht 
ausdrücklich  gesagt  ist,  ist  als  gewollt  auch  anzunehmen,  dass 
dieser  Kommissionsbeschluss  für  die  Verbandstaaten  bindend  ist. 

Im  übrigen  bestimmt  zwar  Art.  7  Abs.  9:  Die  Kommission 
habe  nur  die  Aufgabe  der  Feststellung  und  Prüfung.     Sie  erstatte 


^)  Die  Kommission  muss  die  aus  dem  zu  hohen  Überzoll  des  Nicht-Verbandstaates 
sich  ergebende  Prämie  und  demgemäss  den  Ausgleichszoll  zunächst  in  der  schematischen 
Weise  des  Art.  4  Abs.  3  berechnen.  Erst  auf  Antrag  eines  Verbandstaates  kann  sie 
dann  in  ihrer  Berufungsentscheidung  von  jener  schematischen  Berechnung  abweichen 
und  den  Ausgleichszoll  im  Hinblick  auf  die  wirklich  sich  ergebende  Prämie  niedriger 
oder  höher  bemessen.  Ein  Verbandstaat,  welcher  dem  dritten  Nicht-Verbandstaat  zur  Meist- 
begünstigung verpflichtet  ist,  wird  namentlich  Anlass  haben,  den  Antrag  auf  Ermässigung 
des  Ausgleichszolles  zu  stellen,  wenn  derselbe  bei  der  schematischen  Berechnung  zu  hoch 
geworden  war.  So  wurde  auf  Antrag  Deutschlands  der  von  der  ständigen  Kommission  am 
16.  VI.  1903  gegen  Russland  wegen  des  zu  hohen  UberzoUes  schematisch  festgesetzte 
Ausgleichszoll  durch  (vorläufigen)  Beschluss  der  Kommission  vom  8.  VII.  1903  auf  die 
niedrigeren  von  den  Vereinigten  Staaten  angewandten  Sätze  der  Ausgleichszölle  gegen 
Russland  herabgesetzt.  Vgl.  hierzu  Primes,  p.  326 — 327,  358 — 359,  365.  D'Aulnis  de  B. 
La  Convention,  p.  46,  47.  Die  betreffenden  Beschlüsse  der  ständigen  Kommission  in 
Commercial  No.  6  (1903),  p.  3,  8,  5. 

«)  Primes,  p.  374,  390—391- 

*)  Primes,  p.  372. 
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Über  alle  ihr  vorgelegten  Fragen  einen  Bericht,  den  sie  an  die 
belgische  Regierung  richte.  Diese  teile  ihn  den  Verbandstaaten 
mit  und  veranlasse,  wenn  einer  derselben  dies  beantrage,  den 
Zusammentritt  einer  Konferenz,  welche  über  die  durch  die  Umstände 
gebotenen  Beschlüsse  oder  Massnahmen  entscheiden  werde. 

Aber  trotzdem  schliessen  sich  zweifellos  an  gewisse  Feststellungen 
und  Prüfungen  der  Kommission  Rechtswirkungen  an,  wenn  keiner 
der  Verbandstaaten  eine  Konferenz  über  dieselben  beantragt; 
d.  h.  auch  ohne  dass  eine  Konferenz  über  die  durch  die  Umstände 
gebotenen  Beschlüsse  oder  Massnahmen  entscheidet. 

Durch  das  Schweigen  der  Verbandstaaten  werden  in  diesen 
Fällen  die  Feststellungen  und  Prüfungen  der  Kommission  zu  für 
die  Verbandstaaten  bindenden  Beschlüssen. 

Dies  ist  zunächst  in  folgenden  beiden  von  der  Konvention 
ausdrücklich  erwähnten  Fällen  anzunehmen: 

1.  Die  Kommission  hat  nach  Art.  7  Abs.  11  den  Plan  fest- 
zustellen, nach  welchem  die  Kosten  aus  der  Einrichtung  und  der 
Tätigkeit  der  ständigen  Geschäftstelle  und  der  Kommission  sich 
unter  die  Verbandstaaten  verteilen.  Der  Bericht  über  diese  Fest- 
stellung der  Kommission  geht  den  Verbandstaaten  nach  Art.  7 
Abs.  9  auf  dem  Wege  über  die  belgische  Regierung  zu,  und  diese 
Feststellung  der  Kommission  ist  als  massgeblich  anzusehen,  wenn 
keiner  der  Verbandstaaten  binnen  entsprechender  Frist  nach 
Empfang  des  Berichts  die  Berufung  einer  Konferenz  beantragt 
sondern  alle  Verbandstaaten  schweigen. 

2.  Aber  auch  in  dem  in  Art.  8  bezeichneten  Falle  ist  das 
Gleiche  anzunehmen,  obgleich  dieser  Artikel  nur  von  „Vorschlägen*' 
der  Kommission  spricht.  Nach  Art.  8  hat  die  Kommission  die 
Vorschläge  hinsichtlich  der  Vorkehrungen  zu  machen,  welche 
seitens  der  Verbandstaaten  (einschliesslich  ihrer  Kolonien  und 
Besitzungen  mit  Ausnahme  der  britischen  Selbstverwaltungskolonien 
und  Britisch-Ostindiens)  erforderlich  und  zu  treffen  sind,  um  zu 
verhindern,  dass  prämiierter  Zucker,  der  durch  das  Gebiet  eines 
Verbandstaates  durchgeführt  worden  ist,  auf  dem  Bestimmungs- 
markte die  Vorteile  der  Konvention  geniesst. 

Die  Kommission  hat  am  20.  Juni  1903  die  von  ihr  den  Ver- 
bandstaaten vorzuschlagenden  Bestimmungen  1)  einerseits  über  die 
Ursprungszeugnisse,  welche  bei  der  Einfuhr  von  Zucker  erfordert 
werden  sollen,  andererseits  über  die  Zollkontrolle,  welcher  prämiierter 


1)  Vgl.  §  32.     Commercial  No.  6  (1903),  p.  6,  7. 
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Zucker  während  der  Durchfuhr  durch  ein  Verbandland  unterworfen 
werden  soll  (Art.  2  und  3  jener  Bestimmung-en),  beschlossen. 

Wenn  keiner  der  Verbandstaaten  binnen  entsprechender  Frist 
nach  Empfang"  des  Berichts  über  diese  Vorschläg-e  ihretweg-en  eine 
Konferenz  beantragt,  so  werden  diese  Vorschläge  als  bindend 
gewordene  Bestimmungen  zu  erachten  sein.  In  diesem  Sinne  und 
mit  der  früher  schon  an  anderer  Stelle  erwähnten  Einschränkung 
ist  die  von  dem  Präsidenten  Smet  de  Naeyer  auf  der  Brüsseler 
Konferenz  getane  Äusserung  zutreffend,  die  Art  und  Weise  der 
Ursprungsfeststellung  des  Zuckers  sei  eine  Massnahme  der  Aus- 
führung der  Konvention  und  als  solche  im  Hinblick  auf  Art.  7 
Ab.s.  I  seitens  der  Kommission  zu  regeln.^) 

3.  Dasselbe  ist  aber  überhaupt  anzunehmen,  wenn  die  Kom- 
mission in  der  ihr  nach  Art.  7  Abs.  i  obliegenden  Überwachung 
der  Ausführung  der  Konvention  zu  der  Feststellung  gelangt,  dass 
eine  positiv  von  ihr  bezeichnete  Massnahme  seitens  aller  Verband- 
staaten erforderlich  ist.  Schweigen  sämtliche  Verbandstaaten  während 
entsprechender  Frist  nach  Empfang  des  ihnen  gemäss  Art.  7  Abs.  9  zu- 
gehenden Berichts  über  diese  Kommissions-Feststellung  und  führen  sie 
die  von  der  Kommission  bezeichnete  Massnahme  tatsächlich  aus,  so 
wird  die  Feststellung  der  Kommission  als  verbindlich  geworden  zu 
erachten  sein,  ohne  dass  eine  Konferenz  stattfindet  und  ein  Konferenz- 
beschluss  ergeht. 

Fraglicher  ist,  ob  das  Gleiche  anzunehmen  ist,  wenn  die  Fest- 
stellung der  Kommission  dahin  geht,  dass  ein  spezieller  Verband- 
staat in  Ausführung  der  Konvention  eine  gewisse  Massnahme  treffen 
müsse. 2)  Fraglicher  ist  also,  ob  auch  in  diesem  Falle  aus  dem  blossen 
Schweigen  der  Verbandstaaten  nach  entsprechender  Frist  gefolgert 
werden  darf,  dass  jene  Feststellung  der  Kommission  für  den  be- 
treffenden Verbandstaat  massgeblich  sei. 


1)  Primes,  p.  331,  330.  Vgl.  §  46  a.  E.  Der  Präsident  des  britischen  Board  of 
Trade,  Gerald  Balfour,  bemerkte  am  5.  VIII.  1903  im  House  of  Commons  mit  Bezug  auf 
die  von  der  ständigen  Kommission  zur  Ausführung  des  Art.  8  gemachten  Vorschläge: 
,Even  if  this  country  was  not  absolutely  bound  by  the  proposals  of  the  permanent 
Commission,  those  proposals  must  be  taken  into  serious  consideration  and,  whether  these 
powers  (d.  h.  die  in  dem  britischen  Ausführungsgesetz  statuierten  Befugnisse,  betreffend 
Ursprungszeugnisse  für  Durchfuhrzncker)  were  nltimately  exercised  or  not,  it  was  necessary 
to  take  them  in  order  to  enable  us  to  carrj'  out  those  proposals.' 

2)  Abgesehen  von  den  Verhältnissen  des  Art.  6,  in  Hinsicht  auf  welche  die 
Feststellung  der  Kommission  nicht  bloss  im  Falle  des  Schweigens  der  Verbandstaaten, 
sondern  überhaupt  nach  Art.  7  Abs.  10  für  die  Verbandstaaten  bindend  ist.  Ahnlich 
in  dem  Falle,  welchen  das  Schlussprotokoll  zu  Art.  3  Abs.  2  behandelt. 
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So  z.  B.  insbesondere,  wenn  es  sich  um  die  Feststellung- 
handelt, ein  Verbandstaat  gewähre  direkte  oder  indirekte  Prämien 
für  die  Erzeugung"  oder  die  Ausfuhr  von  Zucker  (Art.  7  Abs.  3 
Buchstabe  a),  oder  wenn  es  sich  um  ein  Gutachten  über  Streit- 
fragen handelt  (Art.  7  Abs.  3  Buchstabe  d).  Gerade  für  solche 
Fälle,  in  welchen  nicht  ein  Akt  gemeinsamer  Ausführung 
der  Konvention,  sondern  besondere  Interessen  und  Rechte 
einzelner  Verbandstaaten  in  Frage  stehen,  die  sich  im  Wider- 
spruch mit  dem  Gemeinschaftsinteresse  befinden,  wollte  die  Kon- 
vention der  Kommission  jedenfalls  nicht  direkte  Befugnis  der  Ent- 
scheidung und  des  bindenden  Urteils  beilegen,  sondern  dieselbe 
auf  Feststellung,  Prüfung,  gutachtliche  Äusserung  beschränken. 

In  solchen  Fällen  könnte  das  Schweigen  der  anderen  Verband- 
staaten unter  Umständen  darauf  zurückzuführen  sein,  dass  dieselben 
die  Angelegenheit  nicht  dringlich  und  wichtig-  genug  erachten, 
um  dieselbe  auf  einer  Konferenz  möglicherweise  einem  offenen 
Konflikt  entgegenzutreiben.  Der  direkt  beteihgte  Verbandstaat 
aber  würde  seinerseits  vielleicht  keine  Veranlassung  sehen,  eine 
Konferenz  zu  beantragen,  wenn  die  anderen,  deren  Verbandrechte 
er  durch  sein  Verhalten  angeblich  verletzt,  dies  nicht  tun. 

Immerhin  wird  es  aber  zur  Sicherung  der  Durchführung  der 
Bestimmungen  der  Konvention  erforderlich  sein,  auch  in  solchenFällen 
dem  fortgesetzten  Schweigen  der  Verbandstaaten  die  Bedeutung  bei- 
zumessen, dass  darin  eine  Anerkennung  der  Richtigkeit  und  Mass- 
geblichkeit der  Feststellungen  der  Kommission  liegt.  Will  der 
direkt  beteiligte  Verbandstaat  dies  vermeiden,  so  wird  er  mindestens 
Protest  gegen  die  Feststellung  der  Kommission  erheben  müssen. 
Dann  bleibt  es  den  anderen  Verbandstaaten  überlassen,  ob  sie  nun- 
mehr Austrag  der  Frage  auf  einer  Konferenz  herbeiführen  oder 
dieselbe  ruhen  lassen  wollen. 

4.  Die  Kommission  kann  sich  über  die  Auslegung  von 
Konventionsbestimmungen  im  Hinblick  auf  das  davon  abhängige 
künftige  Verhalten  der  Verbandstaaten  gutachtlich  äussern.  Solche 
Auslegungen  werden,  wenn  alle  Verbandstaaten  dazu  schweigen, 
eine  gewisse  Rechtsbedeutung  erhalten.  Sie  werden,  je  nach 
ihrem  Inhalt,  es  nicht  bloss  als  Pflicht  der  Verbandstaaten 
erscheinen  lassen,  jener  Auslegung  gemäss  zu  verfahren,  sondern 
namentlich  auch  umgekehrt  die  Folge  haben,  dass  den  Verband- 
staaten, welche  im  Sinne  jener  Auslegung  verfahren,  späterhin 
nicht  der  Vorwurf  einer  Verletzung  der  Konventionsbestimmungen 
gemacht  werden  darf. 
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So  hat  die  ständigfe  Kommission  während  ihrer  ersten  Session 
(Juni-Juh   1903)1)  den  Artikel  4  dahin  ausgelegt: 

a)  Ein  Verbandstaat  sei  nicht  verpflichtet,  die  Strafklausel 
(Ausg-leichszoU  oder  Einfuhrverbot)  gegen  ein  anderes  Land  in 
Geltung  zu  setzen,  bis  es  bekannt  geworden  sei,  dass  aus  diesem 
Lande  wirklich  Zucker  in  merklicher  Menge  nach  jenem  Verband- 
staate gesandt  werde. 

Obwohl  diese  Einschränkung  aus  dem  Wortlaut  des  Artikels  4 
nicht  erhellt,  hat  die  Kommission  sich  wohl  gegenwärtig  gehalten, 
dass  auch  trotz  des  strengeren  Wortlautes  des  Artikels  6  doch  in  den 
Brüsseler  Konferenzen  konstatiert  wurde,  die  Ausnahmsstellung  des 
Artikels  6  solle  den  dieselbe  geniessenden  Verbandstaaten  nicht 
durch  eine  gelegentliche  unbedeutende  Zuckerausfuhr,  sondern  erst 
durch  eine  fortgesetzte  hinlänglich  beträchtliche  Zuckerausfuhr  ver- 
loren gehen.2) 

Nach  jener  Auslegung  der  Kommission  wird  also  insbesondere 
der  Zuckereinfuhrstaat  Grossbritannien  gegen  viele  der  Prämien 
gewährenden  Nicht- Verbandstaaten  sein  Einfuhrverbot  (oder  seinen 
Ausgleichszoll)  nicht  zu  erlassen  brauchen.^) 

b)  Bei  der  Einfuhr  ist  auf  den  prämiierten  Zucker  die  Straf- 
klausel anzuwenden.  Daher  ist  aller  prämiierter  Zucker  aus  Nicht- 
Verbandstaaten,  4)    welcher    am    i.    September    1903    (Art.     10)    in 

1)  Bericht  des  britischen  Delegierten  vom  13.  VII.  1903.  Commercial  No.  6 
(1903)  p.   lo,   13. 

2)  Primas,  p.  363.     D'Aulnis  de  B.  La  Convention,  p.  50. 
')  Vgl.  oben  S.  203  Anm.  3. 

*)  Nach  „Deutsche  Zuckerindustrie"  1903,  S.  996  und  1362  betrachten  Österreich- 
Ungarn,  Deutschland,  Belgien  und  Frankreich  den  in  die  „Transitläger"  („Entrepots") 
eingelagerten  und  zur  Ausfuhr  bestimmten  Zucker  als  exportiert,  sodass  derselbe  (vor- 
ausgesetzt, dass  er  nach  dem  i.  IX.  1903  wirklich  exportiert  wird,)  die  vor  dem 
I.  IX.  1903  erhaltene  Prämie  (Frankreich  gibt  Zuckerbons  an  die  Depositäre)  behalten 
kann.  Allein  das  ist  eine  Fiktion.  In  Wirklichkeit  ist  dieser  Zucker  vor  dem  i.  IX.  1903 
noch  nicht  exportiert.  Ebenso  wie  nach  Art.  5  des  deutschen  Reichs-Zuckersteuergesetzes 
vom  6.  I.  1903  Zucker,  welcher  vor  dem  i.  IX.  1903  in  Deutschland  in  eine  Nieder- 
lage aufgenommen  worden  ist  und  nach  dem  i.  IX.  1903  in  den  freien  Verkehr  oder 
in  eine  Zuckerfabrik  übergeführt  wird,  alsdann  den  darauf  gewährten  Ausfuhrzuschuss 
zurückzuzahlen  hat,  so  hätte  das  deutsche  Gesetz  auch  vorschreiben  können,  dass 
Zucker,  welcher  vor  dem  i.  IX.  1903  in  Deutschland  in  ein  Transitlager  aufgenommen 
ist  und  nach  dem  i.  IX.  1903  exportiert  wird,  den  darauf  gewährten  Ausfuhrzuschuss 
zurückzuzahlen  habe.  Das  deutsche  Gesetz  und  die  Gesetze  der  betreffenden  anderen 
Verbandstaateu  hätten  dies  auch  bestimmen  müssen,  um  vollständig  in  Übereinstimmung 
mit  Artikel  i  der  Brüsseler  Konvention  zu  gehen,  nach  welchem  die  Verbandstaaten 
verpflichtet  sind,  vom  i.  IX.  1903  ab  die  für  die  Erzeugung  oder  die  Ausfuhr  von 
Zucker   gewährten   Prämien   aufzuheben.     Denn  wenigstens   die   Ausfuhrprämie  war  vor- 
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den  Verbandstaaten  noch  nicht  eingetroffen  ist,  der  Strafklausel 
in  Gemässheit  der  Konvention  unterworfen.  Falls  hingegen 
solcher  Zucker  schon  vor  dem  i.  September  1903  nach  einem  der 
Verbandstaaten  gelangte,  so  unterliegt  derselbe,  auch  wenn  er 
dort  unter  Zollverschluss  gebracht  und  erst  nach  dem  i.  Sep- 
tember 1903  aus  dem  Zollverschluss  genommen  war,  der  Straf- 
klausel von  Konventions  wegen  nicht.  Es  steht  vielmehr  dem  ein- 
zelnen Verbandstaate  frei,  ob  oder  ob  nicht  er  die  Stratklausel  auf 
denselben  anwenden  will. 

5.  Nach  Artikel  7  Abs.  2  wählt  die  Kommission  ihren  Vor- 
sitzenden. Zweifellos  stehen  ihr  überhaupt  Entscheidungen  hinsichtlich 
ihrer  inneren  Verhältnisse,  hinsichtlich  ihrer  Geschäftsordung,  hin- 
sichthch  der  Bildung  und  des  Geschäftsbetriebes  der  ihr  beigegebenen 
ständigen  Geschäftsstelle  (Art.  7  Abs.  2  und  Abs.  4)1)  u.  s.  w.  zu. 


her  nur  vorgeschossen  und  wird  erst  mit  der  Vorausgesetztermassen  nach  dem 
I.  IX.  1903  erfolgenden  wirklichen  Ausfuhr  definitiv  gewährt.  Auf  alle  Fälle  kann  die 
Fiktion,  als  ob  dieser  Zucker  schon  vor  dem  i.  IX.  1903  exportiert  sei,  die  Tatsache 
nicht  aus  der  Welt  schaffen,  dass  derselbe  noch  nicht  vor  dem  i.  IX.  1903  in  ein 
anderes  Land  importiert  war.  Würde  dieser  prämiierte  Zucker  nach  dem  i.  IX.  1903 
in  ein  anderes  Verbandland  importiert,  so  würde  zwar  nicht  ohne  weiteres  für  dieses 
andere  Verbandland  die  in  Art.  5  der  Brüsseler  Konvention  statuierte  Pflicht  zur  Ge- 
währung der  Meistbegünstigung  beseitigt  erscheinen,  aber  ein  Fall  vorliegen,  der  nach 
Art.  7  Abs.  3  Buchstabe  a  und  Abs.  9  von  der  ständigen  Kommission  und  eventuell 
der  Konferenz  zu  behandeln  wäre  und  zu  Repressalien  Anlass  geben  könnte.  Jedoch 
scheinen  die  Verbandstaaten  und  speziell  das  in  dieser  Frage  hauptsächlich  interessierte 
Einfuhr -Verbandland  Grossbritannien  davon  abgesehen  zu  haben,  auch  für  diesen  Fall 
auf  der  strikten  Nichtgewähr  von  Prämien  seitens  der  anderen  Verbandstaaten  zu  be- 
stehen. Dagegen  wollen  die  Vereinigten  Staaten  und  Britisch -Ostindien  ihre  Aus- 
gleichszölle noch  gegen  den  nach  dem  i.  IX.  1903  bei  ihnen  eingeführten  Zucker  aus 
den  Verbandstaaten  zur  Anwendung  bringen,  welcher  auf  Grund  der  vor  dem  i.  IX.  1903 
in  den  Verbandstaaten  bestehenden  Gesetzesbestimmungen  Prämien  erhalten  hatte.  Die 
Regierung  von  Britisch  -  Ostindien  hat  beschlossen,  die  bisherigen  Ausgleichszölle 
auch  gegenüber  Zucker  aus  den  Verbandstaatea  noch  bis  zum  31.  III.  1904 
beizubehalten,  da  der  grössere  Teil  des  bis  dahin  in  jenen  Ländern  für  den  Export  ver- 
wendbaren Zuckers  noch  Prämienzucker  sein  werde.  Vom  31.  in.  1904  ab  sollen  die 
Ausgleichszölle  gegen  Zucker  aus  Ländern,  welche  vor  dem  1.  IX.  1903  alle  Zucker- 
prämien abgeschafft  haben,  nicht  mehr  erhoben  werden.  Die  Regierung  behält  sich 
aber  vor,  nach  Ermessen  die  AusgleichszöUe  beizubehalten,  bzw.  wieder  einzuführen 
gegenüber  Zucker  aus  Ländern,  welche  direkt  oder  indirekt  Zuckerprämien  wieder- 
herstellen. „Deutsche  Zuckerindustrie"  1903,  S.  1156.  Begründung  des  Budget- Vor- 
anschlages 1903/ 1904  seitens  des  Finanzministers  der  britisch-indischen  Regierung  (The 
Economist  1903,  p.  64g).  Nationalzeitung  vom  1.  VIII.  1903.  Vgl.  oben  S.  26,  27,  129. 
^)  Die  Brüsseler  Konferenz  hat  sich  ausdrücklich  dahin  ausgesprochen,  dass  die 
Kommission  die  im  Texte  erwähnten  Befugnisse  hinsichtlich  der  Geschäftsstelle  habe. 
Primes,  p.  370. 
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Nur  darf  und  kann  die  Geschäftsordnung*  der  Kommission  nichts 
bestimmen,  was  den  Vorschriften  der  Konvention  widerstreitet  oder 
über  den  durch  die  Konvention  begrenzten  Funktionskreis  der 
Kommission  hinaus  liegt.  Die  Kommission  hat  auch  schon  ein 
Kommissionsreg-lement  —  in  erster  Lesung-  —  ang-enommen.i) 

Insoweit  es  sich  nach  vorstehendem  um  Rechtswirkungen,  welche 
sich,  wenn  auch  erst  infolge  des  Schweigens  der  Verbandstaaten, 
an  die  Feststellungen  der  Kommission  anschliessen,  und  um  Ent- 
scheidungen der  Kommission  handelt,  kommen  für  die  Feststellungen 
und  Entscheidungen  nur  die  Stimmen  der  Delegierten,  nicht  die 
der  Hilfsdelegierten  und  also  für  jeden  Staat  und  so  auch  für  ein 
Reich  einschliesslich  seiner  Kolonien  nur  eine  Stimme  in  Betracht 
(Art.  7  Abs.  6,  vgl.  Art.  7  Abs.  10). 

§  50.    Das  Mehrlieitsprinzip  in  Bezug  auf  die  Beschluss- 
fassungen der  ständigen  Kommission. 

Die  vier  Arten  von  Feststellung^en  der  Kommission,  welche 
für  die  Verbandstaaten  bindend  sind,  erfolgen  nach  ausdrücklicher 
Bestimmung  (Art,  7  Abs.  10  und  Schlussprotokoll  zu  Art,  3  Abs.  2) 
durch  Mehrheitsbeschluss. 

Im  übrigen  schreibt  die  Konvention  nichts  über  das  Stimmen- 
verhältnis, sondern  (Art,  7  Abs.  9)  nur  vor,  dass  die  Kommission, 
welche  nur  die  Aufgabe  der  Feststellung  und  Prüfung  habe,  über 
alle  ihr  vorgelegten  Fragen  einen  Bericht  erstatte. 

Insoweit  es  sich  wirklich  nur  um  Feststellung  und  Prüfung, 
nicht  um  Entscheidung  handelt,  ist  jedenfalls  nicht  gemeint,  dass 
eine  Feststellung  oder  Prüfung  der  Kommission  nur  vorliege, 
wenn  sämtliche  Delegierte  übereinstimmen.  Sonst  wäre  in  vielen 
Fällen  eine  Feststellung  und  Prüfung  unmöglich,  und  müsste  sich 
der  Bericht  der  Kommission  auf  die  Konstatieruug  dieser  Unmög- 
lichkeit beschränken.  Damit  aber  wäre  den  Zwecken  und  Absichten 
der  Konvention  nicht  gedient.  Denn  die  Tätigkeit  der  Kommission 
soll  zunächst  das  Tatsachenmaterial  und  die  Gründe  klären,  an 
Hand  deren  die  Verbandstaaten  sich  schlüssig  machen  können,  ob 
sie  eine  Konferenz  beantragen  und  für  welche  Entscheidung  sie 
auf  letzterer  stimmen  wollen.  Zu  diesem  Behufe  muss  daher  der 
Bericht  der  Kommission  auch  die  verschiedenen  Ansichten,  welche 
hinsichtlich  der  vorgelegten  Fragen  vertreten  werden,  unter  Angabe 
der    dieselben    vertretenden    Delegationen    erwähnen,    gleichgültig, 

^)  Vgl.  oben  S.  250. 
Kauf  manu,  Welt-Zuckerindustrie.  *• 


258  Kapitel  III,     Geschichte  der  Versuche  internationaler  Regelung  etc. 

wie  sich  das  Stimmenverhältnis  zwischen  denselben  gestaltet.  Insofern 
wird  es  auch  ang-emessen  sein,  in  dem  Bericht  die  Ansichten 
solcher  Hilfsdelegierten,  welche  besondere  Kolonien  eines  Gesamt- 
reiches vertreten,  zu  erwähnen. 

Aber  zu  der  Feststellung-  und  Prüfung,  welche  der  Kommission 
obHegt,  gehört  auch,  dass  sie  selbst  als  Kommission,  als  Kollegium 
ihre  Auffassung  darlegt  und  ihre  Folgerungen  zieht,  und  dass  dies 
nicht  bloss  die  einzelnen  Delegierten  tun. 

An  die  Feststellungen  der  Kommission,  nicht  an  die  der 
einzelnen  Delegierten,  knüpfen  sich  dann,  wie  oben  dargelegt  wurde, 
im  Falle  des  Schweigens  der  Verbandstaaten  Rechtswirkungen. 

Im  Hinblick  auf  diese  Rechtswirkung-en  sind  Feststellungen  und 
Entscheidungen  der  Kommission  nicht  bloss  bei  Einstimmigkeit  der- 
selben, sondern  schon  bei  Mehrheitsbeschluss  als  vorliegend  zu  er- 
achten. 1) 

Sonst  würde  die  Kommission  die  ihr  durch  die  Konvention 
zugewiesene  Aufgabe  nicht  erfüllen  können,  im  Wege  der  Fest- 
stellung und  Prüfung  die  Ausführung  der  Bestimmungen  der  Kon- 
vention zu  überwachen.  Denn  sonst  würde  sie  eben  als  Kom- 
mission in  vielen  und  vielleicht  den  wichtigsten  Fällen  zu  einer 
Feststellung  nicht  gelangen  können,  weil  z.  B.  der  direkt  beteiligte 
Verbandstaat  eine  gegenteilige  Ansicht  verträte. 

Die  ständige  Kommission  hat  nicht  frei  auf  Gebieten  zu  arbeiten, 
auf  welchen  für  die  einzelnen  Heimatstaaten  der  Delegierten  noch 
ungebunden  ihr  Sonderinteresse  allein  oder  in  oberster  Linie  mass- 
gebend ist,  sondern  sie  hat  an  der  Ausführung  oder  Überwachung 
der  Ausfuhrung  einer  Aufgabe  mitzuwirken,  in  Hinsicht  auf  welche 
das  Gemeinschaftsinteresse  durch  die  Brüsseler  Konvention  in 
oberste  Linie  gestellt  ist. 

Die  Tätigkeit  der  Kommission  hat  sich  nur  innerhalb  des  ihr 
durch  die  Brüsseler  Konvention  gezogenen  Rahmens  zu  bewegen. 
Es  handelt  sich  bei  der  so  begrenzten  Funktion  der  Kommission 
nicht  mehr  darum,  erst  im  einzelnen  Falle  zu  suchen,  ob  ein  Aus- 
gleich und  eine  Gemeinschaft  zwischen  differierenden  Interessen 
der  einzelnen  Staaten  möglich  ist.  Die  Aufgabe  der  Delegierten  ist 
nicht  international-politisch,  sondern  die  eines  Verwaltungs-  oder 
Kontrollorgans  für  einen  internationalrechtlich  feststehenden  Ge- 
meinschaftszweck, Deshalb  ist  Einstimmigkeit  keine  politische 
Notwendigkeit,   während   andererseits  Anerkennung  und  Zulassung 


^)  Vgl.  Kaufmann  Kommissare  S.  43,  46 — 51. 
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des  Mehrheitsprinzips  als  praktische  Notwendigkeit  behufs  Ermög- 
lichung  der  Durchfuhrung  der  Kommissionsaufgabe  erscheint. 
Das  Mehrheitsprinzip  wird  so 

1.  für  die  Entscheidungen  der  Kommission  in  ihren  inneren 
Angelegenheiten  und  so  auch  für  die  Wahl  ihres  Vorsitzen- 
den (Art.  7  Abs.  2), 

2.  fiir  die  Aufstellung  des  Kostenverteilungsplanes  (Art.  7 
Abs.   11), 

3.  fiir  die  Vorschläge  von  Vorkehrungen  im  Hinblick  auf  die 
Durchfuhr  von  prämiiertem  Zucker  (Art.  8),i) 

aber  das  Mehrheitsprinzip  wird  weiter  überhaupt  anzunehmen  sein^ 
insoweit  die  Kommission  als  Kommission  Feststellungen  trifft. 

Wenn  dies  in  den  Beratungen  der  Brüsseler  Konferenz  nicht 
unzweideutiger  zum  Ausdruck  gebracht  und  in  der  Konvention  nicht 
ausdrücklich  bestimmt  worden  ist,  so  lag  dies  wohl  daran,  weil 
man  die  Frage  des  Mehrheitsprinzipes  und  die  Frage  der  bindenden 
Kraft  der  Kommissionsfeststellungen  für  die  Verbandstaaten  nicht 
hinlänglich  auseinanderhielt  und  die  letztere  nur  in  einigen  wenigen 
Fällen  (Art.  7  Abs.  10  und  Schlussprotokoll  zu  Art.  3)  wollte. 

Als  in  der  22.  Sitzung  vom  3.  März  1902  der  Präsident  Smet 
de  Naeyer  anregte,  für  die  die  Verbandstaaten  bindende  Meinungs- 
äusserung der  Kommission  über  Zulassung  weiterer  Staaten  in  den 
Verband  (Art.  q)  das  Mehrheitsprinzip  ausdrücklich  anzuordnen, 
begründete  er  dies  damit,  Artikel  7  erkläre  bisher  nur  für  zwei  andere 
Fälle  von  Kommissionsentscheidungen  das  Mehrheitsprinzip  als  ge- 
nügend. Diese  beiden  anderenFälle,  in  welchen  Artikel  7  das  Mehrheits- 
prinzip ausdrücklich  statuiert  hatte,  waren  aber  eben  die  (abgesehen  von 
demFalle  des  Schlussprotokolls  zu  Artikel  3)  einzigen  übrigen  Fälle, 
in  welchen  die  Kommissionsentscheidungen  eine  direkt  bindende 
Kraft  für  die  Verbandstaaten  haben  sollten.  Der  niederländische 
Delegierte  d'Aulnis  de  Bourouill  bemerkte  damals  sofort:  für  die 
Feststellungen  (avis),  welche  die  Kommission  in  anderen  Fällen, 
als  in  den  von  dem  Präsidenten  bezeichneten  beiden  Fällen  zu  treffen 
habe,  werde  Einstimmigkeit  nicht  erfordert;  es  sei  in  dieser  Hinsicht 
nichts  bestimmt.  In  Ermanglung  eines  entgegengesetzten  Hinweises 
sei  es  aber  feststehende  Regel,  dass  die  Mehrheit  den  Ausspruch 
zu  tun  habe. 3) 

In  einer  früheren  (19.)  Sitzung  war  von  britischer  Seite  die 
Frage  angeregt  worden,  ob  es  nicht  bedenklich  sei,    den  die  Aus- 

^)  So  auch  für  die  Fälle   i — 3  d'Aulnis  de  B.  La  Convention,  p.  51. 
''^  Primes,  p.  390. 
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nahmsstellung-  des  Art.  6  geniessenden  Staaten  einen  Deleg-ierten 
in  der  Kommission  einzuräumen,  da  dieselben  in  die  Lage  kommen 
könnten,  in  einer  sie  direkt  angehenden  Präge  zu  votieren,  welche 
mit  Stimmenmehrheit  entschieden  werde.  Damals  hatte  der  Präsident 
sich  für  die  Zulassung  eines  Delegierten  jener  Staaten  ausgesprochen 
und  über  die  spezielle  PYage  hinausgehend  allgemein  bemerkt: 
man  könne  schwerlich  einen  Verbandstaat,  welcher  Interessent  in 
einer  der  Kommission  unterbreiteten  Frage  sei,  verurteilen,  sich 
der  Stimme  zu  enthalten.  Übrigens  werde  ja  in  einem  Falle, 
welcher  dem  des  Artikels  6  Absatz  2  ähnHch  liege,  die  Stimme 
des  interessierten  Verbandstaates  wohl  niemals  genügen,  um  die 
Mehrheit  auf  die  andere  Seite  zu  bringen. i) 

Der  Präsident  hatte  also  hier  allgemein  angenommen,  dass 
Feststellungen,  bei  welchen  ein  Verbandstaat  speziell  interessiert 
sei,  mit  blosser  Mehrheit  erfolgen  könnten,  d.  h.  er  hatte  das 
Mehrheitsprinzip  auch  in  den  Fällen,  in  welchen  es  in  der  Konvention 
nicht  ausdrücklich  vorg-eschrieben  ist,  als  gewollt  erachtet. 

Dass  auch  die  ständige  Kommission  selbst  keineswegs  der 
Ansicht  ist,  Feststellungen  der  vorbezeichneten  Art  nur  einstimmig 
treffen  zu  können,  ergibt  sich  aus  dem  Bericht  des  britischen 
Delegierten  an  seine  Regierung  vom  13.  Juli  1903  über  die  erste 
Session  der  Kommission.^) 

Danach  hat  die  Kommission  während  ihrer  ersten  Session 
festgestellt 

1.  einstimmig,  dass  die  deutsche  Zuckergesetzgebung  mit  der 
Konvention  in  Einklang  stehe; 

2.  einstimmig  das  Gleiche  im  übrigen  bezüglich  der  Zucker- 
gesetzgebung von  Österreich  und  Ungarn. 

Hinsichtlich  der  Zuckerkontingentierung  aber  ist  ein  Wider- 
spruch mit  der  Konvention  gegen  die  Stimmen  von  Österreich 
und  von  Ungarn  und  unter  Stimmenthaltung  von  Italien,  also  mit 
Mehrheit  (der  Delegierte    sagt  unrichtig:    einstimmig)    festgestellt; 

3.  mehrere  Delegationen,  nämlich  die  von  Grossbritannien, 
Belgien,  Österreich  und  den  Niederlanden,  hatten  einen  Wider- 
spruch 3)  der  französischen  Gesetzgebung  mit  der  Konvention  dar- 
getan. 

Die  Kommission  nahm  in  dieser  Sache  folgende  Formel  an: 
obwohl  mehrere  Delegationen  nachgewiesen  hätten,  da^s  jene  Gesetz- 

1)  Primes,  p.  367,  368. 

2)  Commercial  No.  6  (1903),  p.  9,   10,   i. 
»)  Vgl.  §§  37  u.  44- 
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g"ebungf  nicht  im  vollkommenen  Einklang  mit  der  Konvention 
stehe,  so  sei  die  Sache  doch  nicht  dringend;  aber  die  französische 
Regierung  würde  jedenfalls  das  Erforderliche  veranlassen; 

4.  mit  Mehrheit  ist  die  Übereinstimmung  der  niederländischen 
Gesetzgebung  mit  der  Konvention  festgestellt  worden. 

§  51.    Abänderlichkeit  oder  Unabänderlichkeit  der  Beschluss- 
fassungen der  ständigen  Kommission.    Endgültige  und  vor- 
läufige Beschlussfassungen  derselben. 

Die  in  Art.  7  Abs.  10  bezeichneten  drei  Arten  von  Ent- 
scheidungen und  die  im  Schlussprotokoll  zu  Art.  3  Abs.  2  be- 
zeichnete Entscheidung  der  Kommission  sind,  wie  wenigstens 
bezüglich  der  ersteren  ausdrücklich  bestimmt  ist,  für  die  Verband- 
staaten bindend  und,  wenn  in  der  Berufungsinstanz  ergangen, 
endgültig. 

Es  fragt  sich  aber,  ob  und  inwieweit  diese  und  andere  Ent- 
scheidungen und  Feststellungen  der  Kommission  auch  für  die 
Kommission  selbst  unabänderlich  sind  und  femer,  wenn  die- 
selben abänderUch  sind,  ob  eine  Abänderung  von  der  Kommission 
aus  eigener  Initiative  oder  nur  auf  Antrag  eines  Verbandstaates 
erfolgen  kann. 

Soweit  nach  der  Feststellung  oder  Entscheidung  der  Kom- 
mission eine  Veränderung  in  dem  objektiven  Tatbestande  einge- 
treten ist,  auf  Grund  dessen  die  Feststellung  oder  Entscheidung 
erfolgt  war,  kann  die  Kommission  —  und  zwar  aus  eigener 
Initiative  —  eine  neue  Feststellung  oder  Entscheidung  treffen. 
Hatte  sie  z.  B.  entschieden,  dass  in  einem  Nicht-Verband- 
staate kein  das  Maximum  des  Art  3  überschreitender  Überzoll 
bestehe,  und  erfolgt  dann  eine  Erhöhung  des  Überzolles  in  jenem 
Nicht-Verbandstaate,  so  kann  die  Kommission  nunmehr  durch 
neue  Feststellung  eine  Prämie  wegen  zu  hohen  Überzolles  gemäss 
Art.  4  Abs,  3  als  gegeben  erklären.  1) 

Aber  es  fragt  sich,  ob  die  Kommission  auf  Grund  des  alten 
objektiven  Tatbestandes,  welcher  bei  ihrer  früheren  Feststellung 
schon  bestand,  eine  neue  Entscheidung  und  zwar  eventuell  aus 
eigener  Initiative  oder  nur  auf  Antrag'  eines  Verbandstaates  treffen 
kann. 

Nur  eine  einzige  ausdrückliche  Bestimmung  hierüber  findet 
sich  in  der  Konvention.     Nach  Art.  4  Abs.  3  kann  die  Kommission 

')  Primes,  p.  366. 
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ihre  g'emäss  Art.  7  Abs.  10  für  die  Verbandstaaten  bindende  Fest- 
stellung-, wodurch  sie  gemäss  desselben  Art.  4  Abs.  3  die  Prämie 
eines  Nicht- Verbandstaates  aus  zu  hohem  Überzoll  schematisch 
auf  die  Hälfte  des  das  Maximum  des  Art.  3  überschreitenden 
Überzoll-Überschusses  bemessen  hatte,  der  Wirklichkeit  ent- 
sprechend berichtigen,  aber  nur  auf  Antrag  eines  Verband- 
staates. 1) 

Die  Unabänderlichkeit  mancher  Feststellungen  der  Kommission 
auch  für  die  Kommission  selbst  folgt  aus  dem  Inhalt  der  betreffenden 
Feststellungen,  So  z.  B^  für  die  zustimmende  Meinungsäusserung 
zu  dem  Antrage  eines  Staates  auf  Zulassung  in  den  Verband 
(Art.  7  Abs.  3  Buchstabe  e);  für  die  Feststellung  der  Zuckerausfuhr 
aus  einem  bisher  die  Ausnahmsstellung  des  Art.  6  geniessenden 
Verbandstaate  (Art.  7  Abs.  3  Buchstabe  b);  für  die  Anerkennung 
der  Berechtigung  und  Bemessung  der  Dauer  und  Höhe  eines 
Extra-Überzolles    im  Sinne  des  Schlussprotokolls  zu  Art.  3   Abs.  2, 

Hingegen  wird  hinsichtlich  der  Feststellung  des  Vorhandenseins 
oder  Nicht- Vorhandenseins  von  Prämien  in  einem  Nicht- Verband- 
staate (Art.  7  Abs.  3  Buchstabe  c)  und  in  einem  Verbandstaate 
(Art.  7  Abs.  3  Buchstabe  a)  die  Kommission  zwar  nicht  aus  eigener 
Initiative,  wohl  aber  auf  Antrag  eines  Verbandstaates  zur  Ab- 
änderung ihrer  Feststellung  befugt  zu  erachten  sein. 2) 

Die  Kommission  kann  aber  in  dringenden  Fällen  auch  vor- 
läufige Feststellungen  treffen  und  sich  alsdann  ausdrücklich  spätere 
endgültige  Feststellung  vorbehalten. 

Dies  kann  erforderlich  oder  zweckmässig  sein,  weil  die  Kom- 
mission zwar  noch  nicht  die  vollständigen  Unterlagen  für  eine 
zu  treffende  Feststellung  besitzt  oder  geprüft  hat,  aber  behufs 
Ausführung  der  Konventionsbestimmungen  den  Verbandstaaten 
wenig.stens  eine  vorläufige  Direktive  Not  tut. 

In  dieser  Lage  befand  sich  die  Kommission  ganz  besonders 
gleich  zu  Anfang  ihrer  Tätigkeit  vor  Inkrafttreten  der  Konvention, 
da  sie  nicht  auf  einmal  alle  einschlagenden  Verhältnisse  der  ver- 
schiedenen Länder  gründlich  prüfen  konnte. 

Sie  hat  deshalb  damals  in  ihrer  ersten  Session  (Juni-Juli  1903)'') 

I.  erklärt,  sich  einer  endgültigen  Feststellung  über  diejenigen 
Gesetzgebungen    zu    enthalten,    welche  bei  Gelegenheit  der  ersten. 


»)  Primes,  p.  365,  369,  37O-372. 

*)  Vgl.  Primes,  p.  365. 

*)  Commercial  No.  6  (1903),  p.  2,  5;  3,  8,   il;   10. 
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mit  ihnen  vorg-enommenen  Prüfung*    keinen  Anlass    zur  Kritik  g"e- 
boten  hätten; 

2.  empfohlen,  g'eg-en  den  Prämienzucker  solcher  Nicht- Verband- 
länder, hinsichtlich  deren  die  Kommission  vor  dem  i.  September 
1903  noch  nicht  selbst  das  Minimum  des  Ausg"leichszolles,  ent- 
sprechend dem  Artikel  4,  festgesetzt  habe,  provisorisch  —  bis  zur 
endgültig-en  Entscheidung  der  Kommission  —  die  von  den  Ver- 
einigten Staaten  aufgestellte  Skala  der  Ausgleichszölle  zur  An- 
wendung zu  bringen. 

Speziell  hat  sie  auf  Antrag  Deutschlands  befunden,  dass  der 
gegen  den  russischen  zu  hohen  Überzoll  gemäss  Art.  4  Abs.  3 
erst  schematisch  bestimmte  Ausgleichszoll  einer  Revision  bedürfe. 
Aber  da  die  Frage,  wie  derselbe  zu  revidieren,  noch  nicht  hin- 
länglich geklärt  sei,  so  hat  sie  auch  in  Hinsicht  auf  die  russische 
JZuckerprämie  provisorisch  —  unter  Vorbehalt  endgültiger  Ent- 
scheidung —  die  Anwendung  der  amerikanischen  Skala  der  Aus- 
gleichszölle empfohlen.!) 

Entsprechendes  hat  sie  in  Hinsicht  auf  den  Ausgleichszoll 
gegenüber  Argentinien  empfohlen; 

3,  ihre  Feststellungen  hinsichtlich  der  Übereinstimmung  oder 
Nichtübereinstimmung  der  Gesetzgebungen  der  Verbandstaaten 
mit  den  Bestimmungen  der  Konvention  hat  sie  als  vorläufige  be- 
zeichnet und  sich  die  Revision  derselben  in  künftigen  Sessionen 
vorbehalten.-) 

§  52.    Die  Brüsseler  Konvention   im   Falle   des   Kriegsaus- 
bruches zwischen  Verbandstaaten. 

Würde  zwischen  zwei  Verbandstaaten  Krieg  ausbrechen,  so 
würden  der  durch  die  Brüsseler  Zuckerkonvention  geschaffene  inter- 
nationale Verband  und  die  aus  der  Konvention  sich  ergebenden 
internationalen  Verpflichtungen  der  kriegführenden  Verbandstaaten 
gegen  den  Verband  dennoch  fortdauern. 

Dagegen  würde  die  als  Folge  des  Verbandverhältnisses  im 
Art.  5  statuierte  wechselseitige  Verpflichtung  der  Verbandstaaten 
zur  gegenseitigen  Zulassung  ihres  Zuckers  —  und  zwar  zu  den 
Meistbegünstigungssätzen    —    im  Verhältnis    zwischen   den   beiden 


1)  Hinsichtlich  der  Beratungen  über  die  definitiven  Ausgleichszölle  gegen  Russland 
"während  der  zweiten  Session  der  Kommission  (Herbst  1903)  vgl.  oben  S.  205  Anm.  5. 

ä)  Erneute  Prüfung  während  der  zweiten  Session  der  Kommission  (Oktober  1903} 
vgl.  oben  S.  196  Anm.  i. 
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kriegführenden  Staaten  für  die  Dauer   des  Krieges  als  suspendiert 
zu  erachten  sein. 

Würde  aber  die  Suspension  der  Wirkung  jener  Bestimmung 
für  einen  der  kriegführenden  Verbandstaaten  so  bedeutsam  sein, 
dass  sie  ihm  für  die  Kriegszeit  auch  die  Wahrung  seiner  sonstigen 
internationalen  Zucker- Verbandsverpflichtungen  unmöglich  machte, 
so  würde,  wenn  jener  kriegführende  Verbandstaat  nicht  einer  der 
nach  Art.  6  eine  Ausnahmsstellung  einnehmenden  Staaten  wäre^ 
in  analoger  Anwendung  des  Artikels  i  o  Abs.  3  und  Art.  1 2  Abs.  3 
ein  jeder  der  anderen  Verbandstaaten  zu  der  Erklärung  befugt  zu 
erachten  sein,  die  Wirkungen  des  Verbandes  auch  seinerseits  als 
suspendiert  behandeln  zu  wollen,  und,  wenn  einer  der  letzteren  Ver- 
bandstaaten dies  täte,  so  würde  die  belgische  Regierung  schleunigst 
den  Zusammentritt  einer  Konferenz  zu  veranlassen  haben,  welche 
über  die  zu  ergreifenden  Massnahmen,  eventuell  über  die  voll- 
ständige Suspension  der  Wirkungen  des  Verbandverhältnisses 
während  der  Kriegsdauer  zu  beschliessen  hätte. 


Kapitel  IV. 


Die  vertragsmässige  Meistbegünstigung  und  die  Bereclitigung  und  Zulässig« 

keit   der   Gegenmassnahmen    gegen   Zuckerprämien,    speziell   seitens    des 

internationalen  Verbandes  der  Brüsseler  Zuckerkonvention. 


§  53.  Meistbegünstig"ung  1)  und  Zollbindting,  die  Vorschriften 
über  Ausgleicliszölle  gegen  Prämien  und  die  bisherige  Aus- 
fülirung  derselben  von  Seiten  der  Vereinigten  Staaten  und 

Britisch-Ostindiens. 

Die  Frag-e  der  Zulässigkeit  des  Ausgleichszolles  g-eg-enüber 
prämiiertem  Zucker  aus  Ländern,  welchen  vertragsmässig*  Meist- 
begünstigung oder  ein  Zoll  von  bestimmter  Höhe  zugesichert  ist, 
war  schon  im  Hinblick  auf  den  Ausgleichszoll  der  Vereinigten 
Staaten  von  1897  und  den  Ausgleichszoll  Britisch-Ostindiens  von 
1899  und  1902  praktisch  geworden.  Sie  hat  jetzt  neue  Wichtigkeit 
infolge  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  vom  5.  März  1902  (Art.  4) 
und  des  britisch-südafrikanischen  Zollvereinsvertrages  vom  24.  März 
1903  (Art.  5)  erhalten. 

Die  Frage  kann  praktisch  nur  2)  geg-enüber  Zucker  ausfuhren- 
den Ländern  werden,  welchen  vertrag-smässig  ein  gebundener  Zoll, 
Zollfreiheit  oder  Meistbegünstigung  zusteht. 

j.  Die  Vereinigten  Staaten  haben  den  Zucker- AusgleichszoU 
verhängt  gegen  Zucker  aus  Österreich-Ungarn,  Belgien,  Frankreich, 
Deutschland,  den  Niederlanden,  Dänemark  und  Russland,  femer 
gegen  Zucker  aus  Argentinien  und  Chile,  s) 

Von  diesen  Ländern  haben  Österreich-Ungarn,  Belgien,  Däne- 


^)  Vgl.  im  Anhang  zu  Grunzeis  Handelspolitik  die  drei  Tabellen:  I.  Die  Handels- 
verträge der  europäischen  Staaten.  II.  Die  Handelsverträge  der  europäischen  mit  ameri- 
kanischen Staaten.  III.  Die  Handelsverträge  der  europäischen  mit  asiatischen  und  afrika- 
nischen Staaten. 

'■*)  Wenigstens  als  Rechtsfrage.  Hingegen  als  Frage  der  Billigkeit  und  der  wechsel- 
seitigen -wirtschaftspolitischen  Behandlung  auch  sonst.  Verhältnis  zwischen  Russland  und 
Äen  Vereinigten  Staaten.     Vgl.  S.  266  Anm.  2, 

3)  Vgl.  oben  5<   i8.  —  The  World's,  p.   1275. 
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mark,  (Argentinien?),  Chiles)  vertragfsmässig  Anspruch  auf  Meist- 
beg-ünstigung".  -) 

2.  Britisch -Ostindien  hat  den  Zucker -Ausgleichszoll  unter 
anderem  verhängt  gegen  Zucker  aus  Russland,  Frankreich,  Öster- 
reich-Ungarn, Deutschland,  den  Niederlanden,  Belgien,  Italien  und 
Argentinien.^) 

Von  diesen  Ländern*)  haben  Russland,  Frankreich,  Österreich- 
Ungarn,  die  Niederlande,  Belgien,  Italien  und  Argentinien  vertrags- 
mässig  Anspruch  auf  Meistbegünstigung  gegenüber  Grossbritannien. 
Aber  in  das  Vertrags-  und  Meistbegünstigungsverhältnis  Gross- 
britanniens sind  die  britischen  Kolonien  und  Britisch  -  Ostindien 
keineswegs  immer  aufgenommen. 

Russland,  Österreich  -  Ungarn  und  Argentinien  haben  jedoch 
vertragsmässig  aucli  gegenüber  Britisch  -  Ostindien  Meistbegünsti- 
gung zu  beanspruchen. 

Mehrere  Staaten,  gegen  deren  Zucker  von  Seiten  der  Ver- 
einigten Staaten  und  bezw.  von  Seiten  Britisch-Ostindiens  Aus- 
gleichszölle angeordnet    wurden,    haben    sich  darauf   berufen,  dass 


1)  Bezüglich  Chiles  vgl.  Vertrag  vom  i6.  V.  1832  Art.  II.  (Martens  N,  R.  XI,p.  438  sq.) 
—  Über  die  Frage,  ob  Deutschland  vertragsmässig  Anspruch  auf  Meistbegünstigung  gegen- 
über den  Vereinigten  Staaten  hat.  vgl.  unten  ^  75. 

2)  Die  grössten  Schwierigkeiten  entstanden  den  Vereinigten  Staaten  durch  die  Ver- 
hängung des  Ausgleichszolles  gegen  den  Zucker  Russlands.  Aber  nicht,  weil  Russlaad 
Meistbegünstigung  zu  beanspruchen  gehabt  hätte,  sondern  weil  es  bestritt,  dass  der  rus- 
sische Zucker  eine  Prämie  erhalle.    Report.  Vol.  1.  Testimony,  p.  53 — 54,  Dönges,  S.  35, 

')  '^g^-  oben  §  19  u.  d.  Mitteilungen  aus  Britisch-Ostindien  in  den  Jahrgängen  des 
D.  H.  seit  Inkrafttreten  der  Britisch-Ostindisch«n  Ausgleichszölle. 

*)  Vgl.  Return  of  most  -  favoured  -  nation   clauses   in   existing   treaties  of  commerce 

and  navigation  between  Great  Britain  and  Foreign  Powers showing  whether  they 

apply  to  the  British  Colonies  (Commercial  No.  9  [1903]).  Ferner  Zusammenstellung  in 
Commercial  No.  3  (1903),  p,  3.  Bezüglich  der  Vereinigten  Staaten  vgl.  auch  Preferential 
Trade  (Board  of  Trade  August  1903.  —  329),  p.  3,  woraus  sich  ergibt,  dass  jedenfalls' 
dort  umgekehrt  Gxossbriiannien  nur  eine  nicht  vollkommene  Meistbegünstigung  geniesst. 

Indien  (und  die  britischen  Kolonien)  sind  in  die  Verpflichtung  Grossbritanniens 
zur  Gewährung  der  Meistbegünstigung  an  die  Waren  aus  dem  anderen  Vertragslande  ein- 
bezogen nach  den  Verträgen  Grossbritanniens  mit:  l.  Russland  12.  I.  1859,  Art.  I,  2. 
1.  Österreich -Ungarn  5.  XII.  1876,  Art.  2,  3,  $.  3.  Argentinien  2.  11.  1825;  nicht 
einbezogen;  4.  Niederlande  27.  X.  1837,  Art.  i  (u.  Art.  4  geändert  durch  Zusatzvertrag 
vom  15.  VIII  1889)  laut  Erklärungen  vom  22.  XI.  1837.  5.  Italien  15.  VI.  1883, 
Art.  2  (u)  laut  Art.  19  (da  Indien  nicht  binnen  eines  Jahres  nach  Ratifikation  des 
Vertrages  beigetreten  ist).  —  Bezüglich  der  Niederlande  vgl,  aber  auch  17.  III.  1824, 
Art  1,  wonach  die  Untertanen  (nicht  die  Waren?)  der  Niederlande  in  Ostindien,  Ceylon 
und  in  den  britischen  Besitzungen  des  östlichen  Archipels  Anspruch  auf  Meistbegünstigung 
haben.  Die  Meistbegünstigung,  welche  im  V^erhältuis  zwischen  Belgien  und  Grossbritannien 
gemäss  Notenaustausch  vom  27.  VII.  1898  bis  3  Monate  nach  Kündigung  fortgesetzt  werden 
soU,  findet  Anwendung  auch  im  Verhältnis  zwischen  Belgien  einerseits  und  Britisch- 
Ostindien  und  einigen  (nicht  allen)  anderen  britischen  Besitzungen  andererseits. 
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dies  kraft  der  ihnen  vertrag-smässig-  zustehenden  Meistbegünstig-uugf 
unzulässig-  sei. 

Es  ist  dies  seitens  verschiedener  europäischer  Staaten  g-eg-en- 
über  den  Vereinigten  Staaten  1)  und  es  ist  im  Hinblick  auf  die 
Ausg'leichszöUe  Britisch-Ostindiens  speziell  durch  eine  Note  der 
russischen  Regierung'  vom  12.  Juni  18992)  g-egenüber  der  britischen 
Regierung  geschehen.'") 

-§  54.  Übersicht  über  die  Zucker  ausführenden  Nicht-Verband- 
länder und  die  Beziehungen  vertragsmässiger  Meistbegün- 
stigung zwischen  diesen  und  den  zu  Zucker- Ausgleichszöllen 
verpflichteten  Verbandstaaten  der  Brüsseler  Konvention. 

Von    den    Ländern,*)    welche    der   Brüsseler  Zuckerkonvention 
vom  5.  März  1902    nichts)  beigetreten  sind,   erzeugen  Zucker  und 
führen  Zucker  aus: 
in  Europa: 

1.  Russland,«) 

2.  Dänemark, 

3.  Rumänien;^) 
in  Afrika: 

4.  Ägypten; 
in  Amerika: 

5.  Argentinien, 

6.  Brasilien, 

7.  Peru, 

8.  Chile,») 

')  Vgl.  oben  S.  122.  —  Dönges,  S.  35. 

)  Vgl.  Commercial  No.  i  (1903),  p.  i — 2  u.  Antwort  der  britischen  Regierung 
-vom  15.  VII.   1899  ebenda,  p.  3—4. 

')  Übrigens  betonte  die  russische  Regierung  auch  im  Hinblick  auf  den  Aus- 
gleichszoll Britisch-Ostindiens  hauptsächlich  den  —  schon  gegenüber  dem  Ausgleichszoll 
der  Vereinigten  Staaten  behaupteten  —  Umstand,  das  russische  System  gewähre  dem 
russichen  Zucker   keine  Prämie,   und   deshalb  sei  der  Ausgleichszoll  nicht  gerechtfertigt. 

*)  Vgl.  The  World's  u.  s.  w.  und  die  —  ungenaue  —  Zusammenstellung  der 
Zucker  produzierenden  Länder  in  Commercial  No.  3  (1903),  p.  1. 

^)  Die  nicht  beigetretenen  Kolonien  Grossbritanniens  und  der  Niederlande  werden 
hier  nicht  aufgeführt.     Vgl.  oben  S.  25 — 33,   161;  S.  10,  34—37,   i68. 

**)  Bezüglich  des  Beitrittes  Russlands  zur  Brüsseler  Konvention  sollen  zur  Zeit 
(November   1903)  diplomatische  Unterhandlungen  schweben.     Vgl.  oben  S.  205  Anm.  5. 

')  Dazu  noch  Spanien,  welches  bis  jetzt  die  Brüsseler  Konvention  nicht  ratifiziert 
hat  und  daher  Nicht -Verbandland  ist.  Von  den  anderen  Nicht -Verbandländern  steht 
Dänemark  im  Meistbegünstigungsverhältnis  zu  Spanien  durch  Vertrag  v.  4.  VII.  J893, 
Art.  4  —  8  (t6).  Table  A  et  B,  Prot.  Final   i   et  2. 

**)  Die  südamerikanischen  Staaten  Venezuela,  Ecuador,  Kolumbien  und  die  central- 
amerikanischen  Staaten  Guatemala,  San  Salvador,  Nicaragua,  Costarica,  Honduras  pro- 
•duzieren  Zucker,  kommen  aber  für  die  Zuckerausfuhr  kaum  in  Betracht. 
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9.  San  Domingo, 
IG.  Haiti, 

1 1 .  Kuba, 

12.  Mexiko,  1) 

13.  Vereinigte  Staaten  1)  mit  ihren  Insel -Territorien 

a)  in  Amerika: 

cc)  Portorico, 
ß)  Hawai; 

b)  in  Asien  2): 

die  Philippinen. 

Unter  den  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  beigetretenen  acht 
Ländern  ist  für  die  Zuckereinfuhr  hauptsächlich  nur  Grossbritannien 
wichtig. 

Die  Frage  der  Zulässigkeit  der  Verhängung  des  von  der 
Brüsseler  Konvention  vorgeschriebenen  Ausgleichszolles  gegenüber 
—  ausserhalb  der  Brüsseler  Konvention  verbliebenen  —  Ländern 
mit  vertragsmässigen  Zollrechten  und  namentlich  Meistbegünstigungs- 
rechten wird  daher  insbesondere  in  Beziehung  auf  diejenigen  — 
ausserhalb  der  Brüsseler  Konvention  verbliebenen  —  Zucker- 
ausfuhrländer, welche  im  Verhältnis  zu  Grossbritannien  solche 
Rechte  geniessen,  praktisch  bedeutsam,  wenn  jene  Länder  Zucker- 
Prämien  gewähren. 

Von  den  —  ausserhalb  der  Brüsseler  Konvention  verbliebenen  — 
Zuckerausfuhrländern  geniessen  vertragsmässige  Meistbegünstigimgs) 
im  Verhältnis 

a)  zu  Grossbritannien*): 

1.  Russland  12.  1.  1859  Art.  2,*) 

2.  Dänemark«)  13.  II.  1660 — 1661  Art.  13;  11.  VII.  1670 
Art.  7,  8,  24,  40  (6). 


^)  Mexiko  und  auch  die  Vereinigten  Staaten  kommen  für  die  Znckerausfuhr  gegen- 
•»rärtig  kaum  in  Betracht.  Auch  der  Zucker  von  Portorico  und  Ha-wai  kommt,  da  er 
fast  vollständig  nach  dem  Festland  der  Vereinigten  Staaten  geht,  für  die  Ausfuhr  im 
übrigen  kaum  in  Betracht. 

'^)  China  in  bedeutendem  Masse,  Japan  mit  der  Insel  Formosa  und  auch  Slam 
produzieren   Zucker,   kommen   aber  für  die  Zuckerausfuhr  gegenwärtig  nicht  in  Betracht. 

")  Vgl-  2*^™  folgenden  Grunzeis  (Handelspolitik)  3  Tabellen  und  die  S.  266,  Anm.  4 
citierten  britischen  Blaubücher. 

*)  Vgl.  hierzu  Commercial  No.  9  (1903)  und  die  Länder-Listen  A,  B,  C  in  Commercial 
No.  3  (1903),  p,  2 — 3.  Die  vertragsmässige  Meistbegünstigung  der  in  Liste  B  und  C 
»ufgeführten  Länder  gegenüber  Grossbritannien  bezieht  sich  (p.  3,  Note  *)  speziell  auf 
Einfuhrzölle. 

")  Der  Vertrag  bezieht  sich  nach  Art.  j  u.  2  auf  alle  beiderseitigen  ^tats  et 
possessions,  also  auch  auf  alle  Kolonien  Grossbritanniens. 

«)  Der  Vertrag   vom    16.   VI.   1824    Art.  V    (Martens  N.  R.  VI,  p.  461),    -welcher 
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3.  Rumänien  13.  VIIL  1892  Art.   i  und  2, 

4.  Spanien  Notenwechsel  vom  2S.j2g.  XII.   1894, 

5.  Ägypten  29.  X.  1889  Art.  2, 

6.  Argentinien  2.  11.  1825  Art.  4,  3,  9, 

7.  Mexiko  1)  27.  XI.   1888  Art.  3, 

8.  die  Vereinigten   Staaten    3.  VlI.    18 15   Art.   2,    i,   3; 
20.  X.  1818  Art.  4;  6.  VIII.  1827  Art.  i, 

9.  das    Territorium    der    Vereinigten    Staaten    —    die 
Philippinen  —  ?; 

b)  zu  Deutschland: 

1.  Russland    10.  IL  1894  Art.  6  (7,  5), 

2.  Rumänien  21.  X.  1893  Art.  6,  7  (5), 

3.  Spanien  Notenwechsel  vom   12.  II.   1899, 

4.  Ägypten  19.  VII.   1892  Art.  2—4, 

5.  Argentinien   19.  IX.   1857  Art.  4  (3), 

6.  Mexiko  5.  XII.   1882  Art.  10; 

c)  zu  Österreich -Ungarn: 

1.  Russland  18.  V.   1894  Art.   i   (3), 

2.  Dänemark  14.  lU.   1887  Art.  2  (3),2) 

3.  Rumänien  21.  XII.   1893  Art.  i,  2  (3), 

4.  Spanien  29.  I.  1892, 

5.  die  Vereinigten  Staaten  10.  IV.   1881  (?), 

6.  das    Territorium     der    Vereinigten    Staaten    —    die 
Philippinen  —  ?: 

d)  zu  Frankreich: 

1.  Russland  17.  VI.   1893.   —    i.  IV.  1874  Art.   14 — 16, 

2.  Dänemark  21.  I.   1897  ?, 

3.  Rumänien  28.  11.   1893  Art.   i, 

4.  Spanien  Notenwechsel  vom  27.  XII.   1894, 

5.  Argentinien   19.  VIIL  1892  (?), 


bei  der  Einfuhr  von  Waren  des  anderen  Vertraglandes  irgend  welche  Bevorzugung  im 
Hinblick  auf  die  Nationalität  des  einführenden  Schiffes  untersagt,  kommt  für  die  vor- 
liegende Frage  nicht  in  Betracht.  Dieser  Vertrag  ist  übrigens  in  Commercial  No.  9  (1903) 
nicht  aufgeführt.  Der  Vertrag  mit  Dänemark  von  1660 — 1661  gewährt  Meistbegünstigung 
hinsichtlich  der  Einfuhrzölle  den  Untertanen  des  Königs  von  Dänemark,  nicht  aber  speziell 
den  Erzeugnissen  Dänemarks.     Commercial  No.  3  (1903),  p.  3,  Note  -f. 

1)  Venezuela,  Kolumbia,  San  Salvador,  die  auch  vertragsmässige  Meistbegünstigung 
gemessen,  kommen  für  die  Zuckerausfuhr  nicht  in  Betracht.  Der  Vertrag  mit  Peru  vom 
10.  IV.  1850  (insbesondere  Art.  2)  steht  zwar  noch  teilweise  in  Geltung.  Aber  die 
speziell  auf  Meistbegünstigung  bezüglichen  Art.  3 — 6  desselben  sind  (Art.  16)  gemäss 
Kündigung  Perus  vom  23.  I.  und   10.  IV.    1863  ausser  Geltung  getreten. 

2)  Die  Bestimmungen  über  die  Meistbegünstigung  in  Art.  2  sind  nicht  auf  die 
dänischen  Antillen  anwendbar  (Art.  4). 
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6.  San  Doming-o  9.  IX.  1882  Art  11  (5.  VI,  1886  Art.  i\ 

7,  Mexiko  27.  XI.   1886  Art.  12  (13,  14); 

e)  zu  Belgien: 

1.  Russland  9.  VI.  1858  ?, 

2.  Dänemark  18.  VI.   1895  Art.   14  (11,  12), 

3.  Rumänien  22.  1.   1894  Art  2, 

4.  Spanien   i.  VII.   1892, 

5.  Äg-ypten  24.  VI.   1891  Art.  2  (4,  9,  13), 

6.  Brasilien  31.  XII.   1863  ?, 

7.  San  Doming-o   10.  VII.   1892  ?, 

8.  Mexiko  7.  VI.  1895  Art.  3, 

9.  die  Vereinig-ten  Staaten  8.  III.  1875  Art.  12  (14), 
10.  das    Territorium    der    Vereinigten    Staaten    —    die 

Philippinen  —  ?; 

f)  zu  den  Niederlanden: 

1.  Russland  13.  IX.  1846  Art.  11  (vgl.  auch  Separatartikel), 

2.  Dänemark  10.  VII.   1897  "^f 

3.  Rumänien   15.  III.  1899  ?, 

4.  Spanien  12.  VII.   1892  und   13.  XI.   1899, 

5.  Mexiko  22.  IX.   1897  ''> 

g)  zu  Italien: 

1.  Russland  28.  IX,   1863  ?, 

2.  Dänemark  12.  III.  1897  ?, 

3.  Rumänien  23.  XII.   1892  Art.   i,  2, 

4.  Spanien  29.  VI.   1892, 

5.  Argentinien  i.  VI.  1894  Art.  i  (Protokoll  v.  31. 1.  1895), 

6.  Peru  2s.  XII.   1874  Art.  20  (6), 

7.  Mexiko   16.  IV.   1890  Art.  3  (2)1); 
h)  zu  Schweden: 

1.  Russland  8.  V.  1838  ?2), 

2.  Dänemark  2.  XL  1826,^) 

3.  Spanien  27.  VI.   1892, 

4.  Argentinien   17.  VII.   1885  Art.  4  (3), 

5.  Mexiko  (29.  VII.  1885  in  abgeänderter  Fassung  vom) 
15.  XII.   1885  Art.  9  (11). 


')  Der  Vertrag  gut  auch  für  die  Kolonien  Italiens,  in  deren  Namen  durch  den 
Vertreter  Italiens  in  Mexiko  der  Beitritt  erklärt  ist.     Art.  26. 

'^)  Dieser  Vertrag  scheint  keine  allgemeine  Meistbegünstigung  für  die  Produkte  des  einen 
Vertraglandes   in   dem   anderen  Vertraglande  festzusetzen,  vgl.  Art.  3,  aber  auch  Art.  8. 

^)  Dieser  Vertrag  scheint  keine  allgemeine  Meistbegünstigung  für  die  Produkte  des 
einen  Vertraglandes  in  dem  anderen  Vertraglande  festzusetzen.  Er  ist  wesentlich  Schiff- 
fahrtsv ertrag.   Art.   I — 4  desselben  gelten  nicht  für  die  beiderseitigen  Kolonien.    Art.  5. 
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Die  britischen  Selbstverwaltungskolonien  sind,  solangfe  sie  der 
Brüsseler  Zuckerkonvention  vom  5.  März  1902  nicht  beitreten, 
nicht  gehindert,  bei  sich  Zucker- Ausfuhr-  und  -Produktions-Prämien, 
einzuführen  oder  aufrecht  zu  erhahen. 

Wenn  sie  das  tun,  ist  zwar  das  Mutterland  Grossbritannien 
nicht,  wohl  aber  sind  die  anderen  Brüsseler  Konventionsstaaten 
nach  Art.  4  der  Brüsseler  Konvention  verpflichtet,  g-egen  die  be- 
treffenden britischen  Kolonien  Ausgleichszölle  zu  verhängen.^) 

Da  Grossbritannien  die  Brüsseler  Zuckerkonvention  abgeschlossen, 
hat,  ohne  das  Einverständnis  der  britischen  Selbstverwaltungs- 
kolonien einzuholen,  ergibt  sich  auch  hier  die  Frage,  ob  die  Ver- 
hängung des  in  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  vorgesehenen  Aus- 
gleichszolles gegenüber  dem  prämiierten  Zucker  aus  den  betreffenden 
britischen  Selbstverwaltungskolonien  von  selten  derjenigen  Brüsseler 
Verbandstaaten  zulässig  ist,  welchen  gegenüber  die  betreffenden 
britischen  Selbstverwaltungkolonien  einen  vertragsmässigen  An- 
spruch auf  Meistbegünstigung  haben. 

Von  den  britischen  Selbstverwaltungskolonien  haben  vertrags- 
mässigen Anspruch  auf  Meistbegünstigung 
X  sämtliche  gegenüber: 

1,  Österreich -Ungarn  5.  XIL  1876  Art.  2,  3,  5,2) 

2.  Schweden   11,  IV.   1654  Art.  4;  21.  X.   1661  Art.  4; 
18.  III.   1826  Art.   I,  9. 

II.  a)  Neufandland,  b)  Natal,^)  c)  Neusüdwales,  Victoria,  Queens- 
land, Tasmania,*)  d)  Neuseeland  gegenüber: 

Italien  15.  VI.  1883  Art.  2,  1 1  (beigetreten  gemäss  Art.  19). 
III.  a)  Neufundland,  b)  Queensland,*)  gegenüber: 

Belgien  27.  VII.   1898  (vertragsmässig?). 
Dagegen  haben  die  britischen  Selbstverwaltungskolonien  keinen 
vertragsmässigen  Anspruch  auf  Meistbegünstigung  gegenüber: 
I.  Deutschland, 

')  Vgl.  §S  3  und  28  (S.    164.   165). 

*)  Britisch  -  Ostindien  hat  vertragsmässigen  Meistbegünstigungsanspruch  gleichfalls 
nach  diesem  Vertrag  gegen  Österreich  -  Ungarn  und  speziell  nach  Vertrag  vom 
18.  ni,  1826  Art.  8,  9  (Zusatzartikel  10.  IV.  1826)  [ob  auch  13.  X.  1893?]  gegen 
Schweden.  Aber  bezüglich  Britisch -Ostindiens  ist  die  Sachlage  anders  als  bezüglich 
der  britischen  Selbstverwaltungskolonien.  Nach  dem  Geiste  der  Brüsseler  Zuckerkon- 
vention hat  Grossbritannien  die  internationale  Pflicht,  dafür  zu  sorgen,  dass  in  Britisch- 
Ostindien  keine  Zuckerprämien  gewährt  werden.     Vgl.  S.   162  Aum.    i   u.    S.  201,    202. 

3)  Ob  nicht  erloschen  im  Zusammenhange  mit  der  Herstellung  des  britisch  -  süd- 
afrikanischen Zollvereins  (Zollvereinsvertrag  vom  24.  III.   1903,  Art.  2,   15)? 

*)  Ob  nicht  erloschen  für  die  unter  II  c  und  III  b  genannten  früher  selbständigen 
Kolonien  im  Zusammenhang  mit  der  Herstellung  des  Commonwealth  of  Australia  (briti-^ 
sches  Reichsgesetz  vom  9.  VII.   1900,  section  88 — 90)? 
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2.  Frankreich,  1) 

3.  Niederlande  27.  X.  1837  Art.  i  (und  Art.  4  ab- 
geändert durch  Zusatz  15.  VIII.  1889  Art.  i)  nach 
den  Erklärungen  vom  22.  XI.   1837.2) 

§  55.  Der  Zucker- Ausgleichszoll  und  die  Interessen  der 
Zucker-Einfuhrländer  und  der  konkurrierenden  Zucker-Aus- 
I  fuhrländer  im  allgemeinen. 

Die  Frag-e  des  Zuckerausgleichszolles  g-egenüber  fremdem  prä- 
miiertem Zucker  erhielt  praktische  Bedeutung  zunächst  für  diejenigen 
Länder,  deren  eigene  Zuckerindustrie  nicht  hinlänglich  entwickelt  und 
leistungsfähig  war,  um  den  ganzen  Zuckerbedarf  des  Inlandes  be- 
friedigen zu  können,  die  also  auf  Zuckereinfuhr  angewiesen  waren. 

In  dieser  Lage  befanden  sich  zwei  von  den  Weltstaaten:  die 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und  das  britische  Reich.  Und 
zwar,  was  das  letztere  angeht,  näher  das  Mutterland  Grossbritannien 
und  gewisse  koloniale  Teile  des  britischen  Reiches,  während  andere 
koloniale  Teile  desselben  sogar  zu  den  auf  Zuckerausfuhr  ange- 
wiesenen Ländern  gehörten. 

In  den  auf  Zuckereinfuhr  angewiesenen  Ländern  erschien  mit 
dem  Ausgleichszoll  geg-enüber  den  fremden  Zuckerprämien 

1.  namentlich  das  Interesse  der  inländischen  Zuckerindustrie  ver- 
knüpft. Der  Ausgleichszoll  konnte  in  dieser  Hinsicht  entweder 
die  Wirkung  eines  unabhängig  von  ihm  bestehenden  Schutzzolles 
oder  die  natürlichen  Konkurrenzbedingungen  zu  Gunsten  der  in- 
ländischen Zuckerindustrie  aufrecht  zu  erhalten  bestimmt  sein.  Das 
erste  war  in  den  Vereinigten  Staaten,  das  zweite  wäre  in  Gross- 
britannien die  Bestimmung  desselben  gewesen. 

In  dieser  Hinsicht  ergab  sich  im  Zusammenhang  mit  der 
gewissen  Ländern  vertragsmässig  zugesicherten  Zollbindung  (Fixierung 
des  Einfuhrzolles  oder  Festsetzung  der  Zollfreiheit)  die  Frage,  ob 
für  den  Zuckereinfuhrstaat  gegenüber  dem  anderen  Vertraglande 
ein  Recht  bestehe,  einen  der  Prämie  des  letzteren  entsprechenden 
Ausgleichszoll  dem  stipulierten  Zollmaximum  hinzuzuschlagen  oder 
bzw.  an  Stelle  der  stipulierten  Zollfreiheit  aufzuerlegen; 

2.  erschien  aber  in  jenen  Zuckereinfuhrländern  mit  dem  Aus- 
gleichszoll gegenüber  fremden  Zuckerprämien  ein  Interesse  der 
dort  um  den  Zuckerabsatz  konkurrierenden  verschiedenen  fremden 

1)  Der  Vertrag  vom  28.  II.  1882  (Art.  x — 3)  erstreckt  sich  nicht  auf  die  britischen 
Selbstverwaltungskolonien. 

2)  Ob  aber  die  (Untertanen  der)  britischen  Selbstverwaltungskolonien  nicht  gemäss 
des  Vertrages  vom  17.  III.  1824,  Art.  i  Anspruch  auf  Meistbegünstigung  in  den  nieder- 
ländischen Besitzungen  des  östlichen  Archipels  haben? 
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Zuckerindustrien  verknüpft.  Der  Ausg^leichszoll  hielt  dort  die 
natürlichen  Konkurrenzbeding-ung-en  in  g-leichem  Masse  zwischen 
den  aus  verschiedenen  fremden  Ländern  eingeführten  Zuckern 
aufrecht,  mochten  in  der  Heimat  die  einen  ohne  Prämien  g-e- 
lassen,  die  anderen  mit  Prämien  und  unter  den  letzteren  ein 
Teil  mit  höheren  und  ein  Teil  mit  niederen  Prämien  ausgestattet 
■worden  sein. 

In  dieser  Hinsicht  erg-ab  sich  im  Zusammenhang*  mit  der  g"e- 
wissen  Ländern  vertragsmässig-  g-ewährten  Meistbeg'ünstig-ung'  die 
Frag"e,  ob  für  den  Staat,  in  welchen  die  Zuckereinfuhr  erfolgte, 
g"eg-enüber  vertrag^smässig-  meistbeg^ünstigten  Ländern  einerseits 
-ein  Recht  und  andererseits  im  Hinblick  auf  andere  vertragfsmässig- 
meistbeg"ünstig"te  Länder  sog'ar  eine  Pflicht  i)  zur  Verhängung"  des 
Ausgleichszolles  in  Beziehung  auf  prämiierten  Zucker  bestehe. 

Diese  mit  dem  Ausgleichszoll  sich  verknüpfenden  intemational- 
. rechtlichen  Fragen  ergaben  sich  insbesondere  für  die  auf  Zucker- 
•einfuhr  angewiesenen  Länder  in  ihrem  Verhältnis  zu  einer  Reihe 
der  auf  Zuckerausfuhr  angewiesenen  und  Prämien  gewährenden 
Länder  des  europäischen  Festlandes. 

Daneben  aber  hatte  die  Frage  des  Ausgleichszolles  oder  der 
Abschaffung  der  Prämien  auch  Bedeutung  in  dem  Verhältnis  der 
letzteren  auf  Zuckerausfuhr  angewiesenen  Länder  untereinander, 
insofern  die  Zuckerindustrie  des  einen  Landes,  trotz  ihrer  eigenen 
den  Inlandbedarf  übersteigenden  und  ein  Ausfuhrbedürfnis  her- 
vorrufenden Produktionsfahigkeit,  möglicherweise  nicht  einmal  auf 
dem  eigenen  Inlandmarkte  sich  gegenüber  der  durch  höhere 
Prämien  unterstützten  Zuckerindustrie  des  anderen  Landes  behaupten 
konnte. 

Als  die  Folgen  der  Zuckerprämien,  welche  in  den  Zuckeraus- 
fuhrländern des  europäischen  Festlandes  gewährt  wurden,  sich  in 
den  beiden  grossen  Zuckereinfuhr-Reichen,  in  den  Vereinigten 
-Staaten  und  im  britischen  Reich,  bzw.  im  Mutterland  und  gewissen 
kolonialen  Teilen  des  letzteren,  fühlbar  machten,  entschlossen  sich 
die  Vereinigten  Staaten  leicht  und  rasch  zu  der  Abwehrmassregel 
des  Ausgleichszolles.  Dem  britischen  Reiche  und  einzelnen  Teilen 
desselben,  speziell  dem  Mutterlande  Grossbritannien,  fiel  die  Stellung- 
nahme zu  dieser  Frage  viel  schwerer. 


^)  Vgl.  die  Bemerkungen  von  Lubbock  in  Commercial  No.  2  (i888),  p.  141  u. 
Memorandum  des  "West  India  Committee  ebenda,  p.  151  u.  des  Sugar  Refiners'  Committee 
.1897  Ji*  Commercial  No.  3  (1898),  p.  4,  5. 

Kaufmann,  Welt-Zuckerindustrie.  18 
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Es  hing  dies  mit  der  —  wiederum  in  der  Verschiedenheit- 
ihrer  Verhältnisse  begründeten  —  Verschiedenheit  der  ganzen» 
äusseren  WirtschaftspoUtik  der  Vereinigten  Staaten  einerseits  und 
Grossbritanniens  andererseits  zusammen. 

§  56.    Die  wirtschaftspolitisclie   und  pecMliclie   Auffassung: 
und  Stellungnahme  in  den  schutzzöllnerischen  Zucker  ein- 
führenden Vereinigten  Staaten. 

Die  Vereinigten  Staaten  huldigten  dem  Schutzzollsystem. 

Seit  den  90er  Jahren  des  18.  Jahrhunderts  war  in  Louisiana 
eine  Rohrzuckerindustrie  aufgekommen,  deren  Ausdehnungsfähigkeit 
allerdings  durch  die  fiir  das  Zuckerrohr  erforderlichen  klimatischen 
Verhältnisse  begrenzt  erscheint.  Mit  der  rasch  voranschreitenden 
Entwickelung  einer  Rübenzuckerindustrie  war  seit  den  60  er, 
namentlich  aber  seit  den  80  er  Jahren  des  19.  Jahrhunderts 
in  Kalifornien,  seit  den  90  er  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  auch 
in  Michigan,  Kolorado  und  in  einigen  anderen  Staaten  der  Ver- 
einigten Staaten  begonnen  worden.^) 

Die  damit  verknüpften  landwirtschaftlichen  und  industriellen 
Interessen  des  Inlandes  wurden  durch  Schutzzölle  gesichert. 

Ein.  hoher  Schutzzoll  wurde  auf  Rohzucker  gelegt  und  ein 
denselben  um  mehr  als  die  Raffinierungskosten  übersteigender 
noch  höherer  Schutzzoll  auf  raffinierten  Zucker.  2) 

Infolgedessen  wurden  die  ungeheuren  Zuckermengen,  auf  deren 
Einfuhr  die  Vereinigten  Staaten  einstweilen,  trotz  der  Entwickelung 
der  inländischen  Rübenzuckerindustrie,  noch  angewiesen  sind,  haupt- 
sächlich in  Form  des  Rohzuckers  eingeführt,  3)  und  es  entstanden 
in  den  Vereinigten  Staaten  riesige  Zuckerraffinerien,  die  seit  1887 
zum  weitaus  grössten  Teile  in  einem  gewaltigen  Trust,  ,The 
American  Sugar  Refining  Company'  zusammengeschlossen  sind.*) 

Ein  erheblicher  Teil  des  Zuckers  geht  &)  jetzt  von  den  amerika- 
nischen Territorien  Hawaii  und  Portorico  zollfrei,  von  den  gleichfalls 
ein  amerikanisches  Territorium  bildenden  Philippinen  zu  einem  um 
{25  Vo  +  wegen  des  Zuckerausfuhrzolles  der  Philippinen  5  0/0  =)  30  "/o 
ermässigten  Zollsatze,  ein  weiterer  grosser  Teil  unter  den  ermässigten 

1)  Report.  Vol.  XIX.,  p.  83—88.     The  World's,  p.   1358—1360. 

2)  Report.  Vol.  I,  p.  70 — 74,  65,  60 — 61,  69  u.  Testimony,  p.  130 — 131,  ii3^ 
104 — 107. 

8)  The  World's,  p.  1373— 1375- 

*)  Report.  Vol.  I,  p.  59—74. 

6)  Vgl.  oben  S.  54 — 59,  32  u.  unten  §  83. 
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Zollsätzen  besonderer  Reciprozitätsverträge  von  Kuba  und  Britisch- 
Westindien,  Britisch  Guyana  und  Trinidad  ein.  Im  übrigen  bestehen 
aber  die  hohen  Schutzzölle  auf  Rohzucker  und  raffinierten  Zucker  fort. 
Die  Industrie-Kommission,  welche  in  Gemässheit  eines  Kongress- 
beschlusses  von  1898  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  Ver- 
einigten Staaten  in  den  Jahren  189g — 1902  einer  eingehenden  Unter- 
suchung unterzog,  hat  sich  in  ihrem  Schlussbericht  deutlichst  für  die 
Aufrechterhaltung  jener  Zölle  ausgesprochen.!) 

Gegenüber  der  Tendenz,  den  inländischen  amerikanischen  Ab- 
satzmarkt der  amerikanischen  Zuckerindustrie  durch  Schutzzoll 
relativ  zu  sichern,  erschienen  die  Prämien  der  Zuckerausfuhr-Staaten 
des  europäischen  Festlandes  als  ein  aggressiver  Akt,  welcher  deö 
Schutz  der  amerikanischen  Zuckerindustrie  auf  dem  amerikanischen 
Inlandmarkte  im  Interesse  der  fremden  prämiierten  Zuckerindustrien 
paralysierte  und  aufhob.  2) 

Immerhin  machten  sich  zunächst  auch  in  den  Vereinigten 
Staaten  Zweifel  geltend,  ob  im  Hinblick  auf  die  Meistbegünstigungs- 
rechte dritter  Staaten  gegenüber  dem  aus  denselben  herrührenden 
prämiierten  Zucker  Zuschlagszölle  zulässig  seien. 

Als  durch  den  Mc  Kinley  Tarif  von  1890  auf  fremden  raffi- 
nierten Zucker  und  durch  den  Wilson  Tarif  von  1894  ausserdem 
auch  auf  fremden  Rohzucker,  wenn  jene  im  Ausfuhrland  Prämien 
erhalten  hatten,  bei  der  Einfuhr  in  die  Vereinigten  Staaten  ein  gleich- 
massiger  Zuschlagszoll  von  1/10  Cent  pro  Pfimd  gelegt  wurde,  pro- 
testierte namentlich  Deutschland  hiergegen  unter  Berufung  darauf, 
dass  die  Gewährung  einer  Zucker-Ausfuhrprämie  eine  rein  innere 
Angelegenheit  Deutschlands  sei,  dass  der  Zuschlagszoll,  welcher 
deshalb  von  den  Vereinigten  Staaten  dem  deutschen  Zucker  bei 
der  Einfuhr  auferlegt  werde,  eine  Verletzung  der  Meistbegünstigung 
sei,  welche  Deutschland  auf  Grund  des  Vertrages  der  Vereinigten 
Staaten    mit  Preussen    vom   i.  Mai  1828    (Art.  5  imd  9)  zustehe,  3) 

1)  Report.  Vol.  XIX..  p.  199. 

2)  Report.  Vol.  I,  p.  74  u.  Testimony,  p.  54.  In  den  Vereinigten  Staaten  selbst 
sind  aber  auch  seitens  einiger  Einzelstaaten  derselben  für  den  innerhalb  des  betreffenden 
Einzelstaates  hervorgebrachten  Rübenzucker  Prämien  gewährt  •worden.  Report.  Vol.  X., 
p.  XXXVni  u.  CCLV.  Brukner,  S.  465,  466.  Der  Üb  er  zoll  der  Vereinigten  Staaten  auf 
Zucker  übersteigt  das  in  Art.  3  der  Brüsseler  Konvention  vorgesehene  Maximum.  Vgl.  oben 
S.  60  u.  205.  Die  ständige  Kommission  in  Brüssel  hat  bis  jetzt  noch  keine  Feststellung 
bezüglich  der  in  den  Vereinigten  Staaten  dem  (Rüben-)Zucker  gewährten  Prämien  und  des 
demgemäss  seitens  der  Verbandstaaten  aufzulegenden  Ausgleichszolles  getroffen.  Vgl.  auch 
die  Erklärung   des  Ministerpräsidenten  Balfour  im  House  of  Commons  v.  29.  VI.   1903. 

')  Später  berief  Deutschland  sich  auch  noch  auf  den  Vertrag  der  Vereinigten 
Staaten  mit  den  deutschen  Hansastädten  von  1827. 

.18* 
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und  dass  derselbe  dem  Saratoga-Abkommen  zwischen  Deutschland 
und   den  Vereinigten  Staaten   vom  22.  August  1891  widerstreite.  1) 

In  einem  Bericht  des  Staatssekretärs  der  Vereinigten  Staaten 
Gresham  an  den  Präsidenten  der  Vereinigten  Staaten  Cleveland^) 
wurde  darauf  zugegeben  und  ausgeführt,  dass  jener  Zuschlagszoll 
in  der  Tat  mit  der  Meistbegünstigungsklausel  in  Widerspruch  stehe. 

Es  mache  nichts  aas,  sagte  Gresham,  dass  auch  andere  Län- 
der, als  Deutschland,  derselben  ungleichen  Behandlung  unterworfen 
würden.  Solange  es  ein  einziges  Land  gebe,  welches  günstiger 
behandelt  werde,  sei  die  Meistbegünstigungsklausel  verletzt. 3) 

Es  könne  auch  keine  Rede  davon  sein,  dass  die  Ausfuhr- 
prämien selbst  eine  Verletzung  der  Meistbegünstigungsklausel  seien, 
weil  sie  eine  ungleiche  Behandlung  herbeiführten,  und  dass  deshalb 
der  andere  Staat  sich  g^egen  dieselben  mittels  eines  Ausgleichszolles 
verteidigen  dürfe. 


1)  Deutschlands  Protest  v.  28.  VIII.  1894  u.  Memorandum  vom  16.  VII.  1894  ^^^ 
Foreign  Rel.  USt.  1894,  P-  234 — 235.  Deutschland  machte  geltend:  unter  der 
Meistbegünstigungsklausel  könnten  Ausgleichszölle  gegen  fremde  Ausfuhrprämien  eben- 
sowenig, wie  etwa  deshalb  verhängt  werden,  weil  die  Produzenten  in  dem  fremden 
iande  niedrigere  Steuern  als  in  einem  dritten  fremden  Lande  bezahlten.  Auch 
Österreich-Ungarn  und  Dänemark  protestierten.  Foreign  Rel.  USt.  1895,  p.  6 — 8, 
205 — 207.  Dänemark  machte  speziell  geltend,  nur  gewisse  Arten  des  in  Dänemark 
hergestellten  Rübenzuckers  erhielten  Prämien,  nicht  aber  der  Rohrzucker  aus  den  däni- 
schen Antillen.  Deshalb  sollte  mindestens  dem  letzteren  der  Zuschlagszoll  nicht  auf- 
erlegt werden.  Es  erreichte  auch  gewisse  Modifikationen  der  von  den  Vereinigten 
Staaten  getroffenen  Massnahmen. 

2)  Foreign  Rel.  USt.  1894,  P-  236  fg.  Gegen  den  Zuschlagszoll  der  Vereinigten 
Staaten  von  1890  hatte  Deutschland  nicht  protestiert.  Derselbe  war  nur  —  unter  ge- 
wissen Voraussetzungen  —  auf  den  fremden  raffinierten  Zucker  über  No.  16  Holländi- 
schen Standard  gelegt.  Von  dem  nach  den  Vereinigten  Staaten  importierten  deutschen 
Zucker,  welcher  einen  Wert  von  mehr  als  15  Millionen  Dollars  erreicht  hatte,  war  aber 
nur  Zucker  im  Werte  von  200000 — 300000  Dollars  über  dem  Holländischen  Standard 
No.  16  gewesen.  Dagegen  der  amerikanische  Zuschlagszoll  von  1894  traf  allen  prä- 
miierten fremden  Zucker. 

^)  Der  amerikanische  Staatssekretär  berief  sich  zur  Begründung  seiner  Ansicht  auf 
einen  —  in  Wahrheit  aber  wesentlich  anders  liegenden  —  Streitfall  der  Vereinigten 
Staaten  mit  Grossbritannien.  Als  nämlich  Grossbritannien  den  von  der  Westküste 
Afrikas  kommenden  Reis  mit  einem  geringeren  Einfuhrzoll  belegt  hatte,  als  den  anders- 
woher kommenden  Reis,  hatten  die  Vereinigten  Staaten  dagegen  auf  Grund  der  Meist- 
begünstigungsklausel protestiert,  und  Grossbritannien  hatte  infolgedessen  schliesslich  den 
Zoll  auch  auf  die  amerikanischen  Reiseinfuhren  ermässigt.  Der  amerikanische  Staatssekretär 
machte  geltend:  Auch  der  Wilson  Tarif  lege  einen  Zuschlagszoll  auf  eine  Ware,  weil 
sie  das  Erzeugnis  eines  Landes  sei,  welches  zufallig  einer  gewissen  Kategorie  von  Län- 
dern (im  Hinblick  auf  die  Gesetzgebung  derselben)  angehöre,  und  dies  widerstreite  der 
Meistbegünstigungsklausel. 
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Die  Prämien  hätten,  ebenso  wie  die  Schutzzölle,  den  Zweck, 
der  nationalen  Produktion  oder  der  nationalen  Industrie  einen  Vor- 
teil zu  verschaffen.  Die  Ausfuhrprämien  seien  sogar  für  die  Be- 
wohner der  fremden  Länder  gfünstiger,  da  sie  dazu  beitrügen,  den- 
selben die  Artikel  auf  Kosten  des  Prämien  zahlenden  Landes  billiger 
zu  verschaffen. 

Es  sei  eine  Frage  der  inneren  Politik,  zu  entscheiden,  welcher 
dieser  beiden  Massnahmen  man  sich  bedienen  wolle. 

In  dieser  Hinsicht  hätten  die  vertragschliessenden  Nationen, 
indem  sie  Gleichheit  der  Behandlung  stipulierten,  sich  ihre  Hand- 
lungsfreiheit bewahrt. 

Solange  der  Schutz  der  nationalen  Industrie  im  Hinblick  auf 
alle  fremden  Länder  derselbe  sei,  bestehe  kein  Recht,  sich  dem 
auf  Grund  der  Meistbegünstigungsklausel  mittels  Ausgleichszöllen 
zu  widersetzen. 

Wenn  die  Meistbegünstigungsklausel  stipuliert  werde,  so  sei 
dabei  verstanden,  dass  die  kontrahierenden  Länder  sich  das  Recht 
bewahrten,  ihre  eigene  nationale  Produktion  oder  Industrie  durch 
Schutzzölle  oder  Prämien  zu  begünstigen. 

Die  amerikanischen  Zucker-Zuschlagszölle  von  1894  reagierten 
daher  nicht  gegen  eine  ausländische  Massnahme,  welche  ihrerseits 
als  unzulässige  Unterscheidungsmassnahme  gegenüber  der  Produk- 
tion oder  Industrie  der  Vereinigten  Staaten  erachtet  werden  könne, 
sondern  seien  selbst  eine  unzulässige  Unterscheidung  geg^enüber 
den  Erzeugnissen  oder  der  Industrie  dieser  anderen  Länder.  Sie 
seien  ein  Versuch,  eine  von  dem  anderen  Staate  gewährte  ein- 
heimische Begünstigung  oder  Ermutigung  gerade  durch  diejenig'en 
Mittel  zu  paralysieren,  welche  durch  den  Meistbegünstigungsvertrag 
verboten  seien. 

Diesem  Berichte  des  Staatssekretärs  entsprechend  hatte  der 
Präsident  Cleveland  in  seiner  Botschaft  an  den  Kongress  vom 
3.  Dezember  1894  —  unter  Erwähnung  des  Protestes  Deutschlands 
—  der  gesetzgebenden  Gewalt  empfohlen,  den  Zuschlagszoll  auf- 
zuheben. 

Dies  tat  die  gesetzgebende  Gewalt  aber  keineswegs.  Als 
darauf  im  Jahre  1897  der  Dingley  Tarif  gegen  die  fremden  Aus- 
fuhrprämien an  Stelle  des  bisherigen  festen,  gleichmässigen  Zu- 
schlagszolles einen  dem  Nettobetrage  der  Prämie  gleichkommenden 
Ausgleichszoll  angeordnet  und  Deutschland  seinen  Protest  hiergegen 
in    noch    viel    entschiedener  Weise    wiederholt    hatte,  1)   war  unter 

1)  Protest  Deutschlands  vom  5.  IV.,    (16.  V.)  und    28.  VII.    1897.     Foreign  Rel. 


278     Kapitel  IV.     Die  vertragsmässige  Meistbegünstigung  und  die  Berechtigung  etc. 

dem  Präsidenten  Mc  Kinley  auch  die  Exekutive  und  das  Staats- 
sekretariat der  Vereinigten  Staaten  der  Ansicht,  dass  die  Ausg-leichs- 
zölle  g-egenüber  fremdem  prämiiertem  Zucker  keine  Verletzung  der 
Meistbegünstigungsklausel  bildeten,  i) 

Der  amerikanische  Staatssekretär  berief  sich  auf  die  Praxis  der 
Vereinigten  Staaten  hinsichtlich  der  Reciprozitätsverträge.  Danach 
werde  die  einem  dritten  Staate  gewährte  Begünstigung,  wenn  sie 
jenem  nur  gegen  eine  Gegenleistung  zugestanden  werde,  auch  dem 
meistbegünstigten  Staate  nicht  schlechthin,  sondern  nur,  falls  er 
eine  entsprechende  Gegenleistung  mache,  gewährt. 

Daraus  wurde  gefolgert,  der  niedrige  Zoll,  welcher  den  Waren 
eines  keine  Prämien  gebenden  Staates  gewährt  werde,  könne  auf 
Grund  der  Meistbegünstigung  von  einem  anderen  Staate  auch  nur 
dann  beansprucht  werden,  wenn  letzterer  von  der  Gewährung  von 
Prämien  Abstand  nehme.  2) 

Deutschland  und  Grossbritannien  hätten  auch  auf  der  Londoner 
Zuckerkonferenz  von  1888  ausdrücklich  erklärt,  gegen  die  Zucker- 
Ausfuhrprämie  des  einen  Landes  könne  das  andere  mit  Zucker- 
Ausgleichszöllen  reagieren,  ohne  dadurch  eine  Unterscheidung 
hervorzurufen,  welche  als  Verletzung  der  Meistbegünstigungsklausel 
erachtet  werden  könne. 

Die  Meistbegünstigungsklausel  schliesse  aber,  wie  auch  Deutsch- 
land dadurch  anerkannt  habe,  nicht  eine  Bevorzugung  der  ein- 
heimischen Kaufleute,  Schiffe  und  Waren  aus,  und  diese  Bevor- 
zugung oder  dieser  Schutz  könne  gegenüber  den  fremden  Prämien 
nur  vermittels  besonderer  Ausgleichszölle  durchgeführt  werden. 

In  der  Tat  dürfte  diese  Auffassung  der  Meistbegünstigungs- 
klausel und  — ,  falls  etwa  gegenüber  einem  andern  Staate  eine 
Tarifbindung  vorgenommen  worden  wäre,^)  —  auch  die  Auslegung, 
welche    trotz  der  Tarifbindung  Zuschlagszölle    gegenüber    fremden 


USt.  1897,  p.  175.  Deutschland  erklärte  noch,  es  müsse  eventuell  erwägen,  ob  nicht 
durch  jenes  amerikanische  Verhalten  die  Voraussetzungen  des  Notenaustausches  vom 
22.  VIII.  1891  (Saratoga- Abkommen)  beseitigt  und  deshalb  auf  die  Erzeugnisse  der 
Vereinigten  Staaten  nicht  mehr  die  niedrigeren  Sätze  der  Vertragstarife,  sondern  die 
höheren  des  allgemeinen  deutschen  Tarifs  bei  der  Einfuhr  anzuwenden  seien. 

i)  Foreign  Rel.  USt,   1897,  p.   178. 

■^)  Völkerrechtlich  unhaltbar  war  die  ausserdem  gemachte  Ausführung:  das  amerika- 
nische Zollgesetz  sei  später  ergangen,  als  der  Meistbegünstiguiigsvertrag,  und  könne 
daher  die  Stipulationen  des  letzteren  modifizieren. 

*)  Gewisse  Tarifbindungen  ohne  Meistbegünstigung  in  den  Abkommen  der  Ver- 
einigten Staaten  mit  Frankreich  28.  V,  1898;  24.  VII.  1899  und  mit  Italien  8.  II.  19CX). 
■Grunzel,  Handelspolitik,  S.  447,  448  u.  Anhang  Tabelle  II. 
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Prämien  nicht  ausgeschlossen  hielt,  mit  dem  g-anzen  Inhalt  und 
<ier  ganzen  Entvvickelung  der  bisherigen  auswärtigen  Wirtschafts- 
politik der  Vereinigten  Staaten  mehr  im  Einklang  gewesen  sein, 
-als  die  von  der  Verwaltung  Clevelands  vertretene  Auffassung. 

Bei  der  zweifellos  protektionistischen  Tendenz  der  amerikanischen 
•Gesamtpolitik  wäre,  wenn  die  Vereinigten  Staaten  in  einem  Ver- 
trage mit  einem  Zucker  ausführenden  Staate  die  Höhe  des  Schutz- 
zolles —  absolut  —  gebunden  hätten,  aus  dieser  Vertragsfestsetzung 
ofiFenbar  gewesen,  dass  die  Vereinigten  Staaten  unter  dem  Vertrag 
sich  die  Freiheit  des  Schutzes  und  zwar  des  Schutzes  in  dieser 
Höhe  erhalten  und  sichern  wollten. 

Machte  der  andere  Vertragsteil  durch  seine  Prämie  den  Schutz 
aus  dem  Zoll  der  festgesetzten  Höhe  illusorisch,  so  handelte  er 
gegen  den  Geist  der  getroffenen  Festsetzung,  und  es  entsprach 
nur  dem  Geiste  der  letzteren,  wenn  die  Vereinigten  Staaten  alsdann 
zur  Erhaltung  des  Schutzes  in  der  stipulierten  Höhe  den  im  Betrage 
^derselben  angesetzten  Zoll  um  einen  der  Prämie  entsprechenden 
Ausgleichszoll  vermehrten. 

Wäre  der  Schutzzoll  aber  gegenüber  verschiedenen  Zucker 
ausführenden  Staaten  vertragsmässig  gebunden  worden  und  hätten 
letztere  dann  ihrem  Zucker  Prämien  von  verschiedener  Höhe 
gewährt,  so  wäre  der  allgemeine  Zuschlag  eines  Ausgleichszolles 
im  Betrage  der  höchsten  Prämie  allerdings  eine  Vertragsverletzung 
gegenüber  denjenigen  fremden  Staaten  gewesen,  welche  nur  eine 
geringere  oder  gar  keine  Prämie  gewährten. i) 

Bei  vertragsmässiger  Bindung  der  Höhe  des  Schutzzolles  wäre 
ein  ohne  Rücksicht  auf  die  verschiedene  Höhe  der  Prämien  all- 
gemein gleichbemessener  Zuschlag  daher  eine  Verletzung  des 
Vertrages  auch  geblieben,  wenn  die  gleiche  Bemessung  des  Zu- 
schlages um  der  Meistbegünstigung  willen  erfolgt  wäre,  welche 
auch  den  die  höhere  Prämie  Gewährenden  und  gleichfalls  von 
Aem  Zuschlag  Betroffenen  vertragsmässig  zustand. 

Konnte  aber  bei  vertragsmässiger  Bindung  der  Höhe  des 
Schutzzolles  aus  der  vertragsmässig  zugesicherten  Meistbegünstigung 
nicht  der  Anspruch  auf  einen  allgemein  gleichmässig  hohen  Aus- 
gleichszoll gegenüber  verschieden  hohen  Prämien  gefolgert  werden, 
so  spricht  dies  schon  dafür,  dass  ein  solcher  Anspruch  aus  der 
vertragsmässigen    Meistbegünstigung    überhaupt    nicht    hergeleitet 


0  Vgl.    auch    das    Memorandum    des    British  «Weit    Indla    Committee     i88o    in 
<3ommeTcial  No.  2  (i888),  p.   151. 
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werden  kann,  also  auch  dann  nicht,  wenn  die  Höhe  des  Schutz- 
zolles nicht  vertragsmässigf  gfebunden  ist. 

Für  die  Vereinigten  Staaten  aber  ergab  sich  die  Ablehnung- 
einer derartig-en  Folgerung-  überhaupt  aus  der  materiellen  Bedeutung,, 
welche  sie  durchgängig  der  Meistbegünstigungsklausel  beigelegt 
haben,  während  in  Europa  lange  die  formale  Auffassung  der  Mist- 
begünstigungsklausel überwog  und  erst  neuerdings  die  Anzeichen 
einer  materiellen  Auffassung  derselben  häufiger  werden. i) 

Würden  nämlich  durch  verschieden  hohe  fremde  Prämie» 
einerseits  der  im  Schutzzoll  liegende  Schutz  der  amerikanischen 
Zuckerindustrie  in  verschiedenem  Masse  gebrochen  und  andererseits 
die  sonstigen  natürlichen  Konkurrenzbedingnngen  der  verschiedenen 
fremden  Zuckerindustrien  auf  dem  amerikanisch  an  Markte  in  ver- 
schiedenem Grade  künstlich  verschoben  worden  sein,  so  wären  der 
Schutz  der  amerikanischen  Zuckerindustrie  in  allgemein  materiell 
gleicher  Weise  und  die  allgemein  gleichmässige  Konkurrenz  der 
verschiedenen  fremden  Zuckerindustrien  unter  den  natürlichen 
Konkurrenzbedingungen  nicht  durch  einen  einzigen  allgemein  gleich 
hohen  Ausgleichszoll,  sondern  durch  verschiedene  den  verschiedenen 
fremden  Prämien  entsprechend  hohe  Ausgleichszölle  herbeizuführen 
gewesen. 

Der  materiellen  Auffassung  der  Meistbegünstigungsklausel 
entsprach  daher  bei  verschiedener  Höhe  der  fremden  Prämien 
nicht  ein  einziger  gleich  massiger  Ausgleichszoll,  sondern  verschieden 
hohe  Ausgleichszölle,  je  nach  der  verschiedenen  Höhe  der  fremden 
Prämien. 

§  57.    Die   wirtschaftspolitische   und  rechtliche  Auffassung^ 
und  Stellungnahme  in   dem  freihändlerischen,  Zucker  ein- 
führenden Grossbritannien. 

Grossbritannien  hatte  seit  der  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  mit 
dem  Schutzzollsystem  gebrochen  und  ein  System  internationalen 
Freihandels  eingeführt.  Nur  auf  einige  wenige  Artikel,  die  nicht 
im  Inlande  erzeugt  wurden,  wurden  die  Zölle  nicht  als  Schutzzölle^ 
sondern  als  Finanzzölle  beibehalten.  Die  Auffassung  war,  dass  die 
Beseitigung  der  Schutzzölle  im  britischen  Allgemeininteresse  liege. 
Dieselbe  wurde  daher  nicht  bloss  vertragsmässig  —  gegen  Gegen- 
konzessionen —  einzelnen  fremden  Staaten  gewährt,   sondern  ein- 

^)  Vgl.  schon  aus  früherer  Zeit  die  Citate  in  dem  Memorandum  des  Britischen. 
Sugar  Refiners  Committee.     Commercial  No.  3  (1898),  p.  5. 
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seitig  —  ohne  Vertrag  —  von  Grossbritannien  statuiert,  so  dass 
sie  allgemein  fiir  die  Einfuhr  aus  allen  Ländern  galt. 

Speziell  wurde  so  der  Zoll  vom  Zucker  1874  allgemein  aufgehoben. 

Mit  dieser  allgemeinen  Statuierung*  des  Freihandels  verlor 
die  vertragsmässige  Gewährung  der  Meistbegünstigung  für  die 
fremden  Länder  im  Verhältnis  zu  Grossbritannien  (anders  im  Ver- 
hältnis zu  manchen  britischen  Kolonien,  die  am  Schutzzoll  fest- 
hielten,) einen  grossen  Teil  ihrer  Bedeutung. 

Die  Bedeutung  der  vertragsmässigen  Stipulation  der  Meist- 
begünstigung und  des  vertragsmässigen  Ausschlusses  von  Schutz- 
zöllen in  Grossbritannien  beschränkte  sich  darauf,  dass  sie  den 
anderen  Vertragsteil  für  die  Dauer  des  Vertrages  sicherstellte, 
wenn  innerhalb  derselben  Grossbritannien  vom  Freihandel  wieder 
mehr  zum  Schutzzoll  übergegangen  wäre. 

Eine  Auffassung,  welche  die  Schutzzölle  beseitigte  und  von  der 
darin  liegenden  staatlichen  Erschwerung  des  internationalen  Ver- 
kehrs Abstand  nahm,  weil  dieselbe  dem  britischen  Allgemeininter- 
esse zuwider  sei,  musste  zu  der  Folgerung  geneigt  machen:  jede 
Verstärkung  der  internationalen  Konkurrenz,  welche  zu  einer  Ver- 
billigung  der  Preise  im  britischen  Inland  führe,  diene  dem  britischen 
Allgemeininteresse.  Von  diesem  Standpunkt  erschienen  Prämien 
fremder  Staaten,  welche  ausländische  Produzenten  zu  billigen  Preis- 
angeboten auf  dem  britischen  Markt  in  den  Stand  setzten  und 
veranlassten,  als  Förderung  des  britischen  Allgemeininteresses.  In 
der  Tat  hatten  die  britischen  Konsumenten,  also  die  grosse  Mehr- 
heit der  Briten,  davon  erheblichen  Vorteil. 

Allein  im  Grunde  hatte  doch  nicht  ausschliesslich  die  Rück- 
sicht auf  das  allgemeine  Interesse  der  britischen  Konsumenten  den 
Übergang  Grossbritanniens  zum  internationalen  Freihandel  herbei- 
geführt. Vielmehr  hatte  Grossbritannien  diesen  Übergang  in 
Erkenntnis  und  im  Bewusstsein  der  Stärke  der  britischen  Industrie 
vollzogen,  von  welcher  man  glaubte,  dass  sie  —  ohne  besonderen 
staatlichen  Schutz  —  vollauf  im  stände  sei,  der  internationalen 
Konkurrenz  die  Spitze  zu  bieten,  während  die  Verbilligung  der 
einzuführenden  Rohstoffe  und  der  für  die  arbeitenden  Klassen 
einzuführenden  Lebensmittel  infolge  des  Freihandels  die  Stellung 
der  britischen  Industrie  im  internationalen  Konkurrenzkampf  gegen- 
über den  fremdländischen  Industrien  nur  noch  mächtiger  zu  machen 
geeignet  sei. 

Die  wirtschaftUche  Entwickelung  der  Folgezeit  drängte  jedoch 
auch  andere  Gesichtspunkte  und  Erwägungen  in  den  Vordergrund. 
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Mochte  der  Glaube  an  die  Fähigkeit  der  britischen  Industrie, 
ohne  besonderen  staathchen  Schutz  die  Konkurrenz  der  fremd- 
ländischen Industrien  unter  den  natürlichen  Bedingungen  zu  be- 
stehen, fortdauern,  obwohl  inzwischen  im  Vergleich  mit  den  Zeiten 
der  Einführung  des  britischen  Freihandels  eine  Anzahl  der  fremd- 
ländischen Industrien  —  und  zwar  grösstenteils  unter  staatlichem 
Schutz  —  ausserordentlich  erstarkt  und  viel  gefahrlichere  Kon- 
kurrenten geworden  waren,  so  begann  man  doch  wahrzunehmen 
und  zu  besorgen,  dass  selbst  für  die  starke  britische  Industrie  der 
Konkurrenzkampfsich  zu  ungleich  gestalte,  wenn  jene  ausschliessUch 
auf  die  eigene  individuelle  in  freier  Konkurrenz  sich  betätigende 
Kraft  der  einzelnen  Industrieunternehmungen  angewiesen  sei, 
während  die  fremdländischen  Industrien  durch  staatliche  Hilfe  und 
Monopol  bildende  Organisierungen  künstlich  unterstützt  würden. 

Je  weniger  die  internationale  Konkurrenz  noch  eine  freie,  unter 
den  natürlichen  Bedingungen  stehende  blieb,  je  mehr  sie  vielmehr 
durch  Staatshilfen  und  namentlich  durch  das  Wirken  von  Monopol- 
bildungen künstlich  beeinfiusst  und  verschoben  wurde,  um  so  be- 
denklicher und  gefährlicher  wurde  es  auch  vom  Standpunkte  der 
Konsumenten  und  vom  nationalen  Gesichtspunkte  aus,  eine  zeitweise 
übermässige  VerbiUigung  der  von  der  internationalen  Konkurrenz 
gelieferten  Produkte  um  den  Preis  des  Erliegens  der  inländischen 
Produktious- Gewerbe  hinzunehmen.  Um  so  wahrscheinlicher  wurde 
es,  dass,  wenn  erst  jene  inländischen  Produktions-Gewerbe  ausser 
Konkurrenz  gesetzt  seien,  die  ausländischen  Industrien  ihre  Monopol- 
bildungen zum  künstlichen  Hinaufschrauben  der  Preise  auch  gegen- 
über den  Konsumenten  des  Inlandes  ausnützen  würden. 

Mit  anderen  Worten:  Nicht  bloss  für  die  britische  Industrie 
selbst,  sondern  auf  die  Dauer  auch  für  die  britischen  Konsumenten 
und  das  britische  Nationalinteresse  erschien  es  nicht  angängig, 
die  Regulierung  des  Absatzes  im  britischen  Inland,  soweit  die 
britische  Industrie  in  Betracht  kam,  lediglich  dem  individuellen 
Wirken  der  einzelnen  britischen  Industrieunternehmungen  nach 
dem  Gesichtspunkte  der  freien  natürlichen  Konkurrenz  anheimzu- 
geben, wenn  gleichzeitig  die  ausländischen  Industrien  diesen  Absatz 
—  gegen  die  Gesetze  der  freien  natürlichen  Konkurrenz  —  durch 
künstliche  Hilfen  ihres  Staates  und  ihrer  Monopolbildungen  an 
sich. zu  bringen  und  auf  diese  Weise  schliesslich  die  freie  Konkurrenz 
zu  beseitigen  und  durch  ihr  international  ausgeweitetes  Absatz- 
Monopol  zu  ersetzen  suchten. 

Daher  wuchs  in  Grossbritannien  eine  Strömung  an:  Entweder 


§  57'    ^^^  wirtschaftspolitische  und  rechtliche  Äufrassung  und  Stellungnahme  etc.     283 

durch  künstliche  Gegenmassnahmen  die  ausländischen  künstlichen 
Massnahmen  in  ihrer  Wirkung-  auf  Grossbritannien  zu  paralysieren. 
Solche  künstlichen  Geg*eniTiassnahmen  konnten  einerseits  vom 
britischen  Staate  ausgehen,  andererseits  möglicherweise  —  unter 
der  Voraussetzung  einer  Monopol  wirkenden  Organisierung  der 
britischen  Industrie  —  von  dieser  britischen  Monopolorganisation 
insceniert  werden. 

In  beiden  Fällen  mussten  solche  einseitig  britischen  künstlichen 
Gegenmassnahmen  aber  mehr  oder  weniger  zur  Beseitigung  der 
internationalen  Konkurrenz  in  Grossbritannien,  zur  Verteuerung 
der  Produkte  für  die  britischen  Konsumenten  und  schUesslich  zum 
AbhängigfAverden  derselben  von  britischen  Monopolbildungen  fuhren. 

Gerade  hierin  lag  es  begründet,  dass  für  Grossbritannien  eine 
neue  Stellungnahme  zu  dieser  Frage  so  schwer  war.  Vom  Stand- 
punkte der  bisherigen  Anschauung  aus,  welche  in  der  internationalen 
freien  Konkurrenz  die  Voraussetzung  der  Wahrung  des  britischen 
Allgemeininteresses  neben  dem  besonderen  Interesse  der  britischen 
Industrie  erblickte,  frug  sich,  ob  die  künstlichen  Gegenmassnahmen 
von  britischer  Seite  dem  britischen  Allgemeininteresse  nicht  noch 
grössere  neue  Nachteile  verursachen  würden,  als  selbst  die  durch 
die  ausländischen  künstlichen  Massnahmen  den  britischen  Interessen 
zugefugten  Schäden. 

Im  Unterschiede  von  dem  Standpunkte  und  dem  Verfahren  der 
Vereinigten  Staaten  erschienen  deshalb  einseitig  britische  künstliche 
Gegenmassnahmen  wenigstens  für  das  Mutterland  Grossbritannien 
(anders  teilweis  für  die  britischen  Kolonien)  nur  als  ein  eventuell 
ins  Auge  zu  fassendes  äusserstes  Mittel. 

In  erster  Linie  aber  sah  sich  Grossbritannien  auf  die  Erstrebung 
einer  international  gemeinsamen  Reg-elung  mit  den  anderen  be- 
teiligten Staaten  hingewiesen,  in  Gemässheit  welcher  Regelung  die 
künstlichen  Massnahmen  zur  Förderung  der  nationalen  Industrien 
im  internationalen  Konkurrenzkampf  beseitigt  oder  begrenzt,  so 
künstliche  Gegenmassnahmen  von  selten  anderer  sonst  benach- 
teiligter Länder  erübrigt  würden  und  auf  diese  Weise  entsprechend 
dem  Allgemeininteresse,  insbesondere  dem  allgemeinen  Konsumenten- 
interesse, aller  beteiligter  Länder  eine  gewisse  natürliche  Freiheit 
der  internationalen  Konkurrenz  gewahrt  werde. 

Diese  internationale  gemeinsame  Regelung  erschien  nach  der 
bisherigen  Entwickelung  zunächst  zur  Beseitigung  der  künstlichen 
Massnahmen  der  einzelnen  Staaten  geboten.  Aber  immer  deutlicher 
zeichnet  sich  auch  die  Notwendigkeit  solcher  international  gemein- 
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samer  Regelung-  ab,  um  den  Nachteilen  entgegenzuwirken,  welche 
für  das  internationale  Allgemeininteresse  aus  den  künstlichen  Mass- 
nahmen und  dem  Wirken  nationaler  und  internationaler  zu  Mono- 
polisierungs-Zwecken erfolgenden  Produktions-Organisierungen  er- 
wachsen können. 

Grossbritannien  sah  sich  nach  dem  Verlauf  der  wirtschaftlichen 
Entwickelung  zuerst  hinsichtlich  der  Zuckerverhältnisse  zu  einer 
Stellungnahme  veranlasst,  welche  von  den  vorstehend  im  allge- 
meinen dargelegten  Gesichtspunkten  und  Erwägungen  ausging. 

In  Grossbritannieu  war,  wie  oben  erwähnt,  der  Zuckereinfuhr- 
zoll seit  1874  aufgehoben.!) 

Die  Prämien  der  Zucker  ausführenden  Staaten  des  europäischen 
Festlandes  trugen  im  letzten  Viertel  des  1 9.  Jahrhunderts  erheblich 
zu  der  ausserordentlichen  —  zeitweise  bis  unter  die  Produktions- 
kosten sinkenden  —  Verbilligung  des  Zuckers  auf  dem  britischen 
Markte  bei. 

Darin  lag  ein  grosser  Vorteil  für  die  britischen  Konsumenten 
einschliesslich  der  britischen  —  Zucker  weiter  verarbeitenden  — 
Schokoladen-,  Konfitüren-,  Marmeladen-  u,  s.  w.  Industrien.  Anderer- 
seits begannen  die  britische  Zuckerraffinerie  und  die  Rohrzucker- 
produktion namentlich  Britisch- Westindiens  unter  der  Konkurrenz 
jener  prämiierten  Zucker  mehr  und  mehr  zu  leiden. 

Der  französische  Handelsminister  M.  Deseilligny  hatte,  wie  aus 
einem  Briefe  Mr.  C.  M.  Kennedys  (Beamter  des  britischen  Foreign- 
Office)  an  Lord  Derby  vom  21.  April  1874  hervorg-eht,  schon 
damals  angeregt,  in  die  britische  Gesetzgebung-  eine  allgemeine 
Bestimmung  über  die  Verhängung  von  Ausgleichszöllen  auf  Zucker 
aufzunehmen,  welcher  aus  Ausfuhrprämien  gewährenden  fremden 
Ländern  nach  Grossbritannien  eingeführt  werde,  und  dadurch  der 
Verleihung  offener  und  versteckter  Prämien  seitens  fremder  Länder 
Einhalt  zu  tun.  2) 

1878,  während  Lord  Beaconsfield  noch  Ministerpräsident  war, 
hatten  die  Zuckerpflanzer  auf  den  britischen  Antillen  eine  Petition 
an    das    britische   Kolonialamt    gerichtet,    in    welcher   sie    um    die 


1)  Erst  190I  wurde  im  Verein  mit  einer  Reihe  anderer  Zölle  auch  wieder  ein 
Zuckerzoll  in  Grossbritannien  eingeführt,  aber  angeblich  nicht  in  der  Absicht,  einen 
Schutzzoll  herzustellen,  sondern  nur  als  Finanzzoll,  um  eine  Vermehrung  der  Staats- 
einnahmen zu  erzielen,  welche  durch  die  grossen  Ausgaben  des  Transvaalkrieges  zeit- 
weise —  und  durch  das  Anwachsen  des  Marine-  und  Militärbudgets  dauernd  —  er- 
forderlich geworden  war. 

2j  Vgl.  das  Gutachten  von  W.  P,  B.  Shepheard  in  Beeton,  p.   131. 
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Einleitung  internationaler  Verhandlungen  zur  Abschaffung  der 
Zuckerprämien  und  eventuell  um  die  Einführung  von  Ausgleichs- 
zöllen gegen  letztere  baten.  Gleichzeitig  petitionierte  die  Handels- 
kammer von  Bristol  im  Interesse  der  britischen  Zuckerraßinerien 
jn  gleichem  Sinne. 

Zu  jener  Zeit  hatte  auch  schon  der  britische  Delegierte  auf 
den  vorangegangenen  internationalen  Zuckerkonferenzen,  F.  G. 
Walpole,  in  einer  Darlegung-  an  das  britische  Schatzamt  im  Notfall 
ein  isoliertes  Einschreiten  Grossbritanniens  gegen  Prämien  mittels 
Einfuhrverboten  oder  Strafzöllen  befürwortet,  i) 

Die  damalige  konservative  Regierung  wurde  aber,  noch  ehe 
sie  Schritte  in  dieser  Angelegenheit  unternommen  hatte,  durch  ein 
liberales  Ministerium  Gladstone  abgelöst. 

Kurz  nachdem  letzteres  ans  Ruder  gekommen  war,  wurde 
1879  auf  Antrag  des  konservativen  Parlamentsmitgliedes  Ritchie 
— ,  welcher  in  dem  gegenwärtigen  Ministerium  Balfour  bis  zum 
September  1903  Schatzkanzler  gewesen  und  wegen  Meinungs- 
verschiedenheiten hinsichtlich  der  neuerdings  von  Chamberlain  an- 
geregten fiskalischen  Fragen  aus  demselben  ausgeschieden  ist,  — 
eine  Parlamentskommission  zur  Untersuchung  der  Zuckerfrage 
eingesetzt. 

Nach  Anhörung  einer  grossen  Anzahl  Zeugen  empfahl  diese 
Kommission  in  ihrem  Bericht  vom  August  1880  der  Regierung 
einstimmig  die  Berufung  einer  internationalen  Konferenz  zur  Ab- 
schaffung der  Zuckerprämien.  Die  Mehrheit  der  Kommission 
empfahl,  wenn  jener  internationale  Weg  nicht  gangbar  sei  oder 
nicht  zu  dem  erstrebten  Resultate  führe,  Einführung  von  Ausgleichs- 
zöllen gegen  die  fremden  Zuckerprämien.  2) 

Aber  die  damalige  liberale  britische  Regierung  (unter  Glad- 
stone) perhorrescierte  1881  und  noch  1884,  obwohl  sie  zu  inter- 
national gemeinsamer  Regelung  behufs  Abschaffung  der  staatUchen 
Zuckerprämien  bereit  war,  den  Gedanken  einseitig  britischer  künst- 
licher Gegenmassnahmen  gegen  die  Zuckerprämien  anderer  Staaten. 

Die  französische  Regierung  erwiderte  auf  die  britische  An- 
regung der  Berufung  einer  internationalen  Zuckerkonferenz  behufs 
Abschaffung  der  Zuckerprämien  zu  Anfang  1881,  dass  erst  ein  vor- 
läufiges Einverständnis    über    die    prinzipielle    Zulässigkeit    der  Er- 

^)  Vg^'  b^i  Schippel,  S.  289 — 290,  die  Mitteilungen  aus  dem  Report  by  Mr.  "Wal- 
pole, Accounts  and  Papers  1878/79,  73.  Band. 

2)  Vgl.  The  Sugar  Crisis,  Communication  to  the  Chamber  of  Agricultore,  Mauritius 
by  Mr.  W.  Newton   1885  (C.  —  4455),  p.   i— 2, 
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hebung  von  Ausgleichszöllen  gegen  Zucker  aus  Prämien  gewähren- 
den Ländern  erforderlich  sei,  welche  sich  den  Beschlüssen  der 
internationalen  Zuckerkonferenz  nicht  anschliessen  würden.  Die 
britische  Regierung  aber  lehnte  es  ab,  sich  auf  eine  derartige  vor- 
läufige Grundlage  der  internationalen  Verhandlungen  einzulassen. 
Infolgedessen  kamen  die  letzteren  nicht  zu  stände,  i) 

In  einem  Schreiben  vom  24.  Juni  1881  fasste  die  britische 
Regierung  die  Gründe  ihrer  Stellungnahme  in  folgender  Weise  zu- 
sammen: 2) 

Die  Wirkung  der  ausländischen  Zuckerprämien  sei  eine  Ver- 
billigung  des  Zuckerpreises  für  die  britischen  Konsumenten  ge- 
wesen, während  bis  dahin  die  Zuckerraffinerien  Grossbritanniens  und  die 
Zuckerproduktion  der  britischen  Kolonien  nicht  wesentlich  durch  jene 
Prämien  beeinträchtigt  worden  seien,  obwohl  eine  gewisse  Über- 
tragung von  Kapital  und  Arbeit  aus  der  Zuckerraffinerie  in  andere 
Industriezweige  stattgefunden  habe.  Da  die  Politik  Grossbritanniens 
seit  vielen  Jahren  sei,  die  grossen  Konsumtionsinteressen  der  ganzen 
Gemeinschaft  den  kleinen  Produzenteninteressen  einer  einzelnen 
Klasse  voranzustellen,  so  sei  die  britische  Regierung  nicht  gewillt, 
Vorstellungen  gegenüber  fremden  Regierungen  wegen  angeblich 
durch  deren  Prämien  bewirkter  Schädigung  der  britischen  Handels- 
interessen zu  empfehlen. 

Trotz  des  unmittelbaren  Vorteils,  welchen  Grossbritannien  aus 
den  fremden  Prämien  auf  Kosten  der  anderen  Länder  ziehe,  sei 
sie  aber  zu  einer  internationalen  Vereinbarung  über  Abschaffung 
derselben  bereit.  Denn  sie  wünsche  für  alle  anderen  Länder,  wie 
für  Grossbritannien,  die  Herstellung  völligen  Freihandels  in  dem 
Glauben,  dass  absolute  Nichteinmischung  in  den  Handel,  sei  es 
durch  Prämien,  sei  es  durch  Schutzzölle,  auf  die  Dauer  das  allge- 
meine Wohlergehen  am  besten  fördere.  Sie  lehne  eS  jedoch  aus- 
drücklich ab, 3)  die  Auflage  von  britischen  Ausgleichszöllen  gegen- 
über den  fremden  Prämien  anzudrohen. 

Denn  das  allgemeine  Prinzip  der  britischen  Finanzpolitik  sei, 
dass    die  Regierung   nicht   durch    Prämien    oder    Schutzzölle    den 

1)  Vgl.  das  Gutachten  W.  P.  B.  Shepheard  in  Beeton,  p.   125. 

2)  Vgl.  Copy  ,of  Memorandum  on  the  Correspondence  in  relation  to  the  Sugar 
Bounties'  (Board  of  Trade,  21,  August  1881),  p.  2  sq. 

')  Ausser  der  Mehrheit  des  zur  Prüfung  der  Frage  1879  gebildeten  Parlaments- 
komitees hatten  sich  die  Repräsentanten  des  britischen  Handels  für  einen  derartigen 
Schritt  ausgesprochen,  und  namentlich  hatte  das  Arbeiterkomilee  sogar  sofortige  Auflage 
von  Ausgleichszöllen  noch  vor  Eintritt  in  internationale  Verhandlungen  über  Abschaffung 
der  Prämien  gefordert. 
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Verlauf  der  Handelsentwickelimg-  beeinflussen  solle.  Von  diesem 
Grundsatz  sei  bisher  nicht  abgewichen  worden,  was  auch  fremde  Re- 
gierungfen  zur  Ermutig-ung"  ihrer  und  zur  Entmutigoing"  der  britischen 
Industrien  getan  hätten.  Abgesehen  von  den  Prämien  gebe  es 
noch  viele  Mittel  staatlicher  Ermutigung  und  Entmutigung  beson- 
derer Industrien:  so  Differentialtarife  der  Eisenbahnen,  Herstellung 
von  Eisenbahnen  auf  öffentliche  Kosten  oder  mit  Hilfe  öffentlicher 
Subventionen.  Femer  seien  fremde  Schutzzölle  noch  schädlicher 
als  fremde  Prämien,  da  erstere  nur  zum  Nachteil  der  diesseitigen 
Produzenten,  letztere  aber  gleichzeitig  zum  Vorteil  der  diesseitigen 
Konsumenten  wirkten. 

In  allen  diesen  Hinsichten  sei  bisher  von  britischer  Seite  keine 
Vergeltung  oder  Neutralisierung  versucht  worden. 

Die  Auflage  von  Ausgleichszöllen  zur  Neutralisierung  der  in- 
direkten Zuckerprämien  würde  daher  der  erste  Schritt  zur  Umkehr 
von  der  Freihandelspolitik  sein,  welche  aus  den  klarsten  Gründen 
angenommen  worden  sei  und  den  industriellen  Klassen  Gross- 
britanniens ungeheure  Vorteile  gebracht  habe. 

Angeblich  solle  der  Ausgleichszoll  nur  die  fremde  Prämie  neu- 
tralisieren und  insofern  sich  von  einem  Zolle  unterscheiden,  welcher  zur 
Vergeltung  gegenüber  fremden  Schutzzöllen  auferlegt  werde.  Aber 
nach  dem  beigebrachten  Material  und  den  gemachten  Vorschlägen 
erscheine  ein  genauer  Ausgleichszoll  gegenüber  den  so  vielfach 
verschiedenen  und  zweifelhaften  Prämien  gar  nicht  möglich.  Ein 
Zoll,  der  auf  alle  Fälle  hoch  genug  sei,  um  die  Prämie  zu  decken^ 
würde  deshalb  wahrscheinlich  in  den  meisten  Fällen  mehr  als  die- 
selbe betragen  und  in  Höhe  des  Überschusses  ein  Schutzzoll  sein. 

Die  höchste  Rechtsautorität  habe  erklärt,  die  Auflage  eines 
solchen  Ausgleichszolles  widerspreche  der  Meistbegünstigung  in  den 
bestehenden  Handelsverträgen.  Dem  deshalb  erhobenen  Verlangen 
nach  einer  Revision  jener  Verträge  unter  entsprechender  Abänderung 
der  Meistbegünstigungsklausel  ständen  aber  sehr  grosse  Bedenken 
entgegen.  Die  Meistbegünstigungsklausel  habe  sich  von  grossem 
Werte  erwiesen.  Sie  gebe  —  ohne  jedwede  Aktion  Grossbritanniens 
—  dem  britischen  Volke  den  Vorteil  jedweder  Tarifermässigung 
anderer  Länder,  mit  welchen  Grossbritannien  solche  Verträge  habe^ 
und  wirke  auf  eine  allgemeine  Erniedrigung  und  Ausgleichung 
der  Tarife  hin. 

Es  würde  gefahrlich  für  die  allgemeinen  Interessen  des  briti- 
schen Handels  und  der  britischen  Industrie  sein,  diese  Klausel  zu 
beschränken  und    näher  zu  bestimmen  oder   anderen  Nationen  die 
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Möglichkeit  zu  g-eben,  Zweifel  über  die  klare  Bedeutung-  derselben 
zu  erheben. 

So  z.  B.  würde,  wenn  auf  Grund  einer  so  beschränkten  Meist- 
begünstigung-sklausel  ein  Ausg-leichszoll  aufg-elegt  werde,  die  andere 
Regierung  vielleicht  das  Vorhandensein  einer  Prämie  in  Abrede 
stellen,  und  unter  der  Behauptung,  dass  der  Ausgleichszoll  deshalb 
einen  Vertragsbruch  darstelle,  auch  tür  sich  die  Freiheit  in  An- 
spruch nehmen,  den  Vertrag  zu  brechen.  Oder  eine  protektio- 
nistische  Regierung  würde  auf  Grund  einer  so  beschränkten  Meist- 
begünstigungsklausel vielleicht  in  Subsidien  oder  in  anderen  Akten 
der  britischen  Regierung  einen  Grund  finden,  den  britischen 
Industriellen  den  vollen  Vorteil  aus  der  Meistbegünstigung  vorzu- 
enthalten. 

Auch  könne  die  Drohung  mit  Ausgleichszöllen  vielleicht  g-erade 
die  fremden  Länder  in  ihrer  Prämienpolitik  bestärken,  indem  die- 
selben dadurch  irrtümlich  zu  dem  Glauben  gebracht  würden,  dass 
Prämien  für  das  Prämien  gewährende  Land  besonders  nützlich  und 
für  das  andere  Land  besonders  nachteilig  seien,  während  es  sich 
in  Wahrheit  gerade  umgekehrt  verhalte. 

Endlich  würde  der  Ausgleichszoll  zur  Erhöhung  des  inländischen 
Zuckerpreises  führen,  und  der  grosse  Gesamtbetrag  dieser  staat- 
lichen Abgabe  würde  hauptsächlich  die  arbeitenden  Klassen  treffen, 
die  durch  die  Preiserhöhung  zur  Verminderung  ihres  Zuckerkonsunis 
würden  genötigt  werden. 

Allerdings  könne  es  Fälle  geben,  in  welchen  für  besondere 
Klassen  der  Nachteil  aus  zum  besten  der  Bevölkerungsgesamtheit 
dienenden  Massnahmen  so  gross  sei  und  die  damit  für  erstere 
verknüpfte  Ungerechtigkeit  so  in  die  Augen  springe,  dass  eine 
spezielle  Einmischung  des  Staates  angezeigt  erscheine,  obwohl  die- 
selbe die  Bevölkerung  im  allgemeinen  des  derselben  sonst  erwach- 
senden Vorteiles  verlustig  gehen  lasse.  Das  setze  aber  eine  grosse 
und  flagrante  Schädigung  und  Ungerechtigkeit  für  die  besonderen 
Klassen  und  zweitens  voraus,  dass  die  Heilmittel  nicht  ernstlicheren 
Nachteil  verursachten,  als  denjenigen,  welchem  sie  abhelfen  sollten. 

So  aber  lägen  die  Dinge  bezüglich  der  Zuckerprämien  nicht. 
Die  gegenwärtige  Situation  der  britischen  Zuckerraffinerie  und  der 
britisch-westindischen  Zuckerproduktion  rechtfertige  nicht  einen  so 
aussergewöhnlichen  und  für  die  allgemeinen  Landesinteressen  so 
gefahrlichen  Schritt,  wie  die  Auflage  von  sogenannten  Ausgleichs- 
zöllen, die  in  Wirklichkeit  Vergeltungszölle  auf  den  eingeführten 
Roh-  und  raffinierten  Zucker  fremder  Länder  sein  würden. 
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Im  Jahre  1884  stand  die  britische  Regfierungf  auch  noch  auf 
dem  Standpunkt,  dass  das  Verlangen  nach  Ausg-leichszöllen  gegen 
die  fremden  Zuckerprämien  abgelehnt  werden  müsse. 

In  einem  Memorandum  G.  Baden -Powells,  welches  einem 
Schreiben  des  britischen  Kolonialamtes  an  das  britische  Handels- 
amt vom  13.  August  1884  zur  Information  beigefügt  war,  wurde 
ausgeführt :  1) 

Die  theoretischen  und  praktischen  Einwendungen  gegen  die 
Ausgleichszölle  gegenüber  Zuckerprämien  seien  unüberwindlich: 

1.  seien  dieselben  eine  Schutz -Massnahme  und  als  solche  allen 
Einwendungen  gegen  derartige  Massnahmen  ausg-esetzt; 

2.  würden  dieselben  wirkungslos  bleiben.  Nichtprämiierter 
Zucker  würde  nach  Grossbritannien  ausgeführt  werden  und  in 
seinem  Herkunftsland  durch  prämiierten  Zucker  ersetzt  werden; 

3.  würde  die  genaue  Bemessung  eines  solchen  Ausgleichs- 
zolles nicht  tunlich  sein; 

4.  namentlich  könnten  dieselben  nicht  auferlegt  werden,  so- 
lange die  bisherigen  Verträge  in  Geltung  ständen,  welche  zur 
Meistbegünstigung  jener  Länder  verpflichteten. 

Diese  Meistbegünstigungsbehandlung  sei  technisch  auf  Einfuhren 
beschränkt.  Aber  moralisch  würde  die  Gestattung  der  Prämiierung 
einheimischen  Zuckers  bei  der  Ausfuhr,  welche  ausländischem  Zucker 
bei  der  Einfuhr  nicht  gestattet  werde,  ein  Bruch  jenes  Prinzipes  sein, 
insofern  dadurch  ausländischer  Zucker  in  eine  ungünstigere  Lage  ge- 
bracht werde.  Wenn  ein  Land  Anspruch  auf  gleiche  Behandlung 
sowohl  mit  inländischen  als  mit  (anderen)  ausländischen  Konkurrenten 
habe,  könnte  dasselbe  unter  diesem  Gesichtspunkt  begründeten 
Protest  erheben,  obwohl  die  Kraft  dieses  Argumentes  mehr  mora- 
lischer als  juristischer  Natur  sei.  — 

Aber  im  Gegensatze  zu  der  liberalen  britischen  Regierung 
von  188 1  und  1884  brachte  1889  eine  konservative  britische  Re- 
gierung   (unter    Lord    Salisbury)    nach    dem    Scheitern    der    inter- 

^)  Copy  of  Correspondeuce  on  the  Subject  of  Sugar  Bounties  up  to  date  (Board 
of  Trade  5.  Dezember  1884)  p.  1,  (2 — 3),  4,  18.  Damals  erklärte  Chamberlain  als 
Handelsminister  (p.  9,  18)  sich  sogar  gegen  die  von  dem  Earl  of  Derby  als  Kolonial- 
minister angeregte  Berufung  einer  internationalen  Konferenz,  weil  dieselbe  von  dem 
britisch -westindischen  Komitee  und  von  dem  britischen  Komitee  der  Zuckerraffinerien 
nur  unter  der  Bedingung  der  Zustimmung  der  britischen  Regierung  zur  Auflage  von 
Ausgleichszöllen  angeregt  sei  und  auch  von  Frankreich  nur  unter  dieser  Bedingung  an- 
genommen werden  würde,  jene  Bedingung  aber  unvereinbar  mit  der  feststehenden  Frei- 
handelspolitik Grossbritanniens  sei  und  von  Deutschland  bestimmt  nicht  würde  an- 
genommen werden.     (Schreiben  des  Board  of  Trade  vom  2.  X.    1884). 

Kaufmann,  Welt-Zuckerindustrie.  19 
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nationalen  Londoner  Zuckerkonferenz  von  1887  und  1888  einen 
Gesetzentwurf  ein,  welcher  den  fremden  prämiierten  Zuckern  den 
Eintritt  auf  den  britischen  Markt  verschliessen  sollte,  und  zog-  diesen 
Gesetzentwurf  nur  mit  Bedauern  später  wieder  zurück.  1) 

Im  Herbst  1897  wurde  in  Grossbritannien  eine  Anti-Bounty 
Leag-ue  mit  dem  Zwecke  gegründet,  das  britische  Parlament  zu 
alsbaldigen  wirksamen  Massnahmen  gegen  die  fremden  Prämien 
zu  veranlassen. 2) 

Am  15,  Dezember  18973)  regte  Chamberlain  als  britischer 
Kolonialminister  bei  dem  britischen  Auswärtigen  Amt  (Lord  Salis- 
bury)  die  Berufung  einer  internationalen  Konferenz  zur  inter- 
nationalen Abschaffung  der  Zuckerprämien  an  und  verlangte,  dass 
in  den  Einladungen  an  die  fremden  Regierungen  ausdrücklich 
folgender  Hinweis  gemacht  werde: 

In  einer  Form  oder  der  anderen  werde  das  britische  Parlament 
bei  seinem  nächsten  Zusammentritt  ersucht  werden,  den  britisch- 
westindischen Kolonien  zu  Hilfe  zu  kommen,  deren  wirtschaftliche 
Ruinierung  durch  feindliche  Zuckerprämien  die  britische  Regierung 
nicht  zulassen  werde. 

Auf  der  Brüsseler  Zuckerkonferenz  von  1898  erklärte  Gross- 
britannien: Die  Prinzipien  des  Freihandels,  die  seit  einem  halben 
Jahrhundert  in  Grossbritannien  massgebend  seien,  erheischten,  dass 
man  die  Erzeugnisse  überall  ohne  Hindernis  auf  den  natürlichen 
Märkten  derselben  aufsuche.  Wenn  man  dem  durch  künstliche 
Mittel  entgegenwirke,  sei  der  Freihandel  unterbrochen,  die  Indu- 
strien würden  gestört,  und  die  Erzeugnisse  würden  zu  unnatürlichen 
Preisen  verkauft,  welche  den  Konsumenten  wenig  und  höchstens 
vorübergehend  nützten  und  plötzUchen,  bedeutenden  Schwankungen 
unterlägen.  Diese  Schwankungen  zerstörten  das  Vertrauen  und 
legten  die.  nicht  staathch  begünstigten  Industrien  lahm.  Die  von 
der  Natur  begünstigsten  Produktionsorte  verlören  ihre  natürliche 
Vorzugsstellung,  und  der  Markt  werde  gezwungen,  sich  mit  den 
Erzeugnissen  von  Orten  zu  begnüg-en,  welche  ohne  künstliche  Sub- 
vention vielleicht  wenig-  zur  Konkurrenz  befähigt  wären.  —  Aber 
nur  in  vagen,  allgemeinen  Ausdrücken  deutete  Grossbritannien  auf 


^)  Vgl.  Schreiben  des  französischen  Generalkonsuls  in  London  vom  13.  VI.  1899 
an  den  französischen  Minister  des  Auswärtigen  (Primes,  p.    136). 

'■*)  Vgl.  Schreiben  des  französischen  Botschafters  in  London  vom  24.  XII.  1897 
an  den  franzöischen  Minister  des  Auswärtigen  (Primes,  p.  34 — 35).  Commercial  No.  3 
(1898),  p.  22. 

*)  Commercial  No.  3  (1898),  p,  7 — 8. 
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die  Notwendigkeit,  eventuell  allein  weitere  Massnahmen  zu  ergreifen, 
wenn  die  internationale  Verständigung  über  die  Abschaffung  der 
Zuckerprämien  nicht  gelänge. i) 

Als  die  Brüsseler  internationale  Zuckerkonferenz  von  1898 
namentlich  infolge  der  Haltung  Frankreichs  wiederum  zu  keinem 
Resultate  führte, 2)  veranlasste  die  britische  Regierung  3)  und  be- 
sonders der  britische  Kolonialminister  Chamberlain,  wie  aus  dessen 
Depesche  vom  7.  Januar  1899*)  an  den  britischen  Staatssekretär 
für  Indien  hervorging,  dass  seitens  der  britisch  -  indischen  Re- 
gierung in  Britisch -Ostindien,  wo  die  Interessen  einer  grossen 
Rohrzuckerindustrie  in  Betracht  kamen,  durch  den  britisch- 
indischen TarÜF  Amendment  Act  vom  20.  März  1899  Ausgleichs- 
zölle gegen  die  fremden  Zuckerprämien  eingeführt  wurden. 

Diese  Stellungnahme  der  britischen  Regierung  war  zwar 
einerseits  durch  die  besonderen  Interessen  von  Britisch -Ostindien 
beeinflusst.  Aber  sie  sollte  andererseits  eine  politische  Warnung 
sein,  dass  es  der  britischen  Regierung  mit  den  Abwehrmassregeln 
gegenüber  den  fremden  Zuckerprämien  ernst  sei,  und  dass  sie 
eventuell  in  Grossbritannien  selbst  zur  Einführung  von  Ausgleichs- 
zöllen gegen  dieselben  schreiten  würde. 

Schon  in  seiner  vorerwähnten  Depesche  vom  7.  Januar  1899 
hatte  Chamberlain  erklärt,  die  Auflage  von  Ausgleichszöllen  gegen 
Prämien  sei  keine  Verletzung  des  Freihandels,  und  er  würde  nicht 
zögern,  dieselben  in  Grossbritannien  vorzuschlagen,  wenn  Gross- 
britannien und  nicht  die  Vereinigten  Staaten  der  natürliche  Absatz- 
markt für  Britisch- Westindien  wäre. 

Auch  der  damalige  britische  Handelsminister  Ritchie  erklärte 
im  Frühjahr  1899  sehr  bestimmt,  die  fremden  Prämien  müssten 
als  den  britischen  Interessen  sehr  abträglich  bekämpft  werden. 

Am  12.  Juni  1899  sprach  sich  die  Londoner  Handelskammer 
fast  einstimmig  dahin  aus,  die  britische  Regierung  solle  mit  Deutsch- 

1)  Primes,  p.  58—59,  80—81,  83,   118. 

2)  Vgl.  Berichte  des  damaligen  britisch  -  ostindischen  Delegierten  Ozanne  an  den 
Finanzsekretär  des  britischen  India  Office  vom  15.  und  18.  VI.  1898,  aus  welchen 
her\'orgeht,  dass  Grossbritannien  damals  noch  nicht  hinlänglich  entschlossen  war,  in  die 
Aufnahme  der  „Strafklausel"  in  die  Zuckerkonvention  zu  willigen,  und  dass  infolgedessen 
die  letztere  nicht  zu  stände  zu  bringen  war.  Countervailing  duties  in  (East)  India  1899 
(C.  9287),  p.   17—20. 

*)  Vgl.  Depeschen  des  französischen  Generalkonsuls  und  des  französischen  Ge- 
schäftsträgers in  London  an  den  französischen  Minister  des  Auswärtigen  in  der  Zeit  vom 
30.  in.  bis   17.  VI.   1899  (Primes,  p.   131  — 137). 

*)  East  India  (Sugar).     Countervailing  Duties  in  India   1899  (C.  9287),  p.  26 — 27. 

19* 
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land,  Österreich-Ungarn  und  anderen  Staaten  Unterhandlungen 
eröffnen,  welche  seitens  jener  Länder  die  Abschaffung  der  Zucker- 
prämien und  die  SchUessung  ihrer  Häfen  gegen  prämiierten  Zucker 
herbeiführen  sollten. 

Bei  Gelegenheit  der  Debatte,  welche  im  britischen  Unterhause 
am  15.  Juni  1899  über  die  in  Britisch- Ostindien  durch  den  Akt 
vom  20.  März  1899  eingeführten  Zucker -Ausgleichszölle  stattfand, 
erklärten  sowohl  der  Kolonialminister  Chamberlain  namens  der 
britischen  Regierung  als  der  Führer  der  Opposition  Sir  Henri 
Campbell  Bannermann,  dass  das  Unterhaus  in  diesem  Falle  sich 
über  eine  Prinzipienfrage  zu  entscheiden  habe. 

Es  handelte  sich  darum,  ob  im  Gegensatze  zu  der  alten  Auf- 
fassung des  Freihandels  in  gewissen  Fällen  die  Herstellung  von 
Schutz-  oder  Ausgleichszöllen  zur  Verteidigung  der  Interessen 
Grossbritanniens  oder  der  Kolonien  desselben  zulässig  sei. 

Das  britische  Unterhaus  billigte  mit  grosser  Mehrheit  die  in 
Britisch-Ostindien  getroffenen  Massnahmen  und  gab  damit  der 
britischen  Regierung  freie  Hand  für  die  weiteren  Massnahmen, 
welche  dieselbe  gegenüber  den  fremden  Zuckerprämien  für  er- 
forderlich erachten  würde. 

Als  auf  den  Brüsseler  Zuckerkonferenzen  von  1 901— 1902  es 
fraglich  zu  werden  schien,  ob  alle  anderen  Konferenzstaaten  die 
erforderlichen  Bestimmungen  in  Beziehung  auf  die  Abschaffung 
der  Prämien  und  Überzölle  anzunehmen  bereit  seien,  und  ob  also 
eine  internationale  Vereinbarung  darüber  zu  ermöglichen  sei,  gab 
der  britische  Delegierte  Phipps  in  der  Sitzung  vom  25.  Januar  1902 
namens  seiner  Regierung  die  Erklärung  ab:  wenn  auch  dieser 
letzte  Versuch  einer  internationalen  Verständigung  ebenso  wie  die 
früheren  scheitern  sollte,  so  werde  die  britische  Regierung  sich 
gezwungen  sehen,  dem  britischen  Parlamente  die  Massnahmen  zu 
unterbreiten,  welche  ihr  zur  Wahrung  der  in  Frage  stehenden 
Interessen  erforderlich  erschienen.  1) 

Inzwischen  hatte  im  Laufe  der  Jahre  die  Anschauung  mehr 
und  mehr  Boden  gewonnen,  dass  die  Verhängung  von  Ausgleichs- 
zöllen gegen  fremde  Prämien  nicht  im  Widerspruch  mit  den  Frei- 
handelsprinzipien stehe,  vielmehr  erforderlich  sei,  um  jene  aufrecht 
zu  erhalten;  dass  jene  Ausgleichszölle  weder  Schutzzölle  noch 
Vergeltungsmassnahmen  seien,  und  dass  dieselben  den  Interessen 
der  Konsumenten  nicht  zuwider  liefen,  sondern  entsprächen.^) 

1)  Priraes,  p.  310.     Miscellaneous  No.  5  (1902),  p.   17,  32,  35,  45. 

2)  Auch  ausserhalb  Grossbritanniens  gewinnt  die  Auffassung,    dass  Ausgleichszölle 
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Denn  die  Wirkung-  einer  ausländischen  Prämie  sei,  dem  Aus- 
länder (der  ausländischen  Ware)  auf  den  britischen  Märkten  einen 
besonderen  Schutz  zu  verschaffen.  Dem  müsse  von  Freihandels- 
prinzipien aus  der  energ-ischste  Widerstand  entgegengesetzt  werden. 
Der  Ausgleichszoll  beseitige  jene  Wirkung  der  Prämie  und  halte 
den  ausländischen  Produzenten  unter  gleichen  Bedingungen  mit 
seinen  Konkurrenten.  Der  Ausgleichszoll  würde  also  den  Freihandel 
wiederherstellen.  Aller  nichtprämiierte  Zucker  würde  frei  eingehen, 
und  der  natürliche  Preis  des  Zuckers  würde  daher  durch  den 
Ausg-leichszoll  in  keiner  Weise  gestört  werden.  Ein  Ausgleichszoll 
gegen  fremde  Prämien  sei  deshalb  mit  der  britischen  Freihandels- 
politik durchaus  vereinbar,  ja  zur  Aufrechterhaltung  jener  notwendig, 
welche  auf  das  Prinzip  der  Gleichstellung  aller  Produzenten  auf 
den  britischen  Märkten  gegründet  sei. 

Eine  Wirkung  der  Prämien  sei,  dass  natürliche  Produktions- 
quellen zum  Schaden  der  Konsumenten  brach  g-elegt  würden.  Der 
Ausgleich  der  Wirkung  der  Prämie  beseitige  dieses  Hindernis  der 
natürlichen  Produktionsentwickelung  und  schade  daher  den  Kon- 
sumenten nicht,  sondern  nütze  ihnen. 

Der  Zoll,  welcher  nur  bestimmtem  Zucker  behufs  Ausgleichs 
der  demselben  gewährten  Prämie  auferlegt  werde,  während  der 
Zucker  der  ganzen  übrigen  Welt  frei  eingehe,  werde  von  dem 
Produzenten  und  nicht  von  dem  Konsumenten  getragen. 

Die  einzige  Wirkung  des  Ausgleichszolles  auf  den  Zuckerpreis 
würde  daher  diejenige  sein,  welche  sich  für  die  Produzenten  des 
prämiierten  Zuckers  aus  dem  Verlust  der  durch  die  Prämie  be- 
wirkten Vorzugs -Vorteile  ergebe,  und  die  durch  den  Verlust  jener 
Sondervorteile  hervorgerufene  Tendenz,  die  durch  die  Prämie  ver- 
anlasste künstliche  Überproduktion  einzuschränken. 

Aber  gleichzeitig  würden  natürliche  Produktionsquellen  von 
dem  Hemmnis  befreit,  welches  ihrer  Entfaltung  durch  die  mit 
Prämien  unterstützte  Konkurrenz  bereitet  war;  sie  würden  sich 
daher  bis  zu  ihren  natürlichen  Grenzen  entsprechend  der  Ein- 
schränkung entwickeln,  welche  der  unnatürlichen  Ausbreitung  der 
durch  die  Prämien  geförderten  Produktion  gezogen  werde. 

gegen  fremde  Prämien  nicht  im  Widerspruche  mit  den  Freihandelsgrundsätzen  stehen, 
sondern  deren  Förderung  dienlich  sind,  immer  mehr  hervorragende  Vertreter:  so  z.  B.  den 
französischen  Schriftsteller  und  früheren  Minister  Yves  Guyot  auf  dem  internationalen 
Handelskongress  zu  Ostende  igo2  (The  Economist  1902,  p.  1728);  ferner  den  italienischen 
Schatzminister  Luzzati.  Die  Ausgleichszölle  sind  als  eine  Ubergaugsstufe  und  als  ein 
Mittel  zu  betrachten,  um  zur  intemationalrechtlichen  auf  internationale  Verträge  sich 
stützenden  Grundlegung  weitergehenden  Freihandels  zu  gelangen. 
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Obwohl  die  Konsumenten  also  die  künstliche,  aber  deshalb 
unsichere  Vermehrung-  der  Produktion  verlieren  würden,  würde  zu 
ihren  Gunsten  die  natürliche  Vergrösser ungf  der  Produktion  wieder 
in  die  Wege  geleitet,  und  damit  würden  gerade  die  dauernden 
Interessen  der  Konsumenten  gesichert. 

In  letzterer  Hinsicht  hatten  namentlich  die  Zuckerpllanzer  auf 
den  britischen  Antillen  schon  in  ihrer  Petition  an  die  britische 
Regierung  von  1878  betont:  wenn  der  britische  Markt  weiter  der 
Herrschaft  des  prämiierten  Auslands-Zuckers  unterworfen  würde, 
so  würde  die  Zuckerproduktion  überall  —  mit  Ausnahme  der 
Prämien  gewährenden  Länder  —  beschränkt  werden.  Dann  aber, 
wenn  so  die  Beschränkung  der  freien  Konkurrenz  eine  gewisse 
Grenze  erreicht  haben  würde,  würde  wahrscheinlich  das  Prämien- 
system abgeschafft;  die  Preise  des  Zuckers  würden  infolgedessen 
von  da  ab  in  die  Höhe  gehen,  und  so  wwden  auf  die  Dauer  die 
Konsumenten  es  sein,  welche  unter  den  Nachwirkungen  des  aus- 
ländischen Prämienzuckers  zu  leiden  hätten.^) 

In  diesem  Sinne  -)  war  schon  vor  dem  Parlamentskomitee  über 
die  Zuckerfrage  von  18 79/1 880  Zeugnis  abgelegt  worden.  In  diesem 
Sinne  hatte  sich  die  Mehrheit  jener  Parlamentskommission  in  ihrem 
Bericht  vom  August  1880  ausgesprochen.  Innerhalb  und  ausser- 
halb des  Parlaments  wurde  diese  Ansicht  immer  stärker  vertreten, 
je  mehr  die  fremden  Prämien  anwuchsen  und  deren  wirtschaftliche 
Bedeutung-  sich  fühlbar  machte.  Speziell  wurde  von  dem  Komitee 
der  britischen  Zuckerraffinerien,  ferner  auch  von  den  Zucker- 
pfianzern  auf  den  britischen  Antillen  und  auf  Mauritius  diese 
Auffassung  fortgesetzt  scharf  und  klar  geltend  gemacht.  Noch 
allgemeiner  —  d.  h.  nicht  bloss  in  Beziehung  auf  den  Zucker  — 
wurde  von  der  im  Herbst  1897  gegründeten  britischen  Anti-Bounty 
League  dieser  Standpunkt  aufgenommen  und  in  entsprechendem 
Sinne  agitiert. 


1)  Dagegen  siehe  aber  Report  of  the  West  India  Royal  Commission  1897 
(C  865s),  p.  9.  Diese  Kommission  ist  der  Ansicht:  Das  Areal,  auf  welchem  Rohr- 
und Rübenzucker  erzeugt  werde  und  erzeugt  werden  könne,  dehne  sich  mit  jedem  Tage 
aus,  und  die  Rivalität  zwischen  den  kontinentalen  Nationen  sei  zu  stark,  als  dass  sie 
sich  in  solcher  Weise  gegen  Grossbritannien  vereinigen  könnten. 

2)  Vgl.  unter  anderem  Copy  of  Memorandum  on  the  Correspondence  in  relatioa 
to  the  Sugar  Bounties  (Board  of  Trade  21.  August  1881).  Copy  of  Correspondence  011 
the  Subject  of  Sugar  Bounties  up  to  date  (Board  of  Trade  5.  Dezember  1884),  p.  3,  4. 
Communication  to  the  Chamber  of  Agriculture,  Mauritius,  by  Mr.  W.  Newton  1885 
(C.  —  4455).  p.   I.   2.     Commercial  No.  2  (1888),    p.    55.     Comraercial.  No.  3  (1898), 
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Im  Jahre  1880  hatten  sich  allerding-s  die  damaUgen  britischen 
law  officersi)  dahin  ausg-esprochen,  ein  besonderer  Ausgleichszoll 
wegen  Prämien  sei  gegenüber  Ländern  mit  Vertrags  massiger  Meist- 
begünstigung unzulässig. 

Dies  war  damals  auch  die  Ansicht  des  britischen  Foreign  Office. 
Es  wurde  dies  in  der  Sitzung  vom  26.  Juli  1880  des  damaligen 
Select  Committee  on  Sugar  Bounties  festgestellt,  welches  unter 
Vorsitz  von  Ritchie  tagte.^) 

1888  wurde  in  den  Art.  7  der  —  später  nicht  ratifizierten  — 
Londoner  Zuckerkonvention  vom  30.  August  1888  ausdrücklich 
die  Bestimmung  aufgenommen,  die  Meistbegünstigungsklausel  in 
anderen  Verträgen  solle  nicht  angerufen  werden  können,  um  sich 
dem  im  Art  7  stipulierten  AusgleichszoU  oder  Einfuhrverbot  gegen- 
über prämiiertem  Zucker  zu  entziehen.  Aber  nach  einer  Mitteilung 
in  der  Verbalnote,  welche  die  russische  Regierung  am  14.  Januar  1903 
durch  ihren  Londoner  Geschäftsträger  an  die  britische  Regierung 
richten  liess,-^)  scheint  es,  dass  die  britische  Regierung  1888  noch 
der  Ansicht  war,  im  Hinblick  auf  jene  Bestimmung-  vor  dem 
eventuellen  Inkrafttreten  der  Londoner  Zuckerkonvention  ihre  be- 
stehenden Meistbegünstigungsverträge  kündigen  oder  einer  vertrags- 
mässigen  Revision  unterwerfen  zu  müssen.  D,  h.  also,  es  scheint, 
dass  die  britische  Regierung  damals  noch  glaubte,  mit  der  be- 
stehenden vertragsmässigen  Meistbegünstigung  sei  eine  Bestimmung, 
wie  die  in  jenem  Artikel  7,  nicht  in  Einklang  zu  bringen. 

Die  russische  Regierung  hat  behauptet :*)  noch  1897  habe  das 
britische  Auswärtige  Amt  in  einer  Kommission  des  britischen  Unter- 
hauses, womit  anscheinend  auf  die  damals  tagende  Britisch -West- 
india- Kommission  angespielt  werden  sollte,  erklärt,  die  Einführung 
von  Ausgleichszöllen  sei  nicht  möglich,  ohne  die  bestehenden 
Handelsverträge  zu  brechen. 

Das  britische  Auswärtige  Amt  hat  aber  mit  Bestimmtheit  in 
Abrede  gestellt,   dass    1897   seitens  eines   seiner  Beamten   eine  Er- 

^)  ,The  highest  legal  authority'.  Vgl.  Copy  of  Memorandum  on  the  Correspon- 
^ence  in  relation  to  the  Sugar  Bounties  (Board  of  Trade  24.  August   1881),  p.  5. 

2)  Mr.  Kennedy  legte  vor  dem  Select  Committee  die  Ansicht  des  Foreign  Ortice 
•dar.  Vgl.  Beeton.  p.  23  und  femer  die  Schreiben  von  Gibson  Bowles  und  von  Pirbrighc  aa 
den  Herausgeber  der  Times  in  der  Times  vom   15.  XII.    1902. 

3)  Commercial  No.   i   (1903),  p.  21. 

*)  Memorandum  der  russischen  Regierung  vom  24.  IX.  1902,  weiches  der 
britischen  Regierung  mitgeteilt  wurde.  Commercial  No.  i  (1903),  p.  15.  Dieselbe 
Behauptung  findet  sich  —  und  ist  vielleicht  von  dort  in  das  russische  Memorandum 
übernommen  —  in  Visser,  p.    172. 
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klärung  dieses  Inhalts  abgegeben  sei.  Die  Protokolle  jener  Kom- 
mission ergäben  vielmehr  das  Gegenteil. i) 

Aus  dem  offiziellen  Bericht 2)  der  West  India  Royal  Commission 
von  1897,  die  aber  nicht  vom  britischen  Auswärtigen  Amte,  son- 
dern vom  britischen  Kolonialamte  ressortierte  und  nicht  aus  Be- 
amten desselben,  sondern  aus  drei  speziell  von  der  Königin  be- 
stellten Kommissaren  bestand,  geht  nur  hervor,  dass  die  Mehrheit 
der  Kommission  (Sir  Edward  Grey  und  Sir  David  Barbour)  die 
Einführung  von  Ausgleichszöllen  gegen  die  fremden  Zuckerprämien 
widerriet. 

Sie  berief  sich  unter  anderem  darauf,  die  Erhebung  solcher 
Ausgleichszölle  könnte  ernste  Schwierigkeiten  unter  der  Geltung 
der  Meistbegünstigungsklausel  in  Handelsverträgen  mit  fremden 
Nationen  hervorrufen,  und  es  würde  nicht  zum  Vorteil  Gross- 
britanniens  sein,  irgend  welche  Laxheit  in  der  Auslegung  jener 
Klausel  zu  ermutigen.  Die  Frage  erfordere  sehr  sorgfaltige  Er- 
wägung, ob  es  —  im  allgemeinen  Interesse  des  britischen  Handels 
—  weise  sein  würde,  aus  der  vorliegenden  Veranlassung  eine  so 
weitgehende  Streitfrage  zu  eröffnen,  welche  möglicherweise  sich 
ausserordentlich  ausbreiten  und  zu  Tarifkriegen  führen  könne. 

Der  Vorsitzende  der  Kommission,  Sir  Henry  Wylie  Norman, 
befürwortete  hingegen  die  Einführung  von  Ausgleichszöllen,  hob 
hervor,  keine  fremde  Nation,  welche  Prämien  zum  grossen  Nach- 
teil des  britischen  Handels  und  der  britischen  Kolonien  gewähre, 
könne  sich  vernünftiger  Weise  über  solche  Ausgleichszölle  beklagen 
oder  wegen  derselben  Grund  zu  Vergeltungsmassnahmen  haben. 
Soweit  seine  Kenntnis  reiche,  beständen  keine  Vertragsverpflich- 
tungen, welche  die  Auflage  solcher  Ausgleichszölle,  sei  es  in 
Grossbritannien  selbst  oder  in  anderen  Teilen  des  britischen 
Reiches,  hinderten. 

Als  1899  Russland  unter  Berufung  auf  die  ihm  vertragsmässig 
zustehende  Meistbegünstigung  gegen  die  in  Britisch-Ostindien  ein- 
geführten Ausgleichszölle  gegenüber  Prämien  reklamierte,  3)  vertrat 
das  britische  Auswärtige  Amt  in  seiner  Antwort  vom  15.  Juli  1899 
den  Standpunkt,    die  vertragsmässige  Meistbegünstigung    schliesse 


1)  Schreiben    des    britischen    Staatssekretärs    des    Auswärtigen    au    den    russischen 
Geschäftsträger  in  London  vom  20.  XI.    1902.     Commercial  No.    i    (1903),  p.  20. 

2)  Report    of    the    West    India    Royal    Commission    1897    (^-    ^^SS)'    P-   '^ — 13, 
72,  74- 

^)  Schreiben    des    russischen  Geschäftsträgers    in  London    an   Lord  Salisbury    vom 
12.  VI.   1899,  Commercial  No.    1    (1903),  p.    i. 
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entsprechende  Geg-enmassnahmen  gegen  fremde  Prämien  rechtlich 
nicht  aus.  1) 

Auf  die  erneuten  Proteste,  welche  Russland  1902  im  Hinblick 
auf  den  Art.  4  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  vom  5.  März  1902 
erhob,  hielt  das  britische  Auswärtige  Amt  an  dieser  Auffassung  fest. 2) 

Eine  Reihe  von  amtlichen  Äusserungen  der  Vertreter  der 
britischen  Regierung  sind  inzwischen  erfolgt,  welche  dartun,  dass 
die  britische  Regierung  jetzt,  was  auch  über  die  Zuckerfrage  hinaus 
von  Wichtigkeit  ist,  der  Ansicht  ist,  die  vertragsmässige  Meist- 
begünstigungsklausel schliesse  einen  besonderen  Ausgleichszoll 
gegen  staatliche  (im  Gesetzgebungsweg-e  begründete)  Prämien  des 
anderen  Vertragslandes  nicht  aus. 

Dies  geht  aus  den  im  britischen  Unterhaus  erfolgten  Erklärungen 
des  Unterstaatssekretärs  des  britischen  Auswärtigen  Amtes  Lord 
Cranbome  vom  3.  Dezember  1902  und  namentlich  des  Minister- 
präsidenten Balfour  vom  11.  und  17.  Dezember  1902  und  der  im 
britischen  Oberhause  abgegebenen  Erklärung  des  britischen  Staats- 
sekretärs des  Auswärtigen,  Lord  Lansdowne,  vom  16.  Dezember  1902 
hervor.  ^) 

Nach  den  Bemerkungen  Lord  Cranbornes  und  Balfours  vom  3. 
und  II.  Dezember  1902  scheint  auch  ein  neues  Rechtsgutachten 
der  jetzigen  britischen  law  officers  vorzuliegen,  welches  sich  in  dem 
gleichen  Sinne  geäussert  hat.*) 

')  Commercial  No.  i  (1903).  p.  3.  Übrigens  bot  die  britische  Regierung  gleich- 
zeitig — ,  Yrenn  die  russische  Regierung  nicht  gewillt  sei,  sich  jener  Ansicht  anzu- 
schliessen,  —  die  Kündigung  des  mit  Russland  bestehenden  Handelsvertrages  an.    L.  c. 

P-  3—4- 

-)  Schreiben  desselben  an  den  russischen  Geschäftsträger  in  London  v.  20.  XI.  1 902. 
Die  britische  Regierung  wiederholte  gleichzeitig  das  schon  1899  gemachte  Anerbieten, 
eventuell  den  Handelsvertrag  mit  Russland  zu  kündigen.  Commercial  No.  i  (1903)» 
p.   19 — 20. 

*)  Auch  der  kommerzielle  Attache  der  britischen  Botschaft  in  Paris.  Mr.  Austin 
Lee,  hat  auf  dem  November-Essen  1902  der  britischen  Handelskammer  in  Paris  erklärt 
und  bestätigt,  dass  die  britische  Regierung  jetzt  den  im  Text  bezeichneten  Standpunkt 
vertrete.     Vgl.  The  Economist  1902,  p.   1728 — 1729. 

*)  Hingegen  hat  die  britische  Regierung  bis  jetzt  niemals  die  Auffassung  der  Ver- 
einigten Staaten  als  richtig  anerkannt,  nach  welcher  .concessions  granted  conditionally 
and  for  a  consideration  cannot  be  claimed  under  the  most-favoured-nation  clause'.  Viel- 
mehr geht  die  britische  Regierung  noch  von  der  in  der  Depesche  Lord  Gran%"ille's  vom 
12.  II.  1885  dargelegten  Auffassung  der  most-favoured-nation  clause  aus.  Dies  er- 
klärte auf  Anfrage  (Sir  Dilke's)  in  der  Sitzung  des  House  of  Commons  vom  23.  VI.  1903 
schriftlich  Bonar  Law  als  Vertreter  des  Board  of  Trade.  (Times  vom  24.  VI.  1903.) 
Als  Kanada  durch  seinen  Reciprocal  Tariff  Act  v.  23.  IV.  1897  {^'g^-  UQten  §  78) 
einen  Zollnachlass  für    die  Waren  aus  jedem  Lande    anordnete,  welches  im  ganzen  den 
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Die  Ansicht,  die  bestehenden  Meistbeg-ünstig-ungsverträg-e  hin- 
derten die  Auflage  von  Ausgleichszöllen  gegenüber  den  fremden 
Prämien  nicht,  ja  erforderten  dieselben  sogar,  war  übrigens  schon 
seit  langem  —  und  zwar  auch  zu  den  Zeiten,  als  die  britische  Re- 
gierung und  deren  law  officers  noch  anderer  Ansicht  waren,  — 
mit  gewichtigen  Gründen  in  Grossbritannien  nicht  IdIoss  von  Inter- 
essenvertretungen und  Parlamentsmitgliedern,  sondern  auch  von 
sehr  angesehenen  Rechtsgelehrten  und  Vertretern  des  internationalen 
Rechtes  geltend  gemacht  worden. 

Schon  in  der  Debatte  des  britischen  Unterhauses  im  Jahre 
1878  über  den  Gesetzentwurf,  betreffend  ansteckende  Tierkrank- 
heiten, war  das  Prinzip  massgeblich  erklärt  worden,  Gleichheit  des 
Rechtes  unter  der  Meistbegünstigungsklausel  bedeute  Identität  der 
Behandlung  unter  ähnlichen  Umständen.  1)  In  Anwendung  dieses 
Grundsatzes  wurden  in  dem  Gesetzentwurf  hinsichtlich  der  Fleisch- 
einfuhr nach  Grossbritannien  alle  fremden  Länder  der  Verpflichtung 
zwangsweiser  Schlachtung  unterworfen  mit  Vollmacht  für  den  briti- 
schen Privy  Council,  Ausnahmen  für  Länder  nach  genügendem 
Nachweis  zu  statuieren,  dass  dieselben  von  den  Tierkrankheiten 
frei  seien.-) 

Im  Jahre  1879  hatten  Professor  Sheldon  Arnos  und  der  barrister- 
at-law  W.  P.  B.  Shepheard  über  die  Frage,  ob  unter  der  vertrags- 
mässigen  Meistbegünstigungsklausel  Gegenmassnahmen  gegen  die 
Zuckerprämien  zulässig"  seien,  Gutachten  erstattet,  in  welchen  sie 
zu  dem  Schlüsse  kamen: 

,Therefore  we  are  of  opinion  that  Imports  of  sugar  into  this 
country  may,  without  contravening  the  favoured-nation  clauses  of 
existing-  Commercial  Treaties,  be  distinguished  as  to  countries  of 
origin  wherein  bounties    on  export  are  or  are  not  obtainable,  and 

kanadischen  Waren  so  günstige  Bedingungen  gewähre,  wie  es  Kanada  durch  jenen 
Tarif  tue,  und  den  Zollnachlass  zu  Gunsten  der  Waren  Grossbritanniens,  welches  jenen 
Reciprocal  Terms  entsprach,  in  Ausführung  setzte,  sprachen  sich  die  Law  Officers  of 
the  Crown  dahin  aus,  jener  Zollnachlass  müsse  auf  Grund  der  Handelsverträge  mit 
Deutschland  von  1865  und  mit  Belgien  von  1862  (vgl.  unten  §  76)  auch  den  Waren 
aus  diesen  beiden  Ländern  gewährt  werden.  Vgl.  Memorandum  der  kanadischen  Re- 
gierung in  Colonial  Conference   1902  (Cd.   1299),  p.    118. 

^)  Der  Zusatz  ,under  like  circumstances'  findet  sich  in  Verbindung  mit  (einem 
Teile)  der  Meistbegünstigungsklausel  in  dem  Freundschafts-,  Handels-  u.  Schiftahrts- 
vertrag  Grossbritanniens  mit  Mexiko  v.  27.  XL  1888  Art.  3.  Vgl.  auch  die  Verträge 
Deutschlands  mit  Argentinien  v.  19.  IX.  1857  Art.  3  („bei  Gleichheit  des  Falles  und 
der  Umstände"),  Österreich-Ungarn  mit  Rumänien  v.  21.  XH.  1893  Art  3  („in  den- 
selben Umständen"). 

*)  Commercial  No.  3  (1898),  p.  4. 
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a  coimtervailingf  duty  levied  on  sugar  iniported  froni  countries 
where  export  bounties  are  obtainable  whilst  sug'ar  from  all  other 
countries  is  admitted  free/i) 

Sie  wiesen  darauf  hin,  dass  dies  in  Übereinstimmung-  mit  der 
Tatsache  stehe,  dass  die  Zuckerkonvention  von  1864  einen  Artikel  2) 
enthalten  habe,  welcher  das  Prinzip  eines  ÜberzoUes  auf  prämiierten 
Zucker  zuÜess,  obwohl  Meistbeg-ünstigung-sverträg-e  im  Zeitpunkte 
des  Inkrafttretens  jener  Konvention  bestanden  und  während  des 
Zeitraumes  der  Geltung  derselben  g-eschlossen  wurden. 

Später  hat  W.  P.  B.  Shepheard  allein  —  unter  Wiederholung* 
des  Gutachtens  von  1879  —  sich  noch  wieder  in  dem  g-leichen 
Sinne  g-utachtlich  geäussert.  3) 

Bei  Gelegenheit  der  Verhandlungen*)  über  die  Erneuerung 
des  Handelsvertrages  zwischen  Frankreich  und  Grossbritannien  in 
den  Jahren  1 880/1881  erklärte  die  Londoner  Handelskammer  ift 
einem  Schreiben  an  die  britischen  Unterhändler: 

Die  Auflage  von  Überzöllen  oder  die  Gewährung  von  Prämien, 
welche  in  irgend  einer  Hinsicht  die  Zwecke  des  Handelsvertrages 
neutralisierten,  sollten  dem  Vertragsteil,  zu  dessen  Nachteil  jene 
Massnahmen  wirkten,  das  Recht  geben,  den  Vertrag  als  aufgehoben 
zu  behandeln;  und  irgend  welche  Massnahmen,  die  getroffen  würden, 
um  die  Gleichheit  wieder  herzustellen,  sollten  nicht  als  ein  Bruch 
der  Meistbegünstigungsklausel  erachtet  werden. 

Das  British  West  India  Committee,  welches  damals  eine  ent- 
sprechend modifizierte  Fassung  der  Meistbegünstigungsklausel 
empfahl,  hob  gleichzeitig*  hervor: 

Verhindere  die  jetzige  Meistbegünstigungsklausel  solche  Gegen- 
massnahmen  gegen  Waren,  die  Ausfuhrprämien  erhielten,  wie  sie 
erforderlich  seien  zur  Herstellung  der  Gleichheit  der  fiskalischen 
Bedingungen,  welche  der  Hauptzweck  der  Gleichbehandlung  sei, 
so  würden  britische  Erzeugnisse  von  jedem  Zuschlagszoll  mit- 
getroffen werden,  welchen  Frankreich  wahrscheinlicherweise  gegen 


1)  Das  Gutachten  vom  22.  VII.  1879  ist  abgedruckt  in  Beeton,  p.  131  —  133. 
Vgl.  femer  Commercial  No.   3  (1898),  p.  4  —  5   u.  Commercial  No.   2  (1888),  p.   143 — 144. 

-)  Art.  19  Abs.  2  der  Pariser  Zuckerkouvention  vom  8.  XI.  1864  lautete:  ,Dans 
le  cas  oü  des  primes  seraient  accordees  dans  les  dits  pays  (d.  h.  in  den  nicht  der 
Konvention  angeschlossenen  Ländern  —  vgl.  Art.  19  Abs.  1)  ä  l'exportation  des  sucres 
raffines,  les  Hautes  Parties  Contractantes  pourront  s'entendre  sur  les  surtaxes  h  etablir 
ä  l'importation  des  sucres  raffines  des  dites  provenances'. 

3)  Das  neue  Gutachten  von  W.  P.  B.  Shepheard  ist  abgedruckt  in  Beeton, 
p.   125—133. 

*)  Vgl.  hierzu  Commercial  Nu.  2   (1888),  p.    149— 151. 
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Zucker  oder  andere  Waren  aus  Ausfuhrprämien  gewährenden  Staaten 
verhängen  würde.  Die  britischen  Unterhändler  sollten  darauf  be- 
stehen, dass  Meistbegünstigung  nicht  in  Beziehung  auf  Waren, 
welche  Ausfuhrprämien  empfingen,  beansprucht  werden  könne, 
und,  wenn  dies  anerkannt  sei,  ferner,  dass  britische  Staatsangehörige, 
welche  exportierten,  ohne  eine  Prämie  zu  erhalten,  unter  der 
Meistbeg-ünstigungsklausel  nicht  einem  Zuschlagszoll  ausgesetzt  sein 
sollten,  welchen  Frankreich  gegen  Waren  aus  Ausfuhrprämien  ge- 
währenden Staaten  verhänge. 

In  Frankreich  forderte  damals  das  Centralkomitee  der  franzö- 
sischen Zuckerfabrikanten  den  französischen  Minister  der  Land- 
wirtschaft und  des  Handels  auf,  Sorge  zu  tragen,  dass  die  Ein- 
führung der  Meistbegünstig-ungsklausel  in  die  Handelsverträge  die 
Ausdehnung  derselben  auf  Zucker,  welcher  Prämien  erhalten  habe, 
nicht  gestatte. 

Der  Herausgeber  des  ,Spectator*  schrieb  (am  21.  August  i886:)i) 

,Clearly  we  ought  not  to  be  obliged,  by  granting  a  favoured- 
nation  clause,  to  treat  nations  alike  under  totally  unlike  circum- 
stances,  for  that  really  means  treating  them  not  equally,  but  une- 
qually.' 

Der  Vorsitzende  des  British  West  India  Committee,  Mr.  Nevile 
Lubbock,  führte  am  23.  November  1887  vor  den  britischen  Dele- 
gierten der  damaligen  (Londoner)  internationalen  Zuckerkonferenz 
aus :  2) 

Es  erscheine  ihm  vollkommen  klar,  dass  die  Meistbegünstigungs- 
klausel die  Anwendung  auf  Waren,  welche  Prämien  erhielten, 
niemals  bezweckte  und  niemals  bezwecken  konnte. 

Speziell  hob  er  hervor:  ein  meistbegünstigtes  Lcind,  welches 
keine  Prämien  auf  Zucker  gewähre,  würde  mit  Recht  geltend 
machen  können,  der  Zweck  der  Meistbegünstigung  sei,  dass  die 
Erzeugnisse  der  verschiedenen  fremden  Länder  auf  den  britischen 
Märkten  auf  dem  P'usse  der  Gleichheit  behandelt  würden.  Der 
Zucker  desselben  werde  aber  dort  nicht  auf  dem  Fusse  der  Gleich- 
heit mit  dem  Zucker  eines  anderen  fremden  Landes  behandelt, 
welches  Prämien  gewähre.  Denn  das  Resultat  sei  genau  das 
nämliche,  wie  wenn  Grossbritannien  von  dem  Zucker  des  ersteren, 
aber  nicht  des  letzteren  Landes  einen  Zoll  in  Höhe  der  Prämie 
erhebe,  welche  der  Zucker  des  letzteren  Landes  empfinge. 


1)  Commercial  No.  3  (1898),  p.  5, 

2)  Commercial  No.  2  (1888),  p.   14), 
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Das  British  Sugar  Refiner  Commitee  hatte  schon  vorher  in 
einem  Schreiben  an  Lord  SaHsburj^  vom  i8.  August  1887  und 
nachher  auch  g-egenüber  den  britischen  Delegierten  auf  jener 
Konferenz  geltend  gemacht:  1) 

Es  sei  klar,  dass  der  Zweck  der  Meistbeg-ünstigungsklausel 
durch  die  Wirkung  der  Prämien,  welche  die  von  jener  erstrebte 
Gleichstellung  vernichteten,  ganz  vereitelt  werde.  Da  die  Aus- 
gleichszölle die  Gleichheit  wieder  herstellten,  stellten  sie  in  Wirklich- 
keit die  Wirksamkeit  jener  Klausel  wieder  her,  welche  durch  die 
Prämien  zu  nichte  gemacht  sei. 

Das  British  West  India  Committee  begründete  den  von  seinem 
Vorsitzenden,  wie  oben  angegeben,  mündUch  ausg'efiihrten  Stand- 
punkt am  25,  November  3887  noch  weiter  schriftlich : 2) 

Die  Gewährung  von  Ausfuhrprämien  sei  eine  direkte  Ver- 
letzung des  Geistes  und  des  Zweckes  der  Meistbegiinstigungs- 
klausel,  und  Gegenmassnahmen,  die  zur  Aufhebung  der  Wirkung 
solcher  Verletzung  jener  Klausel  erforderlich  seien,  müssten  jedem 
Vertragsstaate  freistehen,  unbeschadet  der  Tatsache,  dass  derselbe 
an  die  Meistbegünstigungsklausel  gebunden  sei. 

In  einem  Memorandum,  welches  die  britische  Sugar  Refiners 
Association  1897  dem  Kolonialminister  Chamberlain  und  dem 
Minister  des  Auswärtigen,  Lord  Salisbury,  überreichte,  führte  die- 
selbe aus:  3) 

Die  Wirkung-  einer  Ausfuhr -Prämie  auf  Zucker  sei,  diesem 
Zucker  auf  dem  Markte,  wohin  die  Ausfuhr  geschehe,  einen  Schutz 
zu  verleihen,  d.  h.  denselben  in  die  nämliche  Lage  zu  bringen,  wie 
wenn  ein  Zoll  von  der  Höhe  jener  Prämie  allem  anderen  nicht 
prämiierten  Zucker  auf  jenem  Markte  auferlegt  werde.  Ein  Land, 
welches  keine  Ausfuhrprämie  gebe,  könnte  sich  mit  Fug  be- 
schweren, dass  seine  Rechte  unter  der  Meistbegünstigungsklausel 
zerstört  würden,  falls  der  prämiierte  Zucker  unter  denselben  Be- 
dingungen zugelassen  würde,  wie  der  nicht  prämiierte  Zucker. 
Solch  eine  Beschwerde  sei  auch  tatsächlich  von  einem  der  Dele- 
gierten auf  der  letzten  Zuckerkonferenz  erhoben  worden.  Das 
Land,  welches  Ausfuhrprämien  auf  Zucker  g-ewähre,  zerstöre  mit 
Vorbedacht  die  Gleichheit,  deren  Herstellung  der  Zweck  der 
Meistbegünstigungsklausel  sei.  Es  sei  nicht  bloss  folgewidrig 
gegenüber  dem  Geiste   der  Meistbegünstigungsklausel,  prämiierten 

1)  Commercial  No.  2  (1888),  p.  56  und   143  — 144. 
*)  Commercial  No.  2  (1888),  p.    148 — 149. 
')  Conmiercial  No.  3  (1898),  p.  (i,  2)  4 — 5. 
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Zucker  zuzulassen,  sondern  die  Meistbegfünstig-ungfsklausel  erheische 
sogfar  geradezu,  dass  solche  ungleiche  Behandlung  nicht  gestattet 
werde. 

Und  abermals  führte  das  britische  Sugar  Refiners  Committee 
in  einem  Schreiben  an  Lord  Salisbury  vom  24.  Januar  1898 1)  aus: 

Es  sei  klar,  dass  fremdländische  Ausfuhrprämien  den  Zweck 
der  Meistbegünstigungsklausel  vereitelten,  indem  sie  die  Gleichheit 
zerstörten,  welche  jene  herzustellen  suche.  Selbst  wenn  die  Straf- 
klausel gegen  Prämien,  welche  dem  Geiste  der  Meistbegünstigungs- 
klausel entspreche,  mit  dem  Buchstaben  derselben  nicht  überein- 
stimmen würde,  würden  diejenigen  Staaten,  welche  eine  Zucker- 
konvention mit  einer  solchen  Strafklausel  eingingen,  sich  nicht 
mehr  auf  die  Meistbegünstigungsklausel  in  ihren  sonstigen  Ver- 
trägen als  ein  Hindernis  der  Anwendung  jener  Strafklausel  berufen 
können.  2) 

§  58.   Die  rechtliche  und  wirtschaftspolitische  Auffassung  auf 
den  internationalen  Zuckerkonferenzen. 

Auch  auf  den  internationalen  Zuckerkonferenzen  wurde  die 
Frage  erörtert,  ob  Ausgleichszölle  oder  sonstig-e  besondere  Gegen- 
massnahmen  gegenüber  prämiiertem  Zucker  mit  der  vertragsmässigen 
Meistbegünstigungsklausel  vereinbar  seien. 

Auf  der  Londoner  Zuckerkonferenz  von  18873)  und  1888  regte 
der  spanische  Delegierte  Dupuy  de  Lome  die  Frage  an,  die  im 
Hinblick  auf  die  damals  noch  spanischen  Kolonien  Kuba,  Portorico, 
Philippinen  mit  ihrer  grossen  Rohrzuckerproduktion  für  Spanien 
ein  ausserordentliches  Interesse  hatte.  Er  vertrat  die  Ansicht:  mit 
der  Meistbegünstigungsklausel  sei  es  unvereinbar,  prämiierten  Zucker 
unter  denselben  Beding"ungen  ins  Land  zu  lassen,  wie  nicht  prä- 
miierten Zucker.  D.  h.  er  nahm  eine  entsprechende  Verpflichtung 
des  Einfuhrlandes  gegenüber  dem  Ausfuhrlande,  welches  keine 
Prämie  gewährte,  im  Falle  vertragsmässiger  Meistbegünstigung  des 
letzteren  an.  Denn  wenn  z.  B.  auf  dem  Londoner  Markte  prä- 
miierter deutscher  Zucker  unter  denselben  Bedingungen,  wie  nicht 
prämiierter  spanischer  Zucker,  zugelassen  würde,*)  so  sei  die  Sach- 


1)  Commercial  No.  3  (1898),  p.  21. 

^)  Vgl.  hierzu  auch  den  französischen  Antrag  auf  der  Londoner  Zuckerkonferenz 
von  1888.     Commercial  No.  13  (1888),  p.  214. 

3)  Commercial  No.  3  (1888),  p.  54 — 55,  58—59,  56 — 57.    No.  13  (1888),  p.  102 — 104, 

*)  Vgl.  hierzu  die  Bemerkungen  des  Vorsitzenden  des  British -Westindia  Com- 
mittee Mr.  Nevile  Lubbock  in  Commercial  No.  2  (1888),  p.    141. 
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läge  dieser  beiden  Zucker  auf  dem  Londoner  Markte  genau  die 
gleiche,  wie  wenn  der  spanische,  nicht  aber  der  deutsche  Zucker^ 
bei  seiner  Einfuhr  nach  Grossbritannien  mit  einem  Zolle  in  Höhe 
der  deutschen  Prämie  belegt  worden  wäre. 

In  WirkHchkeit  würde  also  dann  der  nicht  prämiierte  spanische 
Zucker  mit  einer  Differentialabgabe  getroffen,  welche  im  Hinblick 
auf  die  Meistbegünstigungsklausel  unstatthaft  sei.  Es  müsse  viel- 
mehr jeder  Ausfuhrprämie  eine  Verteidigungsmassnahme  des- 
Einfuhrlandes entsprechen.  Die  Prämien  fälschten  die  Konkurrenz- 
bedingungen, welche  die  Meistbegünstigungsklausel  gleichzustellen 
bezwecke,  und  seien  ihrerseits  nach  der  Ansicht,  welche  die  spanische 
Regierung  immer  vertreten  habe,  i)  eine  Verletzung  der  Meist- 
begünstigungsklausel. 

Der  niederländische  Delegierte  Pistorius  wies  damals  darauf 
hin,  dass  „Überzölle"  2)  in  mehreren  Ländern,  so  z.  B.  in  Belgien, 
ursprünglich  überhaupt  nicht  als  „Schutzzölle",  sondern  als  „Aus- 
gleichszölle'' eingeführt  worden  seien,  um  bei  der  Einfuhr  an  der 
Grenze  die  Horizontalität  der  Austauschbedingungen  wieder  her- 
zustellen, welche  durch  Gewährung  von  Prämien  seitens  anderer 
Länder  —  speziell  auch  in  der  Form  angeblicher  Steuerrückver- 
gütung —  bei  der  Ausfuhr  verletzt  worden  sei. 

Die  deutsche  Regierung  war  nach  der  Erklärung  des  deutschen 
Delegierten  Graf  Hatzfeldt  der  Ansicht,  die  vertragsmässige  Meist- 
begünstigungsklausel hindere  die  Staaten,  welche  eine  Zucker- 
konvention schliessen  wollten,  nicht,  den  prämiierten  Zucker,  sei  es 
mit  einem  absoluten  Einfuhrverbot  oder  sei  es  mit  einem  beson- 
deren —  den  Betrag  der  Prämie  übersteigenden  —  Zoll  zu  be- 
legend) 

Als  der  Vertreter  der  britischen  Regierung,  Baron  de  Worms,, 
im  Namen  der  letzteren  1888  einen  Vorschlag  machte,  nach  welchem 
die  prämiierten  Zucker  mit  einem  den  Betrag  der  Prämie  über- 
steigenden besonderen  Zoll  belegt  werden  sollten,  frug  der  nieder- 
ländische Delegierte,  ob  keine  Ausnahmen  im  Hinblick  auf  die 
Handelsverträge,  kein  Vorbehalt  bezüglich  derjenigen  Länder,, 
welche  Meistbegünstigung    genössen,    gemacht  werden  solle.     Der 


1)  Commercial  No.   13   (1888),  p.   214. 

-)  D.  h.  die  Differenz,  um  welche  die  Höhe  der  Abgaben  des  aus  dem  Ausland 
eingeführten  Zuckers  die  Höhe  der  Abgaben  des  inländischen  Zuckers  übersteigt. 

3)  Commercial  No.  13  (1888),  p.  148,  150,  200  und  besonders  214.  Ferner  Er- 
klärung des  deutschen  Delegierten  Jordan  ebenda,  p.  102,  148,  160 — 161  und  Memo- 
randum der  deutschen  Regierung  ebenda,  p.  3 — 4. 
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britische  Delegierte    erwiderte    darauf    ausdrücklich,    der    britische 
Vorschlag-  lasse  keinerlei  Ausnahme  zu.  i) 

Weniger  bestimmt  waren  die  Äusserungen  der  Delegierten 
Österreich-Ungarns  2)  und  Russlands,  s)  Ersterer  konstatierte  nur, 
dass  die  Annahme  der  Zuckerkonvention  mit  der  Strafklausel  gegen 
prämiierten  Zucker  jedenfalls  seitens  der  Konventionsstaaten  inso- 
weit Aufgabe  ihrer  Vorrechte  aus  der  ihnen  sonst  etwa  vertrags- 
mässig  zustehenden  Meistbegünstigung  bedeute  und  zwar  auch  für 
den  Fall,  dass  ein  solcher  Staat  nachträglich  aus  der  Zuckerkonven- 
tion ausscheide.*) 

Nachdem  in  der  Sitzung  vom  7.  Mai  1888  der  Antrag,  be- 
treffend die  Strafklausel,  von  dem  spanischen  Delegierten  in  fol- 
gender Weise  formuHert  worden  war:^) 

,Les  Hautes  Parties  Contractantes  s'engagent  ä  prohiber 
l'importation  des  Sucres  et  des  glucoses  provenant  des  pays  qui 
accordent  des  primes,  ou  a  leur  imposer  un  surcroit  de  droits,  ou 
un  droit  compensateur  qui  ne  pourra  etre  inferieur  au  montant 
des  primes' 
überreichte  der  russische  Delegierte  Kamensky  folgende  schriftliche 
Erklärung  der  russischen  Regierung  t«) 

,Le  Gouvernement  Imperial  Russe,  apres  avoir  examine  la 
proposition  des  Delegues  Espagnols  relative  ä  la  prohibition  de 
l'importation  de  sucre  etranger  prime,  autrement  ,1a  clause  pönale*, 
exprime  toute  sa  Sympathie  ä  cette  proposition,  vu  que  les  droits 


')  Commercial  No.  13  (1888),  p.  150,  148 — 149,  160.  Aber  vgl.  auch  ebenda, 
p.  192,  die  Erklärung  des  britischen  Delegierten  vom  16.  VIII.  1888  hinsichtlich  des 
Absatzes  3  des  Artikels  7,  welcher  aufgenommen  sei  für  den  Fall,  dass  die  im  Absatz  2 
des  Artikels  7  angeordneten  Massnahmen  als  im  Widerspruch  mit  der  Meistbegünsti- 
gungsklausel stehend  erachtet  würden. 

2)  Commercial  No.  13  (1888),  p.  148—149,  214.  Vgl.  auch  Memorandum  der 
österreichisch-ungarischen  Regierung  ebenda,  p.  9 — 10. 

3)  Commercial  No.  13  (1888),  p.  149.  Vgl.  auch  das  Schreiben  des  russischen 
Botschafters  de  Staal  an  Marquis  of  Salisbury  vom  (22.  III.)  3.  IV.  1888  ebenda, 
p.  41—42. 

*)  Dieser  Ansicht  gab  auch  die  niederländische  Regierung  offiziellen  Ausdruck. 
Commercial  No.   13  (1888),  p.  208. 

^)  Commercial  No.   13  (1888),  p.   148. 

•5)  Commercial  No.  13  (1888),  p.  149.  In  dem  oben  (Anm.  3)  erwähnten  Schrei- 
ben des  russischen  Botschafters  de  Staal  an  den  Marquis  of  Salisbury  war  hingegen  in 
Beziehung  auf  den  spanischen  Vorschlag  noch  schlechthin  gesagt  worden:  ,Quant  ä  la 
proposition  des  Delegues  Espagnols  au  sujet  de  la  prohibition  de  l'importation  du 
Sucre  etranger  prime  aux  conditions  du  sucre  non  prime,  le  Gouvernement  Imperial  en 
reconnait  toute  l'opportunite  et  y  donne  son  agrevient.' 
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compensateurs  indiqu6s  comme  alternative  ne  pourraient  jamais 
etre  determines  avec  la  precision  necessaire,  et  dans  le  cas  oü 
la  Convention  Sucriere  sera  conclue  et  ratifiee  avec  la  clause 
pönale  dont  il  s'agit,  le  Gouvernement  Imperial  profitera  du 
d^lai  restant  jusqu'a  sa  mise  ä  ex6cution  pour  la  mettre  en 
harmonie  avec  les  Traites  de  Commerce  existants  avec  les  Puis- 
sances  6trang"eres;  mais  il  est  bien  entendu  que  cette  clause  ne 
sera  pas  applicable  ä  la  Russie  jusqu'au  terme  fix6  par  la  Lei 
existante,  concernant  les  primes  d'exportation,  en  Asie,  c'est-ä-dire, 
jusqu'au   ler  Mai,  igoi.'i) 

Die  russische  Regierung  erachtete  es  danach  also  für  erforderlich, 
jene  Straf klausel  erst  noch  in  Harmonie  mit  den  bestehenden 
Handelsverträgen  zu  bringen.  Dies  bedeutete  wohl,  dass  sie  zwischen 
der  bisher  in  den  letzteren  enthaltenen  Meistbegünstigungs klausel 
und  jener  Strafklausel  der  Zuckerkonvention  einen  Widerspruch 
erblickte. 

Am  5.  Juli  {2^.  Juni)  1888  teilte  aber  der  russische  Botschafter 
in  London  von  Staal  dem  Marquis  of  Salisbury  mit,  dass  die  russische 
Regierung  dem  —  in  Artikel  VII  die  Stratklausel  enthaltenden  — 
Konventionsentwurfe  vom  12.  Mai  1888  zustimme,  ohne  dass  dieser 
Erklärung  ein  Zusatz  oder  Vorbehalt,  betreffend  Herstellung  der 
Übereinstimmung  der  Handelsverträge  mit  jener  Bestimmung  der 
Zuckerkonvention  beigefügt  war.-) 

Die  russische  Regierung  hat  auch  die  Londoner  Zuckerkon- 
vention vom  30.  August  1888  mitunterzeichnet,  deren  Artikel  7  die 
Straf  klausel  gegen  prämiierten  Zucker  enthielt. 

Allerdings  war  in  den  Art  7  ein  Zusatz  (Abs.  3)  aufgenommen 
worden,  welcher  nach  der  Erklärung  des  britischen  Delegierten 
gerade  dann  einen  Ausweg  ermöglichen  sollte,  wenn  die  im  Ab- 
satz 2  des  Art,  7  angeordneten  Massnahmen  als  im  Widerspruch 
mit  der  Meistbegünstigungsklausel  stehend  erachtet  würden.^) 

J)  In  der  20.  Sitzung  der  Konferenz  vom  9.  V.  1888  war  die  Straf  klausel  (Ar- 
tikel VI)  in  der  britischen  Fassung  angenommen  worden.  Vgl.  Commercial  No.  13 
(1888),  p.  162  und  den  dem  Protokoll  der  20.  Sitzung  als  Annex  beigefügten  Konven- 
tionsentwurf (p.  165).  Sie  wurde  dann  durch  Umstellung  Art.  7  des  Konventions- 
entwurfes. Vgl.  den  der  letzten  22.  Sitzung  jener  Session  der  Konferenz  vom  12.  V.  1888 
beigefügten  Konventionsentwurf  (p.   178). 

2)  Commercial  No.   13  (1888),  p.   178,  209. 

3)  Commercial  No.  13  (1888),  p.  192,  227,  Nachdem  nämlich  in  Absatz  2  des 
Art.  7  die  internationale  Pflicht  der  Verbandstaaten  statuiert  war,  gegen  prämiierten 
Zucker  ein  Einfuhrverbot  oder  einen  besonderen  Ausgleichszoll  zu  verhängen,  fährt 
Abs.  3  des  Art.  7  fort: 

Kaufmann,  Welt-Zuckerindustrie.  20 
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Von  den  anderen  Konferenzstaaten  erklärten  Dänemark,  Frank- 
reich, Belgien  und  die  Niederlande  damals  die  Straf klausel  als 
unvereinbar    mit    der    vertrag-smässigen  Meistbegünstigungsklausel. 

Besonders  entschieden  geschah  dies  von  Seiten  Dänemarks, i) 
welches  auch  die  Konsequenz  zog,  dass  es  bei  Unterzeichnung  des 
Londoner  Vertrages  vom  30.  August  1888  ausdrücklich  erklärte, 
dem  Art.  7  des  Vertrages  nicht  beizutreten,  dessen  Bestimmungen 
nicht  in  Einklang  mit  den  Verpflichtungen  zu  bringen  wären, 
welche  Dänemark  durch  seine  früheren  Verträge  eingegangen  sei. 

Auch  Frankreich  2)  hatte  sich  energisch  geg^en  die  Vereinbarkeit 
der  Strafklausel  des  Art.  7  mit  den  vertragsmässigen  Meistbe- 
günstigungsklauseln ausgesprochen. 

Die  belgische  Regierung 3)  erklärte:  sie  habe  immer  den 
Standpunkt  vertreten,  dass  die  Land  er,  welchen  die  Meistbegünstigung 
zustehe,  Anspruch  auf  alle  Abgaben -Nachlässe  oder  Zoll-Ver- 
günstig-ungen  hätten,  welche  einem  anderen  Lande  gewährt  würden. 
Aber  unter  grundsätzlicher  Aufrechterhaltung  dieses  Standpunktes 
sehe  sie,  nachdem  die  Mehrheit  der  Konferenzstaaten  sich  für  eine 
Strafklausel  in  der  Form  eines  Einfuhrverbotes  oder  eines  Aus- 
gleichszolles geg^en  Zuckerprämien  ausg-esprochen  habe,  in  der 
betreffenden  Bestimmung  der  Zuckerkonvention  kein  genügendes 
Motiv,  um  den  Eintritt  Belgiens  in  die  Zucker-Union  zu  verweigern. 


Les  Hautes  Parties  contractantes  se  concerteront  sur  ks  inestt7-es  jugces  r.ccessaires 
par  la  Comntission  fotir  obtmir  ces  rcsiiltats,  ainsi  que  pour  empecher  que  les  Sucres 
primes  qui  auront  traverse  en  transit  un  pays  contractant  ne  jouisseut  des  avantages  de 
la  Convention. 

1)  Commercial  No.  13  (1888),  p.  149,  192  und  besonders  204,  213,  218,  230. 
In  einem  Schreiben  des  dänischen  Ministers  des  Auswärtigen  au  den  britischen  Gesandten 
in  Kopenhagen  (1.  c.  p.  258,  259)  erklärte  ersterer  nur:  die  dänische  Regierung  könne 
die  von  spanischer  Seite  geltend  gemachte  Auffassung  nicht  für  richtig  erachten,  dass 
die  Meistbegünstigungsklausel  in  den  Handelsverträgen  erheische,  dass  Waren  aus 
Ausfuhrprämien  gewährenden  Ländern  einen  Ausgleichszoll  tragen  müssten.  —  Vgl.  jetzt 
den  in  mancher  Hinsicht  bemerkenswerten  Handels-  und  Schiftahrtsvertrag  zwischen 
Dänemark  und  Spanien  vom  4.  VH,  1893  (Martens  N.  R.  G.  H.  Ser.  Bd.  27  p.  290), 
Dieser  Handelsvertrag 

1.  stipuliert  Meistbegünstigung  VI  (IV,  V); 

2.  verbietet  bei  der  Ausfuhr  aus  dem  einen  Vertragslande  nach  dem  anderen  eine 
Ausfuhrprämie  in  der  Form  einer  die  innere  Verbrauchsabgabe  übersteigenden  Steuer- 
rückvergütung VII ; 

3.  verbietet,  dass  von  den  aus  dem  einen  Vertragslande  kommenden  Waren  in 
dem  andern  eine  höhere  innere  Verbrauchsabgabe  erhoben  werde,  als  von  den  gleich- 
artigen inländischen  Waren  VIII. 

-)  Commercial  No.   13  (1888),  p.  (149)   192  u.  besonders  210,  214. 
")  Commercial  No.   13   (1888),  p.    149  und  203. 
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Die  Niederlande  erklärten,  die  einzig-e  i)  Einwendung-  g^eg-en  die 
Strafklausel  der  Zuckerkonvention  sei  aus  der  Meistbeg-ünstigung-s- 
klausel  in  den  Handelsverträg-en  herzuleiten.  Wenn  aber  alle  auf 
der  Londoner  Konferenz  vertretenen  Staaten  den  Art.  7  annähmen, 
so  würde  dies  die  Tragweite  jener  Einwendung-  erheblich  vermindern 
und  auch  die  niederländische  Reg-ierung-  keinen  Grund  mehr  sehen, 
sich  demselben  zu  widersetzen,  da  ihrer  Meinung-  nach  die  bei- 
tretenden Staaten  durch  die  Tatsache  ihres  Beitrittes  sich  der  An- 
wendung- der  Strafklausel  auf  ihren  prämiierten  Zucker  selbst  für 
den  Fall  unterwürfen,  dass  sie  später  von  der  Zuckerkonvention 
wieder  zurückträten. 

In  den  letzten  Absatz  des  Artikels  7  war  eine  ausdrückliche 
Bestimmung-  aufg-enommen,  dass  die  aus  anderen  Verträg-en  zu- 
stehende Meistbeg-ünstig-ung  gegenüber  der  Anwendung  der  obigen 
Stratklausel  seitens  der  Londoner  Konventionsstaaten  selbst  dann 
nicht  angerufen  werden  könne,  wenn  dieselben  von  dieser  Londoner 
Konvention  zurückträten. 

Auf  der  Brüsseler  Zuckerkonferenz  von  18982)  führte  der  bel- 
gische Delegierte  und  Präsident  der  Konferenz  Finanzminister 
Smet  de  Naeyer  aus: 

Man  müsse  sich  hinsichtlich  der  Auslegung  der  vertrags- 
mässigen  Meistbegünstigungsklausel,  welche  sich  in  den  meisten 
Handelsverträgen  finde,  die  Frage  vorlegen,  ob  dieselbe  soweit 
gehe,  zum  Vorteil  eines  jeden  meistbegünstigten  Staates  das  Recht 
zu  schaffen,  seinen  Mitkontrahenten  Beding-ungen  des  ökonomischen 
Kampfes  aufzuerlegen,  welche  gänzlich  von  denen  in  der  ihr 
inneres  Regime  regelnden  Gesetzgebung  verschieden  seien;  ob 
jene  Klausel  einem  jeden  Lande  das  Recht  aus  der  Hand  winden 
könne,  auf  seinem  Markte  allen,  welche  dorthin  konkurrieren 
kommen,  Gleichheit  der  Bedingungen  zu  sichern;  ob  es  der  Gesetz- 
gebung eines  meistbegünstigten  Landes  zustehen  könne,  die  Situation 
zu  bedrohen,  welche  von  dem  anderen  Vertrag-sstaate  dritten 
Staaten  durch  vertragsmässige  Gewährung  der  Meistbegünstigung 
wirksam  hatte  zugesichert  werden  sollen. 


^)  Der  niederländische  Delegierte  Pistorius  hatte  früher  seine  persönliche  Ansicht 
dahin  formuliert,  der  betreffende  Vorschlag  der  spanischen  Delegierten  trage  nicht  ge- 
nügend den  Handelsverträgen  und  insbesondere  der  Meistbegünstigungsklausel 
Rücksicht.  Commercial  No.  13  (1888),  p.  149,  162  u.  208.  Es  scheint  ihm  dabei 
—  abgesehen  von  der  Meistbegünstigungsklausel  —  der  Fall  vertragsmässiger  Zolltarif- 
bindungea  oder  vertragsmässig  stipulierter  Zollfreiheit  vorgeschwebt  zu  haben. 

2)  Primes,  p.  78—81,  83. 

20* 
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Der  russische  Deleg-ierte  Raffalovich  bezeichnete  es  als  seine 
persönHche  Ansicht,  dass  Differentialzölle  gegen  Prämien  eines 
vertrag-smässig  meistbegünstigten  Landes  eine  Verletzung  der 
Meistbegünstigungsklausel  sein  würden. 

Auch  der  französische  Delegierte  Sebline  sprach  sich  dahin 
aus,  er  glaube,  gegenüber  einer  Nation,  welche  Anspruch  auf 
Meistbegünstigung  habe,  könnten  Differentialzölle  nicht  verhängt 
werden. 

Speziell  könne  dies,  was  praktisch  allein  in  Betracht  komme, 
nicht  von  selten  Grossbritanniens  geschehen.  Dazu  bemerkte  der 
Präsident,  die  Frage  könne  z.  B.  auch  für  Belgien  und  die  Nieder- 
lande praktische  Bedeutung  erhalten. 

Der  britische  Deleg^ierte  Plunkett  behielt  sich  die  Erklärung 
über  diese  Frage  vor,  bis  das  Resultat  der  Arbeiten  der  Konferenz 
zu  erkennen  sei.  Die  britische  Delegation  könne  weder  voraus^ 
sehen,  welche  Staaten  an  der  Verständigung  über  die  Zuckerfrage 
teilnehmen  würden,  noch  auch,  welches  der  Inhalt  der  Beschlüsse 
der  Konferenz  sein  würde.  Sie  könne  sich  daher  einstweilen  nicht 
Rechenschaft  geben  über  die  Folgen,  welche  diese  Beschlüsse 
•einerseits  im  Hinblick  auf  die  ökonomischen  Verhältnisse  Gross- 
britanniens und  andererseits  im  Hinblick  auf  die  dasselbe  gegen- 
über anderen  Staaten  verbindenden  Verträg-e  haben  würden. 

Zu  einer  weiteren  Aussprache  kam  es  infolge  des  Scheiterns 
der  Konferenz  von  1898  damals  nicht. 

In  der  Zeit  zwischen  den  Londoner  Zuckerkonferenzen  von 
1887/1888  und  der  Brüsseler  Zuckerkonferenz  von  1898  waren  aber 
in  den  Vereinigten  Staaten  (1890,  1894,  1897)  und  zwischen  letzterer 
Zuckerkonferenz  und  den  Brüsseler  Zuckerkonferenzen  von  1901/1902 
in  Britisch  -  Ostindien  (1899)  Ausgleichszölle  gegen  fremde 
Prämien  eingeführt  worden,  ohne  dass  man  sich  dort  durch  be- 
stehende Zolltarif-Vereinbarungen  und  bestehende  vertragsmässige 
Meistbegünstigungsansprüche  anderer  Staaten    behindert  erachtete. 

Auf  den  Brüsseler  Zuckerkonferenzen  von  1 90 1  und  1 902 1) 
wurde  der  Umschwung  der  Auffassungen  ersichtlich.  Keiner  der 
Konferenzstaaten  machte  mehr  ein  grundsätzliches  Bedenken  da- 
gegen geltend,  dass  die  Konferenzstaaten,  auch  wenn  einzelne  der- 
selben dritten  Nicht-Konferenzstaaten  vertragsmässig  zur  Gewährung 
der  Meistbegünstigung    verbunden    wären,    dennoch    befugt    seien, 

1)  Primes,  p.  192,  223 — 224,  229 — 230,  249 — 250,  281.  Miscellaneous  No.  5 
(1902),  p.  25,  30,  31. 
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in  die  Zuckerkonvention  eine  sogenannte  Strafklausel  gegen  prä- 
miierten Zucker  aufzunehmen. 

Die  Voraussetzung,  von  der  man  dabei  ausging,  war,  dass  die 
verschiedenen  Konferenzstaaten  selbst  kraft  der  Zuckerkonvention 
die  Zuckerprämien  abzuschaffen  hätten,  wie  dies  in  der  schliess- 
lichen  Redaktion  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  vom  5.  März  1902 
ohne  Ausnahme  statuiert  worden  ist. 

Solange  aber  während  der  Brüsseler  Zuckerkonferenzen  zu 
Gunsten  Frankreichs  ins  Auge  gefasst  war,  dass  dasselbe  einen  Teil 
seiner  bisherigen  indirekten  Zuckerprämie  solle  beibehalten  dürfen, 
vertrat  Grossbritannien  die  Ansicht,  gegenüber  dritten  Nicht-Kon- 
ferenzstaaten, welchen  es  vertragsmässig  Meistbegünstigung  schulde, 
die  Strafklausel  nur  in  Anwendung  bringen  zu  können,  wenn  die 
Zuckerprämien  dieser  dritten  Staaten  den  Betrag  der  Frankreich 
vorbehaltenen  Prämien  überstiegen. 

Der  belgische  Delegierte  und  Präsident  der  Konferenz  Finanz- 
minister Graf  Smet  de  Naeyer  pflichtete  dieser  britischen  An- 
sicht bei. 

§  59.  Die  Proteste  Zucker  ausführender  Länder,  insbesondere 
Russlands,  gegen  die  Ausgleichszölle.  Das  rechtliche  Problem. 

In  den  beiden  grossen  auf  Zuckereinfuhr  angewiesenen  Staaten, 
nämlich  in  den  Vereinigten  Staaten  ■ —  und  mit  allmählich  wachsender 
Bestimmtheit  —  in  Grossbritannien,  sowie  —  mit  der  Aufnahme  des 
Artikels  4  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  —  von  selten  der  durch 
diese  Konvention  zur  Abschaffung  der  Zuckerprämien  verbundenen 
Staaten  war  der  Standpunkt  eingenommen  worden,  dass  ein  Aus- 
gleichszoll und  überhaupt  eine  Strafklausel  gegenüber  fremdem 
prämiiertem  Zucker  zulässig  sei,  auch  wenn  derselbe  aus  Ländern 
komme,  welchen  vertragsmässig  Meistbegünstigung  zustehe. 

Unter  den  auf  Zuckerausfuhr  angewiesenen  Ländern  war  es 
namentlich  Russland,  welches  gegen  die  Anwendung  des  Ausgleichs- 
zolles der  Vereinigten  Staaten  und  Britisch-Ostindiens  wie  neuerdings 
gegen  die  Anwendung  der  Strafklausel  der  Brüsseler  Konvention 
auf  den  aus  Russland  eingeführten  Zucker  protestierte.  1)  Teils 
berief  es  sich  darauf,  dass  wegen  der  ihm  zustehenden  vertrags- 
mässigen  Meistbegünstigung  die  Anwendung  eines  Ausgleichszolles 


■*)  Vg^-  §§  53  ^-  I'^-  Russland  soll  seinerseits  jetzt  verlangen,  dass  in  den  neu 
zu  schliessenden  Handelsvertrag  mit  Deutschland  eine  Klausel  aufgenommen  ■werde, 
"Wonach  Zuschlagszölle  gegeu  Exportprämien  aufgelegt  werden  können.     Vgl.  §  gl. 
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oder  der  Strafklausel  unzulässig-  sei,  selbst  wenn  der  Zucker  in 
Russland  prämiiert  würde. 

Dem  Protest  g-egenüber  den  Vereinigten  Staaten,  welcher  sich 
ausschliesslich  auf  das  Nichtvorhandensein  einer  russischen  Prämie 
g-estützt  zu  haben  scheint,  hat  Russland,  als  die  Vereinig-ten  Staaten 
g-eg-enüber  dem  russischen  Zucker  den  Ausg"leichszoll  beibehielten, 
bzw.  wiederherstellten,  durch  Repressalien  im  Weg^e  besonderer 
Erhöhung-  der  Einfuhrzölle  auf  gewisse  amerikanische  (Eisen-)  Waren 
Nachdruck  g'egeben.i) 

Der  Protest 2)  gegenüber  dem  britisch-ostindischen  Ausgleichs- 
zoll, welcher  mittels  Schreibens  des  russischen  Geschäftsträgers  in 
London  an  den  Marquess  of  Salisbury  vom  12.  Juni  1899  erhoben 
wurde,  und  der  an  Grossbritannien  im  voraus  gerichtete  Protest 
gegen  künftige  Anwendung  der  Strafklausel  der  Brüsseler  Kon- 
vention auf  russischen  Zucker,  welcher  durch  Schreiben  des  russischen 
Botschafters  in  London  an  den  Marquess  of  Lansdowne  vom 
S.Juli  1902,  bzw.  durch  die  demselben  beigefügte  Note  des  russischen 
Finanzministers  nebst  Annex  erhoben  und  durch  das  Memorandum  des 
russischen  Geschäftsträgers  in  London  vom  24.  September  1902 
und  die  Verbalnote  desselben  vom  14.  Januar  1903  aufrechterhalten 
wurde,  wurden  sowohl  auf  das  Nichtvorhandensein  einer  russischen 
Prämie  wie  auf  Verletzung  der  Russland  vertragsmässig  zustehenden 
Meistbegünstigungsklausel  gestützt. 

Dem  Proteste  gegen  den  britisch-ostindischen  Ausgleichszoll 
vom  12.  Juni  1899  hat  Russland,  nachdem  die  britische  Regierung 
am  15.  Juli  1899  darauf  ablehnend  geantwortet  und  gleichzeitig 
die  Kündigung  des  die  Meistbegünstigung  enthaltenden  Handels- 
vertrages von  1859  angeboten  hatte,  keine  weitere  Folge  gegeben. 
An  der  Zuckereinfuhr  nach  Britisch-Ostindien  hatte  Russland  kaum 
praktisches  Interesse.^) 


1)  D.  H.   1901,  S.  46 1,  462,  571,  609. 

2)  Correspondence  with  the  Russian  Government  respecting  the  Interpretation  of 
the  most  —  favoured  —  nation  clause  in  connection  with  countervailing  duties  on 
bounty-fed  sugar  (Commercial  No.  i  [1903]).  Die  Note  des  russischen  Finanzministers 
•wurde  nicht  bloss  Grossbritannien,  sondern  auch  den  anderen  Konferenzstaaten  mitgeteilt 
Im  Anschlüsse  an  dieselbe  erschienen  zwei  offiziöse  Äusserungen  des  russischen  Finanz- 
ministeriums über  die  internationale  Bedeutung  und  Behandlung  der  Syndikate,  Kartelle 
und  Trusts  in  dem  unter  dem  Einfluss  jenes  Ministeriums  stehenden  Blatte  ,Le  Messager 
des  Finances'.     Abgedruckt  in  Raffalovich,  p.    196 — 204. 

3)  Nach  dem  Schreiben  des  russischen  Geschäftsträgers  vom  12.  VI.  1899  soll 
unter  einer  Zucker-Gesamteinfuhr  nach  Britisch-Ostindien  von  4000000  Cwt.  die  Einfuhr 
rassischen  Zuckers  nur  2  Cwt.  betragen  haben. 
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Die  Ständige  Zucker-Kommission  in  Brüssel  hat  am  S.Juli  1903 
auf  Grund  der  Art.  7  und  4  der  Brüsseler  Konvention  vorläufig 
—  vorbehaltlich  späterer  endgültiger  Entscheidung  —  den  Ver- 
bandstaaten die  Anwendung  der  Skala  der  Ausgleichszölle  der 
Vereinigten  Staaten  g'egen  den  Zucker  Russlands  anempfohlen. 
Sie  hat  dies  getan,  nachdem  sie  am  gleichen  Tage  auf  Antrag 
Deutschlands  ihren  früheren  Beschluss  vom  16.  Juni  1903  aufgehoben 
hatte,  durch  welchen  sie  schematisch,  entsprechend  Art.  4  Abs.  3, 
den  Ausgleichszoll  gegen  den  russischen  Zucker  auf  eine  höhere 
Ziffer  festgestellt  hatte.  1) 

Durch  Königliche  Verordnung  vom  11.  August  19032)  ist  in 
Grossbritannien  die  Einfuhr  (nicht  Durchfuhr)  russischen  Zuckers 
vom   I,  September   1903  ab  verboten  worden. 

Zur  Zeit  der  oben  erwähnten  russischen  Verbalnote  vom 
14.  Januar  1903  hatte  also  die  Entscheidung  der  ständigen  Kom- 
mission noch  ausgestanden.  Russland  hatte  deshalb  in  jener 
Verbalnote  erklärt,  bis  zu  dieser  Entscheidung-  die  Frage  als  offen 
zu  betrachten  und  jeden  weiteren  Meinungsaustausch  aufzuschieben. 
Grossbritannien  hatte  in  dem  Schreiben  des  britischen  Staatssekretärs 
des  Auswärtigen  an  den  russischen  Geschäftsträger  in  London 
vom  20.  November  1902  abermals  eventuell  die  Kündigung  des 
die  Meistbegünstigungsklausel  enthaltenden  britisch  -  russischen 
Handelsvertrages  von   1859  angeboten. 

Russland  soll  nach  Prüfung'  des  Beschlusses  der  ständigen 
Zuckerkommission  vom  8.  Juli  1903  über  die  Herabsetzung  des 
Ausgleichszolles  gegen  den  russischen  Zucker  die  Kommission 
offiziell  informiert  haben,  dass  eine  Ermässigung  jenes  Ausgieichs- 
zolles  die  Sachlage  nicht  ändere,  weil  jegliche  Ausgleichszölle  auf 
russischen  Zucker,  wie  Russland  schon  früher  erklärt  habe,  den 
Handelsverträgen  widersprächen.^) 

Die  Berechtigung  des  russischen  Protestes  hängt  von  zwei 
Fragen  ab. 

Die  erste  Frage  ist,  ob  das  russische  System  eine  Zucker- 
Erzeugungs-  oder  -Ausfuhrprämie  in  sich  schliesst. 

Die  zweite  Frage  ist,  ob  die  Russland  vertragsmässig  zustehende 


^)  Commercial  No.  6  (1903),  p.  3,  6,   li. 

2)  Statutorj-  Rules  and  Orders   1903,  No.  678. 

*)  Mationalzeitung  vom  31.  VII.  1903.  —  Inzwischen  sind  behufs  Erzielung  einer 
Verständigung  weitere  Verhandlungen  eingeleitet  worden.  Vgl.  oben  S,  205  Anm.  5, 
Die  durch  Russlands  Protest  angeregten  prinzipiellen  Fragen  behalten  aber  auf  alle  Fälle 
ihre  Bedeutung. 
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Meistbegünstigung-  die  Anwendung  eines  besonderen  Ausgleichs- 
zolles oder  den  Erlass  eines  Einfuhrverbotes  gegen  den  Zucker 
desselben  ausschliesst. 


§   60.     Rübenzuckerindustrie,    Zuckersteuersystem,    Zucker- 
kartell  und   Kontingentierung:    der    für    den    inländischen 
Konsum  bestimmten  Zuckermenge  in  Russland. 

In  Russland  i)  datieren  die  ersten  Anfange  der  Rübenzucker- 
industrie (im  Gouvernement  Tula)  fast  bis  zum  Beginne  des 
19.  Jahrhunderts  zurück.  Die  Rüben  bauenden  Landwirte  hatten 
Leibeigene  als  Arbeitskräfte  zur  Verfügung,  und  zu  Gunsten  der 
Rübenzuckerfabrikanten  wurde  frühzeitig  ein  hoher  Schutzzoll 
eingeführt.  Trotzdem  wurden  1844  kaum  15^0  des  im  Lande 
konsumierten  Zuckers  im  Inlande  erzeugt.  Nach  Abschaffung  der 
Leibeigenschaft  (1861)  und  dem  polnischen  Aufstand  ging  die 
Produktion  zunächst  wesentlich  zurück  und  wurde  1870/1871  nur 
auf  etwa  77  800  t^)  offiziell  geschätzt,  soll  aber  in  Wirklichkeit  schon 
damals  erheblich  grösser  gewesen  sein  und  an  200000  t  betragen 
haben.  Die  Rübenzuckerindustrie  modernisierte  sich  dann  mit  Hilfe 
grosser  Kapitalkräfte  und  wurde  gleichzeitig  mehr  und  mehr  nach 
den  in  Hinsicht  auf  Klima  und  Boden  ihr  günstigeren  Gouverne- 
ments Volhynien,  Podolien  und  Kiew  übertragen.  Nach  dem 
österreichischen  Vorbild  hatte  man  in  Russland  eine  Fabrikations- 
steuer nach  der  Leistungsfähigkeit  der  Diffusionsapparate  ein- 
geführt. Dieselbe  spornte  wesentlich  zur  Verbesserung  der 
Fabrikations-  und  maschinellen  Einrichtungen,  aber  auch  seit  1876 
zur  Zuckerausfuhr  an,  da  die  bei  der  Ausfuhr  gewährte  Steuer- 
rückvergütung in  wachsendem  Masse  eine  indirekte  Prämie  um- 
fasste.  Dazu  war  1877  der  Zoll  auf  ausländischen  Zucker  so  sehr 
erhöht  worden,  dass  er  nicht  bloss  als  Schutzzoll,  sondern  prohibitiv 
wirkte.  Die  Folge  war,  dass  bei  den  günstigen  inländischen 
Zuckerpreisen  immer  mehr  Kapital  in  der  russischen  Zucker- 
industrie investiert  und  immer  neue  gx-osse  Zuckerfabriken  von 
hierzu  gebildeten  Aktiengesellschaften  gebaut  und  in  Betrieb  ge- 
setzt wurden. 3)  Im  Jahre  1 880/1 881  wurde  das  bisherige  Systemt 
der  Zucker -Besteuerung  abgeschafft  und  eine  Fabrikatsteuer  ein- 
geführt, deren  Sätze  allmählich  erhöht  wurden. 


^)  The  "^orld's,  p.   1295— 1303,  1403 — 1404.     Riecke,  S.  695 — 697., 

^)  4750000  Pud.  —  I  Pud  =   16.38  kg. 

')  Bericht  von  Professor  Janzhul  (1895J,  citiert  in  The  World's,  p.    1296. 
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Die  Zuckerproduktion  steig-erte  sich  weiter  in  solchem  Masse, 
dass  Russland  nicht  bloss  den  ganzen  für  seinen  Bedarf  erforder- 
lichen Zucker  erzeugte,  sondern  seit  dem  Jahre  1885/ 1886  sehr 
erhebliche  Quantitäten  auszuführen  begann,  nachdem  die  Re- 
gierung in  diesem  Jahre  der  von  den  Folgen  der  Überproduktion 
bedrohten  Zuckerindustrie  durch  Gewährung  direkter  Ausfuhr- 
prämien zu  Hilfe  gekommen  war. 

Die  Produktion,  welche  1870/1871  auf  4750000  Pud  ge- 
schätzt worden  war,  betrug  1883/1884  18860000  Pud,  1885/1886 
29040000  Pud,  1896/1897  38801000  Pud. 

Die  Konsumtion  betrug  1887/1888  21324000,  stieg  bis 
1890/1891  auf  23265000,  machte  1896/1897  30874000  Pud  aus 
und  blieb  in  diesen  Jahren  immer  erheblich  hinter  der  Produktion 
zurück. 

Im  Jahre  1 885/1 886  wurden  über  4000000  Pud  Rohzucker 
und  93  000  Pud  raffinierten  Zuckers  exportiert. 

Im  Jahre  1896/1897  betrug  die  Ausfuhr  beinahe  12  200  000  Pud 
Rohzucker  und  i  400  000  Pud  raffinierten  Zuckers. 

Für  den  russischen  Zucker  kommt  einerseits  die  Ausfuhr  nach 
asiatischen  Ländern,  vor  allem  nach  Persien,  andererseits  die  nach 
europäischen  Ländern  in  Betracht.  Unter  den  letzteren  bezogen 
in  den  90er  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  namentlich  Italien,  aber 
auch  Grossbritannien  zeitweise  erhebliche  Quantitäten  russischen 
Zuckers,  während  die  von  den  Statistiken  verzeichnete  Ausfuhr 
nach  Deutschland  und  Österreich -Ungarn  blosse  Durchfuhr  ge- 
wesen sein  dürfte.  1)  Neuerdings  soll  der  russische  Zucker  sich 
bemühen,  dem  nicht  mehr  durch  Prämien  unterstützten  Zucker 
der  Brüsseler  Konventionsstaaten  in  den  Nicht-Verbandländern 
Schweiz,  Norwegen,  Balkanländer  und  Levante  Konkurrenz  zu 
machen.  2) 

Die  indirekten  Prämien,  zu  welchen  die  frühere  Fabrikations- 
steuer nach  dem  Raumgehalt  der  Fabrikationsapparate  geführt 
hatte,  fielen  seit  Einführung  der  Fabrikatsteuer  oder  Verbrauchs- 
abgabe durch  das  Gesetz  vom   ^2.  Mai   1881  weg. 

Aber  die  durch  den  hohen  Schutz-  und  Überzoll  ermöglichte 
Hochhaltung  der  inländischen  Zuckerpreise  wirkte  auch  wie  eine 
indirekte  Prämie,  bis  die  dadurch  veranlasste  Steigerung  der 
Produktion  seit  Mitte  der  80er  Jahre  den  Konsumbedarf  erheblich 


^)  The  World's,  p.   1296,   1404. 
*)  Vgl.  S.  132  Anm.  z. 
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Überschritt  und  im  Inland  einen  ausserordentlichen  Fall  der  Zucker- 
preise hervorrief. 

Auf  Andrängen  der  Zuckerfabrikanten  gfewährte  die  Reg-ierungf 
deshalb  1885  und  1886  für  die  europäische  Zuckerausfuhr  und  von 
1884 — 1891  für  die  asiatische  Zuckerausfuhr  ausser  der  Rück- 
vergütung- der  bezahlten  Steuer  eine  direkte  Ausfuhrprämie. 

Da  die  Regierung  aber  1886  im  Hinblick  auf  die  Geldbedürf- 
nisse der  Staatsverwaltung  nicht  bloss  die  Verlängerung  der  Ge- 
währung der  Prämie  für  die  europäische  Ausfuhr  verweigerte,  son- 
dern auch  eine  dem  inländischen  Zuckerabsatz  abträgliche  Er- 
höhung der  Zucker -Verbrauchsabgabe  vornahm,  so  begannen  von 
jenem  Jahre  ab  die  Versuche  der  russischen  Zuckerfabrikanten, 
behufs  Hochhaltung  der  inländischen  Zuckerpreise  mittels  des 
Systems  der  sog.  „Normirofka"  eine  Begrenzung  und  Regelung 
der  Zuckerproduktion  für  den  inländischen  Konsum,  also  eine 
Monopol  wirkende  Organisierung  der  Zuckerindustrie,  herbei- 
zuführen. 1)  Die  erste  Kartell  Vereinbarung  wurde  am  28.  April  1887 
in  Kiew  g-eschlossen,  am  14.  April  1888  die  zweite  und  1890  eine 
dritte,  welche  bis  zum  i.  September  1895  gelten  sollte.  Jede 
Fabrik  wurde  nach  dem  Durchschnitt  ihrer  Produktion  während 
der  letzten  fünf  Jahre  (für  den  inländischen  Konsum)  „normiert"; 
der  Überschuss  ihrer  Produktion  musste  ausgeführt  werden. 

In  den  Kartellvereinbarungen  war  vorgesehen,  dass  die  Zucker- 
ausfuhr zu  suspendieren  sei,  wenn  der  Zuckerpreis  im  Inland  eine 
gewisse  Höhe  erreiche,  die  zuerst  auf  4,50,  später  —  im  Hinblick 
auf  die  inzwischen  erfolgte  Erhöhung  der  Zuckerverbrauchsabgabe 
—  auf  4,65  Rubel  pro  Pud  normiert  wurde. 

Es  kam  dabei  in  Betracht,  dass  nach  einem  Gesetze  vom 
12.  April  1885  dem  Finanzminister  die  Befugnis  beigelegt  worden 
war,  den  Einfuhrzoll  auf  Rohzucker,  welcher  im  Jahre  1877  auf 
2,20  Rubel  Gold  pro  Pud  festgesetzt  worden  war,  bis  auf  1,50  Rubel 
pro  Pud  zu  ermässigen,  falls  die  Zuckerpreise  an  gewissen  Central- 
punkten  des  Reiches  g-ewisse  verschieden  bemessene  Maxima  über- 
stiegen. Im  Jahre  1893  hat  der  Finanzminister  tatsächlich,  um  der 
inländischen  Zuckerteuerung  entgegenzuwirken,  bedeutende  Quanti- 
täten Zucker  im  Ausland  aufgekauft  und  nach  Russland  ein- 
geführt. 


^)  Vgl-  zum  folgenden  den  Auszug  aus  dem  Bericht  des  Professors  Janzhul  an  dea 
russischen  Finanzminister  von  1895  in  The  World's,  p.  1296 — 1300.  Ferner  die  Er- 
klärung des  russischen  Delegierten  Raffalovich  auf  der  Brüsseler  Zuckerkonferenz  von 
1898  (Primes,  p.  85  —  88). 
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Die  Ausführung-  der  Karteil  Vereinbarung- war  durch  Konventional- 
strafen g-esichert,  und  wurde  durch  ein  Bureau  der  Repräsentanten 
der  Zuckerfabriken  mit  dem  Sitze  in  Kiew  überwacht  und  geleitet. 

Dem  Zuckers3'ndikat  g-ehörten  von  Anfang-  an  (1887)  171  aus 
einer  Gesamtzahl  von  2 1 9  Zuckerfabriken  und  mit  einem  Anteil 
von  78  0/0  der  Gesamt- Zuckerproduktion  an.  1892/1893  war  die 
Beteilig-ung-  am  Syndikat  auf  203  unter  einer  Gesamtzahl  von 
224  Zuckerfabriken  und  mit  einem  Anteil  von  91%  der  Gesamt- 
Zuckerproduktion  g-estieg-en. 

Eine  vierte  Kartellvereinbarung-  wurde  am  30.  September  1894 
g-eschlossen.  Sie  führte  wesentliche  Änderung-en,  unter  anderem 
auf  Verlangen  des  Finanzministers  eine  „Zuckerreserve'-  für  das 
Inland  ein  und  sollte  vom  i.  September  1895  ab  auf  4  Jahre  in 
Kraft  treten. 

Aber  trotz  der  so  sehr  gestiegenen  Beteiligung  am  Kartell 
glaubte  letzteres  gegenüber  der  Konkurrenz  der  ausserhalb  des- 
selben verbliebenen  Zuckerfabriken  und  der  ständigen  Möglichkeit 
der  Gründung  neuer  Fabriken  einen  festen  und  gewinnbringenden 
Preis  im  Inland  aus  eigner  Kraft  nicht  länger  aufrechterhalten  zu 
können,  zumal  nachdem  die  Situation  durch  eine  1894/95  erfolgte 
neue  erhebliche  Steigerung  der  inländischen  Zucker  Verbrauchs- 
abgabe noch  erschwert  worden  war. 

Die  Zuckerfabrikanten,  welche  sich  schon  1886  vor  dem  Ab- 
schluss  ihres  ersten  Kartells  —  aber  vergeblich  —  an  die  Regie- 
rung gewandt  hatten,  taten  dies  wiederum  und  baren,  die  Regie- 
rung möge  die  Regulierung  der  Produktion  im  Hinblick  auf  den 
Inlandbedarf  und  die  Ausfuhr  in  die  Hand  nehmen. 

Diesmal  lehnte  die  Regierung  das  Ersuchen  nicht  ab.  Am 
20.  November  1695  wurde  ein  entsprechendes  vom  Finanzminister 
veranlasstes  Gesetz  auf  die  Dauer  von  drei  Jahren  erlassen.  1898 
wurde  nach  einigen  leichten  Abänderungen  des  Gesetzes  die  Gel- 
tung- desselben  ohne  Zeitbefristung  verlängert.^) 


^)  Die  russische  Regierung  hat  vor  der  Brüsseler  Zuckerkonferenz  von  1 898  der 
belgischen  Regierung  eine  Note  über  die  russische  Zuckergesetzgebung  ziigehen  lassen. 
Dieselbe  ist  in  dem  französischen  Gelbbuch  (Primes,  p.  p.)  aber  nicht  abgedruckt.  Vgl. 
jedoch  daselbst,  p.  85  fg.  die  Erklärung  des  russischen  Delegierten  Raffalovich;  p. 
96 — 99  die  Erkläning  des  österreichisch-ungarischen  Delegierten  über  das  russische 
Zuckersystem;  p.  109 — in  Erklärung  des  russischen  Delegierten;  p.  U2 — 113,  115- — Il6 
Erlclärungen  des  niederländischen  und  des  belgischen  Delegierten  über  das  russische 
System.  Vgl.  ferner  d'Aulnis  de  B.,  ,Les  Primes',  p.  69 — 81,  der  seine  Darlegung  auf 
die  oben  erwähnte  Note  der  russischen  Regierung  gründet.  The  World's,  p.  1300 — 1303. 
Endlich    namentlich    die  Note    und    insbesondere    den  Annex    der  Note    des   russischen 
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Nach  diesem  Gesetze  von  1895  bestimmte  das  Ministerkomitee 
für  jede  Zuckerkampag-ne: 

1.  die  für  den  Inlandkonsum  bestimmte  Zuckerquantität, 
welche  die  Zuckerfabrikanten  ohne  weiteres  unter  Entrichtung  der 
einfachen  Verbrauchsabgabe  von  1,75  Rubel  pro  Pud  auf  die  in- 
ländischen Märkte  bringen  konnten; 

2.  die  Zuckerreserve,  welche  die  Fabrikanten  als  eisernen  Be- 
stand vorrätig  halten  mussten  zum  Zwecke  der  eventuell  von  der 
Regierung  ausgehenden  Anordnung  des  Verkaufes  derselben,  wenn 
die  Inlandzuckerpreise  über  die  fixierten  Normalsätze  stiegen; 

3.  die  Maximal  -  Zuckerpreise,  bis  zu  deren  Erreichung  die 
Zuckerreserve  unvermindert  von  den  Fabrikanten  in  ihren  Fabriken 
zurückgehalten  werden  musste,  und  die  Bedingungen,  unter  welchen 
die  Zuckerreserve  oder  ein  Teil  derselben  —  unter  Entrichtung 
der  einfachen  Verbrauchsabgabe  —  eventuell  auf  den  Markt  ge- 
bracht werden  durfte. 

Hinsichtlich  des  Zucker-Überschusses,  welcher  über  das  für  den 
inländischen  Konsum  festgesetzte  Zuckerkontingent  einschliesslich 
der  Zuckerreserve  produziert  wurde,  hatten  die  Fabrikanten  die 
Wahl: 

1.  sie  konnten  denselben  entweder  auf  den  inländischen  Markt 
bringen,  aber  unter  Entrichtung  der  doppelten  Verbrauchsabgabe, 
also  von  3,50  Rubel  per  Pud.  Dies  war  ihnen  aber  praktisch  nicht 
möglich.  Denn  da  der  inländische  Maximalpreis  auf  4,80  Rubel  im 
Sommer  und  4,60  Rubel  im  Winter  oder  durchschnittUch  4,70  Rubel 
per  Pud  festgesetzt  war,  so  würde  nach  Abzug  von  3,50  Rubel 
Steuer  nur  noch  ein  Nettopreis  von  1,20  Rubel  per  Pud  gebliebea 
sein,  welcher  bei  den  auf  durchschnittlich  2,20  Rubel  geschätzte» 
Herstellungskosten  für  den  Fabrikanten  zu  einem  Verluste  voa 
1   Rubel  per  Pud  geführt  hätte; 

2.  so  blieb  den  Fabrikanten  hinsichtlich  des  Überschusses  nur 
der  zweite  Weg,  nämlich  der  Weg  der  Ausfuhr  des  Zuckers. 

Im  Falle  der  Ausfuhr    wurde  die  bezahlte  Verbrauchsabgabe 
von   1,75  Rubel  1)  per  Pud  zurückvergütet.  ^) 

Finanzministeriums,  welche  im  Auftrage  der  russischen  Regierung  seitens  des  russischen 
Botschafters  in  London  der  britischen  Regierung  am  8.  VII.  1902  überreicht  •wordea 
ist  {Commercial  No.   i   [1903],  p.  4 — 12). 

*)  Eventuell  die  bezahlte  doppelte  Verbrauchsabgabc  von  3,50  Rubel  per  Pud. 
Annex  zu  der  am  8.  VII.  1902  der  britischen  Regierung  mitgeteilten  Note  des  rassi- 
schen Finanzministers.     L.  c.  p.  8, 

^)  Nicht  zurückrergütet  wurde  die  Gewerbe-  (oder  Fabrikations-)steuer  von  5  Rubel 
pro   1000  Pud. 
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Eine  direkte  Ausfuhrprämie  wurde  nicht  gfezahlt.  Wohl  aber 
fragt  es  sich,  ob  das  System  der  Kontingentierung  des  Inlandkonsum- 
Quantums  in  Verbindung  mit  dem  hohen  Schutz-  und  Überzoll  von 
3  Rubel  Gold  per  Pud  Rohzucker,  welches  die  Hochhaltung  der 
Inlandzuckerpreise  bis  an  die  Grenze  des  gesetzlich  bestimmten 
Durchschnitts-Maxim alpreises  von  4,70  Rubel  per  Pud  ermöglichte, 
nicht  zu  einer  indirekten  Ausfuhrprämie  führte. 

Denn  jede  Zuckerfabrik  hatte  vorweg  Anspruch  auf  Beteiligung 
an  dem  Kontingent  des  Inlandkonsums  mit  dem  festen  Betrag 
von  60000  Pud.  Über  diesen  festen  Betrag  hinaus  aber  richtete 
sich  der  weitere  Anteil  der  einzelnen  Fabrik  an  jenem  Inland- 
konsum-Kontingent nach  dem  Verhältnis  der  Grösse  ihrer  Zucker- 
produktion zu  der  Gesamtzuckerproduktion.  Da  aber  die  hohen 
Inlandpreise  so  gewinnbringend  1)  waren,  hatte  daher  jede  einzelne 
Fabrik  ein  Interesse  an  der  Steig-erung  ihrer  Produktion,  sodass 
dieselbe  einen  grösseren  Verhältnisteil  der  Gesamtproduktion  aus- 
machte 2)  und  ihr  Anspruch  auf  einen  grösseren  Anteil  an  dem 
Inlandkontingent  gab.  Diese  Steigerung  der  Produktion  der  Fabrik 
aber  vergrösserte  den  „Überschuss",  hinsichtlich  dessen  praktisch, 
wie  oben  ausgeführt,  nur  die  Ausfuhr  mögUch  blieb. 

Die  Ausfuhr  -  Zuckerpreise  sind  —  z.  B.  1898  1,70  bis 
1,90  Rubel  per  Pud  bei  einer  Höhe  der  Erstehungskosten  von 
2,20  Rubel  per  Pud  —  an  sich  erheblich  verlustbringend  gewesen. 
Trotzdem  lohnte  sich  die  Produktionssteigerung,  welche  vermehrte 
Ausfuhr  erforderÜch  machte,  weil  der  vergrösserte  Verlust  an  der 
Ausfuhr  mehr  als  aufgewogen  wurde  durch  die  grössere  Beteili- 
gung an  dem  Inlandkontingent  mit  den  gewinnbringenden  Inland- 
preisen, welche  durch  den  hohen  Überzoll  in  Verbindung  mit  der 
Kontingentierung  des  Inlandkonsumquantums  zuwege  gebracht 
wurden. 


1)  Bei  einem  Durchschnitts-Inlandpreis  von  4,70  Rubel  per  Pud  würde  sich  der 
Netto-Inlandpreis  nach  Abzug  der  Verbrauchsabgabe  von  1,75  Rubel  auf  2,95  Rubel 
gestellt  und  also  bei  2,20  Rubel  Erstehungskosten  0,75  Rubel  Gewinn  per  Pud  ge- 
lassen haben. 

2)  Voraussetzung  war  also,  dass  nicht  durch  verhältnissmässige  Erhöhung  der  Pro- 
duktion einer  jeden  Zuckerfabrik  der  prozentuale  Anteil  derselben  an  der  Gesamtproduk- 
tion doch  unverändert  blieb.  Voraussetzung  war  daher  in  dieser  Hinsicht  das  Fort- 
bestehen einer  Konkurrenz  zwischen  den  einzelnen  Zuckerfabriken.  Das  Interesse  an 
der  Produktionssteigerung  (und  dadurch  an  der  Vermehrung  der  Ausfuhr)  würde  also  fort- 
gefallen sein,  wenn  durch  ein  Kartell  der  Anteil  einer  jeden  Fabrik  an  dem  Gewinn  aus 
dem  Verkauf  des  —  Monopolpreise  erzielenden  —  Gesamtkontingents  des  inländischen 
Absatzes  fest  bestimmt  worden  wäre. 
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So  reizte  das  fiskalische  Zuckersystem  zu  einer  Steig-erung*  der 
Produktion  und  zu  einer  Vermehrung-  der  Ausfuhr  i)  selbst  bei  an 
sich  Verlust  bringenden  Auslands-Zuckerpreisen. 

Allerdings  vertritt  das  russische  Finanzministerium  eine  andere 
Auffassung  und  hat  in  dem  Annex  zu  der  Note  vom  8.  Juli  1902 
folg*endes  ausgeführt: 

Das  Zuckersyndikat,  welches  von  1887  bis  1895  bestanden 
habe,  habe  allerdings  seinen  Mitgliedern  die  Verpflichtung  auferlegt, 
einen  gewissen  Teil  ihrer  Zuckerproduktion  ins  Ausland  auszuführen. 

Aber  die  Regierung  gewähre  nicht  bloss  keine  Ausfuhrprämien, 
sondern  habe  durch  das  Gesetz  von  1895  jenes  Syndikat,  welches 
die  Zuckerproduzenten  zur  Ausfuhr  genötigt  habe,  unterdrückt  und 
durch  eine  Regelung  der  inneren  Produktion  ersetzt.  Wenn  da- 
bei einerseits  durch  gesetzliche  Kontingentierung  des  inländischen 
Absatzquantums  den  Interessen  der  Produzenten  gedient  worden 
sei,  so  seien  andererseits  die  Interessen  der  Konsumenten  durch  die 
jährliche  Fixierung  von  Maximalpreisen  gewahrt  worden,  bei  deren 
Überschreitung  sofort  für  den  inländischen  Markt  eine  neue,  nur 
die  einfache  Verbrauchsabg"abe  entrichtende  Zuckerlieferung  aus 
dem  zu  unterhaltenden  Reservevorrat  seitens  des  Plnanzministers 
ang'eordnet  werde. 

Der  Zweck  des  Gesetzes  von  1895  sei,  dem  inneren  Markte 
eine  gewisse  Festigkeit  gegen  plötzHche  und  bedeutende  Preis- 
schwankung-en  nach  unten  und  nach  oben  zu  geben,  das  übermässige 
Wachstum  der  Zuckerindustrie  und  die  Überproduktion  zu  verhüten, 
zu  einer  allmählichen  Erniedrigung  der  Zuckerpreise,  aber  unter 
Verhinderung  plötzlicher  grosser  Schwankungen,  welche  für  die 
Industrie  ruinös  sein  würden,  und  zu  einer  Verstärkung  des  in- 
ländischen Zuckerkonsums  beizutragen.  Eine  P'örderung"  der  Zucker- 
ausfuhr sei  weder  Zweck  noch  Wirkung  jenes  Gesetzes.  Das  Gesetz 
lasse  sogar  die  Erhebung  der  Verbrauchsabgabe  von  dem  ausgeführten 
Zucker  zu,  wenn  der  Zuckerpreis  auf  den  Auslandsmärkten  sich  so 
heben  sollte,  dass  derselbe  die  Entwickelung  der  Produktion  im 
Hinblick  auf  die  Ausfuhr  anregen  würde. 


^)  Jeder  Fabrik  war  es  gestattet,  ihr  Recht  auf  einen  Anteil  an  dem  für  den 
inneren  Konsum  bestimmten  Kontingent  an  eine  andere  Fabrik  abzutreten.  Es  geschah 
dies  mittels  sogenannter  Ausführe ertiiikate,  die  verkauft  und  börsenmässig  gehandelt 
•wurden.  Dadurch  -wurde  erreicht,  dass  die  im  Inneren  —  also  ungünstig  für  die  Aus- 
fuhr gelegenen  —  Fabriken  mehr  für  den  inländischen  Bedarf  produzierten,  während  die 
an  den  Grenzen  des  Reiches  belegenen  Fabriken  entsprechend  grössere  Quantitäten 
ausführten. 
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Ein  regulierter  Inlandmarkt,  welcher  der  kritischen  Möglichkeit 
eines  Überangebotes  von  Waren  entrückt  sei,  öffne  der  russischen 
Zuckerindustrie  ein  günstigeres  und  gewinnbringenderes  Absatzfeld, 
als  die  ausländischen  Märkte,  welche  der  Konkurrenz  der  Prämien- 
Zucker  anderer  Staaten  unterworfen  seien.  Seit  dem  Gesetze  von 
1895  erscheine  die  Zuckerausfuhr  nur  noch  als  eine  nebensächliche 
Folge  der  Schwankungen  der  Zuckerernte  und  spiele  ihrer  Quantität 
nach  eine  ganz  unbedeutende  Rolle  im  Vergleich  mit  der  Gesamt- 
produktion. Nur  die  Ausfuhr  nach  Asien  und  besonders  nach 
Persien,  nicht  die  nach  Europa,  sei  vorteilhaft.  Krstere  wachse 
daher  auch  von  durchschnittlich  jährHch 

1886 — 1889  1053000  Pud 

auf  durchschnittlich  jährlich 

1898 — 1901  2665000  Pud 

und  habe,  während  sie  1886  nur  erst  ein  Sechstel  der  europäischen 
Ausfuhr  betragen  habe,  1901,  wo  sie  2926000  Pud  betrug,  die 
letztere,  welche  sich  auf  2874000  Pud  belief,  überstiegen. 

Die  europäische  Ausfuhr  weise  erhebliche  Schwankungen  von 
Jahr  zu  Jahr  auf.  Im  Durchschnitte  aber  sei  die  Ausfuhr  der 
letzten  vier  Jahre  (1898 — 1901)  mit  4197000  Pud  kaum  grösser 
gewesen  als  der  Durchschnitt  der  letzten  16  Jahre  (1886 — 1901) 
mit  4065000  Pud. 

Dag-eg-en  habe  sich  in  dem  gleichen  Zeitraum  das  im  Inland 
zugelassene  Konsumquantum  von  20  Millionen  auf  40  Millionen  Pud 
gehoben,  also  verdoppelt  und  die  Ausfuhr  nach  Asien  versechsfacht. 
Die  Ausfuhr  des  russischen  Zuckers  nach  Europa  belaufe  sich  für 
1901  auf  12*^/0  der  russischen  Zuckerproduktion,  während  Deutsch- 
land 58  0/0,  Österreich-Ungarn  63  0/0  und  Frankreich  67  "/q  der  ihrigen 
exportierten.  Daraus  gehe  hervor,  dass  die  russische  Zuckerindustrie 
für  die  Unterbringung  ihrer  Erzeugnisse  nur  auf  die  inländischen 
und  asiatischen  Märkte  zählen  könne,  und  dass  sie  die  europäischen 
Märkte  nur  zur  Unterbringung  zufälliger  Überschüsse  benütze  und 
zwar  mit  einem  Schaden,  dessen  tunlichste  Vermeidung  nur  in 
ihrem  Interesse  liege.  — 

Inzwischen  ist  unter  Aufrechterhaltung  der  grundlegenden 
Prinzipien  des  Gesetzes  von  1895  in  Russland  ein  neues  Gesetz 
vom  12.  Mai  1903  über  die  Regelung  der  Zuckerproduktion  er- 
gangen. 1) 


^)  Vg^-  n^^^  Änderungen  in  dem  Gesetze  über  die  Regelung  der  russischen  Zucker- 
produktion" in  Berichten   ü.  H.  u.  I.   1903,  S.  631 — 642.     Das  Gesetz  v.  12.  V.  1903    in 
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Dieses  neue  Gesetz,  welches  vom  i.  September  (14.  September 
alten  Stiles)  1903  ab  in  Geltung  getreten  ist,  hält  an  der  Kon- 
tingentierung der  für  den  Inlandkonsum  bestimmten  Zucker- 
quantität 1)  und  an  der  Anordnung  einer  Zuckerreserve  fest. 

Auser  der  Kontingentierung  des  Inlandkonsum-Quantums  ein- 
schliesslich Zuckerreserve  wird  nach  diesem  neuen  Gesetz  aber  auch 
jährlich  die  Höhe  der  allgemeinen  sog.  normalen  (nützlichen)  Pro- 
duktion von  Zucker  festgestellt.  Diese  Feststellung  der  sog.  nor- 
malen Gesamtproduktion  bedeutet  keine  Kontingentierung,  hindert 
nicht,  dass  die  effektive  Gesamtproduktion  die  normale  Ge- 
samtproduktion überschreitet.  Aber  die  Unterscheidung-  zwischen 
der  sog.  normalen  Gesamtproduktion  und  der  effektiven  Gesamt- 
produktion hat  Bedeutung  für  die  Art,  wie  die  Verteilung  der 
Überschüsse  der  Produktion  über  das  Inlandkonsumkontingent  auf 
die  einzelnen  Fabriken  berechnet  wird. 

Die  sog,  Produktionsfahigkeit  der  einzelnen  Fabriken  wird  auch 
fernerhin  im  allgemeinen  nach  gewissen  näher  bezeichneten  Durch- 
schnitten ihrer  effektiven  Produktion  in  früheren  Kampagnen  be- 
stimmt und  soll  bei  neuen  Fabriken  und  solchen,  die  während  der 
10  letzten  Kampagnen  stillgestanden  haben,  für  die  erste  Betriebs- 
kampagne nach  ihrer  effektiven  Produktion  in  dieser  Kampagne, 
jedenfalls  aber  nicht  höher  als  mit  160000  Pud  angenommen  werden. 

Nach  dieser  sog.  Produktionsfähigkeit  der  einzelnen  Fabriken 
wird  der  Anteil  derselben  an  der  sog.  normalen  Gesamtproduktion 
bestimmt.  Dieser  Anteil,  die  sog.  normale  (nützliche)  Produktion 
einer  Fabrik  beträgt  aber  für  jede  Fabrik  mindestens  80000  Pud.^) 

deutscher  Übersetzung  dort  S.  640 — 642  u.  in  „Deutsche  Zuckerindustrie"  1903,  S.  1086. 

17. 
Runderlass  des  russischen  Finanzministers  vom IX.  1903,  betr.  vorläufige  Berechnung 

der  Zuckerquoten  für  die  einzelnen  russischen  Zuckerfabriken  in  der  Kampagne  1903 — 1904 
in  „Deutsche  Zuckerindustrie"  1903,  S.  1672— 1673.  —  Vgl.  ebenda  S.  1461 — -1465, 
1669 — 1672,  1764  die  Ausführungen  von  Fr.  Sachs  über  die  russische  Zuckersteuer- 
gesetzgebung u.  s.  w. 

1)  Auf  Grund  des  neuen  Gesetzes  kann  der  Finanzminister  zeitweilig  während  dreier 
Jahre  (1903 — 1905)  —  nach  gewissen  von  ihm  im  Einvernehmen  mit  dem  Landwirtschafts- 
minister und  dem  Reichskontrolleur  zu  erlassenden  Normen  —  den  Zuckerfabrikanten 
auf  ein  bezügliches  Gesuch  die  Abgabe  von  Produkten  der  Zuckergewinnung  nach  vor- 
heriger Denaturierung  derselben  zur  Verfütterung  an  Vieh  oder  zu  technischen  Zwecken 
unter  Befreiung  von  der  Akzise  und  erforderlichenfalls  von  der  Zuschlagsteuer  gestatten. 
Dieser  Zucker  wird  nicht  in  das  für  den  inneren  Konsum  festgesetzte  Kontingent  ein- 
begriffen. 

''')  In  der  Zuckerkampagne   1903/1904  ist 
I.  die  sog.  normale  (nützliche)  Gesamtproduktion  auf  63  Millionen  Pud, 
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Übersteigl;  in  einer  Zuckerkampagne  die  effektive  Gesamt- 
produktion sämtlicher  Fabriken  die  sog.  normale  (nützliche)  Gesamt- 
produktion nicht,  so  wird  sowohl  der  Überschuss  der  effektiven 
Gesamtproduktion  über  das  für  den  inneren  Konsum  festgesetzte 
Gesamtkontingent  wie  die  obligatorische  unantastbare  Gesamt- 
reserve den  einzelnen  Fabriken  im  Verhältnis  ihrer  effektiven 
80000    Pud    übersteigenden    Produktion    in  Anrechnung   gebracht. 

Übersteigt  aber  in  einer  Zuckerkampagne  die  effektive  Gesamt- 
produktion die  sog.  normale  Gesamtproduktion,  so  wird  der  Gesamt- 
überschuss  über  die  sog.  normale  Gesamtproduktion  ausschliesslich 
denjenigen  Fabriken  angerechnet,  welche  die  für  sie  festgesetzten 
Beträge  der  normalen  Produktion  überschritten  haben,  und  zwar 
im  Verhältnis  der  von  jeder  einzelnen  Fabrik  erfolgten  Überschreitung. 
Dagegen  sowohl  der  danach  verbleibende  Überschuss  der  sog.  nor- 
malen Gesamtproduktion  über  das  für  den  inneren  Konsum  fest- 
gesetzte Gesamtkontingent  wie  die  obHgatorische  unantastbare 
Gesamtreserve  werden  sämtlichen  Fabriken  in  Anrechnung  gebracht, 
und  zwar  im  Verhältnis  der  effektiven,  80000  Pud  übersteigenden 
Produktion  einer  jeden  Fabrik  nach  Abzug  des  bei  den  betreffenden 
Fabriken  nach  dem  Vorerwähnten  bereits  angerechneten  Anteils  an 
dem  Gesamtüberschijss  zwischen  effektiver  Gesamtproduktion  und 
normaler  Gesamtproduktion. 

Das  Resultat  dieser  Bestimmungen  ist:  jede  Fabrik  hat  min- 
destens einen  Anteil  von  80000  Pud  an  dem  nur  die  einfache 
Verbrauchsabgabe  entrichtenden  Inlandkonsumkontingent.  Im 
übrigen  hängt  der  Anteil  der  einzelnen  Fabriken  an  diesem 
Inlandkontingent  zwar  von  der  Grösse  ihrer  effektiven  Produktion 
ab,  aber  schlechthin  doch  nur,  solange  die  Gesamtproduktion  aller 
Fabriken  sich  innerhalb  der  festgestellten  sog.  normalen  Gesamt- 
produktion hält.  Ist  die  effektive  Gesamtproduktion  über  dieses 
Mass  gesteigert  worden,  so  sollen  diejenigen  Fabriken,  welche  dies 


2.  das  Inlandkonsum-Kontingent  auf  45  Millionen  Pud, 

3.  die  obligatorische  unantastbare  Reserve  auf  6  Millionen  Pud 
festgesetzt  worden. 

Die  effektive  Gesamtproduktion  —  einschliesslich  der  aus  der  vorhergehenden 
Kampagne  herübergenommenen  Überschüsse  und  der  auf  den  Fabriken  schon  vor- 
handenen unantastbaren  Reserve  —  ist  auf  etwa  82  Millionen  Pud  veranschlagt  worden. 

Die  Summe  der  sog.  Produktionsfahigkeit  aller  einzelnen  Zuckerfabriken  würde 
nach  den  Vorschriften  des  Gesetzes  über  die  Berechnung  aus  den  Durchschnitten  früherer 

17. 
Kampagnen  71566525  Pud  betragen.  —  Erlass  des  russisch.  Finanzministers  v.  -IX. 

30- 
^903.  —   „Deutsche  Zuckerindustrie"    1903,  S.  1672 — 1673,   1764. 

Kaufmann,  Welt-Zuckerindustrie.  21 
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durch  Übermässige  Steigerung  ihrer  Produktion  herbeigeführt 
haben,  vorweg  diesen  Gesamtüberschuss  allein  angerechnet  be- 
kommen, damit  sie  insoweit  nicht  durch  die  übermässige  Steige- 
rung ihrer  Produktion  den  Anteil  am  Inlandkonsumkontingent  für 
diejenigen  Fabriken  verkleinern,  welche  ihre  Produktion  nicht  so 
über  das  normale  Mass  gesteigert  haben. 

Durch  diese  letztere  Bestimmung  soll  einem  übermässigen 
Streben  der  einzelnen  Fabrikanten  nach  Vergrösserung  ihrer 
Produktion,  um  einen  gTÖsseren  Anteil  am  Inlandkontingent  zu 
erlangen,  und  damit  der  übermässigen  Vermehrung  der  Ausfuhr 
um  jeden  Preis  vorgebeugt  werden,  welche  bisher  als  praktische 
Folge  sich  ergab,  da  der  Absatz  der  Überschussquantitäten  im 
Inland  wegen  der  von  ihnen  zu  entrichtenden  doppelten  Ver- 
brauchsabgaben praktisch  nicht  möglich  war. 

Um  aber  die  Fabrikanten  von  der  Notwendigkeit  der  Ausfuhr 
zu  überniedrigten  Preisen  überhaupt  zu  befreien,  bestimmt  das  neue 
Gesetz,  dass  der  zu  Ende  einer  gegebenen  Produktionsperiode  auf 
der  Fabrik  zurückgebliebene  Zucker  der  freien  Reserve  auf  Wunsch 
des  Fabrikanten  in  der  von  ihm  angegebenen  Höhe  der  Produktion 
der  folgenden  Kampagne  zugezählt  und  aus  dem  Überschuss  aus- 
geschlossen wird. 

Nach  der  Behauptung  des  russischen  Finanzministers  hätten 
die  Fabriken  infolge  dieser  letzteren  Bestimmung  keinen  Anlass 
mehr,  ihre  Zuckerüberschüsse  zu  Verlust  bringenden  Preisen  ins 
Ausland  abzuführen,  und  würden  an  Stelle  der  Überschreibung 
auf  die  neue  Kampagne  dieselben  nur  noch  exportieren,  wenn  dies 
rentabel  sei. 

Damit  sei,  obwohl  auch  schon  nach  dem  bisherig'en  System 
eine  Prämie  nicht  bestanden  habe,  dem  Auslande  jeder  Anlass 
zu  der  Beschwerde  genommen,  das  russische  System  dränge  die 
russischen  Fabrikanten  zur  Ausfuhr  selbst  unter  Kostenpreis  und 
führe  sie  zu  einer  internationalen  Konkurrenz  auf  dem  Weltmarkt 
mit  künstlich  überniedrigten  Preisen.  — 

Aber  diese  neue  Regelung  von  1903  schafft  die  Tatsache 
nicht  aus  der  Welt,  dass  ein  hoher  Überzoll  und  die  staatliche 
Kontingentierung  in  Russland  eine  künstliche  Erhöhung  der 
Inlandzuckerpreise  bewirken. 

Im  Sinne  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  liegt  daher  eine  in- 
direkte Prämie  vor,  selbst  wenn  gleichzeitig  andere  Anordnungen 
des  Systems  einer  Steigerung  der  Ausfuhr  entgegenwirken. 

Übrigens  besteht  nach  dem  System  jedenfalls  ein  Interesse  für 
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die  Fabriken,  in  jedem  Jahre  ihre  Produktion  (einschliesslich  des 
aus  der  früheren  Kampagne  zurückg-ebliebenen  Zuckers)  bis  zu 
dem  Betrag-e  der  sog-,  „normalen ''  Produktion  zu  steig-ern,  obwohl 
ihr  Anteil  am  Inlandkonsumkontingfent  gering-er  ist.  Pekuniäre 
Bedürfnisse  aber  werden  die  Fabriken  alsdann  mög-hch erweise 
nötigen,  den  Überschuss  auszuführen  und  nicht  für  die  folgende 
Kampagne  aufzubewahren,  i) 

§  61.    Der  Begriff  der  Prämien  im  allgemeinen 
und  der  Prämienbegriff  der  Brüsseler  Zuckerkonvention. 

Der  Begriff  ^)  derjenigen  der  Erzeugung  oder  der  Ausfuhr  von 
Artikeln  gewährten  künsthchen  Vorteile,  welche  im  Hinblick  auf 
dagegen  anzuordnende  Ausgleichszölle,  Einfuhrverbote  oder  sonstige 
Gegenmassnahmen  als  Prämien,  speziell  indirekte  Prämien  zu  er- 
achten sind,  steht  keineswegs  fest. 

Er  wird  erst  allmählich  gerade  im  Hinblick  auf  die  sich  an- 
knüpfenden internationalen  Fragen  näher  fixiert  werden.  Er  wird 
aber  auch  mit  dem  Wechsel  der  Verhältnisse  wechselnden  Auf- 
fassungen unterliegen,  wie  dies  schon  die  bisherige  Entwickelung 
und  speziell  z.  B.  auch  die  bisherigen  internationalen  Zucker- 
konferenzen erkennen  lassen. 

Eine  Hauptfrage  ist,  ob  auch  die  von  Kartellen,  Syndikaten, 
Trusts  oder  ob  nur  die  von  Staaten  (öffentlichen  Organisationen) 
gewährten  künstlichen  Vorteile  als  Prämien  zu  behandeln  sind. 

Die  Ausgleichs-Anordnungen  sowohl  der  Vereinigten  Staaten 
und  Britisch-Ostindiens  3)  wie  auch  der  Brüsseler  Zuckerkonvention 
vertreten  bis  jetzt  die  letztere  engere  Auffassung.  Es  scheint  dies 
auch  die  Bedeutung  des  Artikels  5  des  britisch-südafrikanischen 
Zollvereinsvertrages  sein  zu  sollen,  obwohl  der  Wortlaut  desselben 
die  weitere  Auslegung  nicht  unmöglich  macht.  Denn  nach  diesem 
Artikel  5  soll  vom  Inkrafttreten  der  Brüsseler  Zuckerkonvention, 
d.  h.  vom  I.  September  1903  ab  bei  der  Einfuhr  von  Zucker  in  den 
britisch-südafrikanischen  Zollverein  ein  besonderer  Zuschlagszoll  er- 
hoben und  aufgelegt  werden,  welcher  gleichkommt: 

,to   any  bounty  which   may  be   granted   on   sugar  from    any 
country  which  is  not  a  party  to  the  said  Convention'. 


1)  Vgl.  hierzu  Sachs   in  „Deutsche  Zuckerindustrie",    S.    1463,   1464,   1669 — 1672. 
^)  Vg^-  §§  37'   12,   18,   19  u.  bezüglich  der  Kartellprämien  §§  15,   16,  40,  63. 
3)  Hiernach  oben  S.  26  zu  berichtigen.     Vgl.  aber  auch  S.  127 — 129. 

21* 
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Die  Brüsseler  Konvention  und  nach  dem  Indien  Tariff  Amend- 
ment Act  1902  bis  zum  31.  August  19031)  auch  Britisch-Ostindien 
rechnen  die  Vorteile  aus  einem  ein  gewisses  Maximum  über- 
schreitenden Überzoll  zu  den  Prämien.  Der  britisch-südafrikanische 
Zollvereinsvertrag  definiert  den  Begriff  der  ,bounty  which  may  be 
granted'  nicht  näher  und  will  sich  wohl  an  den  Begriff  der 
]  Brüsseler  Zuckerkonvention  anlehnen. 

Der  amerikanische  Dingley  Act  1897  und  der  nach  dessen 
Vorbild  verfasste  Indien  TarifF  Amendment  Act  1899  scheinen 
hingegen  —  nach  ihrem  Wortlaut  —  jene  Vorteile  nicht  unter  den 
Prämienbegriff  zu  subsumieren.  Denn  nach  ihnen  sollen  Gegen- 
massnahmen  nur  Platz  greifen,  ,whenever  (where)  any  country  .  .  . 
shall  pay  or  bestow,  directly  or  indirectly,  any  bounty  or  grant 
upon  the  exportation  of  any  article  .  .  .  from  such  country'. 

Der  amerikanische  Dingley  Act  1897  und  der  Indien  Tariff 
Amendment  Act  1899  richten  sich  nur  g'egen  Ausfuhrprämien,  die 
Brüsseler  Konvention  gegen  Erzeugungs-  und  Ausfuhrprämien. 

Nach  der  amerikanischen  Dingley  Act  1897  und  dem  Indien 
Tariff  Amendment  Act  1899  kommen  nur  solche  Vorteile  in  Be- 
tracht, welche  darin  bestehen,  dass  das  (Ausfuhr-)  Land  —  direkt 
oder  indirekt  —  eine  Prämie  oder  einen  Zuschuss  bezahlt  oder 
gewährt.  Die  Brüsseler  Konvention  aber  dehnt  den  Begriff  der 
Prämie  erheblich  weiter  aus.  Denn  nach  ihr  sollen  als  Prämien  alle 
Vorteile  erachtet  werden,  welche  sich  für  die  verschiedenen  Klassen 
von  Erzeugern  —  direkt  oder  indirekt  —  aus  der  fiskalischen 
Gesetzgebung  der  Staaten  ergeben.  Nach  ihr  ist  also  keines- 
wegs für  den  Prämienbegriff  erforderlich,  dass  —  direkt  oder  indirekt 
—  aus  der  Staatskasse  etwas  bezahlt  oder  gewährt  wird,  sondern 
es  genügt,  wenn  infolge  der  Staatsgesetzgebung  die  Erzeuger  in 
der  Lage  sind,  sich  z.  B.  auf  Kosten  der  Konsumenten  einen  Vorteil 
zu  verschaffen,  welchen  sie  sich  ohne  jene  staatsgesetzlichen 
Anordnungen  nicht  verschaffen  könnten. 

Der  amerikanische  Dingley  Act  1897  und  der  Indien  TarifF 
Amendment  Act  1899  ordnen  nur  in  Beziehung  auf  ohnehin 
zollpflichtige  Artikel  die  Ausgleichsmassnahmen  bei  der  Einfuhr 
an,  wenn  dieselben  im  anderen  Lande  Ausfuhrprämien  erhalten 
haben.  Die  Brüsseler  Zuckerkonvention  und  der  britisch-südafrika- 
nische Zollvereinsvertrag    ordnen    in   Beziehung    auf    im   Auslande 


^)  Die  Wirksamkeit  auch  dieser  Bestimmung   ist  gegenüber   dem  Zucker  der  Ver- 
bandstaaten anscheinend  bis  zum   1.  III.  1904  verlängert.    Vgl.  oben  S.  26 — 27,   129. 
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prämiierten  Zucker  die  Ausg-leichsmassnahmen  bei  der  Einfuhr  an, 
ohne  die  Einschränkungf  hinzuzufüg-en,  wenn  und  solang-e 
derselbe  ohnehin  im  Inland  zollpflichtig-  ist. 

Andererseits  werden  die  Ausg-leichsmassnahmen  von  den  beiden 
ersteren  Akten  generell  für  alle  zollpflichtig-en  Artikel,  in  den 
beiden  letzteren  Akten  hing-eg-en  nur  speziell  für  den  Zucker 
vorg-eschrieben. 

Der  amerikanische  Ding-ley  Act  1897  und  der  Indien  Tariff 
Amendment  Act  1899  sehen  als  Ausg-leichsmassnahme  nur  einen 
besonderen  Zuschlag-szoll  und  zwar  in  Höhe  des  Nettobetrag-es  der 
Prämie  vor.  Auch  der  britisch-südafrikanische  Zollvereinsvertrag* 
ordnet  ausschliesslich  einen  speziellen  Zuschlagszoll  an,  welcher  der 
Prämie  gleichwertig  ist. 

Die  Brüsseler  Zuckerkonvention  schreibt  hingegen  als  Gegen- 
massnahme  zwar  in  erster  Linie  einen  besonderen  Zoll  vor,  belässt 
aber  den  einzelnen  Verbandstaaten  die  Freiheit,  statt  dessen  gegen 
den  prämiierten  Zucker  ein  Einfuhrverbot  zu  erlassen.  Die  Brüsseler 
Konvention  ordnet  ferner  hinsichtlich  des  besonderen  Zolles  nur 
an,  dass  derselbe  hinter  dem  Betrage  der  Prämie  nicht  zurück- 
bleiben darf.  Sie  hindert  also  die  einzelnen  Verbandstaaten  nicht, 
den  besonderen  Zoll  höher  als  die  Prämie  anzusetzen,  sofern  die 
Verbandstaaten  es  nur  vermeiden,  dadurch  in  Konflikt  mit  den 
Vorschriften  der  Brüsseler  Konvention  über  die  Begrenzung  des 
Überzolles  zu  kommen.  In  dem  Spezialfälle,  wenn  die  Gegenmass- 
nahme  gegen  zu  hohe  Überzölle  fremder  Länder  sich  richtet,  be- 
misst  die  Brüsseler  Konvention  —  wenigstens  in  erster  Linie  — 
die  erforderliche  Mindesthöhe  des  besonderen  Gegenzolles  nicht 
nach  dem  festgestelltea  Betrage  der  wirldich  aus  dem  ÜberzoU 
resultierenden  Prämie,  sondern  auf  einen  schematisch  bestimmten 
Teilbetrag  des  Überzolles, 

Für  diesen  letzteren  Fall  hat  der  Indien  Tariff  Amendment 
Act  1902  einen  etwas  anders  bestimmten  Teilbetrag  des  Überzolles 
als  das  Maximum  bezeichnet,  bis  zu  dessen  Höhe  ein  besonderer 
Gegenzoll  aufgelegt  werden  kann,  nicht,  wie  nach  der  Brüsseler 
Konvention,  aufgelegt  werden  muss. 

Soweit  die  Brüsseler  Zuckerkonvention  den  Begriff  der  Prämie 
näher  bestimmt,  ist  dies  zwar  für  die  Verbandstaaten  und  die  von  ihnen 
eingesetzte  ständige  Kommission  zunächst  richtunggebend.  Aber,  in- 
sofern dadurch  in  Rechte  dritter  Nicht- Verbandstaaten  eingegriffen 
wird,  kann  die  Brüsseler  Konvention  nicht  in  willkürlicher  Weise 
einseitig  massgebende  Bestimmungen  treffen,  und  kommen  die  An- 
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ordnung-en  derselben  nur  als  ein  allerdingfs  sehr  beachtliches  An- 
zeichen für  die  Entwickelung  und  Ausdehnung-  des  Begriffes  im 
allgfemeinen  in  Betracht. 

§  62.  Die  erste  Rechtsfrage  des  Problems:  Das  russische 
Zuckersystem  hat  eine  fiskalische  Zuckerprämie  zur  Folge. 

Nach  den  von  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  aufgestellten 
Grundsätzen  kann  es  nicht  zweifelhaft  sein,  dass  im  Sinne  jener 
Konvention  das  russische  Zuckersystem  eine  indirekte  Prämie 
schafft,  selbst  wenn  dieselbe  keine  eig-entliche  Ausfuhrprämie  sein 
sollte. 

Das  hat  auch,  wie  bereits  erwähnt,  die  ständige  Zuckerkommission 
in  Brüssel  angenommen. i) 

In  ihrem  Beschlüsse  vom  i6.  Juni  1903  hatte  dieselbe  den 
russischen  Überzoll  für  100  kg  auf  69,03  Francs  2)  bei  raffiniertem 
Zucker  und  44,69  Francs  3)  bei  Rohzucker  berechnet  und  danach 
unter  Anwendung  der  schematischen  Methode  des  Art.  4  Abs.  3 
der  Konvention  den  Ausgleichszoll  gegen  russischen  raffinierten 
Zucker  auf  31  Francs  und  gegen  russischen  Rohzucker  auf 
19  Francs  pro  100  kg  festgestellt,  *) 

Auf  Antrag  Deutschlands  hat  aber,  wie  gleichfalls  schon 
erwähnt,  die  ständige  Kommission  am  8.  Juli  1903  festgestellt,  dass 
zu  einer  Berichtigung  der  so  auf  31  (bzw.  19)  Francs  berechneten 
Ziffer  des  Ausgleichszolles  für  russischen  raffinierten  (bzw.  Roh-) 
Zucker  Anlass  vorliege. 

Sie  hat  deshalb  den  Beschluss  vom  16.  Juni  1903  aufgehoben 
und,  da  die  Frage  der  richtigen  Bemessung  des  Ausgleichszolles 
gegen  Russland  noch  nicht  genügend  geklärt  sei,  auf  Grund  ihres 
allgemeinen  Beschlusses  vom  20.  Juni   1903^)  einstweilen  —  bis  zu 


^)  Nachdem  das  Schatzamts-Departement  der  Vereinigten  Staaten  gegen  den  russischen 
Zucker  Ausgleichszölle  wegen  Prämien  angeordnet  hatte,  hatte  auf  Beschwerde  der  oberste 
Gerichtshof  der  Vereinigten  Staaten  entschieden,  dass  die  Vergütungen,  welche  durch 
das  Zuckersystem  des  russischen  Staates  der  Zuckerausfuhr  zu  Teil  würden,  Prämien 
seien.  Vgl.  „Deutsche  Zuckerindustrie"  1903,  S.  46.  Ebenso  hatte  die  britisch-indische 
Regierung  in  dem  russischen  System  Zuckerprämien  erblickt.  Diese  Anordnungen  hatten 
allerdings  das  frühere  russische  System  vor  dem  russischen  Gesetz  vom  12.  V.  1903 
im  Auge. 

2)  Einfuhrzoll    97,68  Francs  —  28,65  Francs    Konsumsteuer,    Gewerbesteuer    und 
Rafft  uierungs-Steuerzuschlag. 
.         3)  Einfuhrzoll  73,26  Francs  —  28.57  Francs  Konsum-  und  Gewerbesteuer. 

*)  Commercial  No.  6  (1903),  p.  3. 

•'')  Commercial  No.  6  (1903),  p.   5. 
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späterer  endgültiger  Entscheidung  der  Kommission  —  angeordnet,  i) 
dass  in  den  Verbandstaaten  gegen  den  russischen  Zucker  Aus- 
gleichszölie  nach  der  von  den  Vereinigten  Staaten  angewandten 
Skala  zur  Anwendung  zu  bringen  seien. 

Nach  dieser  Skala  beträgt  der  Ausgleichszoll  gegen  russischen 
Zucker  von  wenigstens  99^0  6,51  Reichsmark,  von  wenigstens 
88%  5.73  Reichsmark,  von  weniger  als  88 0/0  4,95  Reichsmark 
pro   100  kg.  3) 

Der  Beschluss  der  ständigen  Zuckerkommission  vom  8.  Juli  1 903 
nimmt  unter  anderem  darauf  Bezug,  3)  dass  nach  dem  russischen 
System  in  Verbindung  mit  dem  hohen  fiskahschen  Überzoll  eine 
fiskalische  Kontingentierung  des  Inlandkonsum-Quantums  unter  Auf- 
stellung staatlicher  Grundsätze  fiir  die  Verteilung  jenes  Kontingentes 
unter  die  verschiedenen  Zuckerproduzenten  angeordnet  ist.*) 


§  63.    Die  zweite  Rechtsfrage   des   Problems:   Schliesst   die 
Russland  vertragsmässig  zustehende  Meistbegünstigung  Aus- 
gleichszölle aus?    Diplomatische  Erörterungen. 

Der  Protest  Russlands  gegen  den  Ausgleichszoll  Britisch-Ost- 
indiens  und  gegen  den  Ausgleichszoll  (eventuell  Einfuhrverbot)  in 
Gemässheit  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  ist  zweitens  darauf 
gestützt  worden,  dass  eine  solche  Massnahme  gegenüber  dem  russi- 
schen Zucker    eine    Verletzung    der    Russland    vertragsmässig    zu- 


^)  Commercial  No.  6  (1903),  p.  8,  11.  Vgl.  Schreiben  des  britischen  Staats- 
sekretärs des  Auswärtigen  an  den  russischen  Botschafter  in  London  vom  30.  VII,  1902 
{Commercial  No.  i  (1903),  p.  12,  13)  u.  Berechnung  von  d'Aulnis  de  B.  in  Primes,  p.  327. 

*)  D.  H.   1903,  S.  1135. 

')  Commercial  No.  6  (1903),  p.  8.  Vgl.  die  auf  der  Brüss.  Konferenz  am 
17.  Xn.  1901  gemachten  Ausführungen  von  d'Aulnis  de  B.  (Primes,  p.  202,  205,  215) 
u.  des  Präsidenten  Sraet  de  Naeyer  (Primes,  p.  205,  206). 

Auf  den  gleichen  Betrag,  wie  in  den  Vereinigten  Staaten,  wurde  der  Ausgleichszoll 
gegen  russischen  Zucker  seitens  der  britisch-indischen  Regierung  durch  Notifikation 
vom  20.  m.  1899  fixiert.  East  India  (Sugar)  Countervailing  Duties  in  India.  1899 
(C.  9287),  p.  105.  Laut  Bekanntmachung  der  indischen  Regierung  vom  20.  II.  1903 
ist  der  Ausgleichszoll  für  Zucker  aus  Russland  vom  i.  III.  1903  ab  aber  für  den 
Doppelcentner  und  zwar 

1.  für  raffinierten  Zucker  auf    19  Rupie     4  Annas  4  Pies    =      i   £     5  sh.     8^/3  pence 

2.  für  Rohzucker  auf    11        „        15        „        8     _        =  —  £   15  sh.   Il*/s  pence 
festgesetzt.     D.  H.   1903,  S.  706.     D'Aulnis  de  B.  ,Les  Primes*,  p.  80,  81. 

*)  Die  Frage  der  definitiven  Ausgleichszölle  gegen  russischen  Zucker  hat  im 
Herbst  1903  zu  erneuten  Beratungen  vor  der  ständigen  Kommission  und  dann  zu 
diplomatischen  Verhandlungen  mit  Russland  Anlass  gegeben.     Vgl.  oben  S.  205  Anm.  5. 
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stehenden  Meistbegünstigung-  wäre,  selbst  wenn  das  russische 
System  eine  Ausfuhrprämie  zu  Gunsten  des  russischen  Zuckers 
bewirke. 

In  dem  Proteste  der  russischen  Regierung  gegen  den  britisch- 
ostindischen  Ausgleichszoll  vom  12.  Juni  1899  hatte  sich  dieselbe 
auf  die  Erklärung  beschränkt :  1) 

Die  —  ohne  vorangegangene  Verhandlungen  erfolgende  — 
Auflage  von  Differential-  oder  Ausgleichsabgaben  hinsichtlich  der 
Meistbegünstigung  geniessenden  Länder  bilde  eine  Verletzung  der 
diesbezüglichen  Klausel  der  bestehenden  Verträge,  selbst  wenn 
diese  Länder  ihren  Erzeugnissen  Ausfuhrprämien  gewähren  würden. 

Gegenüber  den  Massnahmen  auf  Grund  der  Brüsseler  Zucker- 
konvention besagte  die  am  8.  Juli  1902  in  London  mitgeteilte 
Protestnote  des  russischen  Finanzministers: 2) 

Nach  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  verpflichteten  die  Kon- 
ventionsstaaten sich,  den  Zucker  aus  Ländern,  welche  Zucker-Pro- 
duktions- oder  -Ausfuhrprämien  gewährten,  mit  besonderen  Abgaben 
zu  belegen  und  einen  niedrigeren  Zolltarif  auf  den  Zucker  aus  den 
anderen  Konventionsstaaten  anzuwenden. 

Russland  habe  mit  allen  jenen  Brüsseler  Konventionsstaaten 
Handelsverträge  geschlossen,  in  Gemässheit  deren  die  russischen 
Erzeugnisse  weder  mit  anderen  noch  höheren  Abgaben  belegt 
werden  dürften,  als  die  Erzeugnisse  der  meistbegünstigten  Länder.. 

Dieses  Prinzip  der  meistbegünstigten  Nation  sei  in  jenen  Ver- 
trägen keiner  Beschränkung  und  keiner  Bedingung  unterworfen. 
Infolgedessen  würde  die  russische  Regierung  die  Anwendung  eines 
höheren  Tarifsatzes  auf  russischen  Zucker  als  eine  Verletzung  jener 
Verträge  betrachten  müssen,  selbst  wenn  die  Zuckerausfuhr  in 
Russland  durch  Prämien  begünstigt  wäre,  was  in  Wirklichkeit  nicht 
der  Fall  sei. 

In  ihrer  Erwiderung  vom  15.  Juli  1899  3)  auf  den  russischen 
Protest  von  1899  hatte  die  britische  Regierung  erst  ihre  Ansicht 
dai'gelegt,  dass  das  russische  System  praktisch,  ebenso  wie  eine 
mehr  direkte  Prämie,  künstlich  zur  Steigerung  der  Zuckerproduk- 
tion für  den  Absatz  im  Auslande  anrege,  und  dann  ausgeführt: 

Die  grosse  Ausdehnung  und  Entwickelung  des  Systems  der 
Prämien  und  ähnlicher  Auskunftsmittel  bewirke  eine  schwere  Be- 
drohung der  britischen  Industrie  und  der  britischen  Unternehmungen. 

^)  Commercial  No.   i   (1903),  p.   i. 
^)  L.  c.  p.  5. 
»)  L.  c.  p.  3. 
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Die  britische  Reg^ierungf  sei  daher  nicht  geneig-t  zuzugeben,  dass 
irgend  eine  Regierung  das  unbeschränkte  Recht  habe,  durch  solche 
Mittel  die  klare  Absicht  der  Meistbegünstigungsklausel,  welche  sei> 
dass  Güter  Gleichheit  der  Behandlung,  aber  nicht  Vorzugs- Vorteile 
im  Verg-leiche  mit  den  Gütern  der  meistbegünstigten  Nation  ge- 
messen sollen,  zu  nichte  zu  machen. 

Wenn  ein  solcher  künstlicher  Vorzugs- Vorteil  durch  den  direkten 
gesetzgeberischen  Akt  einer  fremden  Regierung-  hervorgebracht 
würde,  welche  eine  der  Vertragsparteien  in  Beziehung  auf  die 
Meistbeg-ünstigungs-Stipulation  sei,  dann  stehe  es  nach  der  Ansicht 
der  britischen  Regierung  dem  anderen  Veiixagsteil  frei,  das  so 
künstlich  gestörte  Handels-Gleichgewicht  wieder  herzustellen,  falls 
er  dies  angemessen  erachte.  Die  Abhilfe  lieg-e  in  solchem  Falle 
in  der  Hand  der  Regierung,  welche  die  Prämie  gewähre  oder  durch 
ihren  gesetzgeberischen  Akt  den  künstlichen  Anreiz  bewirke.  Die 
Nicht-Fortsetzung  des  letzteren  würde  die  Aufhebung  der  Gegen- 
m assnah men  herbeiführen. 

Auf  den  neuen  russischen  Protest  vom  Juli  1902  erwiderte  der 
britische  Staatssekretär  des  Auswärtigen  am  30.  Juli  1902  —  unter 
Hinweis,  dass  auf  die  britische  Erklärung  vom  15.  Juli  1899 
keine  dieselbe  bestreitende  Erwiderung  der  russischen  Regierung 
erfolgt  sei,  und  dass  die  britisch-ostindischen  Ausgleichszölle  in- 
zwischen fortgesetzt  in  Geltung  geblieben  seien,  1)  — :  Wenn  die 
ständige  in  der  Brüsseler  Konvention  vorgesehene  Kommission 
fände,  dass  aus  dem  russischen  System  Prämien  resultierten,  so 
würde  die  britische  Regierung  aus  den  früher  dargelegten  Gründen 
die  Anwendung  der  Strafklausel  der  Brüsseler  Konvention  gegen 
russischen  Zucker  als  durchaus  nicht  unvereinbar  mit  den  Be- 
stimmungen des  britisch-russischen  Handelsvertrages  vom  12.  Ja- 
nuar 1859  erachten. 

Ausführlich  wurde  die  Streitfrage  darauf  von  russischer  Seite 
in  dem  Memorandum,  welches  der  russische  Geschäftsträger  in 
London,  Baron  Grävenitz,  der  britischen  Regierung  am  24.  Sep- 
tember 1902  überreichte, 2)  zur  Erörterung  gebracht: 

Selbst  wenn  Zucker- Ausfuhrprämien  in  Russland  beständen,  — 
was  aber  nochmals  von  der  russischen  Regierung  in  Abrede  ge- 
stellt wurde,  —  so  würde  die  britischerseits  erfolgende  Erhebung 
höherer  Einfuhrzölle  von  russischem  Zucker  als  vom  Zucker  anderer 


\)  L.  c.  p.   12 — 13. 
2)  L.  c.  p.   13—16. 


330     Kapitel  IV.     Die  vertragsmässige  Meistbegünstigung  und  die  Berechtigung  etc. 

Herkunft  eine  unbestreitbare  Verletzung  des  Vertrag-es  vom  12.  Ja- 
nuar 1859  sein. 

Artikel  2  dieses  Vertrages,  welcher  laute : 

,11  ne  sera  impose  d'autres  ni  de  plus  forts  droits  sur  l'impor- 
tation  dans  les  Etats  et  possessions  de  Sa  Majeste  l'Empereur  de 
toutes  les  Russies  d'im  article  qiLelconque  produit  du  sol  ou  de  l'in- 
dustrie  des  Etats  et  possessions   de   Sa  Majest6  Britannique,  de 
quelque  place  qu'il  arrive,  et  il  ne  sera  impose  d'autres  ni  de  plus 
forts  droits  sur  l'iniportation  dans  les  Etats  et  possessions  de  Sa 
Majeste  Britannique  d'iin   article  qiieicongne  produit  du  sol  ou  de 
l'industrie  des  Etats  et  possessions  de  Sa  Majeste  l'Empereur  de 
toutes    les  Russies,    de   quelque  place  qu'il  arrive,    que  ceux  qui 
sont    ou    seront  payes  pour  le  meme  article  produit  du  sol  ou  de 
Tindustrie  d'un  autre  pays  6trang"er  quelconque', 
lasse  keinen  Zweifel   über  die  Tragweite  des  fraglichen  Vertrages, 
welcher  den  kontrahierenden  Teilen,  ohne  jede  Einschränkung, 
das  Recht  auf  die  Behandlung  der  meistbegünstigten  Nation,  d.  h. 
den  vöUigen  Genuss   der  irgend  einer  anderen   dritten   Macht   ge- 
währten Vergünstigungen   einräume.     Der  Artikel  bestimme,   da-ss 
kein  Erzeugnis  des  russischen  Bodens  oder  der  russischen  Industrie 
in  den  britischen  Besitzungen   anderen   oder  höheren  Abgaben 
unterworfen  werden  werde  als  denjenigen,  welche  von  den  Pirzeug- 
nissen  des  Bodens  oder  der  Industrie  irgend  eines  anderen  fremden 
Landes  erhoben  würden. 

Daraus  folge,  dass  keine  Ware  russischer  Herkunft  in  den 
britischen  Besitzungen  mit  irgend  einer  Ergänzungsabgabe  belegt 
werden  könne,  welche  nicht  gleicher  Weise  von  den  aus  einem 
dritten  Lande  herkommenden  Waren  derselben  Gattung  und  der- 
selben Art  erhoben  würde.  Der  Vertrag  ermächtige  keinen  der 
Vertragsteile,  aus  welchem  Grunde  auch  immer,  die  Erzeugnisse 
des  Bodens  und  der  Industrie  des  anderen  Teiles  einer  nach- 
teiligeren Behandlung  zu  unterwerfen,  als  derjenigen,  welcher  die 
ähnlichen  Erzeugnisse  einer  jeden  dritten  Macht  unterworfen  seien. 
Daher  könne  die  Ermutigung  der  Ausfuhr  durch  Prämien,  selbst 
wenn  sie  wirklich  bestände,  nicht  als  Vorwand  für  die  Auflage 
von  Ergänzungsabgaben  dienen. 

Die  von  der  britischen  Regierung  der  Meistbegünstigungs- 
klausel gegebene  Auslegung  sei  offenbar  anfechtbar. 

Das  Memorandum  fuhrt  dann  eine  Reihe  verschiedenartiger 
Verhältnisse  an,  die  nach  seiner  Meinung,  w^enn  wegen  Ausfuhr- 
prämien trotz  der  Meistbegünstigungsklausel  besondere  Ergänzungs- 
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abgaben  auferlegt  werden  könnten,  ebenso  dem  anderen  Teile  das 
Recht  und  in  einigen  Fällen  die  Pflicht  zu  solchen  Ergänzungs- 
abgaben geben  würden.  1) 

Aber  jedem  Lande  stehe  es  frei,  seinen  Ausfuhr-Erzeug'nissen 
Prämien  zu  gewähren  oder  dieselben  mit  Ausfuhrabgaben  zu  be- 
lasten. Diese  beiden  Arten  von  Massnahmen  seien  nur  gewisse 
unter  so  vielen  anderen  Massnahmen,  welche  es  den  Regierungen 
gestatteten,  den  Absatz  der  einheimischen  Erzeugnisse  auf  den  inter- 
nationalen Märkten  zu  erleichtern  oder  dieselben  umgekehrt  im 
Innern  des  Landes  zurückzuhalten. 

Das  vertragsmässige  Recht  der  meistbegünstigten  Nation  be- 
schränke weder  den  einen  noch  den  anderen  kontrahierenden  Teil 
hinsichtlich  seiner  Freiheit  in  Bezug  auf  die  Massnahmen  innerer 
Ordnung,  deren  Ergreifung  er  im  Hinblick  auf  die  Entwickelung 
und  die  Ermutigung  der  nationalen  Industrie  für  nützlich  erachte. 
Solange  der  Vertrag  mit  der  Meistbegünstigungsklausel  in  Geltung 
stehe,  könnten  die  Waren  des  einen  kontrahierenden  Teiles  auf 
dem  Gebiete  des  anderen  nicht  der  Zahlung  höherer  Einfuhrabgaben 
unterworfen  werden,  als  die  ähnlichen  Waren  einer  anderen  Macht, 
welche  inneren  Massnahmen  auch  in  dem  Ausfuhrlande  getroffen 
sein    möchten.     Wenn    es    anders  wäre,    so  würde    das  Recht  der 


^)  Ginge  man  von  der  britischen  Auslegung  der  Meistbegünstigungsklausel  aus,  so 
müsse  man  —  sagt  das  russische  Memorandum  —  Ausgleichszölle  trotz  Meistbegünstigung 
auch  zulassen 

1.  gegen  Waren  aus  einem  Lande,  welches  seinen  Ausfuhr -Erzeugnissen  billigere 
Eisenbahn-  oder  Seefrachten  gewähre,  als  den  Waren  anderer  Länder, 

2.  gegenüber  gewissen  Waren,  wenn  die  Erzeuger  derselben  in  dem  einen  Laude 
weniger  Steuern  zu  entrichten  hätten,  als  in  dem  anderen  Lande, 

3.  wenn  in  einem  der  Länder,  von  wo  die  Waren  ausgeführt  werden,  die  In- 
dustrie sich  in  besonders  günstigen  natürlichen  Bedingungen  befinde. 

Denn  die  Ungleichheit  der  Frachten,  der  Steuern  oder  der  natürlichen  Be- 
dingungen der  Produktion  beeinflusse  empfindlich  die  Wichtigkeit  der  Ausfuhr.  — 

Bei  vorstehenden  russischen  Beispielen  handelt  es  sich  um  die  Ausdehnung  des 
Begriffes  der  Prämien  oder  der  künstlichen  Hilfen.  Das  letzte  Beispiel  aber  stellt  gerade 
den  Gegensatz  zur  künstlichen  Beihilfe  dar.  Das  Memorandum  meint  jedoch,  auch  hier 
könne  man  die  Absicht,  die  Bedingungen  des  Absatzes  der  Waren  auf  den  Märkten 
ihrer  Bestimmung  gleich  zu  gestalten,  anrufen.  Um  diese  Gleichstellung  der  Waren 
auf  dem  Bestimmungsmarkte  durchzuführen,  müsse  dann,  so  fahrt  das  Memorandum  fort, 
wenn  ein  Land  Ausfuhrzölle  von  den  ausgeführten  Waren  erhebe,  diesen  im  Einführ- 
end eine  besondere  Begünstigung,  also  ein  entsprechender  ZoUnachlass  oder,  wenn  gar 
kein  Einfuhrzoll  bestehe,  sogar  eine  positive  Vergütung  zu  Teil  werden.  Es  sei  aber 
augenscheinlich,  dass  weder  Ausfuhrprämien  noch  Ausfuhrzölle  von  der  einen  Seite  auf 
der  anderen  Seite  dem  Einfuhrlande  das  Recht  zur  Erhebung  von  Zuschlagszöllen  gäben 
oder  die  Pflicht  zur  Gewährung  irgend  welcher  Prämien  auferlegten. 
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meistbegünstigten  Nation  ein  Einmischungsmittel  in  die  innere 
Gesetzgebung  einer  fremden  Macht  sein. 

Wenn  die  Signatarmächte  der  Brüsseler  Konvention  nicht  bloss 
die  wechselseitigen  Bedingungen  für  die  Einfuhr  des  Zuckers  aus 
den  anderen  Konventionsländern,  sondern  auch  die  Grenzen  be- 
stimmt hätten,  in  welchen  sie  den  Schutz  für  ihre  eigene  Erzeugung 
mittels  eines  sog.  ÜberzoUes  zu  halten  sich  verbunden  hätten,  so 
hätten  sie  diese  Grenze  (dieses  Maximum)  nach  dem  bestimmt,  was 
sie  als  genügend  zur  Wahrung  der  legitimen  Interessen  ihrer  Pro- 
duktion erachtet  hätten.  Die  Signatarmächte  der  Brüsseler  Kon- 
vention könnten  aber  jene  nach  ihren  Bedürfnissen  und  ihrem 
Belieben  getroffenen  Anordnungen  nicht  einem  ausserhalb  stehenden 
Staate,  wie  Russland,  als  massgeblich  auferlegen.  Die  von  den 
Signatarmächten  der  Brüsseler  Konvention  untereinander  getroffene 
Vereinbarung  könne  nicht  in  irgend  welcher  Hinsicht  die  Handlungs- 
freiheit der  russischen  Regierung  bezüglich  der  inneren  Mass- 
nahmen beschränken,  welche  letztere  im  Hinblick  auf  die  Ent- 
wicklung der  Industrie  und  des  Handels  auf  dem  russischen  Gebiete 
für  erforderlich  erachte. 

Das  Vertrags  massig  Meistbegünstigung  geniessende  Russland 
brauche  sich  nicht  einen  Ergänzungszoll  aus  dem  Grunde  gefallen 
zu  lassen,  weil  der  in  Russland  zu  Gunsten  der  nationalen  Erzeugung 
geschaffene  Überzoll  das  Maximum  des  Überzolles  übersteige,, 
welchen  die  Signatarmächte  der  Brüsseler  Konvention  zur  Wahrung 
der  legitimen  Interessen  ihrer  Erzeugung  für  genügend  gefunden 
hätten. 

Wenn  die  gegen  den  Prämienzucker  projektierten  Massnahmen 
zum  Zwecke  hätten,  die  Einfuhrländer  gegen  die  Konkurrenz  der 
Zucker  zu  niedrigem  Preise  zu  schützen,  so  hätten  die  Stipulationen 
bezüglich  der  Begrenzung  des  Überzolles  offenbar  einen  anderen 
Zweck,  —  nämlich  den,  der  Einfuhr  der  fremden  Zucker  jedes  Land 
zu  öffnen,  wo  die  Einfuhr  das  normale  Mass  überstiegen  habe, 
indem  nämlich  den  Signatarmächten  der  Brüsseler  Konvention  die 
Möglichkeit  gegeben  werde,  frei  die  Höhe  der  Zölle  oder  Abgaben 
zu  regeln  und  den  Vergünstigung-en  Abtrag  zu  tun,  w^elche  das 
letztere  Land  zu  Gunsten  seiner  nationalen  Zuckerindustrie  für  not- 
wendig erachtete. 

Wenn  die  britische  Regierung  glaube,  ohne  Verletzung  der 
Meistbegünstigungsklausel  gegen  gewisse  Mächte  die  Strafklausel 
der  Brüsseler  Konvention  anwenden  zu  können,  weil  die  letzteren 
sich    dieser    Brüsseler  Konvention    nicht    angeschlossen   hätten,    so 
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würde  ein  solches  Verfahren  ja  allerdingfs  eine  gewisse  Gleichbe- 
handlung-  gegfenüber  diesen  Mächten  bewirken,  aber  eine  Gleich- 
behandlung, in  Gemässheit  deren  die  der  Brüsseler  Konvention 
nicht  angeschlossenen  Staaten  in  demselben  Grade  eine  gleiche 
Verletzung  ihres  Rechtes  erlitten,  bestehend  in  einem  direkten 
Bruche  der  Bestimmungen  der  Handelsverträge.  Es  sei  augen- 
scheinlich, dass  die  Meistbegünstigungsklausel  eine  Gleichheit  anderer 
Art  herstelle  und  zum  Zwecke  habe,  die  kontrahierenden  Teile 
gegen  eine  so  willkürliche  differentielle  Behandlung^  zu  schützen,  wie 
diejenige  sei,  um  welche  es  sich  in  der  Brüsseler  Konvention  handle. 

Man  würde  unter  den  internationalen  Verträgen  kein  Beispiel 
einer  ähnlichen  Vereinbarung  finden,  die  zwischen  einigen  Mächten 
zu  dem  Behufe  geschlossen  sei,  anderen  Ländern,  mit  welchen  sie 
auf  der  Grundlage  der  meistbegünstigten  Nation  verbunden  seien, 
eine  Behandlung  entgegenzustellen,  welche  nur  den  Interessen  und 
Wünschen  der  ersteren  entspreche. 

Russland  habe  sich  auf  der  Brüsseler  Zuckerkonferenz  nicht 
vertreten  lassen,  weil  es  seine  volle  Handlungsfreiheit  in  Beziehung 
auf  die  Massnahmen  innerer  Ordnung  habe  bewahren  wollen,  deren 
Ergreifung  es  zur  Regulierung  der  Zuckerproduktion  notwendig 
erachte.  Es  habe  aber  nicht  vermuten  können,  dass  die  Konferenz- 
staaten ohne  jede  Rücksicht  auf  die  Meistbegünstigungsklausel 
einen  Beschluss  fassen  würden,  welcher  den  in  Kraft  stehenden 
Verträgen  zuwider  laufe. 

Nachdem  das  russische  Memorandum  dann  behauptet  hatte, 
im  Jahre  1897  habe  das  britische  x\uswärtige  Amt  selbst  noch  in 
einer  Parlamentskommission  erklärt,  es  sei  unmöglich,  Ausgleichs- 
zölle einzuführen,  ohne  die  Handelsverträge  zu  brechen,  fuhr  es  fort: 

Auf  Grund  aller  vorherigen  Ausführungen  erachte  die  russische 
Regierung-  die  Erhebung  von  Ausgleichszöllen  von  dem  russischen 
Zucker  bei  der  Einführung  desselben  in  die  britischen  Besitzungen 
als  im  Widerspruch  mit  dem  Sinne  und  mit  dem  Buchstaben  des 
britisch-russischen  Handelsvertrages  vom   12.  Januar  1859. 

Russland  sei  an  der  Zuckereinfuhr  in  die  Brüsseler  Konven- 
tionsstaaten nicht  beträchtUch  interessiert.  Denn  die  russische 
Zuckereinfuhr  in  jene  Länder  sei  unbedeutend,  und  das  Wachstum 
derselben  sei  durch  die  innere  Gesetzgebung  erschwert. 

Aber  die  russische  Regierung  erachte  jede  Verletzung  des 
genauen  Sinnes  der  Handelsverträge  als  ein  Präzedenz,  welches 
sehr  gefahrlich  für  die  normale  Entwickelung  der  ökonomischen 
Beziehungen  zwischen  befreundeten  Mächten  sei. 
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Auch  die  britische  Regierung-  werde  zugeben,  dass  ein  solches 
durch  die  Brüsseler  Konvention  geschaffenes  Präzedenz  einen  Zu- 
stand herbeiführen  könnte,  welcher  sicher  nicht  den  Absichten  der 
Brüsseler  Signatarm  ächte  entspreche. 

Sollte  die  britische  Reg'ierung  es  wünschen,  so  sei  die  russische 
Regierung  bereit,  diese  Frage  einem  Schiedsgericht,  eventuell  dem 
Haager  Schiedshof,  zu  unterwerfen.  Sie  sei  aber  der  Meinung, 
diese  Frage  sei  nicht  bloss  in  Hinsicht  auf  den  Zucker,  sondern 
allgemein  auch  in  Beziehung  auf  alle  anderen  Arten  von  Waren 
zu  erörtern. 

Eine  vollständige  gründliche  Prüfung  dieses  Gegenstandes  sei 
von  um  so  grösserer  Wichtigkeit,  da  im  Laufe  der  letzten  fünfzehn 
Jahre  ökonomische  Konjunkturen  dieRegierung-en  verschiedener  Län- 
der dazu  gebracht  hätten,  sich  in  dieser  Frage  von  dem  strikt  juristi- 
schen Terrain  zu  entfernen  und  absolut  widerspruchsvolle  Ansichten 
über  die  Verträglichkeit  der  Ergänzungs-Zölle  mit  dem  Prinzipe 
der  Behandlung  auf  dem  Fusse  der  Meistbegünstigung  zu  äussern. 

Auf  dieses  russische  Memorandum  erwiderte  der  britische 
Staatssekretär    des  Auswärtigen    unter  dem   20.  November  1902:1) 

Es  bestände  keine  Absicht,  russischen  Zucker  auf  dem  briti- 
schen Markte  in  eine  weniger  günstige  Lag^e,  als  anderen  Zucker 
zu  bringen.  Denn  wenn  die  Ausfuhr  dieser  anderen  Zucker  durch 
gesetzgeberische  Massnahmen  der  betreffenden  Herkunftsländer 
angereizt  würde,  so  würden  dieselben  entsprechende  Behandlung, 
wie  der  russische  Zucker,  finden,  und  der  letztere  könne  in  gleicher 
Weise  solcher  Behandlung  entgehen,  indem  die  ihm  jetzt  gewährten 
Vergünstigungen  aufgehoben  würden.  Die  Sache  liege  daher  mehr 
in  der  Hand  der  russischen  als  der  britischen  Regierung. 

Nachdem  der  britische  Staatssekretär  alsdann  zu  einigen  der 
verschiedenartigen  Fälle  sich  geäussert  hatte,  welche  nach  der 
Behauptung  im  russischen  Memorandum  eventuell  ebenso  gut,  wie 
die  Prämien,  zu  Gegenmassnahmen  Recht  und  Pflicht  trotz  der 
Meistbegünstigungsklausel  gäben, 2)  fuhr  er  fort: 


1)  L.  c.  p.   19 — 20. 

2)  Der  britische  Minister  führte  aus:  Nach  der  Brüsseler  Konvention  sei  es  Auf- 
gabe der  durch  dieselbe  vorgesehenen  ständigen  Kommission,  zu  entscheiden,  ob  gewisse 
innere  Massnahmen  eines  Staates,  also  z.  B.  Ermässigung  von  Eisenbahnfrachten  u.  s.  w., 
in  ihrer  Wirkung  Prämien  gleichkämen  oder  nicht.  Keine  Rechtfertigung  aber  be- 
stehe, von  den  Einfuhrstaaten  eine  Ermässigung  ihrer  Zölle  oder,  falls  kein  Zoll  bestehe, 
eine  positive  Vergütung  zu  verlangen,  wenn  der  Zucker  in  seinem  Herkunftslande  einem 
Ausfuhrzolle  unterliege.  Denn  die  Abhilfe  würde  in  diesem  Falle  ofifensichtlich  in  die 
Hand  des  Ausfuhrstaates  gegeben  sein. 
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Es  Stehe  in  der  Macht  der  russischen  Gesetzgebung-,  die  Be- 
ding-ungen,  welche  die  Grundlage  des  russischen  Systems  bildeten, 
d.  h,  den  hohen  Überzoll  und  die  Kontingentierung  des  auf  den 
inländischen  Markt  zugelassenen  Zuckerquantums  abzuschaffen. 
Dieser  Umstand  entziehe  der  russischen  Regierung  unbeschadet 
des  Bestehens  einer  Meistbegünstigungsklausel  jeden  Grund  zur 
Klage  gegen  die  Aktion  irgend  einer  anderen  Regierung,  welche 
sich  bestrebe  ihren  eigenen  Inlandmarkt  vor  dem  Eindringen  von 
Waren  zu  bewahren,  die  dort  zu  weniger  als  Selbstkostenpreis 
verkauft  würden. 

Was  die  Berechtigung  der  Brüsseler  Konferenzstaaten  angehe, 
sich  unter  einander  zu  verständigen,  was  als  Prämie  gelten  oder 
nicht  gelten  solle,  so  sei  es  nicht  die  Schuld  der  britischen  Regierung, 
dass  die  russische  Regierung  an  den  zur  Brüsseler  Konvention  fuhren- 
den Beratungen  sich  nicht  beteiligt  habe.  Die  von  der  Brüsseler 
Konferenz  entworfene  Methode  scheine  am  besten  der  Bilügkeit  zu 
entsprechen,  und  das  Wirken  derselben  würde  vermutlich  zu  einer 
Ungerechtigkeit  weder  für  den  russischen  Zucker  noch  für  irgend 
welchen  anderen  Zucker  führen. 

Die  britische  Regierung  habe  nicht,  wie  das  russische  Memo- 
randum behaupte,  erklärt,  sie  würde  die  Strafklausel  auf  russischen 
Zucker  anwenden  müssen,  wenn  Russland  der  Brüsseler  Konvention 
nicht  beitrete,  sondern  sie  habe  nur  erklärt,  sie  werde  dies  tun 
müssen,  wenn  die  von  der  Brüsseler  Konvention  angeordnete 
ständige  Kommission  finde,  dass  aus  dem  russischen  Zuckersystem 
Prämien  sich  ergäben. 

Die  schiedsrichterliche  Erledigung  der  Frage,  selbst  wenn  sie 
auf  den  Zucker  beschränkt  würde,  lehnte  Grossbritannien  ab,  da 
der  Fall  sich  dazu  nicht  eigne.  Es  sei  nicht  richtig,  dass  das 
britische  Auswärtige  Amt  1897  i^  einer  Parlamentskommission, 
worunter  wohl  die  West  India  Royal  Commission  gemeint  sei, 
erklärt  habe,  die  Einführung  von  Ausgleichszöllen  sei  ohne  Bruch 
der  Handelsverträge  unmöglich. 

Die  britische  Regierung  habe  trotz  des  dem  britischen  Handel 
verursachten  Schadens  lange  Jahre  hindurch  eine  Lösung  der  Frage 
gesucht,  welcher  alle  anderen  interessierten  Staaten  beipflichten 
könnten.  Der  schliesslich  eingeschlagene  Weg  sei  ihr  nur  durch 
das  Verlangen  vorgeschrieben  worden,  zu  Gunsten  der  innerhalb 
der  britischen  Besitzungen  tätigen  Zuckerproduzenten  und  Zucker- 
raffinerien Gleichheit  der  Bedingungen  zu  sichern.  Andere  Staaten 
zögerten  nicht,    hohe    und    prohibitive  Zölle   zum  Schutze   des  ein- 
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heimischen  Gewerbes  auf  den  inländischen  Märkten  aufzuerleg-en. 
Russland  könne  sich  nicht  beklagen  über  eine  Massnahme,  welche 
■die  britischen  Gewerbe  nicht  begünstige,  sondern  ihnen  nur  einfache 
und  elementare  Gerechtigkeit  zu  Teil  werden  lasse. 

Auf  diese  britische  Erklärung  erwiderte  die  russische  Regierung 
unter  Aufrechterhaltung  ihres  bisherigen  Standpunktes  nochmals 
durch  eine  Verbalnote  des  russischen  Geschäftsträgers  in  London 
vom   14,  Januar  1903 1): 

Aus  der  britischen  Erklärung  folge,  dass  die  britische  Regierung 
der  Ansicht  sei,  ein  Staat,  der  mit  anderen  Staaten  eine  Separat- 
Konvention  geschlossen  habe,  sei  befugt,  von  einem  dritten  Nicht- 
Signatarstaat,  welcher  bei  dem  ersteren  Staate  Meistbegünstigung 
geniesse,  zu  verlangen,  dass  dieser  Nicht-Signatarstaat,  bei  Meidung 
von  Strafmassnahmen  gegen  ihn,  auf  die  Unbeschränktheit  seines 
Rechtes  verzichte,  durch  gleichgültig-  welche  inneren  Massnahmen 
seine  nationale  Industrie  zu  begünstigen.  Es  sei  schwer  zu  ver- 
kennen, dass  ein  derartiges  Vorgehen  der  Einmischung  eines 
Landes  in  die  innere  Gesetzgebung  eines  anderen  Landes  gleichkäme. 
Die  russische  Regierung  könne  diese  Auffassung  Grossbritanniens 
nicht  acceptieren. 

Unbestreitbar  könne  die  russische  Regierung,  wenn  sie  es  für 
nützlich  erachte,  das  gegenwärtige  Zuckersystem  abschaffen,  indem 
sie  den  ÜberzoU  und  die  Beschränkung  der  für  den  Inlandmarkt 
bestimmten  Zuckerquantität  unterdrücke.  Denn  in  der  Tat  hänge 
es  von  ihr  ab,  nach  ihrem  Belieben  und  in  gleichgültig  welchem 
Verhältnis  die  Erzeugnisse  der  nationalen  Industrie  mit  einer  Ver- 
brauchsabgabe zu  belegen  und  Massnahmen  zu  ergreifen,  um  die 
Produktion  zu  fördern  oder  zu  begrenzen.  Aber  ebenso  augen- 
scheinlich sei,  dass  ein  fremdes  Land  keinen  Grund  habe  zu  er- 
warten, dass  Russland  seine  innere  Gesetzgebung  zu  Gunsten  dieses 
Landes  ändere,  und  dass  Russland,  ohne  zu  protestieren,  diesem 
fremden  Lande  das  Recht  zuerkenne,  unter  Verletzung  der  Meist- 
begünstigungsklausel Strafmassnahmen  gegen  russische  Erzeugnisse 
anzuwenden. 

Auch  wenn  Russland  an  der  Brüsseler  Konferenz  teilgenommen 
hätte,  würde  es  niemals  seine  Zustimmung  zu  Bestimmungen 
gegeben  haben,  welche  eine  flagrante  Verletzung  der  Handels- 
verträge herbeiführten. 

Da  nicht  alle  interessierten  Mächte  die  Brüsseler  Konvention 
gezeichnet  hätten,    und  da  Russland  niemals  seine  Zustimmung  zu 

1)   L.    C.    p.    20 — 22. 
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derselben  geben  würde,  so  sei  es  schwer  anzuerkennen,  dass  die 
durch  die  Brüsseler  Konferenz  bestimmte  Ordnung-  der  Dingfe  so 
billig'  wie  mög*lich  sei,  und  dass  die  Überführung*  derselben  in  die 
Praxis  weder  g-egenüber  dem  russischen  Zucker  noch  gegenüber 
dem  Zucker  anderer  Länder  eine   Ungerechtigkeit  mit  sich  bringe. 

Im  Jahre  1888  habe  Mr.  Kennedy,  der  Delegierte  des  britischen 
Auswärtigen  Amtes  auf  der  damaligen  Londoner  Zuckerkonferenz, 
dem  russischen  Botschafter  in  London  kategorisch  erklärt:  die 
—  auch  in  dem  damaligen  Vertrage  vorgesehene  —  Strafklausel 
habe  ohne  Unterschied  die  Signatarmächte  und  die  Nicht-Signatar- 
mächte der  Konvention  im  Auge,  und  folglich  seien  die  ersteren 
gehalten,  ihre  Handelsverträge  mit  den  Bestimmungen  jener 
Londoner  Konvention  in  Einklang  zu  bringen  oder  mit  anderen 
Worten  die  auf  das  Prinzip  der  Meistbegünstigung  basierten 
Handelsverträge  zu  kündigen.  Offenbar  habe  also  damals  die 
britische  Regierung  selbst  jene  Straf  klausel  der  Londoner  Konvention 
für  unvereinbar  mit  den  auf  Meistbegünstigung  gegründeten  Handels- 
verträgen erachtet.  — 

Die  russische  Prämie  bleibt,  wie  früher  ausgeführt,  in  Wirklich- 
keit wahrscheinlich  hinter  der  Ziffer  zurück,  welche  sich  bei 
schematischer  Feststellung-  gemäss  Art.  4  Abs.  3  der  Brüsseler 
Konvention  ergeben  würde.  Der  schematisch  bemessene  Aus- 
gleichszoll wäre  also  höher,  als  die  wirkHche  Prämie.  Deshalb  hat 
die  ständige  Kommission  ihren  Beschluss  vom  16.  Juni  1903  wieder 
aufgehoben  und  vorläufig  die  Anwendung  der  niedrigeren  ameri- 
kanischen Ausgleichszölie  gegen  den  russischen  Zucker  empfohlen. 

Die  russische  Regierung  beharrt  aber,  wie  gleichfalls  schon 
erwähnt,  dabei,  1)  diese  Ermässigung  des  Ausgleichszolles  ändere  die 
Sachlage  nicht,  weil  jegliche  Ausgleichszölle  auf  russischen  Zucker 
der  Meistbegünstigungsklausel   der  Handelsverträge  widersprächen. 

§  64.    Die  Unterfragen  der  zweiten  Frage. 

Die  Frage,  ob  die  eventuelle  Anwendung  der  Strafklausel  des 
Artikels  4  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  gegenüber  Russland  eine 
Verletzung  der  Russland  in  Beziehung  zu  den  Brüsseler  Konventions- 

*)  Es  ist  noch  nichts  darüber  öffentlich  bekannt  geworden,  ob  Russland,  welches 
sich  während  der  zweiten  Session  (Oktober  1903)  der  ständigen  Kommission  vor  der- 
selben durch  mehrere  Delegierte  vertreten  liess  und  dann  durch  Vermittelung  Belgiens 
in  diplomatische  Unterhandlungen  mit  den  Brüsseler  Konventionsstaaten  eintrat,  neuer- 
<lings  seinen  Standpunkt  in  der  im  Texte  bezeichneten  Frage  geändert  hat.  Vgl.  oben 
S.  205  Anm.   5. 

Kaufmann,  Welt-Zuckerindustrie.  22 
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Staaten  auf  Grund  der  Handelsverträge  gebührenden  Meistbegün- 
stigung sei,  löst  sich  in  zwei  oder  sogar  in  drei  Unterfragen  auf: 

a)  sind  entsprechende  Gegenmassnahmen  gegenüber  rus- 
sischen Prämien  eine  Verletzung*  der  vertragsmässigen  Meist- 
begünstigung ? 

Eventuell,  wenn  diese  Frage  zu  verneinen  ist, 

b)  kann  —  ohne  Verletzung  der  Meistbegünstigung  —  das 
Vorhandensein  russischer  Zuckerprämien  schlechthin  nach  den  in 
der  Brüsseler  Konvention  getroffenen  Bestimmungen  beurteilt 
werden  (speziell,  was  die  Prämien  aus  zu  hohem  Überzoll  angeht,)? 

c)  können  —  ohne  Verletzung  der  Meistbegünstigung  — 
gegenüber  den  russischen  Zuckerprämien  schlechthin  die  von  der 
Brüsseler  Konvention  vorgesehenen  Gegenmassnahmen  (Ausgleichs- 
zoll in  der  dort  bestimmten  Höhe  oder  Einfuhrverbot)  ergriffen 
werden  ? 

Dazu  noch  die  Fragen : 

1.  Hat  die  Brüsseler  ständige  Kommission  sich  schlechthin  an, 
die  Brüsseler  Konvention  zu  halten  oder  nur,  soweit  die  letztere 
mit  den  bestehenden  Handelsverträgen  vereinbar  ist? 

2.  Haben  die  einzelnen  Brüsseler  Verbandstaaten  und  deren 
Organe  gegenüber  Russland  von  der  Durchführung  der  seitens  der 
Brüsseler  ständigen  Kommission  beschlossenen  Gegenmassnahmen 
insoweit  abzusehen,  als  die  Durchfuhrung  derselben  eine  Verletzung 
von  Vertragsverpflichtungen  gegenüber  Russland  involvieren  würde? 

§  65.   Entsprecliende  Gegenmassnaliinen  gegen  Prämien  sind 
keine  Verletzung  vertragsmässig  gewährter  Meistbegünsti- 
gung und  sind  eventuell  Pflicht  mit  Rücksicht  auf  meist- 
begünstigte dritte  Staaten. 

Im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  ist  zwar  internationaler  Frei- 
handel 1)  keineswegs  zu  allgemeiner  Durchführung  gelangt,  sondern 
hauptsächlich  nur  von  Grossbritannien  angenommen  worden. 

Aber  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  ist  allerdings  im  all- 
gemeinen —  gegenüber  früheren  Privilegien,  ausschliesslichen 
Gewerbegerechtigkeiten  u.  s.  w.  —  das  Prinzip  der  individuellen 
Gewerbefreiheit,  die  lediglich  mittels  eigener  Kraft  die  Konkurrenz 
aufzunehmen   und  zu  bestehen  hat.  in  den  verschiedenen  Ländern 


1)  Neuerdings  wird  —  namentlich  von  Chamberlain  —  darauf  hingewiesen,  dass 
das  britische  System,  da  es  einseitig  geblieben,  von  den  anderen  Völkern  nicht  an- 
genommen worden  sei,  nicht  eigentlich  Freihandel,  sondern  freie  Einfuhr  sei. 
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durchg-eführt  und  nur  die  eine  Einschränkung  dieses  Prinzipes  mehr 
oder  weniger  weitgehend  in  vielen  Ländern  aufrecht  erhalten 
worden,  dass  der  Staat  durch  Schutzzölle,  Einfuhrverbote  u.  s.  w. 
den  inländischen  Gewerbetreibenden  auf  dem  inländischen  Markt  die 
Konkurrenz   der  ausländischen  Gewerbetreibenden   abwehren   hilft. 

Die  gegenwärtig  geltenden  Zolltarifverträge  und  Handels- 
verträge mit  Meistbegünstigungsklausel  sind  im  wesentlichen  unter 
der  Herrschaft  der  vorbezeichneten  Anschauungen  entstanden. 

Die  diesen  Anschauungen  entsprechenden  Verhältnisse  bilden 
die  Voraussetzungen,  unter  welchen  die  Bestimmungen  in  den 
geltenden  Zolltarif-  und  Handelsverträgen  getroffen  wurden,  und 
müssen  bei  der  Auslegung  dieser  Bestimmungen  massgeblich  mit 
in  Betracht  gezogen  werden. 

Nicht  der  Buchstabe,  sondern  der  Geist  soll  im  Rechte  entscheiden. 

Ganz  besonders  gilt  dies  von  dem  internationalen  Rechte  und 
den  internationalen  Verträgen, 

Besondere  Zuschlags-  oder  Ausgleichszölle  und  überhaupt  eine 
Straf klausel  wegen  fremder  Ausfuhrprämien  stimmen  allerdings  zu 
dem  Wortlaute  der  Zolltarifverträge  und  der  Meistbegünstigungs- 
klausel in  vielen  Handelsverträgen  nicht. 

Aber  mit  dem  Geiste  jener  Verträge  und  den  Voraussetzungen, 
unter  w^elchen  dieselben  geschlossen  wurden,  stehen  diese  Mass- 
nahmen   im  Einklang.     Deshalb   sind  sie  u.  E.  zulässig,  1)  ja  sogar 

1)  So  auch  d'Aulnis  de  B.  „Die  Zuckerfrage",  S.  336 — 340.  Dagegen  anderer 
Ansicht  Visser  speziell  p.  165 — 177.  Vissers  Aufsatz  ist  verdienstvoll.  Aber  charakte- 
ristisch für  seine  Auffassung  ist  sein  Ausspruch,  p.  176:  'La  compatibilite  des  droits 
compensateurs  avec  la  clause  de  la  nation  la  plus  favorisee  n'etant  donc  pas  soutenable, 
il  faut  s'etonner  que  ce  Systeme  fasse  encore  tant  de  progres.  SetiU  la  politique  econotniqtu 
en  est  cause.'  Und  doch  ist  eigentlich  der  einzige  Giund,  den  Visser  in  Anlehnung  an 
eine  Ausführung  eines  früheren  amerikanischen  Staatssekretärs  (Gresham)  für  seine  eigene 
Ansicht  anführt,  auch  der  politischen  Ökonomie  entnommen.  Er  meint,  p.  175 — 176, 
die  Prämien  hätten  ebenso,  wie  die  Schutzzölle,  den  Zweck,  die  nationale  Industrie  zu 
schützen  und  die  fremde  Konkurrenz  zu  verhindern.  Diese  beiden  Massnahmen  kämen 
in  Wahrheit  auf  dasselbe  hinaus,  'quoique  les  primes  sortent  pent-etre  des  effets  plus 
forts  sur  le  raarche  mondial'.  'Cependant,  c'est  une  question  de  politique  Interieure 
de  decider  de  laquelle  de  ces  deux  mesures  on  veut  se  servir,  Aussi  longtemps 
cependant  que  cette  protection  de  l'industrie  nationale  est  la  meme  ä  l'egard  de  tous 
les  pays,  on  n'a  pas  le  droit  de  s'y  opposer,  en  vertu  de  la  clause  qui  nous  occape, 
par  des  droits  compensateurs.'  Lässt  sich  aber  die  im  , nationalen"  Interesse  erfolgende 
Einwirkung  auf  den  Markt  des  eigenen  Landes  wirklich  so  völlig  mit  entsprechender 
Einwirkung  auf  fremde  Märkte  parallelisieren,  ganz  abgesehen  davon,  ob  mit  dem  inter- 
nationalen Recht  überhaupt  eine  schrankenlose  Zurgeltungbringung  des  „nationalen" 
Interesses  unter  Hinwegsetzung  über  international-gemeinsame  Interessen  und  über  die 
nationalen  Interessen  anderer  vereinbar  ist? 

22* 
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in  gewissen  Fällen  rechtlich  geboten,  um  die  wirtschaftlichen 
Grundlagfen  aufrechtzuerhalten,  von  welchen  bei  dem  Abschluss  der 
Verträge  ausgegangen  wurde. 

Wenn  ein  Staat  in  einem  Zolltarifvertrage  sich  an  ein  gewisses 
Maximum  des  Einfuhrzolles  band,  so  lag  darin  ausgedrückt,  dass 
der  Staat  in  der  einen  Hinsicht  des  Schutzes  seiner  inländischen 
Produzenten  auf  dem  inländischen  Markte  an  einer  Einschränkung 
des  Prinzipes  allgemeiner  (internationaler)  Gewerbefreiheit  fest- 
halten und  sich  freie  Hand  wahren  wollte,  bis  zur  Höhe  des 
stipulierten  Maximalzolles  seinen  inländischen  Produzenten  auf 
dem  inländischen  Markte  einen  besonderen  Schutz  angedeihen  zu 
lassen.  Durchgängig  sollte  auch  die  vertragsmässige  Meistbe- 
günstigungsklausel nur  Gleichstellung  mit  den  Personen  und  Pro- 
dukten anderer  ausländischer  Länder,  nicht  aber  Gleichstellung  mit 
den  Inländern  und  den  inländischen  Produkten  garantieren.  Die 
Aufrechterhaltung  des  Schutzes  der  inländischen  Produzenten  auf 
dem  inländischen  Markte,  innerhalb  der  Grenzen  des  stipulierten 
Maximalzolles,  stand  daher  mit  dem  Geiste  der  Verträge  im  Ein- 
klang, die  Vereitelung  dieses  Schutzes  widersprach  dem  Geiste  der 
Verträge. 

Weil  die  geltenden  Zolltarifverträge  —  abgesehen  von  der 
einen  Ausnahme  und  Beschränkung,  dass  auf  dem  inländischen 
Markte  den  inländischen  Produzenten  ein  gewisser  Schutz  vor  der 
Konkurrenz  der  ausländischen  Produzenten  sollte  gewährt  werden 
können,  —  im  allgemeinen  unter  der  Herrschaft  der  Anschauungen 
der  individuellen  ohne  künstliche  Hemmung  und  Förderung  sich 
betätigenden  Gewerbefreiheit  und  freien  Konkurrenz  geschlossen 
waren,  war  die  Aufnahme  anderer  Bestimmungen,  als  der  über  die 
Begrenzung  des  Einfuhrzolles,  und  namentlich  die  Aufnahme  von 
Bestimmungen  zur  Untersagung  der  künstlichen  Förderung  der 
Ausfuhr  von  selten  des  Ausfuhrstaates  nicht  erforderlich  er- 
schienen, i)  Letzteres  widerstritt  der  individuellen  Gewerbe-  und 
Konkurrenzfreiheit,  welche  ohne  Begünstigungen  und  Hemmungen 
auf  sich  selbst  gestellt  funktionierte  und  operierte.  Damit  wider- 
stritt es  den  Anschauungen  der  Zeit  und  erschien  insofern  als 
praktisch  ausgeschlossen  und  nicht  erst  durch  besondere  Be- 
stimmungen in  Betracht  zu  ziehen  und  zu  verhindern. 

Deshalb  bedeutete  das  Fehlen  besonderer  Bestimmungen  über 
die  Zulässigkeit  von  Gegenmassnahmen,  wenn  künstlich  von  selten 

^)  ^gl-  aber  aus  neuer  Zeit  z.  B.  den  dänisch-spanischen  Handels-  und  Schiffahrts- 
vertrag vom  4.  VII.  1893.  Ziff.  VII  (Martens  NRG  II.  ser.  Bd.  27,  p.  290). 
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des  anderen  Staates  die  Ausfuhr  gefördert  und  es  nicht  bei  dem 
Wirken  der  individuellen  Gewerbefreiheit  belassen  würde,  nur,  dass 
jener  Fall  nach  den  bei  Abschluss  des  Vertrages  herrschenden  An- 
schauungen und  Zuständen  praktisch  nicht  in  Betracht  zu  kommen 
schien,  aber  nicht,  dass,  wenn  derselbe  doch  einträte,  solche  Gegen- 
massnahmen nicht  zulässig  seien.  1)2)  Vielmehr  ergab  sich  aus  der 
positiven  Bestimmung  über  die  Höhe  des  zulässigen  Einfuhrzolles, 
dass  eben  in  dieser  Höhe  der  Einfuhrstaat  seinen  Produzenten 
einen  besonderen  Schutz  sichern  dürfe.  Würde  also  durch  fremde 
Prämien  diese  Schutzwirkung  des  im  Vertrage  bestimmten  Zolles 
ganz  oder  teilweis  aufgehoben,  so  folgte,  dass  der  Einfuhrstaat 
unter  dieser  Voraussetzung  den  Zoll  auch  über  das  stipulierte 
Maximum  entsprechend  erhöhen  dürfe. 

Ähnliches  griff  Platz,  wenn  in  dem  Vertrage  Zollfreiheit  stipu- 
liert  war.  Denn  dann  sollte  der  Einfuhrstaat  auch  auf  dem  in- 
ländischen Markte  zwar  seinen  Produzenten  nicht  einen  besonderen 
Schutz  angedeihen  lassen,  sondern  die  Gleichstellung  der  An- 
gehörigen und  Waren  des  anderen  Vertragsstaates  im  Inland  an- 
erkennen. Aber  die  Stipulation  der  Zollfreiheit  bedeutete  nur  Ver- 
pflichtung zur  Gleichstellung  der  Waren  u.  s.  w.  des  anderen  Staates 
mit  den   inländischen  Waren    auf  dem  Inlandmarkte.     Wurde    von 


^)  Während  der  relativ  beschränkten  Zeitperiode  eines  Handelsvertrages  erschien 
als  der  ■willkürlich  veränderbare  staatliche  Faktor,  welcher  den  Absatz  der  Produkte  aus  dem 
anderen  Lande  beeinflusste,  nur  der  Grenzzoll.  Dessen  willkürliche  Veränderung  wurde 
deshalb  ausdrücklich  ausgeschlossen.  Aber  vorausgesetzt  war,  dass  auf  den  Absatz  im 
anderen  Lande  von  staatlicher  Seite  überhaupt  keine  willkürliche  künstliche  Einflnss- 
nahme  erfolgen  solle.  Wenn  inzwischen  während  der  Geltungsperiode  eines  Handels- 
vertrages in  Hinsicht  auf  gewisse  Arten  künstlich-staatlicher  Einflussnahme,  deren  Unter- 
bleiben vorausgesetzt  war,  eine  Unstabilität,  eine  nicht  vorausgesetzte  Veränderung  eintritt, 
so  wird  derselben  mit  nicht  vorgesehenen  Gregenmassnahmen  begegnet  werden  können.  Ja  es 
entsteht  die  Frage,  ob  nicht  der  beabsichtigte  Ausschluss  sog.  „künstlicher"  Einwirkungen 
im  Unterschiede  von  den  sog.  natürlichen  Bedingungen  der  Konkurrenz  es  rechtfertigen 
würde,  dass  auch  den  von  privater  Seite  mittels  der  Syndikate,  Kartelle  oder  Trusts  aus- 
gehenden künstlichen  Einwirkungen  mit  Gegenmassnahmen  begegnet  werden  könnte, 
obwohl  dies  im  Handelsvertrag  nicht  vorgesehen  war.  Dagegen  würde  z.  B.  dem  Einfluss 
einer  inzwischen  unvorhergesehenerweise  umgestalteten  Technik  nicht  durch  solche  nicht 
vorgesehene  Gegenmassnahmen  begegnet  werden  dürfen,  da  die  Technik  des  Produktions- 
betriebes zu  den  sog.  natürlichen  Bedingungen  gerechnet  wird,  in  Hinsicht  auf  deren 
Entfaltung  der  Vertrag  keinerlei  Einschränkungen  voraussetzte. 

2)  Russland  soll  jetzt  ausdrückliche  Aufnahme  einer  Klausel  in  den  neu  mit 
Deutschland  zu  schliessenden  Handelsvertrag  verlangen,  dass  Zuschlagszölle  zulässig  sind, 
wenn  die  deutschen  Waren  von  deutscher  Seite  in  Russland  billiger,  als  in  Deutschland 
verkauft  werden.  Das  richtet  sich  gegen  staatliche  und  insbesondere  gegen  Kartell- 
Prämien.     Vgl.  §  91. 
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der  anderen  Seite  die  Voraussetzung  der  Herrschaft  individueller 
Gewerbefreiheit  aufgehoben,  indem  Ausfuhrprämien  gewährt  wurden, 
so  war  zur  Verhinderung  einer  Vorzugsstellung  der  ausländischen 
Waren  auf  dem  Inlandmarkte  allerdings  ein  Ausgleichszoll  nicht 
ausgeschlossen,  sondern  zulässig. 

Aus  den  gleichen  Gründen  schloss  aber  auch,  wenn  vertrags- 
mässig"  Meistbegünstigung  stipuliert  war,  dies  entsprechende  be- 
sondere Gegenmassnahmen,  namentlich  einen  Ausgleichszoll  gegen 
die  Prämien  beziehenden  Waren  des  meistbegünstigten  Landes 
nicht  aus.  Der  die  Meistbegünstigung  gewährende  Staat  war  aller- 
dings gebunden,  dem  anderen  Teile  in  Beziehung  auf  den  Einfuhr- 
zoll eine  so  günstige  Stellung  einzuräumen,  als  irgend  einem  dritten 
Staate:  also  je  nachdem  den  niedrigsten  Zoll  oder  die  Zollfreiheit, 
die  einem  dritten  Staate  g*ewährt  wurde. 

Aber  das  Mass  von  Schutz,  welches  er  durch  jenen  niedersten 
Zoll  den  inländischen  Produzenten  auf  dem  Inlandmarkte  noch 
sicherte,  oder  die  Gleichstellung,  welche  er  bei  Gewährung  von 
Zollfreiheit  den  inländischen  Produzenten  auf  dem  Inlandmarkte 
wenigstens  wahrte,  brauchte  er  auch  dem  Meistbegünstigten 
geg-enüber  nicht  aufzugeben. 

Dies  Mass  von  Schutz  oder  diese  Gleichstellung  bildeten  die 
Grenze  der  Konzessionen,  bis  zu  welcher  der  Staat  sich  in  seinen 
Verträgen  gebunden  hatte,  und  mit  den  Vorteilen  aus  den  Ver- 
trägen übertrug  sich  auch  diese  Grenze  der  zu  beanspruchenden 
Konzessionen  auf  den  Meistbegünstigten. 

Ebenso  wie  der  Staat  nach  dem  oben  Ausgeführten  den  Waren 
des  dritten  Staates,  mit  welchem  er  direkt  einen  Zoll-Maximalsatz 
oder  die  Zollfreiheit  vereinbart  hatte,  im  Falle  von  Prämienbezug 
einen  besonderen  Ausgleichszoll  entgegensetzen  konnte,  konnte  er 
dies  auch  gegenüber  den  Waren  desjenigen  Staates,  welcher  kraft 
der  Meistbegünstigungsklausel  entsprechende  Vorteile  verlangen 
konnte. 

Nur  auf  die  Gleichstellung  mit  den  anderen  fremden  Staaten, 
nicht  auf  die  Besserstellung  gab  die  Meistbegünstigungsklausel  ein 
Anrecht, 

Der  Ausgleichszoll  gegenüber  Prämien  bedeutete  im  Hinblick 
auf  das  Zollmaximum  oder  die  Zollfreiheit,  an  welche  der  vertrag- 
schliessende  Einfuhrstaat  sich  selbst  gebunden  hatte,  von  selten 
dieses  Staates  keine  Überschreitung  jenes  Maximums,  keine  Ver- 
letzung der  Zollfreiheit,  sondern  nur  den  Ausgleich  gegenüber  der 
durch  die  Prämie  nach  der  anderen  Seite  bewirkten  Verschiebung. 
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Ebenso  bedeutete  der  Ausgleichszoll  g-eg-enüber  den  Prämien 
des  meistbeg"iinstig"ten  Staates  keine  Schlechterstellung*  dieses 
Staates  im  Vergleich  mit  anderen  dritten  Staaten,  sondern  nur  den 
Ausgleich  geg"enüber  der  durch  die  Prämie  nach  der  anderen  Seite 
bewirkten  Verschiebung,  ohne  welchen  Ausgleich  der  meistbegünstigte 
Staat  nicht  gleich-,  sondern  bessergestellt  gewesen  wäre  als  die 
anderen  dritten  Staaten, 

Ja  noch  mehr:  In  dieser  ganzen  Frage  herrscht  Verwirrung 
dadurch,  dass  mit  einem  irreführenden  quid  pro  quo  operiert  wird. 

Es  wird  von  Meistbegünstigung  des  anderen  Staates  geredet. 
Es  handelt  sich  aber  dabei  um  individuelle  Geschäfte  und  Interessen 
einzelner  Individuen,  welche  Waren  aus  dem  anderen  Staate  einführen. 

Man  kann  nicht  das  einzelne  Aus-  und  Einfuhrgeschäft  des 
■einzelnen  Individuums  als  ein  nationales  Geschäft  des  meistbe- 
günstigten Staates  hinstellen.  Es  ist  imrichtig  zu  sagen:  Da  dieser 
meistbegünstigte  Staat  auf  der  einen  Seite  die  Prämie  geopfert 
habe,  so  werde  durch  den  dadurch  im  Einfuhrstaat  erreichten  Vor- 
sprung vor  den  Konkurrenten  nur  jenes  Opfer  wieder  ausgeglichen. 
Es  werde  ihm  aber  eine  mit  der  Meistbegünstigung  unverträgliche 
Zurücksetzung  hinter  den  Konkurrenten  zuteil,  wenn  ihm  im  Ein- 
fuhrstaat nun  noch  einmal  ein  besonderer  Ausgleichszoll  auferlegt 
und  dadurch  der  zum  Ausgleich  des  Opfers  der  Prämie  erforder- 
liche Vorsprung  vor   den  Konkurrenten  genommen  werde. 

In  Wahrheit  ist  der  Träger  des  Opfers  der  Prämie  nicht 
identisch  mit  dem  Träger  des  Vorsprungs  im  Einfuhrstaat.  Das 
Opfer  der  Prämie  wird  von  der  Gesamtheit  der  Steuerzahler  des 
Ausfuhrstaates  getragen.  Insofern  ist  dies  in  der  Tat  ein  nationaler 
oder  staatlicher  Bestandteil  in  jenem  Geschäft,  Hingegen  der  im 
Einfuhrstaat  infolge  der  Prämie  erreichte  Vorsprung  vor  den  Kon- 
kurrenten kommt  dem  Individuum  zu  gute,  welches  das  Einfuhr- 
geschäft macht,  ist  ein  Bestandteil  dieses  —  abgesehen  von  obigem 
Bestandteil  —  individuellen  Geschäftes  des  Individuums, 

Die  Handelsverträge,  welche  auf  der  Grundanschauung  der 
individuellen  Gewerbebetätigung  und  Gewerbefreiheit  aufgebaut 
wurden,  hatten  auch  bei  der  Stipulation  der  Meistbegünstigung-  in- 
folgedessen nicht  den  Staat,  das  nationale  Ganze  im  Auge  — 
dieses  machte  wenigstens  damals  keine  Ein-  und  Ausfuhrgeschäfte, 
—  sondern  die  einzelnen  individuellen  Gewerbetreibenden.  Die 
Meistbegünstigungsklausel  sollte  diesen  einzelnen  individuellen  Ge- 
werbetreibenden Gleichstellung  mit  den  Konkurrenten  aus  anderen 
fremden  Ländern  sichern. 
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Die  einzelnen  individuellen  Gewerbetreibenden,  welche  nicht 
selbst  ein  Opfer  bei  der  Ausfuhr  gebracht  haben,  haben  durch  das 
Prämien-Opfer  (der  Steuerzahler)  des  Ausfuhrstaates  im  Einfuhrstaat 
einen  individuellen  künstlichen  Vorsprungf  vor  ihren  Konkurrenten 
aus  anderen  Ländern  erhalten,  und  durch  den  besonderen  Aus- 
g-leichszoll  wird  erst  die  von  der  Meistbegünstigungsklausel  allein 
gewollte  individuelle  Gleichstellung  dieser  Individuen  mit  den  Kon- 
kurrenten aus  anderen  Ländern  wieder  hergestellt. 

Der  den  bestehenden  Handelsverträgen  und  Meistbegünstigungs- 
klauseln unterliegende  Gedanke  des  Wirtschafts-,  Gewerbe-  und 
Geschäftsbetriebes  der  Individuen  führt  daher  zu  der  Folgerung,, 
dass  durch  das  von  einer  ausländischen  Gesamtheit  gewissen 
Individuen  gebrachte  Prämienopfer  an  Stelle  der  durch  die  Meist- 
begünstigungsklausel in  Aussicht  gestellten  individuellen  Gleich- 
stellung eine  von  der  Meistbegünstigungsklausel  nicht  gewollte  und 
nicht  als  zulässig  zugesicherte  individuelle  Vorzugsstellung  herbei- 
geführt wird,  und  dass  die  Verhinderung  der  letzteren  durch  einen 
besonderen  Ausgleichszoll  deshalb  der  zugesicherten  individuellen 
Meistbegünstigung  nicht  widerspricht,  sondern  durchaus  entspricht. 

Sollte  dem  aber  entgegengehalten  werden,  dass  die  Meistbe- 
günstigung nicht  oder  nicht  bloss  für  die  einzelnen  Individuen, 
sondern  für  den  anderen  Vertragstaat  zugesichert  und  diesem 
anderen  Vertragstaat,  der  durch  die  Prämie  ein  Opfer  gebracht, 
durch  einen  besonderen  Ausgleichszoll  die  Gleichstellung  genommen 
und  eine  Zurücksetzung  zu  teil  werde,  so  wäre  folgendes  zu  beachten: 

Der  andere  Vertragstaat  ist  jedenfalls  nicht  individueller  Träger 
des  einzelnen  Ausfuhr-  und  Einfuhrgeschäftes,  Soll  die  Meistbe- 
günstigung auf  den  anderen  Vertragstaat  bezogen  werden,  so 
kommt  dabei  nicht  das  einzelne  individuelle  Aus-  und  Einfuhr- 
geschäft, sondern  die  Gesamtheit  der  (individuellen)  Aus-  und 
Einfuhrgeschäfte  in  Betracht,  welche  von  dem  Bereiche  desselben 
nach  dem  Bereiche  seines  staatlichen  Mitkontrahenten  gefuhrt  sind. 

Allerdings  hat  der  Ausfuhr- Vertragstaat  durch  die  für  die 
Gesamtheit  jener  Ausfuhrgeschäfte  gewährte  Gesamt-Prämie  einen 
besonderen  Aufwand  gehabt.  Aber  es  ist  nicht  richtig,  dass  dieser 
Aufwand  durch  den  Vorsprung,  welchen  er  infolge  desselben  in 
dem  Einfuhrstaat  vor  den  Konkurrenten  erringt,  nur  wieder  aus- 
geglichen werde.  Das  möchte  zutreffen,  wenn  Aufwand  und  Vor- 
spning  nur  bezüglich  des  einzelnen  Geschäftes  zu  vergleichen 
wären.  Aber  Zweck  und  Wirkung  jenes  Aufwandes  war,  die 
Gesamtheit    der   Ausfuhrgeschäfte    aus    jenem    Staate    grösser    zu 
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machen,  als  dieselbe  ohne  diesen  Aufwand  gewesen  sein  würde,  oder 
im  Einfuhrstaat  an  der  Totalität  der  Einfuhrg^eschäfte  jenem  A.us- 
fuhrstaate  unter  entsprechender Zurückdrängung  der  konkurrierenden 
dritten  Ausfuhrstaaten  einen  grösseren  Anteil  zu  verschaffen,  als 
der  betreffende  Staat  ihn  ohne  jenen  künstlichen  Aufwand  gehabt 
haben  würde. 

Fasst  man  nicht  bloss  das  einzelne  individuelle  Ausfuhrgeschäft, 
sondern,  wie  sichs  gehört,  die  Gesamtheit  der  Ausfuhrgeschäfte 
des  Prämien  gewährenden  Staates  nach  dem  Einfuhrstaate  ins 
Auge,  so  ergibt  sich,  dass  durch  die  Prämie  die  Gleichstellung 
beseitigt  und  eine  den  Aufwand  im  Ausfuhrstaat  übersteigende 
Vorzugsstellung  des  Prämien  gewährenden  Ausfuhrstaates  vor  den 
konkurrierenden  dritten  Staaten  im  Einfuhrstaat  geschaffen  ist. 

Deshalb  dient  der  Ausgleichszoll  auch  unter  dem  Gesichts- 
punkte, dass  die  Meistbegünstigung  dem  durch  die  Prämie  Aufwand 
machenden  Staate  zustehe,  doch  nur  der  Wiederherstellung*  und 
Aufrechterhaltung  der  Gleichstellung  und  dem  Ausschluss  einer 
durch  die  Prämie  angestrebten  Vorzugsstellung',  indem  nämlich  der 
Ausgleichszoll  verhindert,  dass  die  Gesamtheit  der  Ausfuhrgeschäfte 
des  Prämien  gewährenden  Ausfuhrstaates  und  der  Anteil  desselben 
an  der  Totalität  der  Einfuhrgeschäfte  in  den  anderen  Staat  grösser 
werden,  als  sie  ohne  Prämie  unter  den  Bedingungen  der  natürlichen 
Konkurrenz    mit    den  anderen   dritten  Ausfuhrstaaten   sein  würden. 

In  dem  Vorangefiihrten  liegt  der  Grund  der  Berechtig- ung 
eines  Staates,  welcher  vertragsmässig  Zollbindung  oder  Meist- 
begünstigung eingeräumt  hat,  dennoch  gegenüber  dem  anderen 
Vertragsteile  Ausgleichszölle  aufzuerlegen,  wenn  letzterer  Prämien 
gewährt. 

Gleichzeitig  aber  besteht  in  diesem  Falle,  wenn  der  erstere 
Staat  auch  dritten  Staaten  die  Meistbegünstigung  zugesichert  hat, 
geradezu  eine  Verpflichtung  desselben  gegenüber  den  dritten 
Staaten,  dem  anderen  Vertragsteile  Ausgieichszölle  aufzuerlegen. 
Denn  nur  durch  solche  Ausgleichszölle  würde  die  Gleichstellung 
der  dritten  Staaten  mit  dem  anderen  Vertragsteile,  auf  welche  die 
ersteren  kraft  ihrer  Meistbegünstigung  Anspruch  haben,  gewahrt. 
Ohne  die  Ausgleichszölle  gegenüber  dem  anderen  Vertragsteile 
wären  infolge  der  Prämien  des  letzteren  die  dritten  meistbe- 
günstigten Staaten  schlechter  als  jener  gestellt. 

Ist  die  Meistbegünstigung  von  einem  Staate  so  auch  dritten 
Staaten  zugesichert,  mit  welchen  der  andere  Prämien  gewährende 
Vertragstaat    im    internationalen  Konkurrenzkampf  steht,    so  weist 
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die  Stellung-  des  ersteren  Staates  in  diesem  internationalen  Wirt- 
schaftskampf Analog-ien  mit  der  Stellung  eines  neutralen  Staates 
im  Kriege  auf. 

Zur  Rückweisung  einer  seine  Neutralität  verletzenden  kriege- 
rischen Handlung  (hier  der  wirtschaftlichen  OfFensivhandlung  der 
Prämiengewährung)  ist  der  neutrale  Staat  erstens  in  seinem  eigenen 
Interesse  berechtigt,  aber  gleichzeitig  im  Verhältnis  zu  dem  sonst 
mittelbar  geschädigten  anderen  kriegführenden  Teil  (hier  den 
anderen  konkurrierenden  und  von  ihm  meistbegünstigten  Staaten) 
auch  verpflichtet. 

§  66.   Unzulässig  aber  ist  einseitig  willkürliche  Bestimmung 
über  Vorhandensein  von  Prämien  und  über  Höhe  der  Aus- 
gleichszölle. Jedoch  Bedeutung  des  Vorranges  der  Verbands- 
gemeinschaft für  die  Verbands -Ausgleichszölle. 

Unbeschadet  vertragsmässiger  Zolltarif bindung  oder  vertrags- 
mässiger  Meistbegünstigung  sind  Ausgleichszölle  gegen  fremde 
Prämien  zulässig. 

Aber  es  widerstreitet  der  vertragsmässigen  Zolltarif  bindung 
und  der  vertragsmässigen  Meistbegünstigung,  dass  der  eine 
Vertragstaat  einseitig  willkürlich  entscheidet,  ob  und  in  welcher 
Höhe  der  andere  Vertragstaat  Prämien  gewährt,  und  eventuell 
wie  hohe  Ausgleichszölle  oder  welche  sonstigen  Gegenmassnahmen 
(Einfuhrverbote)  der  erstere  Vertragstaat  g*egen  jene  Prämien  an- 
ordnen kann. 

Entsteht  über  diese  Fragen  Streit  zwischen  den  Vertragstaaten, 
und  vermögen  dieselben  nicht  im  Wege  unmittelbarer  Verhand- 
lungen sich  zu  einigen,  so  ist  es  entsprechend,  dass  die  Streit- 
punkte durch  ein  Schiedsgericht  oder  eine  schiedsrichterliche  Kom- 
mission zum  Austrag  gebracht  werden. 

Jedoch  gestaltet  sich  die  Sachlage  einigermassen  anders,  wenn  der 
eine  Vertragstaat  mit  anderen  dritten  Staaten  eine  internationale 
Gemeinschaft  in  Hinsicht  auf  die  betreffenden  fiskalischen  und 
Wirtschaftsverhältnisse  eingegangen  ist,  und  jener  Vertragstaat  nun 
von  Gemeinsciiafts  wegen  Ausgleichszölle  oder  sonstige  Gegen- 
massnahmen (wie  z.  B.  Einfuhrverbote)  gegen  die  Prämien  des 
anderen  Vertragstaates  anzuwenden  hat. 

Alsdann  kommt  nicht  bloss  in  Betracht,  dass  der  Inhalt  der 
vertragsmässigen  Zollbindung  oder  der  vertragsmässigen  Meist- 
begünstigung so  auszulegen  ist,   dass  derselbe  dem  einen  Vertrag- 
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Staate  die  Verhängfung*  von  Ausg-leichszöllen  gfegen  die  Prämien 
des  anderen  Vertrag-Staates  nicht  verwehrt. 

Sondern  es  kommt  weiter  folgendes  in  Betracht,  was  später 
noch  näher  darzuleg-en  sein  wird^): 

Wenn  der  Inhalt  des  internationalen  Gemeinschaftsverhältnisses, 
in  welches  der  eine  Vertragstaat  mit  dritten  Staaten  getreten  ist, 
mit  dem  Inhalt  des  vertragsmässig-reciproken  Verhältnisses  der 
Zollbindung  oder  der  Meistbegünstigung  zwischen  den  beiden  Ver- 
tragstaaten kollidiert,  so  gebührt  dem  internationalen  Gemeinschafts- 
verhältnisse als  dem  höheren,  allgemeinere  Interessen  wahrenden 
Verhältnisse  der  Vorrang.  Soweit  es  zur  Wahrung  dieses  inter- 
nationalen Gemeinschaftsverhältnisses  erforderlich  ist,  muss  sich 
das  Rechtsverhältnis  aus  der  reciproken  Zollbindung  oder  Meist- 
begünstigung- deshalb  anpassen  und  beschränken. 

Die  Herstellung  und  der  Bestand  eines  internationalen  Ge- 
meinschaftsverhältnisses der  oben  bezeichneten  Art  erfordert  Auf- 
stellung allgemeiner  Gemeinschaftsnormen,  nach  welchen  sich  die 
Beziehungen  der  Gemeinschaft  regulieren  sollen,  und  möglicher- 
weise auch  Schaffung  besonderer  Gemeinschaftsorgane,  welche 
nach  Massgabe  jener  Normen  für  die  Zwecke  der  Gemeinschaft  zu 
funktionieren  haben.  Solche  allgemeine  Gemeinschaftsnormen 
und  möglicherweise  solches  Infunktiontreten  von  Gemein- 
schaftsorganen werden  für  die  Gemeinschaft  auch  unentbehrlich 
sein,  wenn  dieselbe  gegenüber  dritten,  ausserhalb  der  Gemeinschaft 
stehenden  Staaten  und  speziell  —  mittels  Ausgleichszöllen  und 
sonstigen  Gegenmassnahmen  —  gegenüber  Prämien  dieser  dritten 
Staaten  Stellung  zu  nehmen  hat.  2)  Die  Behandlung  dieses  Ver- 
hältnisses zu  dritten  Staaten  als  Gemeinschafts  Verhältnis  wird  für 
den  Bestand  und  die  Bedeutung  der  Gemeinschaft  vielfach  be- 
sonders notwendig  und  wesentlich  sein. 

Ein  dritter  Staat,  welcher  mit  einem  der  Gemeinschaftsstaaten 
vertragsmässig  in  Zollbindung  oder  in  Meistbegünstigung  steht, 
wird  unter  diesen  Umständen  trotz  seiner  Vertragsrechte  gegen 
den  betreffenden  Gemeinschaftsstaat  sich  bescheiden  müssen,  dass 
nach  Massgabe  von  Gera'einschaftsnormen  und  eventuell  durch 
Gemeinschaftsorgane    darüber  entschieden  wird,    ob  ersterer  Staat 

*)  Vgl.  unten  Kap.  V. 

2)  Auf  der  Brüsseler  Zuckerkonferenz  wurde  wiederholt  die  Methode  erörtert,  um 
—  für  die  Zwecke  der  Ausgleichs zöIle  —  das  Vorhandensein  und  die  Höhe  von 
Prämien  in  dritten  Ländern  festzustellen.  Vgl.  Primes,  p.  192,  233 — 234,  326 — 329, 
358—359.  365—367.  369.  371- 
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Prämien  gfewährt,  und  welche  Gegenmassnahmen  daher  von  Ge- 
meinschafts weg-en,  wie  die  anderen  Gemeinschaftsstaaten,  so  auch 
derjenige  Gemeinschaftsstaat  gegen  ihn  zu  ergreifen  hat,  mit 
welchem  er  im  Vertragsverhältnis  steht. 

Der  dritte  Staat  wird  sich  nicht  schlechthin  i)  darauf  berufen 
können,  dass  jene  Gemeinschaftsnormen  und  Gemeinschaftsorgane 
einseitig  ohne  sein  Zutun  geschaffen  seien,  dass  eine  Gegenmass- 
nahme,  welche  sein  Vertragskontrahent  auf  Grund  jener 
Gemeinschaftsnormen  und  der  Beschlüsse  jener  Gemeinschafts- 
organe gegen  ihn  treffe,  ebenso  einseitig  ergriffen  sei,  wie  wenn 
sein  Vertragskontrahent  dieselbe  als  einzelner  selbständiger  Staat 
getroffen  hätte,  und  dass  deshalb  im  Streitfall  ebensoweit  schieds- 
richterliche Erledigung  erforderlich  sei  und  von  ihm  berechtigter- 
weise verlangt  werden  könne,  wie  wenn  sein  Vertragskontrahent 
die  Gegenmassnahmen  getroffen  hätte,  ohne  in  solcher  Gemein- 
schaft zu  stehen. 

Wegen  des  Vorranges  des  Gemeinschaftsverhältnisses  vor  dem 
lediglich  reciproken  Vertragsverhältnisse  und  wegen  der  Notwendig- 
keit von  Gemeinschaftsnormen  und  eventuell  von  Gemeinschafts- 
organen für  die  Aufrechterhaltung  der  Gemeinschaft  wird  der 
dritte  Staat  die  schiedsrichterliche  Aburteilung  über  die  Zulässig- 
keit  der  Gegenmassnahmen  nicht  schlechthin  schon  deshalb  fordern 
können,  weil  die  Gemeinschaftsnormen  und  die  Funktionen  der 
Gemeinschaftsorgane  und  die  darauf  sich  gründenden  Gegenmass- 
nahmen im  Verhältnis  zu  ihm  einseitige  Akte  seien. 

Der  dritte  Staat  wird  gegen  die  Gegenmassnahmen,  welche 
der  andere  Vertragstaat  auf  Grund  der  Gemeinschaftsnormen  und 
möghcherweise  auf  Anordnung  der  Gemeinschaftsorgane  gegen  die 
angeblichen  Prämien  ergriffen  hat,  hauptsächlich  nur  unter  folgen- 
den Voraussetzungen  und  Gesichtspunkten  protestieren  und  eventuell 
berechtigterweise  schiedsrichterliche  Entscheidung  heischen  können: 

I.  wegen  offenbarer  Unbilligkeit  und  Unrichtigkeit  der  Gemein- 
schaftsnormen, nach  welchen  sich  Vorhandensein  und  Höhe  der 
Prämien  dritter  Staaten  bestimmen  soll. 

So  könnten  z,  B.  möglicherweise  Gemeinschaftsnormen  mit 
Recht  angefochten  werden,  nach  welchen  bei  einem  einen  gewissen 
Betrag    übersteigenden     Überzoll    in    dritten    Staaten    schlechthin 


*)  Andererseits  haben  aber  die  einseitig  von  Verbandstaaten  beschlossenen  Normen 
natürlich  keine  bindende  Bedeutung  für  dritte  Nicht -Verbandstaaten.  Vgl.  hinsichtlich  der 
durch  die  Brüsseler  Znckerkonvention  geschaffenen  Verbandsnormen  Primes,  p.  229 — 230» 
280 — 281,  289,  333,  382  (383)  und  oben  S.   325,  326. 
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schematisch  eine  Prämie  seitens  derselben  und  zwar  in  näher  vor- 
geschriebener Höhe  als  gewährt  angenommen  werden  soll; 

2  wegen  offenbarer  UnVerhältnismässigkeit  und  Unbilligkeit 
der  Ausgleichszölle  oder  sonstigen  Gegenmassnahmen,  i)  welche 
die  Gemeinschaftsnormen  gegen  die  Prämien  der  dritten  Staaten 
anordnen ; 

3.  wegen  offenbar  unrichtiger  Anwendung  der  Gemeinschafts- 
normen seitens  der  Gemeinschaftsorgane  oder  seitens  des  betreffen- 
den vertragsmässig  verpflichteten  Gemeinschaftsstaates  gegenüber 
dem  dritten  Staate.  2) 

Von  Seiten  des  dritten  Staates  würde  in  den  beiden  ersten 
Fällen  möglicherweise  ein  genereller  Schiedsspruch,  selbst  wenn  die 
Gemeinschaftsnormen  noch  nicht  gegen  ihn  zur  Anwendung  ge- 
bracht wären,  im  letzten  Falle  aber  nur  ein  Schiedsspruch  im 
Hinblick  auf  die  konkrete  gegen  ihn  erfolgte  Anwendung  jener 
Normen  geheischt  werden  können. 

Es  entspricht  dem  Gemeinschaftsverhältnis,  dass  an  solchen 
Schiedsverfahren  auch  die  anderen  Gemeinschaftsstaaten  als  Neben- 
parteien teilnehmen,  einerseits  um  für  den  speziell  angegriffenen, 
vertragsmässig  gegenüber  dem  dritten  Staate  gebundenen  Gemein- 
schaftsstaat   mit  einzutreten,    andererseits  um    auch  mit  demselben 


*)  So  kann  es  möglicherweise  unverhältnismässig  und  deshalb  mit  der  Meist- 
begünstigungsklausel schwer  vereinbar  sein,  wenn  gegen  eine  Prämie  schlechthin  ein 
Einfuhrverbot  und  nicht  bloss  ein  Ausgleichszoll  angedroht  ist  und  angeordnet  wird. 
Das  ist  ein  etwas  bedenklicher  Punkt  in  dem  britischen  Ausführungsgesetz  zur  Brüsseler 
Konvention.  Vgl.  oben  S.  23  u.  180  Anra.  1.  Andererseits  ist  aber  in  Betracht  zu 
ziehen,  dass  für  ein  Land,  welches  im  allgemeinen  dem  Freihandel  anhängt,  die  An- 
ordnung von  Einfuhrverboten  weniger  störend  und  inkongruent  erscheinen  kann,  als  die 
Anordnung  von  Ausgleichszöllen.  Dann  wird  der  Staat,  dessen  Prämien  die  erste  Störung 
und  damit  die  gleichfalls  störenden  Gegenmassnahmen  veranlasst  haben,  kein  Recht  zur 
Beschwerde  haben,  wenn  den  Prämien  desselben  ausschliesslich  mit  einem  Einfuhrverbot 
entgegengetreten  wird. 

2)  Die  selbständig  getroffene  Gegenmassnahme  eines  einzelnen  Vertragstaates 
würde  vor  dem  Schiedsgericht  erfolgreich  mit  der  Begründung  angefochten  werden 
können,  dass  eine  Prämie  oder  eine  Prämie  von  entsprechender  Höhe  seitens  des  an- 
fechtenden Staates  nicht  gewährt  sei.  Die  auf  Grund  des  Gemeinschaftsverhältnisses  und 
der  Gemeinschaftsnormen  getroffene  Gegenmassnahme  eines  Vertragstaates  würde  aber, 
wenn  die  Gemeinschaftsnormen  richtig  angewandt  sind,  vor  dem  Schiedsgericht  nicht 
schlechthin  schon  deshalb  angefochten  werden  können,  weil  eine  Prämie  oder  eine 
Prämie  von  entsprechender  Höhe  im  konkreten  Falle  seitens  des  anfechtenden  Staates 
nicht  gewährt  sei;  sondern  es  könnte  nur,  wenn  die  allgemeine  Gemeinschaftsnorm,  auf 
Grund  deren  die  Gegenmassnahme  erging,  offenbar  unbillig  und  unrichtig  wäre,  diese 
und  damit  mittelbar  auch  die  darauf  beruhende  konkrete  Gegenmassnahme  vor  dem 
Schiedsgericht  mit  Erfolg  angefochten  werden. 
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die  Verantwortung-  und  eventuell  die  Pflicht  zur  Abänderung  der 
Gemeinscliaftsnormen  zu  übernehmen,  wenn  diese  nach  dem  Ent- 
scheid des  Schiedsgerichts  dem  dritten  Staate  zu  berechtigter  Be- 
schwerde Anlass  boten. 

Diese  Gesichtspunkte  kommen  für  das  Verhältnis  Russlands 
zu  denjenigen  Brüsseler  Konventionsstaaten  in  Betracht,  welchen 
gegenüber  es  vertragsmässig  Anspruch  auf  Meistbegünstigung  hat. 

Das  durch  die  Brüsseler  Konvention  begründete  Gemeinschafts- 
verhältnis hat  den  Vorrang  vor  dem  lediglich  individuell-reciproken 
Verhältnisse,  welches  zwischen  Russland  und  einzelnen  Brüsseler 
Konventionsstaaten  durch  Handelsverträge  begründet  worden  ist. 
Darum  hat  die  ständige  Brüsseler  Zucker-Kommission  von  der  Be- 
folgung der  Bestimmungen  der  Brüsseler  Konvention  nicht  abzu- 
sehen, selbst  wenn  dieselben  im  Widerspruch  mit  irgend  welchen 
Bestimmungen  jener  Handelsverträge  ständen.  Darum  haben  ferner 
der  einzelne  Brüsseler  Verbandstaat  und  dessen  Organe  gegen- 
über Russland  von  der  Durchführung  der  Massnahmen,  welche 
im  HinbUck  auf  die  von  der  ständigen  Brüsseler  Kommission  ge- 
troffenen Feststellungen  nach  der  Brüsseler  Konvention  ge- 
boten sind,  nicht  abzusehen,  selbst  wenn  die  Durchführung  der- 
selben zu  einem  Widerspruche  mit  irgend  welchen  Bestimmungen 
des  Handelsvertrages  dieses  Staates  mit  Russland  führen  sollte. 

Nur  sofern  die  Brüsseler  Gemeinschaftsnormen  ihrerseits  im 
Widerspruch  mit  allgemeineren!)  Völkerrechtsnormen  stehen  und 
diese  allgemeineren  Völkerrechtsnormen  nach  ihrem  Inhalt  unmittel- 
bare internationale  Pflichten  für  die  einzelnen  Staaten  jener  all- 
gemeineren Gemeinschaft  und  für  deren  Organe  und  deshalb  auch 
für  die  von  einem  Teile  dieser  Staaten  als  Organ  ihrer  engeren 
Gemeinschaft  kreirte  ständige  Brüsseler  Kommission  begründen 
würden,  2)  würde  für  die  Brüsseler  Kommission  und  den  einzelnen 
Brüsseler  Konventionsstaat  und  dessen  Organe  allerdings  die  Pflicht 
bestehen,  insoweit  von  der  Anwendung  und  Durchführung  der 
Brüsseler  Konventionsnormen  abzusehen. 


1)  Insbesondere  also  im  konkreten  Falle  mit  Völkerrechtsnormen,  die  für  eine 
nicht  bloss  die  Brüsseler  Konventionsstaaten,  sondern  auch  Russland  in  sich  begreifende 
internationale  Gemeinschaft  gelten. 

2)  So  -würde  die  Anwendung  einer  Gemeinschaftsnorm,  die  wegen  angeblicher 
Prämien  eine  Gegenmassnahme  unter  Umständen  androht,  unter  welchen  in  Wirklichkeit 
von  einer  Prämie  offensichtlich  gar  keine  Rede  sein  kann,  eine  nach  allgemeinen 
Völkerrechtsnormen  rechtswidrige  Verletzung  der  durch  den  Handels-  und  Meistbegünsti- 
vertrag  dem  dritten  Staate  erworbenen  Rechte  involvieren. 
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Wenn  nach  Art.  4  Abs.  3  der  Brüsseler  Konvention  der  halbe 
Überschuss,  um  welchen  der  Überzoll  eines  Nicht-Verbandstaates 
das  in  Art.  3  bezeichnete  Überzoll-Maximum  übersteigt,  als  Prämie 
angesehen  werden  soll,  so  könnte  eine  derartig  schematische  Be- 
stimmung der  Prämie  möglicherweise  weit  über  die  wirkliche  Prämie 
hinausgehen.  Ein  Ausgleichszoll,  der  auf  Grund  solcher  zu  Unrecht 
angenommenen  oder  bemessenen  Prämie  gegen  einen  vertrags- 
mässig  meistbegünstigten  Nicht -Verbandstaat  verhängt  würde, 
würde  daher  nicht  bloss  unbillig,  sondern  auch  eine  Rechtsver- 
letzung sein. 

Es  war  daher  in  der  Tat  erforderlich,  dass  der  Schlusssatz  des 
Art.  4  Abs.  3  für  solche  Fälle  einen  Ausweg  schuf,  indem  er  der 
ständigen  Kommission  die  Befugnis  gab,  die  so  schematisch  be- 
rechnete Ziffer  der  Prämie  und  demgemäss  auch  die  Ziffer  des 
Ausgleichszolles    auf  Antrag    eines  Verbandstaates    zu  berichtigen. 

Wenn  es  wahr  ist,  dass  die  wirkliche  russische  Prämie  viel 
niedriger  ist,  als  der  Betrag  von  31,  bzw.  19  Francs  pro  100  kg 
raffinierten  und  bzw.  Roh-Zuckers,  aufweichen  die  Prämie  und  der 
Ausgleichszoll  gemäss  der  schematischen  Vorschrift  des  Art.  4 
Abs.  3  erst  durch  den  Beschluss  der  ständigen  Kommission  vom 
16.  Juni  1903  festgestellt  worden  war,  so  hätte  dieser  Beschluss 
der  ständigen  Zuckerkommission  und  bzw.  die  Ausfuhrung  desselben 
seitens  derjenigen  Verbandstaaten,  welche  Russland  vertragsmässig 
Meistbegünstigung  schuldeten,  in  der  Tat  eine  Rechtsverletzung 
gegenüber  Russland  bedeutet. 

Es  war  daher  ein  Akt  der  Rechtswahrung-,  dass  die  ständige 
Kommission  auf  Antrag  Deutschlands  am  8.  Juli  1903  jenen  Be- 
schluss vom  lö.  Juni  1903  wieder  aufhob  und  die  Ausgleichszölle 
gegen  russischen  Zucker  —  einstweilen  bis  zur  endgültigen  Be- 
stimmung der  russischen  Prämie  —  auf  die  niedrigeren  Sätze  der 
von  den  Vereinigten  Staaten  gegen  Russland  verhängten  Aus- 
gleichszölle beschränkte.  1) 


1)  Vgl.  S.  205,  311   u.  326.    —    Commercial   No.  6    (1903),    p.  3,  8,  5.     Primes, 
p.  326 — 327,  358 — 359,  365.     D'Aulnis  d.  B.,  La  Convention,  p.  46,  47. 
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Der  internationale  Verband  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  und  der  Vor- 
rang   internationaler    und    staatlictier    Oemeinschaftsverliältnisse    vor 
vertragsmässigen    individuell-reciproken    Meistbegünstigungs Verhält- 
nissen im  Falle  der  Kollision  des  Inhalts  der  Berechtigungen. 


§  67.  Der  Verband-  und  Gemeinscliaftscliaraktep  des  durch 
die  Brüsseler  Zucker-Konvention  begründeten  Verhältnisses 
und  der  Vorrang  desselben  vor  einem  blossen  Meistbe- 
günstigungsverhältnisse  eines  Nicht -Verbandstaates  zu  einem 

Verbandstaate. 

Gegenüber  der  Zuckerprämienpolitik  der  Zucker  ausführenden 
Länder  konnten  zwar  andere  Länder  — ,  sei  es  einzeln,  sei  es  ge- 
meinsam, —  soweit  es  sich  um  Abwehr  der  künstlich  geförderten 
Zuckereinfuhr  handelte,  durch  die  Repressivmassnahme  des  Aus- 
gleichszolles und  überhaupt  der  Strafklausel  (Einfuhrverbot)  helfen. 

Aber  solche  blosse  Repressivmassnahme  war  wenigstens  für 
Grossbritannien,  das  dem  Freihandel  huldigte,  nur  schwer  und 
nicht  ohne  wesentliche  Störungen  des  Freihandelssystems  nach 
anderen  Richtungen  zu  ergreifen. 

Die  auf  Zuckerausfuhr  angewiesenen  verschiedenen  Länder 
konnten  aber  gegen  die  durch  die  Ausfuhrprämien  des  einen  von 
ihnen  hinsichtlich  der  Konkurrenz  in  dritten  Ländern  hervor- 
gerufenen Nachteile  sich  überhaupt  nicht  durch  solche  Repressiv- 
massnahme schützen  und  waren  hinwiederum  anderen  schweren 
Nachteilen  ausgesetzt,  je  mehr  sie  auch  ihrerseits  deshalb  —  aus 
KonkurrenzgTÜnden  —  in  das  System  der  Prämiengewährung 
hineingezogen  wurden. 

Diese  Nachteile  der  Prämiengewährung  konnten  nicht  durch 
die  Repressivmassnahme  des  Ausgleichszolles  u.  s.  w.  und  nicht  ohne 
schwere  andere  Schäden  durch  Konkurrenzprämien,  sondern  nur 
durch  internationalen  Zusammenschluss  mit  der  Verpflichtung  der 
positiven  Unterdrückung  der  Prämien  beseitigt  werden. 
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Die  Verpflichtung-  zur  Unterdrückung  der  Prämien  bedeutet 
Verzicht  auf  das  darin  lieg-ende  Agfgressivmittel  zur  künstHchen 
Förderung"  des  Absatzes  der  nationalen  Industrie  in  internationaler 
Ausdehnung-,  d.  h.  (ausserhalb  des  inländischen  Marktes)  auf  dem 
Weltmarkt  oder  den  Auslandsmärkten. 

Der  Verzicht  auf  dieses  Offensivmittel  zur  künstlichen  Förderung* 
der  nationalen  Industrie  musste,  nachdem  man  sich  einmal  mit  der 
eventuellen  Benutzung-  dieses  Mittels  vertraut  g^emacht  hatte,  nahe- 
lieg-enderweise  in  Verbindung*  gfebracht  und  abhängfig*  gemacht 
werden  von  einem  Verzicht  oder  wenigstens  einer  Beschränkung 
der  Gegenseite  hinsichtlich  des  Defensivmittels  zur  künstlichen 
Förderung  der  nationalen  Industrie,  welches  in  dem  Schutzzoll 
oder  sog,  Schutz-Überzoll  für  den  inländischen  Markt  gegeben  war. 

Nach  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  haben  sich  die  derselben 
angeschlossenen  Staaten  zur  Beseitigung  der  Prämien  einerseits 
und  zwar  nicht  zur  völligen  Beseitigung-,  aber  zur  international- 
rechtlichen Begrenzung  des  Schutz -Überzolles  andererseits  ver- 
bunden. 

In  beiden  Hinsichten  ist  für  die  Verbandstaaten  eine  direkte 
internationale  Pflicht  begründet  worden  und  nicht  bloss  indirekt, 
durch  Androhung  eventueller  Gegenmassnahmen ,  auf  die  Inne- 
haltung jener  Grundsätze  seitens  derselben  gewirkt  worden.  Würde 
ein  Verbandstaat  Prämien  oder  einen  höheren  ÜberzoU  gewähren, 
so  würde    er    eine    direkte   positive  internationale  Pflicht  verletzen. 

Auf  früheren  internationalen  Zuckerkonferenzen  hatte  man,  als 
man  über  die  Abschaffung  der  Zuckerprämien  verhandelte,  als 
Korrelat  dieser  Massnahme  die  Abschaffung  der  Zuckerzölle  im 
Verhältnis  der  verschiedenen  Zucker  -  Verbandstaaten  zueinander 
und  die  Herstellung  eines  international  einheitlichen  —  das  Land- 
bereich der  sämtlichen  Verbandstaaten  umfassenden  —  Zucker- 
Absatz-Bereiches  ohne  innere  Zölle  ins  Auge  gefasst. 

So  weit  ging  die  Brüsseler  Zuckerkonvention  schliesslich  nicht. 
Sie  beHess  den  einzelnen  Verbandstaaten  die  Befugnis,  Zucker- 
Einfuhrzölle  auch  von  dem  Zucker  der  anderen  Verbandstaaten  zu 
erheben.  Sie  hielt  damit  innerhalb  des  internationalen  —  das 
Landbereich  der  sämtlichen  Verbandstaaten  umfassenden  —  Zucker- 
Verbandbereiches  die  gesonderten  selbständigen  Zucker -Absatz- 
bereiche der  einzelnen  Verbandstaaten  aufrecht. 

Sie  statuierte  lediglich,  dass  der  Zucker  aller  Verbandstaaten 
Anspruch  auf  Zulassung  in  einen  jeden  Verbandstaat  zu  dem 
niedrigsten  in  dem  letzteren  angewandten  Zuckerzolle  habe  (Art.  5), 

Kaufmann,  Welt-Zuckerindustrie.  23 
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und  sie  begrenzte  das  Maximum  des  Schutz-Überzolles,  welches 
seitens  der  einzelnen  Verbandstaaten  auferlegt  werden  durfte.  Das 
letztere  tat  sie  aber  nicht  bloss  im  Verhältnis  zu  den  anderen 
Verbandstaaten,  sondern  absolut,  so  dass  diese  Beschränkung-  des 
Schutz-Überzolles  auch  den  Nicht- Verbandstaaten  zu  g^ute  kommt. 
Hing'eg'en  schloss  sie  allerdings  nur  zu  Gunsten  der  anderen  Verband- 
staaten durch  Artikel  5  Zucker-Einfuhrverbote  des  einzelnen  Ver- 
bandstaates aus,  während  sie  demselben  die  Freiheit  zu  Einfuhr- 
verboten in  Beziehung-  auf  den  Zucker  von  Nicht- Verbandstaaten  Hess. 

Weiter  g^ing  die  Brüsseler  Konvention  nicht. 

Sie  hätte  dies  aber,  wenn  sie  gewollt  hätte,  tun  können,  ohne 
andere  internationalrechtlrche  Berechtigungen  zu  verletzen. 

In  der  zwischen  Frankreich,  Grossbritannien,  Belgien  und  den 
Niederlanden  geschlossenen  Konvention  von  1864  war  (nicht  bloss 
zur  Verhinderung  einer  diesbezüglichen  Prämie  in  Art.  4  stipuliert 
worden,  dass  der  Rückzoll  bei  der  Ausfuhr  von  Raffinade  nur 
der  Höhe  des  Einfuhrzolles  von  Rohzucker  nach  Massgabe  des 
vertrag-smässig  angenommenen  Ausbeuteverhältnisses  entsprechen 
dürfe,  sondern  auch)  in  Art.  13  festgesetzt  worden,  dass  die  Ein- 
fuhrzölle auf  die  Raffinade  u.  s.  w.,  welche  aus  einem  Vertrags - 
land  in  ein  anderes  Vertragsland  eingeführt  würde,  nicht  höher 
bemessen  werden  dürften,  als  jene  Rückzölle  bei  der  Ausfuhr. 

Die  nicht  ratifizierte  Konvention  dieser  Staaten  von  1875  hatte  in 
Art.  4  stipuliert,  dass  der  Zucker,  welcher  aus  einem  Vertragsland 
in  ein  anderes  Vertragsland  eingeführt  werde,  in  letzterem  keinen 
höheren  Zoll-  oder  Steuerabgaben  unterworfen  werden  dürfe,  als 
der  gleichartige  Zucker  nationaler  Produktion.  Ebenso  war  dies 
auch  in  dem  Brüsseler  Konventionsentwurf  jener  Staaten  von  1877 
Art.  8  vorgesehen  worden. 

Und    in    den    vorangegangenen    Verhandlungen    der    Pariser 

Zuckerkonferenz  von  1876  hatte  deren  Vorsitzender,  der  französische 

Landwirtschaftsminister  Teisserenc    de   Bort,    ausdrücküch    erklärt: 

,L'ouverture  reciproque  des  marches  est  une  des  conditions 

du  r6ginie  conventionnel'.  1) 

Unter  Berufung  auf  diese  früheren  Vorgänge  hatten  die  Nieder- 
lande auch  noch  auf  der  Londoner  Zuckerkonferenz  von  1887  und  1888 
lediglich  für  das  Verhältnis  der  Verbandstaaten  zueinander  (also 
nicht  für  den  aus  Nicht- Verbandstaaten  kommenden  Zucker)  in  erster 


1)  Commercial  No.   18  (1876),  p.  57. 
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Linie  gänzliche  Abschaffung,  in  zweiter  Linie  internationalrecht- 
liche Begrenzung  des  Überzolles  beantragt,  i) 

Sie  hatten  darauf  hingewiesen,  im  Hinblick  auf  die  mit  dem 
Eintritt  in  den  Zuckerverband  verbundenen  Pflichten  und  Lasten, 
bedürfe  es  eines  besonderen  Anreizes,  um  die  verschiedenen  Staaten 
zum  Eintritt  zu  bewegen.  Auch  der  belgische  Delegierte  Guillaume 
hob  damals  hervor,  dass  auf  den  früheren  Zuckerkonferenzen  die 
Vertragstaaten  jeden  Überzoll  im  Verhältnis  der  verschiedenen 
Vertragsländer  zueinander  aufgegeben  hätten  und  der  Ansicht  ge- 
wesen w^ären,  bei  der  vertragsmässigen  Herstellung*  eines  Zucker- 
verbandes nicht  zwischen  den  einzelnen  Staaten,  welche  den  Zucker- 
verband bildeten,    solche  Barrieren  aufrecht    erhalten  zu  können.  2) 

Ebenso,  wie  die  Abschaffung  der  Zuckerzölle  oder  Zucker-Über- 
zöUe  zwischen  den  Verbandstaaten,  wäre  aber  zulässig  gewesen,  dass  im 
Verhältnis  der  Verbandstaaten  zueinander  ein  gewisser  Zoll  oder 
Überzoll  zwar  belassen,  dieser  Zoll  oder  Überzoll  aber  international- 
rechtlich  niedriger  fixiert  worden  wäre,  als  der  Zoll  oder  Überzoll, 
welcher  im  Verhältnis  zwischen  Verbandstaaten  und  Nicht -Ver- 
bandstaaten anzuwenden  war.s) 

Ein  Nicht- Verbandstaat,  welcher  im  Verhältnis  zu  einem  Ver- 
bandstaat vertragsmässig  Anspruch  auf  Meistbegünstigung  gehabt 
hätte,  hätte  in  einer  intemationalrechthchen  Verbandsfestsetzung  der 
letzterw^ähnten  Art  nicht  eine  Verletzung  seiner  Meistbegünstigungs- 
rechte erblicken  können, 

^)  Commercial  No.  3  (1888),  p.  55 — 57.  Commercial  No.  13  (1888),  p.  97 — 98, 
151  —  158. 

2)  Commercial  No.    13  (1888),  p.   151,   153. 

^)  Nach  den  Bestimmungen  über  Ursprungszeugnisse  für  Zucker,  welche  die 
ständige  Zuckerkommission  in  ihrer  Sitzung  vom  20.  VI.  1903  beschlossen  und  den 
V^erbandstaaten  zur  Annahme  empfohlen  hat,  soll  (Art.  4  Abs.  i)  das  Ursprungszeugnis 
von  einer  Steuerbehörde  des  Ursprungs-  u.  s.  w.  Landes  ausgestellt  werden. 
Insoweit  es  sich  aber  um  Zucker  aas  Nicht-Verbandstaaten  handelt,  soll  die  Regierung 
des  Bestimmungslandes  zu  grösserer  Sicherheit  ausserdem  das  Visum  eines  Konsuls  als 
erforderlich  erklären  können  (Art.  4  Abs.  2).  Die  ständige  Kommission  hat  es  nicht 
erforderlich  erachtet,  ihrerseits  zu  bestimmen,  dass  von  letzterer  Befugnis  gegenüber 
meistbegünstigten  Nicht -Verbandstaaten  kein  Gebrauch  gemacht  werden  könne. 

Die  Ursprungszeugnisse  über  solche  Zucker,  welche  in  Nicht-Verbandländern  be- 
arbeitet worden  sind,  müssen  erklären,  die  Fabrik,  aus  welcher  die  Zucker  kämen,  be- 
arbeite keine  Zucker,  die  aus  Staaten  stammten,  gegen  welche  innerhalb  des  Verbandes 
ein  Ausgleichszoll  oder  ein  Einfuhrverbot  besteht.  Das  gilt  auch,  wenn  die  Zucker  in 
meistbegünstigten  Nicht- Verbandländern,  aber  nicht,  wenn  dieselben  in  anderen  Ver- 
bandländem  bearbeitet  worden  sind.  Freilich  ist  es  hinsichtlich  des  in  Verbandländem 
bearbeiteten  Zuckers  nach  der  Konvention  selbstverständlich,  dass  derselbe  entweder  nicht 
aus  Prämienländern  dorthin  gekommen  ist  oder  schon  den  Ausgleichszoll  bezahlt  hat. 
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Denn  die  gänzliche  Zoll-  oder  ÜberzoUbeseitigung-  oder  die 
niedrigere  Bemessung  des  Zolles  oder  ÜberzoUes  im  Verhältnis  der 
Verbandstaaten  untereinander  wäre  als  ein  Ausfluss  des  Verband- 
verhältnisses konstituiert  worden,  welches  durch  den  international- 
rechtlich gemeinsamen  Verzicht  auf  die  Prämien  und  die  inter- 
nationalrechtlich gemeinsame  Beschränkung  in  der  Auflage  von 
Überzöllen  hergestellt  war. 

Diese  letzteren  internationalrechtlichen  Bindungen  waren  der 
Ausdruck  einer  für  das  Gesamtbereich  der  verschiedenen  Verband- 
staaten zur  Entstehung  gebrachten  Interessen-Gemeinschaft  und 
Interessen-Einheitlichkeit,  die  auch  sonst  mit  Lasten  und  Kosten, 
z.  B.  in  der  Kontrolle  durch  die  ständige  Zuckerkommission  und 
in  der  Ausgabe  für  das  Bureau  derselben,  verknüpft  war. 

Aus  der  blossen  vertragsmässigen  Meistbegünstigung  des  einen 
(Nicht- Verband-)Staates  gegen  den  anderen  (Verband-)Staat  konnte 
ein  Anspruch  auf  Gleichstellung  mit  dem  innerhalb  jener  Verbands- 
Interessengemeinschaft  zuwege  gebrachten  Zustand  nicht  hergeleitet 
werden. 

Wird  im  Hinblick  auf  die  Folgen,  welche  ein  in  einem  Staate 
sich  zutragender  privater  oder  staatlicher  Wirtschaftsvorgang  in 
einem  oder  mehreren  anderen  Staaten  hervorzurufen  geeignet  ist, 
ein  internationaler  Zusammenschluss  verschiedener  Staaten  bewerk- 
stelligt, so  ergeben  sich  Wirkungen  dieses  internationalen  Zusam- 
menschlusses nicht  bloss  (nach  innen)  im  Verhältnis  der  so  ver- 
bundenen Staaten  untereinander,  sondern  auch  (nach  aussen)  im 
Verhältnis  zu  den  ausserhalb  jenes  internationalen  Zusammen- 
schlusses verbleibenden  Staaten. 

Für  die  ausserhalb  verbleibenden  Staaten  bildet  der  Bereich  der 
international  zusammengeschlossenen  Staaten  nunmehr  in  gewissen 
Hinsichten  ein  Ganzes,  eine  Einheit,  so  dass  erstere  in  den  betreffenden 
Hinsichten  nicht  mehr  die  Selbständigkeit  und  Sonderung  der  so 
zusammengeschlossenen  Staaten  und  nicht  mehr  gegenüber  einem 
einzelnen  derselben  als  selbständigem  gesondertem  Wesen  ihre 
Gleichstellung  mit  den  anderen  in  der  internationalen  Verbindung 
begriffenen  Staaten  als  selbständigen  und  gesonderten  Wesen  geltend 
machen  können.  Mit  anderen  Worten:  Die  Vorteile,  welche  für 
die  Bevölkerung  und  das  Bereich  der  international  zusammen- 
geschlossenen Staaten  geschaffen  werden,  indem  diese  Staaten  in 
gewissen  Hinsichten  auf  ihre  Selbständigkeit  und  Sonderung 
verzichten  und  gewissermassen  als  Bestandteile  oder  Glieder  in 
das    internationale    Ganze    aufgehen,    können    die    ausserhalb    ver- 
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bliebenen  Staaten  nicht  beanspruchen,  welche  in  den  betreffenden 
Hinsichten  ihre  Selbständigfkeit  und  Sonderung"  nicht  aufgeg-eben- 
haben. 

Insoweit  kraft  der  Brüsseler  Konvention  eine  internationale 
Gemeinschaft  herg^estellt  ist,  erfahrt  die  staatliche  Bestimmungs- 
befugnis  der  einzelnen  Verbandstaaten  eine  dem  Inhalt  jener 
Gemeinschaft  entsprechende  Einschränkung". 

Der  Inhalt  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  ist  der  rechtUche 
Inhalt  einer  höheren  internationalen  (Spezial-)  Gemeinschaft,  in 
welcher  das  Interesse  der  internationalen  Gemeinschaft  das  oberste 
Prinzip  und  diesem  obersten  Prinzip  das  nationale  und  staatlich- 
territoriale Interesse  der  einzelnen  einbefassten  staatlichen  Ge- 
meinschaften nachg"eordnet  ist. 

§  68.  Gründe  des  Vorranges  internationaler  Gemeinschaft 
vor  blosser  Meistbegünstigung  und  praktische  Folgerungen. 

Der  soziale  Gesichtspunkt,  dass  das  allgemeinere  Interesse  dem 
besonderen  Interesse  vorgeht,  weist  auf  den  Vorrang*  des  Rechtes 
dieser  internationalen  Gemeinschaft  vor  dem  Machtbelieben  der 
Staatsg-e walten  der  ihr  eingeordneten  Staatsgemeinschaften. 

Selbst  bei  äusserer  Zusammenfassung-  verschiedener  Gemein- 
schaften im  Wege  der  Gewalt  hat  man  im  Verhältnis  zu  dritten 
Aussenstehenden  häufig-  genug  das  höhere  Recht  der  neuen  um- 
fassenderen Gemeinschaft  dafür  angerufen,  dass  es  damit  unver- 
einbare Rechtsverhältnisse  zwischen  den  dritten  Aussenstehenden 
und  den  bisherigen  einzelnen,  nunmehr  einverleibten  und  zusammen- 
gefassten  Gemeinschaften  obsolet  werden  lasse. 

In  stärkerem  Grade  aber  muss  dies  gelten,  wenn  die  Zusam- 
menfassung der  verschiedenen  bisherigen  Gemeinschaften  auf 
immanenten  Entwickelungskräften  und  -Verhältnissen  beruht  und 
infolgedessen  durch  freies 'Zusammenwirken  jener  einzelnen  Ge- 
meinschaften herbeigeführt  ist. 

Denn  in  diesem  Falle  bedeutet  jenes  Zusammenwirken  der 
einzelnen  Gemeinschaften  eigentlich  nicht  mehr  bloss  eine  Konsti- 
tuierung der  neuen  umfassenderen  Gemeinschaft,  sondern  eine  Kon- 
statierung, eine  Anerkennung  und  Deklarierung  dieser  durch  die 
natürlichen  Entwickelungstendenzen  ohnehin  erforderten,  bedingten 
und  immanent  hervorgebrachten  umfassenderen  Gemeinschaft. 

Die  Tatsache  der  internationalen  Gemeinschaftsbildung  mit 
ihrer  Unterordnung  des  nationalen  und  staatlichen  Sonderinteresses 
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unter  das  internationale  Gemeinschaftsinteresse  auf  der  einen  Seite 
und  die  Tatsache  des  Draussenbleibens  und  des  Beharrens  auf 
seinem  nationalen  Sonderinteresse  seitens  eines  dritten  Staates 
andererseits  erweisen,  dass  in  der  betreffenden  Hinsicht  der  Gemein- 
schaftszusammenhalt für  die  ersteren  Gemeinschaften  ein  tieferes 
und  höhere  Anerkennung-  heischendes  Lebensinteresse  bildet,  als 
fiir  den  draussenbleibenden  dritten  Staat  die  blosse  reciproke  Ver- 
bindung- desselben  mit  einem  der  in  der  Gemeinschaft  befindlichen 
Staaten. 

Soweit  die  auf  abweichenden  und  entg-egeng-esetzten  Grund- 
lag-en  beruhende  reciproke  Verbindung-  des  draussenbleibenden 
dritten  Staates  mit  einem  der  in  der  Gemeinschaft  befindlichen 
Staaten  den  Zusammenhalt  dieser  letzteren  Gemeinschaft  stört  und 
mit  derselben  unvereinbar  ist,  erfordert  daher  die  soziale  Gerechtig-- 
keit  das  Zurückstehen  des  mit  der  reciproken  Verbindung  sich 
verknüpfenden  Interesses  des  draussenbleibenden  dritten  Staates 
gegenüber  dem  Gemeinschaftsinteresse,  dessen  Aufrechterhaltung 
nicht  bloss  ein  Interesse  des  anderen  einzelnen  in  die  Gemeinschaft 
eing-etretenen  Reciprozitäts-Staates,  sondern  ein  Interesse  der  ganzen 
Gemeinschaft  ist. 

Diese  Gesichtspunkte  führen  dahin,  dass  dritte  Staaten,  welche 
vertragsmässigen  Anspruch  auf  Meistbegünstigung  u.  s.  w.  haben, 
um  deswillen  von  dem  die  Meistbeg-ünstigung  gewährenden  Staate 
nicht  verlangen  können,  dass  letzterer  in  keine  diesbezügUche 
internationale  Gemeinschaft  mit  anderen  Staaten  trete.  Tritt 
letzterer  in  solche  internationale  Gemeinschaft  ein,  so  muss  der 
dritte  meistbegünstigte  Staat  es  sich  gefallen  lassen,  dass  das 
Recht  der  internationalen  Gemeinschaft,  insoweit  es  mit  seinem 
Meistbegünstigungsrecht  unvereinbar  ist,  vorangestellt  wird.  In- 
soweit ist  das  Erlöschen  oder  vielmehr  das  Nicht-Platz-Greifen  des 
Meistbegünstigungsrechtes  anzunehmen.  Namentlich  wenn  der 
andere  Teil  in  der  internationalen  Gemeinschaft  Vorkehrung  ge- 
troffen hat,  dass  auch  der  Meistbegünstigte,  falls  er  will,  in  die- 
selbe eintreten  kann.i) 

Eine  weitere  Folgerung  ist,  dass,  wenn  der  draussenbleibende 
dritte  meistbegünstigte  Staat  in  solchem  Falle  gegen  den  anderen 


1)  Aus  jeuer  Vorrangsstellung  der  internationalen  Gemeinsohaft  folgt  andererseits 
selbstverständlich,  dass  die  einzelnen  in  ihr  begriffenen  Staaten  nach  Herstellung  der 
internationalen  Gemeinschaft  nicht  mehr  dritten  aussenbleibenden  Staaten  Meistbegünsti- 
gungsrechte gewähren  können,  deren  Inhalt  mit  jeuer  internationalen  Gemeinschaft  un- 
vereinbar wäre. 
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Reciprozitätsstaat  wegen  Verletzung-  der  Meistbegünstigungsrechte 
des  ersteren  Repressalien  üben  wollte,  die  Gemeinschaft,  um  deren 
willen  der  andere  in  dieselbe  eingetretene  Reciprozitätsstaat  die 
Meistbegünstigung  dem  draussenbleibenden  dritten  Staate  nicht 
mehr  gewährt,  solche  Repressalien  als  gegen  sich  gerichtet  er- 
achten und  den  in  die  Gemeinschaft  eingetretenen  Reciprozitäts- 
staat in  der  Abwehr  derselben  —  durch  Gegen-Repressalien  oder 
sonstwie  —  unterstützen  müsste. 

Dies  alles  gilt  übrigens  nicht  bloss,  wenn  der  Eintritt  in  die 
Gemeinschaft  Repressalien  wegen  verletzter  Meistbegünstigung, 
sondern  auch,  wenn  derselbe  Repressalien  oder  Retorsion  wegen 
anderweiter  Verletzung  der  Rechte  und  Interessen  von  selten  eines 
dritten  ausserhalb  der  Gemeinschaft  stehenden  Staates  gegen  einen 
innerhalb  derselben  befindlichen  Staat  veranlasst  hat. 

Wird  im  Hinblick  auf  die  Folgen,  welche  gewisse  in  den  ein- 
zelnen Staaten  sich  zutragende  private  oder  staatliche  Wirtschafts- 
vorgänge in  anderen  Staaten  hervorzurufen  geeignet  sind,  nur 
zwischen  einem  Teile  der  interessierten  Staaten  ein  internationaler 
Zusammenschluss  zu  Wege  gebracht,  so  ist  für  das  Verhältnis  der 
international  zusammengeschlossenen  Staaten  zu  den  ausserhalb 
der  internationalen  Vereinigung  verbliebenen  Staaten  ein  zwie- 
faches Moment,  ein  materielles  und  ein  formelles,  wesentlich. 

Die  international  verbundenen  Staaten  haben  international- 
rechtlich untereinander  gewisse  Pflichten  übernommen.  So  nach 
der  Brüsseler  Zuckerkonvention  die  Pflicht,  keine  Prämien  zu  ge- 
währen und  den  Schutz-Überzoll  nicht  ein  gewisses  Maximum  über- 
schreiten zu  lassen.  Sie  haben  sich  dafür  andererseits  wechsel- 
seitig Meistbegünstigung  zugesichert  und  hätten  sich  noch  weiter- 
gehende Verbandsvorteile  untereinander  ausmachen  können. 

Die  dem  internationalen  Verbände  nicht  angeschlossenen 
Staaten  aber 

I.  beobachten  möglicherweise  tatsächlich  die  Grundsätze  nicht, 
deren  Beobachtung  die  Verbandstaaten  sich  wechselseitig  zur 
internationalen  Pflicht  gemacht  haben.  Sie  geben  also  möglicher- 
weise tatsächlich  Prämien,  und  sie  legen  möglicherweise  einen 
Schutz-Überzoll  auf,  welcher  das  von  den  Verbandstaaten  stipulierte 
Maximum  überschreitet. 

Beobachten  die  Nicht -Verbandstaaten  jene  Grundsätze  tat- 
sächlich nicht,  so  erwachsen  den  Verb  and  Staaten,  welche  dieselben 
kraft  der  untereinander  getroffenen  Vereinbarung  trotzdem  be- 
obachten   müssen,    Nachteile.      Um    diese    Nachteile    abzuwehren, 
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haben  die  Verbandstaaten  fÜir  den  betreffenden  Fall  untereinander 
die  Strafklausel  vereinbart,  nach  welcher  sie  besondere  Ausg-leichs- 
zölle  oder  Einfuhrverbote  gegen  den  Zucker  der  in  der  einen  oder 
der  anderen  Form  Prämien  gfewährenden  Nicht -Verbandstaaten 
verhängten  müssen.  Die  Verhängung  entsprechender  Ausgleichs- 
zölle in  solchem  Falle  ist,  wie  früher  ausgeführt,  keine  Verletzung 
der  den  Nicht -Verbandstaaten  etwa  vertragsmässig  zustehenden 
Meistbegünstigung,  i) 

Aber  durch  die  Strafklausel  können  die  Verbandstaaten  nur 
teilweis  die  Nachteile  abwehren,  welche  ihnen  erwachsen,  wenn 
sie,  hingegen  die  Nicht-Verbandstaaten  nicht  die  oben  erwähnten 
Grundsätze  hinsichtlich  der  Prämien  und  des  Schutz-Überzolles 
beobachten. 

Sie  können  durch  die  Strafklausel  die  Nachteile  nicht  abwehren, 
soweit  es  sich  nicht  um  Einfuhren  aus  den  Nicht-Verbandstaaten 
in  die  Verbandstaaten,  sondern  um  die  Konkurrenz  der  Nicht- 
Verbandstaaten  mit  den  Verbandstaaten  auf  den  Märkten  dritter 
Nicht- Verbandstaaten  2)  handelt. 

Der  wirtschaftliche  Zusammenhang  reicht  eben  so  weit,  dass 
die  in  den  Nicht- Verbandstaaten  g-ewährten  Prämien,  auch  wenn 
die  Warenausfuhr  von  dort  gar  nicht  nach  den  Verbandstaaten, 
sondern  nur  nach  anderen  Nicht- Verbandstaaten  erfolgt,  dennoch 
nachteilige  wirtschaftliche  Wirkungen  mittelbar  in  den  Verband- 
staaten hervorrufen. 

Daraus  ergibt  sich,  dass  ein  allgemeines  internationales  Interesse 
und  speziell  ein  Interesse  der  unter  sich  internationalrechtlich 
in  dieser  Hinsicht  gebundenen  Verbandstaaten  obwaltet,  dass  nicht 
bloss  tatsächlich  die  Gewährung  von  Prämien  seitens  aller  Staaten 
unterbleibe,  sondern  dass  auch  eine  formellrechtliche  Bindung  aller 
beteiligten  Staaten  hergestellt  werde,  durch  welche  die  anderen 
Staaten  für  die  Zukunft  gegen  die  beliebige  Einführung  von  Prämien 
rechthch  gesichert  werden. 

2.  Wenn  die  dem  internationalen  Verbände  nicht  angeschlossenen 
Staaten  auch  tatsächHch  die  Grundsätze  beobachten,  deren 
Beobachtung     die    Verbandstaaten     sich    wechselseitig    zur    inter- 


')  Vgl.  §  65. 

2)  Vgl.  S.  131,  132.  Möglicherweise  treffen  aber  diese  dritten  Nicht- Verbandstaatea 
(Vereinigten  Staaten,  Britisch-Ostindien,  britisch-südafrikanischer  Zollverein)  Gegenmass- 
nahmen,  durch  welche  die  Nachteile,  welche  den  Verbandstaaten  sonst  aus  den  Prämien 
der  konkurrierenden  Nicht- Verbandstaaten  erwachsen  würden,  für  die  Verbandstaaten  be- 
seitigt werden. 
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nationalen  Pflicht  g-emacht  haben,  wenn  sie  also  auch  tatsächlich 
keine  Prämien  gewähren  und  keinen  das  Maximum  der  Verband- 
staaten übersteigenden  Schutz-Überzoll  auferlegen,  so  haben  sie 
doch  die  formellrechtliche  Freiheit,  dies  in  jedem  Augenblick  zu 
tun,  sobald  es  ihnen  in  ihrem  Interesse  vorteilhaft  erscheint. 

Die  Verbandstaaten  sind  also  immer  von  der  Möglichkeit 
solcher  Massnahmen  der  Nicht- Verbandstaaten  bedroht,  deren 
Nachteile  sie,  wie  wir  sahen,  nur  teilweis  durch  eine  Strafklausel 
abwenden  können. 

Deshalb  ergibt  sich  eine  Interessen-Gemeinschaft  der  in  dem 
Verband  begriffenen  und  dadurch  formell  zur  Nichtgewähr  von 
Prämien  und  zur  Beschränkung  des  Überzolles  verbundenen  Staaten 
gegenüber  den  nicht  in  dem  Verband  begriffenen  und  formell 
nicht  zur  Nichtgewähr  von  Prämien  und  zur  Beschränkung  des 
Überzolles  verpflichteten  Staaten,  selbst  insoweit  die  letzteren  Nicht- 
Verband Staaten  tatsächlich  von  der  Gewährung  von  Prämien  und 
der  Steigerung  des  Überzolles  über  das  Maximum  der  Verband- 
staaten absehen,  und  deshalb  die  von  den  Verbandstaaten  ver- 
einbarte Strafklausel  gegen  diese  Nicht- Verbandstaaten  nicht  zur 
Anwendung-  berufen  ist. 

In  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  haben  sich  die  Verband- 
staaten zwar  darauf  beschränkt,  sich  gegenseitig  Meistbegünstigung 
zuzusichern.  Es  ist  also  danach  möglich,  dass  ein  Nicht- Verband- 
staat, welcher  keine  Prämien  gewährt  und  keinen  das  Verband- 
maximum übersteigenden  Überzoll  auferlegt,  in  einem  Verbandstaate 
ebenso  günstige  Behandlung  seines  Zuckers  findet,  wie  ein  anderer 
Verbandstaat. 

Die  Verbandstaaten  hätten  aber  im  Hinblick  auf  jene  unter 
ihnen  bestehende  formelle  Verbandgemeinschaft  innerhalb  des 
Verbandes  auch  besondere  Verbandvorteile  konstituieren  können, 
welcher  die  Nicht- Verbandstaaten  nicht  teilhaftig  sein  sollten. 

Ein  im  Verhältnis  zu  einem  Verbandstaat  meistbegünstigter 
Nicht- Verbandstaat  hätte  darin  keine  Verletzung  seiner  Meistbe- 
günstigungsrechte  erblicken  können.  Denn  die  besonderen  Vorteile 
innerhalb  des  Verbandes  hängen  mit  der  formellen  Aufgabe  der 
Selbständigkeit  und  Sonderung  zusammen,  welche  in  der  betreffenden 
Hinsicht  seitens  der  Verbandstaaten  durch  Unterwerfung  unter  die 
internationale  Verpflichtung  der  Nichtgewähr  von  Prämien  und 
der  Begrenzung  des  Überzolles  eingegangen  ist  und  den  Verband- 
bereich insoweit  zu  einem  formell  einheitlichen  Ganzen  gemacht 
hat.     Der    Nicht -Verbandstaat,    der    seine    formelle   Selbständigkeit 
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bewahrt  hat,  kann  nicht  die  der  formellen  Aufgabe  der  Selb- 
ständig"keit  entsprechenden  Vorteile  heischen. 

Höchstens  könnte  der  Nicht- Verbandstaat  auf  Grund  seiner 
Meistbegfünstigfung"  verlangen,  dass  derjenige  Verbandstaat,  von 
welchem  er  Meistbegünstigung  zu  beanspruchen  hatte,  mit  anderen 
dritten  Staaten  einen  solchen  Verband  nicht  eingehe,  ohne  dass 
auch  dem  im  Verhältnis  zu  dem  ersteren  Verbandstaate  meistbe- 
günstigten Nicht- Verbandstaate  die  Möglichkeit  und  Befugnis  offen 
gehalten  werde,  unter  gleichen  Bedingungen,  wie  die  anderen 
Verbandstaaten,  in  den  Verband  als  Mitglied  einzutreten. 

Die  Brüsseler  Konvention  (Art,  9)  sieht  ausdrücklich  vor,  dass 
Staaten,  die  ausserhalb  des  durch  dieselbe  geschaffenen  Zucker- 
verbandes verbheben  sind,  in  denselben  eintreten  können.  Wenn 
vor  dem  Eintritt  ein  zustimmendes  Gutachten  der  durch  die  Kon- 
vention angeordneten  ständigen  Kommission  erfordert  wird,  so 
beruht  dies  darauf,  dass  der  Verband  sich  erst  Sicherheit  verschaffen 
muss,  dass  ein  Staat,  welcher  neuerdings  eintreten  will,  alle  die 
Vorbedingungen  erfüllt  hat,  welchen  die  Verbandstaaten  inGemässheit 
der  Brüsseler  Konvention  unterworfen  sind. 

§  69,    Bedeutung  und  Begrenzung"  des  Satzes  vom  Vorrange 
des  älteren  Staats  Vertrages  vor  dem  jüngeren. 

Wohl  g^ilt  ein  von  einem  Staate  später  geschlossener  Staats- 
vertrag insoweit  als  rechtsunwirksam  und  rechtsungültig,  als  er 
Bestimmungen  enthält,  welche  mit  einem  zwischen  demselben 
Staate  und  einem  anderen  dritten  Staate  früher  geschlossenen 
Staatsvertrage  unvereinbar  sind.  1) 

Aber  dieser  Satz  trifft  nur  bei  Gleichartigkeit  der  in  dem 
früheren  und  in  dem  späteren  Vertrage  geregelten  Verhältnisse  zu. 

Er  trifft  also  zu, 

1.  wenn  in  dem  einen  und  in  dem  anderen  Staatsvertrage  nur 
gleichartige  subjektive  individual-reciproke  Rechte  und  Pflichten 
des  einen  Vertragstaates  (der  einen  Vertragstaatsgemeinschaft) 
gegen  den  anderen  Vertragstaat  (die  andere  Vertragstaatsgemein- 
schaft) begründet  wurden; 

2.  wenn  durch  den  einen  Staats  vertrag*  für  den  Staat  A  und 
B,  durch  den  anderen  Staats  vertrag  für  den  Staat  A  und  C  in 
gleicher  Weise    ein    internationaler    Gemeinschaftszustand    (speziell 

^)  Vgl.  hierzu  Kaufmann,  Rechtskraft,  §  2i  (S.  85)  und  die  dort  Citierten.  Ferner 
Taylor,  §1^  393,  396. 
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z.  B.    g-emeinsame    internationale    objektive  Rechtsnormen)  kreiert 
werden  sollten. 

Aber  jener  Satz  trifft  nicht  allg-emein  bei  Ungleichartigkeit 
der  in  dem  früheren  und  in  dem  späteren  Staatsvertrage  geregelten 
Verhältnisse  zu. 


§  70.  Die  „Kollision  der  Rechte"  auf  anderen  Rechtsgebieten 

und  Begrenzungen  des  Altersvorranges.    Vorrang  jüngerer 

Rechtsverhältnisse   wegen   ihrer   Art,    insbesondere   wegen 

ihrer  Gemeinschaftsnatur. 

Auch  sonst  —  und  auf  anderen  Rechtsgebieten,  z.  B.  im  Ver- 
mögens- und  Familienrecht,  —  wird  in  den  Fällen  der  sog.  „Kolli- 
sion der  Rechte"  i)  das  Rangverhältnis  derselben  nicht  immer  durch 
das  Alter  bestimmt,  sodass  das  ältere  Recht  dem  jüngeren  vorginge. 

In  denjenigen  Kollisionsfallen,  in  welchen  nicht  das  Alter  (oder 
z.  B.  bei  Grundbuchrechten  das  formale  Lokusprinzip)  entscheidet, 
ist  Art  und  Inhalt 3)  des  jüngeren  Rechtsverhältnisses  (vielfach) 
für  den  Vorrang  desselben  vor  dem  älteren  Rechtsverhältnisse  be- 
stimmend. 

Allgemeine  Rechtsgrundsätze  hierüber  sind  weder  für  das  Ge- 
samtbereich der  Rechtsverhältnisse  noch  für  das  Bereich  der  (pri- 
vaten) Vermögens-  und  Familien-Rechtsverhältnisse  zur  Ausbildung 
gebracht  worden.  Vielmehr  ist  gerade  für  letzteres  Bereich  die 
Feststellung  der  für  den  Vorrang  bestimmenden  ungleichen 
Eigenart  meist  der  Entscheidung  des  konkreten  Falles  überlassen, 
und  sind  daneben  nur  einzelne  generelle  Regeln  für  Spezialverhält- 
nisse  aufgestellt  worden. 

Das  Bestehen  des  älteren  Rechtes  hindert  auch  nicht  das  Ent- 
stehen eines  kolUdierenden  jüngeren  Rechtes,  wenn  letzteres  aus 
Gründen  seiner  Art  und  seines  Inhaltes  (im  Unterschiede  von 
seinem  Alter)  den  Vorrang  vor  dem  älteren  Rechte  zu  bean- 
spruchen hat. 


^)  Dernbxirg,  Pandekten  I,  §  42.  AVindscheid-Kipp,  Pandekten  I,  §  121.  Ein- 
leitung zum  Preussischen  Allgemeinen  Landrecht,  §§  95 — 98.  Motive  zu  dem  Entwurf 
(i.  Lesung)  des  deutschen  bürgerlichen  Gesetzbuches  I,  S.  275 — 277.  Demburg,  Das 
bürgerliche  Recht  des  Deutschen  Reiches  u.  Preussens  I,  §  44. 

2)  Der  Eintritt  eines  „"wichtigen  Grundes"  kann  zur  Lösung  eines  Rechtsverhält- 
nisses (ohne  Einhaltung  einer  Kündigungsfrist)  berechtigen,  welches  sonst  erst  nach 
Ablauf  eines  gewissen  Zeitraumes  (nach  Einhaltung  einer  Kündigungsfrist)  zur  Lösung 
gelangt  wäre.  Vgl.  z.  B.  Deutsches  Bürgerliches  Gesetzbuch,  §§  564,  569,  570;  626, 
671,  696,  723;   1358. 
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Insbesondere  werden  individuelle  Rechte  Einzelner  oder  be- 
schränkterer Kreise  vielfach  verändert,  beschränkt,  aufgehoben 
durch  spätere  Begründung  kollidierender  Rechte,  welche  einem 
weiteren  allgemeineren  Interesse  dienen,  wobei  diese  späteren 
Rechte  formell  bisweilen  als  Rechte  einer  auch  den  Inhaber  des 
früheren  Rechtes  umfassenden  Allgemeinheit,  häufig  aber  auch 
als  Rechte  eines  anderen  Individuums  oder  eines  den  Inhaber 
des  früheren  Rechtes  nicht  umschliessenden  Kreises  konstituiert 
werden. 

Hierhin  gehören  die  Wandlungen  und  Beseitigungen  früherer 
Rechte  im  Wege  der  Gesetzgebung  und  im  Wege  der  öffentlichen 
Verwaltung-smassnahme  der  Enteignung,  i) 

Aber  auch  sonst  kommt  es  vor,  dass  wegen  des  obwaltenden 
allgemeineren  und  tieferen  Lebensinteresses'^)  nach  Mass- 
gabe der  objektiven  Rechtsordnung  namentlich  durch  Begründung 
eines  Gemeinschaftsverhältnisses,  durch  Eintritt  oder  Einver- 
leibung in  ein  Gemeinschaftsverhältnis,  eine  damit  unverein- 
bare ältere  individualistische  Rechtsbeziehung  zu  einem 
ausserhalb  der  Gemeinschaft  stehenden  Dritten  gelöst,  und  also 
nicht  umgekehrt  wegen  der  älteren  individualistischen  Rechts- 
beziehung zu  dem  ausserhalb  der  Gemeinschaft  stehenden  Dritten 
die  Begründung  des  Gemeinschaftsverhältnisses  für  unzulässig  und 
rechtsunwirksam  erklärt  oder  in  ihren  Rechtswirkungen  beschränkt 
wird. 

Hatte  sich  z.  B.  eine  Frau  einem  Dritten  gegenüber  zu  einer 
von  ihr  in  Person  zu  bewirkenden  Leistung  verpflichtet,  so  wird 
die  spätere  Eingehung  einer  Ehe  seitens  dieser  Frau  vielfach  als 
ein  triftiger  Grund  erscheinen,  kraft  dessen  jenes  frühere  Rechts- 
verhältnis ohne  Einhaltung-  einer  Kündigungsfrist  gekündigt  werden 


^)  Dernburg,  D  as  bürgerliche  Recht  des  Deutschen  Reiches  und  Preussens  I, 
jj§  45 — 47.  Die  Enteignung  als  Verwaltungsmassnahme  gibt  nach  den  bis  jetzt  herr- 
schenden Rechts-  und  Verfassungsgrundsätzen  dem  Enteigneten  in  den  meisten  Fällea 
einen  Anspruch  auf  Wertentschädigung.  Bei  der  Enteignung  im  Wege  der  Gesetzgebung 
erfolgt  nicht  immer  eine  Wertentschädigung,  und  es  herrscht  nur  darüber  Streit,  ob  bei 
Stillschweigen  des  Gesetzes  der  Entschädigungsanspruch  des  Enteigneten  als  bestehend  an- 
zusehen ist  oder  nicht. 

2)  Elemente,  welche  mit  verschiedenartigen  anderen  Elementen  mannigfach  ver- 
schiedene chemische  Verbindungen  einzugehen  vermögen,  scheiden  aus  ihrer  bisherigen 
Verbindung  mit  dem  einen  Element  und  gehen  eine  neue  Verbindung  ein,  wenn  sie  in 
Berührung  mit  anderen  Elementen  geraten,  mit  welchen  sie  eine  tiefere  und  innigere 
Verbindung  einzugehen  vermögen,  die  aber  mit  der  bisherigen  Verbindung  des  be- 
treffenden Elementes  unvereinbar  ist. 
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kann,  falls  sich  nämlich  ergibt,  dass  die  Fortsetzungf  der  durch 
jenes  Rechtsverhältnis  auferlegten  Tätig"keit  der  Frau  die  ehelichen 
Interessen  beeinträchtigen  würde,  i) 

§  71.  Gemeinscliaftsverliältnisse  mannigfaltigrer  (staatsrecht- 
licher oder  völkerrechtlicher)  Art  und  Abstufung:,  in  welche 
ein  Staat  nachträglich  einbezogen  wird,  vermögen  Erlöschen 
oder  Einschränkung  älterer  individuell-reciproker  Verpüich- 
tungsverhältnisse  des  Staates  gegenüber  einem  dritten  ausser- 
halb jener  Gemeinschaft  bleibenden  Staate  zu  bewirken. 

So  kommt  es  auch  vielfach  vor,  dass  ein  früheres  —  auf 
Staatsvertrag-  beruhendes  —  reciprok-individualistisches 
Verpflichtung-sverhältnis  eines  Staates  g-egenüber  einem  dritten  Staate 
g-elöst  oder  in  seiner  Rechtswirksamkeit  beschränkt  wird,  insoweit 
dasselbe  mit  einem  jenen  dritten  Staat  nicht  mitumfassenden  Ge- 
meinschaftsverhältnis unvereinbar  wird,  in  welches  der  enstere 
Staat  später  eing^etreten  oder  einbezog-en  worden  ist. 2) 

Das  später  begründete  Gemeinschaftsverhältnis  kann  dabei 
ein  staatsrechtliches  oder  ein  völkerrechtliches,  und  es  kann  weiter 
ein  dem  ersteren  Staate  auferlegtes  oder  ein  freiwillig  von  dem- 
selben eing'egangenes  sein. 

In  dem  tieferen  und  allgemeineren  Lebensinteresse,  welches 
mit  dem  jüngeren  Gemeinschaftsverhältnis  3)  verknüpft  erscheint, 
liegt  der  Vorrang  desselben  vor  dem  älteren  reciprok-individua- 
listischen  Verpflichtungsverhältnis  begründet. 

Dieser  Vorrang  liegt  nicht  in  der  staatsrechtlichen  Natur  des 
jüngeren  Gemeinschaftsverhältnisses  begründet  und  beschränkt  sich 
keineswegs  auf  jüngere  staatsrechtliche  Gemeinschaftsverhältnisse 
im  Unterschiede  von  jüngeren  völkerrechtlichen  Gemeinschafts- 
verhältnissen.*)    Denn  es  lässt    sich  nicht  absehen,    in    wiefern  die 

^)  Vgl.  Deutsches  Bürgerliches  Gesetzbuch,  §§  626,  671,  723  in  Verbindung  mit  §  1358. 

2)  Jellinek  (Subj.  öif.  Rechte  S.  193;  Staatenverbindungen  S.  158;  Allgem.  Staats- 
lehre S.  676)  und  Triepel  S.  68  verwenden  das  Wort  „Vertrag",  soweit  es  sich  um  die 
Begründung  reciproker  Berechtigungs-  und  Verpflichtungsverhältnisse  handelt,  und  das 
Wort  ..Vereinbarung",  soweit  die  Herstellung  von  (völkerrechtlichen)  Gemeinschaftsver- 
hältnissen in  Frage  steht. 

^)  Dasselbe  findet  auch  häufig  in  einer  mehr  oder  weniger  weitgehenden  Gemein- 
samkeit von  Verwaltungs-Anordnungen  und  -Einrichtungen  und  speziell  auch  bei  völker- 
rechtlichen Gemeinschaften  öfters  (aber  nicht  notwendig)  in  der  Bildung  besonderer 
internationaler  Verwaltungs-  oder  Kontrollorgane  seinen  Ausdruck. 

*)  So  auch  bezüglich  der  vertragsmässigen  Meistbegünstigung  gegenüber  dem  völker- 
rechtlichen Gemeinschaftsverhältnis  des  Zollvereins  ausdrücklich  Philippovich  S.  314. 
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staatsrechtliche  Form  des  Gemeinschaftsverhältnisses  und  das 
Existieren  einer  staatlichen  Gewalt  für  dasselbe  g-egenüber  dem 
dritten  aussensteh enden  Staate  einen  Rechtsanspruch  auf  Ein- 
schränkung oder  Beseitigung  seines  kollidierenden  älteren  Rechtes 
geben  könnte,  wenn  derselbe  nicht  in  der  tieferen  und  allg-emeineren 
inhaltlichen  Lebensbedeutung  des  jüngeren  Gemeinschaftsverhält- 
nisses begründet  wäre  und  deshalb  durch  ein  derartiges  jüngeres 
völkerrechtliches  Gemeinschaftsverhältnis  ebensowohl  wie  durch  ein 
solches  jüngeres  staatliches  Gemeinschaftsverhältnis  hervorgerufen 
würde. 

Man  kann  dem  nicht  den  —  an  sich  schon  rechtswidrigen  — 
Gesichtspunkt  entgegenhalten,  dass  der  Wegfall  des  älteren  Rechtes 
des  dritten  aussenstehenden  Staates  eine  Gewaltfolge  der  neuen 
Gemeinschaftsbildung  sei  und  deshalb  nur  eintreten  könne,  wenn  für 
letztere  eine  staatliche  Gewalt  gebildet  sei. 

Man  stelle  sich  z.  B.  vor,  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
hätten  g*egenüber  einem  der  centralamerikanischen  Staaten  ein 
solches  staatsvertraglich  begründetes  individual-reciprokes  Recht 
besessen,  und  später  sei  dieser  centralamerikanische  Staat  mit  den 
anderen  centralamerikanischen  Staaten  eine  Gemeinschaft  einge- 
gangen, mit  welcher  der  Fortbestand  jenes  Rechtes  der  Vereinigten 
Staaten  unvereinbar  sei.  Ob  die  centralamerikanischen  Staaten 
ihre  Gemeinschaft  staatsrechtlich  unter  Aufrichtung  einer  Bundes- 
staatsgewalt oder  völkerrechtlich  in  Form  eines  Staatenbundes 
gebildet  hätten,  in  beiden  Fällen  würden  die  Vereinigten  Staaten 
ihnen  an  Macht  und  Gewalt  so  ungeheuer  überlegnen  sein,  dass  der 
Gesichtspunkt  der  staatlichen  Gewalt  der  centralamerikanischen 
Staaten  es  sicher  nicht  erklären  könnte,  dass  das  Recht  der  Ver- 
einigten Staaten  im  ersten  Falle  erloschen  sein,  im  zweiten  Falle 
aber  fortbestehen  solle. 

Auch  der  Gesichtspunkt  kann  nicht  angerufen  werden,  das 
Recht  des  dritten  aussenstehenden  Staates  aus  dem  älteren  Staats- 
vertrage falle  gegenüber  einem  völkerrechtlichen  —  auf  Staats- 
vertrag beruhenden  —  jüngeren  Gemeinschafts  Verhältnis  deshalb 
nicht  weg,  weil  letzteres  von  dem  verpflichteten  Staate  freiwillig 
eingegangen  werde.  Denn  auch  das  staatsrechtliche  Gemeinschafts- 
verhältnis, z.  B.  die  Herstellung-  eines  Bundesstaates,  wird  von  dem 
aus  dem  älteren  Staatsvertrag"  verpflichteten  Staate  mög^licherweise 
freiwillig  eingegangen.  Es  müsste  also  dann  konsequent  der  Weg- 
fall des  Rechtes  des  dritten  aussenstehenden  Staates  aus  dem  älteren 
Staatsvertrage    nicht    gegenüber    allen,     sondern    nur    gegenüber 
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solchen  (damit  inhaltlich  unvereinbaren)  jüng"eren  staatsrechtlichen 
Gemeinschaftsbildung-en  anerkannt  werden,  zu  deren  Eingfehungf 
der  aus  dem  älteren  Staatsvertrag-  verpflichtete  Staat  wider  seinen 
Willen  durch  überleg-ene  Gewalt  genötigt  worden  ist. 

Wenn  aber  so  hinsichtlich  des  Unterg-angfes  des  Rechtes  aus 
dem  älteren  Staatsvertrag"e  wiederum  auf  die  Gewalt  abgestellt 
werden  sollte,  wäre  nicht  abzusehen,  warum  der  dritte  aussenstehende 
Staat,  wenn  er  an  Macht  und  Gewalt  überlegen  wäre,  sich  den 
Untergang  seines  Rechtes  als  Folge  der  von  anderer  Seite  geübten 
Gewalt  sollte  gefallen  lassen. 

Warum  sollten  sich  z.  B.  die  Vereinigften  Staaten  den  Unter- 
gang eines  älteren  Vertragsrechtes  gegen  Honduras  als  Folge  der 
Gewalt  gefallen  lassen,  mittels  welcher  Guatemala,  San  Salvador 
und  Nicaragua  den  Staat  Honduras  zur  Eingehung  eines  Bundes- 
staatsverhältnisses genötigt  hätten,  mit  welchem  der  Tatbestand 
jenes  älteren  Vertragsrechtes  der  Vereinigten  Staaten  unvereinbar 
erschiene? 

Wenn  Honduras  in  solcher  Weise  wider  seinen  Willen  zur 
Eingehung  des  Bundesstaatsverhältnisses  genötigt  worden  wäre, 
wäre  das  Obwalten  eines  tieferen,  allgemeineren  Lebensinteresses 
an  diesem  Gemeinschaftsverhältnis  viel  problematischer,  als  wenn 
es  sich  freiwillig  dazu  entschlossen  hätte.  Deshalb  läge  in  diesem 
Falle  nicht  grösserer,  sondern  eher  gering-erer  Anlass  für  die  An- 
nahme vor,  dass  das  ältere  Vertragsrecht  der  Vereinigen  Staaten 
gegen  Honduras  vor  dem  jüngeren,  damit  unvereinbaren  Gemein- 
schaftsrechte zurückstehen  müsse. 

Endlich  würde  der  Gesichtspunkt,  durch  Herstellung  eines 
staatsrechtlichen,  aber  nicht  durch  Herstellung  eines  völkerrecht- 
lichen Gemeinschaftsverhältnisses  werde  der  aus  dem  älteren  Staats- 
vertrag verpflichtete  Staat  zu  einem  nicht  mehr  ausscheidbaren 
und  nicht  mehr  als  selbständiges  Wesen  zu  behandelnden  Bestand- 
teil in  der  Gemeinschaft,  jedenfalls  nicht  auf  alle  staatsrechtlichen 
Gemeinschaften  und  namentlich  nicht  auf  den  Eintritt  in  eine 
bundesstaatliche  Gemeinschaft  zutreffen,  möchte  dieser  Eintritt  frei- 
willig oder  unfreiwillig  erfolgt  sein. 

In  der  Tat  ist  durch  die  Begründung  eines  Bundesstaates  für 
die  nunmehrigen  Einzelstaaten  in  demselben  keineswegs  stets  das 
Erlöschen  aller  Staatsvertragsverhältnisse  herbeigeführt  worden, 
welche  sie  vorher  mit  dritten  aussenstehenden  Staaten  eingegangen 
waren. 

Insbesondere    ist    nach    der    Begründung    des    Norddeutschen 
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Bundes  und  des  Deutschen  Reiches  eine  ganze  Reihe  älterer 
Staats  Vertragsverhältnisse  der  deutschen  Einzelstaaten  mit  nicht- 
deutschen Staaten  in  Geltung  verblieben. 

Es  zeigt  sich  also  gerade  auch  an  diesem  staatsrechtlichen 
Gemeinschaftsverhältnisse,  dass  der  Inhalt  und  Umfang  des  später 
begründeten  Gemeinschaftsverhältnisses  als  Gemeinschafts- Ver- 
hältnis entscheidend  dafür  ist,  ob  und  inwieweit  ältere  individual- 
reciproke  Vertragsverhältnisse  eines  in  die  Gemeinschaft  einge- 
tretenen Staates  zu  dritten  ausserhalb  der  Gemeinschaft  stehenden 
Staaten  als  mit  dieser  Gemeinschaft  unvereinbar  erscheinen,  und 
dass,  wenn  und  soweit  dies  der  Fall  ist,  jene  älteren  individual- 
reciproken  Vertrags  Verhältnisse  zu  dritten  ausserhalb  der  Gemein- 
schaft stehenden  Staaten  wegen  Vorranges  des  jüngeren  Gemein- 
schaftsverhältnisses ihre  Wirksamkeit  verlieren. 

Dieser  Umstand  bestätigt  die  oben  vertretene  Auffassung,  dass 
das  mit  der  Gemeinschaft  sich  verknüpfende  tiefere  und  allgemeinere 
Lebensinteresse  den  Vorrang  des  jüngeren  Rechtsverhältnisses  der 
Gemeinschaft  vor  den  lediglich  individual-reziproken  älteren  Rechts- 
verhältnissen begründet,  und  dass  daher  die  letzteren,  soweit  siemitdem 
ersteren  unvereinbar  erscheinen,  vor  demselben  zurückstehen  müssen 
und  ihre  Wirksamkeit  verlieren,  gleichgültig  ob  die  Gemeinschaft  in 
staatsrechtlichen  oder  völkerrechtlichen  Formen,  freiwillig  oder  un- 
freiwillig seitens  des  aus  dem  früheren  Vertrage  verpflichteten 
Staates  hergestellt  und  eingegangen  worden  ist. 

Soweit  es  sich  um  die  durch  individual-reciproken  Vertrag 
zugesicherte  Meistbegünstigung  zwischen  zwei  Staaten  handelt,  i) 
mag  die  Zusicherung  dieser  Meistbegünstigung  der  anderweiten 
Hereinziehung  eines  jener  Staaten  in  ein  Gemeinschaftsverhältnis 
vorangegangen  oder  nachgefolgt  sein,  folgt  aus  der  oben  darge- 
legten Auffassung  weiter: 


1)  Das  Gemeinschaftsverhältnis  mag 

1.  positiv  seinen  Gliedern  Begünstigungen  zusichern,  ohne  dass  der  Meistbegünstigte 
dieselben  beanspruchen  kann; 

2.  negativ  zur  Abwehr  von  Gemeinschaftsschädigungen  Nachteile  (Straf klausein) 
gegen  dritte  androhen,  die  eventuell  auch  gegen  den  Meistbegünstigten  anzu- 
wenden sind,  obwohl  dieselben  die  anderen  Glieder  der  Gemeinschaft  nicht  treffen. 

Soweit  muss  der  Meistbegünstigte  im  Kollisionsfalle  den  Vorrang  des  Gemein- 
schaftsverhältnisses anerkennen  und  gegen  sich  wirken  lassen.  Eine  andere  Frage  aber 
ist,  ob  nicht  die  nachträgliche  Begründung  des  Gemeinschaftsverhältnisses  und  die  aus 
dessen  Vorrang  sich  ergebenden  Konsequenzen  die  Lage  so  verändern,  dass  der  Meist- 
begünstigte berechtigt  ist,  das  ganze  wechselseitige  Vertragsverbältnis  der  Meistbegünsti- 
gung als  erloschen  zu  betrachten  und  zu  behandeln. 
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Die  Meistbegünstigung-  gibt  dem  individual  -  reciprok  meist- 
begünstigten Staate  gegenüber  dem  anderen  Staate  nur  ein  An- 
recht auf  Gleichstellung  und  Gleichbehandlung  mit  allen  dritten  in 
individual  -  reciproken  Verhältnissen  zu  dem  letzteren  stehenden 
Staaten.      Die    Meistbegünstigung  1)    gibt    dem    individual  -  reciprok 


')  Anders  ist  aber  die  Rechtslage  bezüglich  des  sog.  Kongobeckens.  Durch  die 
Kongoakte  vom  26.  II.  1885  ist  ein  Recht  der  durch  die  Signatarmächte  derselben 
repräsentierten  Weltgemeinschaft  in  Hinsicht  auf  das  Kongobecken  begründet,  welches 
insoweit  das  Recht  jeder  Staatsgewalt  einschränkt,  welcher  territoriale  Hoheit  über 
Teile  des  Kongobeckens  zusieht.  Internationalrechtlich  sind  im  Hinblick  auf  jene 
Berechtigung  der  Weltgemeinschaft  den  Staatsgewalten  im  Kongobecken  Massnahmen 
gewissen  Inhalts  und  zwar  insbesondere  auch  zoll-  und  steuerfiskalische  Massnahmen 
gewissen  Inhalts  vorgeschrieben  oder  untersagt. 

Nach  der  Kongoakte  selbst  (Art.  i — 5)  war  den  Staaten  im  Bereiche  des  Kongo- 
beckens internationalrechtlich  zur  Pflicht  gemacht  völliger  internationaler  Freihandel, 
Ausschluss  jeder  national -differentiellen  Behandlung  und  individuelle  Gleichbehandlung, 
insbesondere  auch  Ausschluss  jeden  individuellen  gewerblichen  Monopols  oder  Privilegs, 
also  individuelle  Gewerbefreiheit. 

Weder  Einfuhr-  und  Durchfuhrzölle  noch  sonstige  (Schiffahrts-)  Abgaben  durften 
dem  internationalen  Verkehr  auferlegt  werden  mit  alleiniger  Ausnahme  solcher  Abgaben, 
welche  lediglich  die  Kosten  der  im  Verkehrsinteresse  geschaffenen  Einrichtungen  auf- 
bringen sollten. 

Nach  Ablauf  von  20  Jahren  sollte  durch  die  Signatarmächte  der  Kongoakte,  also 
namens  der  internationalen  Gemeinschaft  intemationalrechtlich  entschieden  werden,  ob 
die  Freiheit  von  Einfuhrzöllen  fortdauern  solle  oder  nicht  (Art.  4  Abs.  2).  Das  ist 
allerdings  schon  früher  geschehen. 

Als  den  Mächten,  welche  im  konventionellen  Kongobecken  Besitzungen  haben 
oder  eine  Schutzherrschaft  ausüben,  durch  die  Brüsseler  Antisldavereiakte  vom 
2.  Vn.  1890  Verpflichtungen  auferlegt  wurden,  deren  Erfüllung  neue  pekuniäre  Hilfs- 
mittel erheischte,  wurde  denselben  durch  die  jener  Antisklavereiakte  beigefügte  Er- 
klärung internationalrechtlich  gestattet,  von  den  eingeführten  Waren  Einfuhrzölle  bis  zu 
io°/o  des  Wertes  zu  erheben,  aber  gleichzeitig  internationalrechtlich  bestimmt,  dass 
keine  ungleiche  Behandlung   stattfinden   und   kein  Durchgangszoll   erhoben   werden    darf. 

Das  Recht  der  verschiedenen  fremden  Nationen  und  der  Angehörigen  derselben 
auf  gleiche  Behandlung,  insbesondere  also  auch  auf  Gleichheit  der  Zölle  bei  der 
Einfuhr,  ist  unter  diesen  Umständen  nicht  ein  blosses  individuell  -  reciprokes  Recht 
gegen  den  Kongostaat  oder  gegen  einen  sonstigen  im  Kongobecken  Hoheitsrechte 
ausübenden  Staat. 

Sondern  dieses  Recht  steht  den  fremden  Nationen  und  deren  Angehörigen  als 
Gliedern  der  internationalen  Weltgemeinschaft  zu,  welch  letztere  ein  internationales 
Gemeinschaftsrecht  in  Bezug  auf  das  Kongobecken  hat,  durch  welches  insoweit  die 
Hoheitsrechte  der  dortigen  Staaten  von  vornherein  internationalrechtlich  beschränkt  und 
bestimmt  erscheinen.     Vgl,  auch  v.  Liszt,  S.  218. 

Dieses  internationale  Recht  der  Weltgemeinschaft  und  der  darauf  zurückführende 
Anspruch  der  anderen  Nationen  auf  gleiche  Behandlung  würde  daher  auch  nicht  da- 
durch beseitigt  werden  können,  dass  z.  B.  der  Kongostaat  in  ein  Gemeinschafts  Verhältnis 
mit  einem  bestimmten  anderen  Staate  träte  oder  z.  B.  Kolonie  Belgiens  würde. 

Kaufmann,  Welt-Zuckerindustrie,  24 
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meistbegfünstigften  Staate  aber,  wenn  der  andere  Staat  in  ein 
Gemeinschaftsverhältnis  einbezogen  ist,  keinen  Anspruch  darauf, 
in  und  von  dem  anderen  Staate  so  gestellt  und  behandelt  zu 
werden,  wie  in  und  von  dem  anderen  Staate  als  Bestandteil  der 
Gemeinschaft  die  anderen  Bestandteile  der  Gemeinschaft  zu  be- 
handeln sind.  Und  zwar  gibt  die  Meistbegünstigung  dem  bloss 
individual-reciprok  meistbegünstigten  Staate  keinen  Anspruch  auf 
Gleichstellung  mit  den  anderen  Bestandteilen  der  Gemeinschaft, 
gleichgültig  ob  die  Gemeinschaft  freiwillig  oder  unfreiwillig  be- 
gründet   ist,    gleichgültig   ob   dieselbe   eine   staatsrechtliche  —  und 


Das  Recht  jener  internationalen  Weltgemeinschaft  bliebe  das  höhere  auch  gegen- 
über der  neuen  Gemeinschaft  zwischen  dem  bisherigen  Kongostaat  und  Belgien.  Des- 
halb wüide  es  trotz  der  neuen  Gemeinschaft  unzulässig  sein,  von  den  Waren  aus  den 
fremden  Staaten  bei  der  Einfuhr  in  den  nunmehr  belgische  Kolonie  gewordenen  Kongo- 
staat Zölle  zu  erheben,  wenn  die  Waren  aus  dem  belgischen  Mutterlande  zollfrei  ein- 
gelassen würden. 

Auch  in  anderen  Hinsichten  sind  die  staatlich- fiskalischen  Massnahmen  im  Kongo- 
becken durch  internationales  Gemeinschaftsrecht  reguliert.  So  ist  in  Beziehung  auf 
Spirituosen,  deren  Verbreitung  gemeinschädlich  für  die  Eingeborenen  erachtet  wird, 
durch  die  Brüsseler  Antisklavereiakte  vom  2.  VII.  1890  (Art.  90 — 95)  und  die  Brüsseler 
Konvention  vom  8.  VI.  1899  den  Staaten  im  Kongobecken  ein  gewisser  hoher 
Einfuhrzoll  und  für  die  im  Inland  erzeugten  Spirituosen  eine  gleich  hohe  Inlandsteuer 
nicht  bloss  gestattet,  sondern  zur  Pflicht  gemacht,  soweit  nicht  überhaupt  internationjil- 
rechtlich  in  gewisse  Bereiche  die  Einfuhr  solcher  Spirituosen  verboten  ist. 

Mit  Recht  wird  es  neuerdings  immer  lebhafter  als  ein  Verstoss  gegen  den  fort- 
dauernd in  Geltung  stehenden  Art.  5  der  Kongoakte,  welcher  die  Verleihung  gewerblicher 
Monopole  und  Privilegien  im  Kongobecken  untersagt,  erachtet,  wenn  der  Kongostaat 
in  seinem  Bereich  hinsichtlich  wichtiger  Handelsgewerbszweige  tatsächlich  sich  selbst 
und  einigen  wenigen  von  ihm  konzessionierten  grossen  Landgesellschaften,  an  welchen 
er  direkt  mitinteressiert  ist,  ein  Monopol  beigelegt  oder  angeeignet  hat.  Vgl.  v.  Bornhaupt, 
Die  Kongoakte  und  der  Freihandel  (Verhandlungen  der  Abteilung  Berlin-Charlottenburg 
der  Deutschen  Kolonialgesellschaft  1901/1902,  Bd.  VI,  S.  80 — 107,  namenüich  S.  104 
bis  107);  Cirkulamote  der  britischen  Regierung  vom  8.  VIII.  1903  (Africa,  No.  14,  1903) 
u.  die  am  10.  X.  1903  auszugsweise  veröffentlichte  Erwiderung  der  Verwaltung  des 
Kongostaates  auf  letztere  (The  Times  v.  12.  u.  24.  X.  1903).  Rechtlich  ganz  unhaltbar 
sind  die  für  das  Verhalten  des  Kongostaates  eintretenden  Ausführungen  v.  Stengel's 
„Der  Kongostaat,  eine  kolonialpolitische  Studie"  (1903). 

In  gewissen  anderen  Ländern,  so  neuerdings  namentlich  in  China,  ist  durch  die 
internationalen  Vertragssatzungen  zwar  nicht  internationaler  Freihandel  stipuliert,  vielmehr 
dem  betreffenden  Lande,  so  insbesondere  China,  die  Auflage  von  Zöllen  in  international- 
rechtlich bestimmter  Höhe  gestattet. 

Aber  auch  dort  laufen  die  neueren  Bestrebungen  nach  allseitiger  Anerkennung 
und  Festlegung  des  Grundsatzes  der  „offenen  Türe"  auf  die  Konstituierung  oder 
Deklarierung  eines  Rechtes  der  internationalen  Gemeinschaft  hinaus.  Gegenüber 
der  internationalen  Gemeinschaft  soll   die   chinesische   Staatsgewalt   an   die  Beobachtung 
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ob  oder  ob  nicht  in  diesem  Falle  der  andere  Staat  in  der  staats- 
rechtlichen Gemeinschaft  als  ein  Staat  aufrechterhalten  g-eblieben 
ist,  —  oder  eine  völkerrechtliche,  gleichgültig*  ob  in  letzterem  Falle 
die  Gemeinschaft  auf  einen  umfassenderen  Zweck  gerichtet  oder 
auf  einen  Spezialzweck  beschränkt  ist,  und  endlich  gleichgültig  ob 
innerhalb  der  Gemeinschaft  in  Hinsicht  auf  den  Gemein- 
schaftszweck die  verschiedenen  Gemeinschaftsbestandteile  zu 
einer  völlig  durchgreifenden  Einheit  verschmolzen  oder  als 
Unterstufungen  der  Gemeinschaft  noch  eine  gewisse  geson- 
derte Stellung  und  Bedeutung  behalten  haben. 


der  betreffenden  Verkehrs-,  Zoll-  und  Steuerpolitik  intemationalrechtlich  gebunden  und 
so  für  die  einzelnen  fremden  Nationen  als  Glieder  jener  internationalen  Gemeinschaft  das 
Recht  auf  die  Befolgung  jener  Grundsätze  von  selten  Chinas  und  das  Recht  auf  gleiche 
Behandlung  in  China  gesichert  werden,  nachdem  bisher  namentlich  Rnssland  in  grossen 
Teilen  Chinas  Sonderrechte,  Vorzugsrechte  oder  Ausschlussrechte  und  Monopolstellung 
lür  sich  erstrebt  hat. 

Die  Vereinigten  Staaten  regten  im  September  1899  ^^^  <iia&s  die  verschiedenen 
Mächte  sich  durch  ausdrückliche  Erklärung  zur  Aufrechterhaltung  der  Freiheit  des 
Handels  in  China  intemationalrechtlich  anheischig  machen  sollten. 

In  der  am  16.  X.  1900  z-wischen  Deutschland  und  Grossbritannien  geschlossenen 
Vereinbarung  wurde  es  als  ein  gemeinsames  und  dauerndes  internationales  Interesse  er- 
klärt, dass  die  an  den  Flüssen  und  an  der  Küste  Chinas  gelegenen  Häfen  dem 
Handel  und  jeder  sonstigen  erlaubten  wirtschaftlichen  Tätigkeit  für  die  Angehörigen 
aller  Nationen  ohne  Unterschied  frei  und  offen  bleiben. 

Dieser  Grundsatz  soll  von  den  Vertragschliessenden  einverständlicherweise  für 
alles  chinesische  Gebiet  beobachtet  werden,  wo  dieselben  einen  Einfluss  ausüben  können. 

Insoweit  sind  jenem  deutsch-britischen  Abkommen  die  anderen  europäischen  Gross- 
mächte, die  Vereinigten  Staaten  und  Japan  schlechthin  beigetreten. 

Auch  in  Beziehung  auf  China  handelt  es  sich  daher  bei  der  handelspolitischen 
Gleichstellung  nicht  mehr  bloss  um  individuelle  Rechte  der  einzelnen  Nationen,  son- 
dern um  Rechte,  welche  denselben  als  Gliedern  der  internationalen  Weltgemeinschaft 
und  kraft  des  Rechtes  jener  internationalen  Weltgemeinschaft  zustehen. 

Deshalb  können  jene  Gleichstellungsrechte  der  verschiedenen  fremden  Nationen 
auch  rechtlich  nicht  durch  ein  engeres  Gemeinschaftsverhältnis  überwunden  und  be- 
seitigt werden,  in  welches  etwa  eine  einzelne  fremde  Nation  zu  China  träte. 
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§  72.    Übersicht  in  Betracht  kommender  Arten  von  Gemein- 
schaftsbildungen. 

Die  Wirklichkeit  des  Völkerlebens  zeig-t  —  im  Unterschiede  von 
und  im  Geg-ensatze  zu  den  bloss  individual-reciprok  vertragfsmässigen 
Beziehung-en  der  Staaten  —  Gemeinschaftsbildungen  derselben  in 
einer  ganzen  Reihe  verschiedener  —  teils  staatsrechtlicher,  teils 
völkerrechtlicher  —  Abstufungen,  in  Hinsicht  auf  welche  und  in 
Hinsicht  auf  deren  Bestandteile  und  das  Verhältnis  der  letzteren  zu 
ausserhalb  stehenden  Staaten  die  vorgehenden  Ausführungen  zu- 
treffen. 

Hierhin  gehören  insbesondere  folgende  Bildungen: 

1.  Völlige  Einverleibung  eines  Staates  in  einen  anderen  Staat 
oder  Verschmelzung  mehrerer  Staaten  zu  einem  einfachen  Einheits- 
staate. 

2.  Möglicherweise  Stellung  eines  Staates  unter  den  Schutz 
eines  anderen  Staates. 

3.  Zusammenfassung  verschiedener  Einzelstaaten  im  Bundesstaat 
oder  in  der  Realunion. 

4.  Zusammenfassung  von  Mutterland  und  Kolonien  im  (Welt-) 
Reiche. 

5.  Staatenbund  verschiedener  Staaten. 

6.  Allgemeiner  Zollverein  verschiedener  Staaten  oder  von 
Teilen  verschiedener  Staaten. 

7.  Spezielle  fiskalische  und  wirtschaftspolitische  Verbände  und 
Gemeinschaften!)  mehrerer  Staaten. 

1)  Auch  anderweite  Verbände  mehrerer  Staaten  gehören  hierher,  z.  B.  solche  in 
Hinsicht  auf: 
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8.  Quasi-Gemeinschaftsverhältnisse  infolge  von  Staatsverträgen 
auf  der  Unterlage  dauernder  natürlicher,  politischer  u.  s.  w.  Näher- 
beziehungen. Sog.  Reciprozitätsverträge  im  Sinne  der  Vereinigten 
Staaten. 

Eine  Reihe  dieser  Gemeinschafts-  und  Quasi-Gemeinschafts- 
Bildungen  und  -Beziehungen  sollen  im  folgenden  betrachtet  und 
erörtert  werden  und  zwar  namentUch  im  Hinblick  auf  das  damit 
verknüpfte  Vorrangsverhältnis  vor  anderen  individual-reciproken 
Beziehungen  zu  dritten  Staaten. 

§  73.    Völlige  Einverleibung  eines  Staates  in  einen  anderen 
Staat  oder  Verschmelzung  mehrerer  Staaten  zu  einem  ein- 
fachen Einheitsstaate. 

Wenn  ein  Staat,  welcher  einem  dritten  Staate  vertragsmässig 
Meistbegünstigung  zugesichert  hat,  einen  anderen  Staat  sich  ein- 
verleibt oder  einen  anderen  Staat  mit  sich  zu  einem  einfachen 
Einheitsstaate  verschmilzt,  so  kann  für  die  Waren  aus  dem  meist- 
begünstigten dritten  Staate  nicht  etwa  Zollfreiheit  in  dem  Gebiet 
des  vertragsmässig  verpflichteten  Staates  beansprucht  werden,  weil 
der  dem  letzteren  einverleibte  oder  mitverschmolzene  Staat  jetzt 
mit  demselben  zu  einem  Gemeinschaftsbereich  vereint  ist,  innerhalb 
dessen  Zollfreiheit  besteht. 

Wird  ein  Teil  eines  Staatsgebietes  von  einem  Staate  an  einen 
anderen  Staat  abgetreten,  so  erlöschen  mit  der  Abtretung  fiir  das 
abgetretene  Gebiet  die  meisten  Staatsverträge,  welche  der  abtretende 
Staat  vorher  mit  dritten  Staaten  geschlossen  hatte.  *) 

Wird  ein  Staat  in  einen  anderen  Staat  einverleibt,  so  erlöschen 
mit  der  Einverleibung  gleichfalls  viele  Arten  von  Staatsverträgen 
—  so  z.  B.  Handelsverträge  — ,  welche  der  einverleibte  Staat 
vor  der  Einverleibung  mit  dritten  Staaten  geschlossen  hatte.  2) 

Die  dritten  Staaten  sind  nicht  berechtigt,  im  Hinblick  auf  ihre 
älteren  individual-reciproken  Rechte  aus  jenen  Staatsverträgen  die 
Abtretung  oder  die  Einverleibung,  also  die  Bildung  der  neuen  Ge- 
meinschaft zu  inhibieren.  3) 

a)  Schaffung  und  Normierung  internationaler  Privilegien  und  Monopole  (Patent-, 
Marken-,  Muster-  und  Modelle-,  Urheberrechts-Unionen); 

b)  sonstige  international  gemeinsame  Rechtsmaterien; 

c)  spezielle  (internationale)  Verkehrszweige  (Weltpost-,  Welttelegraphen-Union)  u.s.w. 
J)  Huber  No.  97. 

')  Huber  No.  225  (224). 

»)  Vattel  n,  §  203.     Taylor,  §  396. 
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Der  erzwungenen  Abtretung-  oder  der  gewaltsamen  Einverlei- 
bung können  sich  die  dritten  Staaten  allerdings  möglicherweise 
unter  einem  rechtlichen  Gesichtspunkte  widersetzen.  Sie  können, 
dies  aber  nicht  im  Hinblick  auf  ihre  älteren  individual-reciproken 
Rechte  aus  den  betreffenden  speziellen  Staatsverträgen,  sondern, 
wenn  überhaupt,  nur  als  Glieder  der  Völkergemeinschaft  unter  dem 
Gesichtspunkte,  dass  die  Vergewaltigung  eines  Gliedes  der  Völker- 
gemeinschaft durch  ein  anderes  nach  den  heutigen  internationalen 
Zusammenhängen  auch  die  dritten  Glieder  der  Völkergemeinschaft 
mitberühre  und  deshalb  auch  diesen  dritten  Gliedern  die  Befugnis 
zum  Einspruch  gegen  ein  Verhalten  gebe,  welches  sich  als  Ver- 
letzung der  gemeinsamen  durch  das  Völkerrecht  anerkannten 
Völkerinteressen  darstelle. 


§  74.    Stellung  eines  Staates  unter  den  Schutz  eines 
anderen  Staates. 

Tritt  ein  Staat  unter  den  Schutz  eines  anderen  Staates,  so 
hängt  es  von  dem  Inhalt  des  durch  den  Schutzvertrag  begründeten 
Schutzverhältnisses  ab,  ob  und  inwieweit  individual-reciproke  Rechte, 
welche  dritte  Staaten  durch  frühere  Staatsverträge  mit  dem  nun- 
mehrigen Schützlingstaate  erworben  hatten,  mit  jenem  Schutz- 
verhältnis unvereinbar  sind.  Soweit  dies  der  Fall  ist,  erlöschen 
jene  individual-reciproken  Rechte  der  dritten  Staaten  infolge 
der  Begründung  des  Schutzverhältnisses.  Erkennt  man  eine  der- 
artige Folge,  wie  unten  ausgeführt  werden  wird,  bei  dem  Ein- 
tritt eines  bisher  selbständigen  Staates  als  Einzelstaat  in  einen 
Bundestaat  an,  so  kann  dieselbe  auch  in  Beziehung  auf  den 
Schützlingstaat  nicht  schlechthin  in  Abrede  g-estellt  werden.  Der 
formalistische  Einwand,  das  Schutzverhältnis  selbst  beruhe  auf 
blossem  Staatsvertrag,  entbehrt  des  inneren  Gehaltes.  Vielleicht  in 
Beziehung  auf  manche,  aber  sicher  nicht  in  Beziehung  auf  alle 
Schutzverhältnisse  wäre  hingegen  der  materielle  Einwand  zutreffend, 
dass  das  Schutzverhältnis  auch  nur  ein  individual-reciprokes  Ver- 
hältnis und  zwar  der  Über-  und  Unterordnung  im  Unterschiede 
von  den  anderen  älteren  individual-reciproken  Verhältnissen  der 
Nebenordnung  begründe.  Vielfach  wird  das  Schutzverhältnis  aber 
eine  Art  der  Gemeinschaft  bilden.  Darauf  kommt  es  an,  ob 
und  inwieweit  durch  den  Schutzvertrag  zwischen  Schützerstaat 
und  Schützlingstaat  ein  Gemeinschaftsverhältnis  hergestellt  wird. 
Ein  solches  erscheint  schon  darin  begründet,  dass  der  Schützerstaat 
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meist  die  ganze  Vertretung  des  Schützlingstaates  nach  aussen 
g"egenüber  dritten  Staaten  erhält. 

Würde  auf  Grund  des  Schutzvertrages  der  europäische 
JSchützerstaat  in  dem  aussereuropäischen  SchützHngstaate  nach 
innen  eine  territoriale  Jurisdiktion  über  die  dort  befindlichen 
nicht  eingeborenen  Personen,  also  insbesondere  über  die  Europäer 
-erhalten,  so  würden  auf  diesem  Wege  die  national-personalen  Juris- 
diktionstechte, welche  die  anderen  dritten  europäischen  Staaten 
vorher  dort  auf  Grund  von  Kapitulationsverträgen  hatten,  beseitigt 
werden  können,  i) 

Die  anderen  Staaten  könnten  sich  aus  politischen  Gründen  im 
Hinblick  auf  ihre  Interessen  der  Herstellung  eines  derartigen  Pro- 
tektorats widersetzen.  Der  gewaltsamen  Herstellung  des  Pro- 
tektorats könnten  sich  die  anderen  Staaten  möglicherweise  auch 
aus  dem  oben  schon  erwähnten  rechtlichen  Gesichtspunkte  wider- 
setzen, dass  die  gewalttätige  Nötigung  eines  Gliedes  der  Völker- 
gemeinschaft unter  ein  anderes  Glied  derselben  nach  den  heutigen  Ver- 
hältnissen nicht  bloss  das  erstere,  sondern  auch  —  bei  den  bestehen- 
den internationalen  Zusammenhängen  —  die  dritten  Glieder  der 
Völkergemeinschaft  verletze,  und  den  letzteren  das  Recht  zum  Ein- 
spruch behufs  Wahrung  der  völkerrechtlich  anerkannten  Völker - 
^emeinschaftsinteressen  gegenüber  dem  dieselben  gewalttätig 
verletzenden  Gliede  gebe.  Nicht  aber  würden  die  speziellen  indivi- 
dual-reciproken  Rechte  aus  älteren  Staatsverträgen  der  anderen 
Staaten  diesen  einen  Rechtsanspruch  gegen  die  Herstellung  des 
Schutzverhältnisses  unter  dem  Gesichtspunkte  geben,  dass  auch 
■das  Schutzverhältnis  nur  ein  völkerrechtliches  und  nicht  ein  staats- 
rechtliches Verhältnis  sei. 

Die  vorstehende  Ausführung  dürfte  im  Resultat  mit  den  ein- 
jarehenden  Darleg-ungen  des  verstorbenen  parlamentarischen  Syndikus 
des    britischen  Schatzamtes   Jenkyns,^)    ferner    auch    mit    den    Be- 

^)  Der  Schützerstaat  vertritt  den  Schützlingstaat  formell  nach  aussen  gegenüber 
<lritten  Staaten  und  hat  seinerseits  jenen  gegenüber  für  den  Schützlings! aat  die  inter- 
nationale Verantworüichkeit  zu  tragen,  soweit  eine  solche  besteht.  Natürlich 
■würde,  wenn  der  Schützerstaat  in  der  im  Texte  bezeichneten  Weise  im  Schützlingstaat 
für  sich  nach  innen  eine  territoriale  Jurisdiktion  über  alle  Nicht-Eingeborenen  be- 
gründete, und  wenn  dadurch  die  bisherige  national-personale  Jurisdiktion  der  verschie- 
denen dritten  Staaten  über  ihre  eigenen  dortigen  Staatsangehörigen  beseitigt  würde,  auch 
der  Inhalt  der  internationalen  Verantwortlichkeit  des  Schützerstaates  in  Beziehung  auf 
die  gehörige  Verwaltung  der  Justiz  im  Schützlingstaate  sich  gegenüber  den  dritten 
Staaten  entsprechend  erweitem. 

2)  Jenkyns,  p.  165 — 196.  Vgl.  auch  die  oben  S.  202  mitgeteilten  Bemerkungen  des 
Solicitor-General  Carson. 
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merkungen  des  gewesenen  französischen  Ministers  des  Auswärtigen^ 
Hanotaux,  i)  zusammentreffen. 

AUerding'S  vertritt  eine  Reihe  von  Völkerrechtstheoretikern 
den  entgegengesetzten  Standpunkt  aus  dem  oben  hervorgehobenen 
formahstischen  Gesichtspunkt,  dass  der  Schutzvertrag  nur  ein  Ver- 
trag sei.     So  Vattel,2)  Pradier-Foder6,3)  Rivier,*)  Huber.  •'^) 

Vattel  widerspricht  sich  aber  selbst.  Denn  während  er  erst 
erklärt,  der  Schützlingstaat,  welcher  sich  freiwillig  durch  Schutz- 
vertrag unter  den  Schutz  eines  anderen  Staates  stelle,  müsse  dies 
in  solcher  Weise  tun,  dass  die  Rechte  dritter  Staaten  aus  älteren 
mit  ihm  geschlossenen  Verträgen  nicht  berührt  würden,  und  speziell 
folgert,  dass  die  älteren  Allianzverträge  mit  dritten  Staaten  durch 
den  Schutzvertrag  nicht  beseitigt  würden,  fahrt  er  dann  fort:  ,. vor- 
ausgesetzt, dass  dieselben  nicht  unverträglich  sind  mit  den  Bedin- 
gungen des  Schutzverhältnisses."  Wenn  der  Schützlingstaat  durch 
die  Notwendigkeit  gezwungen  worden  sei,  sich  unter  den  Schutz 
eines  anderen  Staates  zu  stellen  und  demselben  Beistand  mit  allen 
Kräften  gegen  alle  zu  versprechen,  ohne  seine  älteren  Alliierten 
auszunehmen,  so  beständen  zwar  die  älteren  Allianzen  fort,  soweit 
sie  mit  dem  neuen  Schutzvertrag  nicht  unvereinbar  seien.  Aber 
wenn  einer  der  alten  Alliierten  mit  dem  neuen  Schützerstaat  in 
Krieg  gerate,  so  müsse  der  Schützlingstaat  sich  für  den  letzteren 
erklären,  welchem  er  durch  engere  Bande  und  durch  einen 
Vertrag  verbunden  sei,  der  im  KoUisionsfalle  alle  anderen 
Verträge  ausser  Geltung  setze. 

Auch  Huber  macht  eine  Einschränkung.  Er  meint,  alle 
anderen  älteren  Verträge  des  Schützlingstaates  mit  dritten  Staaten 
blieben  schlechthin  unberührt  von  dem  Schutzvertrag.  Altere 
hochpolitische  Verträge  des  Schützlingstaates  mit  dritten  Staaten 
fielen  aber  zwar  nicht  an  sich  durch  den  Schutzvertrag  dahin^ 
da  durch  ein  zwischen  Dritten  geschlossenes  Rechtsgeschäft  das 
Recht  jemandes,  welcher  einem  derselben  fremd  sei,  nicht  aufgehoben 
werden  könne.  Jedoch  in  Beziehung  auf  diese  hochpolitischen 

1)  L'affaire  de  Madagaskar.  Paris  1896,  p.  284  sq.  Die  Schrift  von  Hanotaux  war 
mir  nicht  zur  Hand.  Die  Bemerkung  im  Text  u.  vorstehendes  Citat  aus  derselben  .stützt 
sich  auf  Hnbers  (S.  294  Note  486)  Mitteilungen  über  dieselbe. 

2)  Vattel  II,  §  204. 

•'»)  Pradier-Fodere  II,  §   1217. 

*)  Rivier  II,  p.   142. 

^)  Huber  No.  254.  Triepels  Bemerkung  S.  243  Anm.  3  scheint,  wenn  dabei 
überhaupt  an  unsere  Frage  gedacht  war,  eher  zu  dem  von  uns  vertretenen  Resultat 
hinzuführen. 


§  75-     Zusammenfassung  verschiedener  Einzelstaaten  in  einen  Bundesstaat  etc.      S-TV 

Verträg-e  mit  dritten  Staaten  biete  der  Schutzvertrag-  allerdings 
einen  Kündigung-sgrund.  Einen  Kündigung-sgrund  für  wen,  sagt 
Huber  nicht.  Er  scheint  aber  als  Kündiger  den  Schützerstaat 
(bzw.  Schützlingstaat)  und  nicht  bloss  die  dritten  Staaten  im  Auge 
zu  haben. 

Die  auf  Grund  von  Schutz  vertragen  geschaffenen  Schutzver- 
hältnisse erstrecken  sich  bis  jetzt  kaum  oder  nur  selten  auf  die- 
jenigen Arten  wirtschaftlicher  und  fiskalischer  Verhältnisse,  in 
Beziehung  auf  w^elche  die  Meistbegünstigung  vertragsmässig  stipuliert 
zu  werden  pflegt.  Daher  erscheint  in  Hinsicht  auf  jene  wirtschaftlich- 
fiskalischen Verhältnisse  der  Schützlingstaat  in  der  Regel  nicht 
als  ein  Zubehör  zu  der  Reichsgemeinschaft  des  Schützerstaates, 
sondern  steht  in  dieser  Hinsicht  dem  Schützerstaat  individuell- 
reciprok,  wie  ein  fremder  Staat  gegenüber.  Deshalb  können 
dritte  Staaten  in  der  Regel  verlangen,  dass  ihre  Angehörigen» 
Waren  u.  s.  w.,  wenn  sie  in  dem  Schützlingstaate  Vertrags  massige 
Meistbegünstigung  geniessen,  in  diesem  ebenso  günstig  behandelt 
werden,  wie  die  des  Schützerstaates,  und,  wenn  sie  gegenüber  dem 
Schützerstaate  Meistbegünstigung  zu  beanspruchen  haben,  in  diesem, 
ebenso  günstig'  behandelt  werden,  wie  die  des  SchützHngstaates. 

Um  politischen  Verwickelungen  vorzubeugen,  haben  die  Staaten, 
welche  ein  Protektorat  begründeten,  manchmal  durch  Abkommea- 
mit  dritten  Staaten  deren  Rechte  aus  älteren  Verträgen  u.  s.  w, 
ausdrücklich  geregelt  oder  bisweilen  statt  der  Begründung  oder 
Aufrechterhaltung  eines  Protektorats  eine  Kolonie  gebildet. i) 

§  75.    Zusammenfassung  verscltiedener  Einzelstaaten  in  einen 
Bundesstaat  oder  in  eine  Realunion. 

Werden  bisher  selbständige  Staaten  zu  einem  Bundesstaat 
zusammengefasst  oder  in  einen  Bundesstaat  als  Einzelstaaten  ein- 
verleibt, so  erlöschen  die  Staatsverträge,  welche  jene  Staaten  vor 
der  Errichtung  des  Bundesstaates  oder  vor  ihrer  Einverleibung  in 
denselben  mit  dritten  ausserhalb  des  Bundesstaates  befindlichen 
Staaten  geschlossen  haben,  insoweit,  als  das  durch  jene  älteren 
Staatsverträge  mit  den  dritten  Staaten  begründete  individual-reciproke 
Rechtsverhältnis  mit  dem  neuen  bundesstaatlichen  Gemeinschafts- 
verhältnis unvereinbar  ist. 

Das  höhere  allgemeinere  Lebensinteresse  an  dem  Bestände 
des  bundesstaatlichen  Gemeinschaftsverhältnisses  begründet  in  diesem 

^)  Vgl.  die  Citate  bei  Huber  S.  294 — 295,  Note  484 — 489. 
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Kollisionsfalle    den    Vorrang    vor    den    bloss    individual-reciproken 
Rechten  der  dritten  Staaten. 

Durch  die  Tatsache  der  Herstellung  des  bundesstaatlichen 
Gemeinschaftsverhältnisses  wird  deshalb  das  Erlöschen  dieser  letzteren 
Rechte  (aber  natürlich  auch  der  Verpflichtungen)  der  dritten  Staaten 
herbeigeführt. 

Es  ist  unrichtig,  das  Erlöschen  dieser  letzteren  Rechte  erst 
als  Folge  des  Umstandes  zu  betrachten,  dass  die  dritten  Staaten 
den  Bundesstaat  anerkannt  hätten.  Bei  solcher  Auffassung  würden 
die  Rechte  nicht  erloschen  sein,  wenn  die  dritten  Staaten  den 
Bundesstaat  nicht  anerkannt  hätten. 

Das  jüngere  Recht  der  bundesstaatlichen  Gemeinschaft  geht 
als  das  höhere  Recht  vor. 

Die  dritten  Staaten  würden  ein  Recht,  sich  der  Bildung  der 
bundesstaatlichen  Gemeinschaft  zu  widersetzen,  nicht  aus  der 
sonstigen  Gefahrdung  ihrer  individuell-reciproken  älteren  Vertrags- 
rechte gegen  einen  der  Einzelstaaten  des  Bundesstaates  herleiten 
können,  sondern  höchstens  möglicherweise  in  Wahrnehmung 
allgemeiner  völkerrechtlich  anerkannter  Völkergemeinschaftsinter- 
essen haben,  falls  nämlich  die  Bildung  des  Bundesstaates  oder  der 
Eintritt  in  denselben  von  selten  der  nunmehrigen  Einzelstaaten 
desselben  nicht  freiwillig,  sondern  infolge  eines  gegen  dieselben 
geübten  Zwanges  erfolgt  wäre. 

Allerdings  hat  Grossbritannien  bei  Gelegenheit  der  Einver- 
leibung" von  Texas  in  die  Vereinigten  Staaten  1845  einmal  den 
entgegengesetzten  Standpunkt  vertreten: 

,that  the  voluntary  surrender  of  their  independence  by  the 
government  and  people  of  Texas  will  not  annul  those  treaties 
(sc.  between  Great  Britain  and  Texas).  On  the  contrary,  that 
their  stipulations  would  remain  in  precisely  the  same  Situation^ 
as  if  the  Texas  had  remained  an  independent  power.  Similar 
representations  were  made  by  France*.  1) 

Von  deutschen  Theoretikern  haben  Bornhaks)  und  mit  Ein- 
schränkungen Triepel")  sich  dahin  ausgesprochen,  das  Rechtsver- 
hältnis aus  den  früher  mit  dritten  Staaten  geschlossenen  Verträgen 
habe  den  Vorrang  vor  dem  durch  Gründung  des  Bundesstaates 
oder  Eintritt    in    den  Bundesstaat  hergestellten  Rechtsverhältnisse. 

')  Nach  Senate  Doc.  29.  Cong.  1.  Sess.  Vol.  VII.  No.  375,  citiert  bei  Huber, 
S.  289,  Note  475. 

2)  Bornhak,  Preussisches  Staatsrecht  III,  S.  5  fg, 

3)  Triepel,  S.  245,  247—250. 
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Dag-egen  haben  Rivier,i)  Stoerk,^)  Huber, 3)  Taylor*)  und  die 
meisten  deutschen  Staatsrechts-Theoretiker  s)  sich  für  die  andere 
Ansicht  erklärt.  Allerding-s  teils  ohne  Motivierung-  und  teils  ohne 
die  richtig-e  Motivierung-. 

Die  Anerkennung-  des  Bundesstaates  seitens  der  dritten  Staaten 
und  der  partiell  inhaltliche  Unterg-ang- ß)  des  Gliedstaates 
im  Bundesstaate  sind  nicht  der  entscheidende  Grund  für  den  Vor- 
rang des  jüngeren  Rechtsverhältnisses.  Derselbe  liegt  vielmehr 
in  dem  höheren  und  allgemeineren  mit  der  bundesstaatlichen  Ge- 
meinschaft verknüpften  Lebensinteresse. 

Der  Untergang  der  älteren  individuell-reciproken  Rechtsver- 
hältnisse mit  den  dritten  Staaten  erfolgt  nur  soweit,  als  jene  mit  dem 
neuen  bundesstaatlichen  Gemeinschaftsverhältnis  unvereinbar  sind- 
Es  ist  eine  Frage  der  Auslegung,  ob  und  inwieweit  letzteres  der  Fall 
ist.  Speziell  ist  bekanntlich  durch  die  Gründung  des  Norddeutschen 
Bundes  und  des  deutschen  Reiches  für  die  deutschen  Einzelstaaten 
die  Fähigkeit,  zu  dritten  Staaten  in  völkerrechtlichen  Vertrags- 
verhältnissen   zu    stehen,    keineswegs   vollständig  beseitigt  worden. 

Als  beseitigt  zu  erachten  sind  die  individuell-reciproken  älteren 
Vertragsverhältnisse  eines  Einzelstaates  des  Bundesstaates  zu  dritten 
Staaten  insoweit,  als  durch  den  Bundesstaat  eine  aktuelle  Ge- 
meinschaft geschaffen  ist,  mit  welcher  der  Fortbestand  jener  in- 
dividuell-reciproken Rechte  unvereinbar  ist. 

Durch  die  blosse  Errichtung  des  Bundesstaates,  z.  B.  des  Deut- 
schen Reiches,  wird  in  Beziehung  auf  viele  Materien  diese  aktuelle 
Gemeinschaft  erzeugt,  und  werden  also  insoweit  hiermit  unvereinbare 
Rechtsverhältnisse  zu  dritten  Staaten  sogleich  beseitigt.  Dies  gilt  in 
Beziehung  auf  diejenigen  Materien,  in  Hinsicht  aufweiche  die  Kompe- 
tenz der  Einzelstaaten  durch  die  Bundesstaatsverfassung  schlechthin 
zu  Gunsten  des  Bundesstaates  ausgeschlossen  ist.  So  hat  z.  B. 
nur  noch  der  Bundesstaat  das  Recht,  Krieg  zu  führen  und  Allianzen 
zu  schliessen.  Etwaige  ältere  Allianzverträge  der  Einzelstaaten  mit 
dritten  Staaten  erlöschen  daher  ohne  weiteres.  In  Hinsicht  auf  andere 
Materien  kann,  solange  bis  der  Bundesstaat  von  seiner  Kompetenz 


1)  Rivier  11,  p.   142. 
^)  Stoerk-Holtzendorff,   S.    1289. 
ä)  Huber,  No.  242 — 248. 
*)  Taylor,  §  396. 

^)  Vgl.   die    bei    Huber,    S.  288 — 290,    Triepel,  S.  247,    Anm.  2  und  Laband  11, 
S.   157,  Anm.  2  Citierten. 
0)  So  Huber  a.  a.  O. 
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aktuell  Gebrauch  macht,  der  Fortbestand  der  Kompetenz 
des  Einzelstaates  zugelassen  sein.i)  Das  trifft  z.  B.  im  deutschen 
Reiche  hinsichtlich  der  Materien  des  bürg-erlichen  Rechtes  zu. 
Dann  bleiben  auch  die  älteren  Staatsverträgfe  des  Einzelstaates 
mit  dritten  Staaten  solange  in  Geltung,  bis  der  Bundesstaat  von 
seiner  Kompetenz  in  Hinsicht  auf  diese  Materien  aktuell  Gebrauch 
macht  und  die  Gemeinschaft  mit  einem  aktuellen  Inhalte  herstellt, 2) 
mit  welchem  der  Inhalt  jener  älteren  Staatsverträge  des  Einzel- 
staates unverträglich  ist. 

Durch  Art.  33  und  35  der  deutschen  Reichsverfassung  vom 
16.  April  1871  ist  in  Beziehung  auf  das  Zoll-  und  Handelswesen 
eine  deutsche  Reichsgemeinschaft  in  solcher  Weise  aktuell  her- 
gestellt, dass  damit  der  FortbCvStand  besonderer  vertragsmässiger 
Handels-  und  Zollbeziehung-en  eines  deutschen  Einzelstaates  mit 
dritten  ausländischen  Staaten  streng  genommen  unvereinbar  er- 
scheint. 

Andererseits  walteten  hier  mehrfach  Opportunitätsrücksichten 
vor,  den  Faden,  welcher  durch  Handelsverträge  zwischen  deutschen 
Einzelstaaten  und  fremden  Staaten  früher  geknüpft  war,  im  Inter- 
esse der  praktischen  Kontinuität  der  internationalen  Beziehungen 
nicht  als  abgerissen  zu  betrachten,  solange  nicht  entsprechende 
Vereinbarungen  seitens  des  Deutschen  Reiches  mit  den  betreffenden 
fremden  Staaten  geschlossen  seien. 

Durch  wechselseitiges  Einvernehmen  des  neuen  Bundesstaates 
und  des  dritten  Staates  kann  der  ältere  Vertrag  eines  Einzelstaates 
des  ersteren  mit  dem  letzteren  als  fortbestehend  behandelt  und 
auf  den  ganzen  Bundesstaat  ausgedehnt  werden.  So  geschah  es 
bezüglich  des  Freundschafts-  und  Handelsvertrages  zwischen  Preussen 
und    der  Türkei    vom  22.  März   1761    durch  Art.  24  des  Handelis- 


1)  In  Beziehung  auf  noch  andere  Materien  bleibt  der  Einzelstaat  dauernd  kompetent 
und  bleiben  auch  die  von  ihm  mit  dritten  Staaten  geschlossenen  Staalsverträge  dauernd 
von  dem  bundesstaatlichen  Gemeinschaftsverhältnisse  unberührt. 

'^)  Der  Bundesstaat  kann,  wenn  er  von  dieser  seiner  Kompetenz  aktuell  Gebrauch 
macht  und  dadurch  die  Gemeinschaft  in  dieser  Hinsicht  aktuell  herstellt,  dieselbe  aber 
gleichzeitig  insoweit  einschränken,  dass  er  die  Aufrechterhaltung  der  Vertiäge  der 
Einzelstaaten  mit  dritten  Staaten  ausdrücklich  vorbehält.  So  bleiben  nach  Art.  56  des 
Einführungsgesetzes  zum  Deutschen  Bürgerlichen  Gesetzbuch  vom  18.  VIII.  1896  die  Be- 
stimmungen der  Staatsverträge  unberührt,  welche  ein  deutscher  Einzelstaat  mit  einem 
ausländischen  Staate  vor  dem  Inkrafttreten  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  —  speziell 
also  auch  vor  der  Errichtung  des  Deutschen  Reiches  —  geschlossen  hat.  Vgl.  andere 
Beispiele  bei  Triepel,  S.  248  Anm.  Unrichtige  Motivierung  in  den  Protokollen  der 
Komm.  f.  d.  zweite  Lesung  des  De«tsch.  Bürgerl.  Gesetzbuches  VI.  366. 
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Freundschafts-  und  Schiffahrtsvertrag-es  zwischen  dem  Deutschen 
Reich  und  der  Türkei  vom  26.  August  1890. 

Praktisch  besonders  bedeutsam  ist  die  Frage  aber  im 
Hinblick  auf  den  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  Preussens  mit 
den  Vereinigten  Staaten  vom  i.  Mai  1S28  und  den  Freundschafts-, 
Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  der  drei  Hansastädte  Bremen, 
Hamburg  und  Lübeck  mit  den  Vereinigten  Staaten  vom  20.  De- 
zember 1827,  zu  welch  letzerem  am  4.  Juni  1828  noch  ein  Zusatz- 
artikel vereinbart  wurde,  geworden. 

Namentlich  die  Frage  der  Meistbegünstig^ung-,  welche  in  den 
Artikeln  V  und  IK  des  Vertrages  zwischen  Preussen  und  den  Ver- 
einigten Staaten  stipuliert  worden  war,  spielte  dabei  eine  Rolle. 

Streng  genommen  sind,  wie  gesagt,  u.  E.  die  Bestimmungen 
jenes  Vertrages  über  die  wechselseitigen  Handelsbeziehungen  und 
speziell  also  auch  die  über  die  Meistbegünstigung  durch  die  Errichtung 
des  Norddeutschen  Bundes  und  des  Deutschen  Reiches  obsolet  ge- 
worden, da  mit  der  neuen  bundesstaathchen  deutschen  Gemeinschaft, 
nach  welcher  Deutschland  ein  von  gemeinschaftlicher  Zollgrenze 
umgebenes  Zoll-  und  Handelsgebiet  bildet  und  das  deutsche  Reich 
ausschliesslich  die  Gesetzgebung  über  das  gesamte  Zollwesen  hat 
(Art.  33  u.  35  der  deutschen  Reichsverfassung),  solche  besonderen 
Rechtsbeziehungen  Preussens  mit  einem  dritten  Staate  unverein- 
bar sind. 

Es  ist  dies  auch  im  Laufe  der  Jahre  öfters  bald  von  Seiten  der 
Vereinigten  Staaten,  bald  von  selten  des  deutschen  Reiches  be- 
hauptet worden. 

Aber  je  nach  den  wechselnden  einzelnen  Interessenfragen, 
welche  obschwebten,  ist  auch  wiederholt  das  Gegenteil  bald  von 
der  einen,  bald  von  der  anderen  Seite  vertreten  ^)  und  speziell  von 
Deutschland  auf  Grund  jenes  Meistbegünstigungsvertrages  Preussens 
die  Meistbegünstig-ung  für  ganz  Deutschland  in  Anspruch  genommen 
worden.  2) 

Die  Vereinigten  Staaten  haben  aber,  auch  wenn  sie  auf  Grund 
des  Staatsvertrages    von    1828    noch    ein    Meistbegünstigungsrecht 


1)  Es  könnte  dies  auch  so  konstruiert  werden,  dass  in  die  Rechte  und  Pflichten 
aus  dem  älteren  Vertrag  mit  dem  dritten  Staate  an  Stelle  des  Einzelstaates  infolge  der 
Errichtung  des  Bundesstaates  dieser  succediert  sei,  aber  in  der  Weise,  dass  diese  Rechte 
und  Pflichten  sich  nur  auf  den  Territorialbereich  und  den  Personal-  (u.  Waren-)  bestand 
des  betreffenden  Einzelstaates  bezögen  und  beschränkten,  nicht  sich  auf  den  ganzen 
Bundesstaat  ausdehnten.     Vgl.  Huber,  No.  246.     Triepel,  S.  248 — 249  Anm.   I   u.  2. 

2)  Fisc,  S.  60 — 61,  176—177;  175 — 178.    HofTmann,  S.  180—181.   Vgl.  unten  §  80. 
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g-egenüber  Preussen  zu  haben  behaupteten,  nicht  etwa  beansprucht, 
dass  die  amerikanischen  Waren  zollfrei  nach  Preussen  hineing-elassen 
werden  müssten,  weil  die  Waren  aus  den  anderen  deutschen  Staaten 
(erst  infolge  der  Herstellung  des  deutschen  Zollvereins  und  dann) 
infolge  der  Errichtung  des  Norddeutschen  Bundes  und  des  Deut- 
schen Reiches  zollfrei  nach  Preussen  eingingen. 

Die  vertragsmässige  Gewährung  der  Meistbegünstigung  von  selten 
Preussens  an  die  Vereinigten  Staaten  gibt,  wenn  dieselbe  nach  (Her- 
stellung des  deutschen  Zollvereins  und  nach)  Errichtung  des  deutschen 
Bundesstaates  noch  in  Geltung  geblieben  sein  sollte,  den  Ver- 
einigten Staaten  nur  Anspruch  auf  Gleichbehandlung  mit  dritten  frem- 
den Staaten,  aber  keinen  Anspruch  auf  Gleichbehandlung  mit  den- 
jenigen Staaten,  welche  mit  Preussen  zusammen  Bestandteile  des 
deutschen  Bundesstaates,  d.  h.  einer  Gemeinschaft  ausmachen,  welche 
sich  unter  anderem  auf  das  Zoll-  und  Handelswesen  erstreckt  und 
für  diese  Materie  innerhalb  des  Gemeinschaftsbereiches  die  Zoll- 
grenzen niedergelegt  und  jene  Bestandteile  zu  einem  Ganzen  zu- 
sammengefasst  hat. 

Dieser  Beschränkung  ihrer  Meistbeg-ünstigung  könnten  die 
Vereinigten  Staaten  nicht  aus  dem  Gesichtspunkt  widersprechen, 
dass  zur  Zeit  des  Abschlusses  ihres  Handels-  und  Meistbegünstigungs- 
vertrages mit  Preussen  im  Jahre  1828  der  (deutsche  Zollverein 
und  der)  deutsche  Bundesstaat  noch  nicht  bestanden  habe,  also 
diejenigen  Staaten,  welche  später  mit  Preussen  zu  letzterem  sich 
vereinigt  hätten,  Preussen  noch  als  selbständige  fremde  Staaten 
gegenüber  gestanden  hätten,  und  dass  deshalb  die  erst  später  herbei- 
geführte Zusammenfassung  im  (Zollverein  und)  Bundesstaat  den 
einmal  begründeten  Anspruch  der  Vereinigten  Staaten  auf  Gleich- 
behandlung mit  diesen  Staaten  nicht  nachträglich  habe  beseitigen 
können. 

Denn  das  mit  der  bundesstaatlichen  Gemeinschaft  sich  ver- 
knüpfende höhere  und  allgemeinere  Lebensinteresse  begründet  den 
Vorrang  dieses  jüngeren  Rechtsverhältnisses  vor  dem  älteren 
individuell-reciproken  Vertragsverhältnisse,  soweit  die  beiden^Rechts- 
verhältnisse  unvereinbar  miteinander  sind. 

Auch  die  Eingehung  einer  Realunion  führt  das  Erlöschen  der 
mit  ihr  unvereinbaren  individuell-reciproken  Vertragsbeziehungen 
der  einzelnen  Unionsstaaten  mit  dritten  Staaten  wegen  Vorranges 
des  in  der  Gemeinschaft  der  Realunion  zum  Ausdruck  gelangenden 
tieferen  und  allgemeineren  Lebensinteresses  herbei. 
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Wenn  nicht  in  der  Begründung',  so  doch  im  Resultat  stimmt 
damit  Rivier^)  überein. 

Dagegen  meint  Huber,^)  wenn  irgend  welche  KolUsionen 
zwischen  dem  Realunionsverhältnisse  und  anderen  Vertrags  Verhält- 
nissen der  realiter  unierten  Staaten  mit  dritten  Staaten  entständen,  so 
könnten  letztere  nur  nach  den  gewöhnlichen  Regeln  gekündigt 
werden.  Denn  das  als  eine  Art  des  Staatenbundes  sich  darstellende 
Verhältnis  der  Realunion  sei  und  bleibe  ein  vertragliches  Verhältnis 
und  führe  nicht  zur  Bildung  einer  neuen  über  oder  zwischen  den 
Kontrahenten  bestehenden  körperschaftlichen  Rechtspersönlichkeit 
mit  eigener  Staatsgewalt. 

Aber  Huber  gibt,  wie  unten  noch  dargelegt  wird,  selbst  zu,, 
dass  die  Grenze  zwischen  Staatenbund,  als  dessen  eine  Unterart 
er  die  Realunion  betrachtet,  und  Bundesstaat  in  Wirklichkeit 
fliessend  sei.  Die  so  suggestive  und  so  vielfach  irreleitende  Vor- 
stellung von  der  Bildung  einer  (individuellen)  „Staatspersönlichkeit'- ,3)- 
deren  Annahme  oder  Nichtannahme  hinsichtlich  der  hier  in  Frage 
stehenden  Gemeinschaftsbildungen  nach  Hubers  eigenem  Zuge- 
ständnis von  einer  mehr  oder  minder  flüssigen  Grenzziehung  abhängt, 
kann  nicht  einen  Rechtsgrund  abgeben,  dass  um  jener  Vorstellung" 
willen  der  ausserhalb  stehende  dritte  Staat  sein  älteres  Vertragsrecht 
in  dem  einen  Falle  verlieren  und  in  dem  anderen  Falle  nicht  ver- 
lieren soll.  Das  hiesse  die  menschlichen  Rechtsverhältnisse  zum. 
Spielball  eines  angeblich  logischen,  in  Wirklichkeit  aber  nur 
dialektischen  Gedankenspieles  machen. 

Im  Grunde  unterliegt  dieser  angeblichen  Logik  als  realer  Kern 
die  Vorstellung,  dass  Gewalt  und  Macht  ganz  allein  in  Betracht 
kämen,  und  die  Fiktion,  dass  z.  B.  dem  Bundesstaate  durch  Macht- 
konzentration die  Abschüttelung  der  Rechte  der  aussenstehendea 
Dritten  ermöglicht  werde,  dem  Staatenbund  dies  aber  nicht  mög- 
lich sei. 

Letzteres  kann  im  konkreten  Falle  bald  zutreffen,  bald  nicht 
zutreffen  und  gibt  jedenfalls  keinen  ^Rechts"grund  ab. 

Die  Brüsseler  Zuckerkonvention  ist  nicht  bloss  von  einem  ge- 
meinsamen Organ  Österreich-Ungarns,  sondern  auch  gesondert 
durch  einen  Vertreter  Österreichs  einerseits  und  durch  einen  Ver- 
treter Ungarns  andererseits  eingegangen  worden.  In  Art.  7  Abs.  7 
ist  ausdrücklich  erklärt,    Österreich    und  Ungarn  würden  jedes  für 

1)  Rivier  II,  p.   142.     Taylor  §  396. 

2)  Huber  No.  240,  241,  243. 

3)  Menger,  S.  206,  207. 
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sich  als  vertragfschliessender  Teil  angesehen.  Das  soll  sich  insbe- 
sondere auf  ihre  g-esonderte  Vertretung  in  der  ständigen  Zucker- 
kommission beziehen. 

Aber  dennoch  kommt  die  bestehende  Reichsgemeinschaft 
"Österreich-Ungarns  derart  in  Betracht,  dass  ihr  in  gewissen  Kollisions- 
fallen der  Vorrang  vor  dem  durch  die  Brüsseler  Konvention  be- 
gründeten internationalen  Verbandsverhältnisse  beizumessen  ist. 

Insbesondere  könnten  die  anderen  Verbandstaaten  nicht  auf 
*Grund  der  Meistbegünstigungsbestimmung  des  Artikels  5  der 
Konvention  verlangen,  dass  ihr  Zucker  zollfrei  nach  Österreich  und 
nach  Ungarn  eingelassen  würde,  wenn  im  Verhältnis  zwischen 
Österreich  und  Ungarn  Zollfreiheit  besteht.  1)  Die  anderen  Verband- 
staaten können  dies  nicht  verlangen,  obwohl  Österreich  und  Ungarn 
als  gesonderte  vertragschUessende  Teile  in  den  internationalen 
Verband  der  Brüsseler  Konvention  eingetreten  sind. 

§  76.    Zusammenfassung  von  Mutterland  und  Kolonien  im 

Weltreiclie. 

Kolonien  und  Mutterland  sind  rechtlich  zu  einer  kolonialen 
Gemeinschaft  zusammengefasst. 

Der  kolonialrechtlichen  Gemeinschaft  ist  bis  jetzt  noch  immer 
■charakteristisch,  dass  die  Kolonien  in  irgend  welcher  rechtlichen 
Abhängigkeit  von  der  Staatsorganisation  des  Mutterlandes  stehen, 
und  insofern  dem  Mutterlande  eine  formellrechtliche  Überordnung 
zukommt. 

Im  Unterschiede  von  den  Protektoraten,  welche  auf  völker- 
rechtlichem Vertrage  beruhen  und  das  Fortbestehen  eines  Staates 
auch  in  dem  abhängigen  Lande  voraussetzen,  spricht  man  von 
Kolonien  (im  engeren  Sinne)  nur,  wenn  die  Abhängigkeit  auf 
einseitigem     staatsrechtlichem    Herrschaftsakte     des     Mutterlandes 


^)  Vgl.  S.  193.  Aber  umgekehrt  wäre  es  mit  der  Brüsseler  Konvention  nicht  verein- 
barlich,  dass  Osterreich  und  Ungarn  gegen  ihren  beiderseitigen  Zucker  wechselseitig  einen 
UberzoU  festsetzten,  welcher  das  im  Artikel  3  der  Brüsseler  Konvention  bestimmte  Maximum 
überstiege.  Österreich  und  Ungarn  könnten  sich  nicht  darauf  berufen,  dass  dies  eine 
innere  Reichsangelegenheit  sei,  und  dass  sie  wegen  des  Vorranges  ihrer  Reichsgemein- 
schaft vor  der  internationalen  Verbandsgemeinschaft  der  Brüsseler  Konvention  daran 
nicht  gehindert  seien.  Denn  die  Brüsseler  Konvention  verwehrt  den  Verbandstaaten  die 
Gewährung  von  Prämien  nicht  bloss  an  die  Zuckerindustrie  ihres  ganzen  Staatsbereiches, 
sondern  auch  an  die  Zuckerindustrie  einzelner  Teile  ihres  Staats-  oder  Reichsbereiches. 
Ein  solcher  zu  hoher  Überzoll  bewirkt  aber  im  Sinne  der  Brüsseler  Konvention  eine 
Prämie.     Vgl.  oben  S.  87.  88. 
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beruht,  und  die  Kolonie  als  solche  nicht  oder  nicht  mehr  einen 
Staat  bildet.  1) 

Die  Überordnung  der  Staatsorganisation  des  Mutterlandes  er- 
streckt sich  nicht  nur  auf  die  Regierung  in  der  Kolonie,  sondern 
auch  auf  die  Gestaltung  und  Regelung  des  interkolonialen  Ver- 
hältnisses zwischen  der  Kolonie  und  dem  Mutterland  und  den 
anderen  Kolonien  desselben, 3)  sowie  auf  die  Vertretung  der  Kolonie 
•und  des  kolonialen  Gesamtreiches  im  Verhältnis  zu  fremden  Staaten. 

Im  übrigen  finden  sich  mannigfaltige  Abstufungen  von  abso- 
lutistischer Regierung  der  Kolonie  durch  die  Staatsorganisation 
des  Mutterlandes  und  bzw.  die  von  jener  ernannten  Kolonialorgane 
bis  zu  weitestgehender  Autonomie  der  Kolonie  mit  eigenem  Kolonial- 
parlament und  einer  dem  letzteren  verantwortlichen  Kolonialregierung. 

Tatsächlich  werden  im  britischen  Reiche  die  sich  selbst  re- 
gierenden Kolonien  —  in  Kanada,  Neufundland,  Australien,  Neu- 
seeland, Südafrika  —  weitgehend  und  einigermassen  auch  die 
„Besitzung"  Britisch-Ostindien  wie  gleichberechtigte  Mitglieder  einer 
Föderation  und  nicht  wie  abhängige  Dependenzen  behandelt.  Sie 
haben  aber  an  dem  Parlament  und  an  der  Regierung  Gross- 
britanniens, welche  die  gemeinsamen  Reichsangelegenheiten  auch 
in  Beziehung  auf  die  Kolonien  zu  leiten  berufen  sind,  formell 
keinen  Anteil. 

Die  formellrechtliche  Abhängigkeit  der  Kolonien  von  dem 
Mutterlande  äussert  sich  auch  da,  wo  sie  auf  ein  Minimum  reduziert 
ist,  doch  gerade  nach  der  Richtung,  dass  nur  die  Reichsregierung, 
d.  h.  —  bis  jetzt  —  die  Regierung  des  Mutterlandes,  formell  zur 
Regulierung  der  internationalen  Beziehungen  des  Reiches  oder 
der  einzelnen  Teile  des  Reiches  zu  dritten  Staaten  berufen  ist.s) 

^)  Stengel,  S.   i — 5,     Jenkyns,  p.   1  sq. 

2)  Auch  für  die  interkolonialen  Beziehungen  zwischen  verschiedenen  Kolonien 
Grossbritanniens  ist  formell  die  Regierung  Grossbritanniens  das  verbindende  Organ. 
Jenkyns,  p.  26.  —  Die  britischen  Selbslverwaltungskolonien  können  nicht  bloss  mit  dem 
Mutterlande,  sondern  auch  untereinander  Vereinbarungen  z.  B.  über  die  Gewährung  von 
Vorzugstarifen,  sog.  Reciprozitätsverträge,  schliessen.  Die  britische  Regierung  hat  aber, 
wie  gegenüber  kolonialen  Gesetzgebungsakten,  so  auch  gegenüber  interkolonialen  Ver- 
trägen der  Selbstverwaltungskolonien  wenigstens  formell  ein  Einspruchsrecht,  durch 
dessen  Ausübung  —  binnen  zwei  Jahren  —  der  koloniale  Akt  oder  der  interkoloniale 
Vertrag  seine  Wirksamkeit  verliert.  Allerdings  kann  dies  Einspruchsrecht  nach  der 
konstitutionellen  Praxis  gegenüber  den  Selbstverwaltungskolonien  nur  aus  dringenden 
Gründen  des  allgemeinen  Reichsinteresses  ausgeübt  werden.  Vgl.  Colonial  Conference 
1894  (C.  —  7553).  P-  2—4,  6—7,  53,  67—83,  146—157,  178—217.    Jenkyns,  p.  15-16. 

ä)  In  der  Debatte  über  den  Verlauf  und  Ausgang  des  durch  den  Londoner  Schieds- 
spruch vom  17,  X.  1903  beendeten  Alaska -Grenzstreites  mit  den  Vereinigten  Staaten 
Kaufmann,  Welt-Zuckerindustrie.  25 
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Allerdings  ist  die  britische  Reichsreg-ierung-  auch  in  dieser 
internationalen  Hinsicht  materiell  und  kolonialrechtlich,  soweit  es 
sich  um  die  autonomen  britischen  Kolonien  handelt,  von  deren 
Willen  und  Zustimmung  weitgehend  abhängig,  i) 

Dieser  Umstand  und  die  Beschränkung  der  von  Parität  aller 
kolonialen  Teile  getragenen  kolonialen  Gemeinschaft  auf  wirklich 
gemeinsame  koloniale  Interessen  haben  dazu  beigetragen,  dass  vielfach 
auch  Staatsverträge  mit  dritten  Staaten  nicht  für  das  ganze  Kolonial- 
reich, sondern  nur  für  gewisse  Teile  desselben,  nur  für  das  Mutter- 
land oder  nur  für  gewisse  Kolonien  oder  wenigstens  nicht  für  alle 
Kolonien  g-eschlossen  werden. 

Unter  dem  System  des  alten  Kolonialpaktes,  unter  welchem 
in  der  Kolonialgemeinschaft  einseitig  das  Interesse  des  Mutter- 
landes bestimmend  war,  erstreckte  sich  die  centralistische  Leitung 
durch  die  Regierung  des  Mutterlandes  und  deren  Kolonial organe 
in  inhaltlich  umfassender  Weise  auf  die  politischen  und  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  der  kolonialen  Reichsgemeinschaft  und  der 
einzelnen  Teile  derselben. 

Dann  aber  wurde  namentlich  im  britischen  Reiche  der  Inhalt 
aktueller  Kolonialgemeinschaft  unter  centralistischer  Leitung-  der 
Regierung  des  Mutterlandes  eingeschränkt,  hauptsächlich  auf 
politische  Gemeinschaft.^)  Im  übrigen  aber  —  und  namentlich 
in  wirtschaftlich -fiskalischer  Hinsicht,  in  Bezug  auf  Freihandel  oder 
Schutzzoll  —  konnten  die  Kolonien  ihre  individual-partikularen 
Interessen  verfolgen  und  zur  Geltung  bringen.  Ein  Teil  der 
Kolonien  erhielt  weitgehende  Autonomie  und  Selbstverwaltung. 
Aber  auch  in  den  —  unter  der  Verwaltung  der  Regierung  des 
Mutterlandes   bleibenden    —   Kronkolonien    wurde    das    partikulare 


hat  der  kanadische  Premierminister  Sir  Wilfrid  Laurier  am  23.  X.  1903  im  kanadischen 
House  of  Commons  erklärt,  Kanada  müsse  in  Beziehung  auf  die  Unterhandlung  und  den 
Abschluss  von  Staatsverträgen,  welche  kanadische  Interessen  beträfen,  grössere  Befugnisse 
als  bisher  erhalten: 

jDifficult  as  I  conceive  the  position  to  be,  I  am  of  opinion  that  so  long  as  Canada 
remains  a  dependency  of  the  British  Crown  the  present  powers  we  have  are  not  suffi- 
cient  for  the  raaintenance  of  our  rights.  It  is  important  that  we  should  ask  the  British 
Parliament  for  more  extensive  powers  so  that,  if  ever  we  have  to  deal  with  matters  of 
a  similar  nat\ire  again,  we  shall  deal  with  them  in  our  own  fashion  and  according  to 
the  best  light  we  have'.     (The  Times  vom  24.  und  27.  X.   1903.) 

1)  Jenkyns,  p.  23. 

2)  Auch  erfolgte  die  centralistische  Leitung  nicht  mehr  bloss  nach  den  Interessen 
des  Mutterlandes,  sondern  unter  Rücksichtnahme  auf  die  Interessen  des  ganzen  Kolonial- 
reiches und  der  verschiedenen  Teile  desselben. 
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Interesse    der    Kolonie   in   den  wirtschaftlichen  Ding-en    zur  Richt- 
schnur gfenommen. 

In  neuerer  Zeit  tritt  im  britischen  Reiche  wieder  der  Gedanke 
inhaltlicher  Erweiterung-  der  aktuellen  Kolonialg-emeinschaft,  nament- 
lich der  Gedanke  der  Herstellung-  einer  aktuellen  Gemeinschaft  in 
wirtschaftlich-fiskalischer  Hinsicht  —  aber  nicht  mehr  auf  centra- 
listischer,  sondern  auf  fi3derativer  Grundlag-e  —  stärker  hervor. 

Die  sich  folgenden  Stadien  dieser  kolonialen  Entwickelung- 
mit  ihrer  wechselnden  Tendenz  und  mit  ihrer  Beschränkung"  und 
Erweiterung-  des  aktuellen  Inhalts  der  Kolonialgemeinschaft  — 
insbesondere  in  wirtschaftlicher  Hinsicht  —  sind  von  weittragender 
Bedeutung  für  die  Gestaltung  der  internationalen  Beziehungen 
dritter  Staaten  zu  den  Kolonialreichen  und  den  einzelnen  Teilen 
der  letzteren,  den  Mutterländern  und  den  Kolonien. 

Als  Gemeinschaftsverhältnis  begründet  im  Kollisionsfalle  das 
koloniale  Verhältnis  für  die  Beziehungen  der  kolonialen  Teile  zu- 
einander einen  Vorrang  vor  den  individuell-reciproken  Beziehungen 
derselben  zu  dritten  Staaten. 

Ein  meistbegünstigter  dritter  Staat  kann  nicht  Zollfreiheit  im 
Mutterland  des  Kolonialreiches  (bzw.  in  der  Kolonie)  beanspruchen, 
weil  solche  dort  der  Kolonie  (bzw.  dem  Mutterlande)  gewährt  wird. 

Auch  wenn  das  Kolonialverhältnis  erst  hergestellt  wurde,  als 
der  dritte  Staat  schon  vertragsmässig  meistbegünstigt  war,  kann 
letzterer  nicht  die  Rechte  beanspruchen,  welche  den  nunmehrigen 
Kolonien  gewährt  werden. 

So  würden  dritte  Staaten,  welche  schön  vor  dem  spanisch- 
amerikanischen Kriege  von  1 898  vertragsmässigen  Anspruch  auf  Meist- 
begünstigung" gegenüber  den  Vereinigten  Staaten  erworben  hätten, 
nicht  die  Zollvorteile  beanspruchen  können,  welche  die  Vereinigten 
Staaten  ihren  durch  jenen  Krieg  erworbenen  Territorien  (es  sind 
nach  der  amerikanischen  Auffassung  nicht  eigentlich  Kolonien) 
Portorico  und  den  Philippinen  gewähren. 

Ein  Kolonialreich  kann  freilich  vertragsmässig  einem  dritten 
Staate  das  Recht  auf  ebenso  günstige  Behandlung  einräumen,  wie 
sie  die  kolonialen  Teile  einander  gewähren.  So  hatten  Belgien  auf 
Grund  des  Handelsvertrages  vom  23.  Juli  1862  Art.  15  und  Deutsch- 
land auf  Grund  des  Handelsvertrages  vom  30.  Mai  1865  Art.  7 
gegenüber  dem  britischen  Reiche  ein  Vertrags  massiges  Recht,  dass 
in  den  britischen  Kolonien  den  Waren  jener  beiden  fremden 
Staaten  keinerlei  höhere  oder  andere  Einfuhrzölle  auferlegt  werden 
sollten,  als  den  Waren  des  britischen  Mutterlandes. 

25* 
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Gegenüber  einem  derartigen  ausdrücklichen  Verzicht  auf  Vor- 
rechte hätte  die  höhere  Natur  des  kolonialen  Gemeinschafts  Ver- 
hältnisses später  nicht  mit  Recht  ang-erufen  werden  können,  um 
dennoch  zwischen  den  kolonialen  Reichsteilen  Vorrechte  vor  dem 
vertragsmässig  berechtigten  dritten  Staate  herzustellen. 

Da  auch  die  britische  Kolonie  Kanada  aus  jenen  Verträgen 
der  britischen  Reichsregierung  gebunden  war,  so  war  es  eine 
Rechtsverletzung,  dass  Kanada  trotz  derselben  im  Frühjahr  1897 
dem  britischen  Mutterland  einen  Vorzugszolltarif  einräumte.  1) 

Vorzugstarife  von  seiten  der  britischen  Kolonien  gegenüber 
dem  Mutterlande  waren  nicht  statthaft,  solange  jene  Handels- 
verträge in  Geltung  standen.  Das  war  der  Grund,  weshalb  Gross- 
britannien dieselben  am  30.  Juli  1897  auf  den  30.  JuH  1898  kündigte. 

Die  Beschränkung  der  aktuellen  kolonialen  Gemeinschaft 
namentlich  in  wirtschaftlicher  Hinsicht  und  die  Befolgung  ent- 
gegengesetzter Wirtschaftspolitik  des  Freihandels  und  des  Schutz- 
zolles im  Mutterlande  einerseits  und  in  manchen  Kolonien  anderer- 
seits hatten  dahin  geführt,  dass  Mutterland  und  Kolonien  in  diesen 
wirtschaftlichen  Beziehungen  sich  vielfach  ähnlich  individuell  selb- 
ständig und  fremd  gegenüberstanden,  wie  im  Verhältnis  zu  dritten 
Staaten. 

Daher  erlangten  fremde  Staaten  nicht  selten  in  den  Kolonien 
oder  im  Mutterlande  eines  anderen  Reiches  gleich  günstige  wirt- 
schaftliche Behandlung,  wie  auch  die  übrigen  Teile  jenes  Reiches. 

Wie  die  staatliche  Gemeinschaft,  so  ist  aber  die  koloniale  Gemein- 
schaft zwischen  Mutterland  und  Kolonie  potentiell  der  Ausdehnung 
auf  die  verschiedensten  Lebensgebiete  fähig.  Allerdings  mit  den 
Einschränkungen  und  Modifikationen,  welche  sich  praktisch  aus 
der   räumlich-geographischen  Sonderung, 2)    aus    den    Verschieden- 

^)  Es  geschah  dies  vom  25.  IV.  1897  ab.  Auf  Reklamation  Deutschlands  und 
Belgiens  erkannte  die  britische  Regierung  durch  Schreiben  vom  17.  VIII.  1897  an,  dass 
jenes  Verfahren  Kanadas  bis  zum  Ablauf  der  im  Text  erwähnten,  inzwischen  gekündigten 
Handelsverträge  unzulässig  sei,  und  wies  die  kanadische  Regierung  an,  bis  dahin  die 
deutschen  und  belgischen  Waren  zu  denselben  Zöllen,  wie  die  britischen  Waren,  ein- 
zulassen und  die  von  ersteren  inzwischen  gezahlten  höheren  Zölle  auf  Verlangen  zurück- 
zuerstatten.    Commercial  No,  5  (1903),  p.  2,   11,   12. 

2)  Das  ist  praktisch  bedeutsam.  Der  deutsche  Zollverein  urafasste  die  Bevölkerung 
verschiedener  Staaten  mit  aneinander  schliessendem  Landbereich.  Unter  sonst  gleichen 
Bedingungen  ist  der  Absatz  und  Bezug  der  Produkte  von  und  nach  den  nächstgelegenen 
Produktions-  und  Konsumstätten  —  also  unter  geringstmöglichem  Arbeits-  und  Kostenauf- 
wand für  Transport  —  am  wirtschaftlichsten.  Wäre  daher  ein  Zollverein  oder  ein  Zoll- 
bevorzugungsverein zwischen  Grossbritannien  und  den  weit  entfernten  autonomen  britischen 
Kolonien   (Kanada,   Neufundland,   Südafrika,   Australien   und  Neuseeland)  wirtschaftlich? 
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heiten  des  Klimas,  der  Bevölkerung-  und  des  Kulturzustandes 
erg-eben. 

In  der  kolonialen  Gemeinschaft  ist  daher  potentiell  auch  die 
Befug-nis  zur  Beg-ründung  von  entsprechend  ausg^edehnten  Vorzugs- 
öder Ausschliesslichkeitsberechtigungen  im  Verkehr  zwischen  Mutter- 
land und  Kolonien  enthalten,  so  dass  in  den  betreffenden  Hinsichten 
die  ausserhalb  jener  Gemeinschaft  stehenden  fremden  Staaten  zurück- 
gesetzt oder  ausgeschlossen  werden  können.^) 

Die  Veränderung  und  Erweiterung  der  aktuellen  kolonialen 
Gemeinschaft  kann  die  tatsächliche  Stellung  und  —  wegen  Vor- 
rangs des  kolonialen  Gemeinschaftsinteresses  —  im  Kollisionsfalle 
sogar  möglicherweise  die  individuell-reciproken  vertragsmässigen 
Rechte  dritter  Staaten  gegenüber  den  Teilen  des  betreffenden 
Kolonialreiches  verändern.^) 

Hat  das  Kolonialreich  zu  Gunsten  individuell-reciproker  Be- 
ziehungen    dritter    Staaten    vertragsmässig    auf    die    Begründung 


Für  manche  Produkte  doch  vielleicht  mehr  als  es  auf  den  ersten  Anblick 
scheint.  Die  anderen  europäischen  Länder  sind  von  jenen  britischen  Kolonien  ebenso 
entfernt,  wie  Grossbritannien.  Kanada  ist  allerdings  von  Grossbritannien  durch  den 
Atlantischen  Ozean  getrennt,  während  es  an  die  Vereinigten  Staaten  angrenzt.  Insofern 
könnte  die  Förderung  des  Warenaustausches  zwischen  Kanada  und  Grossbritannien  unter 
künstlicher  Zurücksetzung  des  Warenaustausches  zwischen  Kanada  und  den  Vereinigten 
Staaten  als  unwirtschaftlich  erscheinen.  Aber  wenigstens  für  den  Osten  Kanadas  wird 
die  billigere  Seefracht  vieKach  die  Entfernung  nach  Grossbritannien  wirtschaftlich 
geringer  erscheinen  lassen,  als  nach  grossen  Teilen  der  Vereinigten  Staaten,  wohin  teurere 
Landfracht,  namentlich  (wenn  nicht  Kanäle,  Seen,  Flüsse  zur  Verfügung  stehen)  teurere 
Eisenbahnfracht  erwächst. 

Ahnlich  ist  die  Entfernung  jener  britischen  Kolonien  untereinander  auch  nicht 
wesentlich  (wirtschaftlich)  grösser  als  die  nach  europäischen  oder  anderen  amerikanischen 
Ländern  (ausgenommen  wieder  das  Verhältnis  Kanada-Vereinigte  Staaten). 

Wohl  aber  wird  Australien-Neuseeland  mit  manchen  Ländern  Asiens  natürlicher- 
weise in  näheren  wirtschaftlichen  Austauschbeziehungen  stehen  als  mit  dem  britischen 
Mutterland  oder  den  anderen  britischen  autonomen  Kolonien. 

Für    Britisch-Südatrika    bieten    die    angrenzenden    nicht    britischen    Teile    Afrikas 
wenigstens  einstweilen  keine  Gelegenheit  zu  bedeutenderen  Wirtschaftsbeziehungen. 
^)  Rivier  I,  p.   i6o. 

-j  Dies  konnte  ab^j:  nicht  die  oben  —  S.  388  Anm.  i  —  erwähnte  Massnahme 
Kanadas  gegenüber  Deutschland  und  Belgien  rechtfertigen. 

Denn  erstens  waren  die  Rechte  Deutschlands  und  Belgiens  Rechte  nicht  bloss 
gegenüber  Kanada,  sondern  gegenüber  der  britischen  Reichsgemeinschaft,  mit  welcher 
—  vertreten  durch  die  britische  Regierung  —  seinerzeit  die  Verträge  von  1865  und 
1862  geschlossen  worden  waren.  Zweitens  war  die  Gewährung  des  Vorzugszolltarif  es  an 
Grossbritannien  wenigstens  formell  eine  einseitige  Massnahme  Kanadas  und  nicht  eine 
zwischen  Grossbritannien  und  Kanada  vereinbarte  und  von  ihnen  zusammen  herbeigeführte 
interkoloniale  Gemeinschaftsmassnahme. 
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solcher  Vorzug-sverhältnisse  zwischen  den  kolonialen  Teilen  in  ge- 
wissen Hinsichten  verzichtet,  so  bleibt  doch  potentiell  die  Befugnis 
dazu  und  kann  nur  für  die  Dauer  der  Geltung  des  Vertrages  nicht 
ausgeübt  werden. 

Tritt  das  Mutterland  allein  in  eine  internationale  Gemeinschaft 
mit  anderen  Staaten,  so  kann  völkerrechtlich  bestimmt  werden, 
dass  das  Mutterland  in  der  Verbandshinsicht  die  anderen  Verband- 
staaten ebenso  günstig  behandeln  muss,  wie  seine  eigenen  Kolonien, 
oder  dass  es  seinen  Kolonien  in  jener  Hinsicht  keinerlei  Vorzug 
vor  den  anderen  Verbandstaaten  gewähren  darf.  Aber  —  wenigstens 
heutzutage  noch  —  erscheint  das  potentiell  umfassende  interkoloniale 
Gemeinschafts-  und  Rechtsverhältnis  als  ein  soviel  intensiveres, 
näher  gehendes  Gemeinschaftsverhältnis,  dass  der  Ausschluss  der 
Befugnis  zur  Bevorzugung  der  eigenen  Kolonien  vor  den  anderen 
Verbandstaaten  im  Zweifel  nicht  und  also  regelmässig  nur  auf 
Grund  ausdrücklicher  völkerrechtlicher  Verbandbestimmung  anzu- 
nehmen ist. 

Jedoch  kann  die  potentielle  Befugnis  zur  Begründung  von 
Vorzugs-  oder  Ausschliesslichkeitsberechtigungen  im  Verkehr 
zwischen  Mutterland  und  Kolonien  eine  grundsätzliche  Einschränkung 
erfahren,  insoweit  die  Bildung  von  —  die  Teile  des  Kolonialreiches 
in  sich  befassenden  —  internationalen  Völkerverbänden  erfolgt, 
welche  sich  als  höhere  internationale  Gemeinschaften  gegenüber 
der  kolonialen  Gemeinschaft  darstellen. 

Wenn  die  fremden  Staaten  nicht  mehr  bloss  individuell-reciprok 
dem  Kolonialreich  gegenüber  gestellt  bleiben,  sondern  sich  ihrer- 
seits mit  demselben  —  für  bestimmte  Zwecke  —  zu  höheren  inter- 
nationalen Gemeinschaften  zusammenschliessen,  als  deren  Glieder 
dann  die  verschiedenen  einzelnen  Staaten,  Mutterländer,  Kolonien 
erscheinen,  so  wird  insoweit  durch  das  höhere  Völkergemeinschafts- 
recht der  potentiellen  Befugnis  der  kolonialen  Gemeinschaft  zur 
Begründung  von  Vorzugs-  und  Ausschliesslichkeitsberechtigungen 
zwischen  den  kolonialen  Teilen  eine  Schranke  gezogen. 

§  77.  Einschiebungr:  Der  Vorbehalt  der  Schiffahrt  zwischen 
Mutterland  und  Kolonien  zu  Gunsten  der  Nationalschiffe  in 
Friedenszeiten  und  die  Bedeutung  desselben  für  die  Stellung* 
der  in  Kriegszeiten  zu  jener  interkolonialen  Schiffahrt  zu- 
gelassenen neutralen  Schiffe. 
Die  europäischen  Kolonialmächte  hatten  nach  der  Entdeckung 
der    neuen    Welt    und    der    Gründung*    transozeanischer    Kolonien 
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Jahrhunderte  lang-  und  so  noch  im  18.  Jahrhundert  daran  festg-ehalten, 
dass  die  Schiffahrt  zwischen  dem  Mutterland  und  den  Kolonien  ein 
Monopol  der  Schiffe  des  Mutterlandes  sei,  und  dass  die  Schiffe  dritter 
Staaten  hiervon  ausgeschlossen  seien,  wie  heutzutage  manche 
Staaten  die  Schiffe  fremder  Länder  noch  von  der  sog.  Küsten- 
frachtfahrt  1)  ausschliessen. 

Die  europäischen  Kolonialmächte  hatten  also  die  Schiffahrt 
zwischen  Mutterland  und  Kolonien  kolonialrechtlich  als  eine  aktuelle 
und  ausschliessliche  koloniale  Gemeinschaftsangelegenheit  behandelt. 

Im  Jahre  1756  eröffnete  während  des  damaligen  Seekrieges 
«wischen  dem  zur  See  übermächtigen  Grossbritannien  und  Frankreich 
letzteres,  welches  bis  dahin  die  Schiffahrt  zwischen  dem  Mutterland 


^)  So  —  abgesehen  von  Spezialverträgen  - —  Frankreich  (einschliesslich  des  Ver- 
kehrs zwischen  der  atlantischen  und  mittelländischen  Küste  Frankreichs,  sowie  des  Ver- 
kehrs mit  Algerien),  Deutschland  (Reichsgesetz  v.  22.  V.  1881),  Portugal,  Spanien, 
niederländische  Kolonien  (?),  die  britische  Kolonie  Kanada.  Brasilien  und  eine  Anzahl 
anderer  südamerikanischer  Staaten.  Namentlich  aber  dehnen  die  Vereinigten  Staaten 
und  Russland  den  Begriii"  der  Küstenfrachtfahrt,  von  welcher  die  fremde  Schiffahrt  aus- 
geschlossen ist,  sehr  weit  auf  den  Schiffsverkehr  zwischen  den  an  verschiedenen  Meeren 
und  Ozeanen  und  in  verschiedenen  Weltteilen  gelegenen  Teilen  des  Reiches  und  auch 
auf  den  Schiffsverkehr  zwischen  Mutterland  und  Kolonien  aus.  Die  Vereinigten  Staaten 
haben  den  Verkehr  mit  Portorico  und  Hawaii  den  nationalen  Schiffen  vorbehalten.  Nach 
dem  Friedensvertrag  mit  Spanien  vom  10.  XII.  1898  Art.  IV  müssen  sie  in  den  Häfen 
•der  Philippinen  spanische  Schiffe  bis  zum  11.  IV.  1909  (lO  Jahre  nach  der  am  11.  IV. 
1 899  erfolgten  Ratifikation)  unter  denselben  Bedingungen,  wie  die  Schiffe  der  Vereinigten 
Staaten,  zulassen.  Gemäss  des  amerikanischen  Zollverwaltungsgesetzes  für  die  Philippinen 
vom  6.  II.  1902  §§  117,  133  ist  das  Recht,  im  Philippinen- Archipel  Küstenhandel  zu 
treiben,  auf  diejenigen  Schiffe  beschränkt,  welche  einen  von  den  Zollkollektoren  der 
Philippinen  ausgestellten  Schutzbrief  besitzen.  Solche  Schutzbriefe  erhalten  nach  §  117 
nur  Einwohner  der  Philippinen,  welche  entweder  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  oder 
Eingeborene  sind  oder  schon  vor  dem  11.  IV.  1899  '^ort  wohnhaft  und  bis  dahin  Spanier 
waren,  aber  die  spanische  Staatsangehörigkeit  abgelegt  haben.  Die  beiden  letzteren 
Kategorien  von  Personen  müssen  ausserdem  vorher  den  Vereinigten  Staaten  den  Unter- 
taneneid geleistet  haben.  Nach  dem  Küstenschiffahrtsgesetz  für  die  Philippinen,  welches  auf 
•Grund  des  §  3  des  vorerwähnten  Gesetzes  mit  Ermächtigung  der  Vereinigten  Staaten  von  der 
Phüippinen-Kommission  am  17.  IX.  1902  erlassen  worden  ist,  ist  die  Küstenschiffahrt  aber 
bis  zum  I.  VII.  1904  auch  noch  für  andere  Schiffe  dort  freigegeben  worden.  Nach  einem 
Akte  des  Kongresses  der  Vereinigten  Staaten  vom  8.  IH.  1902  können  ausländische  Schifte, 
welche  von  den  Philippinen  kommen,  bis  zum  i.  VII.  1904  die  Häfen  der  Vereinigten 
Staaten  gegen  Entrichtung  der  Abgaben  für  vom  Auslande  kommende  Schiffe  anlaufen. 
Portugal  hat  den  Schiffsverkehr  zwischen  Portugal  und  den  verschiedenen  überseeischen 
portugiesischen  Besitzungen  prinzipiell  den  nationalen  Schiffen  vorbehalten,  aber  durch 
-eine  Reihe  besonderer  Gesetze  und  Verordnungen  in  der  Hauptsache  den  ausländischen 
Schiffen  zugänglich  gemacht.  —  Vgl.  Brit.  and  For.  Trade  and  Industrj'  (1903  — 
Cd  1761),  p.  183 — 206.     D.  H.   1903,  S.  387  u.  679. 


392  Kapitel  VI.     Einzelne  wichtige  Arten  und  Abstufungen  etc. 

und  den  französischen  Kolonien  ausschliesslich  den  französischen 
Schiffen  vorbehalten  hatte,  diese  koloniale  Schiffahrt  den  neutralen 
Holländern,  während  es  gleichzeitig  an  dem  Ausschluss  der  Schiffe 
aller  anderen  neutralen  Länder  festhielt,  i)  Grossbritannien  stellte 
darauf  die  sog.  Regel  des  Krieges  von  1756  auf,  dass  ein  neutraler 
Staat  auf  den  Verkehr  mit  den  Kolonien  eines  Feindes,  welcher 
ihm  in  Friedenszeiten  nicht  gewährt  sei,  kein  Recht  habe.  Die 
holländischen  Schiffe,  welche  jenen  französischen  Kolonialverkehr 
übernommen  hatten,  wurden  von  den  Fahrzeugen  der  britischen 
Flotte  aufgebracht  und  mit  ihren  Ladungen  als  gute  Prise  verurteilt. 
Die  Begründung  war,  dieselben  hätten  den  Verkehr  und  den 
Charakter  des  Feindes  angenommen,  sie  bildeten  einen  Teil  der 
Kauffahrteiflotte  Frankreichs.  Das  in  Frage  stehende  Privateigen- 
tum sei  in  dieser  Hinsicht  als  feindliches  Privateigentum  zu  be- 
trachten. Denn  wenn  ein  Neutraler  sich  in  Kriegszeiten  mit  einem 
Verkehr  befasse,  welcher  sonst  so  ausschliesslich  auf  die  Ange- 
hörig-en  des  kriegführenden  Landes  in  Frieden  und  Krieg  beschränkt 
und  allen  anderen  derartig  untersagt  sei,  dass  der  Verkehr  nicht 
im  Namen  eines  Ausländers  betrieben  werden  könne,  so  müsse  der 
Verkehrsbetrieb  des  Neutralen  als  so  gänzlich  nationalisiert  erachtet 
werden,  dass  derselbe  den  feindlichen  Charakter  des  Landes  der 
Nationalisierung  annehme. 

Als  Frankreich  im  Jahre  1793  während  seines  neuen  Krieges 
mit  Grossbritannien  den  Neutralen  wiederum  und  zwar  nicht  bloss 
den  französischen  Kolonialverkehr,  sondern  auch  die  französische 
Küstenfrachtfahrt  eröffnete,  erliess  Grossbritannien  Instruktionen 
für  die  britischen  Flottenkommandanten,  in  welchen  —  abgesehen 
von  weitergehenden  Anordnungen  —  das  Recht  der  Neutralen 
verneint  wurde,  französische  Güter  im  Verkehr  zwischen  Frankreich 
und  den  französichen  Kolonien  zu  transportieren  und  der  französi- 
schen Küstenfrachtfahrt  obzuliegen. 

Demgeg-enüber  hatten  die  neutralen  nordeuropäischen  Staaten 
unter  Führung  Russlands  in  den  bewaffneten  Neutralitäten  von 
1780  und  1800  unter  anderem  den  Grundsatz  der  Befugnis  der 
Neutralen  zum  Betriebe  der  Küstenfrachtfahrt  von  den  Küsten  von 
im  Krieg  begriffenen  Staaten  aufgestellt  und  vertreten,  und  auch 
die  Vereinigten  Staaten  hatten  sich  gegen  die  britischen  Grund- 
sätze erklärt. 

In  der  Konvention    mit  Russland  2)    vom   17.  Juni    ]8oi,  deren 

1)  Taylor,  §§  604 — 606. 

^)  Dänemark  trat  im  Oktober   1801,  Schweden  im  März   1802  bei. 
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Grundsätze  dauernd  auch  in  allen  künftigen  Seekriegen  g-elten 
sollten,  wenn  einer  der  Vertrag-steile  Kriegführender  und  der  andere 
Neutraler  sei  (Art.  VIII),  gab  Grossbritannien  nach,  dass  neutrale 
Schiffe  frei  die  Schiffahrt  nach  den  Häfen  und  an  den  Küsten  von 
im  Kriege  begriffenen  Staaten  betreiben  dürften  (Art.  111  Ziff.  i). 
Aber  in  der  Auslegungsdeklaration  vom  20.  Oktober  1801  zu 
Art,  ni  Ziff.  2  jenes  Vertrages  wurde  ausdrücklich  festgestellt,  dass 
die  in  jenem  Vertrage  den  Angehörigen  neutraler  Staaten  einge- 
räumte Verkehrs-  und  Schiffahrtsfreiheit  dieselben  nicht  ermächtige,, 
in  Kriegszeiten  direkt  zwischen  Mutterland  und  Kolonien  eines 
kriegführenden  Reiches  Waren  und  Erzeug-nisse  aus  dem  einen 
Reichsteil  nach  dem  anderen  Reichsteil  zu  transportieren.  In  dieser 
Hinsicht  sollten  die  Angehörigen  der  neutralen  Vertragsstaaten 
vielmehr  nur  Anspruch  auf  Meistbegünstigung  und  speziell  An- 
spruch auf  Gleichstellung  mit  den  Angehörigen  der  Vereinigten 
Staaten  haben. 

In  der  Tat  charakterisiert  ein  Kolonialreich,  solange  es  den 
Schiff  ah  rts  verkehr  zwischen  Mutterland  und  Kolonien  der  eigenen 
Flagge  vorbehält  und  die  Schiffe  fremder  Länder  davon  ausschliesst,i) 
dadurch  die  Aufrechterhaltung  der  Verbindung  zwischen  diesen 
Reichsteilen  als  eine  ausschliessUch  koloniale  Gemeinschaftsange- 
legenheit. Das  Reichsinteresse  an  der  Aufrechterhaltung  dieser 
Verbindung  ist  aber  natürlich  in  Kriegszeiten  eher  stärker  und 
vorwiegender  als  in  Friedenszeiten.  Lässt  ein  solches  Kolonialreich 
nach  Kriegsbeginn  wegen  der  Kriegsgefahrdung  der  eigenen 
Schiffe  die  bisher  ausgeschlossenen  fremden  neutralen  Schiffe  zu 
diesem  kolonialen  Schiffahrtsverkehr  zu,  so  bedient  es  sich  ihrer 
in  einer  Angelegenheit,  deren  Besorgung  nach  seiner  eig-enen 
Auffassung  derartig  ausschliesslich  Reichs-  und  nationale  Ange- 
legenheit ist,  dass  dieselbe  an  sich  nur  nationalen  Schiffen  zusteht^ 
ein  nationales  Monopol  bildet. 

Fremde  neutrale  Schiffe,  die  unter  solchen  Umständen  den 
kolonialen  Schiffahrtsverkehr  übernehmen  und  dadurch  die  im 
Reichsinteresse  des  Kriegführenden  erforderliche  Aufrechterhaltung 
der  Verbindung  zwischen  den  verschiedenen  Reichsteilen  ermög- 
lichen, leisten  dadurch  diesem  Kriegführenden  einen  für  die  Durch- 
führung des  Krieges  höchst  wesentlichen  Dienst,  der  ihnen  nur  an 
Stelle  der  durch  Kriegsgefahrdung  behinderten  nationalen  Schiffe 
im  Hinblick    auf   den  Kriegszustand  verstattet    wird.     Deshalb  er- 

^)  Entsprechendes  ist  für  die  Küstenfrachtfahrt  zu  sagen,  we^n  dieselbe  aus- 
schliesslich der  nationalen  Schifiabrt  vorbehalten  wird. 
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scheint  m,  E.  in  der  Tat  vom  Standpunkte  des  Kriegsg-egners  diese 
Dienstleistung-  der  Neutralen  unter  den  erwähnten  Voraussetzungen 
als  ein  Akt,  welcher  mit  den  Neutralitätspflichten  kaum  in  Ein- 
klang zu  bringen  ist. 

Man  könnte  es  als  eine  Art  der  sog.  „unneutralen  Dienst- 
leistungen" von  Seiten  Neutraler  bezeichnen. 

Es  erscheint  mir  —  im  Gegensatze  zu  Heffter  i)  —  daher 
keineswegs  merkwürdig,  dass  „ Hübner, '^)  sonst  ein  so  grosser  Ver- 
teidiger der  Neutralen,  dennoch  ihnen  den  Handel  mit  den  Kolonien 
eines  Kriegführenden  nicht  erlauben  wollte,  wenn  er  vor  dem 
Kriege  ihnen  untersagt  war." 

Heffter 3)  behauptet  auch  mit  Unrecht,  jene  „den  Neutralen 
unvorteilhafte  Praxis  erscheine  mit  der  Pariser  Deklaration  von 
1856  nicht  mehr  vereinbar." 

Pereis,  der  dies  früher*)  gleichfalls  annahm,  hat  seine  Ansicht 
neuerdings  m.  E.  mit  Recht  geändert. s) 

Satz  4  der  Pariser  Seerechts-Deklaration  von  1856  gibt  nur  fiir 
den  hier  nicht  in  Betracht  kommenden  Spezialfall  der  Blockade 
eine  nähere  Vorschrift.     Aus  Satz  2 

'Le  pavillon  neutre  couvre  la  marchandise  ennemie  ä  l'exception 
de  la  contrebande  de  guerre* 
folgt  zwar,  dass  ein  neutrales  Schiff  nicht  lediglich  deshalb,  weil 
es  feindliche  Waren  an  Bord  hat,  des  Verstosses  gegen  die  Neu- 
tralität schuldig  erachtet  werden  darf.  Jener  Satz  sagt  aber  im 
übrigen  nichts  darüber,  durch  welche  Akte  sich  ein  neutrales  Schiff 
eines  Verstosses  gegen  die  Neutralität  schuldig  machen  kann.^) 

Die  Frage  wird  daher  nach  dem  Inkrafttreten  der  Pariser 
Deklaration  von  1856  noch  ebenso  zu  entscheiden  sein,  wie  vor 
dem  Inkrafttreten  derselben,  und  der  britischen  Auffassung  lässt 
sich  eine  erhebliche  innere  Berechtigung  nicht  abstreiten.'^) 

1)  Heffter  (6.  Aufl.),  §    165.  S.   322,  Anm.    i. 

2)  Hübner  I,   1,4,  6. 

3)  Heffter,  S.  322. 

*)  Pereis,  Das  internationale  öffentliche  Seerecht  der  Gegenwart  (1.  Aufl.  1882), 
55  43,  S.  247.     Derselben  Ansicht  Bluntschli,  §§  799,  800. 

5)  Pereis  (2.  Aufl.   1903),  §  42,  S,  229  und  die  dort  in  Anm.  4  Citierten. 

')  Auf  Grrund  des  Satzes  2  der  Pariser  Deklaration  könnte  höchstens  beansprucht 
werden,  dass  die  auf  dem  neutralen  Schiffe  angetroffene  feindliche  oder  Dritten  gehörige 
neutrale  Ladung  freigelassen  würde.  Dagegen  schlösse  dies  nicht  aus,  dass  das  neutrale 
Schiff  und  derjenige  Teil  der  Ladung,  welcher  dem  Schiffseigenlümer  gehört,  kondemniert 
würde.  In  dieser  Weise  werden  auch  in  anderen  Fällen  der  sog.  unneutralen  Dienst- 
leistungen die  Folgen  derselben  für  das  Schiff  u.  s.  w.  reguliert.   Vgl.  Lawrence,  §  283. 

^)  Phillimore  III,  >5  220  sq.  hat  geltend  gemacht:  Der  KiLstenhandel  einer  Nation 
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Aber  gerade  deshalb  besteht  ein  Interesse  für  die  Kolonial- 
reiche ihren  Kolonial  verkehr  und  für  die  Staaten  überhaupt  ihre 
Küstenfrachtfahrt  i)  auch  in  Friedenszeiten  der  fremden  Schiff- 
fahrt offen  zu  halten.  Ferner  besteht  gerade  deshalb  für  die 
fremden  Staaten,  aber  gleichzeitig  auch  für  die  Kolonialreiche  und 
diejenigen  Staaten  selbst,  um  deren  Kolonial- und  Küstenfrachtschiffahrt 
es  sich  handelt,  ein  Interesse,  durch  völkerrechtliche  gemeinsame 
Satzung  die  internationale  Freiheit  der  Kolonial-  und  Küstenfracht- 
schiffahrt für  die  Schiffe  aller  Nationen  auch  in  Friedenszeiten  zu 
statuieren.  Denn  wenn  dies  geschehen,  und  damit  das  international 
gemeinsame  Interesse  an  dieser  internationalen  Freiheit  der  Schiff- 
fahrt über  das  koloniale  und  nationale  SchifFahrtsinteresse  der  ein- 
zelnen Kolonialreiche  und  Staaten  g^estellt  ist,  kann  auch  im 
Kriegsfall  der  Kriegsgegner  die  Besorgring  der  Kolonial-  und 
Küstenfrachtschiffahrt  durch  neutrale  Schiffe  nicht  mehr  als  „un- 
neutrale Dienstleistung"  behandeln  und  nicht  mehr  aus  diesem 
Grunde  die  neutralen  Schiffe  als  gute  Prise  kondemnieren. 

Es  ist  ganz  richtig,  wenn  z.  B.  Rivier^)  sagt:  Das  Band, 
welches  die  Kolonien  mit  dem  Mutterland  verbinde,  gehöre  dem 
inneren  öffentlichen  Rechte  an.  Der  Verkehr  des  Mutterlandes 
mit  seinen  Kolonien  sei  innerer  Verkehr.  Aber  die  Verflechtung 
und  Verdichtung  der  internationalen  Beziehungen  führt  dahin,  dass 
mehr  und  mehr  „innere"  Angelegenheiten  der  einzelnen  Reiche 
und  Staaten  gleichzeitig  so  erhebliche  internationale  Bedeutung 
erhalten,  dass  eine  in  oberster  Linie  dem  international  gemeinsamen 
Interesse  Rechnung  tragende  völkerrechtliche  Regulierung  derselben 
erforderlich  wird. 


in  seiner  eigensten  Bedeutung  trage  einen  so  ausschliesslich  nationalen  Charakter,  dass 
Neutrale  niemals  für  befugt  erachtet  werden  könnten,  denselben  während  eines  Kjrieges 
zu  betreiben,  ohne  sich  der  Gefahr  der  Konfiskation  auszusetzen.  Er  habe  auch  mit 
Genugtuung  ersehen,  dass  der  Betrieb  des  Kolonialhandels  zwischen  dem  Mutterlande 
und  einer  Kolonie  durch  Fremde,  soweit  er  diesen  nur  im  Kriege  freigegeben  war,  in 
den  meisten  Urteilen  ebenfalls  für  unstatthaft  erklärt  und  dementsprechend  geahndet 
worden  sei. 

*)  Die  deutsche  Rhederei  und  der  deutsche  Handelstag  haben  sich  für  die  Frei- 
gabe der  Küstenfrachtfahrt  seitens  der  verschiedenen  Staaten  ausgesprochen,  welche  die 
fremden  Flaggen  bis  jetzt  noch  davon  ausschliessen,  und  sind  einverstanden,  dass  das 
deutsche  Reichsgesetz  vom  22.  V.  i88i  aufgehoben  wird,  durch  welches  die  deutsche 
Küstenfrachtfahrt  —  abgesehen  von  besonderen  Staatsverträgen  oder  besonderen  im  Wege 
kaiserlicher  Verordnung  mit  Zustimmung  des  Bundesrats  zu  trelTenden  Bestimmungen  — 
ausschliesslich  deutschen  Schiffen  zusteht. 

-)  Rivier  I,  p,   i6o. 
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§    78.     Potentielle   Gemeinschaft,    aktuelle   Sonderung    und 

Föderativtendenzen     zwischen    Mutterland    und    Kolonien, 

speziell  im  britischen  Weltreiche. 

In  der  Epoche,  in  welcher  namentlich  im  britischen  Weltreiche 
die  aktuelle  koloniale  Gemeinschaft  eingfeschränkt  wurde,  minderte 
oder  verlor  sich  auf  vielen  Lebensgfebieten  der  Unterschied  in  dem 
Verhältnis  der  kolonialen  Teile  (des  Mutterlandes  oder  der  einzelnen 
Kolonien)  zu  den  anderen  kolonialen  Teilen  einerseits  und  zu  fremden 
Staaten  andererseits. 

Viele  Beziehungen  zwischen  Mutterland  und  Kolonien  erschienen 
weniger  als  „innere"  Beziehungen  der  Teile  einer  Reichs-Gemein- 
schaft, sondern  ähnlich  den  Beziehungen  zu  fremden  Staaten  als 
„äussere"  Beziehungen  verschiedener  selbständiger  besonderer 
Ganzen  gegeneinander. 

Diese  Entwickelung  musste  dahin  führen,  dass  in  dem  einzelnen 
Teile  des  Kolonialreiches,  z.  B.  in  der  einzelnen  Kolonie,  der  von 
diesem  Teile  umschlossenen  Geraeinschaft  möglicherweise  eine 
Vorzugsstellung  (z.  B.  Schutzzoll)  auch  g-egenüber  den  anderen 
Teilen  des  Kolonialreiches  und  speziell  gegenüber  dem  Mutterlande 
gegeben  wurde,  dass  aber  gleichzeitig  in  der  von  dem  einzelnen 
Teil  des  Kolonialreiches  umschlossenen  Gemeinschaft,  in  der  einzelnen 
Kolonie,  eine  grundsätzliche  Zurücksetzung  der  fremden  Staaten 
im  Vergleich  mit  den  anderen  Teilen  des  Kolonialreiches  und 
speziell  im  Vergleich  mit  dem  Mutterlande  immer  weniger  Platz  griff. 

Personen  und  Waren  aus  fremden  Staaten  und  solche  aus 
anderen  Teilen  des  Reiches  wurden  von  und  in  dem  einzelnen 
Teile  des  Kolonialreiches  nicht  bloss  in  Hinsicht  auf  die  Zulassung  zur 
Besorgung  des  Schiffsverkehrs  zwischen  den  verschiedenen 
Teilen  des  Kolonialreiches,  sondern  auch  in  Hinsicht  auf  mannig- 
faltige Lebensverhältnisse  gleichbehandelt,  welche  sich  in  dem 
einzelnen  Teile  des  Kolonialreiches  abspielten. 

Besonders  wichtig  war  die  weitgehende  Gleichbehandlung  der 
Personen  und  Waren  aus  fremden  Staaten  und  der  aus  anderen 
Teilen  des  Kolonialreiches  in  Hinsicht  auf  die  zoll-fiskalischen 
Angelegenheiten  und  die  Ein-  und  Ausfuhr,  aber  auch  in  Bezug 
auf  die  Berechtigung  zum  Gewerbebetrieb,  zum  Erwerb,  zur  Nieder- 
lassung und  Wohnung  in  diesem  Teile  des  Kolonialreiches. 

Eine  solche  koloniale  Entwickelung  musste  in  den  fremden 
Staaten  die  Neigung  zeitigen,  umgekehrt  Personen  und  Waren 
aus  einzelnen  Teilen    eines    fremden  Kolonialreiches  reciproke  Be- 
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rechtigung-en  einzuräumen,  ohne  dieselben  stets  den  Personen  und 
Waren  aus  dem  g-anzen  fremden  Kolonialreich  und  aus  allen  Teilen 
desselben  einzuräumen,  so  dass  Personen  und  Waren  aus  den 
verschiedenen  Teilen  eines  Kolonialreiches  in  einem  fremden 
Staate  möglicherweise  verschiedene  rechtliche  Behandlung-  erfuhren. 

Praktisch  bedeutsam  wurde  dies  alles  hauptsächlich  infolge  der 
selbständigen  individuellen  Entwickelung  der  grossen  britischen 
Kolonien  und  der  Wirtschaftspolitik  derselben. 

Über  drei  Jahrzehnte  lang  von  1862,  bzw.  1865  bis  1897,  hatte 
wie  oben  erwähnt,  das  britische  Reich  im  Verhältnis  zu  Belgien  und 
Deutschland  sogar  vertragsmässig  zugestanden,  dass  die  Waren 
aus  diesen  beiden  fremden  Staaten  in  den  britischen  Kolonien 
keinen  höheren  und  anderen  Einfuhrzöllen  unterliegen  sollten,  als 
die  Waren  aus  dem  britischen  Mutterlande,  und  dass  ebenso  die 
Ausfuhr  aus  den  britischen  Kolonien,  wenn  sie  nach  einem  jener 
beiden  fremden  Staaten  erfolge,  keinen  höheren  oder  anderen 
Ausfuhrabgaben  unterworfen  werden  solle,  als  wenn  sie  nach  dem 
britischen  Mutterlande  erfolge. 

Die  Zollgesetzgebung  der  britischen  Selbstverwaltungskolonieni) 
wird  formell  nicht  mehr  von  der  britischen  Reichsregierung,  son- 
dern von  der  betreffenden  Kolonialregierung  erlassen,  und  das 
britische  Mutterland  hat  sich  darin  gefunden,  dass  jene  Kolonien 
Schutzzölle  auch  gegen  die  Einfuhr  von  Waren  aus  ersterem  ange- 
ordnet haben. 

Die  Handelsverträge  mit  dritten  Staaten  werden  zwar  formell, 
nach  wie  vor,  nur  von  der  britischen  Reichsregierung  geschlossen. 
Aber  während  die  früheren  britischen  Handelsverträge  in  der  Regel 
ohne  weiteres  für  das  ganze  britische  Reich  einschliesslich  der 
Kolonien  eingegangen  wurden,  werden  in  den  neueren  Verträgen 
seit  1880  die  britischen  Kolonien  mit  Selbstregierungen  und 
Britisch-Ostindien  gewöhnlich  ausgenommen,  denselben  aber  — 
während  eines  gewissen  Zeitraumes  nach  Unterzeichnung  des 
Vertrages  —  das  Recht  zum  Eintritt  in  den  Vertrag  vorbehalten. 2) 

Die  Brüsseler  Zuckerkonvention  vom  5.  März  1902  wurde  von 
den  anderen  Vertragsteilen  auch  für  ihr  ganzes  Kolonialreich  ge- 
schlossen. Grossbritannien  und  die  Niederlande  gingen  dieselbe 
aber  nur  für  ihr  europäisches  Mutterland  ein  (Art.  1 1).   Das  Recht 

^)  Jenkyns,  p.  27,  22 — 31.     Grunzel,  Handelspolitik,  S.  440. 

2)  Note  des  britischen  Ministerpräsidenten  und  Staatssekretär  des  Auswärtigen 
Marquess  of  Salisbury  an  den  britischen  Botschafter  in  Berlin  und  an  den  britischen 
■Gesandten  in  Brüssel  v.  28.  VIT.   1897  (Commercial  No.  5  [1903],  p.  4,  s). 
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des  Eintritts  wurde  jedoch  den  britischen  Kolonien  im  Schluss- 
protokoll zu  Art.  1 1  ausdrücklich  vorbehalten.  Der  spätere  Beitritt 
der  britischen  Kronkolonien  hing  von  dem  Willen  der  britischen 
Reichsreg-ierung",  der  der  britischen  Selbstverwaltungskolonien  und 
Britisch-Ostindiens  von  dem  Einverständnis  dieser  Kolonien  selbst  ab. 

Überhaupt  ist  es  jetzt  im  britischen  Kolonialreich  konstitutionelle 
Praxis,  jede  britische  Selbstverwaltungskolonie  von  der  Aufnahme 
in  die  Beziehungen  aus  Staatsverträgen,  welche  das  „innere"  Recht 
der  Kolonie  berühren,  auszunehmen,  sofern  nicht  die  Kolonialregie- 
rung der  Mitaufnahme  der  Kolonie  zustimmt.  Es  pflegt  auch  das 
Recht  vorbehalten  zu  werden,  für  jede  solche  Kolonie  gesondert 
den  Vertrag  zu  kündigen,  i) 

Die  Londoner  Kolonialkonferenz  von  1 902  hat  eine  Resolution 
angenommen:  Soweit  die  Vertraulichkeit  der  Vertragsverhandlungen 
mit  fremden  Staaten  es  zuliesse,  sollten  die  Ansichten  der  durch 
diese  Verhandlungen  berührten  Kolonien  vor  Abschluss  des  Ver- 
trages eingeholt  werden,  damit  die  Kolonien  bei  ihrer  Entscheidung 
über  Mitaufnahme  in  die  Vertragsbeziehungen  sich  in  besserer 
Lage  befänden.  2) 

Neuerdings  hat  der  kanadische  Premierminister  Sir  Wilfrid 
Laurier  sich  in  dem  kanadischen  Parlamente  dahin  ausgesprochen, 
es  sei  noch  eine  Erweiterung  der  Befugnisse  Kanadas  dergestalt 
erforderlich,  dass  Kanada  in  Beziehung  auf  Verträge  in  wichtigen 
kanadischen  Angelegenheiten  selbst  die  massgebende  Bestimmung 
erhalte.3) 

Die  tatsächliche  Selbständigkeit  der  britischen  Selbstverwal- 
tungskolonien —  speziell  auch  in  der  Gesetzgebung  —  kann  dem 
britischen  Reiche  internationale  Schwierigkeiten  verursachen,  wenn 
die  Kolonien  in  ihren  Akten  sich  über  internationale  Verpflich- 
tungen des  britischen  Reiches  hinwegsetzen,  wie  es  im  Jahre  1897 
Kanada  gegenüber  Deutschland  und  Belgien  tat."^) 

Wenn  auch  die  britische  Reichsregierung-  nach  den  Ver- 
fassungszuständen  des  britischen  Reiches  Akte  der  Selbstverwal- 
tungskolonien nicht  schlechthin  verhindern  kann,  welche  mit  den 
internationalen  Pflichten  unvereinbar  sind,  so  fallt  die  internationale 
Verantwortlichkeit  und  Haftbarkeit  für  solche  Akte  nicht  bloss  auf 

^)  Jenkyns,  p.  23. 

-)  Colonial-Conference    1902  (Cd.    1299),  p.  IX. 

»)  Vgl.  S.  385  Anm.  3. 

')  Vgl.  S.  388. 
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die  betreffende  Kolonie,    sondern  in  letzter  Linie  auf  das  britische 
Reich  zurück,  i) 


1)  Vgl.  Correspondence  respecting  the  Constitutional  relations  of  the  Australiatt 
Commonwealth  and  States  in  regard  to  External  Afläirs.     (Cd.   1587  —   1903). 

Der  Anlass  zu  dieser  ganzen  Korrespondenz  vrar  folgender: 

Die  niederländische  Regierung  hatte  sich  durch  ihren  Gesandten  in  London  im 
April  1902  bei  der  britischen  Regierung  darüber  beschwert,  dass  die  lokalen  Behördea 
in  Adelaide,  Süd  -  Australien,  dem  Kapitän  des  niederländischen  Schiffes  Vondel  die 
Hilfe  zur  Arretierung  von  Schiffsmannschaften  verweigert  hätten,  welche  derselbe  nach 
Art.  10  des  britisch -niederländischen  Vertrages  von  1856  habe  beanspruchen  können. 
Der  britische  Kolonialsekretär  hatte  diese  Beschwerde  an  den  General- Gouverneur  des 
Commonwealth  von  Australien  mit  der  Aufforderung  zum  Bericht  übermittelt,  und  die 
Regierung  des  Commonwealth  hatte  darauf  von  der  Regierung  von  Süd-Australien  einen 
Bericht  über  den  Vorfall  eingefordert.  Die  Regierung  von  Süd  -  Australien  weigerte  sich 
aber,  diesen  Bericht  der  Regierung  des  Commonwealth  zu  erstatten,  weil  die  letztere 
keine  Jurisdiktion  über  das  Benehmen  der  Beamten  von  Süd-Australien  habe,  und  nach, 
der  Verfassungs-  und  Gesetzeslage  der  richtige  "Weg  (channel  of  communication)  in 
dieser  Angelegenheit  sei,  dass  der  britische  Staatssekretär  sich  direkt  an  die  Re- 
gierung von  Süd -Australien  wende,  und  diese  mit  der  Reichsregierung  direkt  und  nicht 
durch  die  Vermittelung  der  Regierung  des  Commonwealth  darüber  korrespondiere. 

Der  britische  Kolonialsekretär  und  die  Regierung  des  Commonwealth  hielten  diese: 
Auffassung  der  Regierung  von  Süd -Australien  für  nicht  zutreffend. 

Der  Kolonialsekretär  Chamberlain  führte  unter  anderem  aus: 

(p.  14).  It  is  the  Imperial  Government  that  is  immediately  and  ultimately  respon- 
sible  to  a  Foreign  Power  if  a  State  officer  in  Australia,  a  Dominion  or  Provincial 
officer  in  Canada,  or  an  officer  in  any  self-governing  Colony  violates,  or  acts  in  contra- 
\  ention  of  an  Imperial  Obligation  .... 

(p.   26).     So  far  as  other  communities  in   the  Empire  or   foreign   nations    are    con- 

cemed, (it)  is  to  the  Commonwealth   and   the    Commonwealth   alone  (sc.  not 

to  the  State  of  South  Australia)  that,  through  the  Imperial  Government,  they  must  look, 
for  remedy  or  relief  for  any  action  affecting  them  done  within  the  bounds  of  the- 
Commonwealth  whether  it  is  the  act  of  a  private  individual,  of  a  State  official,  or  of  a 
State  government.  The  Commonwealth  is,  through  His  Majesty's  Government,  just  as 
responsible  for  any  action  of  South  Australia  affecting  an  external  Community  as  the 
United  States  of  America  are  for  the  action  of  Louisiana  or  any  other  State  of 
the  Union. 

Also  nach  Chamberlains  Auffassung  ist  gegenüber  der  fremden  Nation  nicht  der 
australische  Einzelstaat,  wohl  aber  der  australische  Bund,  vertreten  durch  die  britische  Reichs- 
regierung, für  die  Verletzung  internationaler  Rechte  verantwortlich,  welche  jener  fremden 
Nation  innerhalb  Australiens  widerfährt.  In  letzter  Linie  bleibt  freilich  die  Verant- 
wortlichkeit gegenüber  der  fremden  Nation  an  der  britischen  Reichsregierung  haften. 

Die  britische  Reichsregierung  ist  andererseits  in  der  Ergreifung  der  erforderlicheiL 
Massnahmen  durch  die  Selbstverwaltung  der  Kolonie  behindert. 

(p.  14).  But  in  the  grant  of  self-Government  to  the  Colonies,  the  power  to  call 
upon  such  an  officer  (sc:  welcher  eine  Verletzung  des  internationalen  Rechts  begangen 
haben  soll,)  for  explanation  of  his  conduct  or  to  punish  him  has  been  placed  by  Par- 
liament    in  the    hands  of  the    local  Excecutive.     It  has  done  so  in  implicit  reliance  om 
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Andererseits  können  aber  die  Kolonien  durch  solche  Akte  den 
Gang  der  britischen  Reichspolitik   erheblich  beeinflussen.     So  gab 

the  co-operation  and  good  will  of  the  Colonial  Executives,  and  in  the  confident  taith 
that  Imperial  obligations  are  held  as  sacred  by  the  people  and  the  Ministers  of  the 
Crown  in  the  Dominions  of  His  Majesty  beyond  the  Seas  as  they  are  by  the  people 
and  Government  of  this  countrj'. 

(p.  13).  Der  Commonwealth  ist  'arraed  with  paramount  power  not  only  to  settle 
the  more  important  internal  affairs  relating  to  the  common  interests  of  the  united 
peoples,  but  also  ia  deal  with  all  political  inatters  arisin^-  betiueen  them  and  any  other 
pari  of  the  Empire  or  (through  His  Majesty' s  Government)  ivith  any  Foreign  Power. 

Die  'external  affairs'  und  speziell  die  treaties  mit  fremden  Nationen  machen  Mass- 
nahmen im  Inneren  im  Wege  der  Verwaltung  und  im  Wege  der  Gesetzgebung 
erforderlich.  Hier  entsteht  der  Streit,  wie  weit  der  Commonwealth  und  wie  weit  der 
australische  Eiuzelstaat  zuständig  ist. 

Der  Premierminister  Barton  und  der  Attorney  General  Deakin  des  Commonwealth 
■  of  Australia  sind  der  Ansicht,  dass  (p.  16)  'the  words  "External  Affairs"  were  used  in 
the  5 ist  section  of  the  Constitution  with  the  Intention  of  including  such  matters  as 
legislation  for  the  observance  of  treaties  and  for  the  facilitation  of  the  Performance  of 
their  Offices  by  Consuls'.  Deakin  bemerkt  (p.  21):  'from  the  deduction  that  the  obser- 
vance within    a  State    of  Imperial    treaties    with  foreign  Governments    is    not    an    affair 

external    to    the    Commonwealth,    I    altogether    dissent The    power    of   the 

Commonwealth  with  relation  to  external  affairs  may  not  be  whoUy  exclusive,  but  it  is 
certainly  paramount  .  .  .  .  (p.  22)  It  may  be  that  a  State  has  still,  to  some  extent, 
concurrent  legislative  power  with  respect  to  certain  treaties  relating  to  matters  wholly 
under  State  control;  but  it  certainly  has  not  equal  legislative  power.  The  power  of 
the  Commonwealth,  even  where  not  exclusive,  is  clearly  paramount,  and  can  at  any 
time   displace  the  State  power  altogether'. 

Dagegen  führten  die  Minister  von  Süd- Australien  aus: 

(p.  8).     'The    vague  power    granted    to    the  Commonwealth    to    make    laws    with 

respect  to  external  affairs may  or  may  not  mean  that  the  Commonwealth 

has  power  to  make  laws  to  enforce  Imperial  Treaties,  and  to  punish  State  Officers  who 

violate  such  Treaties.  But  no   such  law  has  yet  been  made With  regard  to 

Treaties  .  .,  the  Commonwealth  has  no  more  Legislative  power  than  the  State' 

(p.  24).  'While  admitting  that  the  question  is  open  to  doubt,  (the  Ministers  of 
South  Australia)  do  not  concede  that  the  power  to  make  laws  with  respect  to  'External 
Affairs',  carries  with  it  a  power  to  make  laws  regarding  Imperial  Treaties.  They  believe 
that  the  'External  Affairs'  contemplated  by  the  Constitution  (sc.  of  the  Commonwealth) 
are  the  External  Affairs  of  the  Commonwealth  itself,  and  not  the  External  Affairs  of  the 
Imperial  Government' 

(p.  8).  'If  a  State  Officer  is  charged  with  acting  in  contravention  of  any  Imperial 
Obligation  of  this  kind  the  Commonwealth  Government  has  no  power  to  even  call  upon 
him  for  an  explanation,  much  less  to  punish  him  if  he  has  done  wrong.  The  power 
to  do  these  things  remains  at  present  with  the  State  Government' 

Chamberlain  bemerkte  gegenüber  diesen  Ausführungen  noch: 

(p.  26 — 27).  'The  Imperial  Government  is  responsible  ....  for  the  whole  of 
the  external  affairs  of  every  part  of  the  Empire,  and  I  cannot  see  that  there  can  be 
external  affairs  of  the  Commonwealth  itself,  which  are  not  external  affairs  of  the 
Imperial  Government. 
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der  damals  internationalrechtlich  unstatthafte  Gesetzgfebungfsakt 
Kanadas  von  1807,  i^  Gemässheit  dessen  es  dem  Mutterlande 
Grossbritannien  einen  Vorzug-starif  gewährte,  der  britischen  Reichs- 
regierung  den  wohl  nicht  unerwünschten  Anlass  zur  Kündigung 
der  Handelsverträge  .  mit  Deutschland  und  Belgien,  1)  um  die 
Herstellung  eines  Vorzugsverhältnis  zwischen  Grossbritannien  und 
der  Kolonie  ohne  Verletzung  internationaler  Verpflichtungen  zu 
ermöglichen. 

Auch  auf  manchen  internationalen  Konferenzen  und  in  manchen 
internationalen  Kommissionen  sind  die  britischen  Selbstverwaltungs- 
kolonien und  Britisch-Ostindien  durch  besondere  Delegierte,  welche 
allerdings  öfters  nur  beratende,  nicht  beschliessende  Stimme 
haben,  neben  den  Delegierten  der  britischen  Reichsregierung  ver- 
treten. 2) 

Übrigens  kommenz.B.  nach  dem  Weltpostvertrag  (Washingtoner 
Fassung  vom  15.  Juni  1897  Art.  27)  in  gewissen  Hinsichten  nicht 
bloss  neben  Grossbritannien  das  Britisch-Indische  Kaiserreich,  das 
Dominium  Kanada,  die  Gesamtheit  der  britischen  Kolonien  Austra- 
liens, die  Gesamtheit  aller  anderen  britischen  Kolonien  als  vier 
selbständige  gesonderte  Ganze  (Länder  und  Verwaltungen),  sondern 
ebenso  neben  Frankreich  einerseits  die  französischen  Kolonien 
und  Schutzgebiete  von  Indo-China  und  andererseits  die  Gesamtheit 
der  anderen  französischen  Kolonien  als  zwei  selbständige  geson- 
derte Ganze  und  neben  Deutschland,  den  Niederlanden,  Portugal, 
Spanien,  Dänemark  je  die  Gesamtheit  der  Kolonien  des  betreffenden 
Mutterlandes  als  ein  selbständiges  gesondertes  Ganzes  in  Betracht. 

Auch  haben  andere  Kolonialreiche,  als  das  britische,  gleichfalls 
nicht  selten  Anlass  gehabt  und  genommen,  internationale  Verträge 
mit  dritten  Staaten  nur  für  gewisse  ihrer  Kolonien  oder  mit  Aus- 
-schluss  ihrer  Kolonien  einzugehen.  3) 

Den  einzelnen  britischen  Kolonien  ist  die  Regulierung  ihrer 
■eigenen  Küstenfrachtfahrt  überlassen.*)     Im    übrigen    ist    aber    die 


Whether  the  power  given  to  the  Commonwealth  Parliament  to  legislate  in  regard 
to  extemal  affairs  extends  to  treaties  it  is  unnecessary  for  me  to  enquire,  as  ....  the 
<jaestion  at  issue  .  .  .  .  is  not  one  as  to  the  powers  of  the  Commonwealth  Parliament, 
but  as  to  the  responsibility  of  the  Commonwealth'.   .  .  , 

^)  Commercial  No.  5  (1903),  p.  3,  4.  —  Jenkyns,  p.  25  Anm.  i. 

2)  Jenkyns,  p.  23 — 24.   Brüsseler  Zuckerkonvention  v.  5.  III.   1902,  Art.  7   Abs.  6. 

ä)  Bezüglich  der  deutschen  Kolonien  vgl.  Stengel,  S.  80 — 83. 

*)  Kanadisches  Gesetz  über  die  Küstenfrachtfahrt  vom  15.  V.  1902.  DH.  1902. 
I,  S.   J045;   1903,  I,  S.  373. 

Kaufmann,  Welt-Zuckerindustrie.  26 
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Regulierung  der  Kauffahrtei  -  Schiffahrt  gemeinsame  Reichssache, 
welche  für  das  ganze  britische  Reich  durch  die  Gesetzgebung  des 
britischen  Parlaments  erfolgt. i) 

Überhaupt,  soweit  auch  die  Grenzen  der  Autonomie  der 
britischen  Kolonien  mit  Selbstregierung  gezogen  worden  sind, 
wichtige  Beschränkungen  derselben  als  Teile  eines  grösseren 
<jranzen  sind  doch  bestehen  geblieben. 

Insbesondere  sind  die  Koloniallegislaturen  rein  territorial. 
Sie  können  nur  Lebensverhältnisse  regulieren,  die  sich  vollständig 
innerhalb  der  Grenzen  der  Kolonie  abspielen. 

Sobald  es  sich  um  Lebensverhältnisse  handelt,  welche  sich 
über  die  Grenzen  der  Kolonie  hinaus  erstrecken  oder  ganz 
oder  teilweise  ausserhalb  der  Kolonie  entstehen  oder  sich  ab- 
spielen, erfolgt  die  Regulierung  durch  die  britische  Reichs- 
gesetzgebung,2)  es  sei  denn,  dass  in  speziellen  Fällen  durch  das 
Reichsparlament  der  Koloniallegislatur  ausdrückliche  Vollmacht  zu 
solcher  Regulierung  erteilt  ist. 3) 

Auch  bleibt  die  Koloniallegislatur  dem  britischen  Reichs- 
parlament untergeordnet.^) 

Die  einzelnen  britischen  Kolonien  sind  befugt,  koloniale 
Bürgerwehren  und  Freiwilligenkorps  für  die  Landesverteidigung  der 
Kolonie  zu  unterhalten,  und  tun  dies  auch,  ebenso  wie  das 
britische  Mutterland.'')  Einige  Kolonien  haben  auch,  nachdem  ein 
Reichsgesetzgebungsakt  von  1865  dies  gestattet  hat,  zum  Schutze 
der  Kolonie,  hauptsächUch  aber  zu  Polizei-  und  Zollüberwachungs- 
zwecken ein  paar  koloniale  Kriegsschiffe. «) 

Die  britische  Flotte  und  das  britische  reguläre  Heer  unter- 
stehen aber  der  Reichsregierung  und  sind  nach  ihren  Zwecken 
Reichsinstitutionen,  werden  jedoch  bis  jetzt  fast  ausschliessüch  von 
dem    britischen    Mutterland    aufgebracht    und    unterhalten,  ^j      Das 


')  Jenkyns,  p.   28. 

'■')  jenkyns,  p.   12,    16,  26 — 27. 

^)  Vgl.  z.  B.  die  Zuständigkeit  des  Parlaments  des  Commonwealth  of  Australia 
nach  der  im  Wege  der  britischen  Reichsgesetzgebung  geschaffenen  Verfassung  des 
Commonwealth  vom  9.  VII.  1900:  51  I  (Handel  und  Verkehr  mit  anderen  Ländern); 
51  X  (Fischerei  in  den  australischen  Gewässern  jenseits  der  Territorialgrenzen); 
51  XXIX  (auswärtige  Angelegenheiten);  51  XXX  (Beziehungen  des  Commonwealth. 
zu  den  Inseln  des  Pacifischen  Oceans). 

*)  Jenkyns,  p.   16. 

•'')  Jenkyns,  p.   18 — 22. 

ö)  Jenkyns,  p.   17 — 18. 

')  Jenkyns,  p.    17,   18,   25. 
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Mutterland  stellt  auch  die  britische  Diplomatie  und  das  britische 
Konsularkorps  und  trägt  die  Kosten  dieser  Einrichtung-en. 

Die  britischen  Kolonien  haben  für  ihr  Land  und  für  ihre  Ein- 
wohner und  Ang-ehörigen  kraft  der  kolonialen  Reichsg-emeinschaft 
Anspruch  auf  den  diplomatischen  und  militärischen  Schutz  des 
britischen  Reiches.  Aber  nach  der  bisherig-en  konstitutionellen 
Auffassung-  haben  sie  keine  rechtliche  Verpflichtung-  g-egenüber 
dem  britischen  Reiche,  ihrerseits  zu  den  Reichsmitteln  für  die  Er- 
möglichung- und  Durchführung  solchen  Schutzes  durch  Geld-  oder 
miHtärische  Dienstleistungen  beizutragen. 

Die  —  relativ  auch  nur  erst  geringfügigen  —  Leistungen, 
welche  die  britischen  autonomen  Kolonien  bisher  in  dieser  Hin- 
sicht 1)  beigetragen  oder  für  die  Zukunft  beizutragen  sich  bereit 
erklärt  haben,^)  haben  dieselben  freiwillig  gemacht. 3) 

Das  ausserordentliche  Wachstum  der  Aufwendungen  für 
Militär-  und  Marinezwecke,  welche  das  britische  Mutterland  bisher 
im  wesentlichen  allein  trägt,  ist  zwar  einerseits  durch  die  Ent- 
wickelung  der  internationalen  Weltverhältnisse  bedingt.  Aber  die 
Grösse  jener  Aufwendungen  wird  auch  wesentlich  durch  das 
Schutzbedürfnis  der  Kolonien  und  im  Hinblick  auf  die  Interessen 
derselben  gesteigert. 

Die  Gestaltung  der  Weltverhältnisse  hat  in  jüngster  Zeit  den 
britischen  Kolonien  die  Bedeutung  näher  gerückt,  welche  der 
Schutz  durch  die  britischen  Streitkräfte  für  ihre  Sicherheit  hat 
Daher  kommt  es,  dass  die  britischen  Kolonien  begonnen  haben, 
sich  freiwillig  —  auf  föderativer  Basis  —  zu  Beiträgen  für  Marine- 
und  Militärzwecke  bereit  zu  finden  und  zu  verpflichten.  D.  h.  sie 
erkennen  an,  dass  in  dieser  Hinsicht  auch  vom  Interessenstandpunkt 
der  Kolonien  aus  ein  aktuelles  koloniales  Gemeinschaftsinteresse 
obwaltet,  und  dass  dem  britischen  Mutterlande  nicht  mehr  als 
Korrelat  der  bisherigen  Überordnung  desselben  in  der  kolonialen 
Gemeinschaft  die  alleinige  Tragung  jener  Lasten  zugemutet  werden 
könne. 

Die  politischen  internationalen  Verhältnisse  und  die  wirtschaft- 
liche internationale  Entwickelung   haben  ferner   in   dem  britischen 


^)  Speziell  sind  während  des  Transvaalkrieges  von  den  einzelnen  britischen  Kolonien 
an  Truppen  und  Geld  Beiträge  geleistet  worden,  die  als  freiwillige  Beiträge  erheblich 
waren,  aber  ausser  allem  Verhältnis  hinter  den  Leistungen  des  britischen  Mutterlandes 
znrückblieben. 

2)  Colonial  Conference   1902  (Cd.   1299),  p.   iX. 

3)  Jenkyns,  p.  25 — 26. 
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Weltreich,  dessen  einzelne  Teile  sich  in  den  verflossenen  Jahr- 
zehnten in  wirtschaftlich-fiskalischer  Hinsicht  mit  so  weitgehender 
individueller  Sonderung-  gegenüber  gestanden  hatten,  lebhafte  Be- 
strebungen nach  engerem  wirtschaftHchen  Aneinanderschluss  der 
Teile  desselben  und  nach  wechselseitiger  wirtschaftlicher  Bevor- 
zugung dieser  Teile  gegenüber  dem  Ausland  hervorgerufen.  Diese 
neuen  Tendenzen  gehen  überhaupt  darauf  aus,  den  aktuellen  Inhalt 
der  kolonialen  Gemeinschaftsinteressen  auf  föderativer  Grundlage 
zu  erweitern.!) 

In  wirtschaftlich-fiskalischer  Hinsicht  denkt  man  insbesondere 
an  Vorzugszolltarife  innerhalb  des  Greater  ßritain.2)  Aber,  wie  die 
Resolutionen  der  Londoner  Kolonialkonferenz  von  1902  ausweisen, 
auch  an  andere  Massnahmen :  so  an  wechselseitige  Bevorzugung  vor 
dem  Ausland  bei  den  Lieferungskontrakten  für  die  Regierungen;  an 
gemeinsame  Förderung  der  nationalen  Postdampferlinien  zwischen  den 
verschiedenen  Teilen  des  britischen  Weltreiches;  eventuell  an  nationale 
Monopolisierung  der  Schiffahrt  zwischen  den  verschiedenen  Teilen  des 
Reiches,  wenigstens  im  Verhältnis  zu  den  Schiffen  solcher  fremden 
Reiche,  welche  ihrerseits  die  Küstenfrachtfahrt  und  die  Schiffahrt 
zwischen  den  verschiedenen  Teilen  ihres  Reiches  ihren  nationalen 
Schiffen  ausschliesslich  vorbehalten. 

In  konstitutioneller  Hinsicht  will  man  die  Kolonialkonferenzen 
zu  einer  periodischen  Einrichtung  machen,  während  die  Bildung 
eines  Reichsparlaments  oder  einer  Reichsregierung  unter  Zu- 
ziehung und  Mitwirkung  der  Kolonien  vorläufig  weniger  in  den 
Kreis  der  praktisch  erstrebten  Massnahmen  einbezogen  scheint. 

Wenn  in  der  verflossenen  Epoche  die  Beschränkung  der 
aktuellen  kolonialen  Gemeinschaft  und  die  weitgehende  —  namentlich 
wirtschaftliche  —  Sonderung  der  Kolonien  gegenüber  dem  britischen 
Mutterland  bewirkten,  dass  als  gesonderte  individuelle  Ganze  die 
fremden  Länder  vielfach  ebenso  günstig,  wie  das  britische  Mutter- 
land, in  den  britischen  Kolonien  behandelt  wurden,  so  engen  die 
Erweiterung  der  aktuellen   kolonialen  Reichsgemeinschaft  und  die 

^)  Colonial  Conference  1902  (Cd.  1299),  p.  IX — XII.  Ahnlich  wie  im  Bundes- 
staat und  im  Staatenbund  kann  man  unterscheiden: 

1.  konstitutionell  begründete  koloniale  Gemeinschaftsverhältnisse, 

2.  vertragsmässig  begründete  koloniale  Gemeinschaftsverhältnisse. 

In  dieser  Hinsicht  vgl.  bezüglich  des  Bundesstaates  Laband  I,  S.  96 — 116;  II, 
S.  155 — 159  und  bezüglich  des  Staatenbundes  Zachariä  III.  S.  286,  293 — 294;  198 — 201; 
280 — 281,  284;  351 — 353;   168 — 170,   164 — 165. 

«)  Vgl.  §  90. 
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weitergehende  Unterordnung-  der  partikularen  Interessen  der  Kolonien 
und  des  Mutterlandes  zu  Gunsten  des  gemeinsamen  übergeordneten 
Reichsinteresses  das  Bereich  derjenigen  Lebensverhältnisse  ein,  in 
Beziehung  auf  welche  fremde  Länder  neben  dem  britischen  Mutter- 
lande in  den  britischen  Kolonien  individuelle  Gleichstellung  erwarten 
können. 

Bei  der  potentiellen  Unbeschränktheit  kolonialer  Gemeinschafts- 
zwecke und  -Interessen  erscheint  an  sich  eine  aktuelle  Erweiterung 
derselben  im  Verhältnis  zu  dritten  Staaten  rechtlich  statthaft,  i) 

Die  fremden  Staaten,  welche  sich  durch  eine  solche  Ent- 
wickelung  benachteiligt  glauben,  werden  vor  die  Frage  gestellt, 
ob  es  ihrerseits  noch  fernerhin  richtig  ist,  ausschliesslich  ihr  Inter- 
esse als  individuelles  gesondertes  Ganzes  in  die  oberste  Linie 
zu  stellen  und  für  ihre  gesamte  Pohtik  massgeblich  zu  machen, 
oder  ob  nicht  vielmehr  die  Weltentwickelung  mehr  und  mehr  auf 
die  Herausbildung  internationaler  Spezialgemeinschaften  hinweist, 
in  welche  die  Staaten  und  Reiche  und  Reichsteile  für  den  be- 
trejfFenden  Spezialzweck  als  Glieder  sich  einordnen. 

Von  letzterem  Gesichtspunkte  aus  hätten  sie  unter  anderem  die 
ihnen  mit  dem  britischen  Reiche  und  den  verschiedenen  Teilen 
desselben  international  gemeinsamen  Interessen  zu  pflegen  und 
völkerrechtliche  Regulierungen  zu  erstreben,  durch  welche  das 
internationale  Gemeinschaftsinteresse  in  Beziehung  auf  den  be- 
treffenden Spezialzweck  dem  Partikular-  und  Sonderinteresse  der 
als  Glieder  in  die  Gemeinschaft  eingeordneten  Staaten,  kolonialen 
Reiche  und  Reichsteile  vorangestellt  würde. 

Insoweit  würden  dann  durch  die  höhere  völkerrechtliche 
Spezialgemeinschaft  der  ohne  Rücksicht  auf  |die  anderen  Staaten 
beliebig  willkürlich  vorgenommenen  Gestaltung  reichskolonialer 
Gemeinschaftsmassnahmen  Schranken  gezogen. 

In  erster  Linie  werden  dabei  wirtschaftliche  international  ge- 
meinsame Interessen  für  die  völkerrechtliche  Regulierung  in  Betracht 
kommen.  Aber  die  wirtschaftliche  internationale  Gemeinsamkeit 
der  Interessen  wird  in  manchen  Hinsichten  abhängig  bleiben  oder 
jedenfalls  gefördert  werden  von  der  Annäherung  und  Kooperation 
in  Beziehung  auf  international-politische  Angelegenheiten  und  Be- 
strebungen. 

Die  Einheit  der  staatlichen  Organisation  und  daneben  die  — 
Einheit    und  Zusammenhang    des  Landbereiches  voraussetzende  — 

')  Rivier  I,   p.   i6o. 
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einheitliche  Umfassung'  durch  eine  Zolllinie  sind  und  bleiben  im 
Leben    der  Völker   zwei  Momente   von    weittragender  Bedeutung". 

Trotz  der  gesonderten  Org^anisationen  der  deutschen  Staaten 
hat  der  deutsche  Zollverein  mit  seiner  einheitlich  umfassenden  Zoll- 
linie die  Gemeinschaft  und  den  Zusammenschluss  der  Bevölkerung-en 
dieser  verschiedenen  Staaten  mächtig-  g-efördert. 

Im  britischen  Kolonialreich  bilden  die  weitg*ehende  Selbständig*- 
keit  der  staatlichen  Orgfanisationen  der  Selbstverwaltungskolonien 
und  der  selbständige  Abschluss  derselben  durch  Zolllinien  zwei  sehr 
wesentlich  sondernde  Momente. 

Aber  andererseits  wird  gegenüber  der  wirklichen  Entwickelung 
der  Weltverhältnisse  die  Vorstellung  immer  unhaltbarer,  als  ob  im 
Hinblick  auf  die  besondere  staatliche  Organisation  und  daneben 
etwa  noch  im  Hinblick  auf  den  Abschluss  durch  eine  ZolIUnie 
das  in  dieser  einen  oder  diesen  beiden  Hinsichten  gesonderte 
staatliche  oder  koloniale  Ganze  ein  in  allen  i)  Beziehungen  in  sich 
abgeschlossenes  und  gesondertes  Ganzes  und  Individualwesen  bilde. 

Nicht  mehr  die  allgemeinen  Interessen  der  Bevölkerungen  der 
verschiedenen  Länder,  sondern  hauptsächlich  das  vermeintliche 
Interesse  der  Staatsorganisationen  ^)  veranlasst,  dass  an  der  Vor- 
stellung des  individualistisch  geschlossenen  staatlichen  Ganzen  viel- 
fach noch  zäh  über  dasjenige  Mass  hinaus  festgehalten  wird, .  welches 
den  modernen  Weltverhältnissen  gemäss  ist.  • 

Die  allgemeinen  Interessen  der  Bevölkerungen  der  verschiedenen 
Länder  setzen  sich  jedoch  mehr  und  mehr  als  die  primären 
Interessen  gegenüber  den  Interessen  der  in  Beziehung  zu.  jenen 
errichteten  Staatsorganisationen  durch.  Die  letzteren  müssen  als 
sekundär  sich  den  Bedürfnissen  jener  ersteren  anpassen  und,  wenn 
diese  es  erforderlich  machen,  sich  und  ihre  Souveränität  in  weitere 
Ordnungen  einfügen  und  nachordnen. 

Dieser  Umwandlungsprozess  ist  von  grosser  Wichtigkeit  für 
die  Entwickelung  der  internationaleii  und  der  interkolonialep  Ver- 
hältnisse. 

;  .  Insbesondere  aber  ist  die  Einsicht  in  jene  Tatsachen ,  Vorausr 
Setzung  für  das  Verständnis  der  internationalen  und  interkolonialeiii 
Verhältnisse  und  für  die  Überwindung  der  vielfach  in  scharfem 
Gegensatz  zu  der  Wirklichkeit  noch  herrschenden  irrtümlichen  Auf- 
fassungen.    , 

1)  Vgl.  ^§  n--  '  ■   .  .     •  .         ..  • 

2)  Und  das  Sonderinteresse  engerer  Bevölkerungskreise,  ■w-elche  jene  ihren  Zwecke» 
dienstbar  zu  machen  und  ju  halten  sich  bestreben.  • 
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Die  Vorstellung*  des  allseitig  in  sich  abgeschlossenen  indivi- 
dualisierten Staatsganzen,  welche  mit  der  Vorstellung  unbeschränkter 
Souveränität  der  Staatsorganisationen  zusammenhängt,  veranlasst 
zu  der  Folgerung,  internationale  Beziehungen  seien  nur  zwischen 
den  Staaten  als  organisierten  Ganzen  möglich,  nicht  aber  zwischen 
der  in  dem  staatlichen  Ganzen  einbefassten  Bevölkerung  des  einen 
Staates  und  der  in  einem  anderen  staatlichen  Ganzen  einbefassten 
Bevölkerung  eines  anderen  Staates,  da  die  Bevölkerung  eines  jeden 
Staates  völlig  —  in  allen  Hinsichten  —  in  das  betreifende  staatliche 
Ganze  einbefasst  und  dadurch  völlig  —  in  jeder  Hinsicht  —  von 
der  Bevölkerung  anderer  Staaten  gesondert  sei. 

Die  Beziehung  der  Bevölkerung  des  Staates  zu  der  ausser- 
staatlichen  Welt  ist  nach  jener  Annahme  nur  eine  mittelbare; 
durch  die  Staatsorganisation  vermittelte.  Für  die  Bevölkerung 
werden  durch  die  Aktion  ihrer  Staatsorganisation  jene  intemätionaleri 
Beziehungen  erst  in  solche  staatlicher  Natur  umgewandelt,  und  nur 
so  wird  sie  von  denselben  berührt.  Dies  trifft  zu,  gleichgültig^ 
ob  die  internationalen  Beziehungen  reciproke  Sonderinteressen 
oder  (lemeinschaftsinteressen  der  Staaten  als  Ganzen  betreffen. 
Auch  im  letzteren  Falle  besteht  stets  nur  eine  Gemeinschaft  der 
staatUchen  Individualwesen  und  kann  nur  eine  solche  bestehen. 
Dagegen  bleibt  stets  und  begrifflich  notwendig  die  Sonderung  ifl 
Hinsicht  auf  die  Bevölkerungen,  indem  die  Bevölkerung  des  einen 
Staates  nur  durch  dessen  Aktion  als  eine  staatliche  Angelegenheit 
und  Ordnung  dieses  Staates  und  ebenso  die  Bevölkerung  des 
anderen  Staates  nur  durch  die  Aktion  des  letzteren  als  eine  staat- 
liche Angelegenheit  und  Ordnung  des  letzteren  jene  Beziehungen 
vermittelt  erhält. 

Bei  dieser  Auffassung  gibt  es  keine  internationalen  Beziehungen 
der  Bevölkerungen  und  kann  1)  es  keine  solchen  geben.  Von  dieser 
Auffassung  aus  hat  man  jedenfalls  recht  und  tut  eigentlich  schon 
mehr,  als  man  verantworten  kann,  wenn  man  im  Verhältnis  zu  der 
Bevölkerung  die  internationalen  Beziehungen  schlechthin  als  „äussere- 
Beziehungen  charakterisiert.  .         v 

Aber  diese  Auffassung  steht  in  ebenso  scharfem  Widerspruch 
mit  der  Wahrheit  und  der  Wirklichkeit,  wie  niit  den  Interessen 
der  Völker.  •      ■• 

Ein  grosser  Teil  der  sog.  „äusseren"  Angelegenheiten  sind 
heutigen  Tages  gleichzeitig  „innere"  Angelegenheiten.    Sie  betreffen 


1)  Triepel.  S.  9,   11,   16,   19. 
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Beziehungfen  und  Verhältnisse  der  Bevölkerungen  und  Bevölkerungs- 
bestandteile der  verschiedenen  Länder. 

Will  man  Beziehungen  der  Bevölkerung  im  Unterschiede 
von  Beziehungen  des  Staates  niemals  als  „äussere"  gelten  lassen, 
so  dürfte  man  deshalb  jene  Angelegenheiten  nicht  „äussere*^ 
nennen. 

Will  man  andererseits  Beziehungen,  die  nicht  lediglich  und 
vollständig  von  diesem  Staatsganzen  umschlossen  sind,  nicht  als 
„innere"  anerkennen,  so  wird  man  jene  Angelegenheiten  auch  nicht 
„innere"  nennen  dürfen. 

In  Wahrheit  sind  es  internationale  oder  interkoloniale  Be- 
ziehungen und  Verhältnisse  der  Bevölkerungen  und  Bevölkerungs- 
bestandteile verschiedener  Länder,  die  man  im  Hinblick  auf  die 
für  diese  Länder  bestehenden  gesonderten  Staatsorganisationen 
immer  vergeblicher  einerseits  als  „innere"  Bevölkerungsangelegen- 
heiten in  das  Prokustesbett  der  von  einer  Staatsorganisatioa 
normierten  Staatsangelegenheiten  einzuzwängen  und  andererseits 
wider  ihr  Wesen  und  ihren  Inhalt  als  ausschliesslich  die  indivi- 
dualisierten Staatsganzen  betreffende  internationale  Angelegenheiten 
darzustellen  sich  abmüht. 

Jene  Auffassungs-  und  Verfahrensweise  aber  wird,  obwohl  die 
dieselbe  bedingenden  Interessen  und  die  Macht  der  Beharrung 
nicht  gering  zu  schätzen  sind,  immer  unmöglicher,  je  gewaltiger 
und  massenhafter  durch  den  Gang  der  Weltentwickelung  nicht 
bloss  international  reciproke  Beziehungen  und  Interessen,  sondern 
insbesondere  internationale  Gemeinschaftsverhältnisse  und  Gemein- 
schaftsinteressen der  Bevölkerungen  verschiedener  Länder  hervor- 
gerufen werden. 

Die  Verhältnisse  innerhalb  des  britischen  Kolonialreiches 
haben  mit  der  teilweisen  Ersetzung  der  centralistischen  Organisation 
durch  weitgehend  selbständige  staatlich-koloniale  Organisationen 
der  sog.  Selbstverwaltungskolonien  und  mit  der  zollfiskaHschen 
selbständigen  Abschliessung  und  Sonderung  derselben  einen  den 
völkerrechtlichen  Verhältnissen  in  vielen  Hinsichten  verwandten 
Charakter  angenommen. 

Es  ist  daher  natürlich,  dass,  wie  in  Bezug  auf  die  Staaten,  so 
auch  in  Bezug  auf  jene  autonomen  Kolonien  vielfach  eine  Auffassung 
vertreten  wird,  als  ob  dieselben  in  sich  allseitig  abgeschlossene 
koloniale  Ganze  und  Individualwesen  bildeten  und  bilden  müssten, 
solange  jene  besonderen  kolonialen  Organisationen  und  Zolllinien 
bestehen. 
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Aber  gferade  die  Erscheinungfen,  welche  in  der  neueren  und 
neuesten  interkolonialen  Entwickelungf  jenes  Kolonialreiches  hervor- 
treten, tun  das  Unhaltbare  jener  Auffassung-  dar,  und  sollten  zu 
einer  ernstlichen  Revision  auch  der  Auffassungen  in  Beziehung 
auf  die  internationalen  Verhältnisse  anregen,  ganz  abgesehen  davon 
dass  dazu  genug  andere  Zeichen  der  Zeit  Anlass  geben, 

Chamberlain  hat  erklärt,  das  heutige  britische  Reich  könne 
überhaupt  nicht  mehr  centralistisch  regiert  werden,  sondern  nur 
föderativ.  Jedenfalls  steht  im  Mittelpunkt  der  heutigen  kolonialen 
Bewegung  in  jenem  Reiche  nicht  die  Frage  der  Verstärkung  der 
centralistischen  Organisation.  Mögen  auch  in  Zukunft  dort  vielleicht 
unter  Mitwirkung  der  Kolonien  neue  Reichsorgane  entstehen,  die 
gegenwärtige  Bewegung  führt  zunächst  eher  noch  zu  einer  Ab- 
schwächung  der  centralisierten  Reichsobergewalt,  welche  bisher 
der  Staatsorganisation  des  Mutterlandes  über  das  ganze  Kolonial- 
reich zustand,  zu  Gunsten  der  föderativen  Kooperation  der  staat- 
lichen Organisationen  der  Selbstverwaltungskolonien  einerseits  und 
des  Mutterlandes  andererseits. 

Aber  auch  die  Ausbildung  der  Föderation  der  staatlichen  Or- 
ganisationen der  einzelnen  Reichsteile  ist  nicht  Zweck  und  Anlass, 
sondern  Folge-  und  Begleiterscheinung  der  heutigen  kolonialen 
Bewegung  daselbst. 

Oder  mit  anderen  Worten:  es  handelt  sich  in  jener  Bewegung 
nicht  primär  darum,  die  verschiedenen  Reichsteile  als  in  sich  all- 
seitig abgeschlossene,  staatlich-koloniale  organisierte  Ganze  oder 
Individualwesen  föderativ  zusammenzufassen. 

Es  handelt  sich  nicht  bloss  um  eine  föderative  Gemeinschaft 
der  einzelnen  Kolonien  und  des  Mutterlandes  als  staatliche  Herr- 
schaftsorganisationen. 

Die  Bewegung  geht  vielmehr  von  der  Annahme  des  Be- 
stehens und  dem  Streben  nach  Erweiterung  und  Vertiefung  einer 
unmittelbar  die  Bevölkerungen  der  verschiedenen  Teile  des  briti- 
schen Weltreiches  verknüpfenden  Interessengemeinschaft  aus.  Zur 
Wahrnehmung  dieser  Reichs-Interessengemeinschaft  der  Bevölke- 
rungen wird  eine  verstärkte  centralisierte  Reichs  -  Organisation 
weder  für  möglich  noch  für  wünschenswert  und  erforderlich  er- 
achtet. 

Obwohl  die  staatlichen  Sonder-Organisationen  der  Selbstver- 
waltungskolonien und  des  Mutterlandes  mit  weitgehender  Selbstän- 
digkeit bestehen  und  bestehen  bleiben  sollen,  wird  eine  über  das 
Bereich  der  einzelnen  Teil-Organisationen  hinausführende  unmittel- 
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bare  Interessengfemeinschaft  der  Bevölkerungfen  der  verschiedenen 
Reichsländer  für  gegeben  erachtet.^) 

Die  Wahrnehmung  der  gemeinsamen  Interessen  der  Bevölke- 
rung des  ganzen  Reiches  soll  die  Pflicht  der  gesonderten  Teil- 
organisationen sein,  welcher  dieselben  sowohl  in  ihrer  Einzeltätig- 
keit innerhalb  ihres  Kolonie-  oder  Mutterlandsbereiches  wie  auch  in 
kooperativem  Zusammenwirken  mit  den  anderen  Teilorganisationen 
nachzufolgen  haben. 

Infolge  der  Verstärkung  des  föderativen  Prinzipes  wird  die 
Reichsordnung  in  stärkerem  Grade  eine  interkoloniale  Ordnung. 
Aber  andererseits  sollen  die  bisher  gesonderten  Völker  der  einzelnen 
Reichsteile  in  viel  intensiverer  Weise  zu  einem  Reichsvolk  zusammen- 
gefasst  und  in  dessen  Interessen  die  Einheit  und  Gemeinschaft 
gefunden  werden. 

In  der  ganzen  Entwickelung  der  Welt  Verhältnisse  und  der 
Verhältnisse  im  britischen  Reiche  liegt  es  begründet,  dass  die  in 
Zukunft  im  mehr  föderativen  Wege  zu  ordnenden  interkolonialen 
Verhältnisse,  ebenso  wie  die  internationalen  Verhältnisse,  zum 
grossen  Teile  „innere"  Verhältnisse,  d.  h.  Verhältnisse  der  Bevöl- 
kerung und  Bevölkerungsbestandteile  sein  werden,  und  dass  die 
einzelnen  staatlich-kolonialen  Staatsorganisationen  in  ihrem  Kolonial- 
bereiche in  Beziehung  auf  diese  interkolonialen  Verhältnisse  in 
Tätigkeit  zu  treten  haben  werden.         • 

Soweit  durch  die  interkoloniale  Ordnung  die  Interessengemein-' 
Schaft  der  Bevölkerung  des  ganzen  britischen  Reiches  anerkannt 
ist,  hat  dieselbe  die  oberste  Richtschnur  für  das  Verhalten  der 
staatlichen  Organisationen  der  einzelnen  Reichsteile  zu  bilden,  und 
n\ir- innerhalb  der  dadurch  bedingten  Schranken  dürfen  dieselben 
das  spezielle  Partikularinteresse  der  Bevölkerung  ihres  Reich.steiles 
verfolgen.  •     . 

^)  Charakteristisch  ist  folgendes;  Kanada  hat  einen  Hauptanteil  an  der  Förderung 
der  Bewegung.  Auf  Antrag  der  Handelskammer  in'  Toronto  wurde  auf  dem  im  Au- 
gust 1903  in  Montreal  abgehaltenen  Kongress  der  Handelskammern  des  britischen  Reiches 
unter  anderem  folgende  Resolution  angenommen:  Der  Aufenthalt  während  einer  gewissen 
Dauer  und  der  Erwerb  .der  Angehörigkeil  in  einem  Reichsteile  solle  in  Zukunft  die 
Reichsangehörigkeit  dergestalt  begründen,  dass  der  Betreffende  die  vollen  Rechte  eines 
Nationalisierten  auch  in  den  anderen  Reichsteilen  erhalte'.  Vgl.  hierzu  auch  die  Kor- 
respondenz über  Naturalisation,  welche  der  Londoner  Kolonial-Konferenz  von  1902  unier-" 
breitet  wurde.  Br.  Bl.  (Cd;  1299 — 19Ö2),  p.  15t  — 153.  Andererseits  erklärte  znt  selben 
Zeit,  im  August.  1903,  der  erste  Minister  von  Kanada,  Sir  Wilfrid  Laurier,  die  beabn 
sichtigte  Änderung  der  Handels-  und  fiskalischen  Politik  im  britischen  Reiche  dürfe 
keinesfalls  zu  einer  Schmälerung  der  politischen  Selbständigkeit  Kanadas  führen.  Eher 
als  dies  zugegeben  wetden  könne,  müsse  das  Reich  zerfallen.'  -         . 
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Die  Bevölkerung  der  einzelnen  Reichsteile  g-liedert  sich  ein  in 
die  Gesamtbevölkerungf  des  britischen  Reiches.  Die  staatlich- 
kolonialen Organisationen  aber  bleiben  auf  die  einzelnen  Reichs- 
teile beschränkt  und  für  die  Erledigung-  der  über  den  einzelnen 
Reichsteil  hinausführenden  Aufgaben  auf  kooperatives  Zusammen- 
wirken angewiesen. 

Interessen  der  Gesamtbevölkerung  und  Partikularinteressen  der 
Bevölkerung  des  einzelnen  Reichsteiles  kommen  mannigfach  ver- 
knüpft bei  den  Lebensbetätigungen  und  Lebensverhältnissen  in 
Frage,  welche  auf  dem  Boden  des  britischen  Reiches  sich  abspielen 
und  bestehen.  Ein  jeder  Teil  dieses  Bodens  aber  ist  —  hier  von 
der  Reichsobergewalt  abgesehen  —  einer  weitgehend  selbständigen 
staatlich -kolonialen  Teilorganisation  unterstellt.  Der  interkolonialen 
Ordnung  entsprechend  hat  diese  in  ihrem  Wirken  den  Interessen 
der  Gesamtbevölkerung  und  dem  Partikularinteresse  der  Bevölkerug 
des  Reichsteiles  und  zwar  eventuell  unter  Voranstellung  der  ersteren 
Rechnung  zu  tragen. 

Deuthch  treten  in  den  schwebenden  Fragen  die  verschiedenen 
Konsequenzen  zutage,  zu  welchen  es  führt,  je  nachdem  die  inter-r 
nationale  oder  interkoloniale  Interessengemeinschaft  der  Bevölke- 
rungen als  das  primäre  Moment  vorangestellt  wird,  welcher  die 
einzelnen  Staats-  und  Kolonieorganisationen  zu  dienen  haben,  oder 
aber  in  der  Staatsorganisation  und  eventuell  ausserdem  noch  in 
der  Zolllinie  das  primär  massgebende  Moment  erblickt  wird,  im 
Hinblick  auf  welches  das  so  umgrenzte  Bereich  mit  seiner  so  organi- 
sierten Bevölkerung  als  ein  nach  aussen  völlig  abgeschlossenes  un- 
durchdringliches Individualwesen  erscheint. 

Dass  im  britischen  Reiche  weitgehend  selbständige  staatlich- 
koloniale Organisationen  einer  Reihe  einzelner  Reichsteile  bestehen, 
und  dass  dieselben  durch  selbständig  errichtete  Zolllinien  umschlossen 
sind,  steht  ausser  Zweifel. 

Deutschland  hat  daraus  "  die  Folgerung  gezogen,  dass  di^ 
britische  Selbstverwaltungskolonie  Kanada  in  Zollangelegenheiten 
ein  selbständiges  Individualwesen  und  diesem  gegenüber  da^ 
britische  Mutterland  ein  anderes  selbständiges  Individualwesen 
nicht  anders  dfenn  ein  fremder  Staat  sei.  Da  nun  Kanada  seit 
1-898  dem  britischen  Mutterland  einen  Vorzugstarif  gewährt  hat, 
so  erachtet  sich  Deutschland  nicht  mehi:  als  meistbegünstigt  von 
Kanada  und  hat  deshalb  seinerseits  Kanada  seit  1898  nicht  mehr 
die  Zollsätze  des  deutschen  Konventionalzolltarifs,  sondern  nur  dip 
des    allgemeinen-  Zolltarifs .  gewährt,    während    es    dem    britischen 
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Mutterland  und  den  anderen  britischen  Kolonien  (mit  zeitweiser 
Ausnahme  von  Barbados)  noch  fortgesetzt  —  auch  ohne  Handels- 
vertrag" —  die  Sätze  des  Konventionalzolltarifs  zugesteht. i) 

Umgekehrt  vertreten  Kanada  und  die  britische  Reichsregie- 
rung die  Auffassung,  Kanada  habe  Deutschland  gleichgünstige 
Zollsätze  gewährt,  wie  allen  fremden  Staaten,-)  und  dasselbe  daher 
meistbegünstigt. 

^)  Commercial  No.  5  (1903).  Correspondence  with  the  Governments  of  Belgium 
and  Germany   as   to   their  commercial  relations  yriih  Great  Britain  and  British  Colonies. 

Durch  den  ,Cnstums  Tariff  of  1897'  bot  Kanada  einen  Vorzugstarif  erst  jedem 
Lande  an,  welches  gewisse  Reciprozitätsbedingungen  erfülle.  Die  Waren  aus  Gross- 
britannien,  welches  diesen  Reciprozitätsbedingungen  bereits  entsprochen  hatte,  empfingen 
die  Behandlung  nach  dem  Vorzugstarif.  Deutschland  beanspruchte  dies  darauf  auf 
Grund  des  Vertrages  von  1865  auch  für  die  deutschen  Waren.  Auf  Ansuchen  Kanadas 
kündigte  deshalb  Grossbritannien  den  Vertrag  von  1865  am  30.  VII.  J897,  und  derselbe 
lief  infolgedessen  am  30.  VII.  1898  ab.  Schon  vorher  war  aber  im  Jahre  1898  der 
jCanadian  Tariff  Act',  welcher  nach  seiner  Fassung  von  1897  jedem  die  Reciprozitäts- 
bedingungen erfüllenden  Lande  den  Vorzugstarif  zugesichert  hatte,  abgeändert  worden, 
und  nach  dem  i.  VIII.  1898  wurde  in  Kanada  die  Geltung  des  Vorzugstarifes  aus- 
drücklich auf  Grossbritannien  und  (durch  Verordnung  vom  17.  VII.  1898)  auf  britische 
Kolonien  beschränkt,  welche  den  Reciprozitätsbedingungen  entsprächen.  Auf  alle 
fremden  Staaten  —  so  auch  auf  Deutschland  —  wurde  der  gewöhnliche  kanadische  Zoll- 
tarif zur  Anwendung  gebracht. 

Am  II.  VI.  1898  wurde  durch  Beschluss  des  deutschen  Bundesrats  angeordnet, 
dass  der  deutsche  Konventionaltarif  auch  fernerhin  auf  Grossbritannien  und  die  britischen 
Kolonien  Anwendung  finde,  jedoch  mit  Ausnahme  von  Kanada,  welches  dem  allgemeinen 
deutschen  Zolltarif  üflterworfen  wurde  und  seitdem  unterworfen  blieb. 

Im  April  1903  wurde  in  den  kanadischen  Tarif  eine  Bestimmung  eingefügt: 
Wenn  ein  fremdes  Land  Einfuhren  von  Kanada  weniger  günstig  behandele,  als  Ein- 
fuhren von  anderen  Ländern,  so  könne  gegen  die  Einfuhren  eines  solchen  Landes  in 
Kanada  ein  Zuschlag  in  der  Höhe  eines  Drittels  der  nach  dem  allgemeinen  Tarif  be- 
stehenden Zölle  auferlegt  werden.  Diese  Bestimmung  wurde  sogleich  am  16.  IV.  1903 
gegen  Deutschland  in  Geltung  gesetzt,  und  nur  für  die  vor  dem  17.  IV.  1903  in 
Deutschland  gekauften  Güter  bis  zum  i.  X.  1903  und  für  die  vor  dem  17.  IV.  1903 
in  Kanada  auf  Zolllager  gebrachten  deutschen  Güter  während  des  Jahres  1903  von  der 
Erhebung  des  Zollzuschlages  abgesehen.  Vgl.  Memorandum  Kanadas  in  Colonial  Con- 
ference 1902  (Cd.  1299),  p.  118  fg.  —  Depesche  des  britischen  Staatssekretärs  Marquess 
of  Lansdowne  an  den  brititchen  Geschäftsträger  in  Berlin  vom  20.  VI.  1903.  Commercial 
No.  5  (1903),  p.  39.  D.H.  1898  S.  697;  1903  S.  373,  804—806,  972.  S.  oben  S.  388, 
397>  398  und  auch  §  57  und  unten  §§  83  und  90, 

Nach  Erklärung  Chamberlains  im  House  of  Commons  vom  28.  V.  1903  soll  Deutsch- 
land der  einzige  Staat  gewesen  sein,  welcher  aus  Anlass  des  kanadischen  Vorzugstarifes 
zu  Gunsten  des  britischen  Mutterlandes  gegen  Kanada  Gegenmassnahmcn  ergriffen  habe. 

Nach  Erklärung  Chamberlains  ebenda  vom  22.  VI.  1903  sollen  in  Kanada  im 
allgemeinen  noch  die  in  dem  Blanbuch  über  die  britische  Kolonialkonferenz  von  1902 
(Cd.   1299  —   1902),  p.   115 — 117  mitgeteilten  Zolltarifsätze  in  Geltung  stehen. 

^  Einen  nebensächlichen  DifiTerenzpunkt  bUdet  es,  dass  Kanada  Deutschland  auch 
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Trotz  der  weitg-ehenden  staatlichen  Selbständig-keit  der 
britischen  Selbstverwaltun g-skolonien  und  der  Selbständigkeit  der 
Zolllinien  der  letzteren  bestehe  eine  britische  Reichsgemein- 
schaft. Wenn  die  staatlich-kolonialen  Organisationen  der  ein- 
zelnen britischen  Selbstverwaltungskolonien  und  die  staatliche 
Organisation  des  britischen  Mutterlandes  im  Dienste  der  all- 
britischen Gesamtbevölkerung  des  britischen  Reiches  handelten 
und  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  einem  anderen  Reichsteile  be- 
sondere Vorteile  bei  der  Einfuhr  zugeständen  —  so  Kanada  der 
Einfuhr  aus  dem  Mutterland  Grossbritannien  — ,  so  geschehe  dies 
auf  Grund  der  Reichsgemeinschaft,  deren  Gesamtinteressen  neben 
dem  Partikularinteresse  des  einzelnen  Reichsteiles  Rechnung  zu 
tragen  die  staatlichen  Organisationen  der  einzelnen  Reichsteile  teils 
verpflichtet  teils  jedenfalls  berechtigt  seien. 

Der  einzelne  britische  Reichsteil  stehe  daher  den  anderen  bri- 
tischen Reichsteilen  nicht  lediglich  als  ein  Individualwesen  mit  Sonder- 
interessen gegenüber  einem  anderen  Individualwesen  mit  anderen 
Sonderinteressen  gegenüber.  Darin  bestehe  ein  wesentlicher  Unter- 
schied der  Stellimg  und  des  Verhältnisses  des  einen  britischen 
Reichsteiles  zu  einem  anderen  britischen  Reichsteile  von  der  Stel- 
lung und  dem  Verhältnisse  eines  britischen  Reichsteiles  zu  einem 
fremden  Staate. 

Weil  im  Verhältnis  zu  dem  fremden  Staate  jene  allgemeinen 
Gemeinschaftsinteressen  nicht  unterlägen,  deshalb  könne  ein  fremder 
Staat  nicht  auf  Grund  seiner  Meistbegünstigung  diejenigen  Vorteile 
beanspruchen,  welche  einem  anderen  Reichsteile  im  Hinblick  auf 
jene  Gemeinschaftsinteressen  zugestanden  seien. 

Da  Kanada  aber  im  Vergleich  mit  allen  fremden  Staaten 
Deutschland  Meistbegünstigung  gewährt  habe,  so  sei  es  unbillig, 
dass  Deutschland  gegenüber  Kanada  seinen  allgemeinen  Zolltarif 
und  nicht  den  anderen  Staaten  gewährten  günstigeren  Konven- 
tionalzoUtarif  anwende.  Im  Hinblick  auf  letzteren  Umstand  hat 
Kanada  im  April  1903  gegen  Deutschland  besondere  Zuschlagszölle 
angeordnet. 

Je  nach    der  Stellung,   welche  man  zu    der  Erage    nimmt,    ob 


die  Zollsätze  nicht  gewähre,  welche  gewissen  Produkten  Frankreichs  nach  einem  Ver- 
trs^e  vom  6.  II.  1893  eingeräumt  sind.  Kanada  soll  dieselben  Deutschland  gewährt 
haben,  bis  letzteres  aufhörte,  Kanada  als  meistbegünstigt  zu  behandeln.  Depesche  des 
deutschen  Staatssekretärs  des  Auswärtigen  von  Richthofen  vom  27.  VI.  1903  und  des 
britischen  Staatssekretärs  des  Auswärtigen  Marquess  of  Lansdowne  vom  8.  VII.  1903. 
Commercial  No.  5  (1903),  p.  41,  44. 
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internationale  und  interkoloniale  Bevölkerungs-Gemeinschaften  trotz 
Sonderung  der  staatlichen  Organisationen  und  der  Zolllinien  be- 
stehen können,  und  ob  im  konkreten  Falle  eine  solche  interkoloniale 
reichsbritische  Gemeinschaft  besteht,  gelangt  man  zu  einer  ver- 
schiedenen Antwort  auf  die  andere  Frage,  ob  Kanada  durch  Ge- 
währung des  Vorzugstarifes  an  Grossbritannien  gegenüber  Deutsch- 
land die  Meistbegünstigung  aufgegeben  hat.  Davon  aber  hängt 
wieder  ab,  ob  Deutschlands  Massnahmen  von  1898  gegenüber 
Kanada  oder  ob  Kanadas  Massnahmen  von  1903  geg-enüber 
Deutschland  Erwiderung  oder  erste  Begehung  einer  Unbilligkeit, 
bzw.  im  Falle  Kanadas  von  1903  Beg-ehung  einer  neuen  Unbilligkeit 
waren. 

In  der  deutsch-britisch-kanadischen  Zollfrage  handelt  es  sich 
darum,  ob  eine  britische  Selbstverwaltungskolonie  mit  gesonderter 
Staatsorganisation  und  ZolUinie  in  Zollang-elegenheiten  lediglich  als 
Individualwesen  mit  Sonderinteressen  dem  britischen  Mutterlande 
nicht  anders  als  einem  fremden  Staate  gegenübersteht,  oder  ob  in 
Beziehung  zu  ersterem  eine  auch  für  die  Zollangeleg-enheiten  be- 
deutungsvolle und  einen  Vorzug  rechtfertig^ende  interkoloniale 
Interesseng-emeinschaft  zu  Grunde  liegt. 

Die  Brüsseler  Zuckerkonvention  vom  5.  März  1902  weist  auf 
ein  weiteres  Stadium  der  Entwickelung  hin. 

Sie  begründet  eine  internationale  spezielle  Interessengemein- 
schaft und  ergibt  in  gewissen  Hinsichten  eine  Regelung  des  Rang- 
verhältnisses zwischen  dieser  internationalen  speziellen  Interessen- 
gemeinschaft und  den  interkolonialen,  potentiell  allg^emeinen  Inter- 
essengemeinschaften. 

Insoweit  die  interkolonialen  Gemeinschaften,  z.  B.  das  franzö- 
sische Kolonialreich,  ganz  in  jene  internationale  Spezialgemein- 
schaft  eingetreten  sind,  enthält  letztere  sich  ausdrücklicher  Regelung 
und  setzt  stillschweigend  voraus,  dass  die  Teile  einer  solchen  inter- 
kolonialen Gemeinschaft  kraft  derselben  sich  untereinander  noch 
günstiger  behandeln  können,  als  sie  die  meistbegünstigten  fremden 
Glieder  der  internationalen  Spezialgemeinschaft  behandeln.  Ge- 
schieht dies,  so  dürfen  die  fremden  Glieder  der  internationalen 
Spezialgemeinschaft  ein  solches  Verfahren  nicht  zum  Anlass  be- 
sonderer Gegenmassnahmen  gegen  die  Teile  jener  interkolonialen 
Gemeinschaft  nehmen. 

Grossbritannien  und  die  Niederlande  aber  sind  nur  allein  ohne 
ihre  Kolonien  in  jene  intertiationale  Spezialgemeinschaft  eingetreten. 
Diese    bestimmt    ausdrücklich  (Schlussprotokoll    zu   Art.    11),    dass 


r 
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jene  beiden  Länder  dem  Zucker  ihrer  Kolonien  keinen  Vorzug-  vor 
dem  Zucker  der  anderen  Verb  and  Staaten  gewähren  dürfen.  Sie 
verpflichtet  also  Grossbritannien  und  die  Niederlande  zwar  nicht, 
auf  Grund  der  internationalen  Spezialgemeinschaft  deren  Gliedern 
einen  Vorrang  vor  den  ausserhalb  jener  internationalen  Gemein- 
schaft gebliebenen  Gliedern  ihrer  interkolonialen  Gemeinschaften 
einzuräumen.  Aber  umgekehrt  wird  auf  Grund  der  internationalen 
Gemeinschaft  im  Verhältnis  zu  deren  Gliedern  Grossbritannien  und 
den  Niederlanden  allerdings  eine  Bevorzugung  ihrer  Kolonien 
untersagt,  welche  sie  kraft  der  interkolonialen  Gemeinschaft  hätten 
eintreten  lassen  dürfen,  wenn  die  internationale  Gemeinschaft  nicht 
hergestellt  worden  wäre,  sondern  die  anderen  Staaten  derselben 
ihnen  nur  als  gesonderte  Individualwesen  mit  reciproken  Meist- 
begünstigungsrechten gegenüber  gestanden  hätten.  Ferner  aber 
sind  auf  Grund  der  internationalen  Spezialgemeinschaft  die  anderen 
Verbandstaaten  berechtigt,  ja  sogar  verpflichtet,  gegen  die  ausser- 
halb derselben  verbliebenen  britischen  Selbstverwaltungskolonien, 
welche  Zuckerprämien  gewähren,  besondere  Gegenmassnahmen  zu 
verhängen,  ohne  dass  Grossbritannien  die  interkoloniale  Gemein- 
schaft zum  Anlass  nehmen  darf,  in  solchem  Falle  für  seine  be- 
treffenden Kolonien  gegen  die  anderen  Verbandstaaten  einzutreten. 
Dagegen  überwindet  die  internationale  Spezialgemeinschaft  die 
interkoloniale  Gemeinschaft  allerdings  nicht  soweit,  dass  auch 
Grossbritannien  selbst  als  Glied  der  ersteren  zu  besonderen  Straf- 
Gegenmassnahmen  gegen  seine  Selbstverwaltungskolonien  ver- 
pflichtet wäre,  wenn  letztere  Zuckerprämien  gewähren  würden 
(Erklärung  Grossbritanniens  bei  Niederlegung  der  Urkunde  über 
Ratifikation  der  Brüsseler  Zuckerkonvention).  1) 

Da  die  interkoloniale  Gemeinschaft,  ähnlich  wie  die  staatliche 
Gemeinschaft,  bis  jetzt  noch  im  allgemeinen  eine  potentiell  unbe- 
schränkte Gemeinschaft  ist,  so  wird  allerdings  seitens  dritter 
Staaten  aus  zeitweiliger  aktueller  Beschränkung  jener  interkolonialen 
Gemeinschaft  nicht  der  Anspruch  hergeleitet  werden  können,  dass 
sie,  soweit  jene  aktuelle  Beschränkung  der  interkolonialen  Ge- 
meinschaft bisher  gereicht  habe,  von  dem  einzelnen  Reichsteile 
der  interkolonialen  Gemeinschaft  ebenso  behandelt  werden  müssten, 
wie  derselbe  die  anderen  Reichsteile  behandele. 

Es  wird  also  gegen  die  im  Hinblick  auf  die  interkoloniale 
Gemeinschaft  erfolgende   Herstellung  von  Vorzugstarifen   zwischen 


1)  Vgl.  S.   160—167;   159.   '93- 
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den  Kolonien  und  dem  Mutterland  seitens  dritter  (meistbegünstig-ter) 
Staaten  auf  Grund  ihrer  älteren  individuell-reciproken  Rechte  kein 
Einwand  aus  dem  Umstände  hergeleitet  werden  können,  dass  eine 
solche  Vorzugsbehandlung-  seitens  der  in  dieser  Hinsicht  selbständig 
gestellten  Reichsteile  gegenüber  anderen  Reichsteilen  bisher  nicht 
stattgefunden  habe. 

Dagegen  werden  aber  mit  dem  Eintritt  der  interkolonialen 
Gemeinschaft  oder  einzelner  Reichsteile  derselben  in  internationale 
Spezialgemeinschaften  kraft  des  höheren  Ranges  des  für  letztere 
geltenden  internationalen  Gemeinschaftsrechtes  für  die  interkoloniale 
Gemeinschaft  oder  für  diejenigen  Glieder  derselben,  welche  in  die 
internationale  Spezialgemeinschaft  eingetreten  sind,  allerdings  in  den 
betreffenden  speziellen  Hinsichten  internationalrechtliche  Schranken 
hinsichtlich  der  aktuellen  Erweiterung  der  interkolonialen  Gemein- 
schaft dergestalt  gezogen  werden  können,  dass  auf  Grund  der 
letzteren  eine  Bevorzugung  der  anderen  Reichsteile  im  Vergleich 
mit  der  Behandlung  der  anderen  Verbandsglieder  nicht  mehr  her- 
gestellt werden  und  stattfinden  darf. 

Insoweit  ist  es  jedenfalls  nicht  berechtigt,  wenn  von  britischer 
Seite  hervorgehoben  wird,  die  Gestaltung  der  Verhältnisse  der  ver- 
schiedenen Teile  des  britischen  Reiches  zueinander  sei  eine  innere 
Angelegenheit  desselben  und  gehe  dritte  aussenstehende  Staaten 
nichts  an. 

Es  ist  oben  dargelegt,  dass  in  einigen  Hinsichten  durch  die 
Brüsseler  Zuckerkonvention  Grossbritannien  Schranken  hinsichtlich 
der  aktuellen  Ausdehnung  seiner  interkolonialen  Gemeinschaft  ge- 
zogen worden  sind.  Diese  internationale  Bindung  konnte  das 
britische  Mutterland,  dessen  den  Vertrag  eingehende  Regierung 
ja  übrigens  gleichzeitig  britische  Reichsregierung  ist,  für  sich  allein 
auf  sich  nehmen,  weil  in  Hinsicht  auf  die  bei  der  Zuckerfrage  in 
Betracht  kommenden  Verhältnisse  die  Staatsorganisationen  der  ein- 
zelnen Reichsteile  aktuell  selbständig  gestellt  und  nicht  durch  inter- 
koloniale Ordnungen  beschränkt  sind. 

Die  britische  Regierung  verwahrte  sich  aber  gegen  weiter- 
gehende Folgerungen  aus  der  von  ihr  eingegangenen  internatio- 
nalen Bindung.  Nicht  bloss  lehnte  sie  die  Verpflichtung  zu  even- 
tuellen Strafgegenmassnahmen  gegen  andere  britische  Reichsteile 
als  mit  der  britischen  Reichspolitik  unverträglich  ab.  Sondern 
sie  erklärte  in  dem  Schlussprotokoll  zu  Art.  1 1  auch  den  Verzicht 
auf  die  Befugnis  zur  Vorzugsbehandlung  des  Zuckers  aus 
britischen  Kolonien    als    etwas    Ausnahmsweises    und    behielt    sich 
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grundsätzlich  ihre  volle  Handlung-sfreiheit  bezüglich  der  fiskali- 
schen Beziehungen  zwischen  dem  britischen  Mutterland  und  den 
britischen  Kolonien  und  Besitzung-en  vor.  Durch  die  Depesche 
vom  13.  Januar  1903  ^)  Hess  die  britische  Reg^ierung"  erklären, 
sie  lehne  es  prinzipiell  ab,  einzuwillig-en,  dass  Grossbritannien 
unter  eine  Verpflichtung-  trete,  britische  Kolonien  als  Ausland  zu 
behandeln.2) 

Vorzug-starife  zwischen  Kolonien  und  Mutterland  verletzen  trotz 
selbständiger  staatlicher  Org^anisationen  und  selbständig  bestimmter 
Zolltarifpolitik  der  ersteren  ein  Recht  dritter  (meistbeg^ünstig-ter) 
Staaten  nicht.  Eine  andere  Fragte  ist,  ob  sie  nicht  —  wenig*stens 
unter  Umständen  —  eine  Unbilligkeit  im  Verhältnis  zu  letzteren 
sind  und  deshalb,  wenn  auch  nicht  mit  Repressalien,  so  doch  im 
Wege  der  Retorsion  mit  Gegenmassnahmen  begründeterweise  zu 
erwidern  sind. 

Gewährt  eine  Kolonie  im  Dienste  des  interkolonialen  Gemein- 
interesses, nicht  bloss  im  Hinblick  auf  ihr  Partikularinteresse  dem 
Mutterland  oder  einer  anderen  Kolonie  Vorzugstarife,  welche  im  Ver- 
hältnis zu  dritten  Staaten  eine  Unbilligkeit  bedeuten,  so  ist  es  ferner 
wenigstens  theoretisch  nicht  unrichtig,  dass  eine  eventuelle  Retorsion 
der  letzteren  sich  nicht  nur  gegen  die  betreffende  Kolonie,  sondern 
gegen  das  ganze  Kolonialreich  und  speziell  gegen  das  Mutterland 
desselben  richten  kann.3) 

Umgekehrt  haben  die  britischen  Minister  Chamberlain,  Balfour, 
Lansdowne*)  nicht  unrichtig  erklärt:  Grossbritannien  müsse  in 
der  Lage  sein,  Vergeltungsmassnahmen  nicht  bloss  zum  Schutze 
seiner  eigenen  Interessen,  sondern  auch  zum  Schutze  der 
Interessen  seiner  Kolonien  zu  ergreifen,  wenn  letztere  wegen  der 
im  Dienste  des  interkolonialen  Gemeininteresses  dem  Mutterlande 
gewährten  Bevorzugung  von  selten  dritter  Staaten  Repressalien 
unterworfen  würden.  Es  ist  dabei  der  Gesichtspunkt  hervor- 
gehoben worden,  die  britische  Regierung  könne  es  nicht  zulassen, 
dass  seitens  fremder  Staaten  britischen  Selbstverwaltungskolonien 
die  kolonialen  Vorteile    verwehrt    würden,  welche  den  unter  voll- 


')  CommercJal  No.  2  (1903),  p.   i. 

^)  Vgl.  §§  90  und  89. 

*)  Vgl.  die  Note   des   deutschen   Staatssekretärs   des   Auswärtigen  von  Richthofea 

an    den  britischen    Botschafter    in    Berlin    vom     15.    IV.    1903.      Commercial    No.    J 

{1903),  P-  38- 

*)  Reden  Chamberlains  vom  15.  (Birmingham)  und  28.  (House  of  Commons)  V.  1903, 
Balfours  28.  V.   1903  (House  of  Commons),  Lansdoirne  (House  of  Lords)  n.  s.  w. 
Kaufmann,  Welt-Zuckerindustrie,  27 
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ständiger  Kontrolle  der  Centralverwaltung  stehenden  Kolonien 
anderer  Nationen  zugestanden  würden,  und  dass  fremde  Staaten 
britische  Selbstverwaltungskolonien  wie  besondere  von  Gross- 
britannien getrennte  Nationen  behandelten. 

§  79.    Staatenbund  verschiedener  Staaten. 

Die  dauernde  unauflösliche  Gemeinschaft  des  im  Wege  ver- 
tragsmässiger  Zusammenfassung  verschiedener  Staaten  hergestellten 
Staatenbundes  1)  hat  als  höhere  Gemeinschaft  den  Vorrang  vor 
älteren  individuell-reciproken  Beziehungen  und  zeitweisen  Allianzver- 
hältnissen, in  welche  ein  nunmehriges  Glied  des  Staatenbundes  vorher 
mit  einem  dritten  ausserhalb  des  Staatenbundes  bleibenden  Staate 
getreten  war,  soweit  die  letzteren  Rechts-  und  speziell  Allianzver- 
hältnisse im  Widerspruch  mit  dem  Inhalt  und  Zweck  des  Staaten- 
bundes stehen.  Diese  älteren  Allianzverhältnisse  werden  insoweit 
infolge  des  Staatenbundes  beseitigt.  Also  z.  B.  eine  ältere  Allianz 
mit  dritten  Staaten  gegen  die  nunmehr  im  Staatenbund  verbundenen 
anderen  Staaten  2)  (vgl.  deutsche  Bundesakte  vom  8.  Juni  181 5 
Art.   II,  19). 

Rechtlich  entscheidet  im  Verhältnis  zu  dritten  Aussenstehenden 
der  Vorrang  des  höheren  Gemeinschaftsinteresses,  nicht  die  formale 
Kreirung  oder  Nichtkreirung-  einer  Bundesstaatsgewalt. 

Auch  Huber,  der  vorstehende  Auffassung  wohl  nicht  teilt,  gibt  zu,, 
dass  die  für  Staatenbund  und  Bundesstaat  geltenden  Sätze  sich  praktisch 
nahe  berühren  müssen.  Denn  obwohl  Staatenbund  und  Bundes- 
staat als  reine  Rechtsbegriffe  äusserst  weit  auseinanderständen, 
rückten  dieselben  in  ihren  Erscheinungsformen  oft  so  nahe  an- 
einander, dass  die  Grenze  zwischen  ihnen  fliessend  erscheine.  Die 
Begründung  eines  Bundesstaates  kann  aber  auch  nach  Hubers 
Ansicht  widerstreitende  ältere  Verträge  eines  Einzelstaates  des- 
selben mit  dritten  Staaten  zum  Erlöschen  bringen. 3) 


*)  Die  Gemeinschaft  des  Staatenbundes  kann  sich  auf  „innere"  Verhältnisse  in  den 

einzelnen  zusammengefassten  Staaten  erstrecken.     (Vgl.  Rheinbundsakte  v.  12.  VII.   1806; 

Deutsche  Bundesakte  v.  8./10.  VI.   1815  Art.   18  u.  Wiener  Schlussakte  (des  deutschen 

20.  V. 
Bundes)  V.  — — -— -   1820;  Konföderationsartikel   der  Vereinigten  Staaten   v.  9.  VII.   1778 
8.  VI. 

z.  B.  Art.  IV.  —  Zachariä  I.,  S.  58,  97,   iii — 114,   115,   138,   139;   III.,  S.  207 — 212» 

219,    269 — 271,    271 — 27s,    275 — 278,    322 — 338,    338 — 350.     Moore    (Appendix    B)» 

P-  527—534- 

*)  Zachariä  III.,  S.   »99,  280,  281,  284. 
ä)  Huber,  No.     242,  243 — 245. 
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Der  deutsche  Bund  hatte  das  Recht,  die  Bundesausgaben  und 
die  Matrikularbeiträge  der  deutschen  Einzelstaaten  hierzu  festzusetzen, 
aber  nicht  das  Recht,  seinerseits  den  einzelnen  Personen  Steuern 
aufzulegen.!)  Die  deutschen  Einzelstaaten  waren  verpflichtet,  die 
Matrikularbeiträge  zu  Bundeszwecken  zu  leisten.  Die  Landstände 
durften  die  Erfüllung  dieser  Bundesverpflichtung  nicht  durch  Aus- 
übung ihres  Steuerbewilligung-srechts  hindern,  hatten  aber  mitzu- 
stimmen, in  welcher  Weise  (durch  welche  Steuern)  die  zur  Er- 
füllung der  Bundesverpflichtungen  erforderlichen  Beträge  im  Einzel- 
staat aufzubringen  waren. 2) 

Auch  in  den  Vereinigten  Staaten  hatte,  solange  dieselben 
Staatenbund  waren  (bis  1788),  nach  den  1781  in  Geltung  getretenen 
Articles  of  Confederation  der  Bundeskongress  das  Recht,  die 
Bundesausgaben  zu  bestimmen  (auch  Bundesanleihen  aufzunehmen 
und  Bundes-Kreditbillette  auszugeben),  nicht  aber  Steuern  zu 
erheben.  Vielmehr  hatten  die  Einzelstaaten  verhältnismässig  die 
Beträge  fiir  die  Bundesausgaben  aufzubringen  und  zu  diesem  Zwecke 
Steuern  zu  erheben.  Gleichzeitig  war  den  Einzelstaaten  ausdrücklich 
untersagt,  Abgaben  und  Steuern  aufzuerlegen,  welche  mit  irgend 
welchen  Bestimmungen  der  vom  Kongxess  mit  fremden  Staaten  ge- 
schlossenen Staats  vertrage  im  Widerspruch  ständen.^) 

Vor  dem  Abfall  der  Vereinigten  Staaten  hatte  die  britische 
Regierung  in  den  britischen  Kolonien  Nordamerikas  lange  sich  im 
wesentlichen  auf  die  Auflage  sog.  äusserer  Steuern  —  nämlich 
von  Schiffs-  und  Hafenabgaben  und  Zöllen  —  beschränkt  und  dabei 
in  der  Hauptsache  nicht  finanzielle  oder  fiskalische  Zwecke  der 
Erlangung  von  Steuereinnahmen  für  das  Reich  verfolgt,  sondern 
die  ReguUerung  des  Handels  und  Verkehrs  im  Sinne  der  Absichten 
der  damaligen  Schiffahrtsgesetzgebung  im  Auge  gehabt. 

Die  britischen  Kolonien  Nordamerikas  hatten  auch  das  Recht 
des  britischen  Parlamentes,  den  Handel  und  Verkehr  vermittels 
solcher  Verkehrsakte  zu  regulieren,  nie  in  Abrede  gestellt,  Wohl 
aber  hatten  sie  auf  das  äusserste  bestritten,  dass  die  britische  Re- 
gierung und   das  britische  Parlament  den  Kolonien  solche  Gesetze 


1)  Im  alten  deutschen  Reich  war  das  Zollrecht  kaiserliches  Reservatrecht,  welches 
daher  von  Reichsständen  oder  anderen  Berechtigten  nur  kraft  kaiserlicher  Verleihung 
oder  des  den  Beweis  derselben  vertretenden  unvordenklichen  Besitzes  ausgeübt  werden 
konnte.  Im  deutschen  Bunde  hingegen  war  das  Zollregal  Bestandteil  der  Staatsgewalt 
der  deutschen  Einzelstaaten.     Zachariä  III,  S.   164,   165,   168.     Hoflfinann,  S.  23 — 27. 

2)  Zachariä  in,  S.  379,  380,   136,   137.  219.  220. 
5)  Dewey,  p.  44,  49. 


.um    Zwecke    der   Beschaffung    von    Steuereinnahmen    auferlegen 

''°'' Ene  Resolution  der  Kolonisten,  betreffend  die  Erklärung  ihrer 

^^1:  r^bU^r^ingenden  Gründe  in  der  Sachlage  und 
auf  die  wechselseitigen  Interessen  beider  Länder  seien  sie  emver- 
:^lnden  mit  der  NlLgeblichkeit  solcher  Akte  des  britischen  Par- 
Umentes  welche  sich  bona  fide  auf  die  Regulierung  des  äusseren 
v"  der  Kolonien  beschränkten  und  dieselbe  vornahmen,  um 
le  kommerriellen  Vorteile  der  ganzen  Reichsgememschaft  emer- 
s^sdeT  Mutterlande  und  andererseits  den  anderen  respektiven 
ctdern  zu  sichern.  Aber  ausgeschlossen  müsse  jede  Idee  bleiben, 
^e  Untertanen  in  Amerika  ohne  deren  Zustimmung  mit  inneren 
oder  äuIsLn  Steuern    zum  Zwecke    der  Beschaffung   von  Steuer- 

^'°" "s  Tetztt'^'prinzip  der  Einholung  der  Zustimmung  der 
SteuSfl  chtigen  im  Falle  der  Auflage  von  Steuerlasten  war  auch 
mngst    als    in    Grundrecht    in    die    Gesetzgebung    aufgenommen 

"""'l  hatte  die  britische  Regierung  aber  zur  nachdrücklicheren 
Führung*  ihres  Krieges  gegen  Frankreich  die  ständige  Garnisonie- 
run^  britischer  Truppen  in  Amerika  beschlos,sen.  Em  Teil  der 
ünterhairosten  der^^lben  sollte  nach  den  Vorschlägen  d^br.^ 
sehen  Ministeriums  in  den  Kolonien  durch  gewisse  Stempelsteuern 
a^  rechLgeschäfthche  und  kommerzielle  Papiere,  also  durch  eine 
tonere  Steuer  aufgebracht  werden,  welche  für  ihre  Erhebung  be- 
Tndere  Steuerbeamte  und  ein  viel  weitergehendes  Eindrmgen  in 
die  Privatverhältnisse  erforderte,  als  die  Zollabgaben 

Dilse  zweifellose  Abweichung  von  dem  Prinzipe,  Reichssteuem 

nur  °rHinbUck    auf  die  Beschränkung   <^-    «-'^«^-f  ^^^  J. 
erheben    und  die    gleichzeitige  Erhöhung    und  verschärfte  Heitre, 
tung  der  EinfuhrzöUe  von  selten  der  britischen  Regierung  erregten 
Tden  Kolonien  grossen  Widerstand  und  führten  dahin,  dass  man 
dort    -   unter  Fallenlassen    der   früheren  Unterscheidung    -    sich 

nunmehr  jedweder  Besteuerung  von  f  -  «^trurratlg  m  n 
Gültig  ob  innere  Steuer  oder  Zollabgabe,  widersetzte  und  allgemein 
Ln  Undsatz  vertrat,  Steuern  könnten  nicht  ohne  Zu^.™-ng 
einer  Volksvertretung  der  Steuerpflichtigen  auferlegt  werden  _ 

Als  .766  die  Stempelsteuern    aufgegeben,  aber   neue  Einfiihr 
.ÖUe  von  der  britischen  Regierung  auferiegt  wurden,  w-dersetzten 
sich  die  Kolonien  auch  letzteren,  und  dieser  Streit  setzte  sich    bis 
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zum    Ausbruch    des    Aufstandes   der    Kolonien    fort    und    war    ein 
wesentlicher  Anlass  desselben. 

Wenn  auch  im  wesentlichen  nicht  zur  Beschaffung-  von  Reichs- 
einnahmen, hatte  aber  die  britische  Regfierungf  in  früheren  Zeiten 
und  vor  1765,  wie  g-esagft,  unangefochten  von  Reichs  wegen  in 
den  Kolonien  Einfuhrzölle  behufs  Beeinflussung-  der  Schiffahrt  und 
der  Verkehrsg-estaltung"  erhoben. 

Neben  diesen  von  Reichs  weg-en  auferlegten  Zöllen  hatte  fast 
jede  einzelne  der  nordamerikanischen  Kolonien  ausserdem  von  sich 
aus  und  für  Rechnung-  ihrer  eig-enen  Einnahmen  Einfuhrzölle  auf- 
g-elegt  und  zwar  zu  verschiedenen  Zwecken:  bisweilen  um*die  Ein- 
fuhr zweckloser  und  schädlicher  Artikel  zu  beschränken,  bisweilen 
als  Retorsionsmassregel  g-eg-enüber  rivalisierenden  Kolonien  oder 
g-eg-enüber  europäischen  Nationen  mit  Ausnahme  der  britischen, 
bisweilen  auch  als  Schutzzoll  für  inländische  koloniale  Industrien.  1) 

Nach  dem  Abfall  der  Kolonien  von  Grossbritannien  blieb  es 
während  der  Epoche  des  Staatenbundes  (bis  1788)  dabei,  dass  der 
Bundeskong-ress  nicht,  sondern  nur  die  einzelnen  Kolonien  oder 
nunmehr  Staaten  das  Recht  hatten,  Zölle  aufzulegen,  ^j 

Nach  den  Bundesartikeln  von  1781  sollte  von  dem  Kongresse 
kein  Handelsvertrag  geschlossen  werden,  durch  welchen  die  Gesetz- 
gebungsbefugnis der  Einzelstaaten  beschränkt  würde,  Ausländem 
ebensolche  Abgaben  und  Steuern  aufzuerlegen,  wie  ihren  eigenen 
Angehörigen,  oder  die  Ausfuhr  oder  Einfuhr  irgend  welcher  Ar- 
tikel zu  verhindern. 

Die  Versuche  des  Kongresses,  die  einzelnen  Staaten  zur 
Annahme  eines  von  ihm  vorgeschlagenen  Zolltarifes  zu  bewegen, 
scheiterten  während  dieser  Epoche  ebenso,  wie  der  Versuch  des- 
selben, einen  gemeinsamen  nationalen  Zolltarif  zur  Annahme  zu 
bringen. 

Einzelne  Staaten  hatten  aus  Freihandelsneigungen  widerstrebt. 
Aber  bald  wurden  die  Staaten  durch  die  Verhältnisse  zur  Wieder- 
auflage eines  Zolltarifes,  der  während  des  Unabhängigkeitskrieges 
in  einzelnen  derselben  aufgehoben  war,  und  in  eine  Politik  der  Retor- 
sionsmassnahmen und  des  Schutzzolles  gedrängt,  ein  System,  an 
welchem  dann  seit  1 789  bis  auf  den  heutigen  Tag  festgehalten  wurde. 

Nachdem  mit  Annahme  der  Verfassung  von  1787  der  Bundes- 
staat an  die  Stelle  des  Staatenbundes  getreten  war,  gelangte  am 
4.  Juli  1789    ein  nationaler  Zolltarif   zur  Annahme,  der  zwar  einer- 

*)  Dewey,  p.   14 — 17. 
^)  Dewey,  p.  49—52. 
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seits  fiskalische,  aber  andererseits  auch  schon  Schutzzollzwecke 
verfolg-te.  1)  Er  oder  vielmehr  der  Tonnage  Akt  vom  20.  Juli  1789 
enthielt  auch  Unterscheidungszölle  gegen  die  ausländische  Schiffahrt 
im  allgemeinen  und  gegen  die  einzelnen  ausländischen  Staaten  im 
besonderen.  Schutzzölle  sollten  auch  im  Hinblick  auf  Kmbargomass- 
nahmen  und  zur  Verteidigung  in  Kriegszeiten  dienen. 

Die  Zölle,  die  v'^om  ausländischen  Verkehr  erhoben  wurden, 
erschienen  nach  der  bisherigen  Entwickelung  als  die  nächstliegende 
und  die  Haupt-Steuer  für  den  neuen  Bundesstaat.  Inneren  Steuern 
war  man  abgeneigt,  und  hinsichtlich  der  direkten  Steuern  wurde 
dem  Bundesstaate  nur  beschränkte  Kompetenz  eingeräumt. 

Nach  der  Verfassung  von  17872)  hat  der  Kongress  die  Be- 
fugnis, Steuern  und  Abgaben  aufzuerlegen,  die  Schulden  der  Ver- 
einigten Staaten  zu  bezahlen  und  für  die  gemeinsame  Verteidigung 
und  allgemeine  Wohlfahrt  derselben  zu  sorgen.  Alle  solche 
nationalen  Abgaben  müssen  aber  durch  das  ganze  Bereich  der  Ver- 
einigten Staaten  gleichmässig  sein  (Art.  I  Sect.  8  §  i).3) 

Keine  Abgabe  darf  seitens  des  Kongresses  oder  seitens  eines 
Einzelstaates  auf  die  Ausfuhr  aus  irgend  einem  Einzelstaate  gelegt 
werden.  Keinerlei  Bevorzugung  darf  durch  Verkehrs-  oder  Steuer- 
Regulierungen  den  Häfen  des  einen  Einzelstaates  gegenüber  denen 
eines  anderen  Einzelstaates  verliehen  werden.  Schiffe,  von  einem 
Einzelstaate  nach  einem  anderen  Einzelstaate  der  Union  bestimmt, 
dürfen  nicht  verpflichtet  werden,  in  einem  anderen  Einzelstaate  zu 
landen,  zu  löschen  oder  Abgaben  zu  entrichten  (Art.  I  Sect.  9 
§§  5  u.  6),  Dadurch  ist  im  Verkehr  zwischen  den  Einzelstaaten 
der  Union  der  Freihandel  gesichert. 

Kein  Einzelstaat  darf,  ohne  Genehmigung  des  Bundeskongresses, 
irgend  welche  Abgaben  oder  Zölle  auf  die  Ein-  oder  Ausfuhr  legen, 
abgesehen  von  solchen  Abgaben,  welche  für  die  Wirksamkeit 
seiner  Überwachungsgesetzgebung  absolut  nötig  sind.  Die  Rein- 
erträgnisse aller  von  einem  Einzelstaate  auferlegten  Ein-  und  Aus- 
fuhr-Abgaben und  -Zölle  fliessen  dem  Schatze  der  Vereinigten 
Staaten  zu;  und  alle  auf  solche  bezüglichen  Gesetze  unterliegen 
der  Revision  und  Kontrolle  des  Kongresses. 

Kein  Einzelstaat  darf  ferner,  ohne  Genehmigung  des  Kon- 
gresses, irgend  welche  Schiffsabgaben  auferlegen  (Art.  I  Sect.  10  §  2). 

^)  Dewey,  p.  60 — 61,  80 — 85. 
2)  Dewey,  p.  60 — 62. 

")  Keine  Kopf-  oder  sonstige  direkte  Steuer  soll  vom  Kongress  auferlegt  werden, 
ausser  im  Verhältnis  nach  dem  in  der  Verfassung  angeordneten  Census  und  Zählungsergebnis. 
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§  80.  Allgemeiner  Zollverein  verschiedener  Staaten  und  von 
Teilen  verschiedener  Staaten.  Speziell  die  deutschen  Zoll- 
vereinsverhältnisse.    Britisch  -  südafrikanischer   Zollverein. 

Während  der  Staatenbund  zwar  nicht  ausschhesslich,  aber 
insbesondere  eine  politische  Gemeinschaft  der  darin  zusammen- 
^efassten  Staaten  als  Ganzen  begründet,  stellt  die  allg-emeine 
Zollunion  insbesondere  eine  Gemeinschaft  der  Einwohnerschaft 
des  Zollunionsbereiches  in  Hinsicht  auf  die  Befreiung-  von  ge- 
wissen wirtschaftlich-fiskalischen  Hemmungen  seitens  der  ein- 
zelnen Unionsstaaten  und  ferner  in  Hinsicht  auf  Bevorzugung 
oder  Schutz  durch  gleichmässig  von  den  verbundenen  Unions- 
staaten bewirkte  wirtschaftlich-fiskalische  Hemmung  oder  Zurück- 
setzung der  Bewohner  des  Zollunions-Auslandes  her.  Unter 
inhaltlich  gemeinschaftlicher  Zollgesetzgebung  innere  Einheit 
(Ungetrenntheit)  und  äusserer  Abschluss  (Sonderung)  des  ganzen 
Zollunionsbereiches. 

Der  Zollunion  liegt  ein  wirtschaftliches  Gemeinschaftsinteresse 
der  Einwohnerschaft  des  ganzen  Zollunionsgebietes  als  einer  Ein- 
heit zu  Grunde, 

Hingegen  in  den  blossen  Handels-  und  Meistbegünstigungs- 
verträgen werden  zwar  auch  im  Interesse  der  Individuen  hinsicht- 
lich der  Zölle  Zusicherungen  gemacht,  aber  doch  nur  reciprok  in 
einer  Hinsicht  fiir  die  Einwohnerschaft  des  Vertragstaates  A  im 
Vertragstaate  B  und  in  einer  anderen  Hinsicht  fiir  die  Einwohner- 
schaft des  Vertragstaates  B  im  Vertragstaate  A, 

Die  Bereiche  der  Handelsvertragstaaten  bleiben  getrennte  Be- 
reiche. Der  Handelsvertrag  belässt  es  bei  der  inhaltlich  verschie- 
denen Einzelgesetzgebung  der  einzelnen  Vertragstaaten  in  Beziehung 
auf  das  Zollwesen,  die  nur  gewissen  reciproken  Konzessionen  an- 
gepasst  werden  muss. 

Das  in  der  Zollunion  zum  Ausdruck  gelangende  Gemeinschafts- 
interesse ist  gegenüber  dem  reciproken  Handelsvertragsinteresse 
ein  andersartiges  und  höheres  Interesse.  Selbst  ältere  Handels- 
und Meistbegünstigungsverträge  geben  kein  Recht  auf  Gleichstel- 
lung im  anderen  Vertragstaate  mit  derjenigen  Stellung,  welche  dort 
auf  Grund  später  hergestellter  Zollunion  die  Einwohnerschaft  der 
ganzen  Zollunion  geniesst. 

Im  ersten  Viertel  des  19.  Jahrhunderts  gingen  zunächst  die 
deutschen  Einzelstaaten  dazu  über,  innerhalb  ihres  Bereiches  die 
Binnenzölle  zu  beseitigen,  also  den  Warenverkekr  von  Ort  zu  Ort 
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innerhalb  des  Staatsbereiches  von  Zollbeschränkungen  zu  befreien 
und  dafür  ein  ausgebildetes  Grenzzollsystem  herzustellen.  Alsbald 
aber  folgte  auf  Grund  von  Vereinbarungen  mehrerer  selbständiger 
deutscher  Staaten  die  Annahme  eines  gemeinschaftlichen  Grenzzoll- 
systems unter  Beseitigung  der  Zölle  innerhalb  des  ganzen  Unions- 
bereiches, also  auch  unter  Beseitigung  derselben  an  den  Grenzen 
zwischen  den  einzelnen  Unionsstaaten, i) 

In  dem  Zollvereinsvertrage  zwischen  Bayern  und  "Württemberg 
vom  18.  Januar  1828^)  war  (Art.  41)  einerseits  vorgesehen,  dass^ 
die  dadurch  begründete  bayerisch -württembergische  Gemeinschaft, 
wenn  in  Zukunft  eine  solche  fiir  alle  deutschen  Bundesstaaten  be- 
gründet werden  sollte,  dieser  umfassenderen  und  insofern  höheren 
Gemeinschaft  weichen  solle,  und  die  Anstrebung  der  Erweiterung  der 
Gemeinschaft  wurde  ausdrücklich  zum  Ziel  genommen  (Art.  6,  Abs.  2). 
Ein  jeder  der  beiden  Vereinsstaaten  verzichtete  auf  einseitige- 
Anordnungen  und  Verträge,  welche  die  Zollverhältnisse  mit  anderen^ 
nicht  zum  Verein  gehörigen  Staaten  zum  Gegenstande  hätten ; 
sollte  der  eine  oder  der  andere  sich  in  den  Fall  versetzt  sehen^ 
einem  dritten  Staate  einzelne  Begünstigungen  nicht  versagen  zu 
können,  so  sollte  er  dem  Vereine  für  die  dadurch  sich  ergebende 
Einnahms  -  Minderung  oder  Ausgaben  -  Mehrung  Ersatz  leisten 
(Art.  6,  Abs.  i). 

In  dem  Handels-  und  Zollvertrag  zwischen  Bayern  und 
Württemberg  vom  12.  April  1827,8)  durch  welchen  das  prinzipielle 
Einverständnis  über  die  Bildung  jenes  bayerisch-württembergischen 
Zollvereins  zuerst  hergestellt  wurde,  war  (Art.  i  Abs.  3)  noch  be- 
stimmter und  weitergehend  gesagt  worden,  beide  Staaten  ver- 
2dchteten  für  die  Dauer  des  Vereins  auf  alle  und  jede  einseitige 
Handelsverträge  mit  dem  Auslande. 

Württemberg  stand  zur  Zeit  der  »827  und  1828  erfolgten 
Begründung  jenes  bayerisch -württembergischen  Zollvereins  zu  der 
Schweiz  (der  schweizerischen  Eidgenossenschaft)  in  Handelsvertrags- 
beziehungen auf  Grund  eines  Handelsvertrages  vom  30.  Sep- 
tember 1825.*) 

In  der  Schweiz  bestanden  damals  Zollsysteme  erstens  des 
Gesamtstaates,  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft,  und  zweitens 
der  Einzelstaaten,  der  Kantone. 


^)  Hoffmann,  S.   120  fg. 

2)  Marten.s  NR.  7,  p.  529  fg. 

3)  Martens  NR.  7,  p.   167  fg. 
*)  Martens  NR.  6,  p.  898  fg. 
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In  dem  Handelsvertrag-e  Württembergs  mit  der  Schweiz  war 
stipuliert,  dass,  wenn  einzelne  Kantone  den  Bezug  ihrer  Zölle  in 
Zukunft  anders  anordnen  würden,  sie  verpflichtet  seien,  dafür  zu 
sorgen,  dass  für  die  in  Art.  lo  benannten  Gegenstände  die  An- 
sätze des  künftigen  Zoll  -  Bezuges  gegen  Württemberg  die  jetzt 
stipulierten  Sätze  der  Summe  nach  nicht  überstiegen  (Art.  i  r). 
Wenn  hingegen  die  Eidgenossenschaft  als  Gesamtstaat  ihr  Zoll- 
wesen während  der  Dauer  des  Handelsvertrages  umarbeite  und 
ein  neues  zusammenhängendes  System  annehme,  durch  welches 
die  Zollansätze,  insoweit  sie  Württemberg  in  seinen  (in  Art.  lo 
benannten)  Ausfuhrartikeln  beträfen,  erhöht  würden,  so  werde  auf 
diesen  Fall  bedungen,  dass  der  württembergischen  Regierung  von 
der  neuen  Zollorganisation  Kenntnis  gegeben  und  über  die  da- 
durch veranlassten  Modifikationen  des  Vertrages  eine  neue 
Unterhandlung  gepflogen  werden  solle,  bei  welcher  die  grösst- 
mögliche  Freiheit  des  Verkehrs  und  die  gegenseitig  gleiche  Be- 
handlung mit  den  am  meisten  begünstigten  Staaten  wie  gegen- 
wärtig zur  Grundlage  dienen  würde  (Art.   12  Abs.   i). 

Es  war  hier  also  davon  ausgegangen,  dass  der  mit  Württem- 
berg bestehende  Handelsvertrag  den  anderen  Vertragsteil,  die 
Schweizerisclie  Eidgenossenschaft,  nicht  schlechthin  an  einer  durch 
seinen  inneren  Gemeinschaftszustand  bedingten  Neugestaltung 
seines  Zollsystems  verhindern  solle,  auch  wenn  dadurch  „Modi- 
fikationen" des  Handelsvertrages  veranlasst  würden,  d.  h,  also  auch 
wenn  gewisse  Bestimmungen  dieses  neuen  schweizerischen  Zoll- 
systems mit  gewissen  Festsetzungen  des  Handelsvertrag-es  unver- 
einbar sein  sollten. 

Darauf  aber  fuhr  der  Handelsvertrag  in  Art.  12  Absatz  2  fort: 
„Auf  gleiche  Weise  und  in  gleichem  Sinne  wird  auch  in  dem 
Falle  eine  neue  Unterhandlung  über  angemessene  Modifikationen 
des  gegenwärtigen  Vertrages  eintreten,  wenn  die  königlich 
württembergische  Staatsregierung  sich  mit  einem  ihrer  deutschen 
Nachbarstaaten  zu  einer  gemeinschaftlichen  Zolllinie  und  einem 
gleichförmigen  Zollsysteme  vereinigen  sollte.''  1) 


^)  ^g^-  ■'^"-  '9  ^^^  Handelsvertrages:  „Da  die  beiden  Fürstentümer  Hohenzollem- 
Hechingen  und  Sigraaringen  durch  einen  von  der  Krone  Württemberg  mit  denselben 
abgeschlossenen  Staatsvertrag  in  das  württembergische  Zollsystem  eingeschlossen  sind 
und,  so  lange  sie  in  dieser  Verbindung  bleiben,  vertragsmässig  an  den  von  der  Krone 
Württemberg  abzuschliessenden  Handelsverträgen  Teil  nehmen,  so  werden  alle  Be- 
stimmungen dieses  Vertrages  auch  auf  den  Verkehr  mit  den  Fürstentümern  Hobenzollem 
lür    die  Dauer     ihrer    Zollverbindung    mit    Württemberg  Anwendung  finden." 
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Auch  darin  lag,  dass,  wenn  eine  künftige  Zollunion  Württem- 
bergs mit  einem  seiner  deutschen  Nachbarstaaten  „Modifikationen" 
des  Handelsvertrages  unvermeidlich  mache,  die  Schweiz  auf  Grund 
ihrer  älteren  Handelsvertragsrechte  sich  dem  nicht  solle  widersetzen 
können. 

Im  übrigen  aber  bestimmte  der  Handelsvertrag  in  Art.  lo 
ausdrücklich : 

„Beide  kontrahierende  Regierungen  geben  sich  die  Zusicherung, 
mit  keinem  anderen  Staate  Verbindungen  einzugehen,  durch  welche 
den  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Vertrags  mittelbar  oder 
unmittelbar  entgegen  gehandelt  würde." 

In  dem  oben  erwähnten  Vertrage  vom  12.  April  1827,  durch 
welchen  der  Zollverein  Bayerns  und  Württembergs  prinzipiell  be- 
gründet wurde,  war  in  Art.  3  ausdrücklich  bestimmt: 

„Da  in  dem  Artikel  12  des  zwischen  dem  Königreiche  Württem- 
berg und  der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft  am  30.  Septem- 
ber 1825  abgeschlossenen  Handelsvertrages,  für  den  Fall,  wo  die 
königlich  württembergische  Regierung  mit  einem  oder  mehreren 
deutschen  Staaten  sich  über  eine  gemeinschaftliche  ZoUHnie  ver- 
einigen würde,  eine  neue  Unterhandlung  über  angemessene  Modi- 
fizierung jenes  Vertrages  vorbehalten  worden,  so  werden  hierzu 
die  erforderlichen  Einleitung^en,  in  ununterbrochenem  Einverständnisse 
beider  königlicher  allerhöchster  Höfe,  getroffen  werden.^) 

Der  Zollverein  Bayerns  und  Württembergs  bestand  darin,  dass 
(Art.  i  des  bayrisch-württembergischen  Zollvereinsvertrages  vom 
18.  Januar  1828)2)  Württemberg  und  Bayern  sich  zu  einem  gemein- 
samen Zollsysteme  und  zu  einer  den  zusammenhängenden  Länder- 
Umfang  beider  Staaten  einschliessenden  Zolllinie  vereinigten. 

Eine  solche  Vereinigung  der  Landbereiche  und  des  Zollsystems 
sah  der  württembergisch-schweizerische  Handelsvertrag  nicht  vor. 
Es  konnte  daher  keine  Rede  davon  sein,  dass  die  Schweiz  als 
meistbegünstigter  Staat  für  ihre  Einwohner  Zollfreiheit  in  Württem- 
berg hätte  verlangen  können,  weil  die  Bayern  solche  in  Württemberg 
genössen,  und  weil  —  worauf  die  Staatsrechts-Theoretiker  und  leider 
auch  viele  Völkerrechts-Theoretiker  so  einseitig  und  fälschlich  immer 
Gewicht  legen  —  auch  der  Verein  zwischen  Bayern  und  Württem- 


Vgl.  Alt.  9  des  Vertrages  vom  12.  IV.  1827  zwischen  Bayern  und  Württemberg.  Da- 
gegen —  formell  anders  —  Artikel  2  des  Zollvereinsvertrages  zwischen  Bayern  und 
Württemberg  vom   13.  I.    1828. 

^)  Hoffraann,  S.    127  Anm.   i. 

'^)  Art.    I    des  Vertrages  vom    12.  IV.   1827   derselben  beiden  Staaten. 
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berg  ein  „blosses  Vertrag-sverhältnis,  nicht  aber  eine  durch  Vertrag- 
begründete  Völker-  oder  staatsrechtliche  Person"  i)  sei. 

Wurden  doch  auch  umg-ekehrt  diejenig-en  Besitzung-en  der 
zollvereinten  Staaten,  welche  ausserhalb  der  g"emeinschaftlichen 
Zolllinie  g-elassen  wurden,  hinsichtlich  der  Zölle  als  Ausland  behandelt 
(Art. 4  des  bayrisch- württembergfischen  Vertrages  vom  i  S.Januar  1828), 

Freilich  die  gegenüber  dem  eigenen  Staate  oder  gegenüber 
der  den  eigenen  Staat  mitumschliessenden  Zollunion  so  häufige 
Erscheinung  der  Zollausschlüsse  ist  von  dem  Standpunkt  der  Staats- 
persönlichkeits-Theoretiker  eigentlich  unerklärlich,^)  da  die  Zoll- 
ausschlüsse doch  auch  ein  Bestandteil  der  Staatspersönlichkeit 
wären.  Aber  nicht  die  Einheit  der  Persönhchkeit,  sondern  die  in 
der  betreffenden  Hinsicht  (Zoll  u.  s.  w.)  begründete  Gemeinschaft 
für  ein  Gemeinschaftsbereich  ist  das  massgebende  Moment.  Aus 
dieser  Gemeinschaft  können  Teile  des  Staates  draussen  gelassen 
werden,  und  in  diese  Gemeinschaft  können  andere  Staaten,  ohne 
dass  darum  eine  einheitliche  neue  Persönlichkeit  fingiert  werden 
kann,  einbezogen  werden.  Wenn  nicht  für  die  Einwohner  der 
draussen  bleibenden  Teile  des  eigenen  Staates,  so  können  auch 
nicht  —  trotz  Meistbegünstigungsansprüchen  —  für  die  Einwohner 
draussen  bleibender  fremder  Staaten  diejenigen  Rechte  beansprucht 
werden,  welche  innerhalb  der  Gemeinschaft  die  Einwohner  derselben 
haben. 

Nachdem  für  Preussen  durch  das  preussische  Gesetz  vom 
26.  Mai  18 18  3)  über  den  Zoll  und  die  Verbrauchssteuern  von  aus- 
ländischen Waren  und  über  den  Verkehr  zwischen  den  Provinzen 
des  Staates  (und  die  am  selben  Tage  ergangene  Zoll-  und  Ver- 
brauchssteuerordnung) der  Verkehr  im  Innern  von  Zollabgaben 
freigemacht  und  das  damit  hergestellte  einheitliche*)  Wirtschafts- 
gebiet durch  eine  dasselbe  umschliessende  GrenzzolUinie  auch  dem 
Auslande  gegenüber  zu  einem  einheitlichen  Wirtschaftsbereich  ge- 
macht worden  war,  zog  dies  in  den  Jahren  1819 — 1831  zunächst 
eine  Reihe  von  „Zollanschlüssen"  solcher  Landesteile  deutscher 
Kleinstaaten  an  das  preussische  System  nach  sich,  welche  von  der 
preussischen  Grenzzolllinie  völlig  oder  doch  grossenteils  eingeschlossen 


^)  Hoffmann,  S.   127.     Vgl.  Huber,  No.  241   (Staatenbund). 

')  Vgl.  Huber,  No.  215,  216. 

')  Hoffmann,  S.   170  fg. 

*)  Gewisse  Kontrollen  blieben  freilich  notwendig,  weil  die  westlichen  und  die 
östlichen  Provinzen  Preussens  in  keinem  geographischen  Zusammenhang  standen.  Hoff- 
mann, S.   172. 
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waren. ')  Auf  Grund  der  Zollanschlussverträg-e  wurden  die  angfe- 
schlossenen  Landesteile  mit  dem  preussischen  Bereich  zu  einem 
einheitlichen  Zoll-Bereich  mit  einem  von  Zöllen  freien  inneren  Ver- 
kehr und  g-em einsamer  Zolllinie  gegen  das  Ausland  in  der  Weise 
verbunden,  dass  das  preussische  Zollrecht  und  meist  auch  die 
preussische  Zollverwaltung-  unter  Aufhebung-  des  eigenen  Zollrechts 
und  meist  auch  Beseitigung-  der  eigenen  Zollverwaltung  der  be- 
treffenden Kleinstaaten  über  das  Bereich  der  letzteren  ausgedehnt 
und  denselben  fiir  die  an  Preussen  übergegangenen  Zolleinnahmen 
von  diesem  eine  Entschädigung  gezahlt  wurde. 

Dann  wurde  • —  im  Unterschiede  von  den  bisher  eingegangenen 
„Zollanschlüssen"  —  von  PreuSvSen,  nachdem  es  den  von  dem 
Grossherzogtum  Hessen-Darmstadt  beantragten  Handelsvertrag  ab- 
gelehnt hatte,  mit  diesem  Grossherzogtum  zuerst  durch  den  Handels- 
und Zollvertrag  vom  14.  Februar  18282)  ein  preussisch-hessischer 
Zollverein  hergestellt,  ä)  Im  Unterschiede  von  den  „zollange- 
schlossenen" Kleinstaaten  behielt  Hessen  in  der  Zollgemeinschaft 
zwar  nicht  volle  Gleichstellung  mit  Preussen,  aber  nicht  nur  seine 
selbständige  Zollverwaltung,  sondern  auch  einen  Einfluss  auf  die 
Fortentwickelung  der  gemeinsamen  Zollgesetzgebung.*) 

Gewisse  Teile  von  Preussen  und  Hessen  blieben  für  den  Zoll- 
verein als  Zollausschlüsse  Ausland  (Art,  7), 

Im  übrigen  wurden  das  preussische  und  das  hessische  Bereich  zu 
einem  einheitlich-gemeinsamen  Zollbereich  zusammengeschlossen 
^Art.  i).  In  diesem  Zoll  Vereinsbereich  sollte  auch  gemeinsam  durch 
Annahme  gleichförmiger  Grundsätze  die  Gewerbsamkeit  befördert 
und  der  Befugnis  der  Untertanen  des  einen  Staates,  in  dem  anderen 
Arbeit  und  Erwerb  zu  suchen,  möglichst  freier  Spielraum  gegeben 
werden  (Art.   13). 

Etwaige  Handelsverträge  zwischen  Preussen  &)  und  anderen 
Staaten,  welche  die  Interessen  Hessens  und  der  westUchen  preussi- 
schen Provinzen    berührten,  sollten    unter  Mitwirkung  und  Züstim- 

*)  Hoffmann,  S.  25b  fg. 

^)  Martens,  NR.  7,  p.  350  fg. 

^)  Hoffmann,  S.  260  fg. 

*)  Die  Preussen  zoUangeschlossenen  Kleinstaaten  traten  in  kein  Vertiagsverhältni» 
zu  Hessen.  Die  Zollanschlüsse  •wurden  aber  in  Art.  8  des  preussisch-hessischen  Ver- 
trages berücksichtigt.     Hoffmann,  S.  263. 

*)  Eine  entsprechende  Bestimmung  für  Handelsverträge  von  Hessen  mit  dritten 
Staaten  war  nicht  gegeben,  vielleicht  in  der  Annahme,  dass  Hessen  nicht  in  die  Lage 
7SU  selbständigem  Abschlüsse  solcher  komme.  Vgl.  aber  z.  B .  den  Handels-  and  Zollvertrag 
(des  Qrossherzogtam)  Hessens  mit  Kur-Hessen  vom  27,  V.  1829.   Martens,  NR.  ü,  p.  101. 
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mung"  der  hessischen  Reafierung"  abg-eschlossen  werden  und  in 
ihren  Folgen  den  hessischen  Untertanen  dieselben  Vorteile,  wie 
den  preussischen  gewähren  (Art.  5). 

Die  Staaten  des  bayerisch-württemberg-ischen  Zollvereins  einer- 
seits und  des  preussisch-hessischen  Zollvereins  andererseits  traten 
unter  sich  in  einen  näheren  Zollverband  durch  den  Berliner  Ver- 
trag- vom  27.  Mai   1829.1) 

Zwischen  den  beiden  Teilen  dieses  weiteren  Zoll  Verbandes 
wurden  die  Einfuhrzölle  auf  viele,  allerding-s  noch  nicht  auf  alle 
Gegenstände,  die  Ausfuhrzölle  aber  in  Beziehung  auf  alle  Gegen- 
stände beseitigt. 

Es  traten  in  den  folgenden  Jahren  noch  einige  andere  deutsche 
Staaten  teils  dem  bayerisch-württembergischen,  teils  dem  preussisch- 
hessischen  Zollverein  bei.a) 

Dann  aber  wurde  der  Deutsche  Zollverein  begründet  durch: 

1.  den  ZoUvereinigungs vertrag  Preussens,  des  Kurfürstentums 
und  des  Grossherzogtums  Hessens  einerseits  und  Bayerns  und 
Württembergs  andererseits  vom   22.  März  1833; 3) 

2.  den  Vertrag  vorgenannter  fünf  Staaten  einerseits  und  des 
Königreichs  Sachsen  andererseits  vom  30.  März  1833,*)  betreffend 
den  Beitritt  Sachsens  zu  vorgenanntem  Vertrage  mit  der  Wirkung, 
dass  Sachsen  mit  allen  in  dem  ersteren  Vereine  begriffenen  Län- 
dern für  die  Zukunft  einen  Gesamtverein  bilde; 

3.  den  Vertrag  der  Thüringischen  Staaten  vom  10.  Mai  1833,5) 
betreffend  die  Begründung  eines  Zoll-  und  Handelsvereins  der 
Thüringischen  Staaten  (aus  den  Thüringischen  Staaten  und  Staaten- 
teilen) und  den  weiteren  Vertrag  der  Staaten  dieses  Thüringischen 
Zoll-  und  Handelsvereins  mit  den  (unter  i  und  2  genannten)  Staaten 
des  Gesamtzollvereins  vom  11.  Mai  1833,«)  betreffend  den  Beitritt 
und  Eintritt  jener  Thüringischen  Staaten  zu  dem  Gesamtverein. 

Nach  Austausch  der  Ratifikationsurkunden  war  damit  der 
Deutsche  Zollverein  begründet.  ^)  Entsprechend  der  Forderung  der 
süddeutschen  Staaten    diente  das    föderative  Prinzip  als  Grundlage 


*)  Martens,  NR.  8,  p.  90.     Hoffmann,  S.  269. 
«)  Hoffmann,  S.  270. 
»)  Martens,  NR.   II,  p.  525. 
■*)  Martens.  NR.   11,  p.  549. 
5)  Martens,  NR.    11,  p.  574. 
•)  Martens,  NR.   11,  p.  584. 

')  Hoffmann,  S.  271  fg.     Über  Materialien    und    Literatur,     betreffend    den    deut» 
sehen  Zollverein,  vgl.  Hoffmann.  S.  266 — 269. 


430  Kapitel  VI.     Einzelne  wichtige  Arten  und  Abstufungen  etc. 

des  Verhältnisses  der  Vereinsstaaten  zueinander,  und  wurde  Preussen 
auch  in  der  Leitung-  der  Vereinsangelegenheiten  dem  Auslande 
g-egeniiber  formal  eine  die  Gleichberechtig-ung-  der  Mitglieder 
schmälernde  Prärogative  nicht  eingeräumt. 

Die  damals  herg-estellte  verfassung-smässige  Grundlag-e  behielt 
der  Deutsche  Zollverein  im  wesentlichen  bis  zu  den  einschneiden- 
den Änderungen    des  Zollvereinigungsvertrag"es    vom    8.  Juli    18Ö7. 

Der  deutsche  Zollverein  trat  vom  i.  Januar  1834  ab  in  Wirk- 
samkeit und  zwar  zunächst  für  die  Zeit  bis  zum  i.  Januar  1842. 
1835  und   1836  traten  Baden,  Nassau  und  Frankfurt  bei. 

Am  8.  Mai  1841  wurde  ein  neuer  Vertrag,  betreffend  die 
Fortdauer  des  Zoll-  und  Handels  Vereins,  1)  rnit  -  Wirksamkeit  vom 
I.  Januar  1842  ab  auf  weitere  12  Jahre  geschlossen. 

Gleichzeitig"  traten  Braunschweig-  und  bald  darauf  als  Zoll- 
anschlüsse Preussens  noch  einige  deutsche  Kleinstaaten,  sowie  am 
8.  Februar  18422)  das  ausserdeutsche,  aber  zum  deutschen  Bunde 
gehörige  Grossherzogtum  Luxemburg  bei, 

Hannover,  Braunschweig  und  Oldenburg  hatten  durch  Verträge 
vom  1.  Mai  1834")  und  7.  Mai  1836  eine  besondere  Zollgemein- 
schaft unter  dem  Namen  des  sog.  Steuervereins  geschlossen.*) 
Braunschweig  machte  aber  1841,  als  es  in  den  deutschen  Zollverein 
trat,  seine  Ratifikation  des  Vertrages  über  Fortsetzung  des  Steuer- 
vereins rückgängig  und  blieb  nur  noch  mit  einem  kleinen  Landes- 
teil, der  verschiedene  hannoversche  Gebietsteile  verband,  in  letzterem. 

Die  abermalige  Erneuerung  des  deutschen  Zollvereins  in  den 
50er  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  wurde  erst  nach  einer  Krisis 
zu  Stande  gebracht,  welche  durch  die  Frage  des  Verhältnisses 
Österreichs  zur  deutschen  Zoll-  und  Handelseinheit  hervorgerufen 
war.ö) 

Preussen  schloss  am  7.  September  18510)  —  ohne  Zuziehung 
der  übrigen  Zollvereinsstaaten  —  mit  Hannover  einen  Zollvereins- 
vertrag, durch  welchen  vom  1,  Januar  1854  ab  (also  mit  Ablauf 
des  Zollvereinsvertrages  vom  8.  Mai  1841)  zwischen  Preussen  „und 
den  alsdann  mit  Preussen  zollvereinten  Staaten"  einerseits  und 
Hannover    „nebst    den    diesem    Vertrage    beitretenden    damaligen 


1)  Härtens  NRG.  2,  p.  56, 

2)  Martens  NRG.  3,  p.  60. 
*)  Martens  NR,  12,  p.  649, 
*)  Hoffmann,  S.  273, 

s)  Hoffmann,  S.  275,  276. 

«)  Martens  NRG.   16,   1  e.  P„  p,  221, 
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Steuervereinsstaaten"  andererseits  auf  Grundlage  der  im  deutschen 
Zollverein  bestehenden  Grundsätze  und  Einrichtungen  eine  voll- 
ständige Zolleinigung  hergestellt  wurde.  Durch  Vertrag  mit  Preussen 
und  Hannover  vom  i.  März  1852  trat  Oldenburg  dem  preussisch- 
hanno verschen  Vertrage  bei.i) 

Am  4.  April  18532)  wurde  zwischen  den  bisherigen  ZoUvereins- 
staaten  und  unter  Hinzutritt  von  Hannover  und  Oldenburg  die 
Fortdauer  des  Zoll-  und  Handelsvereins  bis  Ende  Dezember  1865 
auf  der  Grundlage  der  früheren  Zollvereinsverträge  und  des 
preussisch-hannoverschen  Vertrages  vom  7.  September  1851  ver- 
einbart. 

Es  geschah  dies,  nachdem  Österreich  die  Aussichtslosigkeit 
seines  Bemühens,  in  den  deutschen  Zollverein  einzudringen,  erkannt 
und  am  19.  Februar  1853 -^j  sich  vorläufig  mit  einem  ihm  ausser- 
ordentliche Tarifermässigungen  zugestehenden  Handels-  und  Zoll- 
vertrage begnügt  hatte,  welchen  es  zunächst  mit  Preussen  allein 
schloss. 

Der  dritten  Erneuerung  der  Zollvereinsverträge  im  Jahre  1865 
ging  wiederum  eine  Krise  voran,  die  abermals  durch  das  Ver- 
hältnis Österreichs  zum  Zollverein  veranlasst  war,  und  deren  Verlauf 
mit  den  Handelsvertragsverhandlungen  zwischen  Preussen  und 
Frankreich  zusammenhing.-*) 

Am  2.  AugTist  1862°)  schloss  Preussen  mit  Frankreich  einen 
Handelsvertrag,  der  nach  dem  Vorbild  des  britisch-französischen 
Handelsvertrages  vom  23.  Januar  1860«)  die  Meistbegünstigungs- 
klausel enthielt. 

Am  28.  Juni  i86^  ging- Preussen  zunächst  mit  Sachsen,  Baden, 
Kurhessen,  Thüringen,  Braunschweig  und  Frankfurt  einen  neuen 
Zollvereinsvertrag  ein.  Am  11.  JuH  1864  schlössen  sich  Hannover 
und  Oldenburg  und  am  12.  Oktober  1864  Bayern,  Württemberg, 
Grossherzogtum  Hessen  und  Nassau  an.  Darauf  wurde  unter  dem 
16.  Mai  1865  zwischen  sämtlichen  bisherigen  Zollvereinsstaaten  ein 
neu  redigierter  Vertiag  über  die  Fortdauer  des  Zollvereins  bis 
Ende   1877  abgeschlossen. 

^)  Martens  NRG.  i6,  i  e.  P.,  p.  236.  Das  Fürstentam  Schaumburg-Lippe  trat 
durch  Vertrag  mit  Hannover  vom  25.  IX.  1851  als  Zollanschluss  Hannovers  bei. 
Martens  NRG.   16,   i  e.  P.,  p.  233. 

2)  Martens  NRG.   16,   i  e.  P.,  p.  267. 

^)  Martens  NRG.   16,    i  e.  P.,  p.  382. 

*)  Hoifmann,  S.  276,   277, 

■*)  Martens  NRG.    19,  p.  275,  301. 

*)  Martens  NRG.   16  2  e  P..  p.  545. 
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Kurz  vorher  war  zwischen  Preussen  und  Österreich  am 
II.  April  1865  ein  neuer  Handels-  und  Zollvertrag-  zu  stände  g-e- 
kommen. 

Der  durch  den  Krieg-  von  1 866  nicht  tatsächlich,  aber  rechtlich 
aufg-elösste  Zollvereinsvertrag-  vom  16.  Mai  1865  wurde  nach  dem 
Krieg-e  auf  Grund  der  Friedensverträge  zunächst  wieder  in  Kraft 
g-esetzt.i) 

Von  Aug-ust  bis  Oktober  1866  schloss  Preussen  mit  den  ver- 
schiedenen nord-  und  mitteldeutschen  Staaten  Bündnisverträge,  in 
Gemässheit  deren  demnächst  der  Norddeutsche  Bund  mittels  der 
am  25.  Juni  1867  verkündeten  und  vom  i.  Juli  1867  ab  in  Kraft  g-e- 
setzten  Verfassung"  errichtet  wurde. 

Zoll-  und  Handelswesen  gehörte  nach  der  Verfassung-  zur 
ausschliesslichen  Kompetenz  des  damit  beg-ründeten  Bundesstaates, 
welcher  ausser  den  bisherig-en  Zollvereinsstaaten  auch  die  beiden 
Mecklenburg  und  die  drei  freien  Hansastädte  Bremen,  Lübeck  und 
Hamburg  umfasste. 

Nachdem  schon  am  4.  Juni  1807  zwischen  Preussen  und  den 
süddeutschen  Staaten  die  Fortsetzung  des  Zollvereins  in  der  Haupt- 
sache auf  der  Grundlage  des  Vertrages  vom  16.  Mai  1865  stipuliert 
war,  wurde  auf  dieser  Basis  am  8.  Juli  1867  a)  zwischen  dem  Nord- 
deutschen Bunde,  Bayern,  Württemberg,  Baden,  sowie  Hessen  für 
dessen  nicht  zum  Norddeutschen  Bunde  gehörige  Gebietsteile  die 
Fortdauer  des  Zoll-  und  Handelsvereins  mit  Wirksamkeit  dieses 
neuen  Vertrages  vom   i,  Januar  1868  ab  vereinbart. 

Am  15.,  23.,  25.  November  und  8.  Dezember  1870  wurden 
zwischen  dem  Norddeutschen  Bunde  und  den  süddeutschen  Staaten 
Baden,  Hessen,  Württemberg,  Bayern  die  Verträge  geschlossen, 
in  Gemässheit  deren  der  Norddeutsche  Bund  durch  Eintritt  der 
letzteren  und  mit  Wirksamkeit  vom  i.  Januar  187 1  ab  zum 
Deutschen  Reich  erweitert  wurde,  welch  letzteres  seine  Verfassung 
in  ordnungsmässiger  Redaktion  am  16.  April  187 1  als  Reichsgesetz 
verkündigte.3) 

Deutschland*)  bildet  nunmehr  auf  Grund  der  Reichs  Verfassung 
(Art.  33  fg.),  abgesehen  von  den  Zollausschlüssen,  ein  Zoll-  und 
Handelsgebiet,  umgeben  von  gemeinschaftlicher  Zollgrenze.  Nach 
Art,   40   der  Reichs  Verfassung  bleiben   die  Bestimmungen  in   dem 


1)  Hoffmann,  S.  277 — 279. 

*)  Martens  NRG.   19,  p.   123. 

8)  Laband  I,  S.  36—48. 

*)  Laband  IV,  S,  384 — 403;  S.  403 — 443. 
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ZoUvereinigung-svertrage  vom  S.Juli  1867  in  Kraft,  soweit  sie  nicht 
durch  die  Vorschriften  dieser  Verfassung*  abg-eänäert  sind,  und  so- 
lange sie  nicht  auf  dem  im  Art.  7,  bzw.  Art.  78  derselben  bezeichneten 
Wege  abgeändert  sind. 

Die  deutsciie  Zollg-emeinschaft  ist  nunmehr  eine  auf  Reichs- 
gesetzen beruhende  bundesstaatliche  Gemeinschaft.  Ob  sie  dies 
ausschliesslich  ist,  oder  ob  im  Hinblick  auf  Art.  40  der  Reichs- 
verfassung auch  der  Zollverein  als  fortbestehend  und  die  deutsche 
Zollgemeinschaft  fortgesetzt  auch  als  Vereinsgemeinschaft  anzusehen 
ist,  soweit  der  Zollvereinig-ungsvertrag  vom  8.  JuU  1867  weder 
durch  die  Vorschriften  der  Reichsverfassung  noch  durch  spätere 
Reichsgesetze  bisher  abgeändert  worden  ist,  ist  streitig.  Die 
Theoretiker  des  Reichsrechts  vertreten  meist  die  erstere  Ansicht, 
die  deutsche  Reichsregierung  hat  1881  die  letztere  Ansicht  ver- 
treten. 1) 

Luxemburg  und  ferner  ein  paar  österreichische  Gemeinden 
bilden  auf  Grund  von  Staatsvertägen  nicht-deutsche  Zollanschlüsse 
an  die  deutsche  Zollgemeinschaft. 2)  Andererseits  gibt  es  deutsche 
Zollausschlüsse  von  der  deutschen  Zollgemeinschaft  in  Gemässheit 
des  Art.  33  Abs.   i   und  Art.  34  der  Reichsverfassung-. 

Nach  Art.  ^^  Abs.  i  bleiben  von  dem  einen  Zoll-  und  Handels- 
gebiet, welches  Deutschland  bildet,  die  wegen  ihrer  Lage  zur  Ein- 
schliessung  in  die  Zollgrenze  nicht  geeigneten  einzelnen  Gebiets- 
teile ausgeschlossen. 

Solche  Zollausschlüsse  bestehen  in  den  badischen  Kreisen 
Konstanz  und  Waldshut,  in  Preussen  die  Hafenanlagen  bei  Geeste- 
münde  nebst  der  Schiffsbevölkerung  und  g"emäss  Reichsgesetz  vom 
15.  Dezember  1890  die  Insel  Helgoland.^) 

Die  Hansastädte  Bremen  und  Hamburg-,  welche  gemäss  Art.  34 
der  Reichsverfassung  mit  einem  dem  Zwecke  entsprechenden  Be- 
zirke ihres  oder  des  umliegenden  Gebietes  nicht  wegen  ihrer  Lage, 
sondern  als  Freihäfen  ausserhalb  der  gemeinschaftlichen  Zollgrenze 
gelassen  worden  waren,  sind  seit  dem  15.  Oktober  1888  in  die 
gemeinschaftliche  deutsche  Zollgrenze  eingeschlossen.  Es  sind  aber 
als  Zollausschlüsse  im  Sinne  des  Art  34  in  Hamburg  das  Freihafen- 
gebiet nebst  einigen  Häusern  in  Cuxhaven  und  der  Schiffsbe- 
völkerung und  in  Bremen  ein  kleines  Gebiet  in  Bremerhaven  und 


1)  Labaad  IV,  S.  386. 

2)  Laband  IV,  S.  392—394. 

3)  Laband  IV,  S.  395  Anm.   i. 

Kaufmann,  Welt-Zuckerindustrie.  28 
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die  Schiffsbevölkerungf  daselbst  ausserhalb  der  Zollg-renze  gelassen 
worden,  i) 

Das  durch  die  Reichsverfassung-  (Art.  33)  kreierte  oder  an- 
geordnete einheitliche  Zoll-  und  Handelsgebiet  umfasst  nur  Deutsch- 
land, nicht  die  deutschen  Schutzgebiete.^)  — 

Der  Vertrag  vom  2'].  Mai  1829  vereinig'te  unter  Aufrecht- 
erhaltung- einerseits  des  bayerisch-württembergisclien  und  anderer- 
seits des  preussisch-hessischen  Zollvereins  diese  beiden  Zollvereine  m. 
einem  weiteren  Zollverband,  dergestalt,  dass  für  gewisse  inländische 
Erzeugnisse  der  Bereich  dieses  weiteren  Zollverbandes  zu  einem 
einheitlichen  Bereich  mit  freiem  Verkehr  und  ohne  Zollpflicht  ge- 
macht wurde  (Art.  i).  Für  andere  inländische  Erzeugnisse  aber 
blieb  innerhalb  des  weiteren  Zollverbandes  die  Sonderung  der  Be- 
reiche der  beiden  Zollvereine,  dergestalt,  dass  bei  dem  Übergang- 
der  inländischen  Erzeugnisse  des  einen  Zollvereins  in  den  anderen 
Zollverein  im  letzteren  eine  Zollpflicht  bestand  (Art.  2),  Die 
Sonderung  blieb  ferner  für  alle  fremden  Erzeugnisse,  d.  h.  solche. 
welche  weder  in  Preussen  und  im  Grossherzogtum  Hessen,  noch  in 
"Württemberg-  und  Bayern  durch  die  Natur  erzeugt  oder  durch  die 
Kunst  bearbeitet  oder  verfertig-t  worden  sind  (Art.   13). 

Nach  dem  Zollvereinigungsvertrag  vom  22.  März  1833  aber 
bildeten  der  bisherige  bayerisch-württembergische  Zollverein  einer- 
seits und  der  bisherige  preussisch- hessische  Zollverein  andererseits 
für  die  Zukunft  einen  durch  ein  g-emeinsames  Zoll-  und  Handels- 
system verbundenen  und  alle  darin  begriffenen  Länder  umfassenden 
Gesamtverein  3)  (Art.  i),  der  dann  auch  noch  über  andere  deutsche 
Länder  ausgedehnt  wurde  (Art.  38  und  Art.  2). 

Die  bisher  gegenüber  dem  preussisch-hessischen  und  bzw. 
gegenüber  dem  bayerisch-württembergischen  Zollverein  bestanden 
habenden  Zollausschlüsse*)  von  Landesteilen  der  kontrahierenden 
Staaten  blieben  zunächst  auch  gegenüber  dem  neuen  Gesamtverein 
Zollausschlüsse  (Art.  3  Abs.   i). 

Damals  bestehende  Anordnungen  rücksichtUch  des  erleichterten 
Verkehrs  dieser  Zollausschlüsse  mit  dem  Hauptlande   ihres  Staates 


^)  Laband  IV.  S.  395  (Anm.    1) — 398. 

•^)  Laband  II,  S.  278  Anm.  3. 

3)  Vgl.  den  Vertrag  vom  4.  IV.  J853,  Art.  2,  -wonach  der  zwischen  Hannover 
und  Oldenburg  bestehende  Steuerverein  mit  dem  deutschen  Zollverein  zu  einem  Gesamt- 
verein verbunden  wurde. 

*)  Über  die  Zollanschlüsse  vgl.  V.  vom  22.  III.  1S33,  Art.  2.  —  Zollvereinsvertrag 
vom  8.  VII.   1867,  Art.  2. 
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wurden  aufrechterhalten  (Art.  3  Abs,  2).  Aber  der  einzelne  Zoll- 
vereinsstaat behielt  fernerhin  nicht  mehr  das  Recht,  seinen  Zoll- 
ausschlüssen auch  noch  neue  Erleichterung-en  des  Verkehrs  mit 
dem  Hauptlande  selbständig"  zu  gewähren . 

Weitere  Begiinstigfungfen  dieser  Art  konnten  vielmehr  nach 
Art.  3  Abs.  3  nur  im  gemeinschaftlichen  Einverständnis  der  kon- 
trahierenden Staaten  bewilligt  werden.i) 

Nach  dieser  ausdrücklichen  Bestimmung-  überwog  also  die  — 
auf  „blossem  Vertrage"  beruhende  —  Zollvereinsgemeinschaft  in 
der  betreffenden  Hinsicht  die  staatliche  Gemeinschaft,  und  die 
übliche  theoretische  Vorstellung  von  der  Einheit  der  Staatspersön- 
lichkeit, die  doch  den  den  Zollausschluss  bildenden  Landesteil  und 
das  Hauptland  des  Staates  gemeinsam  umfasste,  vermochte  dies 
nicht  zu  hindern.-) 

Hinsichtlich  der  Beziehungen  zu  Nicht  -  Zollvereinsstaaten  be- 
stimmte der  Zollvereinigungsvertrag  vom  22.  März  1833  ausdrück- 
lich nur,  dass  die  Zollvereinsstaaten  sich  bemühen  würden,  durch 
Handelsverträge  mit  anderen  Staaten  dem  Verkehr  ihrer  Ange- 
hörigen jede  mögliche  Erleichterung  und  Erweiterung  zu  ver- 
schaffen (Art.  39).^) 

In  dem  Steuervereinsvertrage  zwischen  Hannover  und  Braun- 
schweig vom  I.  Mai  1834  war  in  dieser  Hinsicht  bestimmt 
(Art.  34):*) 

„Nur  im  Einverständnisse  beider  kontrahierender  Regierungen 
dürfen  Verträge  mit  anderen  Staaten  hinsichtlich  der  gemeinschaft- 
lichen Eingangs-,  Durchgangs-,  Ausgangs-  und  Verbrauchsabgaben 
abgeschlossen  oder  derartige  bereits  bestehende  Verträge  über 
ihre  geg-enwärtige  Dauer  verlängert  werden. 

Handels-  und  Schiffahrts -Verträge  mit  anderen  Staaten,  welche 


1)  Vgl.  V.,  betr.  Beitritt  des  Königreiches  Sachsen  vom  30.  III.  1833,  Art.  3 
(und  38,  39,2)  und  betr.  Beitritt  des  thüringischen  Zoll-  und  Handelsvereins  vora 
II.  V.   1833,  Art.  3  (und  37,  38,2). 

^)  Die  im  Texte  erwähnte  positive  und  ausdrückliche  Bestimmung  des  speziellen 
Falles  genügt  aber  nicht,  um  daraus  eine  entsprechende  allgemeine  Schlussfolgerung  für 
ähnliche  Fälle  ziehen  zu  dürfen.  —  Schweden,  welches  im  Verbände  der  Brüsseler 
Zuckerkonvention  vom  5.  III.  1902  ist,  im  Verhältnis  zu  dem  nicht  zu  jener  ge- 
hörigen anderen  Realunionsstaate  Norwegen!?  —  Andererseits  ausdrückliche  Bestimmung 
im  Schlussprotokoll  zu  Art,  1 1  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  über  das  Verhältnis  der 
Verbandstaaten  Grossbritannien  und  Niederlande  zu  ihren  nicht  in  den  Zuckerverband 
eingetretenen  Kolonien!! 

')  Separatartikel   15.  —  Zollvereinigungsvertrag  vom  16.  V.   1865,  Art.  38. 

*)  Vgl.  Art.  4,  betr.  die  Zoll(Abgaben)ausschlüsse. 

28* 
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auf  den  Ertrag*  der  gemeinschaftlichen  Abgaben  keinen  Einfluss 
haben,  können  dagegen  auch  künftig  von  jedem  kontrahierenden 
Staate  einseitig  eingegangen  werden." 

Nur  der  fiskahsche  Gesichtspunkt  war  bei  diesem  Artikel  ins 
Auge  gefasst. 

Nach  den  Satzungen  des  Deutschen  Zollvereins  schloss  die 
Zugehörigkeit  zu  demselben  nicht  aus,  dass  die  einzelnen  Vereins- 
staaten mit  ausserhalb  des  Zollvereins  stehenden.  Staaten  Zoll-, 
Handels-  und  Schiffahrtsverträge  eingingen,  i) 

Das  auf  der  ersten  Generalkonferenz  des  deutschen  Zollvereins 
zu  München  beschlossene 2)  Zollgesetz  von  1836  §  9  sah  vor,  dass 
Erleichterungen,  welche  die  Bewohner  des  Landes  in  anderen  Län- 
dern bei  ihrem  Verkehr  genössen,  erwidert  werden  könnten,  soweit 
es  die  Verschiedenartigkeit  der  Verhältnisse  gestatte,  und  dass  es 
vorbehalten  bleibe,  Beschränkungen,  wodurch  der  Verkehr  der  Be- 
wohner des  Landes  in  fremden  Ländern  wesentlich  leide,  durch 
angemessene  Massregeln  zu  vergelten.  Aber  der  einzelne  Zoll- 
vereinsstaat dürfe  selbständig  nicht  dem  Zollvereinsvertrage  wider- 
sprechende Bestimmungen  vereinbaren  und  müsse  Erleichterungen 
und  Vorteile,  die  der  fremde  Staat  zuzugestehen  bereit  sei,  zugleich 
zu  Gunsten  der  Angehörigen  und  Erzeugnisse  der  anderen  Vereins- 
staaten ausbedingen.  Er  müsse  ferner  vor  Eröffnung  der  Unter- 
handlungen mit  dem  fremden  Staate  die  übrigen  Vereinsstaaten 
zu  allen  über  ihre  besonderen  Interessen  erforderlichen  Mitteilungen 
einladen.  Zugeständnisse  an  den  fremden  Staat  sollten,  wenn 
sie  eine  Abweichung  vom  Zollvereinsrechte  in  sich  schlössen,  ein- 
seitig auch  nicht  lediglich  zu  Ungunsten  des  kontrahierenden 
Vereinsstaates,  sondern  nur  für  den  Gesamtverein  vereinbart  werden 
können.  Deshalb  aber  bedürften  sie  vor  der  Ratifikation  des  Ver- 
trages der  zustimmenden  Erklärung  der  übrigen  Vereinsstaaten. 
Offen  gelassen  war,  was  zu  geschehen  habe,  wenn  eine  solche  Zu- 
stimmung verweigert  würde. 

Ebenso  bedurfte  die  Ankündigung-  und  Ausführung  von  Re- 
pressalien und  Retorsionsmassregeln  seitens  eines  Vereinsstaates 
gegen  das  Ausland  im  Namen  des  Vereins  der  vorgängigen  Zu- 
stimmung sämtlicher  Vereinsstaaten.  Einseitige  Vergeltungsmass- 
regeln konnten  von  einem  Vereinsstaate  nur  getroffen  werden, 
wenn  auf  Anzeige    hiervon  an  die    übrigen  Vereinsstaaten    binnen 


1)  HoflFmann,  S.  281—282. 

2)  Besonderes  Protokoll  v.  22.  VIII.   1836. 
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bestimmter  Frist  kein  Widerspruch  erfolgte.  Über  einen  Wider- 
sprach, der  nicht  durch  Verständigung-  beseitigt  werden  konnte, 
wurde  durch  Spruch  eines  Schiedsrichters  entschieden,  welcher 
von  den  diffentierenden  Vereinsstaaten  durch  Stimmeneinhelligkeit 
zu  wählen  war. 

Seit  dem  Zollvereinsvertrage  zwischen  dem  Norddeutschen 
Bunde  und  den  süddeutschen  Staaten  vom  8.  Juli  1867 1)  stand 
hingegen  das  Recht,  mit  fremden  Staaten  Handels-  und  Schiflfahrts- 
verträge  einzugehen,  nur  noch  dem  Zollverein  und  in  dessen  Namen 
ausschliesslich  der  Krone  Preussens  als  dem  Präsidium  des  Zoll- 
vereins zu.  2)  Die  Bestimmungen  des  Zollverein svertrages  durften 
durch  solche  Handels-  und  Schiffahrtsverträge  in  keiner  Weise 
verletzt  werden  (Art.  8  §  6  u.  Schi. -Ziff.  8).  Die  einzelnen  Zoll- 
vereinsstaaten konnten  seitdem  auch  nicht  mehr  selbständig  Retor- 
sionsmassregeln  gegen  fremde  Staaten  ergreifen. 

Das  Problem  der  Stellung  und  Rechte,  welche  dritte  Staaten 
auf  Grund  von  Handels-  und  Meistbegünstigungsverträgen  mit 
Zollvereinsstaaten "}  gegenüber  der  durch  den  Zollverein  geschaffenen 
Lage  hatten,  ist  im  Verlaufe  des  Bestehens  des  Zollvereins  mehr- 
fach praktisch  geworden.  Wenigstens  einer  jener  Handelsverträge 
hat  in  dieser  Beziehung-  ausdrückliche  Bestimmungen  enthalten. 

Als  in  den  50  er  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  die  zweite  Er- 
neuerung der  Zollvereinsverträge  bevorstand,  suchte  Osterreich  unter 
Benützung  der  Misshelligkeiten  zwischen  den  mehr  schutzzöllnerischen 
süddeutschen  und  den  mehr  freihändlerischen  norddeutschen  Staaten 
in  den  Zollverein  hinein  zu  dringen,  um  auch  in  Beziehung  auf  die 
wirtschaftlichen  Interessen  in  Deutschland  die  Führung  an  sich  zu 
bringen.  Preussen  verhinderte  dies  aber.*)  Österreich  erkannte 
die  Aussichtslosig-keit  seines  Bemühens  und  begnügte  sich  vorläufig 
mit  dem  Handels-  und  Zollvertrag,  welchen  es  am  19.  Februar  1853 
mit  Preussen  abschloss.'*) 


^)  Hoffmann,  S.  321. 

■^)  Zum  Abschlüsse  dieser  Verträge  war  die  Zustimmung  des  Zollbundesrates  und 
zu  ihrer  Gültigkeit  die  Genehmigung  des  Zollparlamentes  erforderlich. 

^)  Eine  Reihe  wichtiger  vor  und  nach  Gründung  des  Zollvereins  geschlossener 
Handelsverträge  mit   fremden  Staaten  aufgezählt  bei  Hofimann,  S.   180 — 182,  276 — 277, 

334—335- 

*)  Fisk,  S.   137 — 139;  Hoffmann,  S.  275,  276. 

^)  Nach  Art.  26  blieb  der  Beitritt  zu  diesem  Vertrage  einerseits  denjenigen  deutschen 
Staaten  vorbehalten,  welche  am  i.  I.  1854  oder  später  zum  Zollverein  mit  Preussen 
gehören  würden.  Andererseits  war  der  Beitritt  den  jetzt  oder  in  Zukunft  mit  Osterreich 
zollverbündeten  italienischen  Staaten  freigestellt. 


^38  Kapitel  VI.     Einzelne  wichtige  Arten  und  Abstufungen  etc. 

In    diesen   Handels-    und    Zollvertrag-    (Artikel  2)    wurde,    ver- 
anlasst durch  die  Verhältnisse,  unter  welchen  derselbe  zu  stände  g-e- 
kommen   war,    folg-ende    ausdrückliche  Bestimmung-  aufg-enommen: 
„Hinsichtlich  des  Betrag-es,    der  Sicherung-  und  der  Erhebung- 
der  Eing-angs-,  Ausg-angs-  und  Durchgangs-Abgaben  dürfen  von 
keinem  der  beiden  kontrahierenden  Teile  dritte  Staaten  günstiger 
als    der    andere    kontrahierende    Teil    behandelt    werden.      Jede 
dritten  Staaten  in  diesen  Beziehungen  eingeräumte  Begünstigung 
ist    daher    ohne    Geg-enleistung-    dem     anderen    kontrahierenden 
Teile  gleichzeitig  einzuräumen. 

Ausgenommen  hiervon  sind  nur  diejenigen  Begünstigungen, 
welche  die  mit  einem  der  kontrahierenden  Teile  jetzt  oder 
künftig  zoll  vereinten  Staaten  geniessen,  sowie  solche  Be- 
günstigungen, welche  anderen  Staaten  durch  bestehende  und  vor 
Abschluss  des  gegenwärtigen  Vertrages  mitgeteilte  Verträge 
zugestanden  sind,  oder  diesen  anderen  Staaten  für  dieselben 
Gegenstände  in  nicht  höherem  Masse  auch  nach  Ablauf  dieser 
Verträge  zugestanden  werden  sollten.''^) 

Dieser  Handelsvertrag  ging  in  den  wechselseitigen  Verkehrs- 
und Zollerleichterungen  erheblich  weiter,  als  sonstige  gewöhnliche 
Handelsverträge.  Waltete  doch  bei  ihm  nicht  bloss,  wie  in  der 
Einleitung  gesagt  war,  die  Absicht  ob,  die  allgemeine  deutsche 
Zolleinigung  anzubahnen,  sondern  bestimmte  er  doch  zur  Aus- 
führung- dieser  Absicht  in  Art.  25  Absatz  2,  dass  im  Jahre  1860 
Kommissarien  der  kontrahierenden  Staaten  zusammentreten  sollten, 
um  über  die  Zolleinigung  zwischen  den  beiden  kontrahierenden 
Teilen  und  den  ihrem  Zollverbande  alsdann  angehörigen  Staaten 
zu  verhandeln  u.  s.  w. 

Wenn    dieser    so    weitgehende    und    sich    einer    Zolleinigung 


^)  Dieselbe  Bestimmung  im  Handelsvertrag  zwischen  dem  deutschen  Zollverein  und 
Österreich  v.  9,  III.  1 868  Art.  2  und  —  im  wesentlichen  —  in  dem  jetzt  noch  geltenden 
Handelsvertrag  zwischen  dem  deutschen  Reiche  und  Österreich-Ungarn  v.  6.  XII.  1891 
Art.  2.  Der  deutsch-russische  Handels- u.  Schiflahrtsvertrag  V.  10.  n.  1894,  welcher  gleich- 
falls Meistbegünstigung  stipuliert,  erklärt  in  Art.  1 1 : 

,,Die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Vertrages  berühren  nicht: 


2.  die  von  Deutschland  auf  Gnind  der  bestehenden  Zolleinigung  dem  Grossherzogtuna 
Luxemburg  und  den  österreichischen  Gemeinden  Jungholz  und  Mittelberg  zugestandenen 
Begünstigungen,  auf  welche  Gebietsteile  im  übrigen  die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen 
Vertrags  Anwendung  Hndeu. 
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annähernde!)  Handelsvertrag-  dennoch  von  der  durch  ihn  zugfe- 
sicherten  Meistbegünstigung-  ausdrücklich  ..solche  Begünstigungen, 
welche  die  mit  dem  anderen  kontrahierenden  Teile  künftig  zoll- 
vereinten Staaten  geniessen"  würden,  als  ausgenommen  erklärte^ 
so  lässt  sich  schliessen,  dass  auf  Grund  der  durch  die  g-ewöhnlichen 
Handelsverträge  gewährten  Meistbegünstigung  erst  recht  nicht  die- 
jenigen Begünstigungen  in  Anspruch  genommen  werden  können, 
welche  kraft  derzeitiger  oder  späterer  Zolleinigung-  anderen  Staaten 
zxi  teil  werden. 

Das  durch  die  Zolleinigung  begründete  Gemeinschaftsrecht 
stellt  sich  als  ein  andersartiges  und  höheres  Recht  im  Vergleich 
mit  den  individuell-reciproken  Handelsvertragsrechten  dar  und  geht 
den  letzteren  deshalb,  selbst  wenn  es  erst  später  begründet  worden 
ist,  vor.  Die  Vorteile  aus  jenem  Gemeinschaftsrecht  können  daher 
von  den  nur  aus  einem  Handelsvertrag  Berechtigten  auch  nicht 
kraft  der  denselben  zugesicherten  Meistbegünstigung  beansprucht 
werden. 

Dies  ist  wichtig  und  beachtlich  für  Handelsverträg-e.  welche 
nicht  —  wie  jener  österreichisch-preussische  Handelsvertrag  —  eine 
ausdrückliche  Bestimmung  über  die  Frage  enthalten. 

Es  ist  kein  Gegenargument  gegen  den  Vorrang-  des  Zoliver- 
eins-Gemeinschaftsrechtes,  dass  auch  der  Zollverein  „nur  ein  Ver- 
tragsverhältnis" ist  und  nicht  eine  neue  ,.  Staatspersönlichkeit"  an 
Stelle  der  alten  zur  Entstehung  bringt. 

Von  den  die  Meistbegünstigungsklausel  enthaltenden  Handels- 
verträgen, welche  Preussen  nach  der  mittels  des  preussischen  Ge- 


1)  Auf  Grund  dieses  Handelsvertrages  war  vom  i.  I.  1854  bis  31.  XII.  1865, 
vrenn  Osterreich  auch  nicht  kraft  seiner  Meistbegünstigung  Gleichstellung  nrit 
den  unter  sich  zollvereinten  Staaten  beanspruchen  konnte,  doch  der  Verkehr  zwischen 
Österreich  und  dem  Zollverein  gegenüber  dem  Verkehr  mit  anderen  fremden  Staaten 
■wesentlich  begünstigt. 

Eine  Reihe  von  Gegenständen  war  vollkommen  zollfrei,  bei  anderen  waren  die 
2Lölle  um  25 — SO^/q  des  allgemeinen  Tarifs  ermässigt. 

Nach  dem  Handelsvertrag  vom  11.  IV.  1865  behielt  Österreich  hingegen  im  Ver- 
hältnis zum  deutschen  Zollverein  nur  noch  die  gleiche  Stellung,  wie  andere  fremde  Staaten. 

Die  Meistbegünstigungsklausel    spielte    dabei    mit.     Vgl.  Philippovich    S.  314,  315. 

Philippovich  weist  darauf  hin,  da  inzwischen  andere  Staaten  gegenüber  dem 
Zollverein  vertragsmässige  Meistbegünstigung  erworben  gehabt  hätten,  hätte  Osterreich 
nur  noch  auf  Grund  eines  Zollunionsvertrages  im  Verhältnis  zum  Zollverein  weiterreichende 
Begünstigungen  als  jene  meistbegünstigten  fremden  Staaten  erlangen  können. 

Philippovich  geht  aber  zu  weit,  wenn  er  meint,  ein  Zolluniousvertrag  hätte,  um 
als  solcher  (sc.  seitens  der  dritten  Staaten)  anerkannt  zu  werden,  eine  Verwaltungs- 
genieinschaft  zwischen  den  vertragschliessenden  Staaten  bilden  müssen. 
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setzes  vom  26.  Mai  1818  erfolg-ten  Herstellung-  seines  Grenzzoll- 
systeras  mit  fremden  Staaten  abschloss,  1)  sind  namentlich  der 
Handelsvertrag-  mit  Dänemark  vom  17.  Juni  18 18  und  der  mit  den 
Vereinigten  Staaten  vom  i.  Mai  1828  bemerkenswert, 2)  weil  die- 
selben durch  die  Zeit  des  Zollvereins  und  —  wenigstens  nach 
häufiger  Annahme  —  auch  nach  der  Gründung  des  Deutschen 
Reiches  bis  in  die  Gegenwart  Geltung  behalten  haben.  •'') 

J)  Hoftmann,  S.   180—182. 

'■*)  Der  Freundschatts-,  Schiftahrts-  und  Handelsvertrag  Preussens  mit  Brasilien  vom 
9.  VII.  1827  nebst  Zusatzartikel  v.  18.  IV.  1828  enthielt  (Art.  8  und  Zusatzartikrl  vom 
i8.  IV.  1828)  auch  die  Meistbegünstigungsklausel,  jedoch  mit  der  Einschränkung,  daas 
die  portugiesLsche  Nation  nicht  als  Vergleichsobjekt  dienen  solle,  und  mit  der  ferneren 
Massgabe,  dass  die  Meistbegünstigung  sich  auf  alle  Vorteile  erstrecken  solle,  welche 
jetzt  oder  in  Zukunft  einer  anderen  Stadt,  Nation  oder  Staat  gewährt  würden,  jedoch 
unter  Beachtung  der  Bedingungen,  unter  welchen  diese  Vorteile  zugestanden  wor- 
den seien. 

^)  Vgl.  S.  38 1.  Streng  genommen  gilt  der  Vertrag  vom  i.  V.  1828  und  .so  auch 
die  Meistbegünstigung  desselben,  wie  dort  ausgeführt  ist,  weder  mehr  zwischen  den  Ver- 
einigten Staaten  und  Preussen  (Beliauptung  der  Vereinigten  Staaten)  noch  auch  zw^ischen 
den  Vereinigten  Staaten  und  dem  Deutschen  Reiche  (Behauptung  des  letzteren). 

Durch  brieflichen  Notenaustausch  zwischen  dem  amerikanischan  Staatssekretär  und 
dem  deutschen  Geschäftsträger  in  Washington  ■ —  die  sog.  Saratogakonvention  —  vom 
22.  VIII.  1891  acceptierte  Deutschland  das  amerikanische  Fleischbeschangesetz  v.  3.  III. 
1891  und  sagte  die  Aufhebung  des  am  6.  III.  1883  erlassenen  Verbotes  der  Einfuhr 
amerikanischer  Schweine  und  Schweineprodukte  zu.  Dadixrch  wurde  die  Wiederver- 
geltungsklausel  des  amerikanischen  Fleischbeschaugesetzes  vom  30.  VIII,  1890  gegen- 
standslos. Überdies  sicherte  Deutschland  den  Vereinigten  Staaten  den  Mitgenuss  der  im 
Handelsvertrage  mit  Österreich-Ungarn  vorgesehenen  ZoUermässiguugen  (insbesondere  auf 
Getreide)  zu.  Dagegen  erklärte  der  Präsident  der  Vereinigten  Staaten  von  der  durch  die 
sog.  Reciprozitätsklausel  des  Mc.  Kinley  Tarifaktes  (Sect.  3)  vom  i.  X.  1890  ihm  ge^ 
gebenen  Ermächtigung  zur  eventuellen  Erhöhung,  bzw.  Einführung  gewisser  Zölle  (ins- 
besondere auf  Zucker)  keinen  Gebrauch  gegenüber  Deutschland  machen  zu  wollen. 

Nachdem  gewisse  ErmiLssigungen  amerikanischer  Einfuhrzölle  auf  Weine  und  Kunst- 
gegenstände, welche  der  Präsident  auf  Grund  der  sog.  Reciprozitätsklausel  der  Dingley 
Tarifakte  (Sect.  3)  vom  24.  VII.  1897  gewähren  kann,  gemäss  eines  (Gegenseitigkeits-) 
Abkommens  mit  Frankreich  diesem  vom  1.  VI.  1898  ab  zugestanden  wurden,  verlangte 
Deutschland,  in  den  Genuss  der  Frankreich  gemachten  Zugeständnisse  gesetzt  zu  werden. 
Deutschland  berief  sich  auf  sein  Meistbegünstigungsrecht  und  darauf,  dass  es  den  Ver- 
einigten Staaten  die  niedrigeren  Zollsätze  der  Caprivischen  Handelsverträge  ohne  Entgelt 
gewährt  habe.  Die  Vereinigten  Staaten  machten  geltend,  ihre  Zugeständnisse  an  Frank- 
reich beruhten  auf  Gegenleistungen  des  letzteren.  Auch  auf  Grund  der  Meistbegünsti- 
gungsklausel in  dem  Vertrage  mit  Preussen  vom  i.V.  1828  Art.  IX  (V)  würde  Deutsch- 
land nur  gegen  Bewilligung  einer  gleichwertigen  Gegenleistung  Anspruch  auf  jene 
Zugeständnisse  haben. 

Nachdem  Italien  und  Portugal  die  gleichen  Vergünstigungen,  wie  Frankreich,  er- 
halten hatten,  sind  dieselben  von  den  Vereinigten  Staaten  durch  ein  Abkommen  vom 
10.  VII.   1900  auch  Deutschland  zugestanden  worden. 
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Nach  dem  Vertrage  mit  Dänemark  (Art.  2  und  3)  sollten  die 
Vorteile  der  Meistbegünstigung-  den  Angehörigen,  ferner  den  Waren 
und  den  Schiffen  der  beiden  Vertragschliessenden  in  Beziehung 
auf  Zoll-  und  Hafenabgaben  u.  s.  w.  nach  Massgabe  der  zwischen 
den  hohen  kontrahierenden  Teilen  und  anderen  Mächten  be- 
stehenden Handelsverträge  zu  teil  werden. 

Auch  nach  dem  Wortlaut  soll  in  diesem  Falle  also  die  Meist- 
begünstigung nur  Gleichstellung  mit  den  aus  anderen  Handels- 
verträgeni)  Berechtigten  geben. 2) 

In  dem  Vertrage  mit  den  Vereinigten  Staaten  war  die  zuge- 
sicherte Handels-  und  Schiffahrtsfreiheit  von  vornherein  in  Art.  i 
durch  die  Stipulation  der  Reciprozität  näher  bestimmt  und  erläutert, 
und  der  Sinn  der  letzteren"^)  ergab  sich  unter  anderem  daraus,  dass 
in  Artikel  i  den  Einwohnern  des  einen  Vertragstaates  der  Handel 
im  Bereich  des  anderen  nicht  schlechthin  überall,  sondern  nur 
allenthalben  da  freigestellt  war,  wo  der  ..fremde"  Handel  erlaubt 
war.     Es  wurde  also  nicht    das  Bereich  der   beiden  Vertragstaaten 


Vgl.  Foreign,  Rel.U.St.  1900,  p.  XXVII.  —  Fisk,  S.  163;  derselbe  Handels- 
politik V.  St.  (1890 — 1900),  S.  23 — 46      „Deutsche  Zuckerindustrie''    1903,  S.   1798. 

Es  kam  bei  diesen  Streitpunkten  die  Verschiedenheit  der  allgemeinen  Auffassung 
über  die  Bedeutung  der  Reciprozität  (vgl.  unten  ^  83)  und  der  Meistbegünstigungsklausel 
wesentlich  in  Betracht. 

Die  Frage,  ob  urtd  für  wen  der  Vertrag  der  Vereinigten  Staaten  mit  Preussen  vom 
I.  V.  1828  und  dessen  Meistbegünstigung  überhaupt  noch  gilt,  ist  streng  genommen 
auch  durch  die  beiden  oben  erwähnten  sog.  Abkommen  zwischen  Deutschland  und  den 
Vereinigten  Staaten  vom  22.  VIII.  1891  und  10.  VII.  1900  nicht  alteriert  -worden. 
Denn  diese  beiden  Abkommen  sind  lediglich  im  Verwaltungswege  zwischen  den  beider- 
seitigen Regierungen,  also  ohne  Mitwirkung  derjenigen  Faktoren  (Reichstag  und  Bundes- 
rat in  Deutschland,  Senat  in  den  Vereinigten  Staaten),  getroffen  worden,  ohne  deren 
Zustimmung  eigentliche  Handelsverträge  mit  Meistbegünstigung  nicht  in  Kraft  gesetzt 
werden  können. 

*)  Nach  dem  Wortlaute  wäre  sogar  zweifelhaft,  ob  auch  die  Vorteile  aus  erst 
künftig  geschlossenen  anderen  Handelsverträgen  kraft  der  Meistbegünstigung  gewährt 
werden  müssten. 

'•*)  Nach  Art.  13  des  Vertrages  mussten  die  (meistbegünstigten)  Angehörigen  eines 
der  vertragschliessenden  Staaten  es  sich  gefallen  lassen,  dass  die  Einfuhr  eines  Artikels 
ganz  verboten  oder  als  Privileg  einer  Gesellschaft  oder  Gemeinde  überlassen  war,  oder 
dass  der  Betrieb  gewisser  Handelsgewerbe  in  gewissen  Städten  nach  alten  Handels- 
bräuchen und  -gesetzen  derselben  mehr  oder  weniger  den  Einwohnern  dieser  Städte  vor- 
behalten war. 

*)  Vgl.  übrigens  Fisk,  S.  56 — 61.  Nach  ihm  bedeutete  die  „Reciprozität"  in 
diesem  Vertrage  speziell  Beseitigung  der  bisherigen  differentieUen  Tonnen-  und  Schiff- 
fahrtsgelder und  Gleichstellung  in  dieser  Hinsicht,  nicht  aber,  wie  in  heutigen  Ver- 
trägen, wechselseitige  Ermässigung  der  Zölle. 
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ZU  einem  Gemeinschaftsbereich  in  Bezug  auf  den  Handelsverkehr 
ihrer  Einwohner  zusammengefasst,  sondern  es  blieben  in  dieser 
Hinsicht  die  Bereiche  der  beiden  Vertragstaaten  gesonderte 
Bereiche,  aber  dergestalt,  dass  in  dem  Bereiche  des  einen  Vertrag- 
staates den  Angehörigen  des  anderen  Vertragstaates  insoweit 
Rechte  eingeräumt  wurden,  als  dies  überhaupt  zu  Gunsten  irgend 
welchen  „fremden"  Handels  geschah. 

Daraus  ergeben  sich  im  Zusammenhalt  mit  dem  Wortlaut  der 
Artikel  5  und  9  des  Vertrages  Sinn  und  Grenzen  der  in  diesen 
beiden  letzteren  Artikeln  stipulierten  Meistbegünstigung. 

Nach  Artikel  5  sollen  bei  der  Einfuhr  von  Erzeugnissen  des 
Bodens  oder  der  Industrie  des  einen  Vertragstaates  in  den  anderen 
Vertragstaat  in  dem  letzteren  keine  anderen  oder  höheren  Ab- 
gaben erhoben  werden,  als  bei  der  Einfuhr  gleichartiger  Artikel 
aus  irgend  einem  anderen  fremden  Lande,  und  entsprechend  keine 
Einfuhrverbote  Platz  greifen,  welche  nicht  in  gleicher  Weise  auch 
auf  die  Erzeugnisse  jeder  anderen  Nation  zur  Anwendung  ge- 
langen. 

Nach  Artikel  9  soll,  wenn  in  der  Folgezeit  einer  der  Vertrags- 
teile anderen  Nationen  irgend  welche  besondere  Begünstigung 
hinsichtlich  des  Handelsverkehrs  und  der  Schiffahrt  einräume,  diese 
sogleich  auch  dem  anderen  Vertragsteil  zu  gute  kommen,  welch 
letzterer  die  Begünstigung,  wenn  die  Konzession  unentgeltlich  ist, 
auch  seinerseits  unentgeltlich  oder,  wenn  sie  an  Bedingungen  ge- 
knüpft ist,  auch  seinerseits  gegen  die  nämliche  Kompensations- 
leistung gemessen  soll.  1) 

Auch  in  diesen  Artikeln  5  und  9  sind  dritte  Nationen  ins  Auge 


1)  Vgl.  die  entsprechenden  Bestimmungen  in  Art.  3  und  9  des  Vertrages  zwischen 
den  Vereinigten  Staaten  und  den  drei  deutschen  Piansastädten  vom  20.  XII.  1827 
(Martens,  NR.  7,  p.  363);  Art.  4  u.  5  ebenda.  In  dem  am  20.  V.  1840  geschlossenen 
Handels-  und  Schiftahrtsvertrage  zwischen  den  Vereinigten  Staaten  und  Hannover  (Mar- 
tens, NRG.  I,  p.  64),  welch  letzteres  damals  noch  nicht  zum  ,.Deutschen  Zöll- 
verein", sondern  zusammen  mit  Braunschweig  und  Oldenburg  zum  „Steuerverein"  ge- 
hörte, war  in  Artikel  3  (vgl.  Art.  i  über  die  Reciprozität)  eine  dem  Art.  5,  nicht  aber 
eine  dem  Art.  9  des  preussisch-amerikanischen  Vertrages  entsprechende  Bestimmung  über 
Meistbegünstigung  getroffen  worden.  Möglicherweise  wurde  eine  dem  Art.  9  des  letzteren 
Vertrages  entsprechende  Vorschrift  gerade  deshalb  nicht  mehr  aufgenommen,  weil  die 
inzwischen  erfolgte  Gründung  des  deutschen  Zollvereins  nnd  des  Steuervereins  zum 
deutlicheren  Bewusstsein  gebracht  hatte,  dass  kraft  der  sog.  Meistbegünstigung  dennoch 
Gleichstellung  mit  dritten  Nationen  nicht  verlangt  werden  könne,  welche  in  einem 
Gemeinschaftsverhältnis  —  Zollverein  —  mi»  dem  anderen  Vertragsteile  ständen  oder 
in  ein  solches  träten. 


§  8o.     Allgemeiner  Zollverein  verschiedener  Staaten  und  von  Teilen  etc.      448 

gefasst,  die  in  der  betreffenden  Hinsicht  ,,fremde",  „andere"  sind, 
d.  h.  deren  Wirtschaftsbereich  in  der  betreffenden  Hinsicht  als  ein 
gesonderter  dem  Wirtschaftsbereich  des  die  Konzession  machenden 
Vertrag-Staates  gfegenübersteht  und  g-egenüber  stehen  bleibt. 

Der  andere  Vertragstaat  kann  daher  kraft  der  Meistbegünsti- 
gung in  dem  ersteren  Vertragstaate  nur  die  Gleichstellung  mit 
solchen  dritten  Nationen  verlangen,  welche  in  der  betreffenden 
Hinsicht  dem  ersteren  Vertragstaate  als  gesonderte,  fremde,  andere 
gegenüberstehen  bleiben,  nicht  aber  die  Gleichstellung  mit  solchen 
Nationen,  welche  —  wie  im  Falle  eines  Zollvereins  —  in  der  be- 
treffenden Hinsicht  mit  dem  ersteren  Vertragstaate  zu  einer  ein- 
heitlichen Gemeinschaft  dergestalt  verbunden  werden,  i)  dass  insoweit 
gar  nicht  mehr  zwei  gesonderte  Wirtschaftsbereiche  bestehen 
bleiben,  sondern  ein  einheitlich  gemeinschaftliches  Gesamtwirt- 
schaftsbereich  zur  Entstehung  gelangt. 

Abgesehen  von  dem  hierfür  sprechenden  Hauptgrunde  des 
Unterschiedes  zwischen  Gemeinschaftsverhältnis  und  blossem  Re- 
ciprozitätsverhältnisse  2)  könnte  im  vorliegenden  Falle  noch  die  aus- 
drückliche Vorschrift  des  Artikels  9  angeführt  werden,  dass  die 
Konzession,  wenn  sie  für  die  dritte  Nation  an  Beding"ungen  ge- 
knüpft ist,  auch  von  der  meistbegünstigten  Nation  nur  gegen  die 
nämHche  Kompensationsleistung  beansprucht  werden  kann.  Die 
mannigfachen  Verpflichtungen    und  Auflagen,  welche    sich  für  die 


^)  Etwas  anderes  ist  es  natürlich,  dass,  wenn  der  eine  Handels  Vertragstaat  mit 
dritten  Staaten  eine  Zollvereinsgemeinschaft  eingeht,  der  andere  Handelsvertragstaat  dies 
auf  Grund  seiner  Handels-  und  Meistbegünstigungsrechte  zwar  nicht  zu  verwehren,  aber 
möglicherweise  deshalb  die  vertragsmässigen  Handels-  und  Meistbegünstigungsbeziehungen 
als  erloschen  zu  behandeln  berechtigt  ist.  Denn  durch  das  Zollvereinsverhältnis  kann 
dem  ersteren  Handelsvertragstaat  die  Erfüllung  seiner  vertragsmässigen  Verbindlichkeiten 
möglicherweise  unmöglich  gemacht  werden  oder  deren  Inhalt  eine  für  den  anderen  Vertragsteil 
wesentliche  Umgestaltung  erleiden,  sodass  die  Fortdauer  der  Handelsvertragsverbindlich- 
keiten des  anderen  Vertragsteiles  unter  diesen  Umständen  gegen  dessen  AVillen  nicht 
mehr  beansprucht  werden  kann.  Nur  dies  letztere  hat  wohl  Grunzel,  Handelspolitik 
(S.  476 — 477)  im  Auge  mit  seiner  Bemerkung,  die  Meistbegünstigungsklausel  und  die 
Bindung  der  Weinzölle  in  dem  Handelsvertrag  zwischen  Mecklenburg  und  Frankreich 
vom  9.  VI.  1865  habe  ein  Hindernis  beim  A.nschlasse  Mecklenburgs  an  den  deutschen 
Zollverein  gebildet,  bis  nach  Gewährung  besonderer  Zugeständnisse  von  Frankreich  die 
Aufhebung  des  Vertrages  erwirkt  worden  sei.  Vgl.  den  Vertrag  vom  9.  VI.  1865 
(speziell  Art.   18)  in  Martens,  NRG,    19,  p.   530. 

-)  Schon  hier  sei  darauf  verwiesen,  dass  von  seilen  der  Vereinigten  Staaten  das 
Wart  reciprocity  und  reciprocity-trealies  aber  auch  in  einem  Sinne  verwandt  wird,  in 
welchem  es  dem  Begriffe  eines  Gemeiixschaftsverhältnisses  im  Sinne  des  Textes  sich 
annähert.     Vgl.  unten  §  83. 
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dritte  Nation  aus  dem  Eintritt  in  den  Zollverein  ergeben,  würden 
von  der  ausserhalb  des  Zollvereins  stehenden  meistbegfünstigten 
Vertragsnation  gar  nicht  erfüllt  werden  können.  Aus  der  blossen 
Meistbegünstigung  kann  auch  nicht  ein  Anspruch  der  meistbe- 
günstigten Nation  hergeleitet  werden,  dass  der  andere  Vertragsteil 
mit  ihr  gleichfalls  einen  Zollzerein  eingehe,  um  ihr  die  Erfüllung 
der  Kompensationsleistung  und  damit  die  Erlangung  der  ent- 
sprechenden Vorteile  zu  ermöglichen. 

Es  hätten  daher  z.  B.  die  Vereinigten  Staaten,  obwohl  der 
Abschluss  des  die  Meistbegünstigung-sklausel  enthaltenden  preussisch- 
amerikanischen  Handelsvertrages  der  Gründung  des  deutschen 
Zollvereins  vorangegangen  ist,  doch  nie  von  Preussen  verlangen 
können,  dass  die  amerikanischen  Waren  zollfrei  nach  Preussen  ein- 
gelassen würden,  weil  die  Waren  der  anderen  Staaten  des  deut- 
schen Zollvereins  zollfrei  nach  Preussen  gelangten.  Ein  derartiges 
Ansinnen  ist  auch  von  den  Vereinigten  Staaten  nie  gestellt  worden,  i) 
In  dem  am  25.  März  1844  unterzeichneten,  aber  nicht  ratifizierten 
und  nicht  in  Geltung  getretenen  Vertrage  zwischen  den  Vereinigten 
Staaten  und  dem  deutschen  Zollverein  2)  waren  auch  ganz  selbst- 
verständlich für  die  Einfuhr  aus  den  Vereinigten  Staaten  Zölle  bei- 
behalten, obwohl  dieselben  für  die  Einfuhr  von  dem  einen  Staate 
des  deutschen  Zollvereins  in  den  anderen  nicht  bestanden.-^) 

Der  Handelsvertrag  mit  Frankreich  vom  2.  August  1862  war 
von  Preussen  in  seinem  Namen  und  für  seine  Zollanschlüsse,  sowie 
im  Namen  der  anderen  Staaten  des  deutschen  Zollvereins  ge- 
schlossen worden  und  sollte  sich  (Art.  ■^i  Absatz  4)  auf  jeden 
deutschen  Staat  ausdehnen,  welcher  später  Mitglied  des  deutschen 
Zollvereins  werden  würde.*) 

')  VgL  Fisk,  S.  43—66,  77 — 91. 

'^)  Der  Vertrag  wurde  von  dem  Senate  der  Vereinigten  Staaten  nicht  genehmigt 
und  konnte  deshalb  nicht  ratifiziert  werden.  Zu  den  Gründen,  aus  welchen  der  Senat 
der  Vereinigten  Staaten  denselben  nicht  genehmigte,  gehörte  nicht  etwa  auch  der  Grund, 
es  seien  in  dem  Vertrage  —  trotz  Meistbegünstigung  —  Zölle  zu  Lasten  der  amerika- 
nischen Waren  bei  der  Einfuhr  in  die  einzelnen  Zollvereinsstaaten  vorgesehen,  während 
bei  der  Einfuhr  von  Waren  letzterer  untereinander  keine  Zölle  entrichtet  würden. 

'M  Fisk,  S.  89 — 91. 

*j  Eine  Bestimmung  dieser  letzteren  Art  war  in  dem  Handelsvertrag  zwischen  dem 
Zollverein  und  Grossbritannien  vom  30.  V.  1865  nicht  enthalten.  Als  daher  später 
die  beiden  Mecklenburg  sowie  Lauenburg  und  Lübeck  in  den  Norddeutschen  Bund 
und  —  dadurch  vermittelt  —  in  den  deutschen  Zollverein  eingetreten  waren,  wurde  durch 
eine  Deklaration  vom  9.  I.  1869  zwischen  dem  Zollverein  und  Grossbritanuien  die 
Ausdehnung  der  Bestimmungen  des  deutsch-britischen  Handelsvertrages  von  1 865  auf 
jene  deutschen  Staaten  besonders  vereinbart.     Martens,  NRG.    19,  p.   327. 
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Der  Handelsvertrag*  war  auf  zunächst  12  Jahre  geschlossen 
(Art.  32  x\bs.  i).  Aber  wenn  vor  Ablauf  dieses  Zeitraumes  der 
deutsche  Zollverein  sich  auflösen  würde,  sollten  die  in  dem  Handels- 
vertrag* eing'egangenen  wechselseitigfen  Verpflichtungfen  gfleich- 
zeitig*  mit  den  Grundverträgfen  des  deutschen  Zollvereins  ihre  ver- 
bindende Kraft  verlieren  (Art.  ^2  Abs.  2). 

Obwohl  der  Zollverein  damals  und  auch  nach  den  durch  den 
Zollvereinsvertrag"  vom  8.  Juli  1867  herbeigfefiihrten  Anderung-en 
seiner  Verfassung-seinrichtungfen  „nur  ein  Vertragsverhältnis  der 
verbundenen  Zoll  Vereinsstaaten"  war  und  keine  „Staatspersönlich- 
keit" begründete,  1)  sprach  jener  Handelsvertrag  mit  Frankreich 
z.  B.  in  Artikel  31  von  jedem  der  beiden  hohen  vertragschliessen- 
den  Teile,  indem  er  also  gegenüber  Frankreich  die  Gemeinschaft 
des  Zollvereins  als  ein  Ganzes  ins  Auge  fasste. 

Artikel  31,  welcher  die  Meistbegünstigungsklausel  ^)  enthielt, 
konnte  selbstverständlich  nicht  etwa  bloss  auf  Preussen  als  den 
formal  mit  Frankreich  den  Vertrag  schliessenden  Teil  bezogeii 
werden.     Er  lautete: 

Chacune  des  deux  Hautes  Parties  contractantes  s'engag^e  ä 
faire  profiter  l'autre  de  toute  faveur,  de  tout  privilege  ou  abaisse- 
ment  dans  les  tarifs  des  droits  ä  l'importation  ou  ä  l'exportation 
des  articles  mentionnes  ou  non  dans  le  present  traite,  qu'elle 
pourrait  accorder  par  la  suite  ä  une  tierce  puissance,  EUes 
s'engagent,  en  outre,  ä  n'etablir  l'une  envers  l'autre  aucun  droit 
ou  Prohibition  d'importation  ni  aucune  prohibition  d'exportation 
qui  ne  soit,  en  meme  temps,  applicable  aux  autres  nations  ...  .8) 

Artikel  2  aber  sprach  und  bestimmte  über  die  Einftihr  fran- 
zösischer Waren  nicht  in  die  einzelnen  Staaten  des  Zollvereins, 
sondern  in  den  Zollverein,  dessen  Gemeinschaftsbereich  also 
auch  hier  als  ein  Ganzes  aufgeführt  wurde. 

Es  ist  hiemach  zweifellos  und  ofEensichtHch,  dass  die  Gemein- 
schaftsbeziehungen  zwischen  den  verschiedenen  einzelnen  Zoll- 
vereinsstaaten, insbesondere  die  in  dieser  Hinsicht  bestehende  Zoll- 

1)  Vgl.  Hoffmann,  S.  280—281,  318—322. 

2)  Vgl.  Hoffmann,  S.  335—337. 

3)  Vgl.  den  Handelsvertrag  zwischen  dem  Zollverein  und  Grossbritannien  vom 
30.  V.  1865  (Martens.  NRG.  19,  p.  323),  insbesondere  Art.  5  (Meistbegünstigung), 
Art.  2  und  7.  In  dem  Artikel  5  Absatz  4  wird  speziell  konstatiert,  dass  die  voran- 
gehenden Bestimmungen,  welche  gegen  den  Erlass  von  Ausfuhrverboten  mit  auf  das 
andere  Vertragsland  beschränkter  Wirkung  sich  richten,  nicht  die  Verpflichtungen  der 
Zollvereinsstaaten  entkräften  sollen,  welche  letzteren  durch  die  Verfassung  des  Deutschen 
Bundes  auferlegt  seien. 
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freiheit,  P>ankreich  kein  Recht  gaben,  kraft  Meistbegfünstigung- 
seinerseits  die  Zolllreiheit  in  den  einzelnen  Zollvereinsstaaten  zu 
beanspruchen.  Frankreich  konnte  einen  derartigen  Anspruch  auch 
nicht  erheben,  wenn  ein  damals  noch  ausserhalb  des  Zollvereins 
stehender  Staat  später  in  denselben  eingetreten  wäre  und  dadurch 
ZoIJfreiheit  gegenüber  den  anderen  Zollvereinsstaaten  erlangt  hätte. 

Die  Zollvereinsverträge  begründeten  allerdings  nicht  eine  neue 
,,Staatspersönlickeit".  Aber  man  darf  sich  auch  nicht  daran 
genügen  lassen,  dass  sie  „nur  ein  Vertragsverhältnis"  herstellten. 
Das  taten  auch  die  Handelsverträge. 

Die  Zollvereinsverträge  stellten  ein  Gemeinscliaftsverhältnis 
für  die  Gesamteinwohnerschaft  innerhalb  des  ganzen  zur  Einlieit 
zusammeng-efassten  Vereinsbereiches  her.  Die  Handelsverträge 
begründeten  nur  reciproke  Verhältnisse  zwischen  den  gesondert 
bleibenden  Bereichen  der  Vertragstaaten  für  die  diesseitig-e  und 
die  jenseitige  Einwohnerschaft, 

Ein  Blick  in  den  Inhalt  der  Zollvereinsverträge  zeigt,  dass  die 
dadurch  geschaffene  Gemeinschaft  und  deren  Normen  und  (Ver- 
waltungs-)  Einrichtungen  tief  in  die  „inneren"  Verhältnisse  eing'riff 
und  dadurch  die  Ausübung  der  Befugnisse  der  einzelnen  Vereins- 
staaten regulierte  und  beschränkte.  Das  Gemeinschaftsrecht  betraf 
Verhältnisse  der  Individuen,  inner-fiskalische  Verhältnisse  der  ein- 
zelnen Vereinsstaaten  (innere  Verbrauchsabgaben)  und  auch  „innere" 
Verhältnisse  zwischen  verschiedenen  Teilen  eines  Vereinsstaates. 
In  letzterer  Hinsicht  sei  z.  B.  nochmals  daran  erinnert,  dass  kraft 
des  deutschen  Zollvereinsvertrages  vom  22.  März  1833  Art.  3 
Absatz  3  ein  Vereinsstaat  einem  Teile  seines  Staatsbereiches, 
welcher  bis  dahin  „ZoUausschluss"  gewiesen  war  und  dies  blieb, 
von  Inkrafttreten  jenes  Vereinsvertrages  ab  selbständig  keinerlei 
neue  Begünstigungen  in  Beziehung  auf  den  Handelsverkehr  mit 
dem  zum  Vereinsbereich  gehörig-en  Hauptlande  des  betreffenden 
Vereinsstaates  mehr  gewähren  konnte.  Es  konnte  dies  nur  im 
gemeinsamen  Einverständnis  der  Vereinsstaaten  geschehen.  Es 
bestand  also  in  Hinsicht  auf  die  Zollverhältnisse  nicht  bloss  Ge- 
rn einschaft  zwischen  dem  Hauptland  des  betreffenden  Vereinsstaates 
und  den  anderen  Vereinsstaaten  und  Sonderung  zwischen  Haupt- 
land und  Nebenland  jenes  Vereinsstaates.  Sondern  die  spezielle 
Vereinsgemeinschaft  griff  in  die  inneren  Verhältnisse  des  betreffenden 
Vereinsstaates  dergestalt  ein  und  beschränkte  die  sonst  potentiell 
unbeschränkten  staatlichen  Gemeinschaftsbefugnisse  so,  dass  dieser 
Vereinsstaat    nicht    mehr     beliebig     und    selbständig    kraft    jener 
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potentiellen  Staatsbefugnis  die  aktuelle  Zollsonderung-  zwischen 
Haupt-  und  Nebenland  in  eine  aktuelle  Zollgemeinscliaft  umwandeln 
konnte. 

Die  inhaltlich  spezielle  und  aktuelle  Vereinsgemeinschaft  be- 
gründete als  die  weiter  ausgedehnte  rechtlich  einen  Vorrang  vor 
der  sonst  ihrem  Inhalt  nach  potentiell  umfassenden,  aber  auf  einen 
engeren  räumlich -personalen  Kreis  beschränkten  Staatsgemein- 
schaft. — 

Der  jetzt  geltende  britisch-südafrikanische  Zollvereins  vertrag 
wurde  im  März  1903  auf  einer  Konferenz  in  Bloemfontein  zwischen 
Vertretern  der  britischen  Kolonien  und  Territorien  in  Südafrika  ver- 
einbart 1)  und  ist  nach  Genehmigung  durch  die  Parlamente  der 
Kapkolonie  und  Xatals  seit  dem  15.  August  2)  1903  in  Kraft  ge- 
treten. 3) 

Der  Zollverein  ist  zwischen  der  Kapkolonie,  Natal,  der  Oranje- 
Fluss-Kolonie,  Transvaal  und  Süd  Rhodesien  geschlossen.  Basuto- 
land  und  der  unter  direkter  britischer  Verwaltungs- Kontrolle 
stehende  Teil  von  Bechuanaland-Protektorat  sind  in  denselben 
aufgenommen,  aber  im  allgemeinen  ohne  Stimmrecht  (Art.  i,  21 
und  Anlagen  A  und  B,  Ziff.  3). 


1)  South  Africa.  Draft  Customs  Union  Convention  agreed  to  by  Representatives 
of  the  British  Colonies  and  Territories  in  South  Africa  at  a  Conference  at  Bloemfontein 
in  March   1903  (Cd.    1599 — 1903).  —  D.  H.   1903,  S.  1378 — 1389. 

2)  Der  Tarif  des  Art.  3  für  Transvaal  schon  vorläufig  seit  dem  20.  VII.  1903.  — 
D.  H.   1903,  S.  1389. 

^)  Er  hat  den  Zollvereinsvertrag  zwischen  Kapkolonie,  Oranje-Freistaat  und  Natal 
von  1898  ausser  Kraft  gesetzt,  bis  auf  die  beiden  Basutoland  und  Bechuanaland-Pro- 
tektorat betreffenden  Anlagen  A  und  B  desselben,  -welche  gemäss  Artikel  i  auch  in  die 
neue  Konvention  als  Anlagen  A  und  B  aufgenommen  worden  sind. 

Schon  1894  bestand  zwischen  der  Kapkolonie  und  dem  Oranje-Freistaat  ein  Zoll- 
verein auf  Grund  eines  Vertrages,  welchen  die  Kapkolonie  —  nicht  die  britische 
Regierung  für  die  Kapkolonie  —  mit  dem  Oranje-Freistaat  geschlossen  hatte.  Im  all- 
gemeinen sind  die  britischen  Selbstverwaltungskolonien  nicht  befugt,  mit  fremden  Staaten 
Verträge  zu  schliessen  (vgl.  S.  385 — 386,  397 — 398).  Die  britische  Regierung  erteilte 
aber  einem  kolonialen  Gesetzgebungsakte  der  Kapkolonie,  durch  welchen  die  Regierung 
der  Kapkolonie  zur  Eingehung  der  Zollunion  mit  dem  Oranje-Freistaat  ermächtigt  wurde, 
ihre  Zustimmung.  Ein  britischer  Reichsgesetzgebungsakt  erging  nicht  zu  diesem  Behufe. 
Der  betreffende  koloniale  Gesetzgebungsakt  hatte  ursprünglich  vorgesehen,  dass  den  Er- 
zeugnissen des  Oranje-Freistaates  Vorzugszölle  vor  jedweden  anderen  Einfuhren  in  die 
Kapkolonie  sollten  gewährt  werden  können.  Er  erhielt  die  Genehmigung  der  britischen 
Regierung  aber  erst,  nachdem  er  dahin  eingeschränkt  worden  war,  es  sollten  den  Er- 
zeugnissen des  Oranje-Freistaates  solche  Vorzugszölle  nur  vor  jedweden  anderen  auf 
dem  Uberlandwege  —  also  nicht  auf  dem  Seewege  —  erfolgenden  Einfuhren  in  die 
Kapkolonie  gewährt  werden  können.     Colonial  Conference  (C.  —  7553)1894,  p.  70 — 71. 
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Der  Zollvereinsvertrag-  sieht  vor,  dass  jede  andere  Kolonife, 
Territorium  oder  Staat  in  Süd-  oder  Central-Afrika,  welche  eine 
civilisierte  Regierung-  haben,  in  denselben  aufg-enommen  werden 
können  (Art,  24).  Das  würde  also  auch  in  Beziehung-  auf  die 
dortig-en  deutschen  und  portug-iesischen  Kolonien  gelten  und 
eventuell  auf  Grund  der  Näherbeziehung  der  Lage^)  mit  diesen  in 
Zollsachen  eine  engere  internationale  Gemeinschaft  herbeiführen, 
als  die  interkoloniale  Gemeinschaft  mit  dem  britischen  Mutterland 
und  den  anderen  Teilen  des  britischen  Reiches  in  dieser  Hin- 
sicht ist. 

Auf  Grund  der  Näherbeziehung-  der  Lage  ist  einem  Mit- 
glied des  Zollvereins,  nämlich  Transvaal,  die  Befugnis  vorbehalten, 
die  Erzeugnisse  von  Britisch  Central-Afrika  und  von  der  portu- 
giesischen Provinz  Mozambique  —  mit  x\usnahme  von  Spirituosen  — 
zollfrei  bei  sich  einzuführen  (Art.  22  u.  2). 

Auf  Grund  der  interkolonialen  Gemeinschaft  gewährt  der  Zoll- 
verein den  Waren  des  Mutterlandes  Grossbritannien  einen  Zoll- 
nachlass,  also  einen  Vorzugszolltarif  (Art.  3).-)  Der  Zollvereinsvertrag 
sieht  vor,  dass  ein  ähnlicher  Vorzugszolltarif  auch  den  Waren 
jeder  britischen  Kolonie,  Protektorat  oder  Besitzung  gewährt 
werden  soll,  welche  g-leichwertige  reciproke  Vorrechte  den  Kolonien 
und  Territorien  des  Zollvereins  zug-estehen.  Aber  diese  Bestimmung 
soll  erst  von  einem  künftig  zwischen  den  Mitgliedern  des  Zollvereins 
zu  vereinbarenden  Tage  ab  in  Geltung  treten  (Art.  4). 

Süd-Rhodesien  hat  —  allerdings  wohl  mehr  in  seinem  eig-enen 
Interesse,  als  im  interkolonialen  Gemeinschaftsinteresse  —  die 
spezielle  Befugnis,  gegenüber  den  Waren  aus  allen  anderen 
Teilen  des  britischen  Reiches  und  aus  britischen  Protektoraten  die 
Zollsätze  des  Zollvereins  bis  auf  den  Höchstbetrag  der  Zölle  zu  er- 
mässigen,  welche  Süd-Rhodesien  nach  Klausel  47  des  für  Süd- 
Rhodesien  ergangenen  Order  in  Council  von  1898  auflegen  durfte 
(Art.  14). 

Jedes  einzelne  Glied  des  Zollvereins  behält  die  Freiheit,  die 
Einfuhr  von  Waren  aus  dem  Ausland,  nicht  aber  die  Durchfuhr 
derselben  nach  einem  anderen  Zollvereinslande  zu  untersagen 
(Art.   10). 


')  Vgl.  §  83. 

2)  Nachlass  von  2$^Jq  des  Zolles.  Für  eine  Reihe  besonders  wichtiger  mit  einem 
Wertzoll  von  21/2%  belegten  Chemikalien,  Materialien  und  Maschinen  für  Minen-, 
Eisenbahn-,      landwirtschaftliche,     Beleuchtungs  -  Zwecke    u.    s.    w.     völliger     Nachlass 

des  Zolles. 
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Von  Zollvereinswegfen  sind  die  Zölle  auf  die  \yaren  des  Aus- 
landes festg-esetzt  (Art.  2). 

Die  Einnahmen  aus  den  Zöllen  werden  nicht  g-emeinschaftiich, 
sondern  fliessen  den  einzelnen  Zollvereinsländern  zu.  Die  Er- 
hebung- erfolgt  durch  das  Zollvereinsland,  wo  die  Einfuhr  in  den 
Zollverein  geschieht.  Aber  der  Ertrag-  ist  abzüglich  5  <*/o  für  Zoll- 
verwaltungsausgaben dem  Zollvereinslande  des  Verbrauches  der  Waren 
herauszugeben   (Art.  6  und  2). 

Jedes  Zollvereinsland  hat  auch  Einrichtungen  zu  treffen,  dass 
Waren  aus  dem  Auslande  unter  Zollverschluss  in  Lagerhäusern 
ohne  Entrichtung  des  Zolles  gelagert,  weiterverschickt  und  wieder 
in  Lagerhäusern  untergebracht  werden  können  (Art.   11). 

Die  Durchfuhr  von  Waren,  welche  zum  Verbrauch  im  Aus- 
lande, d.  h.  ausserhalb  des  Zollvereins,  bestimmt  sind,  kann  jedes 
Zollvereinsland  nach  seinem  Belieben  zollfrei  oder  gegen  eine  von 
ihm  bestimmte  Abgabe  gestatten  (Art.  8). 

Die  einzelnen  Zoll  Vereinsländer  sind  nicht  berechtigt,  Zoll- 
nachlässe oder  Zollrückvergütungen  zu  gewähren.  Ausnahmen 
hiervon  sind  nur  in  den  vom  Zollvereinsvertrag  bestimmten  Fällen 
zulässig  (Art.  12).^)  Gewährt  demgemäss  ein  Zollvereinsland  einen 
Zollnachlass  oder  suspendiert  es  die  Zollerhebung,  so  ist  es  für  die 
Erhebung  und  Erstattung  des  nachgelassenen  oder  suspendierten 
Zolles  verantwortlich,  falls  die  zollpflichtigen  Waren  in  ein  anderes 
Land  des  Zollvereins  zum  Verbrauch  überführt  werden  (Art.  16). 

Die  Waren  der  Länder  des  Zollvereins  werden  untereinander 
im  allgemeinen  zollfrei  zugelassen.  Dieser  Vorzug  vor  den 
Auslandswaren  ist  nach  dem  Stande  der  wirtschaftlichen  Produktion 
in  Südafrika  in  Beziehung  auf  eine  Reihe  landwirtschaftlicher  Er- 
zeugnisse und  auf  Sprengmittel  2)  praktisch  wichtig. 


1)  Zulässig  ist  teilweiser  oder  gänzlicher  Zollnachlass  seitens  eines  Zolivereinslandes 
bei  der  Einfuhr 

a)  in  Bezug  auf  denaturierten  Spiritus  oder  Alkohol  zu  industriellen  oder  wissen- 
schaftlichen Zwecken  und  in  Bezug  auf  Seife  und  andere  Materialien  zum  Zwecke  des 
Wolle -Waschens  (Art.   i8). 

b)  für  die  britischen  Truppen  und  den  an  die  Spitze  jedes  Zollvereinslandes  ge- 
stellten britischen  Beamten  (Art.   19). 

'^  In  Beziehung  auf  Sprengmittel  hätte,  soweit  der  Zoll  (i  ^/o  d  für  das  pound) 
Uberzoll  gewesen  wäre,  und  das  Ausland  und  das  britische  Mutterland  infolge  desselben 
nicht  hätte  konkurieren  hönnen,  innerhalb  des  britisch -südafrikanischen  Zollvereins 
praktisch  wohl  ein  Monopol  einer  Sprengstofffabrik  (der  de  Beers  Company?)  bestanden. 
Die  Minenindustrie    als   Sprengstoff- Konsumentin  oder  die   britische    Sprengstoffindustrie 

Kaufmann,  Welt-Zuckerindustrie.  29 
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Andererseits  aber  ist  es  für  einzelne  Zollvereinsländer,  nament- 
lich Transvaal  und  Süd -Rhodesien,  wichtig-,  im  Interesse  der  Be- 
völkerung im  allgfemeinen  und  der  Entwickelung-  des  Landes  die 
Lebensmittel  und  die  für  die  Minenindustrie  so  bedeutsamen  Spreng- 
mittel  nicht  durch  Zölle  verteuern  zu  lassen.  Deshalb  ist  allen 
einzelnen  Zoll  Vereinsländern  die  Befug-nis  vorbehalten,  die  Zölle 
auf  die  Einfuhr  von  Getreide  u,  s  w.  für  den  Verbrauch  unter  der 
Bedingfung'  zu  suspendieren,  dass  sie  während  der  Suspension  des 
Zolles  entsprechenden  Artikeln  eines  anderen  Zollvereinslandes, 
welche  bei  ihnen  zum  Verbrauch  eing-eführt  werden,  eine  dem 
suspendierten  Zolle  gfleichkommende  Prämie  gewähren  (Art.  15).. 
Für  Süd -Rhodesien  ist  diese  Befugnis  auch  noch  auf  eine  Reihe 
anderer  Lebensmittel  und  auf  Sprengmittel  ausgedehnt. 

Ohne  Pflicht  zur  eventuellen  Prämieng-e Währung-  hat  Süd- 
Rhodesien  ausserdem  noch  die  oben  erwähnte  Spezial-Befugnis  zu 
Zollnachlässen  gegenüber  britischen  Waren. 

Insoweit  ein  Zollvereinsland  eine  Verbrauchsabgabe  von  ge- 
wissen im  Inland  erzeugten  Getränken  und  von  Sprengmitteln  er- 
hebt, ist  es  berechtigt,  einen  entsprechend  hohen  Zoll  den  ein- 
geführten gleichen  Artikeln  der  anderen  Zollvereinsländer  auf- 
zulegen. Dieser  Zoll  muss  aber  g-egenüber  allen  anderen  Zoll- 
vereinsländern gleich  bemessen  sein. 

Wo  in  einem  Zoll  Vereinslande  Verbrauchsabgaben  auf  einen. 
Artikel  bestehen,  kann  derselbe  unter  Steuerkontrolle  —  ohne 
Entrichtung  der  Abgabe  —  in  andere  Zollvereinsländer  ausgeführt 
werden. 

Verbietet  ein  Zollvereinsland  bei  sich  die  Erzeugung*  von 
Spirituosen  für  den  Verbrauch,  so  kann  es  auf  Spirituosen  aus 
anderen  Zollvereinsländern  einen  Zoll  bis  zur  Höhe  des  Zolles  auf- 
legen, welcher  von  g-leichartig-eii  Spirituosen  des  Zollvereins-Aus- 
landes zu  entrichten  ist  (Art.   1 7). 

Durch  den  britisch-südafrikanischen  Zollvereinsvertrag  ist  also- 
eine Gemeinschaft  für  den  ganzen  Zollvereinsbereich  geschaffen. 
Aber  in  gewissen  Hinsichten  sind  zoll-fi.skalische  Unterstufungen 
und  Sonderungen  der  einzelnen  Zollvereinsländer  innerhalb  jener 
Gemeinschaft  bestehen  geblieben. 


scheinen  es  durchgesetzt  zu  haben,  dass  erstere  diesem  Monopol  nicht  unterworfen  wird, 
und  die  Konkurrenzverhältnisse  für  die  britische  (und  ausländische?)  Sprengstoftindustrie 
(durch  Erhebung  einer  dem  Auslandszoll  entsprechenden  Verbrauchsabgabe  von  den  im 
Zollinland  erzeugten  Sprengmitteln  r)  günstiger  gestaltet  werden. 
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§    81.      Einschiebung:    Die    internationale   Verkehrsmittel- 
gemeinschaft  als  zollausschliessende  Gemeinschaft. 

Die  Vorrangsfrage  wird  hinsichtlich  der  Zollverliältnisse  nicht 
bloss  durch  die  Kollision  und  das  teilweise  Ineinandergreifen  (Zu- 
sammenfallen) verschiedener  Grenzzollsysteme  praktisch. 

Die  moderne  Entw-ickelung  des  internationalen  Rechtes  der 
die  Länder  durchziehenden  Verkehrsmittel  und  -anstalten,  speziell 
die  moderne  Entwickelung  des  internationalen  StromschifFahrts- 
verkehrsrechtes  i)  führt  im  Hinblick  auf  die  Zollverhältnisse 
Kollisionen  zwischen  den  international  sich  erstreckenden,  Zoll 
ausschliessenden  Verkehrsmittelgemeinschaften  einerseits  und  den 
durch  Grenzzolllinien  abgeschlossenen  staatlichen  Gemeinschaften 
und  internationalen  Zollvereinen  andererseits  und  damit  anders 
gelagerte  Vorrangsfragen  herbei. 

Unter  dem  von  der  französischen  Revolution  -)  gegebenen 
Impulse  waren  im  Verlauf  der  Revolutions-  und  Napoleonischen 
Zeit  auf  einer  Anzahl  sog.  internationaler  Ströme  —  d.  h.  solcher 
schiffbaren  Ströme,  welche  in  ihrem  Laufe  mehrere  Staaten  von 
einander  trennen  oder  durchfiiessen,  —  durch  internationale  Akte 
die  Schiffahrtsbeschränkungen  früherer  Epochen  so  weit  gemässigt 
■v^orden,  dass  diese  schifToaren  Flüsse  gevvissermassen  als  g-emein- 
sames  Eigentum  der  Uferstaaten  betrachtet  wurden,  und  deshalb 
den  Angehörigen  eines  jeden  dieser  Uferstaaten  ein  Recht  zur 
Schiffahrt  über  den  ganzen  Flusslauf  und  nicht  bloss  über  den- 
jenigen Teil  des  Flusslaufes  zugesprochen  wurde,  welcher  sich 
innerhalb  der  Grenzen  des  betreffenden  einzelnen  Uferstaates  hielt. 

Entsprechend  einer  Anreg'ung,  welche  zuerst  gleichfalls  von 
französischer  Seite  auf  dem  Rastätter  Kongress  von  1798  ge- 
geben worden  war,  kam  am  Schlüsse  der  Napoleonischen  Epoche 
auf    dem    Wege     über     Artikel     5     des     Pariser     Friedens     vom 


')  Vgl.  hierzu  Kaufmann,  Mitteleuropäische  Eisenbahnen,  S.  i  — 10,  15 — 60.  Die  inter- 
nationalen Eisenbahn -Verkehrsgemeinschaften  haben  die  Gegensätzlichkeit  und  den  Ab- 
schluss  der  staaüichen  Grenzzoll -Gemeinschaften  wenigstens  insoweit  durchbrochen, 
dass  Durchfuhrzölle  auch  zu  Lande  regelmässig  nicht  mehr  entrichtet  werden,  und  dass 
die  Erhebung  der  Zölle  häufig  von  der  Grenze  ins  Innere  auf  Zollabfertigungs-  und 
-erhebungsstationen  verlegt  wird,  welche  dem  Bestimmungsort  der  Waren  möglichst  nahe 
belegen  sind.  Möglicherweise  sind  die  grossen,  für  den  internationalen  Eisenbahn- 
verkehr zusammenwirkenden  Eisenbahnorganisationen  in  Zukunft  zu  international-gefiiein- 
schaftlichen  positiven  Aufgaben  wirtschafüich- fiskalischer  Art  berufen. 

■-)  Dekret  des  provisorischen  Exekuti\-rates  des  französischen  Nationalkonventes 
vom   16.  XI.   1792. 

29* 
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30.  Mai  18 14  durch  die  vom  Wiener  Kongress  in  den  Artikeln 
108 — 117  der  Wiener  Kongressakte  vom  9.  Juni  18151)  an- 
genommenen Grundsätze  die  Anschauung  internationalrechtlich 
zum  Durchbruch,  dass  g-ewissermassen  hinsichtUch  der  inter- 
nationalen Ströme  ein  von  dem  ausschliesslichen  Eig-entums-  und 
Herrschaftsrechte  der  Uferstaaten  gelöstes  und  dasselbe  be- 
schränkendes allgemeines  internationales  Schiffahrtsverkehrsrecht 
bestehe. 

Diese  Anschauung  fand  ihren  Ausdruck  in  der  international- 
rechtlichen F'estsetzung ,  dass  die  Schiffahrt  auf  jenen  inter- 
nationalen Strömen  von  dem  Punkte,  wo  dieselben  schiffbar 
werden,  bis  in  ihre  Mündung  gänzlich  frei  sei,  und  die  Schiffahrts- 
verkehrsberechtigung niemandem  versagt  werden  dürfe,  auch  die 
Schiffahrts -Polizeireglements  für  jene  Ströme  in  einer  dem  Verkehr 
aller  Nationen  möglichst  günstigen  Weise  gestaltet  werden 
müssten  (Art.  109  der  Wiener  Kongressakte).  D.  h.  für  die 
Schiffahrttreibenden  aller  Nationen  und  nicht  bloss  für  die  Schiff- 
fahrttreib enden  der  Uferstaaten  wurde  der  Grundsatz  der  SchifF- 
fahrtsfreiheit  auf  jenen  Strömen  intemationalrechtlich  proklamiert, 
und  insbesondere  der  Zusammenhang  dieser  Stromverkehrsstrassen 
als  international  freier  Verkehrsstrassen  mit  dem  gleichfalls  eine 
international  freie  Verkehrsstrasse  bildenden  Meere  anerkannt,  in- 
dem auch  die  Freiheit  der  Schiffahrt  von  und  nach  dem  Meere 
bezüglich  jener  Ströme  angenommen  wurde. 

Allerdings  wurde  in  praxi  jener  Grundsatz  internationaler 
Stromschiffahrtsfreiheit  nur  allmählich  und  schrittweise  in  Be- 
ziehung auf  die  einzelnen  internationalen  Ströme  durchgeführt. 
Mancherlei  Hemmungen  und  Auslegungskünste  wurden  versucht, 
um  die  Schiffahrt  doch  unter  Beschränkungen  und  diejenige  der 
Angehörigen  von  Nichtuferstaaten  fern  zu  halten.  Bekannt  ist, 
wie  bezüglich  des  Rheines  die  Niederlande  sich  an  den  Ausdruck 
jusqu'a  la  mer'  der  Schiffahrtsakte  von  181 5  klammerten,  um  der 
Freiheit  der  Schiffahrt  von  und  nach  dem  Meere  Hindemisse  zu 
bereiten,  dann  aber  in  dem  Mainzer  Vertrag  von  1831  der  andere 
Ausdruck  ,jusque  dans  la  mer*  speziell  gewählt  wurde,  um  auch 
im  Wortlaut  jeden  derartigen  Zweifel  und  einschränkenden  Aus- 
legungsversuch unmöglich  zu  machen. 

Durch  die  Wiener  Kongressakte  wurde  den  Uferstaaten  der 
einzelnen  internationalen  Ströme  die  gemeinsame  Festsetzung  aus- 

^)  Marteas,  NR.  2,  p.  379. 
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fiihrlicher  Schiffahrtsreglements  für  dieselben  und  dabei  die  Be- 
obachtung' der  von  der  Wiener  Kongressakte  aufg^estellten  Prinzipien 
zur  völkerrechtHchen  Pflicht  gfemacht  (Art.   108), 

Die  g-emeinsame  Schaffung-  einer  solchen  Schiffahrtsakte  in 
Beziehung-  auf  den  einzelnen  internationalen  Strom  seitens  der 
Uferstaaten  stellte  sich  daher  als  Ausführungfsakte  dar,  zu 
welcher  die  Uferstaaten  in  Gemässheit  der  Wiener  Kongressakte 
völkerrechtlich  verpflichtet  waren,  und  mit  deren  Erlass  für  die 
Uferstaaten  in  Beziehung-  auf  diesen  Strom  die  Grundsätze  der 
Wiener  Kongressakte  über  die  Schiffahrtsfreiheit  praktisch  in 
Geltung  traten.  Im  Hinblick  auf  die  völkei rechtlichen  Pflichten 
aus  der  Wiener  Kongressakte  waren  daher  von  Erlass  einer  solchen 
gemeinsamen  Ausfuhrungs- Schiffahrtsakte  ab  hinsichtlich  des  be- 
treffenden internationalen  Stromes  nachträglich  weder  der 
einzelne  Uferstaat  1)  noch  die  vereinigten  Uferstaaten  mehr 
berechtigt,  andere  Bestimmungen  zu  treffen,  welche  in  wesent- 
lichen Punkten  gegen  die  von  der  Wiener  Kongressakte 
fixierten  Prinzipien  verstiessen,  z.  B.  die  Schiffahrtsfreiheit  auf 
die  Angehörigen  der  Uferstaaten  beschränkten. -2) 

So  weist  z.  B.  die  von  den  Uferstaaten  der  Elbe  gemeinsam 
erlassene  Elb-Schiffahrts-Akte  vom  23.  Juni  i&2i^)  in  der  Einleitung 
auf  ihren  Ausführungscharakter  im  Verhältnis  zu  der  Wiener 
Kongressakte  ausdrückUch  hin. 

Würde  daher  die  in  Artikel  i  dieser  Elbschiffahrtsakte  von  1821 
festgestellte  freie  Schiffahrtsberechtigung  der  Schiffahrttreibenden 
aller  Nationen  von  der  offenen  See  nach  der  Elbe  und  umgekehrt 
später  durch  einen  deutschen  Staat  verletzt,  so  wären  nicht  bloss 
Osterreich  als  Uferstaat  und  Vertragschi iessender  dieser  ElbschifFahrts- 

^)  Der  einzelne  Uferstaat  war  ausserdem  im  Hinblick  auf  die  völkerrechtlichen 
Pflichten,  welche  ihm  aus  der  betreffenden  völkerrechtlichen  Ausführungsakte  an  sich 
erwuchsen,  hierzu  nicht  mehr  berechtigt  (Wiener  Kongressakte  Art.   116,    iil). 

'^)  Vgl.  in  den  Protokollen  der  Pariser  Konferenz  von  1 858  Widerspruch  Gross- 
britanniens gegen  Art.  34  der  von  den  Donau -Uferstaaten  beschlossenen  Wiener  Akte 
für  die  Donauschiffahrt  vom  7.  XI.  1857,  welchem  Widerspruch  Preussen,  Frankreich, 
Russland  und  Sardinien  sich  anschlössen  (Martens,  NRG.   16-,  p.  44,  45,  75). 

3)  Martens  NR.  5,  p.  714.  Die  Wiener  Akte  der  Donau-Uferstaaten  lür  die 
Donauschiffahrt  vom  7.  XI.  1857  (Martens  NRG.  16  2,  p.  75)  ist  nicht  in  Wirksamkeit 
getreten  oder  nicht  aufrechterhalten  worden  infolge  des  Widerspruches,  welchen  ver- 
schiedene andere  europaische  Grossmächte  auf  der  Pariser  Konferenz  von  1858  gegen 
mehrere  Bestimmungen  derselben  erheben  Hessen,  weil  sie  nicht  im  Einklang 
mit  der  Wiener  Kongressakte  vom  9.  VI.  1815  und  dem  Pariser  Friedensvertrag  vom 
20.  III.  1856  ständen.  Protokolle  14,  18,  J9  der  Pariser  Konferenz  v.  1858  (Martens 
NRG.   16*,  p.  35,  36,  42—50,  insbes.  p.  49). 
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akte,  sondern  auch  die  anderen  vertragschliessenden  Staaten  der 
Wiener  Kongressakte  von  1815  berechtigt,  hiergegen  Einspruch 
zu  erheben. 

Durch  die  Wiener  Kong'ressakte  und  die  im  Laufe  des  19.  Jahr- 
hunderts für  viele  einzehie  jener  sog.  internationalen  Ströme  er- 
gang^enen  Schiffahrtsakte  wurden  die  betreffenden  Ströme  kraft 
internationalen  Rechtes  zu  internationalen  Verkehrsstrassen  mit 
internationalrechtlich  begTÜndeter  und  g-eregelter  Schiffahrtsfreiheit 
gemacht. 

Eine  internationalrechtliche  Völker- Verkehrsgemeinschaft  wurde 
in  Hinsicht  der  Schiffahrt  auf  diesen  Strömen  hergestellt. 

Internationalrechtlich  wurde  die  Schiffahrtsfreiheit  auf  diesen 
Wasserstrassen  insbesondere  auch  gegenüber  Beschränkungen 
gesichert  und  geregelt,  welche  derselben  von  selten  der  Uferstaaten 
durch  Auflage  von  Zöllen  bisher  bereitet  waren  oder  aus  staatlicher 
Machtbefugnis  sonst  in  Zukunft  hätten  bereitet  werden  können. 

Seit  dem  früheren  Mittelalter  waren  Zölle  1)  zunächst  als  Wege- 
und  Passierzölle  beim  Passieren  der  öffentlichen  Land-  und  Wasser- 
Strassen  und  speziell  der  an  denselben  befindlichen  Zollstätten 
erhoben  worden.  Diese  Zölle  waren  Gebühren  für  die  Benutzung 
und  Inanspruchnahme  der  öffentlichen  Strassen  und  der  Einrichtungen 
derselben,  sowie  für  den  Geleitschutz  gewesen. 

Dann  aber  hatte  schon  zeitig  der  zollberechtigte  Herr  von 
der  durch  sein  Territorium  g'eführten  Ware  den  Zoll  als  sog.  Wehr- 
zoll auch  in  Anspruch  genommen,  wenn  der  Warenführer  zur  Er- 
sparung des  Zolles  die  Zolls trasse  gänzlich  gemieden  und  einen 
sog.  Beiweg  benutzt  hatte. 

Damit  begann  der  Begriff  des  Zollgebietes,  welcher  zu  dem 
System  der  Grenzzölle  erst  für  engere  Bereiche  —  Provinzen  — , 
dann  für  ganze  Staaten  und  schliesslich  für  Staatenzollvereine  führte. 

Gegen  Ausgang  des  18.  Jahrhunderts  waren  —  speziell  in 
Deutschland  —  nicht  bloss  die  einzelnen  Staaten,  sondern  auch 
die  einzelnen  Provinzen  noch  vielfach  durch  Grenzzölle  voneinander 
geschieden.  In  Preussen  wurde  erst  durch  das  preussische  Gesetz 
vom  26.  Mai  18 18  unter  Aufhebung  der  Provinzialzölle  ganz 
Preussen  zu  einem  von  einer  Zolllinie  umgebenen  einheitlichen 
Wirtschaftsbereich  zusammengefasst. 

Diese  allmählich  ihren  Bereich  erweiternden  Grenzzollsystenie 
führten  allerdings  innerhalb  der  Grenzzolllinie  unter  Aufhebung 
bisheriger    Zollbeschränkungen    zur    Herstellung-    von    Wirtschafts- 

^)  Hoifmann,  S.   i — 4,   19 — 27,  30 — 44,  91  —  n6. 
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und  Verkehrsfreiheit,  bewirkten  aber  eine  neue  Schranke  und  einen 
mehr  oder  weniger  starken  Abschluss  hinsichtUch  der  Wirtschafts- 
und Verkehrsbeziehung-en  gegenüber  den  ausserhalb  dieser  Grenz- 
jzoIUinie  befindUchen  Ländern. 

Gegen  Ausgang  des  i8.  Jahrhunderts  hatten  die  Grenzzoll- 
systeme  auch  noch  keineswegs  innerhalb  ihres  Bereiches  zur 
völligen  Beseitigung  der  Wege-  und  Passierzölle  geführt.  Es  be- 
standen solche  noch  vielfach  namentlich  an  den  öffentlichen  Wasser- 
strassen und  bildeten  eines  der  schweren  künstlichen  Hemmnisse, 
welche  die  Entwickelung  von  Schiffahrt  und  Verkehr  auf  denselben 
seit  Jahrhunderten  unterbunden  und  lahmgelegt  hatten. 

Die  Stromstrassen-  und  -passierzöUe  waren  vorwiegend  ein 
aus  der  Vergangenheit  überkommenes  und  bestehendes  Hemmnis, 
•dessen  Abtragung-  im  Interesse  des  internationalen  Strom  Verkehrs 
erforderlich  war.  Die  Grenzzölle  aber  drohten  namentlich  in  der 
Zukunft  zu  einer  immer  grösseren  Behinderung  des  internationalen 
Stromverkehrs  zu  werden,  wenn  dem  nicht  durch  internationale 
Anordnungen  vorgebeug't  wurde. 

Den  bestehenden  Zuständen  und  Entwickelungstendenzen  gegen- 
über mussten  deshalb  die  seit  Ausgang  des  i8.  Jahrhunderts  und 
im  19.  Jahrhundert  ergehenden  internationalen  Strom  rech  tssatzungen 
zxxr  Herbeiführung  der  von  ihnen  erstrebten  internationalen  Schiff- 
fahrts-  und  Warenverkehrsfreiheit  auf  den  internationalen  Strömen, 
welche  damals  mit  dem  Meere  die  wichtigsten  Verkehrsstrassen 
bildeten,  nach  zweierlei  Richtung  den  Zollbefugnissen  der  Uferstaaten 
internationalrechtliche  Schranken  ziehen: 

1.  wurde  internationalrechtlich  die  künftige  Erhöhung-  der  be- 
stehenden Schiffahrtsabgaben,  d.  h.  der  Strom  Strassen-  und  -passier- 
zöUe, untersagt,  die  Vereinheitlichung  derselben  für  den  g'anzen 
schiffbaren  Stromlauf  und  die  Herabsetzung  derselben  auf  dasjenige 
Mass  vorgeschrieben,  welches  den  Kosten  für  die  Unterhaltung  des 
Schiffahrtsweges  und  der  Schiffahrtseinrichtungen  entsprach,  sowie  die 
künftige  völlige  Abschaffung  dieser  Schiffahrtsabgaben  angeregt  ;i) 

2.  wurden  internationalrechtlich  in  Beziehung*  auf  die  inter- 
nationalen Ströme  die  von  den  Uferstaaten  errichteten  Grenzzoll- 
linien durchbrochen  und  die  künftige  Errichtung  solcher  Grenzzoll- 
linien insoweit  ausgeschlossen. 2) 


1)  Wiener  Koagressakte  Art.  i  10 — 112,  114  und  die  Ausführungsbestiramuageu 
der  Scliiffahrtsakte  für  die  einzelnen  internationalen  Ströme. 

-)  Wiener  Kongressakte  Art.  109,  115  und  die  Ausfiihrungsbostimmmigen  der 
Schittahrtsakte  für  die  einzelnen  iotemationalea  Ströme. 
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Denn  kraft  der  internationalen  Satzungen  durften  die  Uferstaaten 
den  internationalen  SchifFahrts-  und  Warenverkehr,  welcher  ihre 
den  Strom  schneidende  Grenzlinie  durch  Eintritt  oder  Austritt 
passierte,  nicht  dieserhalb  mit  der  Verpflichtung*  zur  Entrichtung 
von  Grenz-Einfuhr-,  -Ausfuhr-  und  -Durchfuhrzöllen  belasten. 

Allerdings  ist  in  letzterer  Hinsicht  unstreitig  nur,  dass  kraft  der 
internationalen  Stromrechts-Satzungen  die  staatliche  Auflage  von 
Strom-Durchfuhrzöllen  ausgeschlossen  wurde,  während  erst  erheblich 
später  die  Auflage  von  Durchfuhrzöllen  auch  im  Falle  der  Durchfuhr 
über   Land    vielfach    internationalrechtlich    ausgeschlossen    wurde.i) 

Ferner  ist  wohl  unstreitig,  dass  kraft  internationaler  Satzung* 
die  Erhebung  2)  der  Einfuhrzölle  noch  nicht  schlechthin  bei  dem 
Eintritt  des  Schiffes  über  die  den  Strom  schneidende  Grenzlinie 
seitens  des  Uferstaates  erfolgen  durfte. 

Dagegen  wird  von  manchen  Seiten  bestritten,  dass  international- 
rechtlich dem  Uferstaat  verwehrt  worden  sei,  an  die  Tatsache  des 
Eintrittes  und  Austrittes  des  Schiffes  über  die  den  Strom  schnei- 
dende Grenzlinie  die  Verpflichtung  von  Schiff  und  Warenladung 
zur  Entrichtung  von  Einfuhr-  und  Ausfuhrzöllen  zu  knüpfen. 

Mit  anderen  Worten:  Von  jener  Seite  wird  behauptet,  die 
Grenzlinie  des  Staates  könne  auch  da,  wo  sie  einen  internationalen 
Strom  schneide,  von  jenem  Staate  zur  Grenzzolllinie  desselben  ge- 
macht werden. 

Dagegen  nach  der  anderen  m.  E.  richtigen  Auffassung  ver- 
wehren jene  internationalrechtlichen  Satzungen  dem  Uferstaate, 
seine  Grenzlinie  an  der  Stelle,  wo  dieselbe  den  internationalen 
Strom  schneidet,  zur  Grenzzolllinie  zu  machen,  und  nötigen  ihn  in 
diesem  Falle,  seine  Grenzzolllinie  längs  der  Ufer  des  Stromes  hin- 
laufen zu  lassen,  sodass  die  schiffbare  Wasserfläche  des  Stromes' 
kraft  internationaler  Satzung  ausserhalb  der  Grenzzolllinie  des 
Uferstaates  verbleibt.  =^) 


')  Hoffmann,  S.   loi,   io2. 

2)  Hoffmann,  S.   io2. 

')  Praktisch  bedeutsam  ist  diese  Differenz  insbesondere  hinsichtlich  der  Zollpfiicht : 

1 .  von  Schiffsfahrzengen,  welche  auf  dem  internationalen  Strome  aus  dem  Auslande 
in  das  Inland  eingehen,  mit  der  Bestimmung,  auf  dem  internationalen  Strome  zur  Aus- 
übung der  Scliiffahrt  verwendet  zu  werden; 

2.  hinsichtlich  der  Konsumtibilien,  welche  auf  dem  internationalen  Strome  aus 
dem  Auslände  in  das  Inland  hereinkommen  und  während  der  Fahrt  auf  dem  Strome 
konsumiert  werden  (insbesondere  Schiffs-Restaurationsvorräte) ; 

3.  hinsichtlich  der  Waren,  welche  auf  dem  internationalen  Strome  aus  dem  Aus- 
lande eingehen  und  alsdann,  ehe  sie  an  T^and  rerbracht  werden,  untergehen. 
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Selbst  wenn  die  internationalen  Stronirechtssatzungfen,  was 
aber  nach  dem  Inhalt  und  der  Entwickelung-  derselben  nicht  richtig- 
ist, die  Schiffahrtsfreiheit  nur  für  die  Angehörigen  der  verschie- 
denen Uferstaaten  hätten  begründen  wollen,  so  würde  infolg-e  des 
Umstandes,  dass  an  den  Ufern  der  zur  Zeit  des  Wiener  Kong-resses 
besonders  ins  A.ug"e  gefassten  internationalen  Ströme,  wie  des 
Rheines,  der  Elbe  u.  s.  w.,  es  damals  eine  ganze  Anzahl  verschie- 
dener Uferstaaten  gab,  auch  für  die  Angehörigen  der  Uferstaaten 
die  Schiffahrtsfreiheit  intemationalrechtlich  nur  sehr  unvollkommen 
hergestellt  und  gewahrt  worden  sein,  wenn  jeder  Uferstaat  da,  wo 
seine  Grenzlinie  den  Strom  schnitt,  beliebig  Grenzzölle  hätte  auf- 
legen können. 

Unstreitig  spricht  für  die  hier  vertretene  Auffassung,  dass  kraft 
der  internationalen  Satzungen  das  Transitgut  auf  den  internationalen 
Strömen  zollfrei  blieb,  obwohl  damals  im  übrigen  noch  Durch- 
gangszölle bestanden. 

Es  erklären  die  internationalen  Strom schifFahrtsakte  aber  auch 
—  im  Einklang  mit  der  hier  vertretenen  Auffassung-  —  ausdrück- 
lich, dass  einem  jeden  Staate  das  Recht  verbleibe,  die  in  sein 
eigenes  Landesgebiet  einzuführenden  Waren  mit  Eingangs-  und 
Verbrauchssteuern  zu  belegen,  sobald  diese  Waren  den  Fluss 
verlassen  haben. 

So  z.  B.  die  Elbschiffahrtsakte  vom  2^,  Juni  1821  Art  7  und 
14  Buchstabe  a;  Weserschiffahrtsakte  vom  lo.  September  1823 
§  2  3  Ziff.  1  (auch  bezüglich  der  Ausgangsabgaben  von  den  Waren : 
sobald  sie  noch  nicht  auf  den  Fluss  gekommen  sind);  Rheinschiff- 
fahrtskonvention  vom  31.  März  1831  Art.  36 — 37.^) 

Auch  die  Bestimmungen  über  Rhein-Freihäfen  (Art.  10  und  37 

Der  Ausfuhrzoll  würde  nach  der  hier  vertretenen  Auffassung  fällig,  wenn  das 
Schiff  das  Ufer  des  Landes  verlässt,  also  sich  auf  den  Strom  hinaus  begibt,  obwohl  es 
dann  noch  innerhalb  der  Gebiets-Grenzen  des  Uferstaates  sich  befindet.  Die  andere  An- 
sicht müsste  konsequent  annehmen,  dass  der  Ausfuhrzoll  nicht  beim  Verlassen  des  Ufers, 
sondern  erst  dann  fallig  wird,  -wenn  das  Schiff  auf  dem  Strome  an  die  denselben  schnei- 
dende Grenzlinie  des  Staates  gelangt  und  über  dieselbe  aus  dem  Staatsgebiete  hinausfährt. 
Hoffmann,  S.   102 — 104. 

')  Auch  die  Donauschiffahrtsakte  der  Uferstaaten  vom  7.  XI.  1 857  Art  20  (vgl. 
Art.  19)  sagt  keineswegs  unzweideutig  das  Gegenteil,  wie  Hoffmann  a.  a.  O.,  S.  102 — 103 
behauptet,  ist  aber  überdies  von  den  Signatarmächten  des  Pariser  Vertrages  vom 
30.  m.  1856  unter  anderem  wegen  mehrerer  im  Interesse  der  Zollverwaltung  aufge- 
nommenen Bestimmungen,  welche  mit  dem  Prinzip  des  freien  Transithandels  unverträg- 
lich schienen,  nicht  genehmigt  und  infolgedessen  nicht  in  Kraft  geset::t  worden.  Vgl. 
Prot,  der  Pariser  Konferenz  v.  1858  (Martens,  NRG.  16-,  p.  35,  36,  42 — 50,  insbes.  49). 
Caratheodory,  S.  349. 
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Absatz  2  der  Rheinschiffahrtskonvention  vom  31.  März  1831;  Art.  8 
der  revidierten  RheinschifFahrtsakte  vom  17.  Oktober  1868)  er- 
scheinen nur  bei  der  hier  vertretenen  Auffassung-  mögHch.i) 

Letztere  schliesst  aber  nicht  aus,  dass  die  Uferstaaten  berecli- 
tigt  waren  und  sind,  auf  den  internationalen  Flüssen  Vorkehrungen 
und  Massnahmen  zur  Verhütung  der  von  dort  aus  zu  übenden  Zoll- 
defraude  zu  treffen  (vgl.  Wiener  KongTessakte  Art.   11 5).  2)=!) 

Ausdrücklich  bestimmt  das  fiir  die  Donaustrecke  Eisernes  Tor 
bis  Braila  von  der  europäischen  Donaukommission  unter  dem 
2.  Juni  1882  ausg-earbeitete  Schiffahrtsreglement,  welches  in  dem 
Londoner  Vertrage  der  europäischen  Grossmächte  vom  10.  März 
18834)  Art.  7  angenommen  und  vollziehbar  erklärt  worden  ist, 
in  dem  Art.  6:''') 

„Die  Zolllinien  sollen  überall  den  Ufern  des  Flusses  folgen,  ohne 
denselben  je  zu  überqueren.  Infolgedessen  sind  die  Schiffe,  Trans- 
portfahrzeuge, Flösse  u.  s.  w.,  solange  sie  in  dem  Bette  des  Flusses 
in  Fahrt  oder  vor  Anker  sich  befinden,  ohne  mit  dem  Ufer  Ver- 
kehrsoperationen zu  machen,  gänzlich  ausserhalb  jeder  Aktion  der 
Zollbehörden.  Daher  können  die  Uferstaaten  die  Zollgefalle  nur 
von  den  an  den  Ufern  gelandeten  Waren  erheben,  und  diese  Be- 
.stimmung  greift  selbst  Platz  für  die  Schiffe,  Transportfahrzeuge 
und  Flösse,  welche  diejenigen  Teile  des  Stromes  durchfahren,  deren 
beide  Ufer  einem  und  dem  nämlichen  Staate  gehören." 

Durch  die  internationalen  Stromrechtsordnungen  gelangte 
einerseits  zu  internationalrechtlichem  Ausdrucke  und  international- 
rechtlicher Anerkennung'  andererseits  gegenüber  künstlich-staat- 
lichen Hemmnissen  zur  internationalrechtlichen  Entstehung  die 
internationale  Verkehrsgemeinschaft  aller  Nationen,  welchen  der 
betreffende  internationale  Strom  als  Schiffahrtsverkehrsmittel  diente 
und  dienen  konnte. 


J)  Wiener  Akte  v.  7.  XI.  1857  Art.  26,  betr.  Donau-Freihäteu  (nicht  in  Wirk- 
samkeit getreten). 

*)  Weiteres  Material  bei  Hoffmann,  S.  97  — 107,  das  aber  seine  gegenteilige  An- 
sicht keineswegs  stützt.     Laband  IV,  S.  397 — 398. 

ä)  Vgl.  ferner  Vertrag  zwischen  Belgien  u.  den  Niederlanden  v.  5.  XI.  1842  Art.  16, 
betr.  die  Scheide. 

*)  Der  Uferstaat  Rumänien  erhob  Widerspruch,  weü  er  zu  der  Londoner  Kon- 
ferenz von  1883  nur  mit  beratender  und  nicht  mit  beschliessender  Stimme  zugelassen 
werden  sollte  und  deshalb  an  derselben  überhaupt  nicht  teilgenommen  hat. 

5)  Pariser  Vertrag  v.  30.  III.  1856  Art.  15.  betr.  die  Donau.  Wiener  Akte  vom 
7.  XI,  1857  Art.  20.  Donauschiffahrts-Reglement  v.  2.  VI,  1883  Art.  6,  2,  7  (Mar- 
tens,  NR(r.  II.  ser.  9,  p.  394). 
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Das  waren  erstens  die  Bevölkerung-  der  verschiedenen  von 
dem  schiffbaren  Strome  durchflossenen  Länder,  aber  zweitens  auch 
andere  Nationen,  namentlich  insofern  die  Verbindung  des  Stromes 
mit  dem  Meere  Schiffahrt  über  den  Strom  von  und  nach  dem 
Meere  mög-Uch  machte. 

Diese  internationale  Verkehrsg-emeinschaft,  welche  sich  an  den 
länderdurchziehenden  Strom  und  dessen  reale  Eig^enschaft  und 
Fähig-keit  knüpft,  als  Schiffahrtsverkehrsmittel  einheitlich  durch  das 
g"anze  Bereich  seiner  Schiifbarkeit  zu  dienen,  schneidet  sich,  kolli- 
diert mit  den  staatlichen  und  internationalen  Gemeinschaften,  welche 
unter  Abschluss  nach  aussen  auf  dem  von  dem  Strome  mit  einem 
Teile  seines  Laufes  oder  mit  seinem  glänzen  Lauf  durchzogfenen 
Lande  errichtet  sind  und  bestehen. 

Während  der  einzelne  Staat  oder  der  Zollverein,  dessen  Landes- 
bereich der  Strom  durchfiiesst,  sich  mit  einer  Grenzzolllinie  nach 
aussen  abschliesst,  bestimmt  nach  der  oben  gfeg-ebenen  Ausfuhrung- 
das  internationale  Recht  der  Stromverkehrsgemeinschaft,  dass  die 
Schiffahrt  über  den  ganzen  schiffbaren  Lauf  des  Stromes  ohne 
Zollhemmung-  bleiben  soll. 

Die  Stromverkehrsgemeinschaft  ist  eine  Gemeinschaft  mit 
speziellem  Inhalt. 

Die  mit  ihr  kollidierende,  nach  aussen  sich  abschliessende  Ge- 
meinschaft kann  eine  (staatliche)  Gemeinschaft  mit  potentiell  um- 
fassendem Inhalt  oder  (wie  der  Zollverein)  eine  Gemeinschaft  mit 
(andersartigem)  speziellem  Inhalte  sein. 

Die  Strom  Verkehrsgemeinschaft  ist  durchaus  eine  verbindende 
Gemeinschaft. 

Die  staatliche  Gemeinschaft  und  die  Zollvereinsgemeinschafl 
ist  zwar  nach  innen  eine  verbindende  Gemeinschaft,  aber  naclv 
aussen  sondert  und  trennt  sie,  schafft  sie  Gegensätze. 

Die  Verbindung-  durch  die  internationale  Stromverkehrsgemein- 
schaft reicht  weiter,  reicht  dahin,  wo  umgekehrt  die  staatliche  Ge- 
meinschaft und  die  Zollvereinsgemeinschaft  den  Gegensatz,  die 
Scheidung  herbeigeführt  hat. 

Die  internationale  Stromverkehrsgemeinschaft  ist  deshalb  in 
der  speziellen  Hinsicht,  auf  welche  sie  sich  bezieht,  die  höhere  Ge- 
meinschaft gegenüber  der  staatlichen  Gemeinschaft  und  der  Zoll- 
vereinsgemeinschaft. 

Angenommen,  die  Artikel  io8 — 117  der  Wiener  Kongressakte 
über  die  FlussschifFahrt  und  das  Reglement,  betr.  die  Rheinschiffahrt, 
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vom  24.  März  1815 1)  wären  für  den  Rhein  schon  1815  in  Geltung- 
getreten, und  weiter  ang-enommen,  Preussen  hätte  2)  bis  1818  keine 
Grenzzölle  gekannt,  so  hätte  nicht  etwa  durch  das  preussische 
Gesetz  vom  26.  Mai  1818  die  den  Rhein  schneidende  preussische 
Grenze  dort  auch  zur  preussischen  Grrenzzolllinie  gemacht  werden 
können. 

Preussen  war  nach  dem  Inhalt  der  von  ihm  mit  abgeschlossenen 
Wiener  Kongressakte  und  des  von  ihm  mit  abgeschlossenen 
Rheinschiffahrtsreglements  von  181 5  völkerrechtlich  verpflichtet, 
den  Schiffahrtsverkehr  über  die  preussische  Rheingrenze  ohne  Auf- 
lage einer  Zollverpflichtung  zu  gestatten. 

Die  Abschlussinteressen  der  preussischen  Staatsgemeinschaft, 
wie  sie  durch  Schaffung-  einer  Grenzzolllinie  dokumentiert  wurden, 
konnten  keinen  Vorrang  vor  den  Verbindungs-  und  Gemein- 
schaftsinteressen zwischen  der  preussischen  und  ausserpreus- 
sischen  Bevölkerung  in  Beziehung  auf  den  Rhein  beanspruchen. 
Umgekehrt  hätten  vielmehr  diese  auf  natürlicher  Einheit  des  Ver- 
kehrsmittels und  der  Benutzbarkeit  desselben  beruhenden  und 
weiter  ausg-edehnten  internationalen  Verkehrsgemeinschaftsinteressen, 
gleichgültig-  ob  sie  vorher  oder  nachher  begründet  worden,  den 
Vorrang  vor  den  preussischen  auf  Grenzzollabschluss  nach  aussen 
gerichteten  Staatsgemeinschaftsinteressen  zu  beanspruchen  g-ehabt. 

Ebensowenig  aber  hätte  der  spätere  Eintritt  Preussens  in  den 
Zollverein  3)  oder  in  den  Norddeutschen  Bund  und  das  Deutsche 
Reich  für  diese  neuen  auf  Abschluss  nach  aussen  gerichteten  Ge- 
meinschaften einen  Vorrang  begründen  können,  kraft  dessen  das 
ältere  Recht  freier  internationaler  Schiffahrtsverkehrsgemeinschaft 
auf  dem  Rheine  hätte  zum  Erlöschen  gebracht  werden  können. 

Wenn  Preussen  selbst  seine  neue  Zolllinie  im  Hinblick  auf  die 
internationalrechtliche  Stromrechtsordnung,  statt  läng-s  seiner  den 
Rhein  überschreitenden  Grenzlinie,  längs  seiner  Rheinufer  laufen 
lassen  musste,  so  konnten  und  mussten  später  der  Zollverein  und 
das  Deutsche  Reich  dies  ebenso  g-ut.  Insofern  brachte  die  Be- 
gründung des  Zollvereins  und  dann  die  des  Deutschen  Reiches 
überhaupt  gar  keine  neue  Kollision  mit  älteren  Rechten  der  inter- 
nationalen Rheinverkehrsgemeinschaft  hervor. 


*)  In  Wirklichkeit  sollte  nach  Art.  32  dieses  Reglements  die  neue  Ordnung  der  Dinge 
erst  beginnen,  wenn  das  in  letzterem  vorgesehene  ausführlichere  gemeinsame  SchiiTahrts- 
rcglement  (also  die  spätere  Mainzer  Rheinschiftahrtsakte  von  1831)  zu  stände  gebracht  sei. 

^)  Was  ja  in  Wirklichkeit  sich  auch  anders  verhielt. 

•■')  Vgl.  die  revidierte  Rheinschiffahrtsakte  vom   17.  X.   i868  Art.  (9)   13. 


J5  8i.     Einschiebuag :  Die  internationale  Verkehrsmittelgemeinschaft  etc.        461 

Hätten  aber  diese  neue  internationale  Zollg-emeinschaft  des 
Zollvereins  oder  diese  neue  staatliche  Gemeinschaft  des  Deutschen 
Reiches  auch  zu  einer  neuen  Kollision  mit  den  Rechten  der  inter- 
nationalen Rhein  verkehrsgfemeinschaft  gfefiihrt.  so  würden  aus 
g-leichen  Gründen,  wie  dies  oben  für  die  Staatsgemeinschaft  Preussens 
aus§-eführt  ist,  auch  die  beiden  neuen  auf  Abschluss  gfegen  aussen 
g-erichteten  Gemeinschaften  (Zollverein  und  Deutsches  Reich),  in 
welche  Preussen  eingetreten  war,  keinen  Vorrang*  vor  der  inter- 
nationalen Rheinverkehrsgemeinschaft  zu  beanspruchen  gehabt, 
sondern  umgekehrt  in  der  Zollfrage  hinter  derselben  haben  zurück- 
stehen müssen. 

Dies  gilt  daher  auch  in  gleicher  Weise,  wenn  die  Schaffung 
der  Grenzzolllinie  des  Deutschen  Zollvereins  1833  und  des  Nord- 
deutschen Bundes  1867  und  des  Deutschen  Reiches  187 1  später 
als  die  Begründung  der  internationalen  Rheinverkehrsgemeinschaft 
1831,  nach  deren  internationalem  Rechte  die  Zolllinie  nicht  der  den 
Rhein  schneidenden  preussischen  Grenzlinie,  sondern  den  Rhein- 
ufern in  Preussen  zu  folgen  hatte,  bewerkstelligt  worden  ist, 
während  die  Herstellung  der  Grenzzolllinie  Preussens  18 18  derselben 
vorangegangen  war. 

Das  vorstehend  Ausgeführte  trifft  auch  auf  die  Elbe  zu. 
Wenigstens  die  Unterelbe  war  auch  nach  der  Gründung-  des 
Deutschen  Reiches  bis  1881  ausserhalb  der  deutschen  Zollgrenze 
gelassen  worden,  obwohl  sie  innerhalb  der  deutschen  Reichs- 
grenzen sich  befand.  Dies  beweist,  dass  die  Natur  des  Deutschen 
Reiches  und  der  Zolleinrichtungen  desselben  überhaupt  nicht  not- 
wendig eine  Kollision  mit  den  Verhältnissen  der  internationalen 
Eibstrom -Verkehrsordnung  bewirkte. 

Gegenüber  dieser  im  Range  vorgehenden  intern ationalrecht- 
lichen  Eibstrom -Verkehrsordnung  konnte  und  durfte  aber  von 
Rechts  wegen  das  Deutsche  Reich  nicht  beüebig  im  Wege  des 
Reichsgesetzes  oder  der  Reichsverordnung  einen  mit  jener  unver- 
träghchen  Zustand  herstellen. 

Gleichgültig  ob  der  Beschluss  des  deutschen  Bundesrates  vom 
8.  Dezember  1881,  durch  welchen  derselbe  die  Unterelbe  dem 
deutschen  Zollgebiet  anschloss,  auch  aus  reichsverfassungsmässigen  1) 
Gründen  zu  beanstanden  ist  oder  nicht,  so  war  derselbe  daher  aus 
völkerrechtlichen  Gründen  unstatthaft. 


^)  Nur  die  staatsrechtliche  Frage    berührt    Laband,    IV.    S.    397 — 398.     Über    die 
tatsächlichen  Verhältnisse  vgl,  Hoffmanu,  S.   105,  Anm.   i. 
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Der  Beschluss  des  Bundesrates  erging  damals  bekanntlich, 
um  auf  Hamburg-  eine  Pression  zu  üben  und  dasselbe  zum  Eintritt 
in  die  deutsche  Zollgrenze  zu  veranlassen,  ausserhalb  deren  es  bis 
dahin  nach  Art.  34  der  deutschen  Reichsverfassung-  verbUeben  war. 

Die  völkerrechtliche  UnStatthaftigkeit  hätten  nicht  bloss 
Österreich -Ungarn  als  Kontrahent  der  Eibschiff ahrtsakte,  sondern 
auch  die  anderen  Sig*natarstaaten  der  Wiener  Kongressakte  geltend 
machen  können. 

Subjektive  Berechtigungen  aus  jenen  völkerrechtlichen  Akten, 
die  durch  diesen  deutschen  Reichsakt  verletzt  wurden,  standen 
den  Elbschiffahrttreibenden  und  auch  den  einzelnen  Uferstaaten, 
wie  Hamburg,  zu. 

Die  vorstehenden  Ausführungen  bedürfen  aber  nach  einer 
Richtung  noch  der  Ergänzung-. 

Wie  der  frühere  Strassen-  und  Passierzoll,  so  war  auch  der 
Gebiets- Grenzzoll  zunächst  eine  Abgabe  von  der  Warenbewegung 
als  solcher,  eine  reine  Verkehrs  abgäbe. 

Dadurch  unterschied  er  sich  von  der  Verbrauchs-  oder 
Konsumtionssteuer,  welche  seit  dem  15,  Jahrhundert  von  gewissen 
im  Inland  erzeugten  Produkten  bei  dem  Übergang*  in  den 
Verbrauch  —  praktisch  meist  als  sog.  Fabrikationssteuer  nach 
vollendeter  Herstellung  —  unter  dem  Namen  Accise  1)  erhoben 
wurde. 

Seitdem  17.  Jahrhundert  begann  man  aber  unter  dem  Namen 
Accise  auch  von  den  aus  dem  Ausland  kommenden  und  in  den 
inländischen  Konsum  übergehenden  gleichartigen  Erzeugnissen 
Verbrauchsabgaben  zu  erheben. 

Als  eine  bequeme  Form  der  Erhebung  der  Verbrauchsabgabe 
von  diesen  ausländischen  Erzeugnissen  bot  sich  wiederum  der  Zoll 
dar,  so  dass  diese  Verbrauchsabgabe  formell  —  an  die  Ein- 
bringung der  ausländischen  Erzeugnisse  geknüpft  —  als  Waren- 
verkehrsabgabe erschien. 

In  der  Form  der  Zölle  wurden  also  von  den  ausländischen 
Waren  zweierlei  Abgaben  erhoben: 

1.  eine  Verkehrsabgabe  auf  Grund  der  örthchen  —  speziell 
grenzüberschreitenden  - —  Warenbewegung, 

2.  eine  Verbrauchsabgabe  von  dem  inländischen  Konsum 
jener  ausländischen  Waren,  bei  welchen  die  grenzüberschreitende 
Warenbewegung  als  formelles  Anzeichen  des  Eingangs  in  den 
inländischen  Konsum  erachtet  wurde. 

')  Vgl.  Hoffraann,  S.  21 — 23,  26 — 27,  123,  Anni.  2. 
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Diese  zweite  Art  des  Zolles  als  Verbrauchsabgfabe  setzte  ab- 
weichend von  der  ersten  voraus,  dass  eine  entsprechende  Ver- 
brauchsabgfabe, wenn  auch  in  anderer  Form,  von  den  gleichartigfen 
inländischen  in  den  inländischen  Konsum  übergfehenden  Erzeug"- 
nissen  erhoben  wurde. 

Hinsichtlich  dieser  beiden  Arten  des  Zolles  —  als  Waren- 
verkehrsabgabe einerseits  und  als  Verbrauchsabgfabe  andererseits  — 
waltete  eine  charakteristische  Verschiedenheit  der  Kompetenz 
schon  im  alten  deutschen  Reiche  ob,  und  besteht  eine  solche  — 
wenn  auch  anders  geregelt  —  teilweis  im  neuen  deutschen 
Reiche. 

Im  alten  deutschen  Reiche  i)  hatten  die  Zölle  als  Abgaben 
von  der  Warenbewegung,  als  reine  Verkehrsabgaben,  zur  Zu- 
ständigkeit des  Reiches  gehört  oder  wenigstens  dessen  Oberhoheit 
unterlegen.  Dagegen  hinsichtlich  der  sonstigen  indirekten  Ab- 
gaben, speziell  also  der  Verbrauchssteuern,  hatten  ebenso,  wie 
bezüglich  der  direkten  Steuern,  die  einzelnen  Territorien  im  Reiche 
unbestrittene  Kompetenz  besessen.  Während  gemäss  der  tatsäch- 
lichen Entwickelung  im  alten  Reiche  und  den  Wahlkapitulationen 
nach  1648  (Friedensverträge  von  Münster  und  Osnabrück)  und 
schon  früher  neue  Zölle  als  Warenverkehrsabgaben  einerseits 
allerdings  vom  Reiche  nicht  mehr,  andererseits  aber  auch  von 
den  Landesherren  im  allgemeinen  nur  innerhalb  der  Reichs- 
bewilligungen auferlegt  werden  konnten,  nahmen  hingegen  die 
Territorialherrn  seit  dem  17.  Jahrhundert  selbständig  für  sich  das 
Recht  in  Anspruch,  in  der  Form  von  Zöllen  eine  Accise  von  den 
in  den  inländischen  Konsum  eingehenden  ausländischen  Waren  zu 
erheben.  Und  ebenso  beanspruchten  sie  die  Befugnis  zur  Er- 
hebung von  Ausgangszöllen  von  den  ausgehenden  und  dadurch 
dem  inländischen  Konsum  entzogenen  AVaren.  Sie  leiteten  die 
Befugnis  zur  Erhebung  solcher  Eingangs-  und  Ausgangszölle  als 
die  mindere  Befugnis  aus  der  unbestritten  in  der  landesherrlichen 
Gewalt  enthaltenen  Berechtigung  her,  aus  Gründen  der  allgemeinen 
Wohlfahrt  Ein-  und  Ausfuhrverbote  zu  erlassen. 

Im  neuen  deutschen  Reich  bildet  ganz  Deutschland  ein  ein- 
heitliches Wirtschafts-  und  Handelsbereich.  Nur  dem  Reiche  steht 
nach  Art.  33  Abs.  i  der  Reichsverfassung  die  Erhebung  von  (Grenz-) 
Zöllen  als  reinen  Verkehrsabgaben  von  der  Warenbewegung  zu. 

Es  ist  also  nicht  ein  einzelner  deutscher  Staat  befugt,  sich  auch. 


1)  Hoffmann,  S.   19 — 27,  30 — 44. 
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seinerseits  mit  einem  Grenzzolisystem  g-egenüber  dem  niclitdeutschen 
und  dem  deutschen  Ausland  i)  zu  um§-eben. 

Aber  die  Verbrauchsabgaben  sind  geteilt. 

Die  Verbrauchsabgaben  von  einigen  besonders  wichtigen  Ar- 
tikeln gehören  zur  ausschliesslichen  Kompetenz  des  Reiches  (Art.  35 
der  Reichsverfassung).  Insoweit  würde  also  auch  nur  das  Reich, 
nicht  die  Einzelstaaten  entsprechende  Verbrauchsabgaben  auf  die 
für  den  inländischen  Konsum  bestimmten  ausländischen  Erzeugnisse 
legen  können. 

Die  Verbrauchsabgaben  von  anderen  Artikeln,  als  den  in 
Art.  35  der  Reichsverfassung  aufgeführten,  gehören  hingegen  zur 
Kompetenz  der  Einzelstaaten.  2) 

Insoweit  der  Einzelstaat  die  betreffenden  inländischen  Erzeug- 
nisse einer  inneren  Steuer  (Verbrauchsabgabe)  unterwirft,  kann  er 
einen  entsprechenden  Betrag  nach  Art.  33  Abs.  2  der  Reichs- 
verfassung auch  bei  der  Einfuhr  solcher  Erzeugnisse  aus  einem 
anderen  deutschen  Einzelstaat  erheben  (sog.  Übergangsabgabe). 
Mit  der  aus  Art.  40  der  Reichsverfassung  resultierenden  Massgabe 
ist  das  Nähere  hierüber  aus  Art.  5  II  des  Zollvereinigungsvertrages 
vom  8.  Juh   1867  zu  entnehmen. 

Aus  dem  in  dieser  Hinsicht  durch  das  deutsche  Reichsgesetz 
vom  27.  Mai  1885  etwas  abgeänderten  Art.  5  I  und  II  des  Zoll- 
vereinigungsvertrages vom  8.  Juli  1867  ergibt  sich  weiter,  dass  der 
deutsche  Einzelstaat  auch  die  aus  dem  nichtdeutschen  Ausland 
eingeführten  Erzeugnisse,  wenn  dieselben  beim  Eingang  mit  einem 
geringeren  Zoll  als  3  Mk.  pro  1 00  kg-  belegt  sind,  einer  entsprechend 
hohen  inneren  Steuer  unterwerfen  kann,  wie  seine  betreffenden 
inländischen  Erzeugnisse.  °} 

Die  Erhebung  der  betreffenden  inneren  Steuern  von  solchen 
Gegenständen  aus  anderen  deutschen  Staaten  soll  nach  dem  Zollver- 

^)  In  Deutschland  sind  Binnenzölle  der  einzelnen  Staaten  (sowie  der  Kommoaen 
und  Privaten)  schon  durch  das  Vereinszollgesetz  vom  i.  VII.  1869  §  8  für  unzulässig 
erklärt  worden.  Riecke,  S.  623.  Aber  die  zugelassenen  sog.  Ubergangssteuern  (Zoll- 
vereinigungsvertrag vom  8.  Vn.  1867,  Art.  5  11  §  3  Ziff.  d)  sind  der  Form  nach 
Zölle.  Diese  Ubergangssteuern  darf  ein  deutscher  Einzelstaat,  welcher,  soweit  ihm  dies 
nach  der  Reichsverfassung  Art.  35  u.  33  Absatz  2  zusteht,  auf  einen  inländischen  Ar- 
tikel eine  Verbrauchsabgabe  gelegt  hat,  bei  der  Einfuhr  des  Artikels  aus  anderen 
Vereinsstaaten  in  entsprechender  Höhe  erheben. 

'■*)  Laband  IV,  S.  389,  Anm.  4  und  S.  390. 

')  "Weinsteuer  deutscher  Einzelstaaten  (Baden,  Elsass-Lothringen,  Württemberg). 
Die  erste  Einlage  verzollten  ausländischen  Weines  darf  von  inländischen  Ver- 
sand-, Einlage-  oder  Kleinverbrauchsabgaben  nach  ZoUvereinignngsvertrag  Art.  5,  I 
nicht  betroffen  werden.     Zeller,  S.  514 — 515.     Laband  IV,  S.  399 — 401. 
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einigfungsvertrag-  vom  S.Juli  1867,  Art.  5  11  §  6  in  der  Regfei  in  dem 
Lande  des  Bestimmungsortes  stattfinden,  kann  aber,  nach  besonderen 
Vereinbarungen,  entweder  durch  gemeinschaftliche  Hebestellen  an 
den  Binnengrenzen  oder  im  Lande  der  Versendung  für  Rechnung 
des  abgabeberechtigten  Staates  erfolgen.  Diese  Bestimmung  über 
die  Erhebungsweise  greift  nach  Art.  5  I  Absatz  5  ebenda  auch 
Platz,  wenn  es  sich  um  Gegenstände  aus  dem  (nichtdeutschen) 
Auslande  handelt. 

Es  sind  also  zwei  wesentlich  verschiedenartige  Abgaben,  welche 
in  der  Form  der  Zölle  —  einerseits  als  reine  Verkehrs-  und  anderer- 
seits als  Verbrauchsabgabe  —  erhoben  werden,  sodass  in  dem 
zusammengesetzten  deutschen  Staatswesen  hinsichtlich  ihrer  auch 
eine  staatsrechtliche  Kompetenzverteilung  zwischen  dem  Gesamt- 
staate —  dem  Deutschen  Reiche  —  einerseits  und  den  deutschen 
Einzelstaaten  andererseits  besteht. 

Haben  nun  die  internationalrechtlichen  Stromrechtsordnungen 
im  Interesse  der  Freiheit  der  StromschifFahrt  auf  dem  Strome  nur 
den  Grenzzoll  als  reine  Verkehrs  abgäbe  von  der  Warenbewegung 
ausgeschlossen,  oder  haben  sie  auf  dem  Strome  auch  die  Besteuerung 
des  Verbrauches  und  speziell  die  Besteuerung  des  Verbrauches 
aus  dem  Auslande  hereinkommender  Artikel  in  der  Form  der 
Zollauflage  untersagt? 

In  den  betreffenden  Artikeln  der  Wiener  KongTessakte  ist  von 
Verbrauchssteuern  nicht  ausdrückUch  die  Rede.  Es  heisst  im  Ar- 
tikel 115  derselben  nur,  dass  die  Ein-  und  Ausgangszölle  (douanes) 
nichts   Gemeinsames   mit  den   Schiffahrtsabgaben  haben  werden.  1) 

Dagegen  sprechen  die  Elbschiffahrtsakte  vom  2^.  Juni  182 1 
Art.  (7  und)  14  Buchstabe  a  und  die  Weserschiffahrtsakte  vom 
10.  September  1823  §  (14  und)  23  ZifF.  i  ausdrücklich  nicht  bloss 
von  Eingan gssteuem, 2)  sondern  auch  von  Verbrauchssteuern  und 
erklären,  es  verbleibe  einem  jeden  Staate  das  Recht,  die  in  sein 
eigenes  Landesgebiet  einzuführenden  Waren  3)  nach  seiner  Handels- 
politik mit  Eingangs-  und  Verbrauchssteuern  zu  belegen,  sobald 
diese  Waren  den  Fluss  verlassen  haben. 


^)  Vgl.  den  Hauptrezess  der  deutschen  Reichsdeputation  vom  25.  II.  1803,  §  39. 
Rheinschiffahrtsoktroivertrag  vom   15.  VIII.   1804,  Art.  41    (39,  40). 

2)  Die  Weserschiffahrtsakte  auch  von  Ausgangssteuem,  die  Elbschiffahrtsakte  auch 
von  Mauthen  (Land-  oder  StadtzöUen). 

*)  Die  Weserschiffahrtsakte  erklärt  ferner,  dass  der  Staat  die  aus  seinem  Landes- 
gebiet zu  führenden  Waren,  sobald  sie  noch  nicht  auf  den  Fluss  gekommen  sind,  mit 
Ausgangs-  und  Verbrauchssteuern  belegen  könne.'] 

Kaufmann,.  Welt-Zuckerindustrie.  30 
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Wenigstens  die  Elb-  und  Weserschiffahrtsakte  haben  daher 
auch  die  Besteuerung*  des  Verbrauches  auf  dem  Strome  und 
zwar  speziell  von  ausländischen  Waren  ins  Auge  gefasst  und  ge- 
statten dieselbe  dem  Uferstaate  nicht. 

Auch  die  Rheinschiffahrtskonvention  vom  31.  März  1831  Art.  37 
erklärt  ganz  allg-emein  bezüglich  der  Steuergesetze  und  nicht 
bloss  bezüghch  der  Zollgesetze  des  (Ufer-)Landes,  dass  dieselben 
nur  Platz  greifen,  wenn  Waren  mit  der  Bestimmung  ankommen, 
im  Lande  ausgeladen  zu  werden J)  Das  schliesst  also  auch  die 
Massgeblichkeit  jener  Steuergesetze  für  solche  Waren  aus,  welche 
auf  dem  Strome  verbraucht  werden,    ohne  an  Land   zu  kommen.  2) 

Das  oben  erwähnte  Donauschiffahrtsreglement  für  die  Strecke 
Eisernes  Tor  bis  Braila  vom  2.  Juni  1882  schliesst  offensichtlich  auch 
die  Auf  lag'e  von  Verbrauchsabg^aben  und  nicht  bloss  diejenige  von 
Verkehrszöllen  auf  der  Wasserstrasse  der  betreffenden  Donau- 
strecke aus.  Dafür  spricht  die  ganze  Ausdrucksweise  und  der  Sinn 
des  oben  citierten  Artikels  6,  wenn  derselbe  auch  seinem  Wortlaut 
nach  nur  von  Zolllinien  und  Zöllen  handelt.  Überdies  schreibt 
Artikel  2  ausdrücklich  vor,  auf  der  Donau  sei  keinerlei  Abgabe 
von  den  Waren  zu  erheben,  so  lange  dieselben  sich  an  Bord  der 
Schifte,  Transportfahrzeuge  oder  Flösse  befänden.^) 

§  82.     Spezielle   fiskalische   Verbände   imd   Gemeinschaften. 

Die  durch  einen  Zollverein  bewirkte  internationale  Gemein- 
schaft besteht  darin,  dass  in  Hinsicht  auf  den  Zoll  nach  innen  eine 
(weitgehend)  vollständige  Einheit  des  ganzen  Zollvereinsbe- 
reiches als  freien  Wirtschafts-  und  Verkehrsbereiches  und  ebenso 
nach  aussen  ein  vollständig  einheitlich-gleichmässiger  Ab- 
schluss  des  ganzen  ZollvereinvSbereiches  bewirkt  wird. 

1)  Die  revidierle  Rheinschiffahrtsakte  vom  17.  X.  1868  enthält  diese  Bestimmung 
nicht.     Vgl.  Art.   10  (6)  derselben. 

2)  Vgl.  die  Wiener  Akte,  betr.  die  Donauschiftahrt,  v.  7.  XI.  1857,  Art.  20,  26. 
Donauschiffahrtsreglemeut  v.  2.  VI.   1882,  Art.   2,  6,  7. 

^)  Entsprechend  den  von  der  Wiener  Kongressakte  aufgestellten  Prinzipien  sind 
internationalrechtlich  auf  einer  Reihe  einzelner  internationaler  Ströme  die  Flusszölle, 
nachdem  sie  durch  die  erste  für  den  betreffenden  Fluss  ergangene  internationale  Fluss- 
schiffahrtsakte  dergestalt  fixiert  waren,  dass  eine  Erhöhung  darüber  hinaus  nicht  mehr 
erfolgen  durfte,  durch  spätere  internationale  Abänderungsakte  weiter  ermässigt,  vereinfacht 
und  • —  abgesehen  von  den  Abgaben  für  die  Benutzung  besonderer,  zur  Erleichterung  d«: 
Schiffahrt  dienenden  Anstalten  —  beseitigt  worden.  Ein  näheres  Eingehen  auf  jene 
Entwickelung  erschien  durch  den  Zweck  der  Ausführungen  im  Texte  dieses  i;  81  nicht 
erfordert. 
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Eine  internationale  Gemeinschaft  1)  kann  aber  hergestellt 
werden  und  obwalten,  auch  wenn  dieselbe  nach  innen  und 
nach  aussen  nicht  zu  so  voUständig-er  Einheit  führt,  wie  im  Zoll- 
verein. 

1.  Die  internationale  Gemeinschaft  erfordert  nicht,  dass  die 
Zoll-  (und  überhaupt  die  gemeinsam  regulierten  Steuer-)  Einnahmen 
internationales  Gemeingut  werden,  oder  dass  wenigstens  ein  inter- 
nationaler Verteilungsmassstab  nach  Bevölkerungszahl,  Grösse  der 
Territorien  u.  s.  w.  vorgesehen  ist,  kraft  dessen  der  einzelne 
Vereinsstaat  fiskalisch  vereinnahmte  Beträge  eventuell  an  den 
anderen  Vereinsstaat  abzuführen  oder  von  letzterem  zu  em- 
pfangen hat. 

Die  internationale  Gemeinschaft  kann  obwalten,  obwohl  fiskalisch 
jeder  der  Vereinsstaaten  in  Hinsicht  auf  seine  Zoll-  u.  s.  w.  Ein- 
nahmen ganz  gesondert  bleibt. 

2.  Die  internationale  Gemeinschaft  erfordert  nicht  eine  inter- 
national-einheitliche Verwaltung  2)  oder  besondere  internationale 
Verwaltungsorgane,  obwohl  umgekehrt  deren  Vorhandensein  aller- 
dings auf  das  Obwalten  einer  Gemeinschaft  hinweist. 

3.  Eine  internationale  Gemeinschaft  kann  bestehen,  obwohl  die 
Zollgrenzen  nur  in  Beziehung  auf  gewisse  Arten  von  Waren  nieder- 
gelegt sind,  in  Beziehung  auf  andere  Waren  aber  noch  fortbestehen. 
So  war  es  z.  B.  nach  dem  Berliner  Vertrag  vom  27.  Mai  18293) 
in  der  dadurch  begründeten  internationalen  Gemeinschaft  zwischen 
dem  preussisch-hessischen  Zollverband  einerseits  und  dem  bayrisch- 
württembergischen  Zollverband  andererseits  der  Fall. 

4.  Eine  internationale  Gemeinschaft  kann  bestehen,  obwohl 
nach  innen  nicht  vollständige  Einheit  des  Wirtschaftsbereiches 
hergestellt  ist,  also  nach  innen  zwischen  den  Vereinsstaaten  Zoll- 
grenzen bleiben,  und  obwohl  nach  aussen  der  Vereinsbereich  nicht 
als  vollständige  Einheit  gegenüber  dem  Ausland  auftritt  und  sich 
absondert,  also  nach  aussen  etwa  jeder  Vereinsstaat  im  Verhältnis 
zum  Ausland  noch  sein  besonderes  Zollsystem  hat. 

Die  internationale  Gemeinschaft  kann  z.  B.  in  folgendem  her- 
vortreten : 

a)  kraft  Gemeinschaftsrechtes  Ausschluss  der  staatlichen  Prämien 
an  Private  in  allen  Vereinsstaaten,  also  im  ganzen  Vereinsbereich; 


^)  Im  Unterschiede  von  bloss  individuell-reciproken  Beziehungen. 
'-)  Zu  -weit  geht  in  dieser  Hinsicht  Philippovich  S.  315. 
3)  Martens  NR.  8,  p.  90.     Hoffmann,  S.  269. 
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b)  kraft  Gemeinschaftsrechtes  Maxim al-Begrenzung-  des  Über- 
zolles  in  allen  Vereinsstaaten ;  i) 

c)  kraft  Gemeinschaftsrechtes  nach  innen  Meistbegfünstigungf 
der  Vereinsstaaten  unter  sich  als  Folge  und  im  Zusammenhang-  mit 
den  vereinbarten  Gemeinschaftsbindungen  derselben; 

d)  kraft  Gemeinschaftsrechtes  nach  aussen  Erhebung  eines 
Ausgleichszolles  seitens  aller  Vereinsstaaten  gegenüber  der  Einftihr 
iuis  allen  Nicht -Vereinsländern,  welche  entsprechende  Grundsätze, 
wie  die  in  den  Gemeinschaftsbindungen  für  die  Vereinsstaaten  an- 
geordneten, nicht  befolgen. 

Derart  und  noch  weitergehend  ist  die  Gemeinschaft  innerhalb 
des  Geltungsbereiches  der-  Brüsseler  Zuckerkonvention. 

Noch  weitergehend,  insofern  z.  B.  kraft  Gemeinschaftsrechtes  in 
allen  Vereinsstaaten  eine  Kontrolle  des  Zucker-Produktionsprozesses 
seitens  der  Steuerorgane  erfolgen  muss,  um  Prämien  unmöglich  zu 
machen. 

Liegt  eine  Gemeinschaft  vor,  so  pflegen  jedem  der  Vereins- 
staaten gleichmässig  von  Gemeinschafts  wegen  gewisse  Be- 
schränkungen auferlegt  zu  sein. 

Aber  obwohl  diese  gemeinschaftlich  bestimmten  Beschränkungen 
der  einzelnen  Vereinsstaaten  dem  eigenen  Interesse  derselben  ent- 
sprechen, soweit  nur  die  Vereinsstaaten  unter  sich  in  Betracht 
kommen,  kann  durch  solche  Gemeinschaftsbeschränkungen  das 
eigene  Interesse  jedes  einzelnen  Vereinsstaates  infolge  der  Freiheit 
des  Auslandes  —  der  Nichtvereinsstaaten  —  von  solchen  Be- 
schränkungen gefährdet  sein. 

Die  Abwehr  dieser  Gefährdung  kann  daher  ein  weiteres  Gemein- 
schaftsinteresse der  Vereinsstaaten  werden,  weil  von  der  gemeinsamen 
Abwehr  dieser  Gefahrdung  von  aussen  die  Möglichkeit  der  Ge- 
meinschaftsbeschränkungen im  Verhältnis  der  Vereinsstaaten  unter 
sich  abhängig  ist.  Die  von  Gemeinschafts  wegen  erfolgende  Fest- 
setzung eines  Ausgleichszolles,  welchen  ein  jeder  Vereinsstaat  gegen 
die  Einfuhr  eines  jeden  Nichtvereinsstaates  anwenden  muss,  der  von 
seiner  Freiheit  von  den  Gemeinschaftsbeschränkungen  zum  Nachteil 
der  Vereinsstaaten  Gebrauch  macht,  erscheint  daher  als  besonders 
charakteristischer  Ausdruck  der  hergestellten  Vereinsgemeinschaft. 

Derartige  Vereinsgemeinschaft  aber  begründet  einen  Vorrang 
auch  vor  älteren  lediglich  individuell-reciproken  Vertragsbeziehungen 
der  Meistbegünstigung  u.  s.  w. 

^)  Entweder  im  Verhältnis  zu  der  Einfuhr  aus  anderen  Vereinsstaaten  oder  im  Ver- 
hältnis zu  der  Einfuhr  schlechthin. 
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§  83.  Quasi  -  Gemeinscilaftsverhältnisse  infolge  von  Ver- 
trägen auf  der  Grundlage  dauernder  natürlicher  Näher- 
beziehungen  der  Lage,  der  politischen  und  wirtschaftlichen 
Gestaltungen  u.  s.  w.  Speziell  sog.  Reciprozitätsbeziehungen 
der  Vereinigten  Staaten. 

Vorstellungen  einer  wenn  auch  unvollkommenen  internationalen 
Wirtschaftsgemeinschaft  verknüpfen  sich  teilweise  mit  dem,  was 
man  in  den  Vereinigten  Staaten  unter  dem  Schlagwort  inter- 
nationaler Reciprozität  und  internationaler  Reciprozitätsverträge 
anstrebte  und  anstrebt. 

Es  wäre  schliesslich  eine  Wortfrage,  ob  man  eine  auf  Ver- 
trag gegründete  Weltfreihandelsgemeinschaft  aller  Nationen 
als  Reciprozität  bezeichnen  könnte  und  sollte. 

Eine  solche  Weltfreihandelsgemeinschaft  aber  steht  praktisch 
bisher  bei  der  „Reciprozität"  nicht  in  Frage.  Vielmehr  wird 
irgend  wie  davon  ausgegangen,  dass  die  sich  untereinander  „Reci- 
prozität" gewährenden  Nationen  sich  im  Verhältnis  zu  dritten 
Nationen  weitergehend  abschliessen.  Darin  liegt  ge wisser massen 
eine  negative  Gemeinschaft  der  reciprok  verbundenen  Länder. 

Im  übrigen  aber  kommt  es  darauf  an,  ob  die  einander  Reci- 
prozität gewährenden  Nationen  dies  auf  der  Grundlage  des  Frei- 
handels oder  des  Schutzzolles  tun. 

Reciprozität  auf  der  Grundlage  internationalen!)  Freihandels 
bedeutet  Herstellung  eines  international- einheitUchen  Wirtschafts- 
bereiches mit  einem  von  fiskalischen  Hemmungen  freien  inter- 
nationalen Verkehr  insbesondere  auch  für  die  gleichartigen  Artikel 
der  betreffenden  Nationen.  Also  insofern  eine  positive  internationale 
Völker -Wirtschaftsgemeinschaft  derselben.  Dies  System  innerer 
Einheit  kann  entweder  mit  einheitlich-gleichem  und  gemeinsamem 
System  des  Zollabschlusses  nach  aussen  gegen  dritte  Nationen 
verbunden  sein.  So  im  deutschen  Zollverein.  Oder  aber  nach 
aussen  gegenüber  dritten  Nationen  behält  jede  der  nach  innen  im 
Freihandel  verbundenen  Nationen  ihr  gesondertes  Zollsystem. 

1)  Solche  Reciprozität,  •welche  zur  Bildung  eines  nach  innen  einheitlichen  Wirt- 
schaftsbereiches  führt,  kann  natürlich  auch  auf  der  Grundlage  bundesstaatlich  an- 
geordneten oder  interkolonial  bestimmten  oder  %ereinbarten  Freihandels  her- 
gestellt werden.  Das  Erstere  ist  innerhalb  der  Vereinigten  Staaten  und  des  Deutschen 
Reiches,  sowie  kraft  kolonial -bundesstaatlicher  Verfassungsanordnung  innerhalb  des 
Commonwealth  of  AustraUa  der  Fall.  Ferner  darf  so  nach  dem  Zoll-  und  Handels- 
bündnis der  beiden  Reichshälften  der  Realunion  Österreich-Ungarn  zwischen  denselben 
keine  Zollgrenze  errichtet  werden. 
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In  dem  Vertragfe,  welchen  die  Vereinig-ten  Staaten  mit  Gro.ss- 
britannien  bezüglich  Kanadas  am  5.  Juni  1854^)  schlössen,  und 
welcher  bis  i8ö6  in  Kraft  blieb,  war  so  wechselseitige  Zollfreiheit 
zwischen  den  Vereinigten  Staaten  und  Kanada  bezüglich  einer 
Reihe  gleichartiger  Erzeugnisse  des  einen  und  des  anderen  Landes 
stipuliert  (Art.  3). 

In  den  Vereinigten  Staaten,  wo  die  ganze  wirtschaftliche  Ent- 
wickelung  bisher  auf  die  Voraussetzung  des  Bestehens  und  der  Er- 
haltung eines  SchutzzoUtarifes  gestützt  worden  ist, 2)  hat  man  aber 
—  auch  in  dieser  Hinsicht  an  dem  Schutzgedanken  festhaltend  — 
Reciprozität  meist  nur  erst  mit  solchen  Ländern  und  soweit  er- 
strebt, als  letztere  ungleichartige,  andere  Erzeugnisse,  wie  die  Ver- 
einigten Staaten,  hervorbrachten. 

Ausser  dem  erwähnten  Vertrage  mit  Kanada  hatte  man  aus 
früherer  Zeit  als  Reciprozitätsvertrag  namentlich  den  Vertrag  der 
Vereinigten  Staaten  mit  Hawaü  vom  30.  Januar  1 87 5 s)  bezeichnet. 
Dieser  Vertrag  blieb  von  1876 — 1900  (1898),  d.  h,  bis  Hawaii  ein 
Territorium  der  Vereinigten  Staaten  wurde,  in  Geltung.*) 

Ende  der  80  er  und  Anfangs  der  90  er  Jahre  des  19.  Jahr- 
hunderts arbeitete  der  Staatssekretär  der  Vereinigten  Staaten, 
Blaine,  auf  Herstellung-  einer  engeren  panamerikanischen  kommer- 
ziellen Union  der  amerikanischen  Staaten  hin.  Er  veranlasste  den 
Zusammentritt  der  ersten  panamerikanischen  Staatenkonferenz, 
welche  1889—1890  in  Washington  abg-eljalten  wurde,  und  die 
Aufnahme  der  sog.  Reciprozitätsklausel  in  den  Mc  Kinley  Tarifakt 
der  Vereinigten  Staaten  von  1890.  Mit  Hilfe  der  letzteren 
gedachte  er  auf  die  mittel-  und  südamerikanischen  Staaten 
einen  Druck  üben  zu  können,  um  dieselben  zur  Eing^ehung  einer 
engeren  wirtschaftlichen  Vereinigung  mit  den  Vereinigten  Staaten 
zu  veranlassen, ö) 

Nachdem  in  dem  Wilson  Tarif  von  1894  das  Reciprozitäts- 
Prinzip  praktisch  fallen  gelassen  worden  war,  wurde  dasselbe 
durch  den  Dingley  Tarifakt  von  1897  wieder  zu  einem  Bestand- 
teil des  Tarifsystems  der  Vereinigten  Staaten  gemacht.«) 

Nur  war  in   der  McKinley  Tarifakte  von    1890   der  Präsident 

1)  Martens,  NRG.   161,  p.  498. 

")  Vgl.  oben  S.  421,  422. 

*)  Martens,  NRG.  II.  ser.   i,  p.  72. 

*)  Report,  Vol.  XIX,  p.  191.  —  Am  7.  VII.  1898  Joint  resolution  des  Kongresses,  betr. 
Annexion  von  Hawaii.  Am  30.  V.  1900  Gesetz,  laut  dessen  es  ein  Territorium  derV.  St.  bildet. 

^}  Messages,  Vol.  X,  p.  562;  Vol.  IX,  p.   141,   iSo,  312. 

ßj  Dewey,  p.  439,  456,  465. 
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der  Vereinigten  Staaten,  also  die  Exekutive,  ermächtigft  worden, 
mittels  Proklamation  aul"  gewisse  Artikel  —  nämlich  Zucker, 
Melasse,  Tee,  Kaffee  und  Häute  —  aus  Ländern,  welche  diese 
nach  den  Vereinigten  Staaten  ausführten,  Zölle  zu  legen,  wenn  er 
der  Ansicht  sei,  dass  jene  Ausfuhrländer  von  den  landwirtschaft- 
lichen und  anderen  Erzeugnissen  der  Vereinigten  Staaten  Einfuhr- 
zölle erhöben,  welche  er  in  Anbetracht  der  zollfreien  Zulassung 
der  ersterwähnten  Artikel  in  die  Vereinigten  Staaten  für  reciprok 
ungerecht  und  unvernünftig  erachten  müsse. 

Der  exekutive  Zweig  der  Regierung  war  also  durch  die  da- 
malige Reciprozitätsklausel  der  Notwendigkeit  überhoben,  dem 
Senate  spezielle  Reciprozitätsverträge  zu  unterbreiten,  und  konnte 
allein  mit  den  fremden  Staaten  wirtschaftliche  Verabredungen  über 
den  reciproken  Verkehr  treffen.  Allerdings  war  von  manchen 
Seiten  das  Verfassung'sbedenken  angeregt  worden,  der  Kongress 
könne  nach  der  Verfassung  seine  BesteuerungsbefugTiisse  nicht 
an  den  Präsidenten  delegieren.  Von  anderer  Seite  wurde  ent- 
gegnet, der  Präsident  erhalte  durch  jene  Reciprozitätsklausel 
nicht  Gesetzgebungsgewalt,  sondern  nur  das  Recht,  den  Zeit- 
punkt zu  bestimmen,  wann  eine  gewisse  Gesetzgebung  in  Geltung 
treten  solle. 

Nach  der  Dingley  Tarifakte  von  1897  soll  das  Reciprozitäts- 
prinzip  in  den  wichtigsten  Hinsichten  durch  Verträge,  welchen 
vom  Senate  und  (im  Unterschiede  von  den  Bestimmungen  der 
Verfassung)  auch  vom  Repräsentantenhause  zugestimmt  wird,  und 
nicht  mehr  durch  Proklamation  der  Exekutivgewalt  in  Wirksam- 
keit gebracht  werden. 

Wie  weit  der  Präsident  der  Vereinigten  Staaten  in  dieser 
Hinsicht  allein  —  ohne  den  Senat  —  ermächtigt  ist,  ist  in  Ab- 
schnitt 3  und  4  der  Ding'leyakte  genau  umschrieben.  1) 

Die  Dingley akte  unterscheidet  dreierlei  Arten  von  Recipro- 
zitätsmassnahmen. 


*)  Die  Verfassung  (Art.  2  Sect.  2)  ermächtigt  den  Präsidenten  bekanntlich, 
Staatsverträge  mit  dem  Rate  und  der  Zustimmung  einer  Zweidrittelmehrheit  der  anwesen- 
den Mitglieder  des  Senates  zu  schliessen.  Das  Dingleytarifgesetr  kann  formell  die  \'er- 
fassung  nicht  ändern.  Aber  materiell  bedeutet  Abschnitt  3  desselben  eine  Erweiterung 
der  Vertragsbefugnisse  des  Präsidenten  und  Abschnitt  4  desselben  eine  Einschränkung 
der  Vertragsbefugnisse  des  Präsidenten  und  des  Senates.  Auch  nach  Ablauf  der  in 
Abschnitt  4  der  Dingleyakte  vorgesehenen  zwei  Jahre  hat  der  Präsident  auf  Grund  der 
ihm  verfassungsmässig  zustehenden  Befugnisse  noch  Reciprozitätsverträge  des  in  Ab- 
schnitt 4  der  Dingleyakte  bezeichneten  Inhalts  zum  Abschluss  gebracht  und  dem  Senate 
vorgelegt.     Vgl.  Fisk,  Handelspolitik  V.  St.  (1890 — 1900),  p.  30,  31. 
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Nach  Abschnitt  3  derselben  kann  der  Präsident  allein: 

1.  fremden  Ländern  gewisse  im  Gesetze  spezifizierte  Ermässi- 
gungen auf  die  dort  bestimmten  Einfuhrzölle  von  Weinstein^ 
Kognak,  Champagner,  Weine,  Gemälde  und  Skulpturwerke  ge- 
währen ; 

2.  —  wie  schon  nach  der  Mc  Kinleyakte  —  im  Wege  der 
Proklamation  auf  gewisse  Artikel,  insbesondere  auf  Kaffee  und  Tee 
(ferner  auf  Tonkin,  Tonka  oder  Tonkabohnen  und  Vanillebohnen) 
aus  Ländern,  welche  diese  nach  den  Vereinigten  Staaten  ausführen, 
Zölle  anordnen. 

Insoweit  kann  also  der  Präsident  auch  allein  Reciprozitäts-Unter- 
handlungen  mit  fremden  Ländern  durch  „Erklärungen",  wenn  auch 
nicht  durch  „formelle  Verträge",  zum  bindenden  Abschluss  bringen. 

Nach  Abschnitt  4  der  Dingleyakte  war 

3.  der  Präsident  ermächtigt,  mit  anderen  Nationen  Handels- 
verträge abzuschliessen,  worin  er  ihnen  gegen  gleichwertige  Gegen- 
leistungen derselben  Ermässigung  der  im  Gesetze  bestimmten 
Einfuhrzölle  (im  Maximum  von  20  0/0),  eine  Aufnahme  von  Gütern^ 
„welche  die  Naturprodukte  dieses  fremden  Landes  oder  dieser 
fremden  Länder  und  nicht  der  Vereinigten  Staaten  sind",  in  die 
Freiliste  oder  die  Beibehaltung  gewisser  spezifizierter  Artikel  auf 
der  Freiliste  gewährte.  Solche  Handelsverträge  mussten  aber 
innerhalb  zweier  Jahre  nach  der  Annahme  der  Dingleyakte  abge- 
schlossen sein  und  konnten  eine  Gültigkeitsdauer  von  höchstens 
5  Jahren  beigelegt  bekommen.  Um  rechtswirksam  zu  werden,, 
mussten  diese  Handelsverträge  nicht  nur  die  Zustimmung  des 
Senates,  sondern  auch  die  des  Repräsentantenhauses  erhalten. 

Auf  Grund  der  Reciprozitätsklausel  von  1890  wurden  sog.  Re- 
ciprozitätsverbindungen  mit  Brasilien,  der  Dominikanischen  Republik,, 
den  centralamerikanischen  Staaten  Guatemala,  Salvador,  Nicarag-ua, 
Honduras,  ferner  mit  Spanien  für  die  damals  noch  (und  bis  i8g8) 
spanischen  Kolonien  Kuba  und  Portorico,  mit  Grossbritannien  für 
die  britischen  Kolonien  Britisch  Westindien  und  Britisch  Guiana,, 
endlich  aber  auch  mit  Deutschland  und  mit  Österreich-Ungarn 
getroffen.  Dieselben  blieben  bis  zum  Erlass  der  Wilson  Tarifakte 
von  1894  in  Wirksamkeit.  1) 


^)  Dies  ist  wenigstens  die  von  den  Vereinigten  Staaten  vertretene  Auffassung. 
Dieselbe  beruht  darauf,  dass  die  Vertragsschliessungs-ßefugnisse  dauernd  und  aus- 
schliesslich durch  die  Verfassung  bestimmt  werden.  Die  Ermächtigung  des  Präsidenten 
durch  die  Reciprozitätsklausel  der  Tarifalite  bedeutet  daher  nur,  dass  kraft  einseitigen 
Willens  des  amerikanischen   Staates,    kraft   einseitigen  Staatsgesetzes  in  den 
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Der  allg-emeine  bei  diesen  Reciprozitäts-Verabredungen  den 
Vereinigten  Staaten  vorschwebende  Gedanke  war,  sich  für  den 
immer  mehr  anwachsenden  Überschuss  ihrer  landwirtschaftUchen  Er- 
zeugnisse und  gewisser  Kategorien  von  Fabrikaten  fremde  Märkte 
zu  sichern  und  namentHch  im  Verhäknis  zu  den  amerikanischen 
Tropenländern  gegen  Bezug  von  deren  Tropenprodukten,  die  in 
den  Vereinigten  Staaten  nicht  erzeugt  werden,  dorthin  sich  Absatz 
für  die  Fabrikate  und  speziell  die  Maschinen  der  Vereinigten  Staaten 
zu  verschaffen. 

Auch  1897  war  es  die  ausgesprochene  Politik  der  republikanischen 
Partei,  von  welcher  die  Reciprozitätsklausel  des  Dingley  Tarifaktes 
ausging,  dass  die  Reciprozitäts vertrage  in  keiner  Weise  das  Schutz- 
zollprinzip aufheben,  sondern  dass  sie  so  gestaltet  werden  sollten, 
dass  mittels  ihrer  die  Märkte  der  Vereinigten  Staaten  für  die  in 
den  letzteren  nicht  hervorgebrachten  Erzeugnisse  unter  günstigen 
Bedingungen  geöffnet  werden  sollten  als  Gegenleistung  für  freie 
Auslandsmärkte  zu  Gunsten  der  Erzeugnisse  der  Vereinigten 
Staaten.!) 

In  Gemässheit  des  Abschnittes  3  der  Dingley akte  kam  ein 
Abkommen  mit  Frankreich  zu  stände,  welches  am  i.  Juni  1898  in 
Kraft  trat.  Solche  Abkommen  auf  Grund  des  Abschnittes  3  der 
Dingleyakte  sind  ferner  mititalien,  mit  Portugal  und  am  lo.JuU  1900 
mit  Deutschland,  mit  welchem  früher  während  der  Geltung  der 
Mc  Kinley  Tarifakte  schon  das  sog.  Saratoga- Abkommen  vom 
22.  August  1891  getroffen  worden  war,  hergestellt  worden.  Die 
eigentlichen  Reciprozitätsverträge  im  Sinne  des  Abschnittes  4  der 
Dingleyakte,  w'elche  mit  Argentinien,  Nicaragua,  Ecuador  und  der 
Dominicanischen  Republik,  ferner  mit  Grossbritannien  für  Britisch- 
Westindien,  Britisch-Guiana  und  Trinidad  und  mit  Dänemark  für 
die  Insel  St.  Croix,  sowie  mit  Frankreich  von  dem  Präsidenten 
abgeschlossen  wurden,  sind  an  dem  Widerstände  des  Senates, 
welcher  die  dadurch  bedmgten  Zollermässigungeu  nicht  \vollte,  ge- 
scheitert.-) 

Vereinigten  Staaten,  wenn  der  Präsident  eine  entsprechende  Proklamation  erlässt,  die 
betreffende  Zollbestimraung  gelten  soll.  Diese  Zollverordnung  verliert  daher  ihre  Geltung, 
wenn  die  Massgeblichkeit  des  Staatsgesetzes,  der  Tarifakte,  auf  welcher  sie  beruht,  erlischt. 
—  Martens  NRG.  II.  ser.  20,  p.  562 — 675.    Report,  Vol.  XIX,  p.  191.    Dewey,  p.  439. 

1)  Dewey,  p.  465. 

-)  Vgl.  oben  S.  440  Anm.  3.  —  Fisk,  Handelspolitik  V.  St.  (1890 — 1900),  p.  23 
bis  33.  —  Botschaften  der  Präsidenteu  1900 — 1902  in  Foreign  Rel.  U.  St.  1900,  p.  XXVII, 
1901,  p.  XXn,  1902,  p.  XVI.  Vgl.  auch  unten  S.  480  hinsichtlich  des  Reciprozitäts- 
vertrages  mit  Kuba. 
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Vor  der  industriellen  Kommission,  welche  von  dem  Kongresse 
zur  Prüfung-  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  Vereinigten 
Staaten  eingesetzt  worden  war,  erklärte  Charles  R.  Plint  1901  nicht 
mit  Unrecht,  er  betrachte  die  amerikanische  Reciprozitätstheorie 
als  die  höchste  Entwickelung  der  Schutzzollpolitik.^) 

Von  solchen  Gesichtspunkten  aus  bezeichnete  die  industrielle 
Kommission  in  ihrem  Schlussbericht  vom  10.  P'ebruar  1902  Reci- 
prozitätsverträge  im  Interesse  des  ausländischen  Absatzes  der  land- 
wirtschaftlichen Erzeugnisse  der  Vereinigten  ^Staaten  als  wünschens- 
wert, soweit  dieselben  mit  Europa  gegen  Konzessionen  bezüglich 
der  die  amerikanische  Industrie  nicht  wesentlich  beeinträchtig-enden 
Einfuhr  europäischer  Luxusartikel  und  mit  den  Tropenländern 
gegen  Konzessionen  bezüglich  der  Einfuhr  von  Tropenprodukten 
erlangt  werden  könnten. 2) 

Im  Verlauf  der  Verhandlung-en  vor  der  industriellen  Kom- 
mission hatte  (im  P'rühjahr  1901)  namentlich  Osborne  Howes-^)  aus 
Boston  die  baldige  Herbeiführung-  eines  Handelsvertrages  mit 
Kanada  als  dringend  wünschenswert  und  notwendig  bezeichnet  und 
betont:  Es  sei  ein  Irrtum,  wenn  man  g-laube,  man  müsse  Reciprozitäts- 
beziehungen  hauptsächhch  mit  solchen  Ländern  herzustellen  suchen, 
welche  von  den  Vereinigten  Staaten  verschieden  seien  und  Güter 
erzeugten,  die  in  den  Vereinigten  Staaten  nicht  hervorgebracht 
würden,  so  dass  der  Austausch  nicht  gleichartig-  sei,  sondern  in 
verschiedenartigen  Gütern  bestehe.  Vielmehr  müsse  der  Geschäfts- 
verkehr eines  Landes,  wie  die  Vereinigten  Staaten,  zum  grossen 
Teile  mit  jenen  Ländern  betrieben  werden,  welche  gleichartige 
Güter  nur  unter  verschiedenen  Bedingungen  hervorbrächten.  So 
-erzeugten  ja  auch  innerhalb  der  Vereinigten  Staaten  z.  B.  die  vier 
Staaten  New  -  York,  Pennsylvanien,  Ohio  und  Massachusetts  im 
wesentlichen  dieselben  Güter  nur  mit  jenen  leichten  Variationen 
der  Umstände,  welche  ausreichten,  in  dem  einen  Platz  einen  besseren 
Markt  entstehen  zu  lassen,  als  in  dem  anderen.  Dennoch  sei  der 
zwischenstaatliche  Verkehr  zwischen  diesen  vier  Staaten  so  ausser- 
ordentlich gross,  dass  derselbe  wahrscheinlich  an  Umfang  den  ganzen 
Ausfuhr-  und  Einfuhr -Verkehr  der  Vereinigten  Staaten  mit  dem 
Ausland  übersteige. 

1)  Report,  Vol.  XIII,  p.  89. 

'•«)  Report,  Vol.  XIX,  p.   192. 

3)  Report,  Vol.  IX,  p.  700,  713—71«;  p.  LH,  CCLXXIX— CCLXXXII.  Vgl. 
auch  den  Auszug  aus  der  Rede  des  kanadischen  Handels-  u.  Verkehrsministers  Sir 
Richard  Cartv/right  in  The  Kcouomist   1903,  p.    1179,    liSo, 


§  83.     Quasi-Gemeinschaftsverhältnisse  infolge  von  Verträgen  etc.  475 

Auf  der  g-anzen  Erde  sei  kein  Land  und  kein  Volk  den  Ver- 
einigten Staaten  ähnlicher  und  näher  verwandt  als  Kanada  und 
die  Kanadier.  Trotzdem  sei  das  kanadische  Volk  gerade  dasjenigfe, 
welches  pro  Kopf  seiner  Bevölkerung  berechnet  den  Vereinigten 
Staaten  den  höchsten  Wert  von  Produkten  und  zwar  gerade  von 
solchen  Produkten  abkaufe,  in  welchen  viel  amerikanische  Arbeit 
und  viel  Verdienst  für  das  amerikanische  Volk  stecke.  Es  sei  ein 
schwerer  diplomatischer  Fehler  gewesen,  dass  die  Vereinigten 
Staaten  einigte  Jahre  zuvor  in  dem  Glauben,  Kanada  habe  keinen 
anderen  JMarkt  als  den  der  Vereinigten  Staaten,  den  letzteren  den 
Kanadiern  verschlossen  und  dieselben  dadurch  hätten  zwingen 
wollen,  ihre  Aufnahme  als  Staaten  in  die  Vereinigten  Staaten  zu 
erbitten.  1) 

Der  bekannte  Akt  des  kanadischen  Parlaments  von  1897 -) 
habe  jedem  anderen  Lande,  welches  den  kanadischen  Erzeugnissen 
von  Kanada  als  gleichwertig  erachtete  Zoll-Tarifbedingungen  ein- 
räumen würde,  auf  den  damaligen  kanadischen  Zoll  einen  Nachlass 
von  12 1/2%  für  das  erste  Jahr  und  von  25^0  vom  zweiten  Jahre 
3b  angeboten.  Damals  sei  aber  ausser  GTOssbritannien,^)  welches 
von  kanadischen  Produkten  —  etwa  abgesehen  von  kanadischem 
Whisky  —  praktisch  keinen  Zoll  erhebe,  kein  Land  vorbereitet 
gewesen,    sich    jenes    kanadische  Anerbieten    zu  nutze  zu  machen. 

Die  Zollpolitik  der  Vereinigten  Staaten  gegenüber  Kanada 
habe  zwar  bewirkt,  dass  die  Amerikaner  grosse  Handelsgewinne 
gemacht  hätten.  Aber  die  Kanadier  seien  unzuftieden  geworden, 
weil  sie  nur  Rohstoffe  und  diese  relativ  nicht  einmal  in  grossen 
Quantitäten  an  die  Amerikaner  hätten  verkaufen  können.  Dagegen 
in  Grossbritannien  hätten  die  Kanadier  sich  einen  grossen  Markt 
schaffen  können. 


1)  Die  Dingley  Tarifakte  von  1897  hatte,  um  zu  Gunsten  der  Verkehrslinien  der 
Vereinigten  Staaten  den  bis  dahin  von  kanadischen  Linien  für  die  Union  besorgten 
bedeutenden  Durchgangshandel  abzulenken,  einen  Zollzuschlag  von  IO^Jq  des  Wertes 
aller  Waren  angeordnet,  welche  das  Erzeugnis  eines  nicht  an  die  Vereinigten  Staaten 
grenzenden  Landes  sind,  aber  über  ein  an  die  Vereinigten  Staaten  angrenzendes  Land  ein- 
geführt werden.  Diese  Bestimmung  wurde  später  abgeschwächt.  Vgl.  Grunzel,  Handels- 
politik, S.  424. 

2)  Vgl.  oben  S.  412,  Anm.  I  und  das  Memorandum  Kanadas  in  Colouial  Conference 
1902  (Cd.   1299),  p.   li8fg. 

ä)  Zu  Gunsten  Grossbritanniens  wurde  der  kanadische  Zollnachlass  später  vom 
I.  VII.  19CX)  ab  auf  22^1 3^1 0  vergrössert,  so  dass  also  Waren  aus  den  Vereinigten  Staaten 
-einen  um  SO^/q  höheren  Zoll  zahlen,  als  die  Waren  aus  Grossbritannien. 
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Dazu  habe  die  amerikanische  ZollpoHtik  dieselben  gfetrieben. 
Anstatt  dass  die  Verkehrslinien  zwischen  Kanada  und  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Norden  nach  Süden  liefen,  wie  es  natürlich 
wäre,  habe  die  amerikanische  Politik  die  Kanadier  g"ezwungen, 
die  kanadische  Pacific-Bahn  als  Parallelbahn  zu  den  amerikanischen 
Eisenbahnsystemen  zu  bauen.  Sie  habe  ferner  den  kanadischen 
Premierminister  Sir  John  Macdonald  gfenötig-t,  eine  ..nationale"  Po- 
litik anzunehmen  und  sich  zu  bemühen,  die  Industrie  in  Kanada 
zu  entwickeln  und  hoch  zu  bringfen. 

Jetzt,  wo  die  Kanadier  den  britischen  Markt  hätten,  seien  die- 
selben weniger  auf  den  amerikanischen  Markt  angewiesen,  als  die 
Amerikaner  auf  den  kanadischen,  i) 

Der  richtige  Weg  für  die  Amerikaner  sei,  mit  den  Kanadiern 
einen  Handelsvertrag  zu  machen,  welcher  auch  für  die  letzteren 
befriedigend  sei  und  denselben  einen  Absatzmarkt  in  den  Ver- 
einigten Staaten  gebe.  Die  Interessen  der  New -England  Staaten 
wiesen  dieselben  auf  den  Verkehr  mit  dem  benachbarten  Kanada 
weit  mehr  hin,  als  auf  den  Verkehr  mit  dem  fernen  Westen  der 
Vereinigten  Staaten.  Sie  könnten  die  Grenzlinie  nur  als  eine 
künstliche  Scheidelinie  betrachten.  Wenn  Kanada  jemals  zu  einem 
Teile  der  Vereinigten  Staaten  g-emacht  werden  solle,  so  müsse  das 
herbeigeführt  werden,  indem  man  die  Kanadier  durch  möglichst 
starke  Handelsverbindungen  anziehe. 

Die  industrielle  Kommission  2)  aber  sprach  —  von  dem  oben  be- 
zeichneten allgemeinen  Gesichtspunkt  aus  —  auch  bezüglich  Kanadas 
in  ihrem  Schlussbericht  sich  dahin  aus,  die  Lage  für  Reciprozitäts- 
arrangements  mit  demselben  sei  —  speziell  im  Hinblick  auf  das 
Absatzinteresse  der  amerikanischen  Landwirtschaft  —  jetzt  viel 
weniger  günstig,  als  vor  zehn  Jahren,  weil  es  die  Politik  Kanadas 
sei,  seine  Industrie  zu  entwickeln,  ebenso  wie  dies  die  Politik  der 
Vereinigten  Staaten  gewesen  sei. 


^)  Nach  einer  Mitteilung  des  britischen  Kolonialsekretärs  Chamberlain  in  der 
Sitzung  des  House  of  Commons  v.  17.  VI.  1903  hat  Kanada  neuerdings  eine  Anregung 
der  Vereinigten  Staaten  abgelehnt,  welche  dahin  ging,  die  Kommission  zur  Vorbereitung 
eines  Reciprozitätsvertrages  wieder  zusammentreten  zu  lassen.  —  Ein  solcher  Recipro- 
zitäts vertrag  mit  den  Vereinigten  Staaten  würde  den  letzteren  wahrscheinlich  einen  Vor- 
zugstarif gegen  entsprechende  Vorteile  zu  Gunsten  Kanadas  einräumen  müssen  und  ein 
Hemmnis  bUden  für  die  in  der  Schwebe  befindliche  Frage  der  Herstellung  wechsel- 
seitiger Vorzugstarife  zwischen  Grossbritannien  und  Kanada,  nachdem  Kanada  seit  1898 
zunächst  einseitig  Grossbritannien  solchen  Vorzugszoll  gewährt  hat. 

-)  Report,     Vol.  XIX,  p.   192. 
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Gleicherweise  seien  auf  dem  europäischen  Kontinente  Deutsch- 
land und  Frankreich  g-eneigt,  ihre  Kornzölle  zu  erhöhen,  dadurch 
eine  vermehrte  Getreideproduktion  im  Inland  anzuregen  und  den 
Absatz  der  Vereinigten  Staaten  zu  verkürzen. 

Die  besten  Voraussetzungen  für  Reciprozitätsbeziehungen  der 
Vereinigten  Staaten  —  im  Hinblick  auf  den  Absatz  der  über- 
schüssigen Landwirtschaftserzeugnisse  —  beständen 

1.  in  den  Tropen  und 

2.  in  dem  fernen  Osten.  1) 

In  den  Instruktionen,  welche  der  Präsident  der  Vereinigten 
Staaten  Roosevelt  den  Delegierten  derselben  zu  dem  zweiten  1901 
bis  1902  in  Mexiko  abgehaltenen  panamerikanischen  Kongresse 
gab,  2)  wies  er  dieselben  an,  nachdrücklich  das  wachsende  Ver- 
langen der  Vereinigten  Staaten  zu  betonen,  unter  sorgfältigster 
Achtung  der  Autonomie  der  anderen  amerikanischen  Staaten  engere 
wirtschaftliche  Reciprozitätsbeziehungen  mit  denselben  und  zwar 
auf  der  Grundlage  weitgehendster  Interessengegenseitigkeit  und 
ohne  Erstrebung  unbilliger  einseitiger  Vorteile  für  die  Vereinigten 
Staaten  herzustellen.  Die  wohltätigste  Form  des  Panamerikanismus 
werde  sowohl  für  die  Vereinigten  Staaten,  Vvie  für  die  anderen 
amerikanischen  Republiken  in  einer  freien  örtlichen  Entwickelung 
über  den  ganzen  Kontinent  hin  gefunden  werden. 

Nicht  bloss  um  den  Absatz  von  Industrie-  und  anderen  Er- 
zeugnissen, sondern  auch  um  Einwanderung  und  um  Kapitalanlagen 
handele  es  sich  dabei,  die  seitens  der  Angehörigen  der  Vereinigten 
Staaten  schon  in  erheblichem  Masse  in  Mexiko  und  Westindien 
und,  wenn  auch  nicht  ganz  so  stark,  in  Centralamerika  bewirkt 
seien,  während  die  wirtschaftlichen  Beziehungen  zu  ^Südamerika 
noch  nicht  entsprechend  vorangeschritten  wären.  Diese  Verstär- 
kung der  wechselseitigen  Beziehungen  würde  nicht  allein  materielle, 
sondern  auch  moralische  Vorteile  für  alle  amerikanischen  Nationen 
als  Folge  der  Entwickelung  ihrer  Industrien  und  der  grösseren 
Beständigkeit  ihrer  Einrichtungen  herbeiführen,  welche  mit  besseren 
ökonomischen  Verhältnissen  eintreten  würde.  Die  Vorteile  der 
Handelsausdehnung  aber  würden  notwendig  reciprok  sein.  Indem 
die    anderen    amerikanischen  Republiken    den  Vereinigten  Staaten 


1)  Die  Landwirte  im  Nordwesten  der  Vereinigten  Staaten,  welche  die  Entwicke- 
lung des  letzteren  Verkehrs  als  für  sie  notwendig  erachten,  wünschen,  dass  die  amerika- 
nische  Frachtschiffahrt  über  den  Pacifischen  Ocean  durch  Prämien  gefördert  wird. 

2)  Second  International  American  Conference,  p.  32 — 34, 


478  Kapitel  VI.     Einzelne  -wichtige  Arten  und  Abstufungen  etc. 

einen  weiteren  Markt  für  ihre  Produkte  öffneten,  würden  sie  auch 
ihren  eig^enen  Markt  ausserordentlich  erweitern.  Denn  naturg-emäss 
und  fast  unvermeidHch  würden  die  Vereinigten  Staaten  das  meiste 
von  jenen  beziehen,  welche  umgekehrt  den  ersteren  das  meiste 
abnähmen. 

In  den  Worten  der  Ansprache,  welche  Präsident  Mc  Kinley 
kurz  vor  seiner  Ermordung  auf  der  Ausstellung  in  Buffalo  gehalten 
hatte,  sei  die  Politik  der  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  richtig 
und  klar  ausgedrückt.     Diese  Worte  lauteten: 

„Wir  müssen  uns  nicht  in  die  eingebildete  Sicherheit  einwiegen, 
dass  wir  für  immer  alles  verkaufen  und  wenig  oder  nichts  kaufen 
können.  Wäre  dies  möglich,  so  wäre  es  doch  weder  für  uns  noch 
für  die  anderen,  mit  welchen  wir  Beziehungen  haben,  das  beste .... 
Reciprozität  muss  naturgemäss  an  unsere  wundervolle  industrielle 
Entwickelung  sich  anknüpfen," 

Der  Bericht  der  Kommission,  welche  auf  der  zweiten  panameri- 
kanischen Konferenz  für  Verkehrs-  und  Reciprozitätsfragen  ge- 
bildet wurde,  sprach  sich  dahin  aus,  i)  dass  engere  wirtschaftliche 
Beziehung-en  zwischen  den  amerikanischen  Nationen  „im  Einklang 
mit  dem  Geiste  des  Zeitalters"  am  besten  durch  ein  System  wirt- 
schaftlicher Reciprozitäts vertrage  gefördert  und  auf  diese  Weise 
die  Voraussetzungen  für  die  Verstärkung-  der  Vereinigungs- 
Empfindungen  zwischen  den  amerikanischen  Republiken  geschaffen 
werden  könnten.  Diese  Verträge  aber  müssten  auf  ein  sorgfaltiges 
Studium  der  Interessen  der  vertragschliessenden  Nationen  basiert 
werden,  sodass  die  darin  gemachten  Konzessionen  sich  wechsel- 
seitig kompensierten  und  infolgedessen  die  Verträge  dauernd 
sich  erhielten  und  bleibende  Erleichterungen  für  den  inter- 
nationalen Verkehr  herbeiführten. 

Bekanntlich  hat  der  Gesichtspunkt  der  wechselseitigen  Be- 
ziehung und  Kompensation  der  gewährten  Vorteile  von  selten  der 
Vereinigten  Staaten  auch  zu  einer  konsequent  geübten  materiellen 
Auslegung  der  Meistbegünstigungsklausel  gefuhrt,  sodass  sie  auf 
Grund  der  Meistbegünstigungsklausel  dem  dritten  Staate  die 
betreffenden  Vorteile  nur  gewähren,  wenn  jener  auch  dieselben 
Konzessionen,  wie  der  andere  Vertragstaat,  machen  kann  und 
macht. 

Bisher  traten  in  den  Vereinigten  Staaten  Bestrebungen  nach 
Herstellung  von  Reciprozitätsbeziehungen,  wie  gesagt,    noch  über- 


^)  Second  International  American  Conference,  p.    I2 — 13. 
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wiegfend  in  Hinsicht  auf  Länder,  welche  andersartige,  und  nicht 
—  wie  es  Howes  gfegenüber  Kanada  befürwortete  —  in  Hinsicht 
auf  Länder  hervor,  welche  j^leichartigfe  Erzeugfnisse  produ- 
zieren. 

Deshalb  erscheinen  diese  Reciprozitätsbestrebungen  auch  im 
Verhältnis  zu  dem  anderen  Vertrag-sstaate  nicht  als  eine  Aufgabe, 
sondern  als  eine  weitere  Entwickelung"  des  Schutzgedankens. 

Im  Verhältnis  zu  dritten  Staaten  aber  tritt  das  Schutzzollprinzip 
wenigstens  bezüglich  einzelner  jener  amerikanischen  Reciprozitäts- 
verträge,  so  insbesondere  bezüglich  des  ehemaligen  Vertrages  der 
Vereinigten  Staaten  mitHawaii  noch  darinhervor,  dass  die  Vereinigten 
Staaten  sich  von  dem  anderen  Vertragskontrahenten  ausdrücklich 
versprechen  Hessen,  dass  derselbe  hinsichtlich  der  zollfreien  Zu- 
lassung von  Artikeln  keinem  dritten  Staate  vertragsmässig  die- 
selben Vorrechte  g-ewähren  werde,  wie  er  sie  hiermit  den  Vereinigten 
Staaten  eingeräumt  habe.i) 

Dadurch  wurde  also  für  die  betreffenden  Artikel  der  Ver- 
einigten Staaten  eine  Ausdehnung  des  freien  und  gleichzeitig  nach 
aussen  durch  Schutzzölle  gesicherten  Marktes  über  das  Bereich  der 
Vereinigten  Staaten  selbst  hinaus  auch  für  das  Bereich  des  anderen 
Vertragstaates  hergestellt. 

Der  in  jenem  Falle  allerdings  nur  einseitig  im  Interesse  der 
Vereinigten  Staaten  und  nicht  auch  zu  Gunsten  des  anderen  Ver- 
tragstaates scharf  markierte  Abschluss  des  ganzen  Vertrags- 
bereiches nach  aussen  schwebt  aber  überhaupt  bei  der  Ausgestal- 
tung der  amerikanischen  Reciprozitätsbeziehungen  vielfach  vor. 
Darin  offenbart  sich  das  Streben  nach  Herausbildung  und  Aner- 
kennung eines  Gemeinschaftsinteresses,  eine  Unionstendenz  der 
Vertragsmächte  in  der  Richtung  des  Abschlusses  nach  aussen 
gegenüber  den  dritten  Nicht-Vertragsländern,  während  man  es 
gleichzeitig  nach  innen  im  Verhältnis  der  Vertragschliessenden 
untereinander  bei  blosser  Reciprozität  der  (ungleichartigen  Kon- 
zessionen und)  Interessen  belässt  und  nicht  zur  Herstellung  einer 
internationalen  Einheit  und  Gemeinschaft  fortschreitet. 

Diese  Tendenz  der  Gemeinschaft  nach  aussen  aber  wird 
wesentlich  durch  den  Umstand  verstärkt,  dass  die  Vereinigten 
Staaten  ihre  Reciprozitätsbestrebungen  bisher  hauptsächlich  auf 
Staaten  und  Kolonien  von  Staaten  richteten,  die  sie  durch  die 
geographische  Lage    jener  und    infolge    der  Eigenschaft  derselben^ 


1)  Vertrag  der  Vereinigteu  Staaten  m.  Hawaii  v.  30.  I.   1875  Art.  4. 
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als  Teile  des  amerikanischen  Kontinentes  auch  politisch  sich  dauernd 
und  natürlicherweise  näher  verbunden  erachteten. 

Aus  dieser  —  wenn  auch  unvollkommenen  und  nur  nach  aussen 
wirkenden  —  Gemeinschaft  sind  die  Vereinigten  Staaten  g-eneigt, 
die  Folgerung  zu  ziehen,  dass  die  blosse  Meistbeg-ünstigungsklausel 
dritten  Staaten  nicht  den  Anspruch  auf  Gleichstellung  mit  der  für 
die  Vereinigten  Staaten  durch  den  Reciprozitätsvertrag  geschaffenen 
Lage  geben  könne.  Sie  haben  diese  Folgerung  seinerzeit  namentlich 
auf  Grund  ihres  Reciprozitätsvertrages  mit  Hawaii  gezogen. 

Sie  haben  diese  Folgerung  neuerdings  in  umgekehrter  Rich- 
tung in  ihrem  am  31.  März  1903  ratifizierten  Vertrage  mit  Kuba 
gezogen,  indem  sie  vertragsmässig  in  den  Vereinigten  Staaten  dem 
kubanischen  Zucker  einen  Vorzugstarif  von  20^/0  sicherten  und  — 
allerdings  wesentlich  um  des  Schutzes  der  inländisch-amerikanischen 
Rübenzuckerinteressen  willen  —  jede  Herabsetzung  des  durch  das 
Gesetz  vom  24.  Juli  1897  geregelten  Zuckertarifes  zu  Gunsten  an- 
derer fremder  Länder  ausschlössen.^)  — 

Der  Reciprozitätsvertrag  mit  Kuba  war,  nachdem  derselbe 
entsprechend  Art.  2  Sect.  2  der  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten 
von  dem  Senate  der  Vereinigten  Staaten  —  allerdings  unter 
Beifügung  gewisser  Modalitäten  —  gebilligt  worden  war,  am 
31.  März  1903  ratifiziert  worden.  Damals  war  aber  die  Ratifikation 
des  Vertrages  noch  nicht  veröffentlicht  worden,  weil  nach  einem 
vom  Senate  gemachten  Zusätze  —  ähnlich,  wie  dies  Abschnitt  4  der 
Dingleytarifakte  von  1897  für  die  dort  bezeichneten  kommerziellen 
Gegenseitigkeitsverträge  vorgeschrieben  hatte,  —  jener  Vertrag 
erst  rechtswirksam  werden  sollte,  nachdem  eine  darauf  bezügliche 
Bill  die  Zustimmung  des  Kongresses,  also  auch  des  Repräsentanten- 
hauses, gefunden  haben  würde.  Die  Zustimmung  zu  der  Bill,  be- 
treffend den  Gegenseitigkeitsvertrag  mit  Kuba,  wurde  während  der 
zu  diesem  Behufe  einberufenen  ausserordentlichen  Session  des 
Kongresses  am  19.  November  1903  von  dem  Repräsentantenhause 
und  nach  einigem  Zögern  und  nach  Ablauf  der  ausserordentlichen 
Session  in  der  ordentlichen  Session  am  16.  Dezember  1903  auch 
von  dem  Senate  erteilt.  Die  Bill  wurde  am  17.  Dezember  1903 
von  dem  Präsidenten  unterzeichnet.  Nachdem  dieselbe  so  nach 
Art.  1   Sect.  7  der  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  Gesetz  ge- 


1)  Der  von  dem  amerikanischen  Senate  in  den  Vertrag  hineingebrachte  Zusatz, 
dessen  Inhalt  im  Text  angegeben,  schloss  —  im  Hinblick  auf  die  inländischen  Rüben- 
zuckerinteressen —  aber  auch  jede  weitere  Herabsetzung  (über  die  20%)  des  Tarifes 
für  den  kubanischen  Zucker  ausdrücklich  aus.     Vgl.  oben  S.  58. 
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worden  war.  ist  laut  Bekanntg-abe  des  Präsidenten  vom  1 7.  Dezember 
1903  der  Reciprozitätsvertrag-  mit  Kuba  am  27,  Dezember  1903  in 
Kraft  g-etreten.i) 

Zwischen  den  Vereinigten  Staaten  und  der  Republik  Kuba 
besteht  ein  eigenartig-es  rechtliches  Näherverhältnis, 2)  welches 
durch  den  vorerwähnten  Reciprozitätsvertrag-  nicht  erst  begründet, 
sondern  nur  zum  Abschluss  g^ebracht  worden  ist.  Das  durch  diesen 
Reciprozitätsvertrag-  in  wirtschaftlicher  Hinsicht  hergestellte 
rechtliche  Näherverhältnis  steht  im  Zusammenhang-  mit  dem  recht- 
lichen Näherverhältnis,  welches  zwischen  den  beiden  Staaten  in 
politischer  Hinsicht  g-eschaffen  ist,  und  erscheint  als  eine  Folg-e 
des  letzteren. 

Bei  Beg-inn  des  Krieg-es  g-eg-en  Spanien  hatte  der  Kong-ress 
der  Vereinigften  Staaten  in  einer  gfem einsamen  Resolution  des 
Repräsentantenhauses  und  des  Senates  vom  20.  April  1898  als 
Zweck  des  Kxieg-es  erklärt,  die  Anerkennung-  der  Unabhäng-ig-keit 
und  Freiheit  des  Volkes  von  Kuba  und  die  Beendig-ung-  der  Herr- 
schaft Spaniens  über  dasselbe  herbeizuführen,  und  g-leichzeitigf  jede 
Absicht  der  Vereinig-ten  Staaten  in  Abrede  gestellt,  über  Kuba  irgend 
welche  Souveränitäts-,  Jurisdiktions-  oder  Kontrollbefugnisse  abge- 
sehen von  den  Massnahmen  zu  üben,  welche  zum  Zwecke  der  Be- 
ruhigung der  Insel  und  bis  zum  Eintritte  dieser  Beruhigung  erforderlich 
sein  würden.  Durch  Artikel  i  des  Pariser  Friedensvertrages  zwischen 
Spanien  und  den  Vereinigten  Staaten  vom  10.  Dezember  1898  hatte 
Spanien  auf  jedes  Souveränitäts-  und  Eigentumsrecht  über  Kuba  ver- 
zichtet und  war  weiter  stipuliert  worden :  Nach  Räumung  der  Insel 
von  Seiten  Spaniens  werde  dieselbe  von  den  Vereinigten  Staaten  okku- 
piert werden,  und  die  Vereinigten  Staaten  würden,  solange  ihre  Okku- 
pation dauere,  die  Verpflichtungen  auf  sich  nehmen  und  erfüllen, 
welche  das  internationale  Recht  ihnen  infolge  der  Tatsache  dieser 
Okkupation  in  Hinsicht  auf  den  Schutz  der  Personen  und  des 
Eigentums  auferlege.  Die  Vereinigten  Staaten  okkupierten  dem- 
gemäss  die  Insel.  Nachdem  die  von  ihnen  errichtete  militärische 
Okkupations-Regierung  die  Ordnung  auf  der  Insel  in  entsprechendem 
Masse  hergestellt  hatte,  schrieb  dieselbe  durch  Proklamation  vom 
25.  Juli  1900  allgemeine  Wahlen  für  eine  konstituierende  Ver- 
sammlung des  kubanischen  Volkes  aus.     Die    konstituierende  Ver- 

1)  Nationalzeitung  v.  20.  XI.  u.   17.  u.   18.  XII.   1903. 

-)  Revue  Generale  de  droit  international  public  1899,  p.  599  sq. ;  1901,  p.  674. 
—  Foreign  Rel.  U.  St.  1902,  p.  6,  320—322,  326,  335,  347—348,  354,  358—364; 
j>.  XIX— XX.  —  The  Times  v.   ii.  XI.   1903. 
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Sammlung",  welche  im  Herbst  1900  zusammentrat,  sollte  eine  Ver- 
fassung* und  eine  Regierung-  mit  der  Massgabe  herstellen,  dass  als 
Teil  der  Verfassung-  Bestimmungen  und  Vereinbarungen  mit  den 
Vereinigi:en  Staaten  über  die  künftige  Gestaltung  der  Beziehungen 
zwischen  den  Vereinigten  Staaten  und  Kuba  getroffen  würden. 
Ein  Akt  des  Kongresses  der  Vereinigten  Staaten  vom  2.  März  1901 
schrieb  dem  kubanischen  Volke  den  wesentlichen  Inhalt  der  Be. 
Stimmungen  vor,  welchen  es  zu  diesem  Behufe  in  seine  Verfassung 
aufnehmen  musste,  indem  die  Erfüllung  des  diesbezüglichen  Ver- 
langens des  Kongresses  der  Vereinigten  Staaten  zur  Bedingung 
gemacht  wurde,  unter  welcher  letzterer  den  Präsidenten  der  Ver- 
einigten Staaten  ermächtigte,  die  Regierung  und  Kontrolle  der 
Insel  Kuba  dem  kubanischen  Volke  zu  überlassen.  Das  kubanische 
Volk  hatte  keine  andere  Wahl,  als  sich  dem  Verlangen  der  Ver- 
einigten Staaten  zu  fügen.  Nachdem  eine  Verfassung  mit  ent- 
sprechenden Bestimmungen  angenommen  und  ein  Präsident  der 
neuen  Republik  Kuba  gewählt  worden  war,  übergab  der  bisherige 
amerikanische  Militär-Gouverneur  am  20.  Mai  1902  dem  Präsidenten 
und  dem  Kongresse  der  Republik  Kuba  die  Regierung  und 
Kontrolle  der  Insel  behufs  Führung  und  Ausübung  derselben  nacii 
Massgabe  der  Vorschriften  dieser  Verfassung.  Damit  erreichte  die 
Okkupation  der  Insel  seitens  der  Vereinigten  Staaten  ihr  Ende. 

Der  Inhalt  der  auf  diese  Weise  dem  kubanischen  Volke  aufer- 
legten Verfassungsbestimmungen  bedeutete  ein  weitgehendes,  dauern- 
des Protektorat  der  Vereinigten  Staaten  über  die  Republik  Kuba. 

Kuba  soll  danach  niemals  mit  einer  oder  mehreren  fremden 
Mächten  einen  Vertrag  oder  ein  Abkommen  eingehen,  welches  die 
Unabhängigkeit  der  Insel  schmälert  oder  zu  schmälern  droht,  noch 
in  irgend  welcher  Weise  einer  oder  mehreren  fremden  Mächten 
die  Befugnis  oder  Erlaubnis  geben,  mittels  Kolonisation  oder  für 
militärische  oder  Marine-  oder  für  irgend  welche  anderen  Zwecke 
auf  irgend  einem  Teile  der  Insel  Fuss  zu  fassen  oder  eine  Kontrolle 
zu  erlangen.  Die  kubanische  Regierung  soll  keine  öffentliche 
Schuld  übernehmen  oder  kontrahieren,  deren  Zinsen-  und  ange- 
messenen Tilgungsdienst  sie  nicht  aus  den  ordentlichen  Einkünften 
der  Insel  nach  Vorweg-Bestreitung  der  laufenden  Regierimgsaus- 
gaben  decken  kann.  Die  Vereinigten  Staaten  sollen  das  Recht 
der  Intervention  auf  Kuba  zum  Zwecke  der  Erhaltung  der  kuba- 
nischen Unabhängigkeit,  behufs  Aufrechterhaltung  einer  zum  Schutze 
von  Leben,  Eigentum  und  individueller  Freiheit  geeigneten  Re-^ 
gierung    und    zwecks    Erfüllung    der    auf   Kuba    bezüglichen   Ver-^ 
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pflichtung-en  üben  können,  welche  durch  den  Pariser  Friedensvertrag* 
von  1898  den  Vereinigten  Staaten  auferleg-t  worden  und  nunmehr 
von  der  kubanischen  Reg"ierung*  übernommen  und  auszuführen  sind. 
Kuba  hat  sich  anheischig*  gfemacht,  den  Vereinigten  Staaten  das 
erforderHche  Land  zur  x\nlag-e  von  Kohlen-  oder  Marinestationen 
an  g-ewissen  im  Einvernehmen  mit  dem  Präsidenten  der  Vereinigten 
Staaten  zu  bestimmenden  Punkten  zu  verkaufen  oder  zu  verpachten 
einerseits,  um  die  Vereinigten  Staaten  in  den  Stand  zu  setzen,  die 
Unabhängfigfkeit  Kubas  aufrecht  zu  erhalten  und  das  kubanische 
Volk  zu  schützen,  andererseits  im  Interesse  der  eigenen  Verteidigung" 
der  Vereinigten  Staaten. 

Endlich  ging  eine  der  dem  kubanischen  Volke  auferlegten 
Verfassungsbestimmungen  dahin,  dass  behufs  weiterer  Sicherstellung 
die  Regierung  Kubas  die  vorerwähnten  Anordnungen  über  das 
Verhältnis  zwischen  den  Vereinigten  Staaten  und  Kuba  in  einem 
dauernden  Staatsvertrage  mit  den  Vereinigten  Staaten  zum  Aus- 
druck bringen  werde. 

Die  hierüber  eröffneten  diplomatischen  Unterhandlungen  haben 
zu  dem  oben  erwähnten  Reciprozitätsvertrage  zwischen  den  Ver- 
einigten Staaten  und  Kuba  geführt.  Die  Schwierigkeiten,  welche 
sich  dem  Abschlüsse  und  der  Wirksammachung  dieses  Vertrages 
lange  entgegenstellten,  gingen  nicht  von  kubanischer,  sondern  von 
amerikanischer  Seite  aus,  weil  die  Rübenzuckerinteressenten  in  den 
Vereinigten  Staaten  und  ihr  Anhang  in  der  republikanischen  Partei 
eine  erhebliche  Ermässigung  des  Einfuhrzolles  zu  Gunsten  des 
kubanischen  Zuckers  nicht  zulassen  wollten.  Der  Präsident  der 
Vereinigten  Staaten  Roosevelt  aber  trat  mit  seiner  ganzen  Autorität 
dafür  ein,  es  sei  Ehrenpflicht  der  Vereinigten  Staaten,  Kuba  die 
eine  Lebensfrage  für  dasselbe  bildende  Zollermässigung  auf  Zucker 
zu  gewähren.  In  dem  Reciprozitätsvertrag  ist  dieselbe  jetzt  nach 
zweijährigem  Bemühen  Roosevelts  zwar  nicht  in  der  ursprüngHch 
von  ihm  vorgeschlagenen  Höhe  von  50^/0  oder  mindestens  von 
33V8%'  "^ohl  aber  in  Höhe  von  20*^/0  durchgesetzt  worden. 

Roosevelt  hatte  in  seinen  Botschaften  an  den  Kongress  vom 
2.  Dezember  1902  und  vom   10.  November  1903  ausgeführt: 

Kuba  Hege  vor  den  Toren  der  Vereinigten  Staaten.  Was 
immer  Kuba  an  Gutem  oder  Üblem  treffe,  berühre  auch  die  Ver- 
einigten Staaten.  Deshalb  hätten  letztere  durch  das  Plattsche 
Amendement  endgültig  die  Haltung  angenommen,  Kuba  müsse  in 
Zukunft  eine  einzigartige  Stellung  im  Verhältnis  zu  den  Vereinigten 
Staaten    haben    und    zu    denselben  engere  politische  Beziehungen 
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unterhalten,  als  zu  irgend  einer  anderen  Macht.  In  g*ewissem  Sinne 
sei  Kuba  so  ein  Teil  des  internationalen  politischen  Systems  der 
Vereinigten  Staaten  geworden.  Dafür  müsste  dasselbe  umgekehrt 
auch  in  einem  gewissen  Grade  in  die  Linien  der  Wirtschaftspolitik 
der  Vereinigten  Staaten  mit  einbegriffen  und  zu  einigen  der  Vor- 
teile zugelassen  werden,  welche  einem  Teile  des  wirtschaftlichen 
Systems  der  Vereinigten  Staaten  zukämen. 

Nach  der  von  den  Vereinigten  Staaten  vertretenen  Auffiissung- 
ist  im  Verhältnis  zu  Kuba  also  eine  Reciprozität,  eine  Näher- 
beziehung, ein  Quasi-Gemeinschaftsverhältnis  in  politischer  und  im 
Anschluss  daran  in  wirtschaftlicher  Hinsicht  hergestellt.  Unter 
diesem  Gesichtspunkt  ist  durch  den  Reciprozitätsvertrag  dem  Zucker 
Kubas  eine  Ermässigung  des  Einfuhrzolles  in  den  Vereinigten 
Staaten  zugestanden.  Es  ist  dies  also  nicht  bloss  wegen  besonderer 
wirtschaftlichen  Gegenleistungen  Kubas,  wie  bei  gewöhnUchen 
Reciprozitätsverträgen,  sondern  ausserdem  und  namentlich  wegen 
besonderer  politischen  Gegenleistungen  und  der  Einbeziehung  Kubas 
in  ein  politisches  Quasi-Gemeinschaftsverhältnis  mit  den  Vereinigten 
Staaten  geschehen. 

Die  Vereinigten  Staaten,  welche  konsequent  die  Politik  und 
den  Grundsatz  vertreten  haben,  die  gewöhnliche  Meistbegünstigungs- 
klausel gebe  dritten  Staaten  keinen  Anspruch  auf  die  Vorteile, 
welche  in  gewöhnlichen  Reciprozitätsverträgen  dem  anderen  Ver- 
tragsteile gegen  wirtschaftliche  Gegenleistungen  desselben  zuge- 
standen worden  seien,  werden  noch  weniger  bereit  sein,  zuzugeben, 
dass  dritte  Staaten  auf  Grund  der  Meistbegünstigungsklausel  die 
wirtschaftlichen  Vorteile  beanspruchen  könnten,  welche  Kuba  für 
wirtschaftliche  und  politische  Gegenleistungen  im  Wege  des  Reci- 
prozitätsvertrages  erhalten  habe.  Durch  eine  vom  Senate  der  Ver- 
einigten Staaten  in  diesen  Reciprozitätsvertrag  eingefügte  Klausel 
ist,  wie  oben  angeführt,  zu  diesem  Behufe  sogar  ausdrücklich 
stipuliert  worden,  kein  Zucker  aus  irgend  einem  fremden  Lande 
dürfe,  solange  der  Reciprozitätsvertrag  in  Geltung  sei,  in  die  Ver- 
einigten Staaten  zu  einem  niedrigeren  Zollsatze,  als  dem  in  der 
Dingleytarifakte  vom  24.  Juli  1897  festgesetzten  eingeführt  werden. 

Grossbritannien  hat  aber  dem  Staatsdepartement  der  Ver- 
einigten Staaten    bekannt    gegeben,    es  erwarte,  1)    dass  unter  der 

^)  The  Times  v.  18.  Xu.  1903.  Die  Times  fügt  hinzu,  es  werde  als  sicher  an- 
genommen, dass  Deutschland,  Frankreich,  Österreich-Ungarn  und  die  anderen  Rüben- 
zacker  erzeugenden  Länder  denselben  Anspruch,  wie  Grossbritannien,  erheben  würden. 
Sie    erinnert    dabei    selbst    an    die   Ausführungen    des    Staatssekretärs   Olney    unter    der 
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Meistbegünstig-ungsklausel  Zucker  aus  Britisch -Westindieni)  in  die 
Vereinigten  Staaten  unter  denselben  Bedingiingfen  zugelassen  werde, 
wie  kubanischer  Zucker.  Grossbritannien  hat  die  Auffassung-  der 
Vereinigten  Staaten  hinsichtUch  der  nur  bedingten  Anwendbarkeit 
der  Meistbegünstigungsklausel  bei  entgeltlichen  Vorteilen  niemals 
anerkannt. 2)  Aber  es  kommt  in  diesem  Falle  auch  die  Frage  des 
etwaigen  Vorranges  des  Ouasi-Gemeinschaftsverhältnisses  in  Be- 
tracht. 3)  — 

Auch  sonst  kommen  zwischen  politisch  voneinander  unab- 
hängigen Staaten  bisweilen  —  z.  B.  im  Hinblick  auf  die  durch  die 
geographische  Lage  zwischen  ihnen  dauernd  gegebenen  Beziehungen 
—  besondere  vertragsmässige  Begünstigungen  vor,  welche  dritten 
Staaten  nicht  sollen  gewährt  werden  dürfen. 
P  So  z.  B.  im  Verhältnis  zwischen  Spanien  und  Portugal  nach  Art  8 

und  2  2  ihres  Handels-  und  Schiffahrtsvertrages  vom  22.  März  1893."*) 

Es  hängt  von  den  konkreten  Umständen  ab,  ob  in  solchem 
Falle  eine  Gemeinschaftsbildung  als  gegeben  zu  erachten  ist,  und 
deshalb  dritte  Staaten,  welche  ledigHch  in  einem  reciproken  Ver- 
tragsverhältnis stehen,  auf  Grund  der  Meistbegfünstigungskla#sel  nicht 
Gleichstellung  heischen  können. 

Namentlich  ergeben  sich  solche  Gemeinschaftsbeziehungen  häufig 
hinsichtlich  des  Grenzverkehrs  zwischen  benachbarten  Staaten,  und 
ist  deshalb  bei  Gewährung  der  Meistbegünstigung  an  dritte  Staaten 

Präsidentschaft  Clevelands,  ■welcher  derartige  Meistbegünstigungsansprüche  nicht  als  be- 
gründet anerkannt  habe.    Vgl.  auch  oben  S.  278. 

1)  Die  Zusammenstellung  der  zwischen  Grossbritannien  und  fremden  Mächten 
geltenden  Meistbegünstigungsklauseln  [Commercial  No.  9  (1903),  p.  45 — 46]  ergibt  nicht, 
dass  Britisch -Westindien  überhaupt  Meistbegünstigung  in  den  Vereinigten  Staaten  zu  be- 
anspruchen hat.  Speziell  gilt  die  Meistbegünstigungsklausel  des  Vertrages  vom  3.  VII.  18 15 
Art.  I  nur  zu  Gunsten  der  britischen  Besitzungen  in  Europa  und  nach  Art.  2  ebenda 
nicht  zu  Gunsten  von  Britisch -Westindien.     Vgl.  auch  oben  S.  472,  473. 

"^)  Vgl.  oben  S.  297  Anm.  4. 

')  Vgl.  hinsichtlich  der  Protektoratsverhältnisse  auch  oben  S.  374 — 377  und  hin- 
sichtlich der  einschlagenden  Fragen  und  Auffassungsweisen  im  allgemeinen  oben  S.  58 — 59, 
265—270,  275—280,  381,  440—441,  478. 

*)  Martens,  NRG.  II,  ser.  22,  p,  414.  Nach  Art.  23  behält  sich  aber  Portugal 
Yor,  Brasilien  Vorteile  einzuräumen,  ohne  dass  deshalb  Spanien  jene  auf  Grund  des 
Vertrages  heischen  könnte.  Also  Gesichtspunkt  der  früheren  politischen  und  der  auf 
Stammverwandtheit  beruhenden  Gemeinschaft,  welcher  gegenüber  die  blosse  Meist- 
begünstigung nicht  wirken  soll.  Vgl.  femer  die  Vorbehalte  in  den  Handelsverträgen 
Portugals  mit  Schweden  und  Norwegen  vom  10.  IV.  1885,  Art.  3  und  7  (neuer  Ver- 
trag mit  Norwegen  vom  31.  XII.  1895?);  "^^  ^^^  Niederlanden  vom  5.  VII.  1894. 
Art.  6  und  Protokoll  sub  b  (neuer  Vertrag  mit  den  Niederlanden  vom  9.  II.  1895?); 
mit  Russland  vom  9.  VII.   1895,  '^^-  3  «°^  6  "°^  Schlussprotokoll,  Ziff.   i. 
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häufig  ausdrücklich  statuiert  worden,  dass  auf  Grund  derselben  nicht 
die  Vorteile  beansprucht  werden  können,  welche  g-ewissen  benach- 
barten Staaten  —  und  zwar  speziell  im  Grenz  verkehr  —  eingferäuiut 
werden,  i) 

Yg\.  z.  B.  die  Handelsverträge  Deutschlands  mit  Österreich- 
Ungarn  vom  6.  Dezember  1891,  Art.  2  und  mit  Belgien  vom 
gleichen  Tage,  Art.  8;  namentlich  ferner  die  Handelsverträge 
Russlands  mit  Österreich -Ungarn  vom  18.  Mai  1893,  Art.  3  und 
mit  Deutschland  vom   10.  Februar  1894,  Art.  11. 

Auch  in  Verträgen  südamerikanischer  und  mittelamerikanischer 
Staaten  —  speziell  mit  europäischen  Staaten  —  finden  sich  der- 
artige Vorbehalte  öfters. 2)  3) 

Gemeinschaftsbeziehungen  zwischen  mehreren  Ländern  und 
Völkern  können  sich  aus  der  geographischen  Lage  der  ersteren, 
aus  dem  Bedürfnis  gemeinsamer  Abwehr  von  aussen  drohender 
politischer  Gefahren  (Monroedoktrin)  oder  von  aussen  drohender 
wirtschaftlicher  Gefahren  (z.  B.  für  Freihandelsländer  gegenüber 
aggressiver  —  durch  Schutzzölle,  Prämien,  Trusts  wirkender  — 
Wirtschaftspolitik  anderer  Länder)  oder  von  aussen  drohendef 
antisozialer  Einwirkung  und  Hemmung  ergeben.  In  dem  Abschluss 
nach  aussen  oder  in  der  Strafklausel  nach  aussen  dokumentiert  sich 
dann  die  Gemeinschaft  und  kann  einen  Vorrang  vor  lediglich  in- 
dividuell reciproken  Beziehungen  mit  dritten  Staaten  begründen. 

Freilich  aber  wird  hier  die  Grenze  für  die  Annahme  eines 
Gemeinschaftsverhältnisses  vielfach  zweifelhaft.  Es  wird  daher  auch 
leicht  zweifelhaft  werden,  ob  ein  anderer  bloss  aus  reciprokem 
Meistbegünstigungsvertrag  berechtigter  Staat  nicht  auch  jene  Vor- 
teile   beanspruchen   kann,    welche   auf  Grund   der  angeblichen  Ge- 


^)  Schraut,  S.  91 — 93.     Grunzel,  Handelspolitik,  S.  534,  536 — 530- 
2)  Verträge  Deutschlands  mit  Nicaragua  vom  4.  II.   1896,  Art.  32, 
„  n  »     Uruguay        „    20.  VI.   1893,  Art.  4, 

„  ,.  ,,     Honduras     ,.     12.  XIT.    1887,  Art.  33  und  Protokoll 

vom  2.  Vn.   i888,  ZIft".   i» 
^  „  ,,     Guatemala    ..    20.  IX.   1887,  Art.  33   und   Protokoll 

vom  22.  VI.   1888,  Zift*.  I. 
.,  _  ,,     Ecuador       ^    28.  III.   1887,  Art.  II,  Abs.  2, 

,,  ,.  „     Costarica      ,.     18.  V.   1875,  Art.   14. 

Protokoll  zu  demVertrage„  „     Paraguay      „    21.  VII.   1887. 

Vgl.  auch  die  Erklärung  von  Bonar  I>aw  als  Vertreter  des  britischen  Board  ol  Trade 
iu  der  Sitzung  des  House  of  Commons  vom   15.  VI.   1903. 

")  Davon  ist  zu  unterscheiden,  dass  Meistbegünstigung  bisweilen  nur  im  Vergleich 
mit  bestimmten,  ausdrücklich  aufgezählten  dritten  Staaten  zugesichert  wird.  Deutsch- 
&aazösischer  Friedensvertrag  vom   i  o.  V.    1871,  Art.    11. 
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-meinschaft  dem  dritten  Staate  eingeräumt  sind.  Muss  ersterer  aber 
^.en  rechtmässigen  Vorrang  des  später  begründeten  Gemeinschafts- 
verhältnisses anerkennen,  ohne  dessen  Vorteile  für  sich  beanspruchen 
zn  können,  so  ist  er  wegen  der  durch  die  Herstellung  jener  Ge- 
meinschaft herbeigeführten  Beeinträchtigung  seiner  Vertragsstellung 
möglicherweise  berechtigt,  seine  Vertragsbeziehungen  und  speziell 
seine  Vertrags -Verpflichtungen  hinsichtlich  der  Meistbegünstigung 
gegenüber  dem  anderen  in  die  Gemeinschaft  mit  dritten  Staaten 
eingetretenen  Vertragsteile  als  obsolet  geworden  zu  betrachten  und 
zu.  behandeln. 


§  84.     Internationale   Gemeinschaftsbezieliungen   und  inter- 
nationale individualistisclie  Beziehungen  von  Nationen  und 
von  Individuen  unter  dem  Völkerrecht. 

Es  ist  in  doppelter  Hinsicht  unrichtig,  1)  wenn  man  im  Völker- 
recht nur  individual-reciproke  Beziehungen  der  staatlich  organisierten 
Nationen  als  geschlossener  Ganzen  ins  Auge  fasst.     Denn 

1.  internationale  Beziehungen  sind  teils  individual-reciproke, 
teils  Gemeinschaftsbeziehungen. 

2.  internationale  Beziehungen  sind  teils  Beziehungen  der  staatlich 
organisierten  Nationen  als  geschlossener  Ganzen,  teils  Beziehungen 
der  Individuen  (physischer  und  sog.  juristischer  Personen). 

Die  weitverbreitete,  aber  wirklichkeitswidrige  Vorstellung  der 
staatlich  organisierten  Nation  als  eines  allseitig  geschlossenen 
Individualwesens,  als  einer  Persönlichkeit  oder  eines  Orga- 
nismus hat  hier  unheilvoll  hemmend  und  irreführend  gewirkt. 

Eine  staatlich  organisierte  Nation  ist  um  der  staatlichen 
Organisation  willen  oder  infolge  der  staatlichen  Organisation  keines- 
wegs ein  in  allen  Hinsichten  in  sich  abgeschlossenes  Individual- 
wesen  oder  Organismus. 

Richtig  ist,  dass  staatUch  organisierte  Nationen  vielfach  als 
geschlossene  Ganze  in  internationaler  Beziehung  mit  anderen 
Staaten  stehen.  Als  geschlossene  Ganze  können  sie  mit  anderen 
Staaten  durch  Verträge  in  individual-reciproken  Beziehungen 
(z.  B.  durch  Handelsverträge)  oder  in  Gemeinschaftsbeziehungen 
(z.  B.  durch  Allianzverträge)  stehen. 

Die  Behauptung  aber,  nur  die  staatlich  organisierten  Nationen 
als  geschlossene  Ganze  könnten  in  internationale  Beziehungen  zu  ein- 


^j  Vgl.  oben  §  78.     Kaufmann,  Rechtskraft  passim. 
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ander  treten,  widerspricht  der  Wirklichkeit  und  Wahrheit  und  wider- 
spricht den  Völkerinteressen  und  den  Völkerg-emeinschaftsinteressen. 

Gegfenstand  internationaler  Beziehungen  bildet  nicht  nur  das 
äussere  Leben  oder  die  äussere  Betätigung  der  Nationen  als  ge- 
schlossener Ganzen,  sondern  auch  das  innere  Leben  der  einzelnen 
Nationen,  d,  h.  das  Leben  der  verschiedenen,  sie  zusammensetzenden 
Bevölkerungsklassen,  -schichten,  -gruppen  und  Individuen  und  das 
Funktionieren  der  Staatsorganisation  im  Zusammenhang  mit  diesem 
inneren  Leben. 

Dieses  innere  Leben  der  Nationen,  so  insbesondere  die  Ver- 
hältnisse der  Individuen  können  auch  ihrerseits  sowohl  Gegenstand 
internationaler  röciproker  Beziehungen  als  internationaler  Gemein- 
schaftsbeziehungen bilden. 

•  So  reguheren  z.  B.  die  Handelsverträge  vielfach  und  in  vielen  Hin- 
sichten nicht  internationale  reciproke  Beziehungen  der  Nationen  als 
geschlossener  Ganzen,  sondern  internationale  reciproke  Beziehungen 
von  Individuen  im  Verhältnis  zu  der  anderen  Vertragsnation. 

So  begründet  z.  B.  die  Brüsseler  Zuckerkonvention  vom 
5.  März  1902  eine  internationale  Gemeinschaft,  welche  sich  in  ge- 
wissen Hinsichten  auf  die  Individuen  und  ferner  auf  innere  Ver- 
hältnisse des  Staatsmechanismus,  Verhältnisse  der  staatlichen  Be- 
steuerung, Steuerkontrolle  u.  s.  w.  erstreckt. 

Bei  den  reciproken  internationalen  Beziehungen  handelt  es 
sich  nur  um  einander  gegenüberstehende  Sonderinteressen,  um 
Begründung  von  Individualrechten  der  Nation  oder  des  (durch  seine 
Person,  seinen  Wohnsitz,  sein  Geschäft  oder  seine  Waren)  ihr  zu- 
gehörigen Individuums  gegenüber  der  anderen  Nation. 

Das  Recht  des  Individuums,  welches  ein  internationales  Indi- 
vidualrecht gegenüber  der  anderen  Nation  ist,  ist  gleichzeitig  von 
dem  Vorhandensein  einer  staatlichen  Gemeinschaftsbeziehung  (der 
Person,  des  Wohnsitzes,  des  Geschäftes  oder  der  Waren)  des  Indi- 
viduums zu  der  diesseitigen  Nation  abhängig. 

Durch  diese  Gemeinschaftsbeziehung  des  Individuums  zu  seinem 
Staate  erscheint  die  Herstellung  oder  die  Anerkennung  des  inter- 
nationalen Individualrechts  des  Individuums  gegenüber  der  anderen 
Nation,  welches  einem  Individualinteresse  des  Individuums  gegen- 
über dieser  anderen  Nation  gerecht  wird,  vermittelt  und  bedingt. 
Also  z.  B.  das  Recht  des  Individuums,  in  dem  anderen  Staate 
Gewerbe  zu  betreiben,  in  denselben  gewisse  Waren  zu  einem  ge- 
wissen Zollsatz  oder  zu  einem  nicht  höheren  Zollsatz  einzuführen,  als 
die  Angehörigen  der  meistbegünstigten  anderen  Nationen  dies  dürfen. 
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Bei  den  internationalen  Gemeinschaftsbeziehungen  handelt  es 
sich  um  ein  internationales  Gemeinschaftsinteresse  und  auf  Grund- 
lage desselben  und  in  Anpassung  an  dasselbe  um  die  Partikular- 
interessen der  verschiedenen  Angehörigen  der  internationalen 
Gemeinschaft,  oder  mit  anderen  Worten,  es  handelt  sich  um  die 
Berechtigung  der  internationalen  Gemeinschaft  und  innerhalb  der- 
selben um  die  Gliedrechte  der  verschiedenen  Angehörigen  dieser 
internationalen  Gemeinschaft. 

Die  internationale  Gemeinschaft  erhält  ihr  objektives  inter- 
nationales Recht  heutzutage  in  oberster  Linie  in  allen  Fällen 
durch  internationales  Zusammenwirken  der  betreffenden  staatlich 
organisierten  Nationen  als  geschlossener  Ganzen  gesetzt. 

In  Hinsicht  auf  die  subjektiv  berechtigten  Glieder  aber  sind 
zwei  Arten  der  internationalen  Gemeinschaft  zu  unterscheiden. 

Die  internationale  Gemeinschaft  kann  sich  zusammensetzen  aus 
und  als  subjektiv  berechtigte  Glieder  haben  lediglich  die  staatlich 
organisierten  Nationen  als  geschlossene  Ganze  (z.  B.  bei  Allianzen). 

Oder  die  internationale  Gemeinschaft  kann  sich  unmittelbar 
aus  den  Bevölkerungen  der  verschiedenen  beteiligten  Nationen 
zusammensetzen  und  dann  als  subjektiv  berechtigte  Glieder  die 
einzelnen  in  jener  Bevölkerung  einbefassten  Individuen  und  mög- 
licherweise ausserdem  die  einzelnen  in  jener  Bevölkerung  ein- 
befassten Nationen  haben  (z.  B.  internationale  Zuckergemeinschaft 
nach  der  Brüsseler  Konvention  vom  5,  März   1902). 

Bei  beiden  Arten  der  internationalen  Gemeinschaft  können, 
insoweit  dies  durch  das  Wesen  und  die  Zwecke  derselben  erfordert 
wird,  die  Staatsorganisationen  oder  g-ewisse  Staatsorgane  der  ein- 
befassten Nationen  mit  der  Wahrnehmung  von  Funktionen  für  die 
internationale  Gemeinschaft  betraut  sein. 

Insoweit  dies  namentlich  bei  internationalen  Gemeinschaften  der 
zweiten  Art,  welche  unmittelbar  die  internationale  Gesamtbevölke- 
rung umfassen,  der  Fall  ist,  erscheinen  die  betreffenden  einzelnen 
Staatsorganisationen  und  Staatsorgane  als  Teil- Verwaltungsorgani- 
sationen der  internationalen  Gemeinschaft. 

Ausserdem  können  auch  besondere  internationale  Organe  zu 
Zwecken  der  Verwaltung  und  Kontrolle  im  Dienste  der  inter- 
nationalen Gemeinschaft  kreiert  sein  und  funktionieren.   — 

Bei  den  Handels-  und  Meistbegünstigungsverträgen  handelt  es 
sich  um  Sonderinteressen  und  Individualrechte  der  einen  Vertrags- 
nation oder  der  ihr  zugehörigen  Individuen  gegenüber  der  anderen 
Vertragsnation,    bei     der    Meistbegünstigung    speziell     um    solche 
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Sonderinteressen  und  Individualrechte  in  Konkurrenz  mit  den 
Sonderinteressen  und  Individualrechten  dritter  Nationen,  resp.  der 
den  letzteren  ang-ehörigfen  Individuen. 

In  einer  internationalen  Gemeinschaft  bildet  hingegen  die  Zu- 
gehörigkeit zu  dem  internationalen  Bevölkerungsverband  die  Grund- 
lage der  Gliedrechte  der  einbefassten  Nationen,  wie  eventuell  der 
unmittelbar  einbefassten  Individuen. 

Nicht  ein  auf  Sonderinteresse  beruhendes  Individualrecht  der 
Nation  oder  der  ihr  zugehörigen  Individuen  gegenüber  einer  frem- 
den Nation,  sondern  ein  auf  der  Grundlage  der  Berechtigung  der 
internationalen  Gemeinschaft  und  der  Zugehörigkeit  zu  dieser  inter- 
nationalen Gemeinschaft  erwachsendes  Gliedrecht  des  einen  Gliedes 
(Nation  oder  Individuum)  der  internationalen  Gemeinschaft  gegen 
ein  anderes  Glied  derselben  (andere  Nation)  liegt  vor. 

Deshalb  kann  eine  dritte  aussenstehende  Nation  auf  Grund 
ihres  vertragsmässigen  Meistbegünstigungsanspruches  gegen  letztere 
Nation  Gleichstellung  mit  der  ersteren  Nation  nicht  beanspruchen,  i) 
Denn  jene  dritte  Nation  ist  nicht  Glied  der  internationalen  Gemein- 
schaft. Die  erstere  Nation  und  resp.  die  ihr  angehörigen  Individuen 
aber  haben  nur  als  Glieder  der  internationalen  Gemeinschaft  und  nicht 
als  selbständige  Individualitäten  das  betreffende  Recht  zu  beanspruchen. 

Dieser  Gesichtspunkt  des  Gliedrechts  im  Unterschiede  von  dem 
Individualrecht,  welcher  den  Anspruch  des  bloss  vertragsmässig 
Meistbegünstigten  auf  Gleichstellung  unbegründet  erscheinen  lässt, 
trifft  ebensowohl  zu,  wenn  eine  völkerrechtliche  internationale  Ge- 
meinschaft, wie  wenn  eine  staatliche  Gemeinschaft  den  zur  Gewährung 
der  Meistbegünstigung  Verpflichteten  in  sich  aufgenommen  hat, 

')  Vgl.  oben  Kap.  5. 


Kapitel  VII. 

Die  moderne  wirtschaftliche  Entwicicelung  und  das  internationale  Recht. 


§  85.     Die   Internationalisierung:   der   modernen   wirtschaft- 
lichen und  sozialen  Verhältnisse  und  das  Völkerrecht.     Die 
Regrulierung:  „innerer"   Verhältnisse   in   den   Staaten   durch 
das  Völkerrecht  als  Folge  jener  Entwickelung. 

Die  g-anze  wirtschaftliche  Produktions-,  Umsatz-  und  Absatz- 
tätigkeit ist,  wie  alles  menschliche  Wirken  und  Dasein,  an  dea 
irdischen  Grund  und  Boden  gebunden,  spielt  sich  ab  auf  Land- 
bereichen, welche  staatlicher  Beherrschung  unterstehen  und  —  je 
mehr  die  in  Betracht  kommenden  Bereiche  wirtschaftlicher  Be- 
tätigung sich  ausdehnen,  —  vielfach  unter  die  Herrschaft  ver- 
schiedener Staaten  verteilt  erscheinen.  Daneben  kommen  für 
diese  wirtschaftliche  Betätigung  auch  die  —  nicht  ausschliesslicher 
staatlicher  Herrschaft,  sondern  —  nur  unmittelbar  völkerrechtlicher 
Regulierung  unterstehenden  Bereiche  des  offenen  Meeres  (und 
auch  schon  des  offenen  Luftmeeres)  in  Frage. 

Auf  die  ganze  Entfaltung  und  Gestaltung  der  an  Grund  und 
Boden,  an  Länder-  und  Wasserbereiche  gebundenen  wirtschaft- 
lichen Betätigung,  der  Produktion  und  des  Absatzes,  auf  die 
räumliche  Ausdehnung  oder  Beschränkung  derselben  üben  neben 
den  anderen  massgeblichen  Faktoren  die  staatliche  Kinflussnahme, 
die  staatlichen  und  völkerrechtlichen  Regulierungen  bedeutsame 
Wirkung  aus. 

Aber  auf  die  Dauer  übt  —  wenigstens  in  den  modernen 
Verhältnissen  —  die  wirtschaftliche  und  soziale  Entwickelung  um- 
gekehrt noch  stärkeren  und  nachhaltigeren  Einfluss  auf  Inhalt  und 
Gestaltung  der  staatlichen  und  völkerrechtlichen  Verhältnisse.  In- 
dem sie  unter  dem  ungeheuren  Impulse  der  technischen  Möglich- 
keiten, der  Erwerbstriebe  und  der  sozialen  Bedürfiiisse  und  Kultur- 
'bestrebungen  Völker-  und  Länderbereiche  zusammenfassend  durch- 
dringt und  umspannt,  welche  unter  verschiedene  Staatsorganisationen 
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verteilt  sind,  führt  sie  in  immer  neuen  und  wichtigeren  Hinsichten 
die  Herausbildung"  völkerrechtlicher  Normen  herbei,  welche  —  im 
Unterschiede  von  den  in  ihrer  Geltungf  territorial  und  personal 
beschränkten  staatlichen  Normen  —  entsprechend  weiterer  einheit- 
licher Geltung-sausdehnung"  fähig-  sind,  und  bewirkt,  dass  unter 
jene  höheren  räumlich-personal  umfassenderen  Normen  des  Völker- 
rechts in  den  einzelnen  —  staatlich  beherrschten  —  Teil -Land- 
bereichen die  Staatsorg"anisationen  sich  beugen  müssen. 

Die  wirtschaftliche  und  soziale  Entwickelungf  hat  zur  Folge,, 
dass  für  die  verschiedenen  —  und  vielfach  miteinander  ringenden  — 
Arten  von  Interessen  und  Bevölkerungsschichten  der  Solidaritäts- 
oder Gemeinschaftskreis  sich  räumlich -personal  immer  mehr  er- 
weitert und  unter  Überschreitung  der  Staatsgrenzen  internationalen 
Charakter  annimmt. 

Internationale  Betriebs-  und  Interessengemeinschaften  der 
Verkehrsorganisationen. 

Internationale  Interessengemeinschaften  der  Produktionsunter- 
nehmungen. 

Internationale  Interessengemeinschaiten  der  Arbeiterorgani- 
sationen. 

Internationale  Interessengemeinschaften  der  Konsumenten. 

Gerade  dass  diese  verschiedenen  unter  sich  vielfach  in 
scharfem  Gegensatz  und  wirtschaftUch-sozialem  Kampf  begriffenen 
Interessenrichtungen  und  Bevölkerungsschichten,  aus  deren  terri- 
torial-nationalem Ausschnitt  die  einzelne  staatliche  Gemeinschaft 
selbst  besteht,  internationalen  Charakter  annehmen,  internationalen 
Zusammenhang  und  internationale  Gemeinschaft  herstellen,  macht 
es  der  einzelnen  Staatsgemeinschaft  unmöghch,  sich  in  territorial- 
personaler Sonderung  zu  erhalten,  nötigt  sie  vielmehr,  sich  auch 
ihrerseits  international  mit  den  anderen  staatlichen  Gemeinschaften 
zu  verbinden. 

Denn  nur  durch  dieses  internationale  Zusammenwirken  der 
Staaten  kann  jenen  international  ausgeweiteten  Interessenkreisen 
unter  Wahrung  der  berechtigten  Interessen  derselben  und  damit 
auch  unter  Wahrung  der  Interessen  des  zu  der  einzelnen  Staats- 
gemeinschaft gehörigen  Ausschnittes  jenes  Interessenkreises  die 
massgebliche  Norm  auferlegt  werden.  Der  einzelne  Staat  allein 
könnte  hingegen  nur  hemmend,  zerstörend,  negativ  gegenüber 
solchen  international  ausgedehnten  Interessenkreisen  wirken  und 
normieren. 

.Umgekehrt     aber     bindet     die    so    im    Zusammenwirken    der 
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Staaten  g-eschaffene  internationale  Norm  auch  den  einzelnen  Staat 
(nicht  bloss  nach  aussen  g-eg"enüber  den  anderen  Staaten,  sondern 
aucli)  nach  innen  auf  seinem  Territorium  und  geg-enüber  der  be- 
treffenden einzelnen  Bevölkerungfsschicht  oder  den  betreffenden 
einzelnen  Individuen. 

Das  bringt  der  Charakter  und  Inhalt  der  diesbezüglichen  inter- 
nationalen Normen  mit  sich.  Denn  nicht  die  politischen  äusseren  Be- 
ziehungen der  Staaten  gegeneinander  als  Ganze  werden  durch 
dieselben  reguliert. 

Sondern  jene  Normen  sind  durch  die  wirtschafthche  und  soziale 
Entwickelung  hervorgerufen,  welche  sich  international,  aber  dabei 
insbesondere  auch  über  den  territorialen  Bereich  und  den  Bevölke- 
rungsbestand dieses  Staates  mit  ausdehnt  Die  durch  die  wirt- 
schaftliche und  soziale  Entwickelung*  geschaffenen  internationalen 
Interessen  und  Verhältnisse  der  einzelnen  Bevölkerungsschichten 
werden  durch  jene  Normen  reguliert.  Diese  Art  internationaler 
Normen  bezieht  sich  also  auf  das  Territorium  des  Staates  und  die 
einzelnen  Bevölkerungsschichten  in  gleicher  Weise,  wie  dies  auck 
staatliche  Normen  tun  würden.  Die  internationalen  Normen  haben 
vor  den  letzteren  nur  voraus,  dass  der  einzelne  Staat  über  letztera 
Herr  bleibt,  an  erstere  aber  international  gebunden  ist. 

Diese  Internationahsierung  der  wirtschaftlichen  und  sozialen 
Entwickelung  bringt  mit  sich  und  zieht  nach  sich  auch  die  Inter- 
nationalisierung der  mit  jener  in  engem  Zusammenhange  stehen- 
den steuerfiskalischen  und  gewerbepolitischen  Massnahmen  des 
Staates,  D.  h.  auch  in  Beziehung  auf  letztere  Massnahmen,  die  ja 
eminent  „innere"  Massnahmen  des  Staates  in  dem  herkömmlichen 
Sinne  sind,  tritt  immer  mehr  deren  gleichzeitige  internationale  Be- 
deutung infolge  der  zur  Entstehung  gelangten  internationalen  wirt- 
schaftlichen undsozialenZusammenhängehervor.  Dahererstrecken  sich 
die  durch  internationales  Zusammenwirken  der  verschiedenen  Staaten 
hergestellten  völkerrechtlichen  Normen  auch  immer  mehr  auf  jene 
„inneren"  steuerfiskalischen  und  gewerbepolitischen  Massnahmen 
der  einzelnen  Staaten,  indem  sie  den  letzteren  die  Unterlassung  ge- 
wisser diesbezüglicher  Massnahmen  und  die  positive  Vornahme 
anderer  zur  völkerrechtUchen  Pflicht  machen. 

Im  Laufe  der  verschiedenen  früheren  internationalen  Zucker-Kon- 
ferenzen ist  öfters  hervorgehoben  worden,  dass  es  sich  bei  den  vor- 
geschlagenen Massnahmen  um  „innere"  Massnahmen  der  einzelne» 
Staaten  handele.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  wurden  Einwen- 
dungen gegen  die  völkerrechtiiche  Regulierung  derselben  geltend  ge- 
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macht,  da  eine  solche  sich  nur  auf  die  äusseren  Beziehungen  der 
Staaten  zueinander  zu  erstrecken  habe. 

Dies  wurde  zunächst  von  den  verschiedensten  Seiten  erklärt, 
als  das  Verlangen  auftauchte,  neben  dem  völkerrechtlichen  Aus- 
schluss der  direkten  Ausfuhrprämien  auch  den  sog.  „Überzoll" 
völkerrechtlich  zu  regulieren. 

Die  Niederlande,  welche  dies  Verlangten  auf  den  Londoner 
Zuckerkonferenzen  von  1887  und  1888  erhoben,  begründeten  es  aber 
schon  ausdrücklich  damit,  die  Frage  sei  nicht  bloss  eine  innere 
Frage  des  einzelnen  Landes,  sondern  gleichzeitig  eine  internationale. 
Abgesehen  von  Belgien  wiesen  jedoch  die  anderen  Konferenzstaaten 
damals  die  niederländische  Auffassung  noch  entschieden  zurück. 
Denn  die  Zollnormierung  im  Verhältnis  zu  den  inneren  Steuern 
sei  eine  innere  Angelegenheit  der  einzelnen  Staaten,  und  mit  der 
Selbständigkeit  der  letzteren  sei  eine  völkerrechtUche  Bindung  in 
dieser  Hinsicht  nicht  verträglich.  1) 

Noch  viel  nachdrücklicher  wurde  während  der  Londoner 
Zuckerkonferenzen  von  1 887/1 888  und  der  Brüsseler  Zucker- 
konferenz von  1898  derselbe  Einwand  —  namentlich  von  selten 
Frankreichs,  dem  sich  1898  Russland  anschloss,  —  geltend  gemacht 
und  aufrecht  erhalten,  als  von  den  anderen  Seiten  immer  energischer 
darauf  bestanden  wurde,  dass  im  Wege  der  völkerrechtlichen 
Normierung  auch  alle  staatsfiskalischen  Massnahmen  und  An- 
ordnungen der  inneren  Steuergesetzgebung  ausgeschlossen  werden 
müssten,  welche  indirekt  zu  Produktions-  oder  Ausfuhrprämien 
führten  und  deshalb  nach  der  wirtschafthchen  und  sozialen  Ent- 
wickelung auch  internationale  Bedeutung  hätten.  Auf  das  ent- 
schiedenste beharrte  Frankreich  längere  Zeit  dabei,  einen  derartigen 
völkerrechtlichen  Eingriff  in  seine  innere  staatliche  Selbständigkeit 
nicht  zulassen  zu  können.  2) 

Aber  die  aus  der  wirtschaftlichen  und  sozialen  Entwickelung 
sich  ergebende  internationale  Bedeutung  derartiger  „innerer"  Mass- 
nahmen der  einzelnen  Staaten  und  das  daraus  erwachsende  inter- 
national gemeinsame  Interesse  an  dem  völkerrechtlichen  Ausschluss 
derselben  erwiesen  sich  als  stärker.  In  der  Brüsseler  Konvention 
vom  5.  März  1902    wurden  den  Verbandstaaten    völkerrechtlich  in 


^)  Commercial  No.  13  (1888),  p.  97—98,  151  —  158,  203. 

2)  Frankreich:  Commercial  No,  2  (1888),  p.  69,  75,  TJ.  Commercial  No.  13 
(1888),  p.  206,  210,  230.  Primes,  p.  39,  64 — 69,  100 — 102,  106 — 107.  Rassland: 
Primes,  p.  85 — 88,  94,  108,  109 — lll.  Vgl.  Commercial  No.  13  (1888),  p.  42,  sub 
Ziffer  2. 
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Hinsicht  auf  jene  „inneren"  Massnahmen  weitg-ehende  Beschrän- 
kung-en  auferlegt,  und  dennoch  wurde  ein  Bedenken  hiergeg-en  aus 
dem  Gesichtspunkt,  dass  es  sich  dabei  um  „innere"  Angelegen- 
heiten der  Staaten  handele,  von  den  Delegierten  der  Verband- 
staaten, zu  welchen  Frankreich,  aber  allerdings  nicht  Russland 
gehörte,  schliesslich  nicht  einmal  mehr  angeregt. 

In  seinen  Protesten  gegen  die  Brüsseler  Zuckerkonvention  von 
1902  hat  Russland  hervorgehoben: 

Russland    habe    sich    auf  der  Brüsseler  Konferenz    nicht    ver- 
treten lassen,  weil  es  seine  ganze  Handlungsfreiheit  in  Hinsicht  auf 
Massnahmen    innerer  Ordnung    habe    bewahren    wollen,  welche 
es  notwendig  erachte,  um  die  Zuckerproduktion  zu  regulieren.  1) 

Die  Strafklausel  in  der  Brüsseler  Konvention  laufe  darauf 
hinaus,  dass  die  (wenn  auch  meistbegünstigten)  Nicht- Verbandstaaten,, 
wie  Russland,  auf  die  Unbeschränktheit  ihres  Rechtes  verzichten 
sollten,  durch  gleichgültig  welche  innere  Massnahmen  ihre  nationale 
Industrie  zu  begünstigen.  Ein  derartiges  Vorgehen  käme  der  Ein- 
mischung eines  Landes  in  die  innere  Gesetzgebung  eines  anderen 
Landes  gleich,  und  Russland  könne  einen  solchen  Gesichtspunkt 
unmöghch  hinnehmen Es  hänge  von  der  russischen  Re- 
gierung ab,  nach  ihrem  Belieben  und  in  gleichgültig  welchem 
Verhältnis  die  Erzeugnisse  der  nationalen  Industrie  mit  einer  Ver- 
brauchsabgabe zu  belegen  und  Massnahmen  zu  ergreifen,  um  die 
Produktion  zu  begünstigen  oder  zu  begrenzen.  Kein  fremdes- 
Land  habe  das  Recht,    zu    erwarten,  dass  Russland    seine    innere 

Gesetzgebung  zu  Gunsten  jenes  Landes  ändere ,  Russland 

werde  der  Brüsseler  Konvention  niemals  seine  Zustimmung  geben.  2) 

Die  russische  Regierung  hat  unzweifelhaft  recht,  wenn  sie 
behauptet,  dass  es  sich  bei  der  Brüsseler  Konvention  um  „innere" 
Massnahmen  handele,  in  Beziehung  auf  welche  die  Freiheit  der 
einzelnen  Staaten  völkerrechtlich  beschränkt  werde. 

Aber  sie  hat  ebenso  unzweifelhaft  unrecht,  wenn  sie  damit 
die  Berechtigung  und  Notwendigkeit  jener  völkerrechtUchen  Mass- 
nahmen widerlegt  zu  haben  glaubt. 

Freilich  befindet  sie  sich  bei  ihrer  Ausführung  in  der  Gesell 
Schaft  vieler  Theoretiker,  welche  sich  gegen  die  wirkliche  Ent- 
wickelung  und  gegen  die  Völkerinteressen  verschUessen  und  noch 

^)  Memorandum  des  russischen  Geschäftsträgers  in  London  vom  24.  IX.  1902. 
Commercial  No.   i   (1903),  p.   15. 

*)  Verbalnote  des  russischen  Geschäftsträgers  in  London  vom  14.  I.  1903.  Com- 
meicial  No.   i   (1903),  p.  21. 
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immer  lehren,  das  Völkerrecht  habe  es  nur  und  könne  es  nur  zu 
tun  haben  mit  den  Verhältnissen  der  Staaten  zueinander,  also  nicht 
mit  den  „inneren"  Verhältnissen  der  Staaten. 

Jene  „inneren"  Massnahmen  der  Staaten  haben  infoigfe  der 
Gestaltung-  und  Entwickelung  und  Verflechtung-  der  wirtschaft- 
lichen und  sozialen  Verhältnisse  der  Bevölkerungen  weittragende 
internationale  Bedeutung. i)  Deshalb  wird  die  Zulässig-keit  oder 
Unzulässigkeit  der  Vornahme  solcher  „inneren"'  Massnahmen  der 
einzelnen  Staaten  zu  einer  internationalen  Frage,  die  sich  der 
völkerrechtlichen  Regulierung-  um  so  wenig-er  entziehen  kann, 
je  g'rösser  ihre  praktische  internationale  Wichtigkeit  wird. 

Es  ist  nicht  richtig,  wenn  die  russische  Reg-ierung-  es  so  hin- 
Ätellt,  als  ob  es  sich  dabei  lediglich  um  die  Einmischung-  des 
einen  Landes  in  die  innere  Gesetzg-ebung"  eines  anderen  Landes 
und  darum  handele,  ob  das  letztere  Land  seine  innere  Gesetz- 
g-ebung zu  Gunsten  des  ersteren  Landes  ändern  solle. 

Es  handelt  sich  vielmehr  zu  oberst  um  ein  international 
ausg-edehntes  gemeinsames  Interesse  an  der  Art  der  Nor- 
mierung jener  „inneren"  Massnahmen  in  dem  einzelnen  Lande, 

Jenes  international  ausgedehnte  gemeinsame  Interesse  aber 
g-eht  dahin,  dass  das  einzelne  Land  allerdings  auch  nicht  im  Weg-e 
solcher  „inneren"  Massnahmen  sich  beliebig-  und  schrankenlos  über 
die  durch  jene  in  Mitleidenschaft  gezog-enen  Interessen  eines 
anderen  Landes  hinwegsetzen  darf.  Das  ist  die  Folg-e  davon,  dass 
durch  die  internationale  Verflechtung-  der  wirtschaftlichen  und 
sozialen  Verhältnisse  der  Bevölkerungen  solche  „innere"  Massnahmen 
der  einzelnen  Staaten  internationale  Bedeutung-  und  Wirkung-  er- 
langt haben. 

Bei  der  Beratung  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  in  den 
Parlamenten  der  Verbandstaaten  ist  von  einzelnen  theoretisch  oder 
praktisch  interessierten  Geg-nern  der  internationalen  Reg-elung-  der 
Einwand  erhoben  worden,  die  Stellung-  und  Funktionen  der  durch 
jene   Konvention    vorg-esehenen    ständig-en  Kommission  in  Brüssel 

1)  Bei  den  Pariser  Zuckerkonferenzen  von  1876  ■war  gegenüber  Anträgen  der 
Niederlande  von  selten  Frankreichs  die  Anfrechterhaltung  und  Nichtabschaffung  der 
Znckerabgaben  in  den  anderen  Verbandstaaten  (-womit  die  Aufrechterhaltung  einer  der 
Zuckerindustrie  Kosten  verursachenden  Überwachung  in  Verbindung  stand)  als  eine 
Angelegenheit  von  nicht  bloss  „innerer",  sondern  gleichzeitig  internationaler  Bedeataog 
bezeichnet  und  zur  Bedingung  gemacht  worden,  von  deren  Ann.ihme  —  in  Ermangelung 
einer  anderweiten  besonderen  Kompensation  zu  Gunsten  Frankreichs  —  das  Eingehen 
des  letzteren  auf  die  Konvention  abhängen  würde.  Commercial  No.  18  (1876), 
p.  22—23,  34—35.  36—38,  52—64,  71—78.  79—80.  82. 
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bedeute  einen  Eingriff  in  die  Unabhängfigkeit  der  einzelnen  Verband- 
staaten und  der  Gesetzg-ebung*  derselben.  1) 

Auch  hier  ist  als  richtig-  zuzugeben,  dass  die  Kontrollstellung- 
jener  internationalen  Kommission  eine  allerding^s  nur  leichte  und 
geringe  völkerrechtliche  Einschränkung  der  schrankenlosen  Selbst- 
herrlichkeit der  einzelnen  Verbandstaaten  bedeutet.  Unrichtig  aber 
ist  der  Schluss,  der  aus  dieser  Tatsache  an  sich  schon  die  Un- 
zulässigkeit solcher  völkerrechtlichen  Anordnung  herleiten  will. 

Es  kommt  vielmehr  darauf  an,  ob  nach  der  gesamten  Ent- 
wickelung  und  dem  gesamten  Inhalt  der  internationalen  und  der 
nationalen  und  territorialen  Verhältnisse  der  beteiligten  Völker  eine 
solche  völkerrechtliche  Einschränkung  der  staatlichen  Selbst- 
herrlichkeit im  gemeinsamen  Interesse  der  Völker  berechtigt  und 
erforderlich  ist  oder  nicht. 

In  einem  Memorandum  des  britischen  Handelsamtes  vom 
13.  August  1884,2)  welches  damals  übrigens  in  Hinsicht  auf  die 
Zuckerprämien  eine  völkerrechtliche  Regelung  zum  mindesten  mit 
der  Strafklausel  noch  nicht  für  angezeigt  erachtete,  wird  auf  die 
Bedeutung  des  internationalen  Gemeininteresses  in  folgender  Weise 
hingewiesen  : 

Jt  is  well  not  to  forget  the  effect  bounties  have  on  the 
aggregate  mternational  tvealtJi.  Any  fall  of  price,  say  in  the 
English  market,  consequent  on  the  bounty  system,  is,  of  course, 
a  purely  artificial  fall.  The  consumer  in  England  pays  less  than 
cost  price  for  his  beet  sugar,  because  the  Germ  an  taxpayer  pays 
to  German  manufacturers  sufficient  to  cover  not  only  the  actual 
loss,  but  also  a  margin  of  profit  But  sugar  can  be  obtained 
cheaper    from    cane  than   from   beet-root,   and  thus  the  English 


')  So  hat  der  liberale  britische  Freihändler  Sir  \V.  Harcoart  seine  Gegnerschaft 
gegen  die  —  von  ihm  als  den  britischen  Konsamenteninteressen  abträglich  charakteri- 
sierte  —  Brüsseler  Konvention  im  House  of  Commons  am  24.  XI.  1902  unter 
anderem  damit  begründet:  Durch  die  Brüsseler  Konvention  werde  die  ständige  Kom- 
mission in  Brüssel,  in  welcher  Grossbritannien  eine  Stimme  gegen  sieben  Stimmen  von 
Handelsrivalen  habe,  zum  Richter  über  die  britische  Handels-,  Steuer-  und  Finanz- 
politik gemacht.  Die  Autonomie  Grossbriianniens  in  seiner  Handelspolitik  werde 
beseitigt,  und  der  Schlüssel  zu  der  Aufrechterhaltung  oder  Nichtaufrechterhaltung  der 
Politik  der  offenen  Türe,  welche  dem  britischen  Volke  den  grössten  Wohlstand  ge- 
bracht habe,  werde  in  die  Hände  eines  grossen  europäischen  Syndikats  gelegt,  das 
möglicherweise  sich  zu  einem  dem  britischen  Handel  äusserst  abträglichen  Truste  aus- 
wachsen  werde.  Vgl.  auch  die  Verhandlungen  im  House  of  Commons  vom  28.  und 
29.  VII.  und  4. — 6,  VIII.   1903  und  im  House  of  Lords  vom   10.  VIII.   1903. 

2)  Sugar  Bounties,  Correspondence,  Board  of  Trade,  5.  Dezember  1884  (39).  p.  4. 
Kaufmann,  Welt-Zuckerindustrie.  32 
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consumer  is  compelled  to  use  that  kind  of  sugfar  which  it  costs 
most  to  produce,  a  distinct  reversal  of  what  is  economically 
advantageous  for  all.  In  short,  the  gain  of  the  English  consumer 
is  a  deduction  from  German  wealth,  and  on  the  whole  a  dead 
loss  to  the  aggregate  wealth  of  the  tzvo  nations.^^ 

In  der  Korrespondenz,  welche  die  britische  Regierung-  aus 
Anlass  der  Proteste  der  russischen  Regierung  gegen  die  Brüsseler 
Zuckerkonvention  mit  letzterer  pflog,  betonte  erstere  die  Bedeutung 
jenes  international  gemeinsamen  Interesses  für  die  Berechtigung* 
der  getroffenen  völkerrechtlichen  Regelung  mit  den  Worten: 

*His  Majesty's  Government  have,  notwithstanding  the  injury 
caused  to  British  trade,  for  many  years  been  seeking  a  Solution 
of  the  question  in  which  all  othcr  interested  States  might  agree  to  johi. 
The  method  devised  by  the  Brüssels  Conference  seems  to  theni 
the  most  equitable  tvhich  can  be  arrived  at,  and  they  believe  that  in 
its  Operation  no  bijustice    will    be    done    eilJier  to  Riissian    or    to    any 

other  sugar 

The  course  which  they  have  at  last  taken  after  a  long*  and 
patient  delay  has  been  dictated  solely  by  a  desire  to  secure 
equality  of  conditions  for  those  engaged  in  the  production  and 
refining  of  sugar  within  the  lim  its  over  which  they  have  control. 
Other  States  do  not  hesitate  to  impose  high  and  prohibitive  tariffs 
for  the  protection  of  their  trade  in  their  own  markets,  and  His 
Majesty's  Government  fall  to  see  with  what  reason  the  Russian 
Government  can  complain  of  a  measure  not  of  favoiir,  hut  of 
simple  and  elementary  justice  to  British  trade'.  2) 

Früher  gab  es  auf  Erden  viele  weite  Erdräume,  die  von  Men- 
schen unbewohnt  oder  wenigstens  noch  nicht  zum  Teil  und  zur 
Grundlage  einer  politisch-staatlichen  Organisation  gemacht  waren.  '^) 
Mit  der  raschen  Zunahme  der  Menschen  auf  Erden  aber  geht 
jener  frühere  Zustand  seinem  Ende  entgegen.  Die  kolonisatorische 
Ausbreitung  der  Europäer  in  den  aussereuporäischen  Erdteilen  hat 
dahin  geführt,  dass  auch  die  letzteren,  soweit  sie  für  die  Menschen 

^)  Durch  den  Hinweis  im  Text  auf  diese  britische  Ausführung  soll  nicht  Stellung 
zu  der  darin  vertretenen  Auffassung  genommen  werden,  als  ob  das  international  beste 
Resultat  durch  internationale  freie  individuelle  Konkurrenz  erreicht  werde.  Sondern  es 
soll  nur  gezeigt  werden,  dass  in  jener  Ausführung  der  internationale  Gesichtspunkt  des 
höchstmöglichen  gemeinsamen  Wohlstandes  der  verschiedenen  Nationen  als  massgeblich 
hervorgehoben  wird. 

*)  Schreiben  des  britischen  Ministers  des  Auswärtigen  an  den  russischen  Geschäfts- 
träger in  London  vom  20.  XI.    1902.     Commercial  No.   1    (1903),  p.  20. 

*)  Vgl.  zum  folgenden  Ratzel,  S.  24  fg. 
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bewohnbar    sind,    fast    völlig-   in    das    Bereich    staatlich  -  politischer 
Organisation  einbezogen  sind. 

Staatlich-territoriale  Ausbreitung-  eines  Volkes  ist  daher  heut- 
zutag-e  fast  nur  noch  auf  Kosten  des  staatlichen  Territorialbereiches 
anderer  Völker  möglich. 

Wohl  g-ibt  es  unter  den  bestehenden  staatlichen  Organisationen 
eine  Reihe,  welche  die  Zeichen  der  Rückständigkeit  und  Entwicke- 
lungsunfahigkeit  oder  wenigstens  nicht  einer  den  heutigen  Verhält- 
nissen entsprechenden  Entwickelungsfähigkeit  aufweisen.  Sie 
werden  wohl  im  Laufe  der  weiteren  geschichtlichen  Entwickelung 
den  anderen  kräftigeren  und  entwickelungsfahigeren  staatlichen  Or- 
ganisationen weichen,  welche  damit  noch  eine  territoriale  Aus- 
breitung ihres  Bereiches  gewinnen  werden. 

Aber  je  dichter  die  Kulturbevölkerung  in  den  verschiedenen 
Ländern  der  Erde  wird,  um  so  enger  verknüpft  sie  sich  auch  in 
Ländern  mit  rückständiger  staatlicher  Organisation  wirtschaftlich 
mit  dem  Grund  und  Boden.  Daher  wird  die  territoriale  politische 
Ausbreitung  einer  bestehenden  Staatsorganisation  über  ein  anderes 
Land  und  die  Beseitigung  der  bisherigen  rückständigen  Staats- 
organisation des  letzteren  für  dasjenige  Volk,  dessen  Staatsorgani- 
sation in  solcher  Weise  ihr  Territorialbereich  erweitert,  in  Zukunft 
nicht  mehr  unbedingt  so  grosse  wirtschaftliche  Bedeutung,  haben, 
wie  sie  in  früheren  Zeiten  der  räumlichen  Ausdehnung  der  politi- 
schen Herrschaft  über  wirtschaftlich  noch  nicht  intensiv  in  Besitz 
genommene  Länder  zukam. 

Jedenfalls  gibt  es  aber  unter  den  heutigen  grossen  staatlichen - 
Organisationen  auf  territorialer  Grundlage  eine  ganze  Reihe,  deren 
Entwickelungskräfte  soweit  gleichartig  erscheinen,  oder  welche, 
wenn  auch  verschiedenartig,  doch  so  starke  und  wertvolle  Behauptungs- 
und Entwickelungskräfte  aufweisen,  dass  der  Untergang  derselben 
und  damit  die  Raumschaffung  für  die  territoriale  Erweiterung  der 
übrigbleibenden  staatlichen  Organisationen  nicht  wahrscheinlich  ist 
und  ganz  abgesehen  von  den  dazu  erforderlichen  Gewaltprozeduren 
auch  sonst  von  dem  Standpunkt  der  Fortentwickelung  der  Mensch- 
heit nicht  wünschenswert,  sondern  schädlich  wäre. 

Die  Unveränderhchkeit  der  Grösse  der  Erdoberfläche  und  die 
mit  der  wirtschaftlichen  Erschliessung  derselben  voranschreitende 
Aufrichtung  geordneter  —  der  zeitlichen  Kulturhöhe  entsprechen- 
den —  staatlich-politischen  Organisationen  über  allen  bewohnbaren 
Teilen  dieser  Erdoberfläche  lassen  also  in  Zukunft  für  eine  Reihe 
der    tatkräftigen     und     leistungsfähigen     Völker     die     fortgesetzte 

32* 
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territoriale  Ausbreitung-  ihrer  staatlich-politischen  Organisation 
unwahrscheinlicher  und  auch  nicht  mehr  mit  den  wirtschaftlichen 
Vorteilen  verknüpft  erscheinen,  wie  in  früheren  Zeiten. 

Mindestens  bleibt  es  aber  nach  den  heutigen  Tages  erkenn- 
baren Vorzeichen  künftiger  Entwickelungen  wahrscheinlich,  dass 
auch  in  Zukunft  auf  der  bewohnbaren  und  kultivierbaren  Erdober- 
fläche eine  Reihe  von  Völkern  nebeneinander  ihre  staatlichen 
Organisationen  aufrecht  erhalten  und  behaupten  werden,  von  denen 
jede  einzelne  infolgedessen  in  territorialer  Hinsicht  auf  einen  be- 
stimmten Teil  jener  Erdoberfläche  als  ihr  Territorium,  ihr  Staats- 
Land  beschränkt  sein  wird.  — 

Besonders  die  Landwirtschaft,  aber  auch  die  Industrien  sind 
nicht  bloss  auf  einen  räumlichen  Standort  angewiesen,  sondern 
legen  in  einem  bestimmten  Grund  und  Boden,  in  und  auf  welchem 
sie  produktive  Betriebe  errichten,  einen  grossen  Teil  ihrer  Kapi- 
talien fest. 

Daraus  ergibt  sich  eine  bleibende  Verknüpfung  zwischen  den 
Interessen  der  Landwirthschaft  und  der  Industrien  einerseits  und 
demjenigen  Staate,  zu  dessen  Territorium  der  von  jenen  benutzte 
Boden  gehört,  andererseits. 

Die  Entwickelung  der  Landwirtschaft  und  der  Industrien  in 
einem  bestimmten  räumlichen  Bereich  steigert  die  Arbeitsg'elegen- 
heit  für  die  dort  ansässige  Bevölkerung,  da  —  ceteris  paribus  — 
die  Unternehmer  schon  zur  Ersparung  von  Transportkosten  ihre 
Arbeiter  am  liebsten  der  Bevölkerung  der  betreffenden  Gegend 
entnehmen.  Insofern  hat  auch  die  Arbeiterbevölkerung  ein  örtlich- 
lich-räumliches  wirtschaftliches  Interesse,  welches  sie  mit  dem  Staate 
verbindet,  auf  dessen  Territorium  sie  ansässig  ist 

Die  moderne  Entwickelung  der  Technik  und  Naturausnutzung 
hat  zu  einer  ausserordentlichen  Steigerung  der  für  produktive  Be- 
triebe im  Boden  festgelegten  Kapitalien  geführt  und  damit  Land- 
wirtschaft und  Industrien  um  so  intensiver  mit  dem  Staate  verknüpft, 
zu  dessen  Territorium  jener  Boden  gehört 

Aber  die  moderne  Entwickelung  der  Technik  und  der  Beherr- 
schung der  Naturkräfte  hat  die  Produktionsmöglichkeit  so  unge- 
heuer vergrössert,  dass  für  die  auf  bestimmtem  Boden  angelegten 
industriellen  und  —  in  dünnbevölkerten  Ländern  —  auch  für  die 
landwirtschaftlichen  Betriebe  ein  ausreichender  Produktenabsatz 
innerhalb  des  Landes  der  Betriebsanlage  vielfach  nicht  möglich 
und  zur  wirtschaftlichen  Aufrechterhaltung  der  Betriebe  Aus- 
dehnung-   des    Absatzes    w^eit    über    die    territorialen    Grenzen    des 


§  85.     Die  Internationalisierung  der  modernen  wirtschaftlichen  Verb.  etc.        501 

Staates  der  Produktionsanlage,  ja  über  die  ganze  Welt  hin  —  so 
möglich,  wie  —  notwendig  geworden  ist. 

Die  moderne  Entwickelung*  verringert  also  die  Möglichkeit 
territorialer  Ausdehnung  der  einzelnen  Staaten  und  steigert  das 
Bedürfnis  der  Industrien  in  den  einzelnen  Staaten,  ihren  Absatz 
über    die    territorialen  Grenzen   dieses  Staates  hinaus  auszudehnen. 

Das  Interesse  des  einzelnen  Staates  an  den  in  seinem  Terri- 
torium betriebenen,  auf  Ausfuhr  angewiesenen  Industrien  und  an 
der  auf  seinem  Territorium  ansässigen  Arbeiterbevölkerung  muss, 
je  geringer  die  Möglichkeit  territorialer  Ausdehnung  des  Staats- 
bereiches wird,  um  so  mehr  zum  internationalen  Zusammenschluss 
mit  anderen  Staaten  führen,  um  auf  diese  Weise  den  Industrien 
ein  ihren  Produktionsmöglichkeiten  entsprechend  weites  räumliches 
Absatzgebiet  zu  schaffen. 

Die  Industrien  in  den  Staaten  und  die  Staaten  selbst  erscheinen 
daher  einerseits,  nach  wie  vor,  mit  einem  bestimmten  Boden,  mit 
einem  bestimmten  Teil  der  Erdoberfläche  als  ihrem  staatlichen 
Territorium  dauernd  verknüpft,  werden  aber  andererseits  im  Hin- 
blick auf  das  Absatzbedürfnis  1)  der  Industrien  mit  weiten  Teilen 
oder  mit  dem  ganzen  Reste  der  übrigen  Erdoberfläche  in  inmier 
wichtigere  und  nähere  Interessenbeziehung  gebracht.  Die  In- 
dustrien in  den  Staaten  und  die  Staaten  selbst  werden  damit 
immer  mehr  internationalisiert.  Sie  werden  von  der  durch  das  inter- 
national gemeinsame  Interesse  bestimmten,  international  gemein- 
samen Regulierung  abhängig,  welche  die  staatlich  nur  je  einen  Teil  der 
Erdoberfläche  als  ihr  Territorium  beherrschenden  einzelnen  Staaten 
in  ihrem  Zusammenwirken  für  einen  ihre  verschiedenen  Territorien 2) 


')  Die  Staaten  selbst  auch  noch  aus  anderen  hier  nicht  näher  zu  erörternden 
Gründen:  z.  B,  im  Hinblick  auf  die  immer  zahlreicheren  im  Ausland  befindlichen  und 
tätigen  Angehörigen  des  Staates  und  im  Hinblick  auf  die  immer  häufigeren  Betriebs-  und 
Kapitalsanlagen  von  diesseitigen  Staatsangehörigen  im  Auslande.  Femer  umgekehrt  im 
Hinblick  auf  das  Bezugsbedürfnis  der  auf  diesem  Territorium  ansässigen  Bevölkerung 
&n  ausländischen  (tropischen!)  Lebensmitteln,  Rohstoffen,  Industrieartikeln.  Übrigens 
auch  für  die  Industrien  selbst  handelt  es  sich  ausser  dem  internationalen  Absatz  um 
den  internationalen  Bezug  von  Rohstoffen,  Arbeitskräften  mnd  Kapital.  Namentlich  aber 
auch,  insbesondere  wenn  es  zu  internationalen  Kartellen  kommt,  um  die  internationale 
Verteilung  der  Produktionsbetriebe  auf  die  verschiedenen  Länden 

*)  Ein  Staat  oder  mehrere  international  verbundene  Staaten  können  allerdings 
auch  über  ihre  eigenen  Territorien  hinaus  und  in  das  Territorium  anderer  Staaten  hinein 
Wirkungen  ausüben: 

a.  direkt:  hauptsächlich  nur  im  Wege  der  —  vorübergehenden  —  Gewaltanwendung; 

b.  indirekt:  dies  ist  praktisch  wichtig.  Viele  „innere*'  Massnahmen  eines  Staates 
rufen  Refleiwirknngen    auf    dem    Territorium    und    für    die  Bevölkerung    eines    anderen 
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und  schliesslich  für  einen  die  gfanze  Erdoberfläche  umfassenden 
internationalen  Raumbereich  setzen,  i) 

Die  Verhältnisse,  welche  so  international  gemeinsam  für  einen 
—  die  Territorien  der  verschiedenen  Vertrag-Staaten  in  sich  be- 
fassenden —  internationalen  Raumbereich  g-eregelt  werden,  sind, 
wie  oben  schon  betont  wurde,  grossenteils  nicht  politische  Ver- 
hältnisse, überhaupt  nicht  nach  aussen  gerichtet«  Beziehungen  der 
Staaten  zueinander.  Es  sind  vielmehr  grossenteils  Verhältnisse 
einzelner  Klassen,  Schichten  und  Gruppen  der  Bevölkerung  der 
vertragschliessenden  Staaten  —  z.  B.  Absatzverhältnisse  der  Industrie 
in  den  betreffenden  Staaten  —  und,  soweit  auch  Verhältnisse  der 
Staaten  selbst  international  gemeinsam  g'eregelt  werden,  sind  es 
vielfach  die  nach  innen  gekehrten,  auf  dem  staatlichen  Territorium 
sich  abspielenden  Beziehungen  der  Staatsorganisation  oder  der 
Staatsg-ewalt  zu  den  Bevölkerung'sklassen,  -schichten  und  -gruppen 
und  zu  den  Individuen.  Die  so  international  regulierten  Verhält- 
nisse berühren  und  betreffen  ferner- das  staatliche  Territorium, 
welches  auch  durch  die  Entwickelung  in  immer  mehr  einzelnen 
Hinsichten  gewissermassen  internationalisiert,  d.  h.  Unterlage  ,und 
Raumbereich  von  Vorgängen  und  Verhältnissen  von  Personen  und 
Sachen  wird,  die  über  die  Grenzen  des  einzelnen  staatlichen  Raum- 
bereiches hinaus-  und  hereinragen. 

Staates  hervor.  Dies  zieht  eventuell  Gegenmassnahmeu  des  letzteren  nach  sich  und 
macht  gerade  schliesslich  internationale,  durch  das  gemeinsame  Interesse  bestimmte 
Regulierung  aücli  solcher  „innereren"  Massnahmen  des  Staates  erforderlich. 

•  J)  In  einer  anderen  Hinsicht  trägt  die  Schutzzollpolitik  der  einzelnen  Staateiizu 
«iner-.Internationalisierung  der  Industrieunternehmungen  bei.  Nämlich  insofern  sie  häufig 
ausländische  ludustrieunternehmungen  veranlasst,  im  Inland  Zweigunternehmungen  und 
Zweigbetriebe  für  den  Absatz  itn  Inland  anzulegen,  -.um  so  den  Schutzzoll  für  sich  statt 
gegen  sich  wirksam  zu  machen.  Das  Inland  aber  gewinnt  dadurch  möglicherweise, 
wenn  die  natürlichen  Bedingungen  für  die  Entwickelung  der  Industrie  im  Inland  günstig 
sind.  -Speziell  kann  solche  Entwickelung  im  Interesse  der  inländischen  .  Arbeiter- 
bevölkerung wünschenswert  und-  vorteilhaft  sein.  Die  in  dieser  Hinsicht  obwaltenden 
Interessen  müssen  auch  in.  internationalen  Satzungen  angemessen  berücksichtigt  werden» 
Innerhalb  der  durch  die  Pariser  Konvention  vom  20.  III.  1883  begründeten  internationalen 
Union  zum  Schutze  des  industriellen  Eigentums  haben -diejenigen,  welche  in  ein^m 
Unionsslaate  ein  Patent  erworben  haben,  gewisse. Ansprüche  iiud  Vorrechte  .auf -Ver- 
leihung des  Patentes  auch  in  jedem  der  anderen  Unionsstaaten,  Aber -den  Gesetzen  des 
einzelnen  UnioHsstaates,  welcher  so  die  Ausdehnung  des  Patentes  gewährt  und  gewähren 
rauss,  war  es,  auch  wenn,  der  Patentinhaber  dia  patentierten  War«n  in  denselben . ein- 
führte, früher  nach  Art.  5  Abs.  2  der  Pariser  Konvention  von  1883  schlechthin :Wud.  ist 
es,  wena.auch  in  abgeschwächter  Weise,  nach  der  Brüsseler  Zusatzakte  vpm  14,.  XII.  1900 
Art.:2  auch -jetzt  noch:fre4gestellt,  dem  Patentinhaber  bei  Meldung  das,  Verfalls  des  Patenies 
die-Ausüjbung.  desselben  innerhalb  ;des  betreffendea  iUnionsstaates  ,aufzuerlcgeu.  .... 
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§  86.    Entwickelung:   aller  Produktivkräfte   und  freie  Kon- 
kurrenz, Regulierung  und  Monopolisierung  der  Produktion 
und  die  internationalwirtschaftliclie  und  internationalrecht- 
liche  Entwickelung  beider  Epochen. 

In  der  diese  Internationalisierungf  hervorrufenden  modernen 
wirtschaftlichen  Entwickelung",  welche  unter  dem  Impulse  der 
Dienstbarmachung-  von  Dampf  und  Elektrizität,  der  ung-eheueren 
Fortschritte  in  den  angewandten  Naturwissenschaften,  speziell 
Chemie  und  Physik,  der  Entfaltu^^g"  der  modernen  Maschinentechnik 
für  Zwecke  der  Landwirtschaft,  des  Mienenbetriebes  und  der 
Industrie  einerseits  und  für  die  Verkehrsanstalten  zu  Lande  und  zu 
Wasser  andererseits  vor  sich  g-egangfen  ist,  lassen  sich  zwei  auf 
einander  folgfende  —  im  einzelnen  aber  natürlich  vielfach  in- 
einander g"reifende  und  nebeneinander  bestehende  —  Epochen 
unterscheiden : 

1.  die  Epoche  möglichster  Entfaltung"  der  Produktivkräfte  und 
der  freien  Konkurrenz  der  Produzenten  um  den  Absatz  geg"enüber 
den  Konsumenten; 

2.  die  Epoche  der  nach  Massg"abe  der  (wirtschaftlichen) 
Konsumfahigkeit  mehr  und  mehr  organisierten  Regulierung  der 
Produktion  und  des  Strebens  der  Produzenten  nach  Herstellung 
einer  mehr  oder  weniger  geschlossenen  Monopolstellung  gegenüber 
den  Konsumenten. 

Infolge  der  ausserordentlichen  Fortschritte  in  der  Leitung  und 
Anwendung  der  Naturkräfte  zu  menschlichen  Wirtschaftszwecken 
war  für  die  wirtschaftlich  voranstrebenden  Völker  der  modernen 
Zeit  nicht  mehr  der  Besitz  und  die  Verwertung  eines  grösstmög- 
lichen  Warenkapitals  in  einem  geg"ebenen  Augenblick,  sondern 
die  Entwickelung  und  dauernde  Ausnutzung  aller  vorhandenen 
Produktivkräfte  von  ausschlagg"ebendster  wirtschaftlicher  Bedeutung" 
g"eworden. 

Technisch  wurde  für  die  Industrie  eine  rapide,  fast  unbegrenzte 
Steigerung  der.  Produktion  und  Absatz  der  Produkte  derselben 
über  die  ganze  Erde  hin  möghch. 

Die  fiir  die  Landwirtschaft  geeigneten  Anbauflächen  der  ver- 
schiedenen Lätider  sind  zwar- schliesslich  begrenzt,  und  trotz  aller 
wissenschaftlichen  und  technischen  Fortschritte  sind  am  letzten 
Ende  der  intensiven  Steigerung  der  Erträge  der  Landwirtschaft 
Schranken  gezogen.  In  manchen  Ländern  wird  der  Boden  schon 
fast    bis  ..zur  Grenze    seiner    landwirtschaftlichen  Leistung-stähiofkeit 
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ausgenutzt.  In  anderen  Ländern  aber  standen  und  stehen  noch 
ungeheuere  neue  Anbauflächen  behufs  landwirtschaftHcher  Aus- 
nutzung zur  Verfügung. 

Auch  die  Landwirtschaft  hat  infolge  der  modernen  Maschinen- 
technik, der  wissenschaftlichen  Fortschritte  und  der  modernen 
Kommunikationsanstalten  sich  extensiv  und  intensiv  in  ungeheuerem 
Masse  entwickelt,  dabei  in  einer  ganzen  Reihe  von  Ländern  eine 
den  inländischen  Bedarf  weit  übersteigende  Produktion  hervor- 
gebracht, ohne  die  Grenzen  der  Produktionsmöglichkeiten  zu  er- 
reichen, und  daher  immer  weitere  Ausdehnung  ihrer  ausländischen 
Absatzmärkte,  welche  durch  die  modernen  Kommunikationsmittel 
möglich  wurde,  erstrebt. 

In  anderen  dichtbevölkerten  Ländern  vermochte  die  Landwirt- 
schaft allerdings  auch  mit  den  modernen  Hilfsmittehi  nicht  mehr 
als  den  inländischen  Konsumbedarf  oder  selbst  diesen  nicht  voll- 
ständig zu  decken.i) 

Technisch  ist  es  also  den  Industrien  vielfältigst  und  in  einer 
Reihe  von  Ländern  auch  der  Landwirtschaft  möglich  geworden, 
weit  über  den  inländischen  Bedarf  für  international  ausgedehnte 
Absatzmärkte  zu  produzieren. 

Für  die  voranstrebenden  Völker  kam  es  darauf  an,  die  techniscli 
möglich  gewordene  Entfaltung  aller  Produktivkräfte  auch  wirtschaft- 
lich zu  ermöglichen. 

Die  tunlichste  Beseitigung  und  Fernhaltung  aller  Hemmnisse, 
welche  der  Entfaltung  der  produktiven  Kräfte  in  der  Nation  ent- 
gegenstehen konnten,  erschien  als  der  leitende  Gesichtspunkt  in 
den  Massnahmen  der  inneren  und  äusseren  Wirtschaftspolitik  der 
Staaten.  Das  Interesse  der  Produzenten  erschien  gleichzeitig  als 
das  staatlich  zu  fördernde  allgemeine  Interesse. 

Dieser  Gesichtspunkt  führte  unter  Niederlegung  der  früheren 
Gewerbebeschränkungen  und  Gewerbevorrechte  allenthalben  zu  der 


')  Wiitschafts»  nnd  interaationalpolilisch  beschränkt  sich  daher  in  manchea 
Läcdem  —  so  namentlich  in  Deutschland  —  das  Interesse  der  inländischen  I^nd- 
•wirtschaft  in  der  Hauptsiche  (für  die  hauptsächlichsten  landwirtschaftlichen  Erzengnisse) 
auf  die  Sicherang  des  inländischen  Marktes.  Anders  bezüglich  des  Zuckers  und  der 
Brennereierzeugnisse,  im  Osten  Deutschlands  teilweis  auch  noch  bezüglich  des  Getreides. 
Dagegen  das  Interesse  der  ImiustTic  öder  wenigstens  einer  gABzen  Reihe  von  In- 
dustriezweigen erfordert  nicht  bloss  Sicherung  des  inländischen  Absatzmarktes,  sondern 
ausserdem  möglichst  weite  und  gesicherte  Absatzmärkte  im  Ausland, 

Daher  trotz  des  Zusammengehens  in  Hinsicht  auf  den  autonomen  Schutzzolltarif  die 
erhebliche  Divergenz  zwischen  Industrie  nnd  Landwirtschaft  in  Hinsicht  auf  das  Streben 
nach  langfristigen  Haadelsrerträgen  nnd  die  Stipulation  der  Meistbegünstigungsklaosel. 
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Anerkennung-  der  individuellen  Gewerbefreiheit  und  der  freien 
Konkurrenz.  In  der  freien  Konkurrenz  hing"  ceteris  paribus  der 
Sieg-  von  dem  niedrigsten  Preisverlangen  ab,  welches  wiederum 
niedrigste  Produktionskosten  voraussetzte. 

Durch  Massenproduktion,  also  durch  Vergrösserung  der  in- 
dustriellen und  teihveis  auch  der  landwirtschaftlichen  Betriebe,  sowie 
durch  ständige  volle  Beschäftigung  derselben  erniedrigten  sich  die 
Kosten  des  einzelnen  Produktes. 

Die  wirtschaftliche  Möglichkeit  der  Produktionssteigerung  hing 
von  der  Möglichkeit  des  Absatzes  ab.  Letztere  war  —  abgesehen 
von  intensiver  Konsumsteigerung  —  durch  Erweiterung  des  Absatz- 
marktes bedingt. 

Derselbe  Gesichtspunkt,  welcher  allenthalben  das  System  der 
individuellen  Gewerbefreiheit  herbeiführte,  veranlasste  bei  der  Ver- 
schiedenheit der  national-territorialen  Wirtschaftszustände  einerseits 
Grossbritannien  seit  der  Mitte  des  19,  Jahrhunderts  zum  inter- 
nationalen Freihandel  überzugehen,  andererseits  andere  Nationen 
Schutzzölle  aufrechtzuerhalten  oder  herzustellen,  um  die  Entfaltung 
der  nationalen  Produktivkräfte  möglich  zu  machen. 

Die  britische  Nation  war  in  moderner  industrieller  und  kapi- 
talistischer Entwickelung  den  anderen  Nationen  vorangeeilt.  Sie 
hob  bei  sich  seit  der  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  die  mit  dem 
früheren  Wirtschaftssystem  zusannnenhängenden  nationalstaatlichen 
Beschränkungen  des  internationalen  Handels-  und  Gewerbeverkehrs 
auf,  nahm  das  System  internationalen  Freihandels  an  und  suchte 
auch  die  anderen  Nationen  zu  demselben  zu  bestimmen. 

Denn  der  überlegenen  britischen  Industrie  war  der  einheimische 
Markt  auch  bei  diesem  System  sicher,  und  wurden  durch  dasselbe 
billige  Rohstoffe  und  billige  Lebensmittel  für  die  Arbeiter  und 
tunlichst  weitgehende  Absatzmärkte  über  die  ganze  Welt  hin  ver- 
schafft 

Andere  Nationen,  so  die  Vereinigten  Staaten,  Frankreich, 
Deutschland,  Russland  führten  zwar  individuelle  Gewerbefreiheit 
ein,  hielten  aber  wenigstens  teilweis  ein  nationales  industrielles 
Schutzzollsystem  aufrecht  oder  stellten  es  relativ  bald  wieder  her: 
Letzteres  taten  sie  insbesondere,  um  gegenüber  der  überlegenen 
britischen  Industrie  der  heimischen  Industrie  das  Aufkommen  und 
Erstarken  durch  Sicherung  des  heimischen  Absatzmarktes  zu  er- 
möglichen. Tatsächlich  bildeten  sich  namentlich  in  den  drei  erst- 
genannten und  in  einer  Reihe  anderer  Länder  im  Laufe  des 
19.  Jahrhunderts  grosse  Industrien  moderner  Art. 
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Allerdings  schränkten  die  industriellen  Schutzzölle  zu  Gunsten 
der  inländischen  Industrie  die  Konkurrenz  der  ausländischen  In- 
dustrien ein  oder  schlössen  diese  ausländische  Konkurrenz  sogar 
aus.  Aber  bei  der  Einführung  jener  Schutzzölle  hatte  man,  wenn 
nicht  freie  nationale  Konkurrenz,  so  doch  freie  individuelle  Kon- 
kurrenz im  Inland  vorausgesetzt. 

Derselbe  Gesichtspunkt  der  Entfaltung  aller  Produktivkräfte, 
welcher  die  verschiedenen  Nationen  zum  System  individueller 
Gewerbefreiheit  und  Grossbritannien  zur  Annahme  des  inter- 
nationalen Freihandels  geführt  hatte,  war  massgeblich  für  den  In- 
halt der  internationalen  Handelsverträge  der  Zeit. 

Insoweit  die  Massnahmen  fremder  Staaten  der  Ausdehnung 
des  Absatzes  der  diesseitigen  nationalen  Produktion  noch  aktuell 
Schranken  entgegenstellten  oder  potentiell  entgeg'enstellen  konnten, 
handelte  es  sich  darum,  mittels  der  internationalen  Handelsverträge 
die  Niederlegung  und  Fernhaltung  jener  Schränken  im  Interesse 
der  Entfaltung  der  diesseitigen  Produktion  zu  sichern.  Insofern 
im  internationalen  Konkurrenzkampf  die  relativ  günstigere  Be- 
handlung der  nationalen  Produktion  dritter  Staaten  als  eine  Be- 
hinderung und  Benachteiligung  der  Entfaltung  der  diesseitigen 
nationalen  Produktion  erschien,  handelte  es  sich  darum  durch  die 
sog*.  Meistbegünstigungsklausel  der  Handelsverträge  die  gleich 
günstige  Behandlung  der  diesseitigen  nationalen  Produktion  mit  der 
nationalen  Produktion  dritter  Staaten  in  dem  fremden.  Vertragstaat 
zu  erreichen.  '  ■ 

Insofern  aber  das  Interesse  an  der  Entfaltung  der  nationalen 
Produktion  auf  Seiten  beider  Vertragstaaten  das  massgebliche  war 
und  ---  abgesehen  von  Grossbritannien  —  einen  jeden  derselben 
zu  Schranken  gegen  die  fremdnationalen  Produktionen  veranlasst 
hatte  oder  veranlassen  konnte,  deren  Niederlegüng  und  Nieder- 
haltung von  dem  anderen  Vertragstaate  zu  Gunsten  seiner  nationalen 
Produktion'  im  Wege  des  Handelsvertrages  erstrebt  -wurde,  er- 
schien die  Verschiedenartigkeit  der  diesseitigen  und  der- jen- 
seitigen nationalen  Produktion  •  und  die  daraus  resultierende  ver- 
schieden grosse  Wichtigkeit  und  verschieden  grosse  Leistungs- 
fähigkeit der  einzelnen  verschiedenen  Zweige  der  diesseitigen  und 
jenseitigen  nationalen  Produktion  gew isser massen  als  die  Voraüs- 
.setzung-  und  al-s  die"  Grundlage  des  mittels  wechselseitiger -Koh- 
zession-en.  zum  Abschluss  zu  bringenden  Handelsvertragsgeschäftes. 
■:  Um  den  wichtigsten  und  leistungsfähigsten  -diesseitigen  natio- 
nalen Produktionszweigen  iw  Wege  des  Handelsvertrages  die  mög- 


§  86.     Entwickeluug  aller  Produktivkräfte  uud  freie  Konkurrenz  etc.  507 

liehst  ung"ehinderte  und  weitg-ehende  Ausdehnung"  ihrer  Konkurrenz 
und  ihres  Absatzes  in  dem  jenseitigen  Vertragstaate  zu  sichern, 
musste  das  Interesse  der  minder  wichtigen  und  minder  leistungs- 
fähigen diesseitigen  nationalen  Produktionszweige  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  preisgegeben  werden,  indem  den  entsprechenden 
dort  für  die  wichtigsten  und  leistungsfähigsten  erachteten  Produk- 
tionszweigen des  anderen  Vertragstaates  die  Ausdehnung  ihres 
Absatzes  und  ihrer  Konkurrenz  in  dem  diesseitigen  Staate  durch 
den  Handelsvertrag  umgekehrt  freigegeben  wurde. 

Aber  der  Grundgedanke  war,  dass  im  allg-emeinen  die  sich 
selbst  überlassene  freie  natürliche  Entfaltung  der  Produktivkräfte 
seitens  der  Produzenten  im  Wege  der  freien  Konkurrenz  die 
besten  Resultate  zeitige.  Nur  ausnahms-  und  zeitweise  wurden 
daher  zum  Schutze  der  Entfaltung  gewisser  Produktionszweige 
nationalstaatliche  Beschränkungen  gegen  die  entsprechenden  Pro- 
duktionen fremder  Staaten  für  förderlich  erachtet.  Nur  in  Be- 
ziehung" auf  diese  besonderen  Produktionszweige,  welche  an  sich 
seitens  der  einzelnen  Staaten  als  schutzbedürftig  erachtet  wurden, 
kam  daher  ein  Nachlass  in  den  beiderseitigen  Schutzmassnahmen 
als  wechselseitige  Konzession  auf  Grund  des  Handelsvertrages  in 
Frage.  In  Beziehung  auf  die  übrigen  Produktionszweige  erschien 
di«  Erklärung-  der  Zollfreiheit  ü.  s.  w.  im  allgemeinen  -nicht  -als 
wechselseitige  Konzession,  sondern  als  wechselseitige  Konstatierungj 
dass  die  staatliche  Nichtbehinderung  derselben  dem  allseitigen 
Interesse  an  möglichst  freier  Entfaltung"  und  Konkurrenz  aller 
existierenden  Produktivkräfte  am  besten  entspi:eehe. 

Die  Wahrung  des  Interesses  der  Konsumenten  wurde  '.von 
dem  Walten  der  freien  Konkurrenz  der:  Produzenten  erwartet, 
gab  daher  nicht  den  Anlass  zu  den  besonderen  Stipulationen  und 
Konzessionen  in  jenen  Handelsverträgen.  Die  Konzessionen  .  in 
denselben  betrafen  nur  die  relative  Preisgabe  gewisser  an  sieh 
schutzbedürftig  erachteter,  aber  minder  wichtiger  nationaler  Pra- 
düktionsinteressen,  um  dafür  -die  ungehinderte  Entfaltung  und  Aus- 
dehnung des  Absatzes  anderer  wichtigerer  nationaler  Produktionen 
in  dem  jense^itigen  Vertragstaate  zu  sichern.  ;  •■      '     ■. 

Die  Interessen  der  verschiedenen  Produktionszweige  diesseits 
und  jenseits  wurden  also  g-ewissermassen,  wie  verschiedene  Waren, 
gegenefinander  .abgewogen  und.  hinsichtlich  ihrer  freien  Entfaltung 
indas  jenseitige 'Bereich,;  bzw..  hinsichtlicii  ihrer  Schutzentziehungim 
diesseitigen  Bereich,  mittels  des  Handelsvertrags  -gegeneinander  aus- 
getauscht.  Die  Meistbegiinstigungr  erschien  danach  gewissermasseii 
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wie  ein  Warenzuschlag*,  welcher  zu  der  bereits  in  Gemäseheit  des 
Austauschgeschäftes  gfemachten  Warenleistungf  zugesichert  wurde, 
wenn  jener  Zuschlag  auch  einem  anderen  dritten  Vertragskon- 
trahenten zugesichert  und  bewilligt  werden  sollte. 

Eine  ganze  Reihe  verschiedenartiger  Umstände  wirkte  aber 
im  weiteren  Fortgang  der  modernen  wirtschaftlichen  Entwickelung 
zusammen,  durch  welche  in  vielen  Beziehungen  die  freie  Kon- 
kurrenz tatsächlich  mehr  und  mehr  eingeengt  oder  beseitigt  wurde, 
und  die  Produzenten  in  minderem  oder  stärkerem  Grade  tatsäch- 
liche, bisweilen  auch  rechtliche  Monopolstellungen  erlangten. 

Teils  trugen  —  und  zwar  auch  abgesehen  von  den  Schutz- 
zöllen noch  andere  —  staatliche  Massnahmen  zu  dieser  Entwicke- 
lung bei. 

Teils  war  dieselbe  auf  sonstige  —  von  der  staatHchen  Ein- 
wirkung mehr  oder  minder  unabhängige  —  Momente  zurückzuführen. 

Im  letzten  Grunde  wirkte  der  Umstand,  dass  durch  die  moderne 
Verwendbarm achung  mächtiger  Naturkräfte  für  menschliche  Wirt- 
schaftszwecke  den  Menschen  hier  auf  Erden  eine  —  die  wirtschaft- 
liche Konsum fahigkeit  derselben  weit  übersteigende  —  Produktion 
technisch  leicht  möglich  geworden  war. 

Die  technische  Vervollkommnung  und  Vergrösserung  der  Be- 
triebe, damit  die  Erniedrigung  der  Produktionskosten  und  das 
Übergewicht  im  Konkurrenzkampf  wurde  immer  mehr  von  der 
Grösse  der  zur  Verfügung  stehenden  Kapitalien  abhängig. 

Je  stärker  das  Kapital  und  die  Kapitalkonzentration  mit  der 
modernen  industriellen  Entwickelung  zunahm,  um  so  mehr  trat 
vielfach  eine  Verschiebung  in  den  Vorbedingungen  des  Konkurrenz- 
kampfes bis  zur  völligen  Aufhebung  desselben  ein. 

Ein  Faktor  für  die  Preisbildung  im  Konkurrenzkampf  war  in 
den  Produktionskosten,  ein  anderer  Faktor  für  dieselbe  in  dem 
Untemehm ergewinn  gegeben  gewesen.  Die  Höhe  der  bei  ver- 
nünftiger sachgemässer  Produktionsweise  sich  ergebenden  Produk- 
tionskosten einschliesslich  eines  vernünftig  massvollen  Untemehmer- 
gewinns  war  gewissermassen  der  ideale  angemessene  Preis  gewesen, 
von  dessen  Höhe  der  Erfolg  im  Konkurrenzkampf  abhängig  ge- 
wesen war.  Allein  die  Wirklichkeit  führte  allmählich  vielfach  zu 
anderen  Verhältnissen. 

Mit  der  Entwickelung  der  Kapitalbildung  und  der  Kapital- 
vereinigung kam  es  häufig  dahin,  dass  der  Produzent,  welchem 
eine  überlegene  Kapitalmacht  zur  Verfugung  stand,  seine  Produkte 
zu    einem    hinter    den  Produktionskosten    zurückbleibenden    Preise 
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abg-eben  konnte,  bis  er  den  kapitalschwächeren  Konkurrenten  die 
Fortsetzung-  des  Konkurrenzkampfes  unmög-Iich  g-emacht  hatte.  Zu 
dem  eventuellen  Hinabg^ehen  unter  die  Produktionskosten  trug*  die 
notwendig"e  Festleg^ung-  grosser  Kapitalien  in  feststehenden 
industriellen  Anlag^en  bei,  da  die  Verwendung"  derselben  zu  einer 
^selbst  nur  mit  Verlust  loszuschlag-enden  Produktion  vielfach  g*e- 
ringferen  Verlust  verursachte,  als  die  gfänzliche  Einstellung*  der 
Produktion  und  die  völlige  Nichtbenutzung*  und  Entwertung*  des  in 
den  industriellen  Anlag*en  investierten  Kapitals. 

Damitverwandelte  sich  der  technisch-kaufmännische  Konkurrenz^ 
kämpf  gleichzeitig-  in  einen  kapitalistischen  Konkurrenzkampf,  dei 
zu  dem  Streben  nach  immer  grösserer  Kapitalkonzentration  hin- 
leiten musste. 

Teils  blieben  infolge  dieser  kapitalistischen  Entwickeluug  in 
manchen  Branchen  schliesslich  nur  einzelne  Unternehmungen  mit 
so  gewaltiger  Kapitalmacht  übrig,  dass  ihnen  neue  Konkurrenten 
nicht  leicht  erstehen  konnten,  und  nach  der  Beseitigung  der 
früheren  Konkurrenten  der  Konkurrenzkampf  überhaupt  durch 
eine  auf  die  Kapitalmacht  begründete  tatsächlich  mehr  oder 
minder  monopolistische  Stellung  eines  oder  weniger  Produzenten 
abgelöst  erschien. 

Teils  kamen  die  Produzenten  zu  der  Erkenntnis,  dass  die  durch 
ein  Übermass  der  Produktion  oder  der  Produktionsmöglichkeiten 
gesteigerte  Intensität  des  Konkurrenzkampfes  für  sie  alle  oder  die 
meisten  von  ihnen,  wenn  nicht  zum  Ruin,  so  doch  zu  den  aller- 
schwersten  Schädigungen  führen  müsse,  und  beendeten  ihren  Kon- 
kurrenzkampf durch  Herstellung  einer  Interessengemeinschaft 
gegenüber  den  Konsumenten.  Für  die  Herstellung  dieser  Inter- 
essengemeinschaften der  Produzenten  bediente  man  sich  der  ver- 
schiedensten Rechtsgebilde  und  Rechtsformen,  namentlich  der 
sog.  Syndikate,  Kartelle  und  Trusts.  Allen  diesen  Bildungen  ist 
der  Zweck  charakteristisch,  an  Stelle  des  Konkurrenzkampfes  der 
Produzenten  untereinander  dieselben  durch  Herstellung  einer  Inter- 
essengemeinsamkeit zusammenzufassen  und  ihnen  dadurch  in  mehr 
oder  minder  weitgehendem  Masse  eine  tatsächliche  Monopolstellung 
gegenüber  den  Konsumenten  zu  verschaffen. 

Auch  das  Bestreben  ist  schon  mehrfach  hervorgetreten,  durch 
Zusammenfassung  sämtlicher  in  der  Natur  vorhandenen  Rohstoflf- 
quellen  einer  Branche  dem  betreffenden  Produktionsunternehmen 
eine  monopolistische  Stellung  zu  sichern. 

Für  den  Absatz  ihrer  Produkte  waren  die  Produzenten  auf  die 
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Verkehrsanstalten  zu  Lande  und  zu  Wasser  angewiesen,  und  die 
Kosten  des  Transportes  der  Produkte  bildeten  einen  wesentlichen 
Be.standteil  der  Produktionskosten  im  weiteren  Sinne,  von  deren 
Höhe  wiederum  abhing-,  ob  und  wo  der  Produzent  den  Konkurrenz- 
kampf mit    anderen  Produzenten  aufnehmen   und  bestehen  konnte, 

Beziehungen  zu  den  Transportanstalten  w^urden  daher  vielfach 
benutzt,  um  den  Konkurrenten  den  Konkurrenzkampf  zu  er- 
schweren oder  unmöglich  zu  machen  und  sich  eine  tatsächliche 
Monopolstellung  zu  verschaffen. 

Teils  sicherten  einzelne  Produzenten  sich  zu  diesem  Behufe 
Vorzugsfrachttarife,  teils  schafften  sie  sich  eigene  ausschliessliche 
Transportverbindung-en  (z.  B.  Standard  Oyl  Company),  teils  (nament- 
lich in  den  Vereinigten  Staaten)  vereinigten  dieselben  Kapital- 
mächte die  grossen  produktiven  Unternehmungen  und  die  Trans- 
portanstalten "in  ihrer  Hand  (z.  B.  United  States  Steel  Trust,  ein 
Teil  der  Eisenbahnsysteme  der  Vereinigten  Staaten  und  International 
Mercantile  Marine  Company). 

Insbesondere  erstreckte  sich  der  Konzentrationsprozess  auch 
auf  die  grossen  Finanzinstitute,  von  welchen  wiederum  gleichzeitig 
die  industriellen  und  Verkehrs-Unternehmungen  abhängig  wurden, 
und  deren  Einfluss  sich  die  Staatsleitungen  nicht  entziehen  konnten. 

Bisher  sind  verschiedene  Wege- angedeutet,  auf  welchen  die 
Produzenten  und  Gewerbetreibenden  durch  ihre  eigene  selbständige 
Tätigkeit,  g^ewissermassen  mittels  Selbsthilfe,  sich  eine  tatsächlich 
mehr  oder  minder  monopolistische  Stellung  unter  Beseitigung  der 
Kankurrenz  verschafften. 

Auf  Grund  der  Rechtsordnung-  wurden  ferner  wichtige  formal- 
juristische Monopole  der  Produzenten  mittels  Patent-,  Muster-  und 
Markenzeichenschutz  geschaffen. 

EndUch  trugen  die  verschiedenen  staatlichen  Massnahmen  zur 
Begünstigung  der  nationalen  Produktion  gegenüber  der  auslän- 
dischen wesentlich  zur  Verschiebung  der  Konkurrenzbedingungen 
und  vielfach  zur  Herausbildung  von  tatsächlichen  Monopolstel- 
lungen bei. 

Hierhin  gehören  die  staatlichen  Schutzzölle,  welche  auf  dem 
inländischen  Markt  der  ausländischen  Produktion  die  Konkurrenz 
erschwerten  und  dadurch  die  Stellung  der  inländischen  Produktion 
gegenüber  den  Konsumenten  verstärkten  oder  der  inländischen 
Produktion  sogar  den  monopolistischen  Zusammenschluss  inKartellen 
und  Trusts  möglich  machten. 

Ausser    den    Schutzzöllen    wirkten    in    dieser    Richtung    Staat- 
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liehe  (Eisenbahn-)  Tarifmassnahnieni)  zu  Gunsten  der  inländischen 
und  zu  Ungunsten  der  ausländischen  Produktion  auf  dem  inlän- 
dischen Absatzmarkte,  ausschliessliche  Berücksichtigung"  der  inlän- 
dischen Unternehmungen  bei  den  staatlichen  Vergebungen  von 
Lieferungen  u.  s.  w. 

Umgekehrt  machten  andere  staatlichen  Massnahmen,  so  staat- 
liche Ausfuhrprämien,  günstige  Ausfuhr-(Eisenbahn-)Tarife  der  natio- 
nalen Produktion  die  Konkurrenz  auf  ausländischen  Märkten  mög- 
lich, verstärkten  also  einerseits  im  Ausland  die  Konkurrenz,  besei- 
tigten oder  beschränkten  sie  aber  andererseits  vielleicht,  indem  die 
Produktion  des  x\.uslandes  die  Konkurrenz  der  künstlich  staathch 
unterstützten  Produktion  des  anderen  Landes  nicht  aushalten  konnte. 

Eine  künstliche  Förderung  ihrer  Konkurrenz  im  Ausland  er- 
fuhr die  nationale  Produktion  auch  durch  eigene  Massnahmen  der 
Kartelle  und  Syndikate  derselben,  indem  jene  für  den  Absatz  im 
Ausland  Ausfuhrprämien  gewährten.  Öfters  hatten  aber  erst  staat- 
liche Massnahmen,  wie  Schutzzölle,  staatliche  Kontingentierung 
des  Inland-Konsumquantums  u.  s.  w.,  der  nationalen  Produktion  •  für 
das  Inland  eine  Monopolstellung  und  damit  die  Erzielung  von 
Monopolgewinnen  ermöglicht,  aus  welchen  die  Kartellprämien  für 
die  Ausfuhr  bestritten  werden  konnten. 

Die  staatlichen  Massnahmen  zu  Gunsten  der  nationalen  Pro- 
duktion haben  so  vielfach  dazu  beigetrag'en  oder  es  bewirkt,  dass 
die  ifktionale  Produktion  auf  dem  Inlandmarkte  in  der  Defensive, 
aber  auch  auf  Ausland  markten  in  der  Aggressive  eine  mehr  oder 
weniger  konkurrenzfreie  Monopolstellung  im  Verhältnis  zu  den 
fremd -nationalen  Produktionen  errang  oder  behauptete.  Diese 
nationale  Monopolstellung  der  nationalen  Produktion  erleichterte 
und  beförderte  dann  häufig  die  Beseitigung  der  individuellen 
Konkurrenz,  indem  sie  zwischen  den  bis  dahin  konkurrierenden 
verschiedenen  Unternehmungen  der  nationalen  Produktion  die  Her- 
stellung einer  Interessengemeinschaft  möglich  machte.  Bisweilen 
wirkten  staatliche  Massnahmen  auch  direkter  auf  letzteres  hin 
(russische  staatliche  Kontingentierung  des  für  den  Inlandkonsum 
bestimmten  Zuckerquantums).^) 

^)  Die  neuerdings  hervortretenden  Bestrebungen  nach  Wiedereinführung  von 
Schift'ahrtsabgaben  auf  den  Strömen  gehören  auch  hierhin. 

'^)  Die  Verkehrsanstalten  haben  vielfach  für  den  Transport  eine  Monopolstellung 
und  zwar  die  Eisenbahnen  infolge  der  technischen  Beschaffenheit  derselben,  heutzutage 
aber  teilweise  auch  die  Dampfschiffahrtsunternehmungen  infolge  des  kapitalistischen  Zu- 
sammenschlusses und  der  Kartellierung.  Vgl.  Kaufmann,  Mitteleuropäische  Eisenbahnen, 
S.   1—93,   143—162. 
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Die  Stellung-  eines  Produktivunternehmens  kann  an  ver- 
schiedenen Orten  und  in  verschiedenen  Ländern  insofern  eine 
verschiedene  sein,  als  dasselbe  an  dem  einen  Ort  oder  in  dem 
einen  Lande  eine  tatsächliche  Monopolstellungf  erlangt  haben  kann, 
während  es  an  dem  anderen  Orte  oder  in  dem  anderen  Lande 
noch  der  Konkurrenz  ausgesetzt  ist. 

Namentlich  ergibt  sich  für  die  nationale  Produktion  dieser 
wichtige  Unterschied  vielfach  hinsichtlich  ihrer  Stellung  einerseits 
im  Inland,  wo  sie  ein  tatsächliches  nationales  Monopol  hat,  und 
andererseits  im  Ausland,  wo  sie  der  fremd -nationalen  Konkurrenz 
ausgesetzt  ist. 

Die  individuelle  Konkurrenz  auch  im  Inlande  wird  erst  durch 
die  Bildung  von  Kartellen,  Syndikaten,  Trusts  u.  s.  w.  beseitigt. 
Das  nationale  Monopol  bildet  nur  eine  Voraussetzung  hierfür. 

Die  nationalen  Kartelle  und  Syndikate  .schliessen  oft  die  indi- 
viduelle Konkurrenz  der  kartellierten  Unternehmungen  nur  für  das 
Inland  aus,  lassen  denselben  hingegen  für  den  Absatz  im  Ausland 
freie  Hand.  Selbst  wenn  das  nationale  Kartell  oder  der  inlän- 
dische Trust  seine  Tätigkeit  aber  auf  das  Ausland  erstreckt,  so 
bleibt  dort  die  Konkurrenz  der  ausländischen  Unternehmungen 
gleicher  Art 

So  ist  im  Inland  den  Produzenten  häufig  eine  tatsächliche 
Monopolstellung  gegenüber  den  Konsumenten  gesichert,  während 
im  Ausland  und  auf  dem  Weltmarkt  der  Konkurrenzkampf  mit 
anderen  Produzenten  fortdauert 

Freilich  sind  auch  schon  in  nicht  wenigen  Fällen  Monopol- 
stellungen in  internationaler  Ausdehnung  oder  Weltmonopolstel- 
lungen erstrebt  und  durchgesetzt  worden.  Auf  verschiedene  Weise 
ist  das  geschehen,  unter  anderem  öfters  durch  internationale 
Kartelle  der  Produzenten  der  verschiedenen  Länder.  In  diesen 
internationalen  Kartellen  ist  bisweilen  eine  g-eographische  Ver- 
teilung der  Absatzgebiete  nach  Ländern  zwischen  den  Produzenten 
der  verschiedenen  Länder  vorgesehen. 

§  87.  Verhältnis  zwischen  Konsumenten  und  Produzenten 
unter  freier  Konkurrenz  und  unter  monopolisierter  Produktion. 
Bedeutung  dieser  Umwandlung  für  die  international  wirt- 
schaftliche Ent Wickelung,  für  die  Wirtschaftspolitik  der 
Staaten  und  die  internationalen  Interessenverbindungen. 

Solange  und  soweit  Konkurrenz  zwischen  den  Produzenten 
besteht,  kann  der  Preis,    welchen  sie  für  ihre  Produkte  dem  Kon- 


>{  87.     Verhältnis  zwischen  Konsumenten  und  Produzenten  etc.  513 

sunienten  abverlang-en,  ausser  den  normalen  Produktionskosten 
jedenfalls  nur  einen  niassvollen  Untemehmerg-ewinn  umfassen. 
Denn  sonst  würde  die  Höhe  der  gestellten  Preise  den  Konsumenten 
alsbald  einem  anderen  sich  mit  massvollerem  Gewinne  begfnüg-enden 
Produzenten  zuführen,  der  einen  niedrigferen  Preis  stellte. 

Haben  die  Produzenten  aber  ein  tatsächliches  Monopol,  so 
können  sie  für  ihre  Produkte  den  Konsumenten  einen  Preis  auf- 
erlegen, dessen  Höhe  nicht  mehr  durch  die  Produktionskosten 
einschliesslich  eines  angemessenen  Unternehmergewinnes  für  die 
einzelne  Ware,  sondern  nur  noch  durch  den  grösstmögiichen  Ge- 
samtgewinn aus  dem  seinerseits  von  der  Preishöhe  abhängigen 
Gesamtabsatz  bestimmt  wird. 

Die  monopolistische  Preisüberhöhung  für  das  einzelne  Produkt 
findet  ihre  Grenze  erst  da,  wo  sie  durch  Verminderung  oder  Ver- 
hinderung der  Erhöhung-  des  Gesamtkonsums  zur  Verringerung 
oder  zur  Verhinderung  der  Vermehrung  des  Gesamtgewinnes  des 
Produzenten  aus  seinem  Gesamtabsatz  führt. 

Unter  dem  System  der  freien  Konkurrenz  hat  der  einzelne 
Konsument  eine  aktive  Bedeutung  und  Stellung,  so  dass  die  kon- 
kurrierenden Produzenten  auf  dessen  Interesse  durch  tunlichst 
massvolle  Preisstellung  Rücksicht  nehmen  müssen. 

vSoweit  aber  eine  tatsächliche  Monopolisierung  der  Produktion 
eintritt,  verliert  der  einzelne  Konsument  jene  selbstständige  Stellung 
und  aktive  Bedeutung  gegenüber  dem  Produzenten.  Der  ein  tat- 
sächliches Monopol  besitzende  Produzent  hat  nur  mit  dem  passiven 
Konsumbedürfnis  und  mit  der  wirtschaftlichen  Fähigkeit  der  gesamten 
Konsumenten  zu  dem  für  die  Beschaffung  des  Konsums  erforderlichen 
Zahlungsaufwand  zu  rechnen.  Er  braucht  bei  der  Preisbemessung 
nicht  mehr  das  aktive  Interesse  des  einzelnen  Konsumenten,  ja 
selbst  nicht  mehr  das  aktive  Interesse  der  gesamten  Konsumenten, 
sondern  nur  noch  das  passive  Konsumbedürfnis  und  die  wirtschaft- 
liche Zahlungskraft  der  Gesamtheit  der  Konsumenten  zu  berück- 
sichtigen. 

Während  unter  dem  System  der  freien  Konkurrenz  die  kon- 
kurrierenden Produzenten  hinsichtlich  der  Preisstellung  von  dem 
Interesse  des  einzelnen  Konsumenten  abhängig  bleiben,  wird  nach 
tatsächlicher  Monopolisierung  der  Produktion  die  Gesamtheit  der 
Konsumenten  in  dieser  Hinsicht  von  dem  Interesse  des  Produzenten 
abhängig". 

Daraus  ergeben  sich  weittragend  wichtige  Folgerungen  fiir 
die    Verschiedenheit    der    Regulierungen,    Massnahmen    und    Ein- 

Kaufniann,  Welt-Zuckerindustrie.  33 
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richtungen,  welche  im  sozialen,  öfFentlichen,  allgemeinen  Intereisse 
gegenüber  jenen  Beziehungen  der  Konsumenten  und  der  Produzenten 
einerseits  unter  dem  Systeme  freier  Konkurrenz  und  andererseits 
dann  erforderlich  sind,  wenn  und  soweit  jenes  durch  ein  System 
tatsächlicher  Monopolisierung    der   Produktion    abgelöst    erscheint. 

Unter  dem  System  der  freien  Konkurrenz  bedarf  es  solcher 
sozialer,  öffentlicher  Schutzmassnahmen  im  Interesse  der  Kon- 
sumenten nicht,  i) 

Ja  es  können  öffentliche  Massnahmen  im  Interesse  der  Produ- 
zenten  gerechtfertigt  sein,  welche,  wenn  sie  auch  nicht  direkt  deren 
Beziehungen  zu  den  Konsumenten  betreffen,  so  doch  dieselben 
mögHcherweise  mittelbar  zum  Nachteil  der  Konsumenten  beinflussen. 
So  z.  ß.  Schutzzölle,  welche  die  Konkurrenz  der  ausländischen 
Produzenten  zurückdrängen  und  damit  die  Stellung  der  inländischen 
Produzenten  gegenüber  den  Konsumenten  verstärken;  Produktions- 
prämien, welche  der  Gesamtheit  der  Steuerzahler  im  Interesse  der 
Produzenten  Lasten  auferlegen. 

Unter  dem  System  tatsächlicher  MonopoÜsierung  der  Produktion 
aber  müssen  soziale,  öffentliche  Massnahmen  den  Konsumenten 
Schutz  gegen  Ausbeutung  von  selten  der  Produzenten  gewähren, 
und  unter  anderem  je  nachdem  z.  B.  bisherige  künstliche  national- 
öffentliche  Massnahmen  zur  Förderung  der  inländischen  Produzenten 
mittels  Beschränkung  der  ausländischen  Konkurrenz  im  sozialen, 
öffentlichen  Interesse  der  Konsumenten  beseitigt  werden. 

Führen  in  verschiedenen  Staaten  die  national -staatlichen 
Massnahmen  gegen  die  ausländischen  Produzenten  dahin,  die  Kon- 
sumenten in  monopolistische  Abhängigkeit  von  den  inländischen 
Produzenten  zu  bringen,  so  erwächst  möglicherweise  ein  inter- 
national gemeinsames  öffentliches  Interesse  der  Konsumenten  der 
verschiedenen  Länder  an  der  Niederlegung  und  Beseitigung  dieser 
Massnahmen  der  verschiedenen  einzelnen  Staaten  im  Wege  inter- 
nationalrechtlicher Regulierung. 

Für  die  Staaten  selbst  aber  erwächst,  wenn  die  Konsumenten 
in  solche  monopolistische  Abhängigkeit  von  den  Produzenten  ge- 
raten, und  namentlich  wenn  dies  durch  staatliche  Massnahmen  zu 
Gunsten  der  Produzenten  herbeigeführt  ist,  die  soziale  und  nationale 
Pflicht  zu  Schutzmassnahmen  im  Interesse  der  Konsumenten  und 
der  Allgemeinheit  überzugehen. 


1)  Abgesehen    von    besonderen   Verhältnissen:    z.   B.    aus    Gründen    der  Hygiene, 
behofs  Schutzes  gegen  Täuschung  u.  s.  w. 
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Ist  die  Stellung  der  Produzenten  eine  solche  g-eworden,  dass 
sie  ihre  Produktion  nicht  bloss  gegen  einen  vernünftig  massvollen 
Gewinn  lassenden  Preis  absetzen,  sondern  in  Ausübung  ihres  tat- 
sächlichen Monopols  der  Allgemeinheit  der  Konsumenten  einen 
monopolistisch  überhöhten,  den  Produzenten  un verhältnismässig 
grossen  Gewinn  bringenden  Preis  auferlegen  können,  so  lässt  es 
sich  mit  den  sozialen  und  nationalen  Pflichten  der  Staaten  gegen- 
über der  Allgemeinheit  der  Steuerzahler  nicht  länger  vereinigen, 
dass  sie  dieser  Allgemeinheit  besondere  Opfer  im  Interesse  der 
Produzenten  auferlegen,  indem  sie  letzteren  aus  den  durch  die 
Steuerzahler  aufgebrachten  Staatsmitteln  Prämien  zahlen. 

Es  trägt  also  bei  solcher  Entwickelung  auch  die  Rücksicht  auf 
die  sozialen  und  nationalen  Pflichten  des  Staates  gegen  die 
nationale  Allgemeinheit  wesentlich  dazu  bei,  dass  Ausfuhrprämien 
nicht  mehr  berechtigt  erscheinen,  welche  der  Staat  seinen  nationalen 
Produzenten  bewilligt  hatte,  um  ihnen  die  Konkurrenz  auf  Aus- 
landmärkten zu  ermöglichen  oder  zu  erleichtern,  oder  um  ihnen 
sogar  die  Eroberung  einer  tatsächlichen  Monopolstellung  auf  Aus- 
landmärkten zu  ermöglichen.  Die  Beseitigung  der  Ausfuhrprämien 
seitens  des  Staates  wird  unter  diesen  Umständen  gleichmässig 
Pflicht  des  Staates  gegenüber  seiner  eigenen  nationalen  Allgemein- 
heit und  andererseits  —  namentlich  im  letztern  Falle  —  Gegenstand 
eines  Anspruches,  welchen  die  fremden  Staaten  im  Interesse  ihrer 
sonst  künstlich  bedrohten  nationalen  Produktionen  gegen  den 
ersteren  Staat  geltend  machen  müssen. 

Kann  aber,  wie  das  häufig  der  Fall  sein  wird,  der  einzelne 
Staat  die  früher  von  ihm  zur  Förderung  der  inländischen  Produ- 
zenten getroffenen  Massnahmen  nicht  einseitig  rückgängig  machen, 
ohne  die  inländischen  Produzenten  schwerster  Gefahrdung  oder  sogar 
der  Vernichtung  durch  die  künstlich-staatlich  geförderte  imd  deshalb 
übermächtige  Konkurrenz  ausländischer  Produzenten  auszusetzen^ 
so  nimmt,  da  der  einzelne  Staat  auch  das  Interesse  und  die  Pflicht 
der  Wahrung  der  nationalen  Produktion  vor  solcher  Art  der 
Schädigung  oder  Zerstörung  hat,  die  soziale  und  nationale  Pflicht 
des  Staates  zu  Schutzmassnahmen  im  Interesse  der  Konsumenten 
und  der  Allgemeinheit  gegenüber  monopolistischer  Ausbeutung 
seitens  der  Produzenten  die  spezielle  Gestalt  an,  dass  er  ver- 
pflichtet wird,  ein  Zusammenwirken  mit  den  anderen  Staaten  her- 
beizufuhren, damit  im  Wege  international  gemeinsamer  Rechts- 
schöpfimg und  RechtsregTilierurig  die  gleichmässige  Niederlegung 
jener  künstlich-staatlichen  Massnahmen  zu  Gunsten  der  inländischen 

33* 
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Produktion  in  den  verschiedenen  Staaten  erfolg-t,  und  so  die  im 
Interesse  der  Konsumenten  und  der  Allg-emeinheit  erforderlichen 
Schutzni assnah men  gegen  monopolistische  Ausbeutung  von  Seiten 
der  inländischen  Produzenten  hergestellt  werden,  ohne  dass  die 
nationale  Produktion  der  einzelnen  Länder  einer  künstlich-staat- 
lichen Verstärkung  und  so  einem  künstlich-staatlich  hervorgerufenen 
Übermass  der  Konkurrenz  fremdländischer  Produktionen  preis- 
gegeben wird. 

Erweist  sich  bei  diesem  internationalen  Zusammenwirken,  dass 
eine  bisher  künstlich-staatlich  gegen  die  ausländische  Konkurrenz 
geschützte  und  geförderte  nationale  Produktion  oder  eine  erst  ent- 
stehende oder  hervorzurufende  nationale  Produktion  unter  so  er- 
heblichungünstigeren natürlichen  Bedingungen,  als  die  nationalen 
Produktionen  anderer  Länder,  steht,  dass  sie  ohne  jeden  staatlichen 
Schutz  selbst  auf  dem  inländischen  Markt  der  völlig  freien  Kon- 
kurrenz der  ausländischen  Produktionen  erlieg-en  müsste,  so  werden 
internationalrechtliche  Regulierungen  angemessen  und  im  Wege 
internationalen  Zusammenwirkens  der  Staaten  zu  errichten  sein, 
durch  welche  eine  gewisse  —  internationalrechtlich  näher  be- 
grenzte —  künstlich -staatliche  Förderung  der  nationalen  Pro- 
duktion dieses  Landes  noch  fernerhin  gestattet  wird,  auch  wenn 
nach  den  internationalrechtlichen  Bestimmung'en  im  übrigen  und 
für  die  nationalen  Produktionen  der  anderen  Länder  eine  solche 
künstlich-staatliche  Förderung  nicht  mehr  erfolgen  darf. 

Ja  es  wird  bei  diesem  internationalen  Zusammenwirken  möglich 
und  in  BerückvSichtigung  und  Wahrung  der  sozialen  Interessen  der 
Konsumenten  einerseits  und  der  Erwerbsinteressen  der  nationalen 
Produktionen  andererseits  unter  Umständen  angemessen  sein,  dass 
grundsätzlich  in  der  gemeinsamen  internationalrechtlichen  Regu- 
lierung die  Statthaftigkeit  einer  gewissen  künstlich  -  staatlichen 
Förderung!)  und  Begünstigung-  der  nationalen  Produktion  vor 
der  ausländischen  Produktion  schlechthin  vorbehalten,  und  nur 
das  Mass  und  die  Art  dieser  künstlich-staatlichen  Begünstigung  der 
inländischen  Produktion  internationalrechtlich  näher  bestimmt  und 
begrenzt  wird. 


1)  Verwandt  ist,  dass  in  gemeinsamea  internationalrechtlicheu  Kegulieruugen  auch 
eine  <,'ewisse  künstlich-staatliche  Förderung  (nicht  der  nationalen  subjektiven  Produzenten- 
interessen, sondern  objektiv)  der  nationalen  Industrie  und  der  damit  verknüpften  nationaleu 
Allgemeininteressen,  Arbeiterinteressen  u.  s.  w.  vorbehalten  sein  kann.  Hierhin  gehört 
der  Vorbehalt  des  „Ausfiihrungszwanges"  zu  Trunsten  der  einzelnen  Verbandstaatea  des 
Verbandes  zum  Schutze  des  industriellen  Eigentums.     Vgl.  oben  S.   502  Aum.  i. 


§  87-     Verhältnis  zwischen  Konsumenten  und  Produzenten  etc.  517 

So  wird  insbesondere  z.  B.  in  der  internationalrechtlichen 
Regulierung  unter  Umständen  vorbehalten  werden  können,  dass 
auf  dem  inländischen  Absatzmarkt  der  inländischen  Produktion 
durch  einen  staatlichen  Schutzzoll,  dessen  Maximum  nur  inter- 
nationalrechtlich festgelegt  wird,  ein  gewisser  Vorsprung  vor  der 
Konkurrenz  der  ausländischen  Produktion  gesichert  werden  darf, 
während  vielleicht  gleichzeitig  internationalrechtlich  staatÜche 
Prämien,  welche  die  inländische  Produktion  auch  bei  ihrer  Kon- 
kurrenz auf  ausländischen  Absatzmärkten  künstlich  fördern  sollen, 
schlechthin  ausgeschlossen  werden. 

Die  Herbeiführung  der  tunlichsten  Entfaltung  aller  Produktiv- 
kräfte und  deren  freie  Konkurrenz  war  gewissermassen  als  das 
ideale  Ziel  der  früheren  Wirtschaftsperiode  erschienen.  Je  grösser 
infolgedessen  die  Gesamtproduktion,  um  so  besser  für  den  Konsum- 
bedarf und  das  allgemeine  Interesse,  welches  durch  das  Wirken 
der  freien  Konkurrenz  gleichzeitig  mit  den  Sonderinteressen  der 
Produzenten  gewahrt  erachtet  wurde.  Auch  die  staatlichen  Schutz- 
zölle hatten  damals  wesentlich  nur  bezweckt,  die  Entfaltung  der  in 
der  Nation  schlummernden  Produktivkräfte  möglich  zu  machen, 
wenn  deren  Entwickelung  infolge  der  bereits  weiter  voran  ge- 
schrittenen Entwickelung-  der  Produktivkräfte  anderer  Nationen 
im  Konkurrenzkampfe  sonst  nicht  mögHch  schien. 

Nur  die  verschiedene  Stufe  der  Entwickelung,  auf  welcher 
sich  zur  gegebenen  Zeit  die  Produktivkräfte  der  verschiedenen 
Länder  und  Nationen  befanden,  sollte  für  die  Produktivkräfte  der 
zurückgebliebenen  Länder  bis  zur  Nachholung  der  Entwickelung 
der  bereits  weiter  vorangeschrittenen  Länder  zeit  weis  durch  die 
Schutzzölle  ausgeglichen  werden. 

Das  war  z.  B.  in  der  Hauptsache  der  Standpunkt  von  List  in 
seinem  berühmten  nationalen  System  der  politischen  Ökonomie, 
der  dabei  nur  Industrie-Schutzzölle  für  zeitweis  geboten,  Agrar- 
SchutzzöUe  aber  grundsätzlich  für  verwerflich  erachtete,  i) 

Hingegen  der  neuen  Epoche  ist  die  Vorstellung  charakteristisch, 
dass  auf  Erden  die  Gesamtheit  der  Produktivkräfte  und  die  mittels 
derselben  mögliche  Gesamtproduktion  im  Verhältnis  zu  der  vor- 
handenen wirtschaftlichen  Konsumaufhahmefahigkeit  und  dem 
Konsumbedarf  der  Menschen  übergross  seien.  Deshalb  müssten 
auch  nach  Erreichung  der  gleichen  Entwickelungsstufe  die  unter 
minder  günstigen  natürlichen  und  sozialen  Bedingungen  wirkenden 

^)  Vgl.  List.  S.  356  fg.  und  passim. 
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Produktivkräfte  des  einen  Landes  und  Volkes  — ,  wenn  nicht 
künstlich-staatlich  unterstützt,  —  den  unter  g-ünstigeren  natürlichen 
und  sozialen  Bedingungen  schaffenden  Produktivkräften  des  anderen 
Landes  und  Volkes  im  freien  Konkurrenzkampf  erliegen.  Deshalb 
müsste  die  volle  Entfaltung  aller  Produktivkräfte  unter  dem  System 
freier  Konkurrenz  zu  dem  Ruin  der  Produzenten  führen. 

Darum  sei  es  einerseits  nationales  Interesse  und  national-staat- 
liche Aufgabe,  den  nationalen  Produzenten  einen  möglichst  grossen 
Anteil  an  dem  Gesamtabsatz  in  In-  und  Ausland  zu  sichern  und 
dadurch  die  tunlichste  Entfaltung  der  nationalen  Produktivkräfte 
zu  ermöglichen,  und  zu  diesem  Behufe  sei  dem  Absatz  und  damit 
der  Entfaltung  der  fremdnationalen  Produktivkräfte  entgegen  zu 
wirken. 

Darum  ergebe  sich  andererseits  ein  gemeinsames  Interesse  der 
Produzenten,  unter  Beseitigung  der  völHg  freien  Konkurrenz  sich 
Beschränkungen  in  der  Entfaltung  der  Produktivkräfte  aufzuerlegen 
und  die  Gesamtproduktion  in  einer  der  Konsumaufnahmefahigkeit 
und  dem  Konsumbedarf  entsprechenden  Weise  zu  begrenzen. 

Muss  diese  letztere  Erwägung  schliesslich  zu  einer  inter- 
nationalen Interessengemeinschaft  und  einer  internationalen  Pro- 
duktionsbegrenzung und  Konkurrenzbeseitigung  zwischen  den 
Produzenten  aller  wirtschaftlich  aktiven  Nationen  gegenüber  dem 
gesamten  internationalen  Konsumbedarf  fuhren,  so  ergeben  sich 
auf  dem  Wege  von  der  individuellen  freien  Konkurrenz  bis  dahin 
Abstufungen. 

Eine  wichtige  Abstufung  wird  durch  die  Bedeutung  des  Ein- 
greifens des  Staates  für  den  wirtschaftlichen  Erfolg  derjenigen 
Produzentengruppe  hervorgerufen,  zu  deren  Gunsten  dasselbe  erfolgt. 

Dieser  Umstand  bewirkt,  dass  die  nationalen  Produzenten  mit 
Unterstützung  ihres  Staates  —  sei  es  individuell,  sei  es  national 
zusammengeschlossen,  —  zunächst  unter  tunlichster  Entfaltung  ihrer 
nationalen  Produktionskraft  den  nationalen  Konkurrenzkampf  gegen 
die  Produzenten  anderer  Nationen  auf  den  ausländischen  Märkten 
und  dem  Weltmarkt  noch  fortsetzen,  dass  die  nationalen  Produzenten 
sich  aber  gleichzeitig  —  und  zwar  auch  in  dieser  Hinsicht  vielfach 
durch  staatliche  Massnahmen  gefördert,  —  schon  zusammenschliessen 
und  gegenüber  dem  nationalen  Konsumbedarf  unter  Beseitigung- 
der  völlig  freien  Konkurrenz  Beschränkungen  in  der  Entfaltung- 
der  Produktivkräfte  innehalten  und  die  Gesamtproduktion  begrenzen. 

Während  aber  das  allgemeine  Interesse  der  Konsumenten 
jg-ewahrt  erscheint,    soweit    zwischen    den  Produzenten  Konkurrenz 
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"besteht  und  fortdauert,  tritt  der  Interessengeg-ensatz  zwischen 
dem  allg-emeinen  Interesse  der  Konsumenten  und  dem  Sonderinter* 
esse  der  Produzenten  hervor,  sobald  und  soweit  die  Konkurrenz 
unter  den  letzteren  beseitiget  und  durch  eine  die  Ausnutzung*  der 
Produktivkräfte  beschränkende  und  die  Produktion  begrenzende 
Interessengemeinschaft  derselben  g"eg-enüber  dem  Konsum  er- 
setzt wird. 

Damit  aber  erhält  das  Eingreifen  des  Staates  in  den 
Wirtschaftskampf  eine  Bedeutung,  hinsichthch  deren  das  nationale 
Moment  immer  mehr  hinter  dem  sozialen  zurücktritt. 

Denn  die  Massnahmen,  durch  welche  der  Staat  die  nationalen 
Produzenten  im  Konkurrenzkampfe  gegen  die  Produzenten  anderer 
Nationen  unterstützt,  fähren  herbei  und  verstärken  gleichzeitig 
mehr  und  mehr  eine  tatsächlich  monopolistische  Stellung  der 
nationalen  Produzenten  gegenüber  den  nationalen  Konsumenten, 
^ie  erscheinen  daher  als  national  nur  vom  Standpunkt  des  Sonder- 
interesses der  Produzenten. 

Daher  entbrennt  um  die  Richtung,  welche  dem  staatlichen 
Einfluss  auf  den  Wirtschaftskampf  zu  geben  ist,  allenthalben  in 
den  einzelnen  Staaten  ein  gewaltiger  Kampf  der  sozialen  und 
politischen  Parteien,  in  welchem  gegenüber  den  von  der  einen 
Seite  gebrauchten  nationalen  Schlagworten  die  entscheidende  Be- 
deutung des  sozialen  Momentes  mehr  und  mehr  hervortritt  und 
als  identisch  mit  dem  nationalen  Interesse  der  Allgemeinheit 
gegenüber  Sonderinteressen  der  nationalen  Produzenten  be- 
zeichnet wird. 

Staatliche  Schutzzölle  und  staatliche  Produktions-  und  Ausfuhr- 
prämien hören  vielfach  auf,  ein  blosses  zeitweises  Ausgleichsmittel 
der  verschiedenen  Entwickelungsstufe  der  Produktion  der  ver- 
schiedenen Länder  zu  sein.  Sie  werden  ein  —  von  der  Produktions- 
stufe unabhängiges  —  Hilfsmittel  im  internationalen  Wirtschafts- 
kampfe um  die  Eroberung  und  Behauptung  eines  möglichst  grossen 
Anteiles  am  Absatz,  der  nicht  gross  genug  ist,  um  alle  Produktiv- 
kräfte genügend  beschäftigen  zu  können.  Ein  inneres  Mass  —  wie 
für  die  Dauer,  so  auch  —  für  die  Höhe  der  staatlichen  Schutz- 
zölle und  Prämien  besteht  damit  vom  Interessenstandpunkt  der 
Produzenten  aus  nicht  mehr.i)  Vielmehr  erscheint  von  letzterem 
aus  fortgesetztes  Streben  nach  weiterer  Erhöhung  der  Schutzzölle  und 


')  Vgl.  die  Mitteilungen  aus  einem  Memorandum  des  Centraldirektors  Kestranek 
der  Prager  Eisen- Industriegesellschaft  an  die  Prager  Handelskammer  über  die  Revision^ 
der  österreichischen  Eisenzölle  in  Report,  Vol.  XVIII,  p.   115 — 117. 
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Prämien  g-eboten.  Die  veränderte  Bedeutung-  jener  staatlichen  Mass- 
nahmen wird  auch  dadurch  offensichtlich,  dass  sie  vielfach  von  anderen 
staatlichen  Massnahmen  beg-leitet  sind,  durch  welche  Kontingen- 
tierungen der  nationalen  Produktion  für  den  nationalen  Absatz 
bewirkt,  und  damit  staatlicherseits  die  Produzenten  durch  Ein- 
schränkung- der  Konkurrenz  vor  zu  starkem  Preisdruck  bewahrt 
oder  sogar  zu  monopolistischer  Überhöhung  der  Preise  in  den 
Stand  gesetzt  werden. 

Das  Übermass  der  Gesamtheit  der  vorhandenen  Produktiv- 
kräfte im  Verhältnis  zu  dem  Absatz  bewirkte  also  in  doppelter 
Hinsicht  eine  Veränderung  der  Wirtschaftspolitik  vieler  einzelner 
Staaten. 

Erstens,  statt  allen  Erfolg  der  individuellen  selbständigen 
Betätigung  und  Kraft  des  einzelnen  Produzenten  zu  überlassen, 
positive  staatliche  Unterstützung  der  nationalen  Produzenten  in 
dem  Konkurrenzkampf  mit  den  Produzenten  fremder  Nationen, 
Zweitens,  statt  der  Konkurrenz  bis  zur  vollen  Ausnutzung  alier 
Produktivkräfte  freie  Hand  zu  lassen,  Mitwirkung  des  Staates  an 
einer  Regulierung  der  Produktion,  bei  w^elcher  letztere  für  den 
Produzenten  allein  noch  gewinnbringend  bleiben  kann. 

Die  Kehrseite  der  durch  die  Massnahmen  der  einzelnen 
Staaten  im  Interesse  der  nationalen  Produzenten  geförderten 
Wirtschaftsentwickelung  ergab:  Erstens  Schädigung  und  Vernich- 
tung von  an  sich  lebensfähigen  Produktionen  in  anderen  Ländern^ 
wo  kein  staatlicher  Schutz  derselben  hergestellt  war,  und  zweitens 
wachsende  monopolistische  Abhängigkeit  der  Konsumenten  nament- 
lich des  Inlandes  von  den  in  Interessengem ein.schaften  zusammen- 
geschlossenen Produzenten  der  einzelnen  Länder. 

Je  einseitig  stärker  in  einer  Reihe  einzelner  Staaten  die  staat- 
liche Wirtschaftspolitik  dem  Interesse  der  Produzenten  dienstbar 
gemacht  wurde,  und  je  mehr  g-leichzeitig  die  wirtschaftliche  Ent- 
wickelung- in  der  Richtung  der  Beseitigung  der  freien  Konkurrenz 
und  der  Herstellung  Monopol  wirkender  Interessengemeinschaften 
der  Produzenten  voranschritt,  um  so  mehr  musste  die  Reaktion 
einerseits  seitens  derjenigen  Staaten,  deren  bisher  staatlich  un- 
geschützte Produktionen  bedroht  erschienen,  und  andererseits 
seitens  der  gesamten  auf  den  Konsum  angewiesenen  Bevölkerung 
der  einzelnen  Länder  einsetzen. 

Das  letztere  war  die  Folge  des  allgemeinen  Ganges  der 
wirtschaftlichen  Entwickelung  in  allen  modernen  Kulturländern, 
welche  immer  mehr  die  Monopolbildungen  der  Produktion  forderte 
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und  damit  die  Gefahren  für  den  abhängig  werdenden  Konsum 
steigerte.  Das  erstere  war  die  Folge  der  Verschiedenheit  der 
wirtschaftlichen  und  wirtschaftspolitischen  Entwickelung  in  den 
verschiedenen  Ländern,  welche  wieder  teils  auf  Verschieden- 
heiten der  natürlichen  Vorbedingungen  und  der  natürlichen,  auch 
politisch  bedeutsamen  Lage,  teils  auf  Charakterverschiedenheiten 
der  verschiedenen  Nationen  und  damit  zusammenhängende  Ver- 
schiedenheit ihrer  politischen  und  sozialen  Entwickelung  zurück- 
führte. Namentlich  war  und  ist  in  dieser  Hinsicht  wichtig  der 
Gegensatz  und  die  Verschiedenheit  der  Entwickelung  zwischen  dem 
bis  jetzt  freihändlerischen  Inselland  Grossbritannien  und  den  anderen 
schutzzöllnerischen  Kulturreichen. 

Im  wirklichen  Leben  lösen  die  verschiedenen  Wirtschafts- 
gestaltungen  nicht  rein  und  unvermittelt  einander  ab,  sondern  sie 
bestehen  und  entstehen  in  unterschiedlichen  Hinsichten  gleich- 
zeitig und  gleicherorten  miteinander  und  greifen  im  allmählichen 
Umwandlungsprozess  in  vielen  Beziehungen  so  räumlich  —  von 
verschiedenen  Ländern  aus  —  wie  zeitlich  ineinander  über. 

Erscheint  das  Erfordernis  der  Wahrung  der  allgemeinen 
Interessen  gegenüber  den  Sonderinteressen  der  tatsächliches 
Monopol  erlangenden  Produzenten  gewissermassen  als  der  neueste 
Spross  der  wirtschaftspolitischen  Entwickelung,  so  erscheint  die 
Wahrung  der  natürlichen  freien  Konkurrenz  der  Produzenten 
gegenüber  künstlichen  Verschiebungen  rein  wirtschaftlich  als 
Ausfluss  einer  Wirtschaftsepoche,  welche  den  Monopolbildungen 
vorangeht.  Aber  die  Interessenwahrung  der  letzteren  Art  greift 
in  der  Form  der  Wahrung  des  Interesses  der  bisher  staatlich  un- 
geschützten Produzenten  des  einen  Landes  gegenüber  der  staatlich 
geforderten  Konkurrenz  der  Produzenten  anderer  Länder  natur- 
gemäss  in  die  neueste  Zeit  über,  nachdem  gleichzeitig  mit  der 
Tendenz  zu  Produzenten -Monopolbildungen  auch  die  Tendenz  zu 
aggressiver  künstlich -staatlicher  Förderung  der  nationalen  Pro- 
duzenten im  internationalen  Konkurrenzkampf  seitens  einer  Reihe 
einzelner  Staaten  entwickelt  worden  war. 


§  88.  Die  moderne  Wirtschaftsentwickelung'  und  die  Heraus- 
bildung internationaler  Rechtsbindungen. 

Das  Interesse  des  durch  die  Produzentenmonopole  bedrohte« 
Konsums  und  das  Interesse  der  bisher  staatlich  ungeschütztea 
Produzenten  des  einen  Landes  gegenüber  der  staatlich  gefordertea 
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Konkurrenz  der  Produzenten  anderer  Länder  sind  sowohl  ihrer 
Art  nach,  wie  auch  nach  den  Bevölkerungsbestandteilen,  von 
welchen  sie  g-etragfen  werden,  an  sich  durchaus  verschieden.  Aber 
praktisch  bedeutsam  ist,  dass  zur  Wahrung-  jener  beiden  Interessen 
nach  Lage  der  Verhältnisse  nicht  selten  identische  Massnahmen 
dienlich  sein  können,  dass  ferner  jene  beiden  Interessen,  wenn 
auch  aus  verschiedenen  Gründen,  denselben  Interessengegner  haben, 
und  dass  sie  daher,  wenn  auch  eine  formelle  Verbündung  zwischen, 
ihnen  ausgeschlossen  ist,  gewissermassen  von  verschiedenen  Seiten 
aus  konzentrisch  und  daher  mit  vereinter  Wirkung  jenem  Gegner 
gegenübertreten. 

Die  Durchsetzung  der  jenen  beiden  Interessen  dienlichen  Mass- 
nahmen, zu  welcher  jedes  einzelne  derselben  für  sich  allein  dem 
Interessengegner  gegenüber  vielleicht  nicht  stark  genug  wäre, 
wird  daher  tatsächlich  in  Fällen  erreicht  werden,  in  welchen  sie 
beide  auf  die  gleiche  Art  von  Abhilfemassnahmen  hinwirken. 

Die  erforderlichen  Abhilfemassnahmen  aber  richten  sich  — 
wenigstens  zunächst  —  auf  mehr  oder  weniger  weitgehende 
Beseitigung  derjenigen  Massnahmen,  durch  welche  der  einzelne 
Staat  1)  die  nationalen  Produzenten  im  internationalen  Konkurrenz- 
kampf künstUch  gefördert  und  zur  Erlangung  einer  tatsächlichen 
Monopolstellung  derselben  gegenüber  dem  nationalen  Konsum  bei- 
getragen hatte. 

Letzteres  könnte  an  sich  teilweis  rein  innerstaatHch  durch- 
geführt werden.  Aber  vielfach  ist  das  allgemeine  Konsuminteresse 
für  sich  allein  dem  Einflüsse,  welchen  das  straff  organisierte,  kapital- 
kräftige Produzenteninteresse  über  den  Staat  hat,  nicht  gewachsen. 
Dazu  kommt,  dass  Abhilfe  im  Sinne  des  Konsuminteresses  teilweis 

1)  Im  ferneren  Verlauf  auch  auf  Abhilfe  gegen  die  nachteiligen  Folgen  der 
Monopol  wirkenden  (nationalen)  Selbsthilfemassnahmen  der  Produzenten  unter  sich,  welche 
t.  B.  Kartelle,  Syndikate,  Trusts  begründen,  im  Staatsinnern  dem  Konsum  Monopol- 
preise auferlegen  und  dann  einen  Teil  dieser  Monopolgewinne  verwenden,  um  bei  der 
internationalen  Konkurrenz  auf  den  Auslandmärkten  durch  eine  unter  den  Produktions- 
kosten bleibende  Preisstellung  die  Produzenten  anderer  Länder  aus  dem  Felde  zu 
schlagen.  Die  Folge  dieses  nationalen  Zusammenwirkens  der  Produzenten  ist,  dass  die 
nationalen  Konsumenten  iponopolistisch  überhöhte  und  die  ausländischen  Konsumenten 
künstlich  überniedrigte  Preise  zu  zahlen  haben.  Wenn  die  Konsumenten  die  Pro- 
dukte (Rohstoffe,  Halbfabrikate)  zur  Weiterverarbeitung  beziehen,  wird  den  nationalen 
Weiterverarbeitem  vielfach  die  Konkurrenz  mit  den  ausländischen  Weiterverarbeitern 
durch  die  künstliche  Verschiebung  der  Höhe  der  beiderseitigen  rroduktionskosten 
unmöglich,  also  durchaus  „anti-nationale"  Wirkung  der  ,, nationalen"  Wirtschaftspolitik 
tierbeigeführt. 
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nur  unter  Aufhebung  oder  Minderung-  des  staatlichen  Schutzes  der*^ 
nationalen  Produzenten  geg-enüber  den  ausländischen  Produzenten 
g-eschaffen  werden  kann,  dass  derartige  Aufhebung-  oder  Minde- 
rung* des  staatlichen  Schutzes  aber  vielfach  dem  einzelnen  Staate 
nicht  einseitig-  selbständig-  mög-lich  ist,  wenn  er  nicht  die  nationale 
Produktion  rettungslos  der  übermächtigen  Konkurrenz  der  von 
anderen  Staaten  künstlich  geförderten  Produktion  dieser  letzteren 
preisgeben  will.  Nur  wenn  auch  die  anderen  Staaten  diese  künst- 
lich-staatliche Förderung  ihrer  Produktion  beseitigen  und  durch 
internationalrechtliche  Bindung  an  der  Wiederherstellung  solcher 
künstlichen  Förderung  rechtlich  verhindert  werden,  kann  also  der 
einzelne  Staat  diejenigen  staatlichen  Massnahmen  beseitigen,  durch 
welche  er  zur  Stärkung  und  Hervorrufung  einer  tatsächlichen 
Monopolstellung  der  nationalen  Produzenten  gegenüber  dem  Konsum 
beigetragen  hatte. 

So  können  also  auch  die  in  letzterer  Hinsicht  erforderlichen 
Abhilfemassnahmen  vielfach  gar  nicht  mehr  einseitig  innerstaatlich 
von  dem  einzelnen  Staate,  sondern  nur  international  gemeinsam 
durch  Zusammenwirken  der  verschiedenen  in  Betracht  kommenden 
Staaten  durchgeführt  werden. 

Die  internationalrechtliche  Regulierung  aber  erstreckt  sich  in 
diesem  Falle  ganz  offensichtlich  auf  ein  „inneres"  Verhältnis  der 
verschiedenen  Bevölkerungsschichten  (Konsumenten  und  Produ- 
zenten) in  den  einzelnen  Vertragstaaten,  während  sie  andererseits 
gleichzeitig  zur  Regulierung  des  ohnehin  internationalen  Verhält- 
nisses zwischen  den  Produzenten  der  verschiedenen  Staaten   dient. 

In  letzterer  Hinsicht  geht  die  internationalrechtliche  Regulierung 
auf  Beseitigung  oder  wenigstens  Beschränkung  der  künstlichen 
Förderung,  welche  der  einzelne  Staat  seinen  nationalen  Produzenten 
im  internationalen  Konkurrenzkampf  gegen  die  Produzenten  anderer 
Länder  zu  teil  werden  lässt. 

Wenn  aber  in  jedem  der  betreffenden  Staaten  sowohl  Schädi- 
gungen des  Konsums  durch  die  künstlich-staatliche  Förderung  der 
Monopolstellung  der  nationalen  Produzenten  als  auch  Schädignngen 
der  nationalen  Produzenten  durch  die  seitens  der  anderen  Staaten 
den  Produzenten  dieser  letzteren  im  internationalen  Konkurrenz- 
kampfe zu  teil  werdende  künstlich-staatliche  Förderung  bestehen, 
und  wenn  im  Hinblick  bloss  auf  den  internationalen  Kon- 
kurrenzkampf zwischen  den  Produzenten  der  verschiedenen 
Länder  die  Produzenten  eines  jeden  Staates  vielleicht  bei  all- 
seitiger   Aufhebung    der    in    den    verschiedenen    Staaten    zur 
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Förderung  der  nationalen  Produzenten  oretroffenen  künstlichen 
Massnahmen  sich  ebenso  g*ut  ständen,  wie  bei  allseitiger  Auf- 
rechterhaltung derselben,  so  werden  die  Produzenten  eines  jeden 
jener  Staaten  dennoch  vielfach  der  allseitigen  Aufrecht- 
erhaltung jener  Massnahmen  den  Vorzug  geben  und  deshalb 
ihren  Einfluss  gegen  die  internationalrechtliche  g'emeinsame 
Aufhebung  derselben  einsetzen.  Denn  jene  Massnahmen  der 
einzelnen  Staaten  verstärken  gleichzeitig  die  Monopol- 
stellung der  nationalen  Produzenten  gegenüber  dem  nationalen 
Konsum  und  haben  diese  den  Produzenten  vorteilhafte 
Wirkung-  in  jedem  Staate  auch  im  Falle  des  Bestehens  gleich- 
artiger Massnahmen  in  den  anderen  Staaten,  während  den 
Produzenten  eines  jeden  Staates  diese  Vorteile  auch  bei  gleich- 
zeitig allseitiger  Aufhebung  jener  Massnahmen  in  allen  Staaten 
verloren  gehen  würden. 

Um  so  mehr  werden  die  Produzenten  eines  jeden  jener  Staaten 
in  solchem  Falle  gegen  die  Aufhebung  der  je  in  ihrem  Staate  ihre 
Monopolstellung  fordernden  staatlichen  Massnahmen  mittels  inter- 
nationalrechtlich-gemeinsamer Festsetzung"  sein,  weil  ohnehin  in 
der  Wirtschaftsentwickelung  die  Tendenz  liegt,  dass,  nachdem  die 
Produzenten  der  einzelnen  Staaten  in  diesen  eine  tatsächliche 
Monopolstellung  gegenüber  dem  Konsum  errungen  haben,  sie  auch 
^nehr  und  mehr  auf  Beseitigung  des  internationalen  Konkurrenz- 
kampfes und  Herstellung  einer  internationalen  Monopolstellung 
gegenüber  dem  ganzen  international  ausgebreiteten  Konsum  hin- 
streben, sei  es  im  Wege  der  Herstellung'  einer  internationalen 
Interessengemeinschaft  durch  internationale  Kartelle  und  Syndikate 
oder  sonst  wie. 

Wird  den  Produzenten  der  einzelnen  Länder  durch  iuter- 
nationalrechtliche  Konventionen  der  Staaten,  welche  die  Schutzzölle 
beseitigen  oder  beschränken  und  die  Prämiengewährung  aus- 
schliessen,  die  Bildung  —  Monopol  wirkender  —  nationaler  Kar- 
telle, Syndikate,  Trusts  erschwert  oder  unmöglich  gemacht,  so 
wird  bei  der  der  modernen  Wirtschaftsentwickelung  immanenten 
Jklonopolisierungs-Tendenz  das  Bestreben  der  Produzenten  sich  ver- 
stärken, sich  zu  internationalen  Kartellen  und  Syndikaten  zusamnien- 
zuschliessen,  um  die  in  der  Beschränkung  auf  das  nationale  Bereich 
nicht  durchzusetzende  Monopolstellung  gleich  in  internationaler 
Ausdehnung  zu  erreichen,  i) 

»)  Nachdem  zum   i,  IX,   1903    das    Inkrafttreten    der   Brüsseler  Zuckerkonveutioti 
▼om  5.  m.   1902  mit    ihrer  Begrenzung    des  Uberzolles    und   mit  ihrem  Ausschlu;>.'>  der 
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Dann  aber  wird  sich  für  die  Staaten  zur  Aufrechterhaltung- 
ihres  erzielten  internationalen  Einvernehmens  die  Notwendig-keit 
ergeben,  international  zusammenzuwirken,  um  zu  verhüten,  dass  jene 
internationalen  Kartelle  ihre  Macht  missbrauchen  können.  Die 
Staaten  werden  zu  diesem  Behufe  zusammenwirken  müssen,  auch 
wenn  der  Gegenstand  des  Kartelies  nur  in  einigen  von  ihnen 
produziert,  in  anderen  Staaten  des  Verbandes  hingegen  lediglich 
konsumiert  wird.  Es  wird  ein  Prüfstein  der  staatsmännischen 
Natur  der  leitenden  Staatsmänner  der  ersteren  Staaten  sein, 
wie  dieselben  sich  in  solchem  Falle  verhalten.  Sie  werden  sich 
nicht  durch  den  Gesichtspunkt  verleiten  lassen  dürfen,  dass 
das  internationale  Kartell  für  ihren  Staat  vorteilhaft  und  nur 
-fiir  den  konsumierenden,  aber  nicht  produzierenden  Staat  abträg- 
staatlichen Zuckerprämiea  bevorstand,  wurde  bereits  im  Sommer  1903  eine  internationale 
Einschränkung  der  Rübenzuckerproduktiou  in  Anregung  gebracht. 

Laut  Berliner  Tageblatt  vom  27,  VI.  1903  (Abendausgabe)  sollte  einer  denmächst 
in  Brüssel  zusammentretenden  Konferenz  von  Vertretern  der  Zuckerindustrien  folgender 
Fragebogen  vorgelegt  werden: 

„1.  Ist  zur  Verhütung  der  Überproduktion  eine  Einschränkung  der  Rübenzucker- 
prodnktion  in  den  verschiedenen  Ländern  Europas  angezeigt,  und  zwar 

a)  hinsichtlich  des  inneren  Konsums 

b)  für  die  Zwecke  des  Exports? 

2.  Kann  dieses  Resultat  durch  eine  Verständigimg  der  verschiedeneu,  die  Zucker- 
industrie repräsentierenden  Korporationen  eneicht  werden? 

3.  Bedarf  es  dazu  einstimmiger  Annahme  in  allen  Ländern  oder  wenigstens  ia 
jenen  Ländern,  welche  Zucker  tatsächlich  exportieren? 

4.  Welches  wäre  die  Basis  einer  solchen  Verständigung?  Genügt  es  nicht,  für 
jedes  Land  die  zulässigen  Mengen  für  den  ELxport  in  jedem  Jahre  festzustellen  und  jedem 
Lande  die  Regelung  seines  inneren  Konsums  freizugeben? 

5.  Sollen  diese  Mengen  in  jedem  Jahre  nach  den  Verhältnissen  des  Weltmarktes 
festgestellt  w^erden? 

Zu  welcher  Zeit  und  von  wem? 

Sollen  nicht  Massregeln  ergriffen  werden,  um  eine  übermässige  Hausse  des  Zuckers 
auf  dem  Weltmarkte  zu  verhindern? 

0.  Wie  liesse  sich  eine  Kontrolle  des  Exports  bewirken? 

7.  Durch  welche  Mittel  liesse  sich  die  Einhaltung  dieser  Verpflichtung  sicherstellend 

8.  Dauer  der  Gültigkeit  der  Vereinbarungen? 

9.  Sollen  nicht  ähnliche  Massregeln  gegenüber  dem  Zucker  aus  aussereoropäischen 
Ländern  ei^rifteu  werden,  und  welches  wären  diese  Massregeln  ?- 

Die  Konferenz  fand  am  6.  und  7.  VII.  1903  in  Brüssel  statt.  Vertreter  der 
Zuckerindustrie-Vereine  Deutschlands,  Belgiens,  Frankreichs,  Hollands  und  Russlands 
-waren  zu  derselben  erschienen.  Die  Zuckerindustrievereine  Österreich-Ungarns  warea 
nicht  vertreten.  Das  österreichische  Syndikat  soll  aber  telegraphiert  haben,  es  sei  ein- 
verstanden und  werde  in  zwei  Monaten  bei  der  endgültigen  Konstituierung  des  kontinental- 
internationalen  Kartells  vertreten  sein. 
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lieh  sei.  Denn  die  ganze  internationale  Wirtschaftspolitik  verflicht 
sich  eng  und  enger  ineinander.  Was  durch  rücksichtslose  Aus- 
nutzung des  internationalen  Kartells  der  relativ  kleine  Kreis  der 
Produzenten  dieses  Gegenstandes  in  dem  einen  Lande  auf  Kosten 
der  konsumierenden  Bevölkerung  des  anderen  Landes  gewinnen 
möchte,  das  würde  möglicherweise  die  ganze  Bevölkerung  des 
ersteren  Landes  durch  Gegenmassnahmen,  die  in  Beziehung  auf 
andere  Gegenstände  von  den  Staatsmännern  des  letzteren  Landes 
ergriffen  würden,  schwer  büssen  müssen. 

Es  wäre  unstaatsmännisch,  wenn  die  Staatsmänner  des  kon- 
tinentalen Europas  es  zuliessen,  dass  ein  kontinentales  europäisches 
Zuckerkartell  durch  Ausfuhrkontingentierung  den  Zuckerpreis  in 
Grossbritannien    willkürlich    in    die   Höhe    schraube,    und    sich 


Auf  der  Konferenz  wurden  folgende  Resolutionen  angenommen: 

1 .  Es  ist  wünschenswert,  dass  die  Erzeugung  von  Rübenzucker  in  den  verschiedenen 
Ländern  Europas  für  die  Ausfuhr  begrenzt  werde,  um  der  Ubererzeugung  dieser  Ware 
vorzubeugen. 

2.  Dieser  Zweck  kann  erreicht  werden  durch  ein  Übereinkommen  zwischen  allen 
Organen,  die  berufen  sind,  die  Zuckerindustrie  in  den  Zucker  erzeugenden  und  aus- 
führenden Ländern  Europas  zu  vertreten.  Selbstverständlich  müsste  sich  die  Verpflichtuüg 
sowohl  auf  Raffinaden  wie  Rohzucker  erstrecken. 

3.  Der  einstimmige  Beitritt  aller  europäischen,  gegenwärtig  Zucker  ausführenden 
Länder  ist  nötig,  nämlich:  Deutschland,  Österreich-Ungarn,  Belgien,  Frankreich,  Holland 
und  Russland.  Auch  ist  erwünscht,  dass  die  Zuckerindustrie  Javas  in  gleicher  Weise 
diesem  Übereinkommen  beitreten  möchte. 

4.  Es  genügt,  für  jedes  Land  jährlich  festzusetzen,  welche  Menge  Zucker  ausgeführ" 
werden  darf,  hingegen  die  Sorge  für  die  Regelung  des  inneren  Verbrauches  einem  jeden 
dieser  Länder  selbst  zu  überlassen. 

5.  Das  zunächst  nach  dem  Minimum  des  Bedarfs  festgestellte  Gesamtkontingent 
der  Ausfuhr  wird  an  die  Exportländer  auf  der  Grundlage  des  einem  jeden  zugewiesenen 
Anteils  verteilt.  Ein  ständiger  internationaler  Ausschuss  müsste  die  Durchführung  der 
Kontingentierung  überwachen  und  je  nach  Bedarf  über  die  möglicherweise  für  die  Aus- 
fuhr erforderliche  Zuschlagsmenge  entscheiden.  Diese  Zuschlagsmenge  soll  nach  dem- 
selben Massstabe  unter  die  verschiedenen  Ausfuhrländer  verteilt  werden. 

6.  Das  Übereinkommen  soll  die  gleiche  Dauer  haben  wie  die  Brüsseler  Konvention 
vom  5.  ni.  1902,  nämlich  bis  zum  i.  IX.  1908,  wofern  die  genannte  Konvention  nicht 
schon  früher  erlischt.  Vor  dem  i.  IX.  1907  wird  zu  entscheiden  sein,  ob  das  Über- 
einkommen verlängert  wird  oder  nicht. 

7.  Die  Kontrolle  der  Ausfuhr  soll  auf  Grundlage  der  amtlichen  Statistik  der  Zoll- 
nnd  Steuerverwaltungen  geführt  werden,  wobei  90  kg  Raffinade  für  100  kg  Rohzucker 
gerechnet  werden^ 

8.  Als  Grundlage  für  das  Kontingent  jedes  Landes  soll  die  Durchschnittserzengung 
an  Zucker  in  den  drei  Kampagnen  1900— 1901,  1901  — 1902,  1902 — 1903  genommen 
werden,  vermindert  um  den  Durchschnittsverbrauch  während  dieser  Kampagnen  und 
vermehrt  um  die  Durchschnittsmenge  der  Einfuhr  in  demselben  Zeitraum. 
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einer  auch  den  Interessen  Grossbritanniens  Rechnung-  tragenden 
gemeinsamen  Regulierung  versagten. 

Andererseits  aber  werden  die  Staatsmänner  des  europäischen 
Kontinents  in  solchem  Falle  mit  Recht  sich  zuvor  versichern 
können  und  müssen,  dass  Grossbritannien  in  anderen  Fällen  und 
in  Beziehung  auf  andere  Massnahmen  sich  umgekehrt  der  einseitigen 
Hinwegsetzung  über  die  Interessen  des  europäischen  Kontinents 
enthält,  sich  vielmehr  zu  internationaler,  dem  international  gemein- 
samen Interesse  Rechnung  tragender  Regulierung  bereit  findet. 

Weil  die  Tendenz  zur  internationalen  Monopolbildung  in 
der  Wirtschaftsentwickelung  liegt,  so  haben  nicht  bloss  die  Kon- 
sumenten   der  einzelnen  Staaten    ein    nationales  Interesse    an    der 


Es  versteht  sich  jedoch  von   selbst,  dass  die  Einfuhr  während  der  Dauer  des  gegen- 
wärtigen Übereinkommens  nicht  vermehrt  werden  darf. 

Falls  die  Einfuhr  in  einem  Lande    abnehmen  würde,    würde    auch    das  Kontingent 
dieses  Landes  in  gleichem  Verhältnis  vermindert  werden. 

9.  Jedes  Land  wird  seinen  Mitkontrahenten  Garantien  geben  müssen,  dass  da» 
gegenwärtige  Übereinkommen  durchgeführt  wird. 

„Deutsche  Zuckerindustrie"   1903,  S.   1192. 

Die  Redaktion  der  deutschen  Zuckerindustrie  (Dr.  Hager)  knüpft  an  die  Mitteilung 
vorstehender   Resolutionen  die  Bemerkung: 

„Ihres  Erachtens  könne  der  Zweck  der  internationalen  Einschränkung  der  Zucker- 
produktion durch  ein  Übereinkommen  der  Zuckerindustrie-Vereine  der  betreffenden 
Länder  nicht  erreicht  werden;  die  etwa  1400  Zuckerfabriken  dieser  Länder  könnten 
nicht  durch  ein  privates  Abkommen  gebunden  werden.  Der  gewünschte  Zweck  könne 
nur  durch  einen  Vertrag  der  Regierungen  erreicht  werden,  an  den  sich  gleichartige 
Gesetze  in  den  einzelnen  Produktionsländern  schlössen. 

Wenn  die  obigen  Resolutionen  eine  Vorbereitung  für  diesen  Weg  seien  und  dazu 
beitrügen,  die  Überzeugung  von  der  Notwendigkeit  einer  internationalen  Verständigung 
über  die  Zuckerproduktion  weiter  zu  verbreiten,  so  sei  ihnen  eine  nicht  geringe  Be- 
deutung beizumessen." 

Die  „deutsche  Zuckerindustrie"  übersieht  wohl,  dass  eine  solche  internationale 
staatliche  Kontingentierung  im  Sinne  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  eine  indirekte 
Prämie  bewirken  würde  und  also  nicht  ohne  die  die  Zustimmung  aller  Verbandstaaten 
erfordernde  Abänderung  der  Brüsseler  Konvention  möglich  wäre. 

The  Economist  1903,  p.  13 17 — 1218  behauptete,  die  ständige  Kommission  in 
Brüssel  habe  sich  in  Fühlung  mit  den  in  Brüssel  versammelten  Vertretern  der  Zucker- 
industrien befunden,  und  ging  soweit  deshalb  zu  verlangen,  die  britische  Regierung  solle 
sich  von  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  lossagen,  da  jenes  internationale  festländische 
Zuckerkartell  gebildet  werden  solle,  um  durch  Beschränkung  der  Ausfuhr  zum  Nachteil 
Grossbritanniens  dort  den  Zuckerpreis  künstlich  um  i  bis  2  Francs  pro  100  kg  hinauf- 
üusetzen. 

Jedenfalls  erscheint  es  im  Hinblick  auf  die  Brüsseler  Konvention  unzulässig,  dass 
die  Regierungen  der  festländischen  Verbandstaaten  oder  deren  Delegierte  in  der  Kom- 
mission irgend  etwas  tun,  um  ihrerseits  das  Zustandebringen  jenes  internationalen  Kartells 
zu  erleichtern.     Vgl.  auch  oben  S.  211.         * 
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Herstellung-  staatlicher  Schutzmassnahmen  geg-endle  monopolistische 
Ausbeutung"  ihrer  Lag^e  seitens  der  nationalen  Produzenten,  sondern 
auch  die  Konsumenten  aller  in  Betracht  kommenden  Länder  ein 
international  g-emeinsames  Interesse  an  der  Herstellung-  einer  inter- 
nationalen Rechtsordnung-,  durch  welche  den  grösseren  Gefahren 
der  Konsumenten  aus  einer  international  ausg-ebreiteten  Monopol- 
stellung- der  Produzenten  vorg-ebeugt  wird. 

Es  bedarf  keines  Wortes,  dass  eine  internationale  Rechts- 
ordnung- der  vorerwähnten  Art  nicht  bloss  internationale  Verhält- 
nisse der  Staaten  als  Giinzer,  sondern  in  eminentem  Masse  eine 
•unmittelbar  internationale  Interessengemeinschaft  der  Konsumenten 
und  die  im  Hinblick  auf  diese  Interessen  zu  treffenden  Folgemass- 
nahmen  zum  Gegenstand  hat. 

Die  Konsumenten  derjenigen  verschiedenen  Staaten,  welche 
anonopolfördernde  Massnahmen  im  Interesse  der  Produzenten  ge- 
troffen haben,  haben  den  Vorteil,  dass  ihrem  international  gemein- 
samen Interesse  keine  erheblichen  gegensätzlichen  Interessen  der 
einzelnen  Konsum  entengruppen  gegenüberstehen,  während  die 
Produzenten  jener  verschiedenen  Länder  zunächst  durch  ihren 
internationalen  Konkurrenzkampf  im  Geg'ensatze  zueintmder  sich 
befinden.  Aber  bei  den  Produzenten  wird  das  gegensätzliche 
Interesse  internationaler  Konkurrenz  immer  mehr  durch  das  Streben 
nach  Herstellung  einer  internationalen  Produzenten-Interessen- 
gemeinschaft überwogen  und  ersetzt  werden,  um  unter  Beseitigung 
der  internationalen  Konkurrenz  eine  internationale  Monopolstellung 
gegenüber  den  Konsumenten  zu  erlang-en.  Alsdann  werden  sie 
-gegenüber  den  Konsumenten  den  wichtigen  Vorteil  viel  leichterer 
internationaler  organisatorischer  Verbindung  und  Zusammenfassung 
haben.  Ansätze  dazu  sind  zahlreich  vorhanden  und  teilweis  schon 
weit  entwickelt. 

Eine  Stärkung  des  internationalen  Rechtes  und  der  Massgeb- 
lichkeit desselben  für  die  Staaten  wird  auf  alle  Fälle  aus  dieser 
Entwickelung,  sei  es  von  der  Konsumenten-,  sei  es  von  der  Pro- 
duzentenseite, resultieren. 

Die  Produzenten-Kartelle,  -Trusts  u.  s.  w.  können  leicht  in 
Missbrauch  ihrer  wirtschaftlichen  und  sozialen  Macht  gegenüber 
dem  Konsum  und  gegenüber  der  Arbeiterschaft  verfallen.  Aber 
die  Kartelle,  Trusts  u.  s,  w.  haben  andererseits  in  der  Regulierung 
der  Produktion  und  der  angemessensten  und  vorangeschrittensten 
technischen  und  organisatorischen  Gestaltung  und  Leitung  der  Be- 
triebe   wichtige    positive    Aufgaben.      So    haben    auch    die    inter- 
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nationalen  Kartell-Verbindungen  speziell  bedeutsame  internationale 
Funktionen  zu  erfüllen. 

Es  handelt  sich  dabei  nicht  bloss  um  die  internationale  Regu- 
lierung- des  Absatzes,  sondern  auch  um  eine  internationale  ange- 
messene Verteilung  der  Betriebe  auf  die  verschiedenen  Länder, 
welche  den  Bedürfnissen  der  Bevölkerung  derselben  nach  Arbeits- 
gelegenheit Rechnung  trägt  und  auf  eine  entsprechende  Benutzung 
und  Verwertung  der  in  den  verschiedenen  Ländern  im  Boden  u.s.w. 
vorhandenen  natürlichen  Produktionskräfte  Bedacht  nimmt. 

Der  internationalen  Rechtsordnung  kann  daher  nur  die  Auf- 
grabe zufallen,  den  grossen  Gefahren  des  Missbrauches  der  inter- 
nationalen Monopolstellung  vorzubeugen,  nicht  aber  die  internationalen 
Kartelle  schlechthin  zu  verhindern. 

Insoweit  erst  die  internationale  Konkurrenz  durch  internationale 
Produzenten-Interessengemeinschaft  ersetzt  wird,  wird  das  inter- 
nationale g-emeinsame  Produzenteninteresse  eine  viel  stärkere, 
straffere  Abhängigkeit  der  Staaten  von  den  im  Produzenteninteresse 
z.\i  schaffenden  internationalen  Rechtsordnungen  erfordern  und 
herbeizuführen  bestrebt  sein,  als  dies  von  der  Konsum entenseitfe 
(und  vielleicht  auch  von  selten  der  Arbeiterverbindungen)  zu  er- 
warten steht. 

Die  Staatslenker  werden  daher,  wenn  sie  rechtzeitig  und  aus- 
reichend internationale  Rechtsordnungen  zuwege  bringen,  durch 
w^elche  dem  sozialen  Schutzbedürfnis  der  Konsumenten  gegen 
monopolistische  Ausbeutung  und  den  in  Frage  stehenden  Arbeiter- 
interessen in  internationaler  Ausdehnung  Rechnung  getragen  wird, 
damit  einer  zu  weitgehenden  Einschränkung  der  staatlichen  Un- 
abhängigkeit und  Selbständigkeit  gerade  vorbeugen. 

In  den  Staaten,  in  welchen  durch  staatliche  Massnahmen  die 
Monopolstellung  der  nationalen  Produzenten  gegenüber  dem  Kon- 
sum verstärkt  und  eine  künstliche  Förderung  der  nationalen  Produ- 
zenten iiii  internationalen  Konkurrenzkampf  mit  den  Produzenten 
anderer  Länder  bewirkt  ist,  überwiegt,  wie  wir  ausgeführt  haben, 
für  die  Produzenten  vielfach  das  Interesse  an  der  Aufrechterhaltung 
jener  Massnahmen  das  Interesse  an  der  international  gemeinsamen 
Aufhebung  derselben.  Der  Einfluss  der  Produzenten  jener  Staaten 
auf  die  betreffende  Staatsleitung  aber  ist  vielfach  stärker  als 
derjenige  der  nichtorganisierten  Konsumenten  und  das  in  Frage 
stehende  Arbeiterinteresse.  Kämen  daher  nur  solche  Staaten  in 
Frage,  so  unterbliebe  möglicherweise  eine  von  denselben  gemein- 
sam zu  treffende  internationalrechtliche  Regulierung. 

Kaufmann,  Welt-Zuckerindustrie.  34 
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Freilich  kommt  fiir  die  Staaten  auch  das  eigene  fiskaUsche- 
Interesse  an  hohen  Steuereingfängen,  welche  durch  Ausfuhrprämien 
und  Konsum  Verringerung-  geschmälert  werden,  in  Betracht  und 
verstärkt  den  Antrieb  zu  gemeinsamen  internationalrechtlichen  Fest- 
setzungen, durch  welche  z.  B.  allseitige  Abschaffung  der  Prämien 
vereinbart,  dadurch  dem  Staate  die  ihm  sonst  in  Gestalt  der 
Prämien  wieder  entgehenden  Steuereinnahmen  erhalten  und  mit 
dem  bei  verringerten  Steuerauflagen  und  ermässigten  Preisforde- 
rungen steigenden  Inlandkonsum  höhere  Steuererträgnisse  verschafft 
werden. 

Es  kann  aber  ferner  auch  sein,  dass  durch  die  in  jenen  ersteren 
Staaten  erfolgende  künstliche  Förderung  der  nationalen  Produzenten 
im  internationalen  Konkurrenzkampf  die  Produzenten  anderer 
Staaten  geschädigt  werden,  welche  durch  künstlich-staatliche  Mass- 
nahmen bisher  weder  für  den  internationalen  Konkurrenzkampf 
gegenüber  den  fremden  Produzenten  noch  auch  in  Hinsicht  auf 
die  Herbeiführung  einer  Monopolstellung  gegenüber  dem  Konsum 
gestärkt  worden  sind.  Die  Produzenten  dieser  letzteren  Staaten 
haben  unbedingt  i)  ein  Interesse  an  der  Aufhebung  der  künstlich- 
staatlichen Massnahmen,  welche  in  den  ersteren  Staaten  zur  Förde- 
rung der  nationalen  Produktion  im  internationalen  Konkurrenzkampf 
bestehen.  Sie  wirken  daher  auf  die  Leitung  ihres  Staates  im  Sinne 
der  Herbeiführung  eines  internationalen  Einvernehmens  über  Auf- 
hebung und  künftigen  Ausschluss  derartiger  staatlicher  Mass- 
nahmen. Ihr  Einfluss  im  Staate  überwiegt  dabei  auch  wiederum, 
möglicherweise  den  Einfluss  der  Konsumenten  im  Staate,  welche 
umgekehrt  durch  die  vom  Ausland  mittels  staatlicher  Massnahmen 
bewirkte  Steigerung  der  internationalen  Konkurrenz  begünstigt 
waren  und  daher  ein  Interesse  an  der  Aufrechterhaltung  jener 
staatlichen  Massnahmen  des  Auslandes  zu  haben  glaubten. 

Die  Folge  wird  sein,  dass  jener  Staat  von  denjenigen  Ausland- 
Staaten,  welche  solche  künstlichen  Massnahmen  zur  Förderung  der 
internationalen  Konkurrenz  unterhalten,  internationalrechtliche  Regu- 
lierung zwecks  Ausschlusses  dieser  künstlichen  Massnahmen  heischt 
und  für  den  Fall  der  Ablehnung  dieses  Verlangens  seinerseits  die  Ein- 
führung besonderer  Gegenmassregeln  zur  Abwehr  oder  zum  völligen 


1)  Wenigstens  insofern  sie  keine  Atissicht  haben,  ihren  Staat  zu  bestimmen,  auch 
seinerseits  solche  künstlich-staatlichen  Massnahmen  zur  Förderung  der  nationalen  Pro- 
duktion im  internationalen  Konkurrenzkampf  und  damit  auch  zur  Verstärkung  der 
Monopolstellung  der  nationalen  Produktion  gegenüber  dem  nationalen  Konsum  zu 
treffen. 
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Ausschluss  jener  so  künstlich-staatlich  g-efbrderten  ausländischen 
Produktionen  androht,  Haben  in  diesem  Staate  die  Produktionen 
der  anderen,  staatliche  Hilfe  g-ewährenden  Staaten  bisher  einen 
wichtigen  Absatzmarkt  gehabt,  so  kann  die  Androhung  des  Aus- 
schlusses aus  jenem  Staate  den  Produzenten  dieser  anderen  Staaten 
so  erheblichen  Schaden  bereiten,  dass  sie  diesem  Nachteil  selbst 
eine  internationalrechtliche  Regulierung  vorziehen,  durch  welche 
mit  dem  allseitigen  Ausschluss  der  staatlichen  Massnahmen  zur 
Förderung  der  nationalen  Produktion  im  internationalen  Kon- 
kurrenzkampf gleichzeitig  die  staatlichen  Massnahmen  zur  Stärkung 
der  Monopolstellung  der  nationalen  Produktion  gegenüber  dem 
Konsum  ausgeschlossen  werden. 

§  89.  Die  international  -  wirtschaftliche  Stellung  Gross- 
hritanniens,  die  eventuellen  Abwehrmassregeln  desselben 
und  die  Herbeiführung  internationaler Rechtsgemeinschaften.i) 

In  allen  diesen  Hinsichten  ist  der  Gegensatz  der  bisherigen 
inneren  und  äusseren  Wirtschaftspolitik  Grossbritanniens  zu  der- 
jenigen der  anderen  grossen  modernen  Kulturstaaten  für  die  inter- 
nationalrechtliche Entwickelung  von  Bedeutung. 

So  hat  dcis  entschiedene  Auftreten  Grossbritanniens  erst  die 
anderen  Brüsseler  Konventionsstaaten  dazu  gebracht,  auf  eine  ent- 
sprechende gemeinsame  internationalrechtliche  Regulierung  jener 
Fragen  in  Hinsicht  auf  den  Zucker  einzugehen. 

Es  mehren  sich  nicht  misszuverstehende  Anzeichen,  dass 
Grossbritannien  auch  in  Beziehung  auf  andere  Erzeugnisse,  als 
den  Zucker,  die  Förderung-  der  Produktion  und  Konkurrenz  der 
Produzenten  anderer  Länder  durch  künstliche  staatliche  und 
Kartell -Massnahmen,  durch  welche  die  britische  Produktion  ge- 
schädigt wird,  nicht  über  einen  gewissen  Punkt  hinaus  ruhig  hin- 
zunehmen gewillt  ist. 

Gerade  weil  aber  in  den  verschiedenen  anderen  —  unter 
sich  konkurrierenden  —  Ländern  solche  künstlichen  Massnahmen 
getroffen  sind  und  bestehen,  und  deshalb  die  Produzenten  eines 
jeden  Landes  ein  Interesse  an  der  gemeinsamen  Aufhebung  und  an 
der  gemeinsamen  Sicherung  gegen  Wiedereinführung  in  einzelnen 
Ländern  haben,  wenn  einmal  die  Aufhebung  erfolgen  muss,  wird 
die  Aufhebung  und  der  künftige  Ausschluss  jener  Massnahmen 
im  Wege  gemeinsamer  internationalrechtlicher  Festsetzung 

1)  Vgl.  S.  414-418. 
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der  einzigfe  Weg"  sein,  durch  dessen  Beschreitung"  die  Interessen 
aller  Teile  g-ewahrt  werden  können. 

Dieser  Weg"  wird,  wenigstens  in  Beziehung  auf  solche  Er- 
zeugnisse, hinsichtlich  deren  die  Einfuhr  nach  Grossbritannien  und 
dem  britischen  Reiche  eine  wichtige  Rolle  spielt,  beschritten  und 
von  den  interessierten  Staaten  und  Produzenten  der  verschiedenen 
beteiligten  Länder  aufgesucht  werden,  wenn  sich  die  Überzeugung 
befestigt,  dass  anderenfalls  weitgreifende  Geg-enmassnahmen  Gross- 
britanniens gegenüber  den  künstUchen  Massnahmen  der  ersteren 
Länder  erfolgen  werden. 

in  bemerkenswerter  Weise  hat  der  britische  Ministerpräsident 
Balfour  in  einer  Rede,  welche  er  am  15.  Mai  1903  vor  einer 
ihm  aufwartenden  Deputation  hielt,  seine  Überzeugung  aus- 
gesprochen, dass  in  Zukunft  das  System  internationalen  Frei- 
handels, welches  bisher  nur  von  Grossbritannien  angenommen 
worden  sei,  allgemein  und  zum  allgemeinen  internationalen  Vorteil 
durchdringen  werde.  Er  tat  dies,  indem  er  gleichzeitig  nach- 
drückhch  darauf  hinwies,  dass  Grossbritannien  Gegen massnahmen 
werde  ergreifen  müssen,  wenn  die  anderen  Länder  ihre  protektio- 
nistischen  Massnahmen  in  einer  Weise  fortsetzten,  dass  davon  der 
britischen  Industrie  Gefahr  drohen  würde.  1) 


1)  Balfours  Äusserung  lautete  nach  dem  Daily  Telegiaph  vom  16.  V.  1903: 
There  were  conditions  which  had  arisen  since  the  old  Free  Trade  policy  was  foaght 
out,  and  he  could  imagine  contingencies  ander  which,  not  so  much  by  way  of  protec- 
tion as  by  way  of  retaliation,  it  might  conceivably  be  necessary  for  this  couutry  to  say 
that  it  would  no  longer  remain  the  passive  target  for  the  assaults  of  other  countries 
living  under  a  different  system  and  regime.  The  old  idea  used  to  be — and  he  thought 
it  was  perfectly  sound— that  the  world  would  be  wealthier,  and  capital  and  labour  would 
be  more  productive,  if  a  universal  system  of  Free  Trade  existed  in  all  countries.  But 
the  World  we  live  in  is  a  world  in  which  every  civilised  couutry  except  our  own  is 
highly  protective.  We  gain  greatly  by  that  in  many  ways  but  it  was  conceivable  that 
the  modern  system  of  tariflfs,  taken  in  connection  with  combinations,  might  do  for  other 
indnstries  what  it  threatened  to  do  with  the  West  Indian  sugar  industry.  The  Conti- 
nental manufacturer,  without  interfering  with  his  own  profit,  was  able  to  use  his  surplus 
product  to  so  surfeit  the  markets  that  it  was  irapossible  for  the  West  Indian  manufak- 
turer to  keep  abreast  of  the  times.  Suppose  the  iron  and  steel  industry  in  some  other 
country  had  used  om°  iron  and  steel  industry  as  the  Continental  sugar  manufakturer  used 
the  West  Indian  manufakturers,  he  did  not  believe  the  people  of  this  country  would 
have  stood  it;  should  such  an  event  ever  occur  he  could  conceive  of  some  great  fiscal 
change  being  forced  upon  us.  It  would  be  war;  it  would  have  all  the  cost  and  bitter- 
ness  which  war  produced;  but  material  war  was  sometimes  necessary.  He  hoped  such 
a  fiscal  war  would  not  be  necessar>'. 

Vgl.  auch  die  Rede  des  Staatssekretärs  des  Auswärtigen,  Marquess  of  Laosdowue, 
im  House  of  Lords  v.   15.  VI.  1903. 
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In  der  Programmrede,  welche  Balfour  nach  der  im  September  1903 
erfolgten  Umbildung*  seines  Ministeriums  am  i.  Oktober  1903  zu 
Sheffield!)  hielt,  erklärte  er  es  dann  ausdrücklich  als  die  Politik 
seines  Kabinetts:  Die  immer  mehr  sich  steigernden  Schutzzolltarife 
der  fremden  Staaten  (sowie  auch  der  britischen  Selbstverwaltungs- 
kolonien) und  das  im  Zusammenhang  damit  in  jenen  zu  immer 
stärkerer  Ausbildung  gelangende  Trustsystem  bildeten  eine  grosse 
nationale  Gefahr  fiir  das  Kapital,  für  die  Unternehmungen  und 
namentlich  für  die  arbeitenden  Klassen  in  Grossbritannien.  Es  sei 
nicht  zu  erwarten,  dass  Grossbritannien  die  anderen  grossen 
kommerziellen  Nationen  zur  Aufgabe  des  Schutzzollsystems  werde 
bestimmen  können.  Grossbritannien  müsse  aber  den  fremden 
Nationen  zu  verstehen  geben,  dass  wirtschaftliche  Massnahmen 
jener,  welche  zu  schweren  Schädigung-en  und  Ungerechtigkeiten 
für  Grossbritanniens  Wirtschaft  führten,  in  einer  Grossbritannien 
vorteilhaften  Weise  abgeändert  werden  müssten  oder  anderenfalls 
von  letzterem  mit  Gegenmassnahmen  gegen  die  Ausfuhren  jener 
nach  Grossbritannien  würden  erwiedert  werden.  Die  heutigen 
internationalen  kommerziellen  Beziehungen  würden  gänz- 
lich durch  Verträge  und  Arrangements  zwischen  den  ver- 
schiedenen Nationen  geregelt  und  bestimmt.  Dadurch,  dass 
Grossbritannien  seine  Entschlossenheit  zu  eventuellen  Gegenmass- 
nahmen erkennen  lasse,  —  d.  h.  also  nicht  mehr  auf  dem  Stand- 
punkt des  einseitigen  und  ausnahmslosen  Freihandels  um  jeden 
Preis  verharre  — ,  müsse  es  sich  freie  Hand  zu  erfolgreichen  inter- 
nationalen Unterhandlungen  mit  anderen  Nationen  schaffen. 

Nicht  bloss  Chamberlain,  welcher  aus  dem  Kabinett  Balfour 
geschieden  ist,  um  Propaganda  für  eine  interkoloniale  Bevor- 
zugungspolitik und  für  eine  damit  zusammenhäng"ende  Politik  des 
Schutzzolles  auf  Lebensmittel  und  Fabrikate  zu  machen,  tritt  fiir 
die  von  Balfours  Kabinett  vertretene  eventuelle  Retaliationspolitik 
ein.  Sondern  auch  diejenigen  Mitglieder  des  früheren  Ministeriums 
Balfour,  welche  im  September  1903  ausschieden,  weil  sie  ent- 
schiedene Gegner  jeglicher  Schutzzölle  auf  Lebensmittel  und  über- 
haupt Gegfner  der  von  Chamberlain  vertretenen  Wirtschaftspolitik  sind 
und"  bei  dem  Ministerpräsidenten  Balfour  eine  Hinneigung  zu  jener 
weitergehenden  Politik  voraussetzten,  —  nämlich  der  Herzog  von 
Devonshire,  Ritchie  und  Lord  Hamilton  —  haben  sich  für  eventuelle 
Vergeltungsmassnahmen    gegen    die    von  ausländischen  Schutzzoll- 


1)  The  Times  v.  2.  X.   1903. 


534  Kapitel  VII.     Die  moderne  wirtschaftliche  Entwickelung  etc. 

tarifen  und  Trusts  drohenden  Gefahren  erklärt  und  wollen  nur  die 
Entscheidung"  über  solche  Vergeltungsmassnahmen  nicht  in  die 
Hand  des  Kabinetts  legen,  sondern  auch  fernerhin  dem  Parlament 
vorbehalten.  Das  ist  überhaupt  der  Standpunkt  der  von  ihnen 
g-egründeten  free  food  league,  d.  h.  der  Liga  gegen  die  Einfuhrung 
von  Schutzzöllen  auf  Lebensmittel,  und  wird  unter  anderem  von 
den  früheren  Ministern  Lord  Goschen  und  Hicks-Beach  vertreten, 
welche  sich  gleichfalls  entschieden  gegen  Chamberlains  weiter- 
gehende Pläne  ausgesprochen  haben. 

Aber  ausser  jenen  Mitgliedern  der  konservativen  und  bisherigen 
unionistischen  Partei  hat  neuerdings  sogar  das  hervorragende  Mit- 
glied der  liberalen  Partei  Sir  W.  Harcourt,  welcher  gleichzeitig 
einer  der  ausgesprochensten  und  bisher  wohl  bedingungslosesten 
Preihändler  ist,  doch  in  einer  zu  Tredegar  am  ii.  Dezember  1903 
gehaltenen  Rede  1)  in  bemerkenswerter  Weise  gegenüber  dem  sog. 
dumping,  d.  h.  dem  Massenabsatz  ausländischer  Fabrikate  im  Inland 
zu  Schleuderpreisen  oder  unter  Kostenpreis,  Stellung  genommen. 
Er  sagte: 

,It  has  to  do  with  the  abominable  System  of  syndicates  and 
cartels  and  trusts  abroad  which  are  the  evils  of  protection.    They 
are  produced  by  the  monopoly  of  which  protection  is  the  basis.' 
Er  bemerkte  dann,  in  der  Stahlindustrie  handele  es  sich  dabei 
hauptsächlich    um    sog.   Halbfabrikate.     Wenn    die   überbillige   Er- 
langung   derselben    ein  Vorteil    für    die    weiter  verarbeitenden  In- 
dustrien   sei,    so   benachteilige  jenes    dumping  doch  die  Hersteller 
des  Rohmaterials  und  schaffe  ihnen  eine  sehr  scharfe  Konkurrenz, 
über  welche  dieselben  mit  Recht  klagten. 
Darauf  fuhr  er  fort: 

,it  is  evidently  a  matter  which  requires  very  careful  con- 
sideration,  It  must  be  considered  with  respect  to  the  general 
interest  of  the  iron  trade,  which  is  the  greatest  trade  of  this 
country;  and  I  wish  to  say  here,  and  to  say  very  sincerely  here, 
that  I  should  give  the  most  careful  attention  to  any  proposal 
made  by  the  Government  or  made  by  Mr.  Chamberlain  or  any 
one  eise  to  deal  with  that  question.'^) 

Danach  ist  anzunehmen,  davSs  auch  die  liberale  Partei,  so  ent- 
schieden   sie    für    den  Freihandel   eintritt,   eventuellen  Retaliations- 


1)  The  Times  v.    12.  XII.   1903. 

-)  Harcourt  fügte  hinzu:  er  werde  seinerseits  dann  aber  auch  Aufklärung  verlangen, 
wie  die  politischen  Gegner  (also  Balfour,  Chamberlain  u.  s.  w.)  es  bezüglich  des  Eisens 
halten  wollten,  welches  aus  der  Kolonie  Kanada  nach  Grossbritannien  eingeführt  werde. 
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Tnassnahmen  nicht  mehr  unbedingt  und  prinzipiell  ablehnend  sich 
entgfeg-enstellen  wird. 

In  den  Wirtschaftsbemerkung-en  über  insularen  Freihandel,^ 
"Welche  der  Ministerpräsident  Balfour  zur  Begründung  seiner  Stellung- 
nahme im  August  1903  seinen  Ministerkollegen  unterbreitet  und 
später  veröffentlicht  hat,  führte  er  aus: 

Nach  der  Freihandelstheorie  hätte  das  Selbstinteresse  die 
einzelnen  Nationen  von  der  Einfuhrung  von  Schutzzolltarifen  ab- 
halten müssen.  Das  hätte  es  aber  nicht  getan;  ,and  if  argument 
failed  before  powerful  vested  interests  were  created,  it  is  hardly 
likely  to  be  effective  now.  The  only  alternative  is  to  do  to  foreign 
nations  what  they  always  do  to  each  other,  and  instead  of  appealing 
to  economic  theories  in  virhich  they  whoUy  disbelieve,  to  use  fiscal 
inducements,  which  they  thoroughly  understand.*  — 

Nachdem  in  der  heutigen  Welt  im  Zusammenhang  mit  der 
National itäts-  und  der  imperialistischen  Bewegung  der  wirtschaft- 
liche Schutzzollgedanke  für  die  einzelnen  Nationalreiche  —  abge- 
sehen von  Grossbritannien  —  zu  so  starker  Geltung  gebracht 
worden  ist,  kann  in  der  Tat  die  Besorgnis  vor  sonstiger  Wieder- 
vergeltung des  bisher  freihändlerischen  Grossbritanniens  dazu  bei- 
tragen, auch  die  anderen  Nationen  einer  Annäherung  an  den 
—  von  Balfour  in  seiner  Shefhelder  Rede  wiederum  als  Ideal  be- 
zeichneten —  internationalen  Freihandel  im  Wege  internationaler 
Vereinbarungen  geneigter  zu  machen.  Insbesondere  werden  auf 
diese  Weise  allmählich  in  Beziehung  auf  die  einzelnen  wichtigen 
Weltproduktionsartikel  international  gemeinsame  Kollektivfest- 
setzungen herbeizuführen  sein,  wie  es  für  den  Zucker  durch  die 
Brüsseler  Zuckerkonvention  vom  5.  März   1902  geschehen  ist.=^) 

§  90.    Die  Komplikation  der  Verhältnisse  durch,  die   inter- 
kolonial-britischen   Vorzugrsbestrebungren    und    die    neuen 
Schutzzolltendenzen  in  Grossbritannien. 3) 

Aber  die  Frage  wird  erhebUch  komplizierter  infolge  der 
innerhalb  des  britischen  Reiches  erwachten  und  teils  durch 
politische,  teils  durch  wirtschaftliche  Momente  und  durch  die 
Schutzzollpolitik    der    anderen   Länder    angefachten    Bestrebungen, 


')  A.  J,  Balfour  ,Economic  Notes  on  Insolar  Free  Trade',  p.  30. 
2)  Vgl.   z.  B.    die  diesbezüglichen   Hinweise   in  Hicks  Beach's  Rede  zu  Bristol  v. 
13.  XT.  1903  (The  Times  v.   14.  XI.   1903), 

'    Vgl.  §§  76  und  78.  —  Vgl.  femer  Hewins  u.  Rathgen. 
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die  verschiedenen  Teile  des  britischen  Reiches  —  Mutterland  und 
Kolonien  —  durch  Gewährung*  von  Vorzugs -Zolltarifen  einander 
wirtschaftlich  und  fiskalisch  näher  zu  bringfen,  während  bis  zum 
Jahre  1898  die  verschiedenen  Teile  des  britischen  Reiches  in  zoll- 
wirtschaftlicher Hinsicht  sich  gegenseitig-  nicht  anders  als  dem 
Ausland  gegenüberstanden  und  teils  —  so  namentlich  das  Mutter- 
land —  dem  Freihandel,  teils  dem  Schutzzoll  gehuldigt  hatten. 

Die  Bewegung,  welche  im  britischen  Reiche  schon  längere 
Zeit  besteht,  ist  seit  der  Birminghamer  Programmrede  des  damaligen 
Kolonialsekretärs  Chamberlain  vom  15.  Mai  19031)  in  lebhaftesten 
Fluss  gekommen. 

Die  Frage  der  Gewährung  von  Vorzugszolltarifen  zwischen 
den  verschiedenen  Teilen  des  britischen  Weltreiches  hatte  einen 
Hauptgegenstand  der  Erörterung-en  und  Resolutionen  auf  den 
britischen  Kolonialkonferenzen  zu  London  1887,  zu  Ottawa  1894 
und  wieder  zu  London   1897  und   1902  gebildet. 

Die  Kolonien,  namentlich  Kanada,  waren  immer  lebhafter 
dafür  eingetreten. 

Die  Schwierigkeit  wechselseitiger  Vorzugstarife  lag  in  dem 
Freihandelssystem  Grossbritanniens  und  den  grossen  Interessen, 
welche  in  Grossbritannien  mit  der  Aufrechterhaltung  desselben 
verknüpft  waren.  Umgekehrt  waren  die  Kolonien  im  Interesse 
der  Entwickelung  ihrer  eigenen  Industrien  zur  Herstellung  eines 
den  Interessen  Grossbritanniens  entsprechenden  Reichszollvereins 
unter  Beseitigung  aller  Zollgrenzen  und  unter  Herstellung  völligen 
Freihandels  im  Verkehr  zwischen  den  verschiedenen  Teilen  des 
britischen  Reiches  nicht  bereit. 

Wechselseitige  Vorzugstarife  zwischen  den  verschiedenen 
Kolonien  unter  sich  ohne  Teilnahme  des  Mutterlandes  oder  gar 
unter  Zurücksetzung  des  Mutterlandes  lagen  nicht  im  Interesse  des 
Mutterlandes  und  des  Reiches,  hatten  auch  wenigstens  einstweilen 
geringere  Bedeutung  als  die  diesbezüglichen  Beziehungen  zwischen 
dem  Mutterland  und  den  Kolonien. 

Kanada  war  zu  erheblichem  Teile  infolge  der  Schutzzollpolitik 
der  Vereinigten  Staaten  und  der  von  letzteren  erfolgten  Kündigung 
des  Reciprozitätsvertrages,  welcher  von  1854  bis  i866  zwischen 
Kanada  und  den  Vereinigten  Staaten  bestanden  hatte,  schon  seit 
den  70er  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  auch  seinerseits  zum  Schutz- 
zoll   übergegangen    und    hatte    namentlich    seit    der    Schädigung, 


1)  Times  vom   i6.  V.   1903. 
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welche  es  durch  die  g-esteig-erten  Schutzzölle  der  Mc  Kinley  Tarif- 
akte von  1890  und  der  Dingley  Tarifakte  von  1897  erfuhr,  sich 
bemüht,  durch  engeren  wirtschaftlichen  Zusamnienschluss  mit  dem 
britischen  Mutterlande  in  dem  letzteren  sich  einen  grösseren  Ab- 
satzmarkt zu  schaffen. 

Da  die  Aufgabe  des  Freihandels  von  selten  Grossbritanniens 
so  rasch  nicht  zu  erwarten  war,  g"ing*  man  einstweilen  in  Kanada 
mit  der  einseitig-en  Gewährung-  von  Vorzugszöllen  zu  Gunsten  des 
Mutterlandes  vor,  welches  ja  umg^ekehrt  den  kanadischen  Waren 
einen  fast  völlig  zollfreien  Absatzmarkt  bot. 

Kanada  hat  dem  Mutterlande  Grossbritannien  nach  dem  Tarif- 
akte von  1897  ^r  '^^^  erste  Jahr  121/30/0»  von  dem  zweiten  Jahre 
ab  25  0/0  Vorzug  auf  die  allgemeinen  Zölle  gewährt,  dies  1900 
auf  33Vp,  *Vo  ei'höht  und  1902  sich,  wenn  auch  Grossbritannien  um- 
gekehrt Kanada  einen  Vorzug  und  zwar  speziell  auf  den  in  Gross- 
britannien danials  wegen  der  Kriegslasten  bestehenden,  inzwischen 
1903  aber  wieder  abgeschafften  Kornzoll  von  i  shilhng  pro  Quarter 
gewähren  wolle,  zu  noch  weitergehender  Bevorzugung  bereit  erklärt. 

Entsprechend  den  Resolutionen  der  Londoner  Kolonialkonferenz 
von  1902  sind  inzwischen  auch  mehrere  andere  britische  Kolonien 
dem  Beispiele  Kanadas  gefolgt.  Der  im  März  1 903  in  Bloemfontain 
vereinbarte  britisch -südafrikanische  Zollverein  gewährt  zu  Gunsten 
Grossbritanniens  seit  dem  15.  August  (bzw.  20.  Juli)  1903  einen 
Zollnachlass  von  2  5  0/0  auf  die  meisten  zollpflichtigen  Waren  und  eine 
vollständige  Zollbefreiung  in  Beziehung  auf  andere  zollpflichtige 
W^aren  (gewisse  Gerätschaften,  Materialien  für  Minen  u.  s.  w.).i) 

Neuseeland  hat  durch  einen  am  20.  November  1903  ange- 
nommenen Tarif  zwar  nicht  die  tinfuhrzölle  von  den  Waren  aus 
Grossbritannien  erniedrigt,  aber  immerhin  denselben  einen  Vorzug 
verschafft,  indem  es  die  Einfuhrzölle  von  Waren  aus  anderen 
Ländern  erhöhte.'-^) 

Nach  dem  kanadischen  Tarifakt  von  1898  kann  die  Zollver- 
günstigung auch  Waren  aus  anderen  britischen  Kolonien  zu- 
gestanden werden,  welche  Kanada  entsprechende  reciproke  Vorteile 
gewähren.  Der  britisch-südafrikanische  Zollvereinsvertrag  sieht  vor, 
dass  der  Zollverein  in  Zukunft  zu  Gunsten  der  anderen  britischen 
Kolonien  eine  solche  Festsetzung  bei  sich  einführen  w'erde. 

Kanada  hat  die  Zollvergünstigung-  für  die  Waren  von  den 
Bermudas   Inseln,    aus  Britisch -Westindien,    Trinidad  und  Tobago, 

»)  Vgl.  S.  447.  448. 

*)  The  Times  v.   17,,    19, — 21.  XI,   1903. 


53g  Kapitel  VII.     Die  moderne  wirtschaftliche  Entwickeluug  etc. 

Britisch  Guyana,  Britisch  Ostindien  Ceylon,  und  den  Straits  Settle- 
ments angeordnet!)  und  hat  beschlossen,  die  ZoUvergünstigung" 
dem  britisch-südafrikanischen  Zollverein  gegen  gewisse  Zugeständ- 
nisse des  letzteren  anzubieten,  ä) 

Der  neue  Tarif  von  Neuseeland  bestimmt  auch  zum  Besten 
der  Waren  aus  britischen  Besitzungen  gewisse  Zollvergünstigungen. 

In  einer  Resolution  der  Kolonialkonferenz  von  1902  hatten  die 
Premierminister  der  Kolonien,  nachdem  zuvor  die  Herstellung  inter- 
kolonialen völligen  Freihandels  innerhalb  des  britischen  Reiches  ■ 
als  praktisch  nicht  möglich  erklärt  worden  war,  ausdrücklich  der 
britischen  Regierung  vorgestellt,  es  empfehle  sich,  dass  Gross- 
britannien den  Erzeugnissen  und  Fabrikaten  der  Kolonien  entweder 
durch  Freilassung  von  jetzigen  oder  künftigen  Zöllen  oder  durch 
Ermässigung  derselben  eine  Vorzugsbehandlung  gewähre. 

Dieses  Programm  hat  Chamberlain  in  der  oben  erwähnten 
Birminghamer  Rede  zu  dem  seinen  gemacht  und  sich  auf  das  ent- 
schiedenste für  die  Herstellung  und  Entwickelung  wechselseitiger 
Vorzugstarife  zwischen  Grossbritannien  und  den  britischen  Kolonien 
ausgesprochen,  zu  welchem  Behufe  in  Grossbritannien  Zölle  zwar 
nicht  auf  Rohstoffe,  aber  auf  Lebensmittel  s)  einzuführen  sein  würden.*) 

Nach  seinem  Ausscheiden  aus  dem  Kabinett  hat  Chamberlain 
während  des  zu  Propagandazwecken  im  Herbst  und  Winter  1903 
imternommenen  Redefeldzuges  sein  Programm  besonders  in  der 
Glasgower  Rede  vom  6.  Oktober  1903^)  näher  fixiert  und  Schutz- 


1)  Colouial  Import  Duties  (Cd   181 1)   1903,  p.  X,  XI,  274. 

*)  The  Times  v.  30.  X.    1903. 

ä)  Rede  Chamberlains  im  House  of  Commons  vom  28.  V.    1903. 

*)  Im  britisch-südafrikauischen  Zollverein,  nach  dessen  Bestimmungen  2SöUe  auf 
Getreide,  Lebensmittel  u.  s.  w.  des  Zollvereins-Auslandes,  nicht  aber  im  Verhältnis  der 
fjnzelneu  Länder  des  Zollvereins  untereinander  bestehen,  ist  statt  dessen  auch  ein  anderer 
"Weg  der  Bevorzugung  vorgesehen.  Das  einzelne  Zollvereinsland  kann  von  der  Ejhebung 
des  Zolles  auf  Getreide  des  Zollvereins-Auslandes  absehen  (also  insoweit  sich  auf  den 
Freihandelsstandpunkt  stellen),  muss  aber  dann  dem  Getreide  u.  s.  w.  der  anderen  ZoU- 
vereinsländer,  welches  bei  ihm  zum  Verbrauche  eingeführt  wird,  eine  Prämie  gewähren, 
welche  der  Höhe  des  sonst  vorgesehenen  Zolles  gleichkommt. 

Dadurch  wird  für  die  Bevölkerung  im  Inlande  die  Verteuerung  des  Getreidepreises 
vermieden,  .allerdings  aber  auch  der  (etwaigen)  Getreideproduktion  des  Inlandes  keine 
Eevorzugung  verschafft.  Die  Kosten  der  Bevorzugung  der  Getreideproduktion  der  anderen 
2U)llvereinsländer  werden  nicht  von  den  inländischen  Konsumenten  nach  der  Grösse 
jiires  Konsums,  sondern  von  den  inländischen  Steuerzahlern  nach  den  für  die  Besteuerung 
massgebenden  Grundsätzen  getragen. 

Vgl.  oben  S.   129,   130,  447—450. 

'>)  The  Times  v.  7.  X.    1903. 
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zöUe  nicht  mehr  bloss  auf  Lebensmittel  im  Interesse  der  Kolonien, 
sondern  auch  auf  Fabrikate  vorgeschlag-en.  Er  proponierte  auf 
ausländisches  Getreide  mit  Ausnahme  von  Mais  einen  Zoll  von 
höchstens  2  shillingf  pro  Quarter  und  auf  Mehl  einen  die  inländische 
Müllerei  fördernden  höheren  Zoll;  auf  ausländisches  Fleisch  mit 
Ausnahme  von  Schweinefleisch  und  auf  ausländische  Erzeugnisse 
der  Milchwirtschaft  einen  Zoll  von  etwa  5  0/0  des  Wertes;  ferner 
zu  Gunsten  des  Weines  und  vieUeicht  der  Früchte  der  Kolonien 
einen  erheblichen  Zollvorzug-;  endlich  auf  alle  Fabrikate  einen  Zoll 
von  durchschnittlich  loo/^j  des  Wertes  in  der  Weise,  dass  der  Zoll 
nach  dem  Masse  der  auf  die  Fabrikate  verwandten  Arbeit  abzu- 
stufen und  ein  höherer  Zoll  auf  die  die  meiste  Arbeit  erfordernden 
Fertig--Fabrikate,  ein  gering-erer  auf  die  nur  wenig-  Arbeit  er- 
fordernden Erzeugnisse  zu  legen  wäre.  Andererseits  wollte  er  den 
bisherig-en  Teezoll  um  ^U,  den  bisherig-en  Zuckerzoll  um  die  Hälfte 
und  entsprechend  auch  den  Zoll  auf  Kakao  und  Kaffee  ermässigt 
wissen.  Die  für  die  Industrie  notwendigfen  Rohstoffe  sollten,  wie 
bisher,  zollfrei  bleiben. 

Zu  Propag-andazwecken  und  als  org-anisierte  Vertretung-  der 
Chamberlainschen  Wirtschafts-  und  Kolonialpolitik  ist  die  Tariff 
Reform  Leag-ue  ins  Leben  g-erufen  worden.  Unter  den  Auspizien 
dieser  Lig"a  ist,  wie  Chamberlain  in  seiner  Rede  zu  Leeds  vom 
16.  Dezember  19031)  ankündigte,  eine  Tarifkommission  aus  Sach- 
verständigen und  Interessenten  unter  Zuziehung  auch  von  Repräsen- 
tanten der  Kolonialinteressen  gebildet  worden.  Diese  Tarifkommission 
soll  eingehende  Untersuchungen  über  die  Wirtschaftszustände  in 
Gxossbritannien  und  die  Wirtschaftsbeziehungen  zu  den  britischen 
Kolonien  und  Besitzungen  anstellen  und  dann  im  Detail  den  Ent- 
wurf eines  umfassenden  ZoUtarifes  ausarbeiten,  welcher  später  den 
offiziellen  Schritten  einer  zu  der  Chamberlainschen  PoUtik  sich  be- 
kennenden britischen  Regierung  zur  Grundlage  dienen  könnte. 

Schon  in  seiner  Birminghamer  Rede  vom  15.  Mai  1903,  in 
welcher  Chamberlain  Schutzzölle  auf  Fabrikate  noch  nicht  vor- 
geschlagen und  sich  noch  als  Freihändler  bezeichnet  hatte,  hatte 
er  hervorgehoben:  der  Freihandel  schliesse  die  Gewährung  von 
Bevorzugungen  an  andere  Teile  des  Reiches  nicht  aus  und 
namentlich  nicht  Bevorzugungen  vor  solchen  fremden  Ländern, 
welche  ihrerseits  nicht  Freihandels-,  sondern  Schutzzollpolitik  ver- 
folgten.    Dieselbe   unrichtige  Auslegung   des  Freihandelsgedanken, 


n  The  Times  v.   17.  XII.   1903. 
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welche  Grossbritannien  bisher  verliindert  habe,  seinen  Kolonien  Be- 
^or2ug'ung'en  zu  g-ewähren,  habe  dasselbe  auch  g^ehindert,  diejenigen 
Kolonien,  welche  dem  Mutterlande  Bevorzugung-en  zu  teil  werden 
Hessen,  g"egfen  die  deshalb  auf  sie  erfolgfenden  Angriffe  fremder 
Nationen  zu  verteidig-en.  Das  aus  Mutterland  und  Kolonien  sich 
zusammensetzende  britische  Reich  sei  ein  Ganzes.  Kein  Teil  des- 
selben dürfe  von  einem  Vorteil  ausg*eschlossen  werden,  welcher 
dem  Mutterlande  zukomme.  Es  sei  mit  den  Reichsbeziehung^en 
nicht  vereinbar,  dass  Grossbritannien  Verg-eltung-szölle  dritter  Länder 
geg-en  britische  Kolonien,  welche  dem  Mutterlande  vor  den  fremden 
Ländern  Vorzugstarife  gewährten,  zuliesse,  ohne  der  betreffenden 
britischen  Kolonie  zu  Hilfe  zu  kommen.  Die  Möglichkeit,  mit  den 
Kolonien  einen  Vorzugs-  und  Reciprozitätsvertrag —  gewissem! assen 
ein  Familienabkommen  —  zu  schliessen,  müsse  offen  bleiben.  Da- 
mals hatte  er  noch  hinzugefügt,  der  Freihandel  mit  allen  Nationen 
der  Welt  habe  ein  Hauptziel  zu  bleiben.  Derselbe  dürfe  jedoch 
nicht  die  Freiheit  und  Macht  zu  Verhandlungen  und  eventuell  zu 
Vergeltungsmassnahmen  vernichten,  wenn  die  eigenen  Interessen 
Grossbritanniens  oder  die  Beziehungen  zwischen  den  britischen 
Kolonien  und  dem  britischen  Mutterlande  durch  ein  anderes  Volk 
bedroht  würden. 

Übrigens  hat  Chamberlain  auch  in  seiner  Leedser  Rede  vom 
16.  Dezember  1903  trotz  der  entschieden  protektionistischen  Mass- 
nahmen, welche  er  vorgeschlagen  hat,  wiederholt  erklärt,  er  sei 
ein  Freihändler  —  ein  Freihändler  in  dem  Sinne,  dass  aller 
Handel  frei  sein  sollte.     Er  sagte: 

,1  am  perfectly  ready  to  accept  free  exchange  with  all  the 
countries  of  the  world.  I  am  not  one  of  those  who  belle ve  that 
we  Britons  cannot  compete  in  fair  competition  with  other  Industries, 
with  other  countries.  I  do  not  want  to  bolster  up  any  rotten  trade. 
I  do  not  want  to  give  support  to  any  trade  which  is,  for  this 
countrjr^  an  unnatural  trade,  one  which  other  countries  can  carry 
on  owing  to  their  position  or  circumstances  with  better  success 
than  our  own.  But  what  I  say  is  that  what  is  now  called  free 
trade  is  not  fair  competition.  Give  us  free  trade.  We  have  never 
had  it.' 

Die  von  Chamberlain  initiierte  Bewegung  schlägt  immer  weitere 
Wellenkreise  im  britischen  Reich. 

Unter  Verwischung  der  alten  Parteigrenzen  teilen  sich  in 
Grossbritannien  die  Lager  über  diese  Frage  scharf.  Namentlich 
scheint    die    unionistische  Partei  sich   infolge  derselben  zu  spalten. 
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Die  Liberalen  scheinen  einig*  in  der  Gegfnerschaft  g-eg-en 
Chaniberlains  Politik  zu  sein. 

Ausser  einem  gTOSsen  Teile  der  Unionisten  sind  andererseits 
wohl  die  meisten  Konservativen  —  über  die  offizielle  Politik  des 
Kabinetts  Balfour  hinaus  — -  Anhäng-er  der  Charaberlainschen  Politik. 

Für  einen  erheblichen  Teil  der  Anhängfer  Chamberlains  scheint 
der  britische  Schutzzollgfedanke  bestimmender  zu  sein,  als  der 
imperialistische  Gedanke  interkolonialer  Bevorzugring-. 

Ein  mächtigfer  Teil  der  Industrie,  die  Landwirte  und  g^ewisse 
Schiffahrts-  und  Handelskreise  scheinen  für  Chamberlain  zu  sein. 
Die  Arbeiterklasse  und  namentlich  die  Arbeiterführer  scheinen 
wegen  der  Lebensmittelzölle  und  wohl  auch  wegen  der  mit  dem 
System  für  sie  verknüpften  politischen  Bedenken  bis  jetzt  noch 
überwieg-end  g'eg'en  ihn  zu  sein.  Andererseits  scheinen  die  Ge- 
fahren, welche  durch  das  sog.  dumping  ausländischer,  unter  pro- 
tektionistischem  System  erzeugter  Waren  bei  Aufrechterhaltung 
einseitigen  britischen  Freihandels  der  britischen  Industrie  und  da- 
mit der  Arbeiterschaft  derselben  bereitet  werden  können,  in  g-e- 
wissen  industriellen  Arbeiterkreisen  Eindruck  gemacht  zu  haben. 

Die  Kolonien  —  darunter  sind  hauptsächUch  die  Selbstver- 
waltungskolonien gemeint  —  scheinen  grossenteils  mit  Chamberlain 
zu  gehen. 

Auf  einem  im  Aug'ust  1903  in  Montreal  (Kanada^  abgehaltenen 
Reichskongress  der  Handelskammern  des  britischen  Weltreiches 
bildete  die  Frage  einen  Hauptgegenstand  der  Debatten. 

Der  Kongress  nahm  einstimmig  eine  Resolution  an:  für  die 
Befestigung  des  Reiches  und  die  engere  Verbindung  der  ver- 
schiedenen Teile  des  Reiches  würde  eine  Handelspolitik  sehr 
vorteilhaft  sein,  nach  welcher  im  Hinblick  auf  die  nationale  Zu- 
sammengehörigkeit die  Reichsteile  sich  wechselseitige  Vorteile 
gewährten  unter  Wahrung  der  fiskalischen  mid  industriellen  Inter- 
essen der  einzelnen  Teile  des  Reiches.  Die  Regierung  sollte  eine 
Kommission  aus  Delegierten  des  Mutterlandes,  der  Selbstverwaltungs- 
kolonien und  Bril;isch-Ostindiens  bilden,  welche  zu  untersuchen  hätte, 
ob  und  wie  solche  Massnahmen  getroffen  werden  könnten,  und  wie 
der  Handelsverkehr  im  Reiche  zwischen  den  verschiedenen  Teilen  des- 
selben und  mit  dem  Auslande  erhalten  und  vermehrt  werden  könnte. 

Aber  die  Kolonien  haben  bisher  nicht  zu  erkennen  gegeben, 
dass  sie  bereit  wären,  den  zur  Entwickelung  ihrer  eigenen  In- 
dustrien erforderlich  erachteten  Schutz  zu  Gunsten  der  britischen 
Industrie    erheblich   einzuschränken.     Sie  scheinen  auch  gegen  die 
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britische  Industrie  einen  hohen  und  nur  g^egen  die  fremdländischen 
Industrien  einen  noch  höheren  Schutzwall  aufrecht  erhalten  und 
bzw.  herstellen  zu  wollen. 

Kanada  ist  diejenige  Selbstverwaltungfskolonie ,  welche  sich 
unter  Billigung  seitens  der  regierenden  und  der  oppositionellen 
Partei  die  Förderung  der  interkolonialen  Vorzugsbewegung  seit 
langem  besonders  angelegen  hatte  sein  lassen. 

Um  so  bemerkenswerter  erscheinen  aber  die  Äusserungen, 
welche  der  jetzige  kanadische  Handels-  und  Verkehrsminister  Sir 
Richard  Cartwright  in  einer  Wahlrede  zu  Toronto  am  1 1 .  Dezember 
1903  getan  hat.i)  Allerdings  ist  zur  Zeit  in  Kanada  die  Partei  am 
Ruder,  welche  im  Vergleich  mit  der  Opposition  gemässigteren 
Schutzzoll  vertritt,  und  die  Führer  der  Partei  stärkeren  Schutzzolles 
waren  es  gewesen,  welche  früher,  als  sie  die  Regierung  in  Händen 
hatten,  gegenüber  dem  schutzzöllnerischen  Abschlusssystem  der 
Vereinigten  Staaten  die  Bewegung  zu  engerem  wirtschaftlichen 
Zusammenschluss  mit  Grossbritannien  initiiert  hatten. 

Sir  Richard  Cartwright  sagte,  er  sei  nicht  sicher,  ob  Chamberlain 
seine  Vorschläge  völlig  aus-  und  durchgedacht  habe,  und  fuhr  fort: 

,If  he  {sc.  Mr.  Chamberlain)  designs  simple  protection,  I  have 
nothing  to  say  for  him;  if  he  aims  at  reciprocity,  I  have  a  great 
deal  to  say  in  his  favour.  If  he  asserts  that  the  prosperity  of 
Canada  and  the  United  States  is  due  to  protection,  facts  emphati- 
cally  deny  it;  if  he  says  that  protection  can  avert  periods  of 
depression,  he  is  Ignorant  of  the  history  of  this  continent.  If  he 
says  it  would  be  a  great  gain  to  the  nations  to  exchange  goods 
on  fair  terms,  I  agree,  and  I  think  it  worth  while  to  make  sacri- 
fices  for  such  an  arrangement.  If  he  says  that  protection  hurts 
countries  trading  with  protected  countries,  he  says  the  truth ;  if  he 
says  he  can  tax  food  from  all  countries  without  increasing  the 
price  to  the  consumer,  he  is  wrong. 

The  selfish  policy  of  the  United  States  has  placed  an  extra- 
ordinary  power  in  the  hands  of  Great  Britain.  Great  Britain  can 
either  force  reciprocity  on  the  United  States,  or  stimulate  immigra- 
tion  and  food  production  in  countries  other  than  the  United  States, 
or  pave  the  way  to  a  trade  alliance  between  the  English-speaking 
peoples.  To  hit  the  United  States,  he  must  hit  the  American 
farmer  by  taxing  its  food  exports  to  Great  Britain.  I  desire  a 
British  Zollverein  as  a  step  in  the  direction  of  a  friendly  alliance 
between  Great  Britain,  Canada  and  the  United  States.* 

1)  The  Times  v,   12.  XII,   1903. 
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In  Australien,  wo  die  Wahlen  zum  Senat  und  Repräsentanten- 
hause des  Commonwealth  im  Dezember  1903  eine  erhebliche  Ver- 
stärkung" der  in  fiskaUschen  Fragen  geteilten  Arbeiterpartei  zum 
Teil  unter  dem  Einflüsse  des  Frauenstimmrechts  brachten,  sollen 
sowohl  die  Freihändler  als  die  Schutzzöllner  bei  diesen  Wahlen  im 
allgemeinen  davon  ausgegangen  sein,  dass  die  Frage  der  inter- 
kolonialen Vorzugstarife  noch  nicht  reif  sei,  um  zu  einem  Gegen- 
stande der  praktischen  Politik  gemacht  zu  werden.  Nur  in  Neu- 
Süd -Wales,  wo  die  Freihändler  einen  starken  Sieg  erfochten,  soll 
deren  Führer  Mr.  Reid  sich  entschieden  gegen  die  Chamberlainsche 
Politik  erklärt  haben.  Das  Ministerium  des  australischen  Common- 
wealth unter  dem  Ministerpräsidenten  Deakin  hat  Ende  1903 
Chamberlain  zu  einem  baldigen  Besuche  Australiens  mit  dem  Hin- 
weise eingeladen,  dass  die  in  der  Bildung  begriffenen  Ligen  für 
interkolonialen  Vorzugsverkehr  durch  einen  solchen  Besuch  einen 
ungeheueren  Aufschwung  erfahren  würden.  1) 

Das  erstrebte  System  wirtschaftlicher  Bevorzugung  zwischen 
den  verschiedenen  Teilen  des  britischen  Reiches  steht  auch  im 
Zusammenhang  mit  der  Frage  der  Aufbringung  der  Kosten  für 
die  Verteidigung  und  Wehrkraft  des  britischen  Reiches,  welche 
bis  jetzt  hauptsächlich  vom  britischen  Mutterlande  getragen  werden.^) 

An  diesem  Punkte  berührt  sich  jene  interkolonial-wirtschaftliche 
Frage  mit  der  Frage  internationaler  Vereinbarungen  über  die  Grösse 
der  Seerüstungen  und  überhaupt  mit  weitreichenden  international- 
politischen  Fragen. 

§  91.  Zusammenhaiig  der  internationalen  Abwehrmassregeln 

und    der    verschiedenen    internationalen    Rechtsbildungen, 

welche  zur  Sicherung  der  natürlich-sozialen  Industrie-  und 

Wirtschaftsentwickelung  dienen. 

Internationale  Verbandsregelungen,  durch  welche  den  ange- 
schlossenen Staaten  die  Befugnis  genommen  wird,  Massnahmen  zur 


1)  The  Times  v.  29.  XII.   1903  u.   i.  I.   1904. 

*)  Schon  auf  der  ersten  britischen  Kolonialkonferenz  1887  hatte  der  Minister  der 
Kapkolonie  Hofmeyer  vorgeschlagen: 

Jeder  Teil  des  britischen  Reiches  solle,  welches  immer  im  übrigen  sein  Zolltarif 
gegenüber  Gütern  aus  anderen  Teilen  des  britischen  Reiches  sein  möge,  gegen- 
über allen  Gütern,  die  nicht  aus  dem  britischen  Reiche  stammten,  einen  Unter- 
Echeidungszoll  auflegen,  dessen  Ertrag  für  die  Aufrechterhaltung  der  britischen  Reichs- 
äotte  verwendet  werden  solle.  Vgl.  F.  A.  Brasseys  Zuschrift  an  den  Herausgeber  der  Times 
(Times  v,  12.  VI.  1903). 
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künstlichen  Förderung'  ihrer  Produzenten  im  internationalen  Kon- 
kurrenzkampf und  im  Verhältnis  derselben  g-eg-enüber  dem  Konsum 
zu  treffen,  müssen  von  Verbands  weg-en  auch  Abwehr-  und  Geg^en- 
massreg-eln  geg-enüber  solchen  künstlichen  Massnahmen  nicht  an- 
i^eschlossener  Staaten  anordnen. 

Das  ist  ein  internationales  Gemeinschaftsinteresse  der  Produ^ 
xenten  der  ang-eschlossenen  Staaten. 

Der  einzelne  Verbandstaat  ist  in  die  Gemeinschaft  und  unter 
die  internationalrechtliche  Reg^el  der  Gemeinschaft  gfestellt. 

Der  dritte  Aussenstaat  kann  auf  Grund  individuell-reciproker 
Rechte  aus  der  Meistbegünstigfungfsklausel  eines  Handelsvertrag^es 
nicht  Gleichbehandlung*  der  Waren  seiner  Produzenten  mit  den 
Waren  der  Verbandsproduzenten  heischen.  Denn  die  Voraussetzung- 
der  Gemeinschaft  fehlt. 

Er  kann  auch  nicht  auf  Grund  der  Meistbeg-ünstigungfsklausel 
die  Anwendung-  der  Strafklausel  anfechten,,  welche  kraft  der  Ge- 
meinschaftsanordnung- g-egen  ihn  zu  erfolgen  hat,  wenn  er  Mass- 
nahmen zur  künstlichen  Förderung  seiner  Produzenten  trifft. 

So  werden  allerdings  durch  jene  partikularen  internationalen 
Verbandsregelungen  auch  die  aussen  bleibenden  Staaten  indirekt 
mit  berührt. 

Das  ist  eine  Folge  der  internationalen  Verflechtung  der 
Wirtschaftsverhältnisse.  Da  die  wirtschaftlichen  Massnahmen  des 
einzelnen  Staates  ihre  Wirkungen  auch  in  anderen  Staaten  äussern 
und  insofern  internationalen  Charakter  haben,  so  hat  ein  Staat,  der 
trotzdem  isoliert  lediglich  nach  seinem  Sonderinteresse  und  ohne 
Rücksicht  auf  das  internationale  Gemeinschaftsinteresse  verfahren 
will,  kein  Recht  zur  Beschw^erde,  wenn  er  umgekehrt  durch  die 
gemeinsamen  Anordnungen  der  das  internationale  Gemeinschafts- 
interesse voranstellenden  anderen  Staaten  berührt  und  auf  diese 
Weise  in  der  rücksichtslosen  Verfolgung  seines  Sonderinteresses 
gehemmt  wird. 

In  dem  früher  schon  erwähnten  Protest,  welchen  die  russische 
Regierung  nach  Abschluss  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  als 
Nicht- Verbandstaat  an  die  Verbandstaaten  gerichtet  und  in  welchem 
sie  es  als  einen  Bruch  der  zwischen  Russland  und  den  einzelnen 
Verbandstaaten  bestehenden  und  Russland  Meistbegünstigung  zu- 
sichernden Handelsverträge  bezeichnet  hat,  wenn  die  Strafklausel 
der  Brüsseler  Konvention  gegen  russischen  Zucker  angewandt 
würde,  hat  dieselbe  erklärt:  sie  würde  gern  auf  den  Vertrag 
-eingehen,    wenn    die    Frage    derjenigen    Massregeln,    welche    das 
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künstliche  —  den  natürlichen  Lauf  der  internationalen  Konkurrenz 
verletzende  —  Einwirken  auf  den  internationalen  Markt  hindern 
könnten,  in  ihrem  ganzen  Umfang- zur  Prüfung*  vorgelegft  würde. 
D.  h.  wenn  nicht  nur  die  Folgten  der  unmittelbaren  Massreg-eln 
der  Regierung"en,  betreffend  die  Auszahlung  von  Prämien  oder  die 
Normierung  der  Produktion,  sondern  auch  die  Bedeutung  der  ver- 
schiedenen Syndikate  geprüft  würde,  die  von  den  Regierungen 
geduldet  oder  begünstigt  würden,  und  wenn  der  Vertrag  nicht  nur 
auf  den  Zucker,  sondern  auch  auf  andere  Waren  erstreckt  werde, 
die  von  Bedeutung  im  gegenwärtigen  Welthandel  sind,  i) 

In  den  bald  darauf  im  Messager  des  Finances  erschienenen 
offiziösen  Pressartikeln-)  des  russischen  Finanzministeriums  über 
^die  internationale  Bedeutung-  der  Syndikate  und  die  Note  3)  des 
Finanzministeriums-'  wurde  ausgeführt:*) 

Der  Schwerpunkt  der  Frage  der  Prämiierung  von  Ausfuhr- 
waren und  der  durch  sie  hervorgerufenen  Herabdrückung  der 
internationalen  Preise  liege  gegenwärtig  ausschliesslich  in  der  Aus- 
fuhrtätigkeit der  Syndikate,  Trusts  und  Kartelle 

^)  Commercial  No.   i    (1903),  p.  4 — 5. 

-)  Siehe  dieselben  in  Raffalovich,  p.   198 — 204. 

3)  Gemeint  ist  der  oben  erwähnte  Protest   der  russischen  Regierung. 

*)  Russland  soll  sich  beim  Abschluss  eines  neuen  Handelsvertrages  mit  Deutsch- 
land das  Recht  ausbediugen  wollen,  Zollzuschl^e  zu  erheben,  wenn  die  deutschen 
"Waren  von  den  deutschen  Fabrikanten  oder  deren  Vereinigungen  nach  dem  Ausland 
billiger,  als  im  eigenen  Herstellungsland  verkanftwerden.  Nationalzeitung  vom  23.Vin.  1903. 
Diese  Bestimmung  würde  sich  also  nicht  bloss  gegen  staatliche,  sondern  insbesondere 
gegen  Kartell-Prämien  richten.  Aber  darüber  hinaus  würde  sie  den  Fall  treffen,  wenn 
—  ohne  Prämien  —  die  deutschen  Fabrikanten  wegen  ungünstiger  Konkurrenz-  und 
Absatzverhältnisse  oder  behufs  Neueroberung  eines  Absatzgebietes  in  Russland  Preis- 
nachlässe gewährten,  die  sie  in  Deutschland  nicht  zugeständen.  Eine^  derartige  Be- 
stimmung in  einem  Handelsvertrage  würde  jedenfalls  intemationalrechtliche  Festsetzungen 
erforderlich  machen,  dass  in  den   Vertragstaaten 

1.  für  die  entstehenden  Zoll-Streitigkeiten  ein  Rechtsweg,  sei  es  vor  den  ordent- 
lichen Gerichten,  sei  es  vor  einem  besonderen  ebenso  unabhängigen  Staatszollgericht, 
eröffnet  und  also  nicht  bloss  Beschwerde  bei  den  Zollverwaltungsbehörden  zugelassen 
werden  müsse; 

2.  in  letzter  Linie  Streitigkeiten  über  die  Auslegung  und  Anwendung  der  Handels- 
vertragsbestimmungen vor  einem  internationalen  Schiedsgericht  zum  Austrag  zu 
bringen  seien. 

Vgl.  Kaufmann,  Rechtskraft,  S.  96—100,  I12 — 117  u.  oben  i}  66. 

Für  Anti-Ausfuhrprämien-Klauseln  in  den  Handelsverträgen  haben  sich  der  jetzige 
italienische  Schatzminister  und  Professor  Luzzatti.  der  frühere  französische  Minister  Yves 
Guyot    und    —    bedingt,    aber    nicht    in  der    vom  russischen    Finanzminister    verlangten 
weitgehenden  Weise  —  der  deutsche  Abgeordnete  Gothein  ausgesprochen. 
Kaufmann,  Welt-Znckerindustrie.  35 
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Die  Tätigkeit  der  Syndikate  (sc.  zur  Beseitig-nng-  der  Kon- 
kurrenz auf  dem  ausländischen  internationalen  Absatzmarkt  durch 
künstliche  Herab drückungf  der  internationalen  Preise  unter  künst- 
licher Hebung  des  Preises  auf  den  inländischen  Märkten)  wider- 
spreche den  Tendenzen  der  modernen  Handelsverträge,  welche  auf 
dem  Prinzip  der  Solidarität  der  Kulturvölker  aufgebaut  seien.  Die 
Handelsverträge  vom  Anfang  und  die  vom  Ende  des  19.  Jahr- 
hunderts seien  ihrem  Geiste  nach  sehr  verschieden.  Letztere  ent- 
hielten eine  ganze  Reihe  von  Paragraphen,  welche  ersteren  unbe- 
kannt wären  und  den  gegenseitigen  Schutz  der  Industrie 
zum  Zweck  hätten.  Selbst  Zugeständnisse  bei  den  Tarifsätzen,  die 
auf  dem  Prinzip  ,do  ut  des'  beruhten,  erschienen,  wenn  man 
genauer  auf  sie  eingehe,  als  gegenseitige  Abgrenzung  auf  dem 
Gebiete  der  Warenproduktion 

Das  russische  Finanzministerium  bewege  sich  mit  seiner  Note 
an  die  Signatarmächte  der  Brüsseler  Konvention  auf  dem  Wege 
der  Solidarität  der  Völker  ....  Wesentliche  Interessenfragen, 
welche  viele  Staaten  berührten,  müssten  durch  internationale 
Vereinbarungen  gelöst  werden.  In  dieser  Beziehung  sei  die 
Note  des  russischen  Finanzministeriums  auf  ökonomischem  Ge- 
biete die  Anwendung  derjenigen  Prinzipien,  auf  welche  sich  die 
Beschlüsse  der  auf  Initiative  des  russischen  Kaisers  berufenen 
Haager  Konferenz  gründeten. 

Unter  Hinweis  auf  die  Erfolge  der  Brüsseler  Zuckerkonferenz 
hat  auch  z.  B.  Professor  Luigi  Luzzatti,^)  welcher  jetzt  (Dezember 
1903)  wieder,  wie  schon  früher  einmal,  italienischer  Schatzminister 
ist  und  bei  den  Handelsvertragsverhandlungen  der  90  er  Jahre 
des  19.  Jahrhunderts  als  italienischer  Delegierter  tätig  war, 
sich  dahin  ausgesprochen:  Nur  eine  internationale  Interessenten- 
Versammlung  vermöge  praktische  Vorkehrungen  zu  ersianen, 
welche  geeignet  sein  würden,  die  von  den  Trusts  für  die  meisten 
europäischen  Staaten  drohende  Gefahr  hintanzuhalten.2) 

^)  In  einer  Triester  Zeitung. 

'^)  Von  diesem  Gesichtspunkt  aus  hat  Luzzatti  die  Initiative  des  russischen  Finanz- 
ministers  Witte,  betreffend  eine  international  gemeinsame  Aktion  hinsichtlich  der  Trusts, 
lebhaft  begrüsst.  Luzzatti  hat  femer  auf  dem  internationalen  Landwirtschaftskongress, 
der  in  Rom  im  April  1903  abgehalten  wurde,  beantragt,  der  Landwirtschafts-Kongress 
möge  die  Berufung  einer  internationalen  Konferenz  zur  Beschlussfassung  über  die  in 
Beziehung  auf  die  Trusts  und  Kartelle  erforderlichen  Massnahmen  empfehlen.  Der 
französische  Schutzzöllner  und  frühere  Ministerpräsident  Meline  hat  damals  in  der  De- 
batte erklärt,  es  müsse  einem  jeden  Staate  für  sich  allein  überlassen  bleiben,  die  ihm  in 
Beziehung  auf  die  Trusts  u.  s.  w.  angemessen  erscheinenden  Massnahmen  zu  treffen.  Der 
Kongress  hat  Luzzattis  Antrag  in  Beziehung  auf  die  Trust-Konferenz  nicht  angenommen. 
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Die  in  der  Protestnote  der  russischen  Reg-ierung  g-egebene 
Anregung  hat  bei  den  anderen  Staaten  kein  Entgegenkommen 
gefunden. 

Es  ist  schwerhch  möglich,  die  Trustfrage  und  die  Fragen  der 
Verhinderung  der  künstUchen  Beeinflussung  der  internationalen 
Konkurrenz  in  dem  Umfange,  in  welchem  die  russische  Regierung 
dies  vorschlug,  derzeit  mit  Aussicht  auf  Erzielung  eines  prak- 
tischen Ergebnisses  zum  Gegenstand  internationaler  Verhand- 
lungen zu  machen. 

Sicher  aber  empfahl  es  sich  nicht,  die  durch  die  Brüsseler 
Zuckerkonvention  insoweit  erreichte  internationale  Regelung  der 
Zuckerfrage  noch  wieder,  wie  der  russische  Finanzminister  vor- 
schlug, von  dem  Ergebnis  jener  allgemeineren  internationalen  Ver- 
handlungen abhängig  zu  machen.  Die  voraussehbare  Resultat- 
losigkeit  der  letzteren  hätte  dann  das  in  Beziehung  auf  die  Zucker- 
frage bereits  erreichte  beschränkte  intemationalrechtHche  Resultat 
gefährdet  und  beseitigt. 

Andererseits  hat  aber  die  russische  Regierung  Recht,  wenn 
sie  betont,  dass  die  Entwickelung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
der  Völker  immer  mehr  auf  die  Notwendigkeit  internationalrecht- 
licher Regelung  und  Lösung  jener  Fragen  hinweist. 

Die  wirtschaftliche  Entwickelung  wird  daher  in  den  kommen- 
den Jahren,  wie  bisher  hinsichtlich  der  Frage  des  Zuckers,  so  hin- 
sichtUch  anderer  Gegenstände  und  hinsichtlich  ähnlich  liegender 
Fragen  eine  internationale  Lösung  der  Schwierigkeiten  im  Wege 
internationaler  Verhandlungen  und  Vereinbarungen  erforderUch 
machen. 

Ist  es  so  im  Laufe  der  Jahre  gelungen,  eine  Reihe  einzelner 
Teilpartien  internationalrechthch  zu  regulieren,  so  wird  bei  dem 
inneren  Zusammenhang  aller  dieser  Verhältnisse  allmählich  eine 
umfassendere  und  allgemeinere  intemationalrechtHche  Inangriff- 
nahme, wie  erforderlich,  so  möglich  werden. 


35« 
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staatliche  Souveränität  und  die  moderne  Entwicicelung 
des  internationalen  Rechtes. 


§  92.    Entstehung:  staatlicher  Souveränität  und  Vorstellung" 
ihres  Verhältnisses  zur  Rechtsordnung",  speziell  zum  inter- 
nationalen Rechte. 

Geg-en  Ausgang  des  Mittelalters  und  zu  Beginn  der  Neuzeit 
vereinigten  in  den  verschiedenen  Ländern  Europas  —  und  zwar 
in  dem  einen  früher,  in  dem  anderen  später  —  die  Landesherren 
in  ihrer  Hand  eine  wachsende  Anzahl  einzelner  Hoheitsrechte.i) 
Es  handelte  sich  zunächst  um  eine  Summe  einzelner  Befugnisse. 
Diesen  einzelnen  Hoheitsbefugnissen  des  Landesherrn  gegenüber 
hatten  nach  innen  die  Untertanen  (andere)  Rechte  und  waren  nur 
soweit,  als  jene  auf  besonderen  Rechtstiteln  beruhenden  einzelnen 
Hoheitsbefugnisse  des  Landesherrn  reichten,  demselben  gegenüber 
gebunden  und  beschränkt.  Die  Begrenztheit  der  bloss  sum- 
mierten einzelnen  Hoheitsbefugnisse  nach  innen  schloss  schon  aus, 
dass  der  Landesherr  nach  aussen  gegenüber  anderen  Ländern 
und  Landesherren  seine  Landeshoheit  als  eine  inhaltlich  unbe- 
schränkte, sein  Land  und  die  Bewohner  seines  Landes  in  allen 
Lebensbeziehungen  einheitlich  umfassende  hätte  zur  Geltung 
bringen  können.  Dazu  kam  nach  mittelalterlicher  Vorstellung  die 
gemeinsame  Abhängigkeit  der  verschiedenen  Landesherren  von 
der  vorgestellten  Weltoberherr licheit  des  Kaisers  und  des  Papstes 
und  damit  ein  Rechtsband,  welches  der  Ausübung  der  hoheitlichen 
Befugnisse  eines  Landesherrn  nach  aussen  gegen  andere  Länder 
und  Landesherren  des  weiteren  eine  Rechtsschranke  zog. 

Die  Wirtschaft  des  Landesherm,  aus  welcher  er  hauptsächlich 
die  Mittel  für  die  Ausübung  seiner  hoheitlichen  Befugnisse  her- 
leitete,  stand  gegenüber  den  Wirtschaften   der  einzelnen  Privaten. 


')  Mayer,  I,  S.  23  fg. 


5^  g2.     Entstehnng  staatlicher  Souveränität  und  Vorstellung  ihres  Verh.  etc.      549 

Eine  besondere  Staatswirtschaft  kam  erst  allmählich  zur  Ent- 
stehung", und  eine  Zusammenfassung*  der  sämtlichen  Wirtschaften 
des  Landes  zu  einer  Volkswirtschaft,  welche  unter  dem  Einfluss 
einer  einheitlichen  Wirtschaftspolitik  des  Staates  zu  entwickeln  sei, 
blieb  noch  ausserhalb  der  Vorstellungen  der  Zeit. 

Die  Entwickelung"  der  Landeshoheit  mündete  schliesslich  in 
die  Idee  einer  inhaltlich  allumfassenden,  schrankenlosen  Staats- 
g-ewalt.  Nicht  für  sich  hat  der  Fürst  dieselbe  zu  beanspruchen, 
sondern  um  des  nunmehr  einheitlich  vorg"estelIten  staatlichen  Ge- 
meinwesens willen. 

Diese  Staatsg-ewalt  ist  jener  Idee  nach  inhaltlich  schrankenlos 
nach  innen  g^eg-enüber  den  Untertanen.  Diese  Staatsg-ewalt  fasst 
Land  und  Leute  in  allen  ihren  Lebensbeziehung-en  zu  einer  Einheit 
auch  g-eg-enüber  dem  Ausland  und  den  anderen  Staaten  zu- 
sammen, bildet  so  insbesondere  —  ausser  der  speziellen  Staats- 
wirtschaft —  unter  dem  Einfluss  staatlicher  Wirtschaftspolitik  eine 
g-eschlossene  selbständig-e  Volkswirtschaft  heraus,  die  als  solche  im 
Geg^ensatz  zu  den  anderen  in  g"leicher  Weise  entstandenen  Volks- 
wirtschaften anderer  Länder  steht.  Auf  der  Grundlag^e  ihrer  in- 
haltlich umfassenden  und  konzentrierten  Macht  über  die  Untertanen 
und  der  von  ihr  herausg-ebildeten  g-eschlossenen  selbständigen  Volks- 
wirtschaft stellt  sich  diese  Staatsgewalt  einer  jeden  anderen  Staats- 
gewalt als  ein  in  allen  Hinsichten  unabhängiges  Machtwesen  gegen- 
über, ohne  mehr  eine  gemeinsame  überg-eordnete  persönliche 
Autorität  in  Kaiser  und  Papst  anzuerkennen. 

Als  immanente  Idee  dieses  Staatswesens  wird  die  nach  innen  und 
nach  aussen  sich  durchsetzende  inhaltliche  Schrankenlosig^keit  der  Ge- 
walt- und  Machtübung  desselben  proklamiert.  Daher  die  Vorstellung, 
dass  im  Inneren  trotz  Anerkennung  privatrechtlicher  Verpflichtung 
des  Staates  als  Fiskus  und  nach  aussen  trotz  Anerkennung  völker- 
rechtlicher Vertragsbindung  des  Staates  gegenüber  dem  anderen 
Staate  die  Staatsgewalt  unbeschränkbar  sei,  in  oberster  Linie  ihre 
Stellung  und  Freiheit  über  derartigen  Rechtsbindungen  als  un- 
beschränkte und  unbeschränkbare  behalte,  und  von  einseitigem 
Machtbelieben  derselben  daher  Anerkennung  oder  Lösung  jeg- 
licher solcher  Rechtsbindung  abhängig  bleibe. 

Diese  schrankenlose  Staatsgewalt  erschien  in  der  Periode  des 
Polizei-  und  Territorialstaates  in  der  Person  dessen,  welcher  die 
früheren  einzelnen  Hoheitsbefugnisse  zu  solcher  allumfassenden 
Ausdehnung  und  Entwickelung  gebracht  hatte,  in  der  Person  des 
Fürsten,  konzentriert.     Er  hat    die    schrankenlose  Gewalt    über  die 
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Untertanen  und  übt  dieselbe  persönlich  oder  durch  seine  Delegierten 
und  Diener,  die  Beamten,  aus.  Er  steht  nach  aussen  als  vollkommen 
unabhängige  souveräne  Macht  den  anderen  in  gleicher  Lage  be- 
findlichen Fürsten  gegenüber.  Nach  innen  und  aussen  l'^tat 
c'est  moi. 

Diese  fürstliche  Omnipotenz  legte  im  Staatsinnern  alle  die 
zahllosen  Schranken,  welche  der  Entfaltung  des  wirtschaftlichen 
Lebens  zwischen  den  verschiedenen  Teilen  des  Landes  entgegen- 
standen, nieder,  machte  so  das  ganze  Staatsbereich  zur  einheitlichen 
Grundlage  einer  Volkswirtschaft  und  suchte  diese  gleichzeitig  durch 
Abschluss  nach  aussen  mittels  staatlicher  Grenzzölle  u.  s.  w.  und 
durch  eine  diese  ganze  Volkswirtschaft  bestimmende  internationale 
staatliche  Wirtschaftspolitik  zu  einem  in  sich  ruhenden  Ganzen 
auszubilden. 

In  der  Periode  des  Rechtsstaates  tritt  nach  innen  im  Verhältnis 
zu  den  Untertanen  an  Stelle  der  persönlichen  Autorität  des  Fürsten 
allerdings  die  unpersönliche  Autorität  des  Gesetzes  als  oberster 
Willensausdruck  der  Staatsgewalt  dergestalt,  dass  alle  persönlichen 
Organe  des  Staates,  auch  das  höchststehende,  an  diese  Autorität 
des  Gesetzes,  so  lange  letzteres  besteht,  gebunden  erscheinen  und 
nur  nach  Massgabe  des  Gesetzes  und  jedenfalls  nicht  wider  das 
Gesetz  zur  Ausübung  der  Staatsgewalt  gegenüber  den  Untertanen 
befugt  sind.  Diese  Beschränkung  aber  trifft  nur  die  einzelnen 
Org'ane  des  Staates  und  ist  für  die  Staatsgewalt  selbst  nur  formal. 
Materiell  bleibt  die  Staatsgewalt  auch  nach  innen  unbeschränkt, 
indem  ihr  die  Befugnis  bleibt,  die  Gesetze  und  deren  Inhalt  beliebig 
zu  ändern. 

Nach  aussen  erscheint  in  der  Periode  des  Nationalstaates 
gleichzeitig  auch  nicht  mehr  der  Fürst,  sondern  die  Nation,  als 
deren  Org'an  der  Fürst  oder  das  Staatshaupt  nunmehr  nur  erachtet 
wird,  als  das  unabhängige  einheitliche  Machtwesen,  welches  gleich 
unabhängigen  anderen  Nationen  gegenübersteht.  Jedoch  wie  in 
der  früheren  Periode  des  Polizeistaates  in  Beziehung  auf  den 
Fürsten,  so  bleibt  jetzt  in  Beziehung  auf  die  Nation  die  Staatsmacht 
unbeschränkt  und  unbeschränkbar  und  in  oberster  Linie  ihre 
Stellung  und  Freiheit  über  den  vertraglichen  Rechtsbindung-eu 
mit  anderen  Nationen,  dergestalt,  dass  von  ihrem  einseitig'en  Macht- 
belieben Anerkennung  oder  Lösung  solcher  vertraglichen  Rechts- 
bindungen abhängig  bleibt. 

Aber  gerade  indem  die  Bedeutung  der  Nation  in  international- 
politischer Hinsicht  massgeblich  wird,    erscheint  es  hiermit  auf  die 
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Dauer  unvereinbar,  die  Volkswirtschaft  auf  staatlicher  Grundlagfe 
mittels  einer  selbständigfen  und  einheitlichen  internationalen  Wirt- 
schaftspolitik des  Staates  geg-enüber  dem  Ausland  geschlossen  ein- 
heitlich zusammenzufassen. 

Denn  die  schärfsten  Interessengegensätze  bestehen  und  bilden 
sich  in  volkswirtschaftlicher  Hinsicht  innerhalb  der  verschiedenen 
Klassen,  Berufe  und  Gruppen  der  Nation  heraus  und  treten 
namentlich  in  Hinsicht  auf  die  Richtung  hervor,  welche  der  inter- 
nationalen Wirtschaftspoütik  des  Staates  zu  geben  wäre. 

Während  innerhalb  der  Nation  diese  Gegensätze  in  wirtschaft- 
licher Hinsicht  hervortreten,  bilden  sich  gleichzeitig  zwischen 
einzelnen  Klassen,  Schichten,  Gruppen  der  verschiedenen  Nationen 
internationale  Interessenzusammenhänge  und  Interessengemein- 
schaften wirtschaftlicher  Art. 

^  93.  Herausbildung  internationaler  Wirtschafts-  und  Rechts- 

gremeinschaften.  Einordnung  der  staatlichen  Gemeinschaften 

in  dieselben  und  materielle  Rechtsbindung  der  Staaten  durch 

das  internationale  Recht. 

Eine  abgeschlossene  Erhaltung  der  Volkswirtschaft  auf  staat= 
licher  Grundlage  mit  einer  selbständigen  einheitlichen  Wirtschafts- 
pohtik  des  einzelnen  Staates  bleibt  daher  nur  möglich,  so  lange  nur 
erst  bestimmte  Klassen  oder  Gruppen  der  Nation,  deren  Interesse 
nach  dieser  Richtung  geht,  nicht  aber  die  ganze  Nation  und  deren 
allgemeines  Interesse  fiir  die  internationale  Wirtschaftspolitik  des 
Staates  bestimmend  sind. 

Sobald  das  letztere  der  Fall  ist,  muss  die  Staatsgewalt  es  auf- 
geben, lediglich  eine  einheitliche,  abgeschlossen  selbständige  inter- 
nationale Wirtschaftspolitik  auf  der  Grundlage  dieses  einzelnen 
Staates  zu  treiben.  Sie  muss  vielmehr  in  immer  mehr  einzelnen 
bestimmten  Hinsichten  den  internationalen  wirtschaftlichen  und 
sozialen  Interessenzusammenhängen  und  Interessengemeinschaften 
Rechnung  tragen  und  insoweit  unter  Aufgabe  der  Unabhängig- 
keit der  staatlichen  Wirtschaftspolitik  dieselbe  zusammen  mit  den 
betreffenden  anderen  Staaten  unter  eine  international  gemein- 
same, bestimmt  begrenzte  Ziele  verfolgende  Wirtschaftspolitik 
ein-  und  unterordnen. 

Diese  gemeinsame  internationale  Wirtschaftspolitik  aber  findet 
ihren  in  oberster  Linie  Richtung  gebenden  Ausdruck  in  der  un- 
persönlichen Autorität  internationaler  Normen,  welche  durch  gemein- 
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Samen  Beschluss  und  Willensakt  der  beteiligten  Staatsgewalten  ge- 
setzt sind. 

Je  nach  dem  bestimmten  Inhalt  dieser  gemeinsamen  inter- 
nationalen Wirtschaftspolitik  und  der  dieselbe  zum  Ausdruck 
bringenden  internationalen  Normen  erfährt  die  bisherige,  in  der 
Idee  selbständig"  und  unabhängig  allumfassende  und  schrankenlose 
Staatsgewalt  eine  entsprechend  bestimmte,  materielle  Einschränkung,, 
sodass  dieselbe  in  dieser  bestimmten  Richtung  nicht  mehr  selb- 
ständig" und  unabhängig,  sondern  nur  nach  Massgabe  der  inter- 
nationalen Normen  zu  funktionieren  beirechtigt  ist.i) 

In  dieser  durch  die  internationalen  Normen  bestimmten  Hin- 
sicht fungiert  die  auf  national -staatlicher  Grundlage  errichtete 
Staatsgewalt  als  Org"an  internationaler  Gemeinschaft.  In  dieser 
internationalen  Gemeinschaft  mit  rechtlich  bestimmtem  Inhalt  ist 
die  Funktion  der  Staatsorganisation  rechtlich  an  die  internationalen 
Gemeinschaftsnormen  gebunden.  Von  Rechts  wegen  ist  die  Staats- 
gewalt von  diesen  internationalen  Gemeinschaftsnormen  abhäng"ig 
und  hat,  insoweit  deren  Inhalt  reicht,  nicht  mehr  eine  Stellung 
und  Freiheit  über  denselben. 

Schon  der  inneren  selbständigen  Entwickelung  des  einzelnen 
Rechtsstaates  war  charakteristisch  geworden,  dass  die  unpersön- 
liche Autorität  des  Staatsgesetzes  als  oberster  Willensausdruck  der 
Staatsgewalt,  so  lange  das  Gesetz  in  Geltung  steht,  alle  persön- 
lichen Organe  des  Staates,  auch  die  höchststellenden  bindet,  und 
dass  diese  persönlichen  Organe  nur  nach  Alassgabe  des  Gesetzes 
und  jedenfalls  nicht  wider  das  Gesetz  zur  Ausübung  der  Staats- 
gewalt gegenüber  den  Untertanen  befugt  sind.  Für  die  einzelnen 
persönlichen  Organe  des  Staates  resultierte  daraus  schon  eine 
materielle  Einschränkung  derselben  in  Ausübung  der  Staatsgewalt. 
Aber  für  den  Staatsorganismus  —  um  diesen  kürzenden  Ausdruck 
zu  gebrauchen,  —  als  Ganzes,  für  den  Staat  als  Gewalthaber,  war 
die  Einschränkung  nur  erst  eine  formale,  nicht  eine  materielle, 
weil  der  Staat  vermittels  seiner  gesetzgebenden  Organe  das  be- 
stehende, auch  ihn  formal  mit  seinem  Inhalt  bindende  Staats- 
gesetz beliebig  durch  ein  anderes  Gesetz  mit  anderem  Inhalt  er- 
setzen konnte. 


1)  Unabhängig  sind  die  modernen  Staatsgewalten  nur  von  einer  äusseren  (neben- 
oder  übergeordneten)  Gewalt.  Nicht  unabhängig  aber  sind  die  modernen  Staatsgewalten 
von  einer  unpersönlichen  Rechtsordnung,  welche  Ausdruck  von  bestehenden  und  die 
Personen,  Sachen  und  Verhältnisse  verschiedener  Länder  und  Völker  in  gewissen  Hin- 
sichten erfassenden  internationalen  Gemeinschaften  ist. 
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Im  Rechtsstaat  ist  also  das  Staatsgesetz  zwar  rechtlich  be- 
stimmend für  die  einzelnen  Organe  des  Staates,  aber  der  Staat  als 
Gewalthaber,  die  Staatsgewalt  bestimmt  das  Gesetz. 

Demgegenüber  sind  die  die  g-emeinsame  internationale  Wirt- 
schaftspolitik zum  Ausdruck  bringenden  internationalen  Normen 
erstens  —  je  nachdem  —  fiir  die  dav^on  berührten  Organe  der 
verschiedenen  einzelnen  Gemeinschaftsstaaten  rechtlich  bestimmend. 
Zweitens  aber  sind  dieselben  auch  für  die  einzelnen  Gemeinschafts- 
staaten formell  und  materiell  rechtlich  bestimmend.  Hinsichtlich 
der  formellen  Verbindlichkeit,  solange  die  Norm  in  Geltung-  steht, 
gilt  dabei  im  Verhältnis  zu  dem  einzelnen  Staate  für  die  inter- 
nationale Norm  nur  dasselbe,  wie  für  die  staatliche  Norm.  Hin- 
sichtlich der  materiellen  Verbindlichkeit  aber  ergibt  sich  ein  Unter- 
schied, weil  der  einzelne  Staat  durch  seine  höchsten  gesetzgebenden 
Organe  zwar  der  Geltung  der  staatlichen  Norm,  nicht  aber  der 
Geltung  der  internationalen  Norm,  welche  durch  den  zusammen- 
wirkenden Beschluss  der  verschiedenen  Gemeinschaftsstaaten  in 
Geltung  gesetzt  ist,  jederzeit  und  beliebig  ein  Ende  machen  kann. 
Daher  bindet  —  im  Unterschiede  von  der  staatlichen  Norm  — 
die  internationale  Norm  auch  den  Staat  selbst  materiell. 

Mit  anderen  Worten:  die  internationale  Norm  ist  nicht  bloss 
—  je  nachdem  —  für  die  einzelnen  Organe  des  Staates,  sondern 
auch  für  den  Staat  selbst  als  Gewalthaber  rechtlich  bestimmend, 
indem  die  im  übrigen  inhaltlich  unbeschränkte  Staatsgewalt  nach 
der  bestimmten  Richtung  hin,  welche  durch  den  Inhalt  der  inter- 
nationalen Norm  vorgezeichnet  ist,  eine  rechtliche  Einschränkung 
erfahren  hat.^) 

Damit  erscheint  in  der  betreifenden  bestimmten  Hinsicht  die 
unpersönliche  Autorität  einer  Norm  nicht  bloss  als  der  in  oberster 
Instanz  rechtlich  bestimmende  Willensausdruck.  Sondern  diese  un- 
persönliche Norm  ist  auch  nicht  mehr  der  Ausdruck  eines  ge- 
wissermassen  mit  kontinuierlichem  Willen  begabten  Macht- 
wesens, sondern  die  gemeinsame  dauernde  Schöpfung  eines 
zeitlich  vorübergehenden  gemeinsamen  Schöpfungsaktes  und 
Zusammenwirkens  verschiedener  koordinierter  Machtwesen.  Der 
Wille  des  Staates  ist  dauernd  und  deshalb  sein  Erzeugnis,  die 
staatliche  Norm  —  unbeschadet  ihres  Inhalts  —  in  ihrer  Fort- 
geltung oder  Nichtfortgeltung  bleibend  von  jenem  abhängig  und 
insofern    vergänglich.     Der    gemeinsame    Schöpfungsakt    der    die 

')  Vgl.  Kaufmann,  Mitteleuropäische  Eisenbahnen,  S.   108—124. 
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internationale  Norm  durch  ihr  Zusammenwirken  hervorbringenden 
verschiedenen  Gemeinschaftsstaaten  ist  vergängUch  und  deshalb 
das  Erzeugnis  desselben,  die  internationale  Norm  —  entsprechend 
ihrem  Inhalt  i)  —  in  ihrer  Fortgeltung    unabhängig   und    dauernd. 

Die  Rechtsverbindlichkeit  der  internationalen  Norm  entsteht 
allerdings  durch  eine  gemeinsame  Willens-  und  Machtbetätigung 
der  verschiedenen  beteiligten  Staaten.  Aber  sie  besteht  fort,  ob- 
wohl die  gemeinsame  Machtbetätigung  ein  Ende  genommen  hat, 
also  gelöst  von  dem  (gemeinsamen)  Machtmoment,  durch  welches 
sie  ins  Leben  gesetzt  ist. 

Die  Autorität  der  unpersönlichen  internationalen  Norm  ist 
darum  nicht  etwa  geringer,  sondern  höher  und  stärker  als  die  der 
unpersönlichen  staatlichen  Norm.  Man  muss  nur  bei  der  Ver- 
gleichung'  in  beiden  Fällen  dasselbe  Subjekt,  über  welches  die 
Autorität  geübt  wird,  und  zwar  insbesondere  das  höchste  Macht- 
wesen, den  Staat,  ins  Auge  fassen. 

Die  Autorität  der  staatlichen  Norm  ist  nur  formal  gegenüber 
dem  Staat,  dauert  nur,  solange  der  Staat  sie  in  Geltung  lässt  und 
nicht  durch  eine  andere  staatliche  Norm  ersetzt. 

Die  Autorität  der  internationalen  Norm  aber  ist  auch  materiell 
gegenüber  dem  Staat.  Der  Staat,  das  höchste  Machtwesen,  kann 
dieselbe  rechtlich  durch  seinen  blossen  Willensakt  nicht  beseitigen. 

Dafür  aber,  dass  der  Staat  die  in  Geltung  stehende  internationale 
Norm  respektiert  und  befolgt,  wird  zwar  nicht  durch  ein  dem  Staate 
übergeordnetes  Machtwesen  gesorgt.  Denn  ein  solches  gibt  es  nicht. 
Es  gilt  das  in  gleicher  Weise  von  der  staatlichen  Norm,  deren 
Beachtung'  seitens  des  Staates,  während  sie  in  Geltung  steht,  auch 
nicht  durch  ein  dem  Staiite  übergeordnetes  Machtwesen  gesichert  ist. 

Die  Bindung  des  Staates  an  die  von  ihm  ins  Leben  gesetzte 
staatliche  Norm,  während  er  sie  in  Geltung-  belässt,  ist  eine  rein 
moralische. 

So  wirkt  auch  hinsichtlich  der  Respektierung  der  internationalen 
Norm,  an  deren  Schaffung  der  Staat  mitgewirkt  hat,  auf  den  Staat 
zunächst  ein  moralisches  Moment. 

Aber  auf  die  Respektierung  der  internationalen  Norm  seitens 
des  Staates  wirken  ausserdem  äussere  Verhältnisse. 

Erstens  die  Macht  und  das  Interesse  der  anderen  Gemeln- 
schaftsstaaten,  welche  die  Verletzung*  und  Nichtbeachtung  der  im 
gemeinsamen  Interesse    geschaffenen    internationalen  Norm  seitens 

^)  "Wohl  zu  beachten:  entsprechend  ihrem  Inhalt.  Dieser  begrenzt  meist  die  Zeit- 
dauer der  Fortgeltuntj  der  iuteraationaleu  Norm. 
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des  einzelnen  Staates  nicht  ung-esühnt  hingehen  lassen  und  hin- 
nehmen würden. 

Zweitens  das  Interesse  und  der  Einfluss  derjenig-en  Bevölkerung-s- 
grappen  im  Staate,  welche  ein  in  der  internationalen  Norm  zum 
rechtlichen  Ausdruck  g-elangtes  gemeinsames  Interesse  mit  der 
Bevölkerung-  anderer  Länder  haben  und  dieses  durch  die  Nichtbe- 
achtung der  internationalen  Norm  seitens  des  Staates  gefährdet 
und  verletzt  sehen  würden.  1) 

Drittens  —  je  nach  dem  Inhalt  der  internationalen  Norm  — 
auch  möghcherweise  die  unmittelbare  rechtliche  Bindung  der  ein- 
zelnen Organe  des  Staates  an  die  internationale  Norm. 2) 

An  die  staatliche  Norm  erscheinen  die  einzelnen  Organe 
des  Staates  immer  unmittelbar  gebunden.  Gerade  darin  liegt  eine 
wesenthche  Garantie,  dass  die  staatliche  Norm,  während  sie  in 
Geltung  bleibt,  seitens  des  Staates  selbst  respektiert  wird.  Denn 
der  Staat  kann  nur  durch  seine  Organe  handeln,  und  jedes  Organ 
des  Staates,  auch  das  höchststehende,  ist  rechtlich  verantwortlich, 
wenn  es  die  in  Geltung  stehende  staatliche  Norm  nicht  beachtet. 
Die  Macht  auch  des  höchststehenden  einzelnen  staatlichen  Organs, 
geschweige  denn  der  niederstehenden  einzelnen  staatlichen  Organe, 
aber  ist  nicht  mit  der  Staatsmacht  identisch  und  daher  nicht  so 
sicher  ausreichend,  um  ohne  Besorgnis  vor  geordnetem  oder  un- 
geordnetem überlegenem  Machtwiderstand  sich  über  die  rechtlich 
massgebliche  staatliche  Norm  hinwegsetzen  zu  können.  An  die 
staatliche  Norm  erscheinen  andererseits,  wie  der  Staat,  so  auch 
die  einzelnen  Staatsorgane  selbstverständlich  nicht  mehr  gebunden, 
sobald  die  gesetzgebenden  Organe  des  Staates  in  den  gehörigen 
Formen  diese  staatliche  Norm  durch  eine  andere  staatliche  Norm 
ersetzt  oder  ausser  Geltung  gesetzt  haben. 

Hinsichtlich  der  internationalen  Norm  liegt,  wenn  nach  dem 
Inhalt  derselben  die  einzelnen  Organe  des  Staates  unmittelbar  an 
dieselbe  gebunden  erscheinen,  darin  ebenso,  wie  bezüglich  der 
staatlichen  Norm,  eine  wesenthche  Garantie,  dass  die  internationale 
Norm  seitens  des  Staates  selbst  respektiert  wird.  Denn  das  einzelne 
Organ  des  Staates  ist  in  diesem  Fall  selbst  rechtlich  verantwortlich, 
w^enn  es  die  in  Geltung  stehende  internationale  Norm  nicht  beachtet, 

')  Die  österreichischen  Zuckerindustriellen  setzten  durch,  dass  die  österreichische 
Regierung  das  von  der  ständigen  Zuckerkomnüssion  international-rechtswidrig  befundene 
österreichische  Zucker-Kontingentierungsgesetz  vom  31.  I.  1903  schleunigst  mittels  Not- 
verordnung aufhob,  da  jene  Zuckerindustriellen  sich  sonst  den  Absatz  ihrer  Produkte 
auf  dem  Londoner  Markt  unmöglich  gemacht  sahen! 

^)  Vgl.  Kaufmann,  Rechtskraft,  S.    13 — 25. 
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Und  da  auch  die  höchsten  Org"ane,  auch  die  gesetzgfebenden 
Org-ane  des  Staates  die  rechtUche  Massg"eblichkeit  der  internationalen 
Norm  nicht,  auch  nicht  durch  eine  andere  stacitliche  Norm  beseitigen 
können,  so  ist  das  einzelne  Organ  des  Staates  vor  der  rechtUchen 
VerantwortHchkeit  gegenüber  der  internationalen  Norm  in  dem 
vorausgesetzten  Falle  selbst  durch  einen  in  Form  einer  neuen 
staatlichen  Norm  an  ihn  gerichteten  Befehl  des  Staates  nicht 
geschützt. 

Es  muss  daher  namens  des  Staates  in  Gemässheit  der  inter- 
nationalen Norm  handeln  und  darf  —  bei  Meidung  eigener  Rechts- 
verantwortlichkeit —  die  jener  internationalen  Norm  zuwiderlaufende 
rechtswidrige  staatliche  Norm  nicht  beachten. 

Es  bedeutet  zweifellos  eine  erhebliche  Stärkung  der  Garantien 
für  die  Respektierung  der  internationalen  Normen  seitens  des 
Staates,  wenn  der  Inhalt  derselben  so  gestaltet  wird,  dass  durch  den- 
selben unmittelbare  Rechtspflichten  nicht  nur  für  den  Staat  als 
Ganzes,  sondern  auch  für  die  einzelnen  Org'ane  des  Staates  oder 
für  gewisse  Kategorien  von  Organen  des  Staates  begründet  werden» 

Für  den  Staat  als  Ganzes  sind  internationalrechtlich  die  höchsten 
leitenden  Organe  des  Staates  verantwortlich.  Insbesondere  die 
Regierung*  des  Staates.  Aber  auch  die  gesetzgebenden  Org'ane 
des  Staates,  insofern  durch  Erlass  oder  Nichterlass  einer  staatlichen 
Norm  die  internationalen  Pflichten  des  Staates  verletzt  werden  können. 

In  Ländern  mit  Volksvertretung  erscheint  daher  allerdings 
auch  das  Parlament  als  das  gesetzgebende  oder  bei  der  Gesetz- 
gebung mitwirkende  Organ  insoweit  für  die  Wahrung  des  inter- 
nationalen Rechtes  rechtlich  verantwortlich. 

Allein  dieser  rechtlichen  Verantwortlichkeit  des  Parlamentes 
ist  schwer  eine  praktische  Folg-e  zu  geben.  Trotz  derselben  wird 
von  einer  rechtlichen  Verantwortlichkeit  der  einzelnen  Parlamentarier, 
deren  Abstimmung  durch  Staats- Verfassungsrecht  reguliert  ist  und 
nach  diesem  und  aus  inneren  Gründen  grundsätzlich  frei  bleiben 
muss,  und  von  einer  rechtlichen  VerantwortUckeit  der  einzelnen 
parlamentarischen  Parteien  nicht  leicht  die  Rede  sein  können. 

In  parlamentarisch  oder  unter  Mitwirkung  eines  Parlamentes 
regierten  Ländern  liegt  es  aus  diesem  Grunde  im  eigenen  Interesse 
der  Staatsleitung',  der  Staatsregierung*,  dass  die  wirtschaftspolitische 
Gegenstände  betreffenden  internationalen  Normen  solchen  Inhalt 
erhalten,  dass  dadurch  unmittelbare  Rechtspflichten  auch  für  die 
verschiedenen  einzelnen  Organe  des  Staates  begründet  werden. 

Denn  in  diesen  tief  in  die  Interessen  und  Interessengegensätze 
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der  Individuen  und  der  einzelnen  Klassen  und  Schichten  der  Be- 
völkerungf  eingreifenden  wirtschaftspolitischen  Frag"en  liegt  bei 
der  rechtlichen  Unverantwortlichkeit  der  einzehien  Parlamentarier 
und  parlamentarischen  Parteien  die  Gefahr  und  Versuchung-  nahe, 
dass  diese  bei  Interessenkollisionen  g^eneigt  sind,  sich  mittels  der 
staatlichen  Gesetzgfebung*  über  die  durch  die  internationalen  Normen 
begründeten  Pflichten  des  Staates  hinweg'zusetzen,  und  dass  die 
Staatsregierung-  bei  der  Grösse  des  von  den  parlamentarischen 
Parteien  und  Interessen vertretung-en  ausgfehenden  politischen  Druckes 
für  sich  allein  sich  nicht  stark  g-enug-  fühlt,  um  dem  Erlass  staat- 
licher die  internationalen  Normen  verletzenden  Gesetze  zu  wider- 
stehen, selbst  wenn  sie  von  den  verderblichen  Folg-en  solcher 
Verletzung-  des  internationalen  Rechtes  mehr  oder  weniger  überzeugt 
sein  sollte.  Diese  Gefahr  wird  aber  erheblich  abgeschwächt,  wenn 
die  einzelnen  Organe  des  Staates  unmittelbar  rechtspflichtig  gegen- 
über den  internationalen  Normen  gemacht  sind.  Denn  solchen 
Falles  müssen  dieselben  trotz  des  rechtswidrig  erlassenen  Staats- 
g-esetzes  sich  fortgesetzt  nach  den  internationalen  Normen  richten. 
Durch  das  Staatsgesetz  kann  also  die  von  den  Parteien  beab- 
sichtigte Wirkung  doch  nicht  erreicht  werden,  und  damit  mindert 
sich  für  letztere  die  Versuchung,  überhaupt  den  Erlass  eines  solchen 
mit  den  internationalen  Normen  im  Widerspruch  stehenden  Staats- 
gesetzes zu  veranlassen  und  herbeizuführen. 

Viertens  wird  die  Respektierung  der  internationalen  Normen 
seitens  der  einzelnen  Staaten  durch  die  in  Gemässheit  internationaler 
Beschlüsse,  Akte  und  Normen  erfolgende  Bildung  von  internationalen 
Organen  gesichert,  welche  in  dem  durch  die  internationalen  Normen 
vorg'ezeichneten  Rahmen  die  Respektierung  dieser  Normen  seitens 
der  Staaten  fortlaufend  zu  kontrollieren,  darüber  zu  berichten, 
möglicherweise  in  Streitfällen  Entscheidungen  zu  fallen,  andererseits 
unter  Sammlung  und  Sichtung-  des  ganzen  internationalen  Materials 
eine  vorbereitende  Tätigkeit  zu  entfalten,  und  den  Staaten  bei  den 
von  denselben  in  Gemässheit  der  internationalen  Normen  zu  treffenden 
gesetzlichen  und  Verwaltungsmassnahmen  behilflich  zu  sein  haben. 

§  94.    Die   rechtliche  Wahrung:   der   allgemeinen  Interessen 
und  das  internationale  Recht,  i) 
In  den  grossen  modernen    staatlichen  und  internationalen  Ge- 
meinschaften besteht    keineswegs  Identität  derjenigen,    welche    die 
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Normordnung"  setzen,  mit  denjenigen,  deren  Verhältnisse  durch  die 
Norm  Ordnung  reguliert  werden. 

In  sehr  verschiedenen  Abstufungen  kann  eine  Normordnung- 
durch  das  Sonderinteresse  des  Normsetzers,  durch  das  Sonderinter- 
esse von  Sondergruppen,  welche  der  Normsetzer  als  ihm  näher 
stehend  betrachtet  und  behandelt,  oder  welche  infolge  anderer 
Umstände  mass-  und  ausschlaggebenden  Einfluss  über  den  Norm- 
setzer haben,  oder  endlich  durch  das  allgemeine  Interesse  derjenigen 
Gemeinschaft  bestimmt  erscheinen,  deren  Verhältnisse  durch  die 
Normordnung  reguliert  werden. 

Der  eigentliche  Rechtscharakter  einer  Normordnung  beruht 
in  dem  Grade,  in  welchem  das  allgemeine  Interesse  der  regulierten 
Gemeinschaft  für  Inhalt  und  Gestalt  der  Normordnung  ausschlag- 
gebend gemacht  ist. 

In  der  Natur  der  Staaten  als  höchster  Machtwesen  mit  kon- 
zentrierter, organisierter  Staatsgewalt  liegt  es  begründet,  dass  in  den 
staatlichen  Normen  gegenüber  dem  allgemeinen  Interesse  der 
regulierten  Gemeinschaft  vielfach  das  Sonderinteresse  der  staatlichen 
Normsetzer  oder  der  ihnen  näher  stehenden  Sondergruppen  im 
Staate  in  relativ  starker  Beimischung  zum  Ausdruck  gebracht 
erscheint.  Die  substantielle  Wucht  der  einheitlich  konzentrierten 
Staatsgewalt  ist  so  gross,  dass  sie  vielfach  derartige  Normen  er- 
lassen und  durchsetzen  kann. 

Demgegenüber  setzt  der  Erlass  internationaler  Normen, 
welcher  nur  durch  ein  Zusammenwirken  verschiedener  koordinierter 
Staatsgewalten  bewirkt  werden  kann,  jedenfalls  einen  Ausgleich  der 
durch  diese  verschiedenen  Staatsgewalten  vertretenen  Sonder- 
interessen voraus.  Diese  von  den  verschiedenen  Staatsgewalten 
vertretenen  verschiedenen  Sonderinteressen  aber  stehen  häufig 
unter  sich  in  scharfem  Gegensatz.  Ein  Ausgleich  derselben,  um 
ihrem  allseitig  ruinösen  Kampfe  gegeneinander  ein  Ende  zu 
machen,  lässt  sich  öfters,  wenn  überhaupt,  nur  auf  der  Grundlage 
weitergehender  Berücksichtigung  des  allgemeinen  Interesses  der 
internationalen  Gemeinschaft  erzielen,  deren  Verhältnisse  durch 
das  Zusammenwirken  der  verschiedenen  Staatsgewalten  reguliert 
werden  sollen. 

Kommt  es  daher  überhaupt  zum  Erlass  internationaler  Normen, 
so  erscheint  in  ihnen  öfters  dem  allgemeinen  Interesse  der  regulierten 
internationalen  Gemeinschaft  in  weitergehendem  Grade  Rechnung 
getragen,  als  in  entsprechenden  staatlichen  Normen  dem  allgemeinen 
Interesse  der  regulierten  staatlichen  Gemeinschaft 
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Mit  anderen  Worten:  es  liegt  in  der  Natur  der  Verhältnisse, 
dass  der  eig*entliche  Rechtscharakter  —  d.  h.  das  allg-emeine 
Interesse  der  regulierten  Gemeinschaft  —  vielfach  durch  inter- 
nationale Normen  in  stärkerem  Grade  gewahrt  wird,  als  durch  die 
staatlichen  Normen. 

Die  Verflechtung  der  internationalen  Verhältnisse  und  nament- 
lich der  internationalen  Wirtschaftsverhältnisse,  welche  zum  Erlass 
internationaler  Gemeinschaftsnormen  fiir  bestimmte  Beziehungen 
fuhrt  und  insoweit  der  Staatsgewalt  Schranken  zieht,  bewirkt  daher 
gleichzeitig  einen  bedeutungsvollen  Fortschritt  in  der  inneren  Ent- 
wickelung  und  Gestaltung  des  Rechtes. 

§  95.    Das  internationale  Recht  und  die  VölkerrecMstheorie. 

Alle  grossen  Bewegungen  im  Völkerleben  sind  von  einer  ge- 
wissen Einseitigkeit  begleitet. 

Der  Epoche  seit  Beginn  der  Neuzeit  hatte  das  Entwickelungs-, 
Emanzipations-  und  Koordinationsstreben  der  modernen  Staatswesen 
im  Kampfe  einerseits  gegen  die  päpstliche  und  kaiserliche  Welt- 
herrschaft und  andererseits  gegen  den  Feudalismus  des  Mittelalters 
in  vielen  Hinsichten  seinen  Charakter  aufgeprägt. 

Die  Entwickelung  des  nach  innen  und  aussen  Unabhängigkeit 
von  äusserer  Gewalt  erstrebenden  und  höchste  Macht  in  sich  kon- 
zentrierenden modernen  Staates  wurde  in  der  Idee,  nicht  in  der 
Wirklichkeit  bis  zu  der  Vorstellung  übertrieben,  als  ob  die  staat- 
liche Gemeinschaft,  d.  h.  diejenige  Gemeinschaft,  welche  eine  — 
höchste  Macht  konzentrierende  —  staatliche  Organisation  besitzt, 
für  die  in  ihr  befassten  Personen  eine  inhaltlich  allumfassende  Ge- 
meinschaft sei. 

Den  Gefahren  verschloss  man  sich,  welche  diese  höchste 
organisierte  Machtkonzentration,  wenn  bis  zur  Schrankenlosigkeit 
übertrieben,  gerade  für  diejenige  Gemeinschaft  herbeifuhren  musste^ 
in  welcher  und  für  welche  sie  errichtet  sein  sollte. 

Unter  dem  Impulse  und  dem  Banne  der  durch  jene  moderne 
Staatsentwickelung  bis  zur  Übertreibung  ausgelösten  Vorstellungs. 
reihen  blieb  auch  lange  die  Völkerrechtstheorie,  welche  mit  dem 
Aufkommen  koordinierter,  in  Kcnlakt  befindlicher  Staaten  seit 
Beginn  der  Neuzeit  sich  herausbildete. 

Lange  fasste  sie  nur  internationale  Beziehungen  zwischen  den 
Staaten  ins  Auge.  Sie  verschloss  sich  gegen  die  internationalen 
Beziehungen    und    die    internationalen    Gemeinschaftsbeziehungen,. 
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welche  in  der  Wirklichkeit  auch  zwischen  anderen  Personen  be- 
standen. 

Die  Völkerrechtstheorie  unterlag*  dem  Einflüsse  der  Über- 
treibungen, welche  mit  der  Entwickelungf  des  modernen  Staates 
•die  Staatslehre  gezeitigt  hatte.  Kritiklos  liess  sie  sich  von  letzterer 
das  wirklichkeitswidrige  Dogma  aufdräng-en,  als  ob  der  Staat  für 
■die  in  ihm  befassten  Personen  eine  inhaltlich  alle  Seiten  des  Lebens 
umfassende  und  erschöpfende  Gemeinschaft  bilde. 

Niederlegung  der  die  Entfaltung  von  Gemeinschaftsbeziehungen 
•der  Personen  hemmenden  feudalen  Schranken  im  Staatsinneren 
und  Emanzipation  von  den  durch  fremde  Interessen  diktierten 
Willkür-Geboten  und  -Einflüssen  äusserer  Weltmächte  waren  die 
grossen  modernen  Aufgaben  g-ewesen,  welche  die  Herausbildung 
■einer  starken  Staatsgewalt  vorausgesetzt  hatten. 

Aber  es  war  nicht  Aufgabe  jener  Staatsgewalten,  die  aus  den 
Verhältnissen  erwachsenden  Gemeinschaftsbeziehungen  zwischen 
4en  Personen  aus  verschiedenen  Ländern  und  Völkern  hintanzu- 
halten, zu  zerstören  und  zu  negieren. 

Wenn  die  Staatslehre,  welche  die  Staatsentwickelung  begleitete 
-und  die  Bedeutung*  der  Herausbildung  und  Erhaltung  einer  starken 
Staatsgewalt  sich  vor  Augen  hielt,  auch  letzteres  vertrat,  so  war 
-dies  eine  menschlich  begreifliche  Einseitigkeit  und  Übertreibung. 
Vom  Standpunkte  der  Staatslehre  war  es,  wenn  auch  unrichtig, 
so  doch  wenigstens  verständlich,  dass  sie  internationale  Gemein- 
schaftsbeziehungeu  in  Hinsicht  auf  die  in  den  verschiedenen  Staaten 
befindhchen  Personen  und  Sachen  als  unmöglich  erachtete  oder 
als  unmöglich  hinstellte.  Denn  sie  wurzelte  in  der  durch  das  Elend 
mittelalterlicher  Zustände  hervorg*erufenen  Vorstellung  von  der 
Notwendigkeit  einer  nach  innen  und  aussen  durchdringend  starken, 
von  den  mittelalterlichen  Hemmungen  freien  Staatsg-ewalt. 

Sie  fühlte,  dass  die  Anerkennung  internationaler  Gemeinschafts- 
beziehungen der  Personen  eine  Schranke  der  Staatsgewalt  nach 
innen  in  sich  schliesse.  Sie  war  sich  noch  nicht  des  Wesensunter- 
schiedes dieser  Schranke  von  jenen  mittelalterlichen  Beschränkungen 
bewusst. 

Die  Befreiung*  der  Staatsgewalt  von  den  mittelalterlichen 
Hemmungen  diente  dem  allgemeinen  Interesse,  über  welches  die 
feudalen  und  sonstigen  Sonderinteressen  sich  hinweggesetzt  hatten. 
Dagegen  die  modernen  internationalrechtlichen  Beschränkungen 
der  Staatsgewalt  sind  erforderlich,  um  weitere  allgemeinere  Inter- 
-essen  vor  willkürlicher  Beeinträchtigung    durch    engere   Interessen 
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ZU  bewahren,  welche  die  konzentrierte  Staatsmacht  missbräuchlich 
für  ihre  Sonderzwecke  zu  verwenden  streben. 

Die  modernen  intemationalrechtlichen  Entwickelungfen  be- 
zwecken nicht  die  Beseitigung-  der  starken  Staatskraft  im  einzelnen 
Staatsbereich,  sondern  setzen  eine  solche  als  auch  für  die 
Wahrung-  der  weiteren  internationalen  Interessen  erforderlich 
voraus. 

Aber  sie  bezwecken  darauf  hinzuwirken,  dass  jene  konzentrierten 
Staatskräfte  im  Einklang  mit  jenen  allg-emeineu  Interessen  und 
nicht  unter  Missbrauch  der  Macht  für  Sonderzwecke  gegen  dieselben 
verwendet  werden. 

Es  war  immerhin  begreiflich,  dass  die  Staatslehre,  für  welche 
eben  der  Staat  den  Gegenstand  und  Mittelpunkt,  das  Alpha  und 
Omega  der  Betrachtimgen  bildete,  aus  dieser  pars  pro  toto  sich 
nicht  mehr  herausfand  und  in  um  so  einseitigere  Übertreibungen 
verfiel,  je  ungenügender  ihr  Ausgangspunkt  und  ihre  Betrachtungs- 
weise gegenüber  den  mit  der  modernen  Entwickelung  fortschreitenden 
internationalen  Zusammenhängen  wurde. 

Aber  die  Entschuldigung,  welche  der  Staatslehre  zur  Seite 
steht,  kann  die  Völkerrechtstheorie  nicht  in  gleicher  Weise  für 
sich  anrufen. 

Hätte  die  Völkerrechtstheorie  ihrer  Aufgabe  gemäss  sich  die 
realen  Völkerbeziehungen  klar  und  rein  vor  Augen  gehalten,  so 
hätte  sie  längst  erkennen  und  darlegen  müssen,  dass  internationale 
Gemeinschaftsverhältnisse  mannigfacher  Art  auch  zwischen  den  In- 
dividuen, den  Klassen  und  Schichten  der  Bevölkerungen  und  nicht 
bloss  zwischen  den  Staaten  bestehen.  Ihr  hätte  die  entscheidende  Be- 
deutung dieses  Sachverhalts  offenbar  werden  müssen.  Sie  hätte  gegen 
die  Irrungen  und  Übertreibungen  der  Staatslehre  Front  machen 
müssen.  Sie  hätte  dartun  müssen,  dass  die  staatliche  Gemeinschaft  für 
die  in  ihr  befassten  Personen  nicht  eine  inhaltlich  alle  Lebensseiten 
umfassende  und  erschöpfende  Gemeinschaft  ist  Sie  hätte  auf  die 
Gefahren  hinweisen  müssen,  welche  die  organisierte  staatliche 
Machtkonzentration,  wenn  bis  zur  Vorstellung  der  Schranken- 
losigkeit  übertrieben,  für  die  staatliche  Gemeinschaft  selbst  und 
ausserdem  für  andere  herbeiführe.  Sie  hätte  nachweisen  und  her- 
vorheben müssen,  dass  rechtlich  geregelte  internationale  Gemein- 
schaftszustände  mannigfacher  Art  bestehen  und  entstehen,  und  dass 
diejenigen  internationalen  Rechtsregelungen,  welche  eine  unmittel- 
bare Gemeinschaft  der  Personen  und  Sachen  aus  den  verschiedenen 
Ländern  und  Völkern  regulieren,  in  der  betreffenden  Hinsicht  der 
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Staatsgewalt  nicht  nur  nach  aussen,  sondern  auch  nach  innen 
Rechtsschranken  ziehen. 

Das  alles  hat  die  Völkerrechtstheorie  allzu  lange  verabsäumt. 
Während  die  Staatslehre  auch  in  ihren  Übertreibungen  und  Fehlem 
echt  war,  war  es  die  Völkerrechtstheorie  vielfach  nicht. 

Lucus  a  non  lucendo.  Sie  hatte  ebenso,  wie  die  Staatslehre, 
in  oberster  Linie  bisweilen  die  Nation,  häufiger  den  Staat  oder 
sogar  nur  die  Staatsgewalt  und  nicht  die  (innere  Natur  der)  Völker- 
beziehungen vor  Augen,  deren  rechtlichen  Inhalt  und  Wesen  sie 
darzulegen  vorgab. i) 

Es  steht  z.  B.  für  viele  Arten  von  privaten  jura  quaesita  der 
Personen  fest,  dass  dieselben  Anerkennung  in  internationaler  Aus- 
dehnung geniessen  und  zu  beanspruchen  haben.  So  auch  das  er- 
worbene Eigentumsrecht.  Dies  setzt  eine  internationale  Rechts- 
gemeinschaft voraus,  kraft  deren  das  betreffende  subjektive  Recht 
des  Individuums  als  in  internationaler  Ausdehnung  anerkannt  und 
erworben  zu  erachten  ist,  und  schliesst  nicht  aus,  dass  die  Detail- 
regulierung des  so  in  internationaler  Ausdehnung  anerkannten 
subjektiven  Eigentumsrechtes  in  den  verschiedenen  Ländern  weit- 
gehend nach  Massgabe  der  verschiedenen  staatlichen  Privatrechts- 
ordnungen derselben  erfolgt.  Wären  die  internationalen  Rechts- 
beziehungen nur  Beziehungen  zwischen  Staaten,  so  könnte  das 
Individuum,  welches  nur  in  der  staatlichen  Gemeinschaft  Rechts- 
subjekt wäre,  auch  Rechte,  z.  B.  ein  Eigentumsrecht,  nur  mit 
Rechtswirkung  innerhalb  der  staatlichen  Gemeinschaft  erwerben. 
Das  Eigentumsrecht,  welches  das  Individuum  an  der  Sache  in  der 


1)  Sicher  ist  in  Beziehung  auf  die  internationalen  Fragen  die  entschiedene  Wahr- 
nehmung der  nationalen,  Reichs-,  territorialen  und  staatlichen  Gesichtspunkte  erforderlich. 

Sicher  ist  namentlich  in  den  einzelnen  praktischen  internationalen  Angelegenheiten 
und  bei  den  hinsichtlich  des  internationalen  Rechtes  sich  ergebenden  Streitfragen  nach- 
drückliche Vertretung  der  Interessen  der  einzelnen  Staaten  notwendig  und  von  selten 
derjenigen,  welche  offen  mit  der  Vertretung  der  Parteiinteressen  des  einzelnen  Staates 
betraut  sind,  berechtigt  und  pflichtgemäss. 

Auch  im  gewöhnlichen  Prozess  ist  in  Hinsicht  auf  Fragen  des  Rechtes  die  Funktion 
des  Anwaltes  der  Partei  eine  durchaus  angezeigte  und  berechtigte  neben  der  Funktion 
des  Richters. 

Aber  unzulässig  ist,  wenn  der  Richter  oder  Theoretiker  des  Rechtes  seine  Funktion 
im  Sinne  des  Interesses  einer  einzelnen  Partei  verwaltet. 

Unzulässig  ist  es  gleicherweise,  wenn  diejenigen,  welche  vorgeblich  das  Völker- 
recht theoretisch  behandeln  oder  kraft  Völkerrechts  internationale  Funktionen  der  Ent- 
scheidung, der  Verwaltung  oder  der  Kontrolle  zu  versehen  haben,  nicht  die  international 
gemeinsamen  Interessen,  sondern  das  —  vermeintliche  —  Interesse  eines  einzelnen 
Teiles  in  letzter  Linie  zur  Richtschnur  nehmen. 
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einen  staatlichen  Gemeinschaft  erworben  hätte,  wäre  daher  jenseits 
der  Grenzen  derselben  ein  Nichts,  ein  Nicht-Recht,  nicht  vorhanden. 
Es  könnte  daher  auch  gfar  nicht  davon  die  Rede  sein,  dass  etwa 
der  Heimatstaat  des  Individuums  gfegfenüber  dem  fremden  Staate 
ein  Recht  darauf  habe,  dass  letzterer  das  Eig-entumsrecht  jenes  In- 
dividuums anerkenne.  Denn  einen  Anspruch  auf  etwas  Unmögf- 
liches,  nämlich  einen  Anspruch  auf  Anerkennung-  eines  Nichts  als 
eines  Etwas  kann  auch  der  Heimatstaat  des  Individuums  nicht 
geg-en  den  fremden  Staat  haben.  Der  Heimatstaat  des  Individuums 
könnte  daher  gfeg-en  den  fremden  Staat  höchstens  einen  Anspruch 
haben,  dass  letzterer  im  Aug-enblick  der  Verbring^ung*  der  Sache 
in  seinen  Bereich  ein  anderes,  neues,  für  den  staatlichen  Bereich 
dieses  letzteren  Staates  gleitendes  Eigfentumsrecht  zu  Gunsten  des 
Individuums  zur  Entstehung*  bring-e. 

Aber  selbst  dies  setzt  schon  voraus,  dass  die  Rechtssubjekt- 
Eigenschaft  des  Individuums  über  die  Staatsgrenzen  hinaus  auf 
Grund  des  Völkerrechts  anzuerkennen  ist. 

Dass  aber  auch  bezüg-lich  des  erworbenen  Eigfentumsrechtes  des 
Individuums  der  Gedanke  der  Neuschaffung-  desselben  im  jenseitigen 
Staate  nicht  den  realen  internationalen  Verhältnissen  entspricht, 
bedarf  keiner  Ausführung.  Und  doch  wäre  es  das  allein  Mögliche, 
wenn  wirklich  internationale  Rechtsbeziehungen  nur  zwischen 
Staaten  beständen  und  bestehen  könnten. 

In  Wahrheit  ist  das  Eigentumsrecht  des  Individuums  als  in 
internationaler  Ausdehnung  erworben  und  anerkannt  zu  erachten, 
weil  eine  internationale  Rechtsgemeinschaft  des  Inhalts  besteht, 
dass  innerhalb  derselben  die  Individuen  als  Rechtssubjekte  zu  er- 
achten sind  und  die  erworbenen  Eigentumsrechte  Rechtswirksam- 
keit haben,  i) 

1)  Die  gegnerische  Ansicht,  nach  welcher  das  Völkerrecht  nur  Rechte  und 
Pflichten  der  Staaten  gegeneinander  begründet  und  begründen  kann,  sagt:  Der  Staat,  welcher 
Angehörigen  fremder  Staaten  den  Aufenthalt  auf  seinem  Gebiete  gestattet,  ist  völker- 
rechtlich (d.  h.  gegenüber  dem  anderen  Staate)  verpflichtet,  ihnen  Rechtsschutz  zu 
gewähren. 

Rechtsschutz  setzt  jedoch  die  Existenz  von  Rechten  voraus,  die  zu  schützen  sind. 
Nach  der  gegnerischen  Ansicht  aber  hat  das  Individuum  nur  Rechte  in  Gemässheit  des 
objektiven  Rechtes  des  einzelnen  Staates.  Hat  das  Individuum  also  solche  Rechte  kraft  der 
Rechtsordnung  des  Staates  A,  in  welchem  es  sich  befand  oder  zu  welchem  es  gehörte, 
so  tritt  es,  wenn  es  sich  in  den  Staat  B  begibt,  gewissermassen  nackt  an  Rechten  in 
den  Staat  B,  und  es  hängt  erst  von  der  Rechtsordnung  des  Staates  B  ab,  ob  das 
Individuum  im  Staate  B  zum  Rechtssubjekt  gemacht  oder  als  solches  anerkannt  wird, 
und  ob  im  Staate  B  inhaltlich  identische  Rechte  des  Individuums,  wie  die  im  Staate 
A  erworbenen,  zum  Wiederaufleben  gebracht  (eigentlich  neu  begründet)  werden. 

36* 
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In  neuester  Zeit  vermehren  und  vervielfaltigfen  sich  jene  Ver- 
hältnisse, in  Beziehung-  auf  welche  sich  international  einheitliche 
Vereinigungen  und  Vergesellschaftungfcn  und  in  Beziehung*  auf 
welche  sich  internationale  unmittelbare  Rechtsgemeinschaften  heraus- 
bilden, ausserordentlich.  NamentUch  handelt  es  sich  dabei  auch 
nicht  mehr  bloss  um  private  Verhältnisse  und  Interessen  der  ein- 
zelnen Personen,  sondern  um  Verhältnisse  und  Interessen,  welche 
mächtige  Organisationen  oder  welche  ganze  Schichten  der  Be- 
völkerung der  verschiedenen  Länder  angehen  und  insofern  öffent- 
liche Bedeutung  haben,  i) 


Besteht  aber  kraft  Völkerrechts  ein  Anspruch  des  Staates  A  gegen  den  Staat  B, 
dass  die  auf  Grund  der  Rechtsordnung  des  Staates  A  erworbenen  Rechte  und  die 
Rechtssubjekteigenschaft  der  Individuen  auch  von  Seiten  der  Rechtsordnung  des  Staates 
B  anerkannt  werden,  so  hören  damit  die  Rechte  und  die  Rechtssubjektfäbigkeit  der 
Individuen  auf,  ihre  Grundlage  nur  noch  in  der  Rechtsordnung  der  einzelnen  Staaten  zu 
haben.  Vielmehr  haben  sie  diese  Grundlage  alsdann  in  Wahrheit  auch  in  der  inter- 
nationalen Rechtsordnung  und  damit  auch  in  internationaler  Ausdehnung. 

Dies  muss  namentlich  von  allen  denen  zugegeben  werden,  welche  der  Ansicht  sind, 
dass  auch  der  Staat  nicht  schrankenlos  willkürlich  die  Rechte  der  Individuen  aufheben 
und  vernichten  kann  und  darf,  dass  also  die  Rechte  der  Individuen  und  die  Rechts- 
subjekteigenschaft der  Individuen  auch  gegenüber  dem  Staate  eine  gewisse  Selbständig- 
keit haben.  Denn  dann  kann  und  darf  der  Staat  diese  Rechte  und  Rechtssubjekteigen- 
schaft der  Individuen  auch  im  Verhältnis  zu  dem  fremden  Staate  nicht  beliebig  will- 
kürlich preisgeben  und  opfern.  Dann  muss  vielmehr  der  Staat  A  gegenüber  dem  Staate 
B  darauf  bestehen,  dass  die  auf  Grund  der  Rechtsordnung  des  Staates  A  erworbenen 
Rechte  der  Individuen  und  die  Rechtssubjekteigenschaft  derselben  auch  von  selten  der 
Rechtsordnung  des  Staates  B  anerkannt  werden.  Damit  aber  erhalten  die  Rechte  der 
Individuen  in  noch  stärkerem  Grade  eine  Grundlage  in  der  internationalen  Rechtsordnung 
und  nicht  bloss  in  den  Rechtsordnungen  der  einzelnen  Staaten. 

Aber  noch  mehr:  Bei  genauer  Betrachtung  zeigt  sich,  dass  es  allerdings  Rechte 
der  Individuen  gibt,  welche  ihre  Grundlage  nur  in  der  Rechtsordnung  dieses  Staates 
haben  und  daher  jenseits  der  Staatsgrenzen  keine  Anerkennung  heischen  können,  dass 
hingegen  andere  Rechte  der  Individuen  schlechthin  auch  jenseits  der  Staatsgrenzen 
Anerkennung  heischen  können.  Diese  letzteren  Rechte  der  Individuen  sind  eben  solche, 
welche  eine  Grundlage  in  der  internationalen  Rechtsordnung  haben  und  deshalb  seitens 
der  verschiedenen  staatlichen  Rechtsordnungen  anzuerkennen  sind. 

Es  hängt  von  der  Entwickelung  und  dem  Stande  der  gesamten  Kultur  und  des 
gesamten  Völkerrechts  ab,  welche  Rechte  der  Individuen  so  bloss  in  der  staatlichen 
Rechtsordnung  und  welche  Rechte  der  Individuen  in  der  internationalen  Rechtsordnung 
ihre  Grundlage  haben.  Das  letztere  wird  z.  B.  jetzt  hinsichtlich  der  persönlichen  Frei- 
heit anzunehmen  sein,  obwohl  in  einzelnen  Staaten  noch  Sklaverei  existiert.  Das  letztere 
ist  weitgehend  auch  z.  B.  bezüglich  des  Eigentumsrechts  anzunehmen. 

*)  In  dem  Gutachten,  welches  der  Professor  Sheldon  Arnos  und  der  barrister-at-law 
W.  P.  B.  Shepheard  am  22.  VII.  1879  über  die  Frage  der  Zulässigkeit  von  Aus- 
gleichszöllen gegenüber  Einfuhrwaren  aus  Prämien  gewährenden  Ländern,  denen  ver- 
tragsmässig  Meistbegünstigung  zusteht,  erstatteten,  führen  die  Gutachter  aus: 
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Insbesondere  fuhrt  die  Entwickelung"  der  internationalen  Wirt- 
schafts-, Verkehrs-  und  sozialen  Verhältnisse  so  zur  Herausbildung 
neuartiger  unmittelbar  internationaler  Rechtsgemeinschaften  von 
weittragender  Bedeutung. 

Um  so  dringender  und  unabweislicher  wird  die  Pflicht  der 
Völkerrechtstheorie,  sich  endlich  auf  ihr  Wesen  und  ihre  Aufgabe 
zu  besinnen,  und  die  jenen  entsprechende  Auffeissung  zum  Aus- 
druck und  dadurch  schliesslich  zur  Geltung  auch  gegenüber  Ten- 
denzen zu  bringen,  welche  durch  wirklichkeitswidrige  Übertreibungen 
den  angeblich  von  ihnen  vertretenen  staatlichen  und  nationalen 
Interessen  in  Wahrheit  mehr  schaden  als  nützen.  Die  VölkeiTechts- 
theorie  hat  jene  Pflicht  aus  erkenntnis-theoretischen  Gründen,  weil 
sie  nur  unter  jener  Voraussetzung  diese  intemationalrechtlichen 
Verhältnisse  der  Wirklichkeit  entsprechend  erfassen  und  darlegen 
kann,  und  aus  praktisch-ethischen  Gesichtspunkten,  weil  sie  nur  so 
den  allgemeinen  Bedürfnissen  und  Interessen  gerecht  werden  kann, 
welche  den  sich  entwickelnden  Völkergemeinschaftsbeziehungen 
unterliegen. 


,it  is  clear  that  the  arücles  of  a  treaty  of  commerce  are  directed  to  the  interests 
of  classes  of  the  lubjects  of  the  respective  Sovereign  Powers  in  their  several  characters 
as  importers,  exporters  etc.  Therefore  the  injnrioits  Operation  of  any  State  tarifT  o* 
fiscal  arrangements  apon  importers,  exporters  etc.,  in  their  respective  characters  as  such, 
raises  a  proper  question  under  the  treaty.  And  in  our  opinion,  it  is  not  the  less  a 
treaty  question,  becanse  it  may  happen  that  the  fiscal  action  which  prejudices  some 
one  class  of  Citizens  in  their  treaty  characters  may  benefit  some  other  class. 

Beeton,  p.  133. 
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Die  Pariser  Zuckerkonvention  vom  8.  November  1864. 

SA  Majeste  la  Reine  du  Royaume-Uni  de  la  Grande  Bretagne  et  d'Irlande, 
Sa  Majeste  le  Roi  des  Beiges,  Sa  Majeste  l'Empereur  des  Fran9ais  et  Sa 
Majeste  le  Roi  des  Pays-Bas,  egalement  anime's  du  desir  de  regier  d'un  commun 
accord  les  queations  internationales  relatives  ä  la  legislation  des  Sucres,  et 
notamment  au  drawback  accorde  ä  la  sortie  des  Sucres  raffine's,  ont  resolu  de 
convertir  en  une  Convention  Diplomatique  l'arrangement  que  les  Commissaires 
delegues  par  les  Gouvernements  des  quatre  Etats  Contractants  ont  signe  le 
4  Octobre  de  la  presente  annee. 

A  cet  effet,  leurs  dites  Majestes  ont  nomme  pour  leurs  Plenipotentiairea, 
savoir:  .... 

Lesquels,  apres  s'etre  communique  leurs  pleins  pouvoirs  respectifs,  trouve» 
en  bonne  et  due  forme,  sont  convenus  des  Articies  suivants:  — 

ARTICLE  I. 

Le  minimum  du  rendement  des  Sucres  au  raffinage  est  regle  provisoirement 
ainsi  qu'il  suit,  par  cent  kilogrammes  de  sucre  brut:  — 


Nos.  de  la  Serie  des 
Typ  es  Hollandais. 


18 

17 

16 

i  ** 

16 

14 

13 

12 

11 

10 

8          • 
7  > 

Au- 

dessous 

de  7 


Sucres  raffine's  en  pains. 


87  kilogrammes. 


.    85  kilogrammes. 

.  1  81  kilogrammes. 
,  I  76  kilogrammes. 


Les  nuances  intci-me'diaires  entre  deux  clusses  appartiendront  h  la  classe 
inferieurc. 

ARTICLE  IL 

Immediatement  apres  l'echange  des  ratifications  de  la  presente  Convention» 
il  sera  procede  d'un  commun  accord,  ä  frais  communs,  sous  le  contröle 
collectif  des  agents  nomme's  par  les  quatre  Gouvernements  contractants,  et 
dans  teile  localite'  qui  sera  designee   de    concert,   ä   des  expe'riences  pratiques 
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de  raffinage  sur  des  Sucres  bruts  de  chaque  classe,  et  autant  qua  possible  des 
differentes  origiaes,  alia  de  constater  leur  rendement  effectif. 

ARTICLE  UI. 

Les  rendements  tixe's  par  l'Article  I  seront  modifies  d'apres  les  resultats 
obtenus  par  les  experieaces  ci-dessus  mentionnees,  qui  devront  etre  constatees 
a  l'unanimite  par  les  delegue's  des  quatre  Gouvernements,  et  termine'es  au  plus 
tard  un  an  apres  l'öchange  des  ratifications  de  la  presente  Convention, 

AR'nCLE  IV. 
Celles  des  Hautes  Parties  Contractantes  qui  accordent  ou  accorderont  un 
drawback  unique,  ou  une  de'charge  de  droits,  etabliront  une  con-elation  exacte 
entre  les  droits   d'entree   et   les   rendements   fixe's  d'apres  l'Article  precedent. 

ARTICLE  V. 

En  attendant  la  mise  ä  execution  des  Articles  11,  IIl,  et  IV,  les  rende- 
ments e'tablis  par  l'Article  I  ne  seront  pas  obligatoires  en  Angleterre,  ä  con- 
dition  de  maintenir  la  correlation  qui  existe  aujourd'hui  entre  le  drawback 
fixe  par  l'Article  suivant  et  l'echelle  des  droits  actuels  ä  l'importation  tant  sur 
les  Sucres  bruts  que  sur  les  Sucres  raffines. 

ARTICLE  VI. 

II  est  d'ailleurs  entendu  que,  jusqu'ä  ce  que  les  Articles  II,  III,  et  IV, 
soient  mises  ä  execution,  le  Gouvernement  de  Sa  Majeste  Britannique  diminuera 
le  drawback  actuel  ä  l'exportation  des  Sucres  raffines  de  sixpence  par  quintal 
Anglais. 

ARTICLE  VU. 

Le  rendement  du  sucre  candi  pourra  etre  de  sept  pour  cent  inferieur  ä 
«elui  des  Sucres  raffine's  en  pains. 

ARTICLE  VIII. 

Les  Sucres  raffine's  en  pains  destines  ä  l'exportation  devront  etre  pre- 
«entes  parfaitement  epures,  durs,  et  secs,  ä  la  verification  des  employes. 
Apres  cette  Operation,  les  Sucres  pourront  etre  concasse's  ou  piles,  sous  la  sur- 
"veillance  noninterrompue  du  Service. 

ARTICLE  IX. 

Les  Sucres  dits  "poudres  blanches",  rendus  par  un  proce'de  quelconque 
egaux  en  qualite  aux  Sucres  melis,  recevront  ä  l'exportation  le  meme  drawback 
que  ces  derniers  Sucres,  ä  la  condition,  1°,  d'etre  assimile's,  quant  ä  la  per- 
ception  de  l'impot  de  consommation  ou  des  droits  d'entre'e,  aux  Sucres  raffine'es; 
2",  d'etre  parfaitement  epures  et  seches,  et  conformes  k  l'echantillon  type 
etabli  par  la  le'gislation  actuelle  de  la  Grande  Bretagne,  lequel  type  deviendra 
obligatoire  pour  ceux  des  Pays  Contractants  qui  voudraient  user  de  la  faculte' 
prevue  par  le  present  Article. 

ARTICLE  X. 

Le  drawback  accorde  ä  la  sortie  des  Sucres  dits  bätards  ou  vergeoises, 
Selon  le  type  auquel  ils  appartiennent,  ne  pourra  exceder  les  droits  affe'rents 
aux  Sucres  bruts. 

Sous  le  regime  de  l'admission  temporaire,  les  memes  Sucres  ne  pourront 
etre  admis  en  compensation  ä  la  sortie,  que  pour  des  quantites  n'excedant 
pas  Celles  des  Sucres  pris  en  Charge,  et  sous  la  condition  de  n'etre  pas  infe'rieurs, 
quant  ä  la  nuance,  au  type  No.  10. 
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ARTICLE  XI. 

II  ne  sera  pas  accorde  de  drawback,  de  restitution  de  droits,  ou  de 
decharge  ä  l'exportation  pour  les  melasses  et  les  sirops. 

ARTICLE  XII. 

Le  droit  ä  l'importation  sur  les  sirops  de  raffinage  e'puise's,  et  sur  lea 
melasses  ordinaires,  ne  devra  pas  exce'der  le  tiers  du  droit  applicable  au  Sucre 
brut  des  types  Nos.  10  ä  14.  Les  Sucres  dits  "melados"  paieront  les  memes 
droits  que  les  Sucres  bruts. 

ARTICLE  XIIL 

IjCS  droits  ä  l'importation  sur  les  Sucres  raffine's  en  pains  et  sur  lea 
poudres  blanches  assimilees  aux  raffines,  Importes  d'un  des  pays  contractants 
dans  l'autre,  ne  seront  pas  plus  elevös  que  le  drawback  accorde  ä  la  sortie  du 
Sucre  melis. 

En  France,  les  droits  h  l'importation  seront  de  quinze  pour  cent  supe'rieurs 
au  droit  sur  le  sucre  brut  des  Nos.  15  ä  18.  Ce  chiffre  sera  re'duit  ou  augmente 
en  raison  inverse  du  rendement  qui  sera  definitivement  etabli. 

Le  droit  sur  le  sucre  candi  pourra  etre  de  sept  pour  cent  plus  eleve  que 
le  droit  afferent  aux  autres  Sucres  raffines. 

Les  vergeoises  seront  assimile'es  aux  sucres  bruts. 

ARTICLE  XIV. 
En  attendant  la  mise  ä  exe'cution   des  Articles  II  et  III,   les   droits   sur 
tous  les  Sucres  raffines  pourront  etre   de  quatre  pour  cent  superieurs  au  taux 
determine  par  l'Article  precedent. 

ARTICLE  XV. 

Les  tares  legales  dans   les  pays  oü  la  perception  ne  s'efi:ectue  pas  sur  le- 

poids  net,  seront  fixe'es  ainsi  qu'il  suit:  — 

Emballage  en  bois  (futailles,  caisses,  etc.)     ..        ..        ,.     13  pour  cent. 

Canastres  . .        .  8  „ 

.    .  ,    „         /  Doubles       4 

Autres  emballages  {  sj^pjgg       2 

Pour  les  Sucres  de  betterave  et  pour  les  Sucres  importe's  dans  dea 
emballages  autres  que  ceux  qui  sont  en  usage  pour  les  Sucres  exotiques,  les 
droits  seront  per^us  au  net. 

ARTICLE  XVI. 

La  prise  en  Charge  dans  les  fabriques  de  sucre  abonnees  sera  portee 
immediatement  ä  quatorze-cent  soixante-quinze  grammes  par  l'hectolitre  de 
jus,  et  par  degre'  du  densimetre  h  la  temperature  de  16  degre's  centigrades. 
Elle  sera  fixee  ä  quinze  cents  grammes  des  que  la  production  annuelle  en 
Belgique  aura  atteint  vingt-cinq  millions  de  kilogrammes.  Le  droit  ä  percevoir 
dans  les  fabriques  de  sucre  abonnees  sera  le  droit  auquel  seront  soumis  les 
Sucres  exotiques  de  Nos.  10  ä  14. 

II  est  d'ailleurs  entendu  que  les  Sucres  bruts  de  betterave  importes  d'un 
des  pays  contractants  dans  l'autre,  seront  admis  ä  l'exportation  apres  raffinage^ 
ä  la  condition,  en  ce  qui  concerne  l'importation  en  France,  qu'ils  ne  depasseront 
pas  le  No.  16. 
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ARTICLE  XVil. 
La  restitutio!!   ou   la  decharge   des   droits   ne   sera  accorde'e  aux  sucres 
bruts  indigenes  au-dessous  du  No.  10,   provenant  de  fabriques  abonnees,   que 
pour  une  quantite   reduite   proportionnellement   aux  rendements  fixes  par  les 
Articles  I  et  III. 

.vßTiCLE  xvm. 

Les  Administrations  respectives  des  Hautes  Parties  Contractantes  se 
concerteront  pour  determiner,  d'un  commun  accord,  les  types  necessaires  ä 
l'execution  du  present  arrangement,  et  pour  les  reviser  pe'riodiquement. 

ARTICLE  XIX. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes  se  re'servent  de  se  concerter  sur  les 
moyens  d'obtenir  l'adhesion  des  Gouvernements  des  autres  pays  aux  dispositions 
de  la  presente  Convention. 

Dans  le  cas  oü  des  primes  seraient  accordees  dans  les  dits  pays  ä 
l'exportation  des  Sucres  rafline's,  les  Hautes  Parties  Contractantes  pourront 
s'entendre  sur  les  surtaxes  ä  e'tablir  ;i  l'importation  des  Sucres  raffines  des^ 
dites  provenances. 

ARTICLE  XX. 
L'execution  des  engagements  re'ciproques  contenus  dans  la  presente  Con- 
vention est  subordonne'e,  en  tant  que  de  besoin,  ä  l'accomplissement  des 
formalites  et  regles  etablies  par  les  lois  constitutionnelles  de  Celles  des  Haute» 
Parties  Contractantes  qui  sont  tenues  d'en  provoquer  l'application,  ce  qu'elles 
s'obligent  ä  faire  dans  le  plus  bref  delai  possible. 

ARTICLE  XXI. 

La  dure'e  de  la  presente  Convention  est  fixee  ä  dix  ans. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes  se  reservent,  d'ailleurs,  la  faculte 
d'introduire,  d'un  commun  accord,  dans  cettc  Convention,  toutes  modifications 
qui  ne  seraient  pas  en  Opposition  avec  son  esprit  ou  ses  principes,  et  dont 
Putllite  serait  demontre'e  par  l'experience. 

ARTICLE  XXH. 

La  presente  Convention  sera  ratifiee,  et  les  ratitications  en  seront  echangees 
ä  Paris  «Jans  le  delai  de  huit  mois,  ou  plus  tot  si  faire  se  peut. 

En  foi  de  quoi,  les  Plenipotentiaires  respectifs  ont  signe  hi  presente  Con- 
vention, et  y  ont  appose  le  cachet  de  leurs  armes. 

Fait  ä  Paris,  le  8  Novembre  1864. 

(L.S.)  W.  G.  GREY. 

(L.S.)  BN.  EUG.  BEYENS. 

(L.S.)  DROLTYN  DE  LHÜYS. 

(L.S.)  LIGHTENVELT. 


Protocole. 
Les  Plenipotentiaires  des  Hautes  Parties  Contractantes  declarent  qu'il 
est  entendu  que  la  Convention  signe'e  en  date  de  ce  jour  deviendrait  nulle  de 
plein  droit  dans  le  cas  oü  les  experiences  prevues  par  l'Article  II  n'aboutiraient 
pas  dans  le  delai  d'un  an,  ä  dater  de  l'echange  des  ratifications. 
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En   foi   de   quoi,   les   Plenipotentiaires   respectifs    ont    signe   le  preaent 
Protocole,  et  y  ont  appose  le  cachet  de  leurs  armes. 
Fait  »  Paris,  le  8  Novembre  1864, 

(L.S.)  W.  G.  GREY. 

(L.S.)  BN.  EUG.  BEYENS. 

(L.S.)  DROCYN  DE  LHÜYS. 

(L.S.)  LIGHTENVELT. 


D^laration. 
Le  Ple'nipotentiaire  de  Sa  Majeste  TEmpereur  des  Fran^ais  de'clare  que 
le  Gouvernement  de  Sa  Majeste  Impe'riale  n'entend  pas  user  du  bcinefice  des 
dispositions  transitoires  de  l'Article  XIV  de  la  Convention  signee  k  Paris,  en 
date  de  ce  jour,  entre  la  Grande  Bretagne,  la  Belgique,  la  France,  et  les  Pays 
Bas.  En  consequence  les  droits  a  l'importation  en  France  des  Sucres  raffines 
restent  tels  qu'ils  sont  fixes  par  l'Article  XIII  de  la  dite  Convention. 

Le  Plenipotentiaire  de  Sa  Majeste  Britannique  prend  acte  de  cette  Decla- 
ration. 

Paris,  le  8.  Novembre  1864. 
(L.S.)        W.  G.  GREY.  (L.S.)        DROIJYN  DE  LHUYS. 


Froces- Verbal  d'Echange. 

LES  Soussignes  s'etant  reunis  pour  proceder  ä  l'echange  des  ratifications 
de  Sa  Majeste  la  Reine  du  Koyaume-Uni  de  la  Grande  Bretagne  et  d'Irlande, 
de  Sa  Majeste  le  Roi  des  Beiges,  de  Sa  Majeste  l'Empereur  des  Fran^ais,  de 
Sa  Majeste  le  Roi  des  Pays  Bas,  sur  la  Convention  relative  k  la  legislation 
des  Sucres,  conclue  ä  Paris,  le  8  Novembre  1864,  entre  la  Grande  Bretagne, 
la  Belgique,  la  France  et  les  Pays  Bas;  les  Instruments  de  ces  ratifications  ont 
ete  produits,  et  ayant  e'te',  aprfes  examen,  trouves  en  bonne  et  due  forme, 
l'echange  en  a  ete  opere. 

Toutefois,  les  Plenipotentiaires  Soussignes,  duement  autorises,  sont  con- 
venus:  — 

1.  Que  la  dite  Convention  sera  exe'cutoire  seulement  ä  partirdu  1  «"^  Aoüt  1865. 

2.  Que  la  stipulation  relative  aux  Sucres  dits  "Melados,"  consignee  ä 
l'Article  XII  de  la  Convention,  ne  recevra  son  application  qu'a  partir  du 
!•'  Septembre  prochain. 

En  foi  de  quoi,  les  Soussignes  ont  dresse  le  pre'sent  proces-verbal 
d'echange,  et  y  ont  appose  le  cachet  de  leurs  armes. 

Fait  ä  Paris,  en  quatre  expe'ditions,  le  5  Juillet,  1865. 

{L.S.)  COWLEY. 

(L.S)  B^.  EUG.  BEYENS. 

(L.S.)  DROUYN  DE  LHÜYS. 

(L.S.)  LIGHTENVELT. 


Anhang  IL 


Die  nicht  ratifizierte  Londoner  Zuckerkonvention 
vom  30.  August  1888. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes,  desirant  assurer  par  des  engagemente 
reciproques  la  suppression  totale  des  primes  ouvertes  ou  de'guisees  ä  l'exportation 
des  Sucres,  ont  resolu  de  conclure  une  Convention  ä  cet  efiet,  et  ont  nomme 
pour  leurs  Plenipotentiaires,  savoir:  .... 

Lesquels,  apres  avoir  echange  leurs  pleins  pouvoirs,  trouves  en  bonne  et 
due  forme,  sont  convenus  des  Articles  suivants:  — 

ARTICLE  I. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes  s'engagent  k  prendre  des  mesures  qul 
constitueront  une  garantie  absolue  et  complete  qu'il  ne  seit  accorde  aucune 
prime  ouverte  ou  de'guisee  ä  la  fabrication  ou  a  l'exportation  des  Sucres. 

ARTICLE  IL 

Les  Hautes  Parties  Contractantes  s'engagent:— 

A  percevoir  i'impot  sur  les  quantites  de  sucre  destinees  ä  la  consommation 
«ans  accorder  ä  l'exportation  aucun  drawback  ou  remboursement  de  droits,  ni 
aucune  decharge  qui  puisse  donner  lieu  ä  une  prime  quelconque. 

Dans  ce  but,  elles  s'engagent  ä  soumettre  au  regime  de  l'entrepöt,  sous 
la  surveillance  permanente  de  jour  et  de  uuit  des  employe's  du  fisc,  le» 
fabriques  de  sucre  et  les  fabriques  raffineries,  de  meme  qne  les  fabriques  pour 
l'extraction  du  Sucre  des  melasses. 

A  cette  fin,  les  usines  seront  construites  de  uianiere  ä  tlonner  toute 
garantie  contre  l'enlevement  clandestin  des  Sucres,  et  les  dits  employe's  auront 
la  faculte  de  pe'ne'trer  daus  toutes  les  parties  des  usines. 

Des  livres  de  contröle  seront  tenus  sur  une  ou  plusieurs  phases  de  la 
fabrication,  et  les  sucres  acheves  seront  deposes  dans  des  magasins  spe'ciaux 
offrant  toutes  les  garanties  desirables  de  securite. 

Par  exception  au  principe  mentionne  au  premier  aline'a  de  cet  Article, 
on  pourra  accorder  le  remboursement  ou  decharge  de  droits  pour  le  sucre 
employe  a  la  fabrication  des  chocolats  et  autres  produits  destine's  k  l'exportation, 
pourvu  qu'il  n'en  re'sulte  aucune  prime. 

ARTICLE  HL 

Les  Hautes  Parties  Contractantes  s'engagent  ä  soumettre  les  raffineries  de 
Sucre  au  meme  regime  que  les  fabriques  de  sucre. 

En  outre,  chaque  pays  pourra  tenir  un  compte  de  rafiinago  ä  titre  de 
contröle  par  le  moyen  de  la  saccharimetrie,  ou  tout  autre  Supplement  de 
contröle,  afin  de  s'assurer  contre  une  prime  a  l'exportation. 
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ARTICLE  IV. 

Le  GouTernement  de  Sa  Majeste  Britannique  consent  ä  ne  pas  imposer 
des  droits  differentiels  anx  Sucres  soit  de  canne  seit  de  betterave  provenant 
des  pays,  des  provinces  d'outre-mer,  des  colonies,  ou  des  possessions  etrangferes 
faisant  partie  de  la  Convention.  Tant  que  celle-ci  durera,  les  Sucres  de  betterave 
ne  seront  donc  pas  frappe's  d'un  droit  plus  eieve  que  les  Sucres  de  canne, 
ä  l'importation  dans  le  Royaume-Uni  ou  dans  les  colonies  et  possessions  de 
l'Empire  Britannique  faisant  partie  de  la  Convention. 

II  est  bien  entendu,  en  outre,  que  les  Sucres  des  pays,  des  provinces 
d'outre-mer,  des  colonies,  ou  des  possessions  etrangeres  faisant  partie  de  la 
Convention,  ne  seront  pas  frappes,  dans  le  Royaume-Uni,  de  droits  que  ne 
supporteraient  pas  les  Sucres  similaires  de  provenance  ou  de  fabrication  nationale. 

ARTICLE  V. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes  et  ieurs  provinces  d'outre-mer,  colonies, 
ou  possessions  e'trangeres,  qui  ne  per^oivent  pas  d'impot  sur  les  Sucres,  ou 
qui  n'accordent  ä  l'exportation  des  Sucres  bruts,  des  sucres  raffines,  des  melasses, 
ou  des  glucoses,  aucun  drawback,  remboursement,  ni  de'charge  de  droits  ou  de 
quantite's,  sont  dispensees  de  se  conformer  aux  dispositions  des  Articles  11 
et  in,  tant  qu'cUes  conservent  un  de  ces  systemes.  En  cas  de  changement, 
elles  adopteront  le  Systeme  etabli  aux  Articles  II  et  III. 

La  Russie,  qui  per^oit  l'impot  d'apres  un  taux  unique  sur  la  totalite  de 
la  fabrication  et  qui  accorde  ä  l'exportation  de  toutes  especes  de  Sucre  vme 
restitution  qui  n'excede  pas  ce  taux,  est,  tant  qu'elle  maintient  le  regime 
actuel,  assimilee  aux  Puissances  designees  par  le  paragraphe  precedent. 

ARTICLE  VI. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes  conviennent  de  creer  une  Commission 
Permanente  Internationale,  qui  sera  chargee  de  surveiller  l'exe'cution  des 
dispositions  de  la  presente  Convention. 

Cette  Commission  sera  composee  de  Delegues  des  diffe'rentes  Puissances  et 
il  lui  sera  adjoint  un  Bureau  Permanent. 

Les  Delegues  auront  pour  mission: — 

a.)  D'examiner  si  les  Lois,  Arretes  et  Reglements  relatifs  ä  l'imposition 
des  Sucres  sont  conformes  aux  principes  arrete's  par  les  Articles  pre'cddents, 
et  si,  dans  la  pratique,  il  n'est  accorde'  aucunc  prime  ouverte  ou  deguise'e  ä  la 
fabrication  ou  k  l'exportation  des  Sucres,  melasses,  ou  glucoses. 

b.)  D'emettre  un  avis  sur  les  questions  litigieuses. 

c.)  D'instruire  les  demandes  d'admission  ä  l'ünion  des  Etats  qui  n'ont 
point  pris  part  ä  la  presente  Convention. 

Le  Bureau  Permanent  sera  Charge  de  rassembler,  de  traduire,  de  coordonner 
et  de  publier  les  renseignements  de  töute  nature  qui  se  rapportent  ä  la  legis- 
lation  et  ä  la  statistique  des  Sucres,  uon  seulement  dans  les  pays  contractants, 
mais  e'galement  dans  tous  les  autres  pays. 

Pour  assurer  l'execution  des  dispositions  qui  precedent,  les  Hautes  Parties 
Contractantes  communiqueront  par  la  voie  diplomatique  au  Gouvernement  de 
Sa  Majeste  Britannique,  qui  les  fera  parvenir  a  la  Commission,  les  Lois, 
Arrete's  et  Reglements  sur  l'imposition  des  Sucres  qui  sont  ou  seront  en  vigueur 
dans  Ieurs  pays  respectifs,  ainsi  que  les  renseignements  statistiques  relatifs 
ä  l'objet  de  la  presente  Convention. 
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Chacune  des  Hautes  Parties  Contractantes  pourra  etre  represeutee  ä  la 
Commission  par  un  Delegue'  ou  par  un  Dele'gue  et  un  De'legue-Adjoint. 

La  premiere  reunion  de  la  Commission  Permanente  aura  lieu  ä  Londres, 
apres  la  mise  en  vigueur  de  la  pre'sente  Convention. 

La  Commission  n'aura  qu'une  mission  de  contröle  et  d'examen.  Elle  fera, 
8ur  toutes  les  questions  qui  lui  seront  soumises,  un  Rapport  qu'elle  adressera 
au  Gouvernement  de  Sa  Majeste  Britannique,  lequel  le  communiquera  aux 
Puissances  inte'ressees,  et  povoquera,  si  la  demande  en  est  faite  par  une  des 
Hautes  Parties  Contractaulv  s,  la  reunion  d'une  Confe'rence  qui  arretera  les 
resolutious  ou  les  mesures  necessitees  par  les  circonstances. 

Les  frais  resultant  de  l'organisation  et  du  fonctionnement  du  Bureau 
Permanent  et  de  la  Commission  —  sauf  le  traitement-  ou  les  indemnite's  des 
Delegues,  qui  seront  payes  par  leurs  pays  respectifs  —  seront  supporte's  par  tous 
les  pays  contractants  et  repartis  entre  eux,  d'apres  un  mode  ä  re'gler  par  la 
Commission. 

ARTICLE  Vn. 

A  partir  de  la  mise  en  vigueur  de  la  presente  Convention,  tout  sucre 
brut,  Sucre  raffine',  melasse,  ou  glucose,  provenant  des  pays,  provinces  d'outre- 
mer,  colonies,  ou  possessions  e'trängeres,  qui  maintiendraieut  le  Systeme  des 
primes  ouvertes  ou  deguisees  ä  la  fabrication  ou  ä  l'exportation  des  Sucres, 
sera  exclu  des  territoires  des  Hautes  Parties  Contractantes. 

Toute  Puissance  Contractante,  pour  exclure  de  son  territoire  les  Sucres 
bruts,  Sucres  raffiues,  melasses  ou  glucoses  qui  auront  profite  de  primes  ouvertes 
ou  deguisees,  sera  tenue  h  prendre  les  mesures  necessaires  ä,  cette  fin,  soit  en 
les  frappant  d'une  prohibition  absolue,  soit  en  les  soumettant  ci  im  droit  spe'cial 
qui  devra  necessairement  exceder  le  montant  de  la  prime,  et  qui  ne  sera  pas 
Supporte  par  les  Sucres  non  primes  provenant  des  Etats  Contractants. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes  se  concerteront  sur  les  mesures  jugees 
ne'cessaires  par  la  Commission  pour  obtenir  ces  resultats,  alasi  que  pour 
empecher  que  les  Sucres  primes  qui  auront  traverse  en  transit  un  pays  con- 
tractaut  ne  jouissent  des  avantages  de  la  Convention. 

Le  fait  de  l'existence  dans  un  pays,  province  d'outre-mer,  colonie,  ou 
possession  etrangere,  d'un  Systeme  donnant  des  primes  ouvertes  ou  deguisees 
sur  le  Sucre  brut,  Sucre  raffine,  melasse,  ou  glucose,  sera  constate  par  un  vote 
de  majorite  des  Puissances  Signataires  de  la  presente  Convention.  De  la  meme 
maniere  sera  evalue  le  montant  minimum  des  primes  dont  il  s'agit. 

II  est  entendu  que  le  benefice  de  la  clause  du  traitement  de  la  nation  la  plus 
favorisee  inscrite  dans  d'autres  Traites  ne  pourrait  etre  reclame  pour  se  soustraire 
aux  consequences  de  Papplication  du  deuxieme  aline'a  du  present  Article,  meme 
de  la  part  des  Etats  Signataires  qui  viendraient  ä  se  retirer  de  la  Convention. 

ARTICLE  VIIL 

Les  Etats  qui  n'ont  point  pris  part  ä  la  pre'sente  Convention  sont  admis 
ä  y  adhe'rer  sur  leur  demande,  a  la  condition  que  leurs  Lois  et  leurs  Reglements 
sur  le  regime  des  Sucres  soient  d'accoid  avec  les  principes  de  lä  presente  Con- 
vention, et  aient  ete  soumis,  prealablement.  ä  l'approbation  des  Hautes  Parties 
Contractantes  dans  les  formes  prescrites  ä  l'Article  VT. 

ARTICLE  IX. 
La  presente  Convention  sera  mise  ä  execution  ä  partir  du  1er  Septembrel89l. 
Elle  restera  en  vigueur  pendant  dix  anne'es,  ä  dater  de  ce  jour,  et  dans 
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le  cas  oü  aucune  des  Hautes  Parties  Contractantes  n'aurait  notifie,  douze  mois 
avant  l'expiration  de  ladite  periode  de  dix  annees,  sou  iotention  d'cn  faire 
cesser  les  effets,  eile  continuera  ä  rester  en  vigueur  une  annee,  et  ainsi  de 
suite  d'annee  en  annee. 

Toutefois,  chacune  des  Hautes  Parties  Contractantes  pourra,  en  denon^ant 
la  Convention  douze  mois  ä  Pavance,  y  mettre  un  terme  ä  son  egard  ä  l'ex- 
piration de  la  deuxieme,  de  la  quatrieme,  de  la  sixieme,  et  de  la  huitieme 
annee  de  ladite  periode  de  dix  anne'es. 

Dans  le  cas  oü  une  des  Puissances  Signataires  denoncerait  la  Convention, 
cette  denonciation  n'aurait  d'effet  qu'ä  sou  egard;  mais  les  autres  Puissances 
conservent  jusqu'au  31  Octobre  de  l'annee  de  la  denonciation  la  faculte  de 
notifier  l'intention  de  se  retirer  ä  leur  tour  ä  partir  du  ler  Aoüt  de  l'annee 
sujvante.  Si  plus  d'une  Puissance  voulait  se  retirer,  une  Confe'rence  des 
Puissances  Concordataires  se  reunirait  a  Londres  dans  les  trois  mois  pour 
aviser  sur  les  mesures  ä  prendre. 

ARTICLE  X. 
Les  dispositions  de  la  pre'sente  Convention  seront  appliquees  aux  provinces 
d'outre-mer,  colonies,  et  possessions  etrangeres  des  Hautes  Parties  Contractantes. 
Dans  le  cas  ovi  une  de  ces  provinces  d'outre-mer,  colonies,  et  possessions 
etrangeres  des  Hautes  Parties  Contractantes  desirerait  se  retirer  se'parement 
de  la  Convention,  une  notification  ä  cet  effet  sera  faite  aux  Puissances  Con- 
tractantes par  le  Gouvernement  de  la  Metropole,  de  la  maniere  et  avec  les 
consequences  indique'es  ä  l'Article  IX. 

ARTICLE  XL 
L'execution  des  engagements  re'ciproques  contenus  dans  la  presente  Con- 
vention est  subordonnee,  en  tant  que  de  besoin,  ä  l'accomplissement  des  formalites 
et  regles  etablies  par  les  lois  constitutionelles  de  cbacun  des  pays  contractants. 
La  pre'sente  Convention  sera  ratiliee,  et  les  ratifications  en  seront  echange'es 
ä  Londres,  le  ler  Aoüt  1890,  ou  plus  tot  si  faire  se  peut. 

En  foi  de  quoi  les  Plenipotentiaires  respectifs  ont  signe  la  presente  Con- 
vention et  y  ont  appose  leurs  cachets. 
Fait  ä  Londres,  le  30  Aoüt  18«8. 

(Signe)  SALISBURY. 

HENRY  DE  WORMS. 

v.  HATZFELDT. 

JAEHNIGEN. 

KÜEFSTEIN. 

SOLVYNS. 

GÜILLAUME. 

DU  JARDIN. 

CIPRIANO  DEL  MAZO. 

ANTO.  BATANERO. 

DUPÜY  DE  LOME. 

C.  ROBILANT. 

T.  CATALANL 

GEVERS. 

PISTORIUS. 

M.  BOUTENEFF. 

G.  KAMENSKY. 
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DECLARATION. 
Declaraiion  annexee  a  la  Convention  du  30  Aout  1888. 

LES  Plenipotentiaires  reunis  pour  signer  la  Convention  relative  ä  la 
suppression  des  primes  h  l'exijortation  des  Sucres  sont  convemis  de  la  Decla- 
ration  suivante:  — 

Huit  mois  apres  la  signature  de  la  Convention,  dont  la  presente  Declaration 
forme  annexe,  une  Commission  Speciale,  ä  laquelle  tous  los  Etats  interessees 
pourront  se  faire  representer,  se  re'unira,  avec  le  mandat  d'examiner  les  Lois 
existantes  ou  les  Projets  de  Loi,  destine's  ä  mettre  la  Convention  en  vigueur. 
Cette  Commission  fera  au  Gouvernement  Britanni|0ue,  qui  ie  communiquera 
aux  autres  Gouvernements  interesse's,  un  Rapport,  indiquant  en  quels  points 
la  legislation  actuelle  ou  projete'e  de  l'un  ou  l'autre  des  pays  contractants  devra, 
le  cas  e'cheant,  etre  changee,  afin  d'etre  en  harmonie  avec  les  stipulations  de 
la  presente  Convention. 

Deux  mois  au  moins  avant  la  reunion  de  la  Commission  Spe'ciale,  les 
legislations  que  les  diffe'rentes  Puissances  pre'senteraient,  comme  supprimant 
toutes  primes,  seront  communiquees  aux  divers  Gouvernements   cosignataires. 

En  foi  de  quoi,  les  Ple'nipotentiaires  respectifs  ont  signe  la  presente 
Declaration. 

Fait  ä  Londres,  le  30  Aoüt  1888. 

P  R  0  T  0  C  0  L  E. 
Protocole  annexee  a  la  Convention  du  30  Aout  1888. 
LES   Plenipotentiaires   des  Puissances    qui   ont   signe   la  Convention   du 
30  Aoüt  1888,  ou  qui  ont  pris  part  ä  la  Conference,  ont  pris  acte  des  Declaration» 
suivantes : — 

Declaration  de  l'Autriche-Hongne. 
"L'Autriche-Hongrie,  qui  s'est  toujours  inspiree  de  l'idee  qu'une  Con- 
vention sur  la  suppression  des  primes  ä  l'exportation  des  Sucres  devrait  com- 
prendre  tous  les  pays  importants  comme  producteurs  ou  consommateurs  de 
Sucre,  donne,  bien  que  cette  condition  ne  soit  pas  encore  remplie,  son  adhesion 
ä  la  presente  Convention,  afin  de  ne  pas  compromettre  l'entente  ä  e'tablir. 

"Cependant,  vu  l'influence  que  peut  avoir  l'abstention  d'un  ou  de  plusieurs 
des  Etats  Europeens  importants  comme  producteurs  ou  consommateurs  de 
Sucre,  eile  ne  peut  donner  sa  signature  qu'ä  la  condition  que  leur  adhesion 
soit  assure'e  au  nioment  de  la  mise  en  vigueur  de  la  Convention,  et  se  re'serve, 
k  defaut  de  cette  adhe'sion,  le  droit  d'examiner  et  de  decider  si  eile  pourra,  oui 
ou  non,  la  mettre  ä  execution  au  terme  indique'  dans  l'Article  IX. 

(Signe)  "KUEFSTEIN". 

Declaration  du  Gouvernement  du  Bresil. 

L'Envoye  Extraordinaire  et  Ministre  Plenipotentiaire  du  Bresil  ä  Londres 
fait,  au  nom  de  son  Gouvernement,  la  De'claration  suivante: — 

"Le  Gouvernement  du  Bresil  adhere  en  principe  ä  la  Convention,  tout  en 
se  reservant  le  droit  d'y  adhe'rer  formellement  apres  son  adoption  definitive 
par  les  Puissances  Signataires.  (Signe*)  "PENEDO". 

Declaration  du  Gouvernement  du  Danemark. 

Le  Ple'nipotentiaire  du  Danemark  fait,  au  nom  de  son  Gouvernement,  la 
Declaration  suivante: — 

"Le  Gouvernement  du  Roi  adhere  ä  toutes  les  dispositions  de  la  Con- 
vention, teile  qu'elle  a  ete  adopte'e  definitivement  le  28  Aoüt  1888,  sauf  l'Ar- 
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ticle  VII,  dont  les  termes  ne  sauraient  s'accorder  a\ec  les  engagements  contractes 
par  nos  Traites  ante'rieurs.  Le  Gouvernement  du  Roi  se  reserve  le  droit,  con- 
formement  ä  l'Article  VIII,  d'y  adherer  plus  tard. 

(Signe)  "BARNER". 

D^laration  du  Gouvernement  de  la  France. 

Le  Plenipotentiaire  Fran^ais  fait,  au  nom  de  son  Gouvernement,  la 
Declaration  suivante:— 

"Le  Gouvernement  de  la  Republique  Franyaise  adhere,  en  principe,  ä  la 
•Convention  du  30  Aoüt  1888,  relative  ä  la  suppression  des  primes  et  se  reserve 
le  droit,  conformement  ä  l'Ai:ticle  VIII,  d'adherer  definitivenient  apres  l'adheaion 
•de  tous  les  pays  producteurs  de  Sucres  bruts  ou  raffine's  et  la  connaissance 
des  le'gislations  destine'es  ä  donner  une  garantie  complete  et  absolue  contre 
l'allocation  de  toute  prime  ouverte  ou  deguisee  ä  la  fabrication  ou  ä  i'exportation 
•des  Sucres.  (Signe)  "WADDINGTON". 

Declaration  du  Gouvernement  de  la  Suede. 
Les  Plenipotentiaires  Britanniques   sont   autorises   ä  faire   la  Declaration 
suivante: — 

"Le  Gouvernement  de  la  Suede,  tout  en  reservant  la  faculte  d'adherer 
plus  tard  ä  la  Convention,  n'a  pas  cru  devoir  se  de'partir  pour  le  moment  de 
l'.ittitude  expectative  qu'il  a  gardee  jusqu'ici. 

(Signe)  "SALISBÜRY". 

"HENRY  DE  WORMS". 

Declaration  du  Gouvernement  de  VEgypie. 

Les  Plenipotentiaires   de  Sa  Majeste  Britannique  declarent  en  outre  que 

le  Gouvernement  Egyptien  a  exprime  l'intention  d'adhe'rer  ä  la  Convention. 

(Signe)  'SALISBÜRY'. 

'HENRY  DE  WORMS'. 
Fait  ä  Londres,  le  30  Aoüt  1888. 

(Signe)  SALISBÜRY. 

HENRY  DE  WORMS. 

V.  HATZFELDT. 

JAEHNIGEN. 

KÜEFSTEIN. 

SOLVTNS. 

GUILLAÜME. 

DU  JARDIN. 

PENEDO. 

BARNER. 

CIPRIANO  DEL  MAZO 

ANTO.  BATANERO. 

DUPÜY  DE  LOME. 

WADDINGTON. 

C.  ROBILA  NT. 

T.  CATALANI. 

GEVERS. 

PISTORIUS. 

M.  BOÜTENRFF. 

G.  KAMENSKY. 
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SA  Majeste  le  Roi  du  Royaume-Üni  de  la  Grande-Bretagne  et  d'Irlande 
et  des  possessions  Britanniques  au  delä  des  Mcrs,  Empereur  des  Indes;  Sa 
Majeste  l'Empereur  d'Allemagne,  Roi  de  Prusse,  au  nom  de  l'Empire  AUemand; 
Sa  Majeste  l'Empereur  d'Autriche,  Roi  de  Boheme,  &c.,  et  Roi  Apostolique  de 
Hongrie;  Sa  Majeste  le  Roi  des  Beiges;  Sa  Majeste  le  Roi  d'Espagne  et,  en 
son  nom,  Sa  Majeste  la  Reine-Regente  du  Royaume;  le  President  de  la 
Re'publique  Fran^aise;  Sa  Majeste  le  Roi  d'Italie;  Sa  Majeste  la  Reine  des 
Pays-ßas;  Sa  Majeste  le  Roi  de  Suede  et  de  Norvege; 

Desirant,  d'une  part,  egaliser  les  conditions  de  la  concurrence  entre  les 
Sucres  de  betterave  et  les  Sucres  de  canne  des  differentes  provenances  et, 
d'autre  part,  aider  au  developpement  de  la  consommation  du  sucre; 

Considerant  que  ce  double  resultat  ne  peut  etre  atteint  que  par  la 
suppression  des  primes  et  par  la  Umitation  de  la  surtaxe; 

Ont  re'solu  de  conclure  une  Convention  ä  cet  efifet,  et  ont  nomme  poxir 
leurs  Ple'nipotentiaires,  savoir: 

Lesquels,  apres  s'etre  communique  lenrs  pleins  pouvoirs  respectifs,  trouves 
en  bonne  et  due  forme,  sont  convenus  des  Articles  suivants: 

ARTICLE  I. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes  s'engagent  ä  supprimer,  a  dater  de 
la  mise  en  vigueur  de  la  presente  Convention,  les  primes  directes  et  indirectes 
dont  beneficieraient  la  production  ou  l'exportation  des  Sucres,  et  ä  ne  pas 
e'tablir  de  primes  de  l'espece  pendant  toute  la  dure'e  de  la  dite  Convention. 
Pour  l'application  de  cette  disposition,  sont  assimiles  au  sucre  les  produits 
Sucres  tels  que  confitures,  chocolats,  biscuits,  lait  condense,  et  tous  autres 
produits  analogues  contenant  en  proportion  notable  du  sucra  incorpore  arti- 
ficiellement. 

Tombent  sous  l'application  de  l'aline'a  precedent,  tous  les  avantages 
resultant  directement  ou  indirectement,  pour  les  diverses  categories  de  prö- 
ducteurs,  de  la  legislation  fiscaie  des  Etats,  notamment: 

(a.)  Les  bonifications  directes  accordees  en  cas  d'exportation; 

(6.)  Les  bonifications  directes  accordees  ä  la  production: 

(c.)  Les  exemptions  d'impot,  totales  ou  partielles,  dont  beneficie  une 
partie  des  produits  de  la  fabricution; 

(d.)  Les  benefices  resultant  d'excedents  de  rendement; 
Kaufmann,  Welt-Zuckerindustrie.  37 
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(e.)  Les  bene'fices  resultant  de  l'exageration  du  drawback; 

(/'.)  Les  a-vantages  resultant  de  toute  surtaxe  d'un  taux  superieur  ä  celui 
fixe  par  l'Article  ID. 

ARTICLE  II. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes  s'engagent  ä  soumettre  au  regime 
d'entrepot,  sous  la  suryeillance  permanente  de  jour  et  de  nuit  des  employe's 
du  fisc,  les  fabriques  et  les  raffineries  de  Sucre,  ainsi  que  les  usines  dans  les- 
quelles  le  sucre  est  extrait  des  me'lasses. 

A  cette  fin,  les  usines  seront  amenage'es  de  maniere  ä  donner  toute 
garantie  contre  l'enlevement  clandestin  des  Sucres,  et  les  employes  auront  la 
faculte  de  pe'netrer  dans  toutes  les  parties  des  usines. 

Des  livres  de  contröle  seront  tenus  concernant  une  ou  plnsieurs  phases 
de  la  fabrication,  et  les  Sucres  acheves  seront  de'pose's  dans  des  magasins 
spe'ciaux  offrant  toutes  les  garanties  desirables  de  se'curite'. 

ARTICLE  ni. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes  s'i'ngagent  h  limiter  au  chiftre  maximum 
de  6  fr.  par  100  kilog.  pour  le  sucre  raffine  et  les  Sucres  assimilables  au 
raffine,  et  de  5  fr.  50  pour  les  autres  Sucres,  la  surtaxe,  c'est-ä-dire  i'ecart 
entre  le  taux  des  droits  ou  taxes  dont  sont  passibles  les  Sucres  etrangers  et 
celui  des  droits  ou  taxes  auxquels  sont  soumis  les  Sucres  nationaux. 

Cette  disposition  ne  vise  pas  Je  taux  des  droits  d'entree  dans  les  pays 
qui  ne  produisent  pas  de  sucre;  eile  n'est  pas  non  plus  applicable  aux  sous- 
produits  de  la  fabrication  et  du  raffinage  du  sucre, 

ARTICLE  IV. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes  s'engagent  ä  frapper  d'un  droit  special^ 
ä  l'importation  sur  leur  territoire,  les  Sucres  originaires  de  pays  qui  accorde- 
raient  des  primes  ä  la  production  ou  ä  l'exportation. 

Ce  droit  ne  pourra  etre  Interieur  au  montant  des  primes,  directes  ou 
indirectes,  accordees  dans  le  pays  d'origine.  Les  Hautes  Parties  se  re'servent 
la  faculte',  chacune  en  ce  qui  la  concerne,  de  prohiber  l'importation  des  Sucres 
primes. 

Pour  l'evaluation  du  montant  des  avantages  resultant  eventuellement  de 
la  surtaxe  spe'cifiee  au  littera  (/)  de  l'Article  ler,  le  chiifre  fixe  par  l'Article  IH 
est  de'duit  du  montant  de  cette  surtaxe:  la  moitie  de  la  difference  est  reputee 
representer  la  prime,  la  Commission  Permanente  instituee  par  l'Article  VII 
ayant  le  droit,  h  la  demande  d'un  Etat  Contractant,  de  reviser  le  chiffre  ainsi 
etabli. 

ARTICLE  V. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes  s'engagent  reciproquement  ä  admettre 
au  taux  le  plus  re'duit  de  leur  tarif  d'importation,  les  Sucres  originaires  soit 
des  Etats  Contractants,  soit  de  Celles  des  Colonies  ou  possessions  des  dits^ 
Etats  qui  n'accordent  pas  de  primes  et  auxquelles  s'appliquent  les  Obligation« 
de  l'Article  VIH. 

Les  Sucres  de  canne  et  les  Sucres  de  betteraye  ne  pourront  etre  frappea 
<ie  droits  differents. 

ARTICLE  VI. 

L'Espagne,  l'Italie,  et  la  Süede  seront  dispensees  des  engagements  faisant 
l'objet  des  Articles  I,  II,  et  III,  aussi  longtemps  qu'elles  n'exporteront  pas 
de  Sucre. 
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Ces  Etats  s'engagent  ä  adapter  leixr  legislation  sur  le  regime  des  Sucres 
aux  dispositions  de  la  Convention,  dans  le  delai  d'une  annee — ou  plus  tot  si 
faire  se  peut— ä  partir  du  moment  oü  la  Commission  Permanente  aura  constate 
que  la  condition  indiquee  ci-dessus  a  cesse  d'exister. 

ARTICLE  VII. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes  conviennent  de  cre'er  une  Commission 
Permanente,  chargee  de  surveiller  l'execution  des  dispositions  de  la  presente 
Convention. 

Cette  Commission  sera  composee  de  Delegue's  des  divers  Etats  Contrac- 
tants  et  il  lui  sera  adjoint  un  Bureau  Permanent.  La  Commission  choisit  son 
President;  eile  siegera  a  Bruxelles  et  se  reunira  sur  la  convocation  du  President. 

Les  De'legue's  auront  pour  mission: — 

(a.)  De  constater  si,  dans  les  Etats  Contractants,  il  n'est  accorde  aucune 
prime  directe  ou  indirecte  ä  la  production  ou  ä  l'exportation  des  Sucres; 

(6.)  De  constater  si  les  Etats  vises  ä  l'Article  VI  continuent  h  se  conformer 
ä  la  condition  spe'ciale  pre'vue  au  dit  Article; 

(c.)  De  constater  l'existence  des  primes  dans  les  Etats  non-Signataires  et 
d'en  evaluer  le  montant  en  vue  de  l'application  de  l'Article  IV; 

(d.)  D'e'mettre  un  avis  sur  les  questions  litigieuses; 

(e.)  D'instruire  les  demandes  d'admission  a  l'Union  des  Etats  qui  n'ont 
point  pris  part  ä  la  presente  Convention. 

Le  Bureau  Permanent  sera  Charge  de  rassembler,  de  traduire,  de  coor- 
donner  et  de  publier  les  renseignements  de  toute  nature  qui  se  rapportent  ä 
la  le'gislation  et  ä  la  statistique  des  Sucres,  non  seulement  dans  les  Etats  Con- 
tractants, mais  egalement  dans  les  autres  Etats. 

Pour  assurer  l'exe'cution  des  dispositions  qui  pre'cedent,  les  Hautes  Parties 
Contractautes  communiqueront  par  la  voie  diplomatique  au  Gouvernement 
Beige,  qui  les  fera  parvenir  ä  la  Commission,  les  Lois,  Arrete's,  et  Reglements 
sur  l'imposition  des  Sucres  qui  sont  ou  seront  en  vigueur  dans  leurs  pays 
respectifs,  ainsi  que  les  renseignements  statistiques  relatifs  ä  l'objet  de  la 
presente  Convention. 

Chacune  des  Hautes  Parties  Contractantes  pourra  etre  representee  ä  la 
Commission  par  un  Delegue  ou  par  un  Delegue  et  des  Delegues-Adjoints. 

L' Antriebe  et  la  Hongrie  seront  considere'es  separement  comme  Parties 
Contractantes. 

La  premiere  reunion  de  la  Commission  aura  lieu  ä  Bruxelles,  ä  la  dili- 
gence  du  Gouvernement  Beige,  trois  mois  au  moins  avant  la  mise  en  vigueur 
de  la  presente  Convention. 

La  Commission  n'aura  qu'une  mission  de  constatation  et  d'examen.  Elle 
fera,  sur  toutes  les  questions  qui  lui  seront  soumises,  un  Rapport  qu'elle 
adressera  au  Gouvernement  Beige,  lequel  le  communiquera  aux  Etats  inte'ressds 
et  provoquera,  si  la  demande  en  est  faite  par  une  des  Hautes  Parties  Con- 
tractantes, la  reunion  d'une  Conference  qui  arretera  les  re'solutions  ou  les 
mesures  necessite'es  par  les  circonstances. 

Toutefois  les  constatations  et  evaluations  visees  aux  litteraa  (b)  et  (c) 
auront  un  caractere  executoire  pour  les  Etats  Contractants;  elles  seront 
arretees  par  un  vote  de  majorite,  chaque  Etat  Contractant  disposant  d'une 
voix,  et  elles  sortiront  leurs  effets  au  plus  tard  ä  l'expiration  du  delai  de  deux 
mois.    Au  cas  oii  l'un  des  Etats  Contractants  croirait  devoir  faire  appel  d'une 
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decision  de  la  Commission,  il  devra,  dans  la  huitaine  de  la  notification  qui  lui 
sera  faite  de  la  dite  decision,  provoquer  une  nouvelle  deliberation  de  la  Com- 
mission; celle-ci  se  reunira  d'urgence  et  statuera  definitivement  dans  le  delai 
d'un  mois  k  dater  de  l'appel.  La  nouvelle  decision  sera  executoire,  au  plus 
tard,  dans  les  deux  mois  de  sa  date.  La  meme  procedure  sera  suivie  en  ce 
qui  concerne  Tinstruction  des  demandes  d'admission  prevue  au  littera  (e). 

Les  frais  resultant  <le  l'organisation  et  du  fonctionnement  du  Bureau 
Permanent  et  de  la  Commission — sauf  le  traitement  ou  les  indemnites  des 
Delegues,  qui  seront  payes  par  leurs  pays  respectifs— seront  Supportes  par 
tous  les  Etats  Contractants  et  repartis  entre  eux  d'apres  un  mode  ä  regier 
par  la  Commission. 

ARTICLE  VIII. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes  s'engagent,  pour  elles  et  pour  leurs 
Colonies  ou  possessions,  exception  faite  des  Colonies  autonomes  de  la  Grande- 
Bretagne  et  des  Indes  Orientales  Britanniques,  ä  prendre  les  mesures  necessaires 
pour  empecher  que  les  Sucres  prime's  qui  auront  traverse  en  transit  le  terri- 
toire  d'un  Etat  Contractant  ne  jouissent  des  avantages  de  la  Convention  sur 
le  marche'  destinataire.  La  Commission  Permanente  fera  ä  cet  egard  les 
propositions  necessaires. 

ARTICLE  IX. 

Les  Etats  qui  n'ont  point  pris  part  ä  la  pre'sente  Convention  seront  admis 
ä  y  adherer  sur  leur  deraande  et  apres  avis  conforme  de  la  Commission 
Permanente. 

La  demande  sera  adresse'e  par  la  voie  diplomatique  au  Gouvernement 
Beige,  qui  se  chargera,  le  cas  e'cheant,  de  notifier  l'adhesion  ä  tous  les  autres 
Gouvernements.  L'adhesion  emportera,  de  plein  droit,  accession  ä  toutes  les 
charges  et  admissions  ä  tous  les  avantages  stipule's  par  la  presente  Convention, 
et  eile  produira  ses  effets  ä  partir  du  ler  Septembre  qui  suivra  l'envoi  de  la 
notification  faite  par  le  Gouvernement  Beige  aux  autres  Etats  Contractants. 

ARTICLE  X. 

La  presente  Convention  sera  mise  ä  exe'cution  ä  partir  du  1er  Septem- 
bre, 1903. 

Elle  restera  en  vigueur  pendant  cinq  annees  ä  partir  de  cette  date,  et 
dans  le  cas  oii  aucune  des  Hautes  Parties  Contractantes  n'aurait  notifie  au 
Gouvernement  Beige,  douze  mois  avant  l'expiration  de  la  dite  pe'riode  de  cinq 
anne'es,  son  Intention  d'en  faire  cesser  les  effets,  eile  coutinuera  ä  rester  en 
vigueur  pendant  ime  annee  et,  ainsi  de  suite,  d'annee  en  annee, 

Dans  le  cas  oü  l'un  des  Etats  Contractants  denoncerait  la  Convention, 
cette  denonciation  n'aurait  d'eifet  qu'ä  son  egard;  les  autres  Etats  conserveraient, 
jusqu'au  31  Octobre  de  l'anne'e  de  la  denonciation,  la  faculte  de  notifier 
l'intention  de  se  retirer  egalement  ä  partir  du  1er  Septembre  de  l'anne'e 
suivante.  Si  l'un  de  ces  derniers  Etats  entendait  user  de  cette  faculte',  le 
Gouvernement  Beige  provoquerait  la  reunion  ä  Bruxelles,  dans  les  trois  mois 
d'une  Conference  qui  aviserait  aux  mesures  ä  prendre. 

ARTICLE  XL 
Les  dispositions   de  la   presente  Convention   seront  appliquees   aux  prc- 
vinces    d'outre-mer,    Colonies    et  possessions    etrangeres    des    Hautes  Parties 
Contractantes.  Sont  exceptees  toutefois  les  Colonies  et  possessions  Britanniques 
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et  Neerlandaises,   sauf  en  ce   (ßü  concerne    les  dispositions  faisant  Tobjet  des 
Articles  V  et  VIR. 

La  Situation  des  Colonies  et  possessions  Britanniques  et  Neerlandaises 
est,  pour  le  surpliis,  determine'e  par  les  declarations  insere'es  au  Protocole  de 
Cloture. 

ARTICLE  XII. 
L'executiou   des  engagements  reciproques  contenus  dans  la  presente  Con- 
vention  est   subordonnee,   en   tant   que   de   besoin,   ä   raccompllssement  des 
formalites  et  regles  etablies  par  les  Lois  Constitutionelles  de  chacun  des  Etats 
Contractants. 

La  presente  Convention  sera  ratifiee,  et  les  ratifications  en  seront  depose'es 
ä  Bruxelles,  au  Ministere  des  Affaires  Etrangeres,  le  1er  Fevrier,  1903,  ou  plus 
tot  si  faire  se  peut. 

II  est  entendu  que  la  presente  Convention  ne  deviendra  obligatoire  de 
plein  droit  que  si  eile  est  ratifiee  au  moins  par  ceux  des  Etats  Contractants 
qui  ne  sont  pas  vises  par  la  disposition  exceptionnelle  de  l'Article  VI.  Dans 
le  cas  oii  un  ou  plusieurs  des  dits  Etats  n'auraient  pas  depose  leurs  ratifica- 
tions dans  le  delai  prevu,  le  Gouvernement  Beige  provoquera  immediatement 
une  decision  des  autres  Etats  Signataires  quant  h  la  niise  en  vigueur,  entre 
eux  seulement,  de  la  presente  Convention, 

En  foi  de  quoi  les  Plenipotentiaires  respectifs  ont  signe  la  presente 
Convention. 

Fait  ä  Bruxelles,  en  un  seul  exemplaire,  le  ö  Mai"s,  1902 

Pour  la  Grande-Bretagne: 

(Signe)  CONSTANTINE  PHIPPS. 

H.  W.  PRIMROSE. 
H.  G.  BERGNE. 
ARTHUR  A.  PEARSON. 
E.  C.  OZANNE. 
Pour  l'AUemagne: 

(Signe)  Graf  von  WALLWITZ. 

VON  KOERNER. 
KÜHN. 
Pour  i'Autriche-Hongrie: 

(Signe)  COMTE  DE  KHEVENHÜLLER. 

Pour  l'Autriche: 

(Signe)  JORKASCH-KOCH. 

Pour  la  Hongrie: 

(Signe)  TOEPKE  ALFRED. 

Pour  la  Belgique; 

(Signe)  COMTE  DE  SMET  DE  NAEYER. 

CAPELLE. 
KEBERS. 
D.  DE  SMET. 
BEAUDUIN. 
Pour  l'Espagne: 

(Signe)  W.  R.  DE  VU.LA  ÜRRÜTIA. 
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Pour  la  France: 

(Signe)  A.  GERARD. 

BOUSQUET. 
A.  DELATOÜR. 
COÜRTIN. 
Pour  l'Italie; 

(Signe)  R.  CANTAGALLI. 

EMILIO  MARAINI. 
Pour  las  Pays-Bas: 

(Signe)  R.  DE  PESTEL. 


J.  D'AULNIS  DE  BOÜROÜILL. 
G.  ESCHAUZIER. 
A.  VAN  ROSSUM. 


Pour  la  Suede: 

(Signe)  COMTE  WRANGEL. 

C.  TRANCHELL. 


Protoeole  de  Gloture. 
Au  moment  de  proceder  ä  la  signature  de  la  Convention  relative  au 
regime  des  Sucres  conclue,  ä  la  date  de  ce  jour,  entre  les  Gouvernements  de 
l'AUemagne,  de  l'Autriche  et  de  la  Hongrie,  de  la  Belgique,  de  l'Espagne,  de 
la  France,  de  la  Grande-Bretagne,  de  l'Italie,  des  Pays-Bas,  et  de  la  Suede, 
les  Ple'nipotentiaires  soussigne's  sont  convenus  de  ce  qui  suit: — 

A  VArticle  IIL 

Considerant  que  le  but  de  la  surtaxe  est  de  prote'ger  efficacement  le 
marche  interieur  des  pays  producteurs,  les  Hautes  Parties  Contractantes  se 
re'servent  la  faculte,  chacuue  en  ce  qui  la  concerne,  de  proposer  un  relfevement 
de  la  surtaxe  dans  le  cas  oü  des  quantites  considerables  de  Sucres  originaires 
d'un  Etat  Contractant  pe'netreraient  chez  elles;  ce  relevement  ne  frapperait 
que  les  Sucres  originaires  de  cet  Etat. 

La  proposition  devra  etre  adressee  ä  la  Commission  Permanente,  laquelle 
statu era  ä  bref  delai,  par  un  vote  de  majorite,  sur  le  bien  fonde  de  la  mesure 
proposee,  sur  la  duree  de  son  application  et  sur  le  taux  du  relevement;  celui-ci 
ne  depassera  pas  l  fr.  par  100  kilog. 

L'adhesion  de  la  Commission  ne  pourra  etre  donnee  que  dans  le  cas  oü 
l'envahissement  du  marche  considere  serait  la  consequence  d'une  re'elle 
inferiorite  economique,  et  non  le  re'sultat  d'une  elevation  factice  des  prix 
provoquee  par  une  entente  entre  producteurs. 

A  rArticle  XL 

(A.) — i.  Le  Gouvernement  de  la  Grande-Bretagne  declare  qu'aucune  prime 
directe  ou  indirecte  ne  sera  accordee  aux  Sucres  des  Colonies  de  la  Couronne 
pendant  la  duree  de  la  Convention. 

2.  II  declare  aussi,  par  mesure  exceptionnelle  et  tout  en  reservant,  en 
principe,  son  entiere  liberte  d'action  en  ce  qui  concerne  les  relations  fiscales 
entre  le  Royaume-Uni  et  ses  Colonies  et  possessions,  que,  pendant  la  duree  de 
la  Convention,  aucune  preference  ne  sera  accordee  dans  le  Royaume-Uni  aux 
Sucres  coloniaux  vis-a-vis  des  Sucres  originaires  des  Etats  Contractants. 
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8.  II  declare  enfin  que  la  ConventioQ  sera  souinise  par  ses  soins  aux 
Colonies  autonomes  et  aux  Indes  Orientales  pour  qa'elles  aient  la  faculte  d'y 
donner  leur  adhesion. 

II  est  entendu  que  le  Gouvernement  de  Sa  Majeste  Britannique  a  la 
faculte  d'adhe'rer  ü  la  Convention  au  nom  des  Colonies  de  la  Couronne. 

(B.)  Le  Gouvernement  des  Pays-Bas  declare  que,  pendant  la  duree  de  la 
Convention,  aucune  prime  directe  ou  indirecte  ne  sera  accordee  aux  Sucres 
des  Colonies  Neerlandaises  et  que  ces  sucres  ne  seront  pas  admis  dans  las 
Pays-Bas  ä  un  tarif  moindre  que  celui  applique  aux  sucres  originaires  des 
Etats  Contractants. 

Le  present  Protocole  de  Cloture,  qui  sera  ratifie  en  memo  temps  que  la 
Convention  conclue  ä  la  date  de  ce  jour,  sera  considere'  comme  faisant  partie 
inte'grante  de  cette  Convention  et  aura  meme  force,  valeur,  et  duree. 

En  foi  de  quoi  les  Plenipotentiaires  soussignes  ont  dresse'  le  present 
Protocole. 

Fait  ä  Bruxelles,  le  5  Mars,  1902. 

Proces-verbal  de  D€pdt  des  Batifications. 
Les  Parties  Contractantes  ayant  unanimement  accepte  que  l'echange  des 
ratifications  sur  la  Convention  relative  a\i  regime  des  sucres,  signee  ä  Bruxelles 
le  5  Mars,  1902,  se  ferait  moyennant  le  depot  des  Instruments  respectifs  aux 
archives  du  Ministere  des  Affaires  Etrangeres  de  Belgique,  le  present  proces- 
verbal  de  depot  a  ete,  ä  cet  effet,  ouvert  au  Ministere  des  Affaires  Etrangeres 
ce  jourd'hui,  le  18  Juni,  1902. 


(Signe) 

P.  DE  FAVERBAU. 


<Signe) 
BÜLOW. 


(Signe) 

A.  GÄRARD, 


(Signe) 

R.  DE  Pestel. 


(Signe) 

CONSTANTINE   PHIPPS. 


Ce  meme  jour  a  etc  effectue'  le 
depot  des  ratifications  de  Sa  Majeste 
le  Roi  des  Beiges. 

Ont  ete  successivement  presente'es 
au  depot: 

Le  15  Janvier,  1903,  les  ratifi- 
cations de  Sa  Majeste  l'Empereur 
d'Allemagne,  Roi  de  Prusse. 

Le  29  Janvier,  1903,  les  ratifica- 
tions du  President  de  la  Republique 
Fran^aise. 

Le  30  Janvier,  1908,  les  ratifica- 
tions de  Sa  Majeste  la  Reine  des 
Pays-Bas. 

Le  31  Janvier,  1903,  les  ratifica- 
tions de  Sa  Majeste  le  Roi  du  Royaume- 
üni  de  la  Grande-Bretagne  et  d'Irlande 
et  des  Possessions  ßritanniques  au 
delä  des  Mers,  Empereur  des  Indes, 
dans  les  conditions  indique'es  ä  la 
note  ci-aunexee. 
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(Signe)  Le  31  Janvier,   1903,   les  ratifica- 

T,  B.  KoziEBRODzm.  tions     de     Sa    Majeste     l'Empereur 

d'Autriche,  Roi   de  Boheme,  &c.,  &c., 
et  Roi  Apostolique  de  Hongrie. 

(Signe)  Le  ler  Fevrier,    1903,  les  ratifica- 

R.  Cantagalli.  tions  de  Sa  Majeste  le  Roi  d'Italie. 

Conformement  ä  l'Article  XII  de  la  Convention  du  5  Mars,  1902,  le  pre- 
sent  proces- verbal  a  ete  clos  ä  la  date  de  ce  jour. 

Le  Ministre  des  Affaires  Etrangeres 
de  Belgique, 
(Signe)  P.  DE  FAVEREAU. 

Bruxelle8,  le  ler  Fevrier,  1903. 

Au  moment  de  de'poser  les  ratifications  de  Sa  Majeste  Britannique,  son 
Excellence  le  Ministre  de  la  Grande- Bretagne  de'clare  qu'il  est  indispensable 
de  constater  que  le  Gouvernement  de  Sa  Majeste  Britannique  ne  consentira 
dans  aucun  cas  ä  etre  oblige  de  penaliser  les  Sucres  prime's  qui  pourraient 
etre  Importes  dans  le  Royaume-Uni  et  qui  proviendraient  de  l'une  ou  de 
l'autre  des  Colonies  Britanniques  autonomes. 

II  de'clare,  en  outre,  qu'il   ne  pourrait  consentir  k  ce  qu'aucune  question 
se  rattachant  ä  cet  objet  soit  soumise  ä   la  Commission  Permanente  ä  etablir 
en  vertu   de  l'Article   VII,   et   que  la  ratification   de   la  Convention   par  Sa 
Majeste  est  de'posee  moyennant  la  Declaration  explicite  mentionnee  cirdessus». 
Pour  copie  conforme: 
Le  Secretaire-General  du 
Ministere  des  Affaires  Etrangeres  de  Belgique, 
(Signe)  F.  A.  Lambermont. 

BruxeUes,  Ze  31  Janvier,  1903. 
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Die  Beschlüsse   der  ständigen  Kommission  in  Brüssel  vom 

SO.  Juni  1903,   fcetreffend   den  Ursprungsnachweis   und   die 

Durclifulirkontrolle  von  Zucker. 

DANS  ses  seances  des  3,  4,  16,  18,  et  20  Juin,  1903,  la  Commission  Per- 
manente instituee  par  l'Article  VII  de  la  Convention  Internationale  du  5  Mars, 
1902,  a  discute  la  question  relative  aux  mesures  ä  prendre  pour  empeclier  que 
les  Sucres  primes  qui  traverserout  en  transit  le  territoire  d'un  Etat  Contractant 
ne  jouissent  des  avantages  de  la  Convention  sur  le  marche  destinataire. 

En  execution  de  l'Article  VIII  de  la  Convention,  la  Commission  a  admis 
les  dispositions  suivantes,  dont  eile  propose  l'adoption  aux  Etats  Contractants: — 

Article  ler.  En  vue  d'assurer  l'application  de  la  Convention,  tous  les  Sucres 
etrangers  penetrant  dans  un  Etat  Contractant  pour  y  etre  consommes,  raffines, 
QU  transforme's,  devront  etre  acconipagnes  d'un  certificat  d'originc.  Les  Sucres 
nonaccompagnes  d'un  pareil  certificat  ne  pourront  etre  admis  ou  ne  le  seront 
que  moyennant  payement  du  droit  special  le  plus  eleve  parmi  ceux  qui  auront 
ete'  fixes  par  la  Commission  Permanente. 

Art.  2.  Les  Sucres  prime's  pourront  etre  admis  au  transit, 

Art.  3.  Le  transit  vise  ä  l'Article  II  ne  pourra  s'efiiectuer  que  sous  le-con- 
trole  de  la  Douane,  soit  directement,  soit  avec  transbordement,  ou  avec  em- 
magasinage  dans  un  entrepot  de  douane. 

Art.  4.  Le  certificat  sera  delivre  dans  le  pays  de  production,  de  prove- 
nance,  ou  de  transformation  des  Sucres  par  l'autorite  fiscale  ä  designer  par  le 
Gouvernement  de  cet  Etat. 

Cependant,  le  Gouvernement  du  pays  de  destination  pourra,  pour  plus  de 
sürete,  exiger  la  garantie  additionnelle  d'un  visa  consulaire,  en  tant  qu'il  s'agit 
de  Sucres  provenant  d'un  Etat  non- Contractant. 

Art.  5.  Les  certificats  devront  indiquer: 

(a.)  L'espece  et  la  quantite  des  Sucres ; 

(b.)  L'espece,  le  nombre  et  les  marques  des  colis; 

(c.)  Le  pays  d'origine  ou  de  provenance,  et  le  pays  de  destination  de  la 
marchandise ; 

(d.)  Le  mode  de  transport  (chemin  de  fer,  navire,  bateau,  &c.). 

Ces  certificats  seront  valables  pendant  un  laps  de  temps  ä  fixer  pai* 
l'autorite  qui  les  aura  delivre's  mais  qui  ne  pourra  exce'der  un  an  (non  compris 
le  temps  pendant  loquel  les  Sucres  auraient  sejourne  en  entrepot). 
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Art.  G.  Pour  les  Sucres  prepares  dans  les  Etats  non  -  Contractants,  le 
certificat  devra  enoncer,  en  outre,  qu'ils  proviennent  d'une  usine  ne  travaillant 
pas  de  Sucres  originaires  d'un  Etat  auquel  s'applique  le  droit  special  ou  la 
Prohibition. 

Art.  7.  Le  certificat  perdra  sa  valeur  si,  en  cours  de  transport,  la  mar- 
chandise  a  e'te'  transborde'e  dans  un  Etat  qui  donne  des  primes.  II  pourra, 
toutefois,  etre  accorde'  des  exceptions  en  cas  de  force  majeure  ou  lorsqu'il 
s'agira  de  sucres  provenant  d'Etats  Contractants  qui  transitent  par  ces  pays 
dans  des  conditions  qui  garantissent  leur  identite. 

La  Commission  a  decide'  en  outre  de  ne  pas  arreter  un  modele  uniforme 
de  certificat  d'origine.  Elle  croit  qu'il  est  prefe'rable  de  laisser  ä  chaque  Etat 
le  soin  de  re'diger  la  formule  a  employer,  ä  la  condition  que  le  certificat  con- 
tienne  toutes  les  indications  mentionnees  aux  Articles  5  et  6  ci-dessus. 
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Nachträge  und  Berichtigungen. 

Seite  5  Anm.  2.     Leroy-Beaulieu  II  p.  322  sq.  statt  p.  584  ig. 

Seite  7  Anm,  1  hinter  ,,§§  76  u.  78"  zu  setzen:  „u.  90". 

Seite  7  Anm.  2;  S.  10  Anm.  2;  S.  13  Anm.  4;  S.  34  Anm.  3; 
S.  35  Anm.  1  hinter  Leroy-BeauUeu  einrücken:  I. 

Seite  21.  Zusammenstellung-  der  aus  Anlass  der  Brüsseler  Zucker- 
konvention in  Frankreich  und  den  französischen  Kolonien  eingfeführten 
Zolltarifanderungen  in  „Deutsche  Zuckerindustrie"  1903,8. 1 764 — 1 766. 

Seite  26.     Vgl.  Zusatz  zu  S.   128  u.  324, 

Seite  32.  Über  jetzige  Reciprozität  von  Britisch -Westindien, 
Britisch-Guiana  und  Trinidad  in  den  Vereinigten  Staaten  vgl.  S,  473, 

473»  484—485- 

Seite  36  Anm.  2  hinter  Leroy-Beaulieu  einrücken:  (4.  Aufl.). 

Seite  39.  Zu  dem  spanischen  Zuckersteuergesetz  ist  ein  Regle- 
ment für  Veranlagung,  Verwaltung  und  Erhebung  der  Zucker- 
steuern  vom   9.  VII.  1903  ergangen.     D.  H.  1903,    S.   1363 — 1366. 

Seite  46,  47.  Nach  der  Umfrage  der  Internationalen  Ver- 
einigung für  Zuckerstatistik  v.  9-/1 9.  XII.  1903  betrug  die  Zucker- 
produktion in  metrischen  Tonnen 


1.  Deutschland  ,     . 

2.  Österreich-Ungarn 

3.  Frankreich 

4.  Belgien 

5.  Holland 

6.  Schweden. 

7.  Russland   . 

8.  Dänemark 


1903/1904 

voraussichtlich 

1897320 

I 163000 

778200 

199200 

T23200 

106380 

1  160660 

48000 


I 902/ I 903 

1750670 

1050900 

823600 

200000 

102400 

73400 

1 169ÖOO 

37000 

„Deutsche  Zuckerindustrie"  1903,  S.  2011. 
Seite  54.  Portugal  hat  den  Einfuhrzoll  für  Zucker  aus  der 
portugiesischen  „Provinz"  Mozambique,  wenn  derselbe  auf  portu- 
giesischen Schiffen  eingeführt  wird  oder  wenn  der  Ausfuhrhafen 
einer  regelmässigen  portugiesischen  Schiffsverbindung  entbehrt,  laut 
Gesetz  vom  7.  V.  1903  und  den  Einfuhrzoll  für  (gewisse  Quantitäten 
von)  Zucker  von  den  portugiesischen  Inseln  San  Miguel  und  Terceira 
(Azoren)  laut  Gesetz  vom  15.  VII.  1903  auf  50^/0  des  Einfuhrzolles 
von  fremdem  Zucker  ermässigt  (D.  H.  1903,  S.   1033  und  1209). 
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Seite  58.  Der  Reciprozitätsvertrag  der  Vereinigten  Staaten 
mit  Kuba  ist  inzwischen  in  Kraft  g-etreten,    Vg"l.  S.  480  fg. 

Seite  80  u.  82  Anm.  1.  §  80  des  deutschen  Reichsg-esetzes 
V.  27.  V.  1896  tritt  g-eraäss  §  16  des  deutschen  Reichs-ZoUtarif- 
gfesetzes  v.  25.  XII.  1902  ausser  Kraft,  sobald  letzteres  Gesetz  in 
dem  nach  §  16  desselben  durch  Kaiserliche  Verordnung-  mit  Zu- 
stimmung- des  Bundesrates  zu  bestimmenden  Zeitpunkte  in  Geltung- 
tritt. Der  diesem  neuen  Zolltarifg-esetz  beigefügte  Zolltarif  bestimmt 
aber  in  Nummer  176  {174)  gleichfalls,  dass  der  ZuckereinfuhrzoU 
von  ausländischem  Zucker  40  Mk.  pro   100  kg  betragen  soll. 

Seite  82.  Art.  3  des  deutsch.  Reichsgesetzes  v.  6.  I  1903  ist 
während  der  Dauer  der  Geltung  der  Brüsseler  Zuckerkonvention 
fiir  den  Einfuhrzoll  von  unprämiiertem  Zucker  auch  aus  solchen 
Nicht -Verbandstaaten  massgebend,  welche  keine  Meistbegünstigung 
geniessen.  Auch  für  den  Zucker  aus  letzteren  Staaten  beträgt  der 
Einfuhrzoll  jetzt  also  nur  18  Mk.  80  Pf,  bzw.  18  Mk.  40  Pf.  pro 
100  kg.  So  auch  ein  im  Einvernehmen  mit  dem  Reichskanzler 
ergangener  Runderlass  des  preussischen  Finanzministers  vom 
Dezember  (?)  1903.     „Deutsche  Zuckerindustrie"    1903,  S.  1958. 

Seite  84  Anm.  1.  Dazu  österreichische  Ausführungsverordnung, 
betr.  die  Zollbehandlung  von  Zucker,  v,  20.  VIII.  1903  u.  öster- 
reichische Ausführungsbestimmungen  zum  Zuckersteuergesetz  v. 
29.  VIII.  1903  (D.  H.  1903,  S.  1196 — 1202). 

Seite  89  Anm.  3.  Eine  Königl.  Verordnung  v.  26.  VIII.  1903 
hat  einen  Überzoll  von  5^3  Francs  angeordnet  (D.  H.  1903,  S.  1208). 

Seite  106.  Laut  Beschluss  des  Aufsichtsrates  der  Verkaufs- 
vereinigung  deutscher  Zuckerraffinerien  vom  November  1903  ist 
das  neue  Kartell,  welches  bis  1.  III.  1904  gelten  sollte,  schon  vom 
I.  I.  1904  ab  ausser  Geltung  gesetzt  worden.  Nationalzeitung 
v.   15.  XI.   1903.     „Deutsche  Zuckerindustrie"    1903,  S.  1801. 

Seite  110  Anm.  1.     Dureau,  p.  66. 

Seite  112.     Vgl,  auch  Dureau,  p.  68,  77;  p.  74,  76. 

Seite  126.  Verordnung  der  Britisch-Indischen  Regierung  über 
den  Ursprungsnachweis  bei  der  Einfuhr  von  Zucker  v.  14.  VIII.  1902 
(D.  H.  1902,  S.  953).  Zucker  ohne  Ursprungsnachweis  zahlt  den 
höchsten  durch  General-  oder  Spezial-Order  festgesetzten  Ausgleichs- 
zoll. Der  höchste  Ausgleichszoll  ist  zur  Zeit  dem  argentinischen 
Zucker  auferlegt.  Zusammenstellung  der  Zucker -Ausgleichszölle 
Britisch-Indiens  in  Colonial  Import  Duties  1903  (Cd.  181 1),  p.  4^3 — 444. 

Seite  128,  129.  Durch  das  Gesetz,  betr.  Abänderung  des 
indischen   Tarifgesetzes,  vom   28.  VIII.   1903  (D.  H.   1903,    S.   1374 
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bis  1375)  ist  —  unter  Abänderung-  des  Artikels  8A  Absatz  (1)  des 
Tarifg-esetzes  von  1899  —  bestimmt  worden,  dass  die  Ausg*leichs- 
zölle  nicht  mehr  bloss  g^eg-en  Ausfuhrprämien,  sondern  auch  gegen 
Herstellungsprämien  aufgelegt  werden  können.  Ferner  sollen  nach 
dieser  Novelle  —  unter  Abänderung  des  Tarifgesetzes  von  1902  — 
die  Ausgleichszölle,  welche  wegen  Prämien  oder  ÜberzoUes  am 
31.  VIII.  1903  zu  erh< 'jen  gewesen  wären,  trotz  Wegfalles  ihrer 
Voraussetzung  noch  bis  zum  1.  III.  1904  weiter  erhoben  werden. 
Dem  General-Gouverneur  im  Rate  ist  aber  vorbehalten,  die  für  die 
Übergangszeit  bis  zum  i.  III.  1904  vorgesehenen  Ausgleichszölle 
herabsetzen  zu  können  und  die  betreffenden  Bestimmungen  zu  er- 
gänzen und  abzuändern. 

Unter  dem  2.  XII.  1903  sind  die  britisch-indischen  Zucker-Zu- 
schlagszölle für  allen  Zucker  aufgehoben  worden,  welcher  in  den 
an  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  beteiligten  Staaten  nach  dem 
31.  VIII.  1903  erzeugt  und  weder  in  den  Häfen  eines  der  Kon- 
vention nicht  beigetretenen  Staates  verschifft,  noch  durch  einen 
solchen  durchgeführt  worden  ist  (Erklärung  des  Staatssekretärs  des 
Innern  im  deutschen  Reichstage  vom  12.  XII.  1903.  —  „Deutsche 
Zuckerindustrie"    1903,  S.  1958.) 

Seite  158.  Französische  Verordnung  v.  28.  V.  1903,  durch 
welche  angeordnet  ist,  dass  die  Brüsseler  Zuckerkonvention  nebst 
Schlussprotokoll  in  Wirksamkeit  treten  soll  (D.  H.   1903,    S,   1371). 

Seite  159.  Laut  Bekanntmachung  des  deutschen  Reichskanzlers 
vom  4.  IX.  1903  sind  Luxemburg  und  Peru  vom  i.  IX.  1903  ab 
der  Brüsseler  Zuckerkonvention  beigetreten. 

Seite  159.  Laut  französischer  Verordnung  v.  21.  VIII.  1903 
finden  die  Vorschriften  der  französischen  Verordnung  v.  28.  V.  1903, 
durch  welche  die  Brüsseler  Zuckerkonvention  nebst  Schlussprotokoll 
vom  I.  IX.  1903  ab  in  Wirksamkeit  gesetzt  wurde,  auch  auf  die 
französischen  Kolonien  und  die  französischen  Schutzgebiete  in 
Hinterindien  Anwendung  (D.  H.  1903,  S.  1371). 

Seite  161.  Da  Hongkong  britische  Kronkolonie  ist,  muss  der 
dort  hergestellte  Zucker  gemäss  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  in 
Tongking  (französsich  Indo-China)  zum  niedrigsten  Einfuhrzolle  zu- 
gelassen werden.  Mit  Unrecht  hat  die  französische  Zollverwaltung 
in  Tongking  die  Einfuhr  jenes  Zuckers  verboten,  unter  der  Bei- 
hauptung,  Hongkong  sei  eine  britische  Selbstverwaltungskolonie 
(Times  v.  22.  1.  1904). 

Seite  178  Anm.  4  a.  E.  Im  Hinblick  auf  den  Zuschlagszoll 
Kanadas  gegen  deutsche  Waren  (vgl.  S.  412  Anm.  i)  hat  Kanada 
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angeordnet,    dieser    Zuschlagfszoll    solle    auch    Anwendung    finden, 
wenn  die  nach  Kanada  eingeführten  Waren 

1.  in  Grossbritannien  oder  in  einem  dritten  Lande  aus  Roh- 
stoffen oder  Halbfabrikaten  hergestellt  seien,  die  dorthin  aus 
Deutschland  eingeführt  worden  seien,  sofern  der  wirkliche  Markt- 
wert des  von  dem  Exporteur  in  Deutschland  an  den  Importeur  in 
Grossbritannien  oder  dem  dritten  Lande  verkauften  Rohstoffes  oder 
Halbfabrikates  mehr  als  50 "/o  des  Wertes  des  Fabrikates  aus- 
mache, wie  dasselbe  zur  Ausfuhr  nach  Kanada  fertig  sei; 

2.  in  Deutschland  aus  Rohstoffen  oder  Halbfabrikaten  fertig 
gestellt  seien,  welche  aus  einem  anderen  Lande  nach  Deutschland 
verbracht  seien. 

(Customsmemorandum  des  Zollkommissars  in  Ottawa  entsprechend 
dem  Kabinettsbeschluss  v.28.  XL  1903.  —  Nationalzeitung  vom  8.  L 1 904). 

Seite  180,  181  Anm.  1.  HinsichtUch  der  Ausgleichszölle  gegen 
Zuckerprämien  und  der  Ursprungszeugnisse  u.  s,  w.  vgl,  für  die 
Niederlande  Königl.  Verordn,  v,  22.  VIH.  1903  (Ausgleichszölle) 
und  V.  7.  X.  1903  (Ursprungszeugnisse);  für  Schweden  Königl. 
Verordn.  v.  29.  VIII.  1903  (D.  H.  1903,  S.  1297,  1298  u.  S.  1332, 
1333)'  —  Deutschland  erfordert  bei  Zucker-Einfuhren  aus  britischen 
Kronkolonien  nicht  konsularische  Beglaubigung  der  Ursprungs- 
zeugnisse. Der  deutsche  Delegierte  erklärte  dies  auf  Grund  ihm 
erteilter  Ermächtigung  in  der  21.  Sitzung  der  ständigen  Kommission 
(„Deutsche  Zuckerindustrie"   1903,  S.  1800). 

Seite  184  Anm.  3.  Nach  einem  französischen  Gesetze  v.  22.  VII. 
1903  zahlt  in  Algier  seit  dem  i.  IX.  1903  Zucker  jeder  Herkunft, 
welcher  zum  dortigen  Verbrauch  bestimmt  ist,  —  unabhängig  von 
den  im  französischen  Mutterlande  auf  ausländischem  Zucker  ruhenden 
Zollzuschlägen  —  eine  Abgabe  von  24  Francs  für  100  kg  (raffi- 
nierten Zuckers)  von  rohem  und  raffiniertem  Zucker  und  eine  Ab- 
gabe von  26  Francs  für  100  kg  (effektives  Gewicht)  von  Kandis- 
zucker (D.  H.   1903,  S.  1370). 

Seite  189  Anm.  4.  Für  Martinique,  Französisch-Hinterindien 
und  die  französischen  Besitzungen  in  der  Südsee  sind  je  drei  Ver- 
ordnungen der  französischen  Regierung  vom  21.  VIIL  und  vom 
19.  X.  1903  ergangen.  In  den  anderen  französischen  Kolonien, 
welche  dem  Gesetze  vom  i  i.I,  1892  unterworfen  sind,  istauch  das  Gesetz 
vom28.I.  1903  massgebend  geworden  (D.H.  1903,  S.  J371,  1451,  1452). 

Seite  194  Anm.  2.  In  Gemässheit  des  russischen  Zuckersteuer- 
gesetzes V.  12.  V.  1903  Ziff.  VII  ist  die  Verfugung  des  russischen 
Finanzministers  v.  21.  VII.  1903  ergangen  (D.  H.  1903,  S.  1367). 
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Seite  195  Anm.  3  (196).  Vgfl.  die  Übersicht  der  Ausfuhr- 
Eisenbahnfrachten  für  Rohzucker  und  Raffinade  in  Österreich^ 
Ungarn  und  Deutschland  in  „Deutsche  Zuckerindustrie''  1903,  S.  1838. 
und  die  neuerHchen  diesbezüg-Uchen  Beschlussanträge  des  öster- 
reichischen Staatseisenbahnrates  ebenda,  S.   1957 — 1958, 

Seite  231  Anm.  1.  Siehe  den  Gesetzentwurf  jetzt  in  ,.Deutsche 
Zuckerindustrie"   1904  S.  174 — 175. 

Seite  275.  Über  jetzige  Reciprozität  von  Britisch-Westindien^ 
Britisch-Guiana  und  Trinidad  in  den  Vereinigten  Staaten  vg-l.  S.  473^ 
473,  484—485. 

Seite  320  Anm.  2.     Vg-l.  den  Zusatz  zu  S.  46,  47. 

Seite  324  Anm.  1.  Vg"l.  Zusatz  zu  S.  128,  129.  Seit  der  dort 
erwähnten  Tarifg-esetz-Novelle  vom  28.  VIII.  1903  richtet  sich  auch 
der  Indien  Tariff  Act  gegen  Erzeugungs-  und  Ausfuhrprämien. 

Seite  412  Anm.  1.  Durch  das  deutsche  Reichsgesetz  vom 
u.V.  1898  ist  dem  deutschen  Bundesrate  die  Ermächtigung  erteilt 
worden,  den  Angehörigen  und  Erzeugnissen  Grossbritanniens  und 
der    britischen    Kolonien    und    Besitzungen    für    die   Zeit    bis    zum 

30.  Vn.  1899  die  Meistbegünstigung  zu  gewähren.  Diese  Er- 
mächtigung des  Bundesrates  ist  durch  weitere  Reichsgesetze  wieder- 
holt verlängert  und  demselben  durch  Reichsgesetz  vom  23.  XII. 
1903  für  den  Zeitraum  vom  1.  I.  1904  bis  31.  XII.  1905  gegeben 
worden.  Der  Bundesrat  hat  laut  Bekanntmachung  des  Reichs- 
kanzlers vom  30.  XII.  1903  auf  Grund  des  letzteren  Gesetzes  an- 
geordnet, dass  die  Geltungsdauer  der  in  der  Bekanntmachung  vom 
II.  VI.  1901    enthaltenen    Bestimmungen    für    die   Zeit    nach    dem 

31.  XII.  1903  bis  auf  weiteres  zu  verlängern  ist,  d.  h.  dass  die 
Meistbegünstigung,  wie  bisher,  bis  auf  weiteres  für  alle  Teile  des 
britischen  Reiches  mit  Ausnahme  von  Kanada  fortdauern  soll 
(Reichsgesetzblatt  No.  48  v.  30.  XII.  1903).  —  Die  deutsche  Re- 
gierung soll  der  britischen  Regierung  unter  dem  30.  XII.  1903 
mitgeteilt  haben,  sie  erhebe  nicht  mehr  auf  Grund  des  Meist- 
begünstigungsrechtes Einwendungen  dagegen,  dass  Grossbritannien 
und  die  britischen  Kolonien  in  ihren  Tarifen  einander  Bevor- 
zugungen gewährten.  Der  bisherige  modus  vivendi  soll  darauf 
(auch  von  britischer  Seite)  erneuert  worden  sein,  dergestalt,  dass 
Deutschland  in  Grossbritannien  und  den  britischen  Kolonien  — ' 
abgesehen  von  Kanada  —  Meistbegünstigung  im  Vergleich  mit 
fremden  Staaten  geniesst.  Deutschland  soll  femer  den  Wunsch 
ausgesprochen  haben,  dass  nunmehr  auch  seine  Handelsbeziehungen 
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ZU  Kanada  im  Weg-e  der  Vereinbarung-  wieder  entsprechend  denen 
zu  den  anderen  Teilen  des  britischen  Reiches  gestaltet  werden. 
■(Vossische  Zeituug-  v.   13.  I.  1904  u.  Nationalzeitung"  v.   14,  I.   1904) 

Seite  433,  434.  Nach  dem  deutschen  Reichs-Zolltarifgesetze 
vom  25.  Xir.  1902  §  1  Abs.  3,  welches  nach  §  16  in  dem  durch 
Kaiserliche  Verordnung-  mit  Zustimmung*  des  Bundesrates  zu  be- 
stimmenden Zeitpunkt  in  Kraft  tritt,  sollen  auf  die  Erzeugnisse 
der  deutschen  Zollausschlüsse  die  vertragsmässigen  Zollbefreiungen 
und  Zollermässigungen  Anwendung  finden,  soweit  nicht  der  Bundes- 
rat Ausnahmen  vorschreibt.  Die  getroffenen  Anordnungen  sind 
■dem  Reichstage  sofort  oder,  wenn  er  nicht  versammelt  ist,  bei 
seinem  nächsten  Zusammentritte  mitzuteilen.  Sie  sind  ausser  Kraft 
zu  setzen,  wenn  der  Reichstag  die  Zustimmung  nicht  erteilt.  Den 
Erzeugnissen  der  deutschen  Kolonien  und  Schutzgebiete  können 
•die  vertragsmässigen  Zollbefreiungen  und  Zollermässigungen  durch 
Beschluss  des  Bundesrates  eingeräumt  werden. 

Seite  480, 481.  Der  Reciprozitätsvertrag  der  Vereinigten  Staaten 
mit  Kuba  ist  erst,  nachdem  die  Bekanntmachung  des  Präsidenten 
der  Vereinigten  Staaten  vom  17.  XII.  1903  erfolgt  ist,  veröffentlicht 
worden.  Ausser  der  schon  früher  bekannt  gewordenen  Zollermässi- 
gung zu  Gunsten  des  nach  den  Vereinigten  Staaten  eingeführten 
kubanischen  Zuckers  und  dem  Ausschluss  solcher  Zollermässigung 
für  den  aus  dritten  Ländern  in  die  Vereinigten  Staaten  eingeführten 
.Zucker  (vgl.  S.  58 — 59,  480,  483)  ordnet  dieser  Reciprozitätsvertrag 
folgendes  an: 

1 .  Die  Boden-  und  Gewerbeerzeugnisse  der  Vereinigten  Staaten 
und  Kubas,  welche  bisher  bei  der  Einfuhr  nach  Kuba  oder  in  die 
Vereinigten  Staaten  Zollfreiheit  genossen,  sollen  weiter  zollfrei  bleiben; 

2.  die  zollpflichtigen  Boden-  und  Gewerbeerzeugnisse  von  Kuba 
geniessen  bei  der  Einfuhr  in  die  Vereinigten  Staaten  eine  Ermässi- 
gung von  20 0/0  des  jeweilig  gültigen  Zolltarifes  derselben; 

3.  in  Kuba  geniessen  eine  Reihe  wichtiger,  im  Reciprozitäts- 
vertrage  aufgeführter  Boden-  und  Gewerbeerzeugnisse  der  Vereinigten 
Staaten  Zollermässigungen  von  2  5  0/0 — 40%  und  alle  übrigen  zoll- 
pflichtigen Boden-  und  Gewerbeerzeugnisse  der  Vereinigten  Staaten 
—  mit  Ausnahme  des  Tabaks  —  Zollermässigungen  von  20 0/0; 

4.  die  so  für  den  gegenseitigen  Verkehr  ermässigten  Zölle  sollen 
gegenüber  der  Einfuhr  aus  anderen  Ländern  Vorzugszölle  sein, 
•d.  h.  sie  dürfen  anderen  Ländern  nicht  gewährt  werden. 

(Vgl.  „Deutsche  Zuckerindustrie"   1904  S.  45,  46). 
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Ägypten  59, 

Altersvorrang  der  Rechte  362,  363. 

Anti  -  Ausfuhrprämien  -  Klauseln     in 

Handelsverträgen  309  Anm.  1,  645 
Anm.  4. 

Arbeiterbevölkerung,  staatliche  und 
internationale  Interessen  der  —  492, 
500—502,  516  Anm.  1,  529,  551, 
558 — 559;  britische  — ,  Stellung  zu 
der  Zuckerprämienfrage  145,  zu  der 
Retaliations-,  Schutz-  und  kolonialen 
ßevorzugungspolitik  534,  541,  543. 

Argentinien  60,  51. 

Ausbreitung,  räumliche,  der  Zucker- 
produktion 1 — 3. 

Ausfuhr  von  Rübenzucker;  Ausfuhr- 
länder48;  Steuerbefreiung66;  Steuer- 
rückvergütung 67;  fiskalische  Prämien 
68—71;  Kartell- Prämien  97;  Steige- 
rung der  —  durch  Überzölle  und 
Kartell- Prämien  109—1 13;  —  aus  den 
Ausnahmsstellung  geniessenden  Ver- 
bandstaaten 172,  nach  eigenen 
Kolonien  170;  Kontrolle  der  —  231; 
sonstige  (Rohr-)  Zucker  -  Ausfuhr- 
länder 14;  25—33,  161;  10,  34—37, 
168;  267,  268. 

AusfUhrungszwang  von  Patenten, 
internationalrechtlich  zugelassener — 
502  Anm.  1,  516  Anm.  l. 

Ausgleichszölle  118—130,  200—205, 
532 — 533 ;  —  trotz  Meistbegünstigung 
23,  140-141,  144,  149,  155—156, 
265—267;  272—280,  287,  295—299, 
827—337;  rechtliche  Zulässigkoit  von 
—  278-280  (anders  275—277),  297 
bis  299  (anders  287,  29.i),  302—304 
Eanfmann,  Welt-Zuckerindustrie. 


(anders  306),  308, 337—346 ;  zulässiges 
Mass  346;  Erledigung  von  Streitig- 
keiten über  — ,  speziell  der  Verband- 
staaten 346—351 ;  geplante  —  in 
Deutschland  114  und  Grossbritannien 
114—118,  273,  532—533;  —  in  Ver- 
einigten Staaten  118—122,  273,  274 
bis  280;  in  ßritisch-Ostindien  123  bis 
129,  149—150,  273;  in  Britisch-Süd- 
afrikanischem Zollverein  129 — 130; 
Unzulänglichkeit  der  staatlichen  — 
130—132;  internationale  —  134—135, 
140—141,  180  Anm.  1,  202—203, 
302—309;  —  gegen  Russland  326 
bis  327 ;  Proteste  gegen  —  der  Ver- 
einigten Staaten  275,  309—310, 
Britisch- Ostindiens  309—310,  der 
Brüsseler  Zuckerkonvention  309, 
311— 3  2. 
Australien  48,  385;  Commonwealth  of 
—  27—29,  60,  469  Anm.  1;  Verhältnis 

zwischen  Commonwealth und 

den  Einzelstaaten  desselben  399 — 401; 
Stellung  zu  der  interkolonial -bri- 
tischen Bevorzugungspolitik  543. 

Balf  our ,  Kabinett  -  Retaliationspolitik 
533. 

Belgien  3,  46;  Steuer  und  Prämie 
88—90;  Kartell  108;  Beteiligung  an 
den  internationalen  Zuckerkonven- 
tionen 133,  135,  139,  146,  151,  152; 
— s  Regierung  Organ  des  int. 
Zuckerverbandes  224;  frühere  ver- 
tragsmässige  Gleichstellung  mit 
Grossbritannien  in  britischen  Ko- 
lonien 387—388,  397,  401;  Verhältnis 
zu  Kanada  388,  389. 
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Binnenzölle  in  Deutschland  423,  427, 
454,  464  Anm.  1,  469  Arnn.  1;  in 
Nordamerika  421 ;  in  Australien  469 
Anm.  1;  in  Österreich- Ungarn  87. 

Brasilien  59,  60;  Beteiligung  an  der 
Londoner  Zuckerkonferenz  138 — 139; 
Kiistenfrachtfahrt  391. 

Bremen,  Bremerhaven  Freihafen, Zoll- 
ausschluss  488. 

Britische  Kronkolonien  31—33,  139; 
160—162,  169;  Nichtbeitritt  zur 
Brüsseler  Z. -Konvent.  161;  Stellung 
im  britisch.  Reich  386. 

Brltlsch-Ostindien  1,  25—27;  Aus- 
gleichszölle 123—129,265—267,  590; 
Aufhebung  derselben  gegenüber  den 
Brüsseler  Zucker -Verbandstaaten 
129,  170,  589;  Nichtbeitritt  zur 
Brüsseler  Z. -Konvent.  161;  Meist- 
begünstigungsverhältnisse 266  Anm. 
4,  271  Anm.  2;  Stellung  zum  Mutter- 
land 385. 

Britische  Protektorate,  —  Ausland  im 
Hinblick  auf  Strafklausel  gegen 
Prämien  201—202. 

Britische  Selbstverwaltungskolonien 
27—81,  139,  160—167,  169;  Nicht- 
beitritt zur  Brüsseler  Z.-Konvent. 
161 ;  internationalrechtliche  Bindung 
der  fiskalischen  Beziehungen  des 
Mutterlandes  gegenüber  —  161,  162, 
193;  Prämien-Strafklausel  gegen  — 
anzuwenden  seitens  der  anderen  Ver- 
bandstaaten 164,  165,  271,  aber  nicht 
seitens  Grossbritanniens  162 — 167, 
271 ;  Meistbegünstigungsverhältnisse 
271;  interkoloniales  Vertrag- 
schliessungsrecht 385  Anm  2;  föde- 
ratives Verhältnis  zum  Mutterland 
386,  403;  Auslands- Verträge  durch 
Reichsregierung  385—386,  397—398; 
internationale  Verantwortlichkeit  des 
britischen  Reiches  für  —  398—401; 
koloniale  Unterordnung  u.  Beschrän- 
kung 402;  Militär-  u.  Marineverhält- 
nisse 402—403;  unmittelbare  Be- 
ziehungen der  Reichsbevölkerung  u. 
föderatives  Verhältnis  der  Reichs- 
teile 408—418. 


Britisch-Südafrikanischer  Zollverein 

31;  Ausgleichszölle  129—130;  Mit- 
glieder, Inhalt,  Verhältnis  zu  briti- 
schen w.  nicht-britischen  Nichtmit- 
gliedern  447—450;  Vorzugstarif  zu 
Gunsten  des  Mutterlandes  u.  anderer 
britisch.  Kolonien 448,  537;  eventuelle 
Bevorzugung  der  anderen  Mitglieder 
durch  Prämien  538  Anm.  2. 

Britlsch-Westindlen  32—33, 115—116; 
Interesse  an  Abschaffung  der  euro- 
päischen Zuckerprämien  137,  146; 
Reciprozität  und  Meistbegünstigung 
gegenüber  Vereinigten  Staaten  32, 
275,  472,  473,  485. 

Bundesstaat,  Zusammenfassung  von 
Staaten  im  —  877—382. 

Bureau,  ständiges  der  Zucker-Kom- 
mission s.  Geschäftsstelle. 

Chamberlain,  Wirtschaftsprogramm 
der  interkolonialen  Bevorzugung, 
Retaliations-  u.  Schutzmassnahmen 
536 — 543;  Einfluss  auf  das  Zustande- 
kommen der  Brüsseler  Z.-Konvent. 
149,  153,  290,  291. 

Chile  48,  51. 

China  1,  2;  internationale  Gemein- 
schaftsrechte in  Beziehung  auf  — 
370—371  Anm. 

Dänemark  3,  47 ;  Beteiligung  an  inter- 
nationalen Zutkerkonferenzen  138, 
144;  Ablehnung  von  Ausgleichszöllen 
gegenüber  Meistbegünstigten  306; 
Handelsvertrag  m.  Preussen  v.  1818 
440—441. 

Delegierte  in  der  ständigen  Zucker- 
komniission.  Verhältnis  zu  den 
delegierenden  Regierungen  240 — 249 ; 
internationale  Aufgabe  der  —  243; 
ein  —  für  jeden  Verbandstaat  221 
Anm.  1,  249,  257:  je  ein  —  für 
Österreich  u.  für  Ungarn  249;  Ver- 
halten zu  einem  internationalen 
Zuckerkartell  527  Anm.:  s.  Hilfs- 
delegierte. 

Ditaxes  de  distance  in  Frankreich 
73—74,  196  Anm.  3. 
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Deutschland  2—3;  Kolonialsysteni 
11—12,  38,  46;  Steuer  und  Prämie 
76 — 82;  Steuerreinerträge  u.  Zucker- 
preis 94—95,  110—111;  Überzoll  96: 
Kartell  96,  102—107,  110—112,  114, 
213;  Beteiligung  an  internationalen 
Zuckerkonventionen  138,  189,  147, 
lf>0,  152;  für  AusgrleichszöUe  trotz 
Meistbegünstigung  303,  308;  Stellung 
zur  Anwendung  der  Strafklausel 
seitens  Grossbritanniens  gegen  Prä- 
mien gewährende  britische  Selbst- 
verwaltungskolonien 163,  164;  Grün- 
dung des  Deutschen  Reiches,  Wirkung 
auf  ältere  Verträge  der  deutschen 
Einzelstaaten  378—882:  Handels- 
vertragsbeziehungen  aus  älteren 
Verträgen  Preussens  mit  d.  Türkei 
380—381,  mit  d.  Vereinigten  Staaten 
275—276,  381-382,  440  Anm.  3, 
472, 478;  DeutscherBund  419:  Binnen- 
zölle, Grenzzölle  der  Einzelstaaten 
424,  Preussens  seit  1818  427;  Zoll- 
vereine, geschichtliche  Entwickelung 
424 — 432 ;  Handelsvertragsverhältnis 
zu  Österreich  430—482,  487—439,  zu 
Frankreich  481,  (begrenzte  Meist- 
begünstigung) 486  Anm.  3,  zu  Gross- 
britannien 444  Anm.  4,  445  Anm.  8, 
591;  Zoll-  und  Handelswesen 
im  Norddeutschen  Bunde  u.  Deut- 
schenReiche432 — 484;Zollausschlüsse 
433—434;  Fortdauer  des  Zollvereins 
438;  Luxemburg  Mitglied  des  deut- 
schen Zollvereins  433;  Küstenfracht- 
fahrt  3yl,  895  Anm.  1;  Schutzzölle 
505;  Differenz  mit  Vereinigten 
Staaten  über  Bestehen  u.  Bedeutung 
der  Meistbegünstigung  440  Anm.  3, 
275—276,  381—882,  472  Anm.  1, 
484  Anm.  1 ;  frühere  vertragsmässige 
Gleichstellung  mit  Grossbritannien 
in  britischen  Kolonien  387 — 388, 
397,  401 ;  Verhältnis  zu  Kanada  388, 
389,  411—414,  591;  von  Russland 
proponierte  Vertrags  -  Zollzuschläge 
bei  künstlicher  Preis  erniedrigung 
545  Anm.  4. 

Direkte  Zuckerprätnien  s.  Prämien. 


Durchfuhr  von  Zucker,  Kontrolle 
179—180,  231. 

Eigentumsrecht  kraft  Völkerrecht 
562—564. 

Einfuhr  von  Zucker,  Kontrolle  178—180, 
231. 

Einfuhrverbot  gegen  prämiierten 
Zucker  trotz  Meistbegünstigung  23; 
140—141,144,149,155—156,265—267; 
internationale  Anordnung  eines  — 
140 — 141,  208;  in  Grossbritannien 
23,  180  Anm.  1. 

Einverleibung  eines  Staates  873 — 374. 

Eisenbahntarife,  Vorzugs  —  als  Prä- 
mien 195  Anm.  3. 

Erzeugnisse,  gezuclcerte,  Objekt  der 
Brüsseler  Konv.  175 — 176. 

Europa,  Rübenzucker  in  —  44;  Stel- 
lung des  kontinentalen  —  u.  Gross- 
britanniens im  Falle  eines  inter- 
nationalen Zuckerkartells   526 — 527. 

Fabrikationsprozess  des  Zuckers, 
internationalrechtlich  angeordnete 
Kontrolle  226—281. 

Fiskalische  Massnahmen  zu  Gunsten 
der  Zuckerindustrie  in  Europa 
51 — 53,  ausserhalb  Europas  59 — 61; 
überhaupt  195  Anm.  3.  S.  ferner 
Schutzzoll,  Überzoll,  Prämie,  Kon- 
tingentierung,Eisenbahntarife,Schiff- 
fahrtssubventionen. 

Fiskalische  Verbände.  Spezielle  — 
466 — 468;  Brüsseler  Zuckerverband 
468;  Reciprozitätsvertrag  zw.  Ver- 
einigten Staaten  u.  Kanada  470; 
Verband  des  preussisch-hessischen 
u.  des  bayerisch-württembergischen 
Zollvereins  434.  S.  auch  (allgemeiner) 
Zollverein,  Internationaler  Zucker- 
verband. 

Frankreich  3;  Kolonialsystem  7—10, 
12—18;  Zölle  u,  Zollbegünstigung 
des  Kolonialzuckers  12  fg.;  Interesse 
der  Rübenzucker-Raffinerien  14  fg.; 
Rübenzuckersteuer  15  fg.,  41,  46; 
Steuer  u.  Prämie  71—76 ;  detaxes  de 
distance  73 — 74;  Steuerreinertrag  u. 
38* 
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Zuckerpreis  94—95;  Überzoll  96; 
Kartell  96,  107—108;  Beteiligung  an 
internationalen  Zuckerkonventionen 
133,  135,  144,  147,  loO,  152;  inter- 
nationalrechtlicb  unzulässige  Prämien 
in  Form  von  Ausfuhrbescheinigungen 
197,  229— 281 ;  Küstenfrachtfahrt  H91, 
392;  Reciprozitätsabkommen  mit  d. 
Vereinigten  Staaten  440  Anm.  3, 
473  Anm.  2;  Handelsvertrags-  und 
(begrenzte)  Meistbegünstigungsbe- 
ziehungen zu  Deutschland  431,  486 
Anm.  3;  Freihandel  8;  Schutzzoll  9, 
505. 
Freihandel,  staatsrechtlich  428—424, 
427,  432,  454,  464  Anm.  1;  422,  87, 
469  Anm.  1 :  interkolonialrecbtlich 
7 — 10,  404;  in  internationalrecht- 
lichem Zollverein  423,  429—430,  449 ; 
sonst  völkerrechtlich  396  Anm.  1; 
141—142,    188,  307-309;  einseitiger 

—  Grossbritanniens  278,  280—302, 
497—498,  505,  532—535,  540. 

Oegentnassnahmen  gegen  ausländische 
(Zucker-) Prämien.      Bedürfnis    nach 

—  113 — 118;  Interesse  der  Produ- 
zenten an  (internationalen)  —  in 
Schutzzoll-  u.  in  Freihandelsländern 
523—524,  529—531;  —  Gross- 
britanniens 531  —  585,  539,  540;  Zu- 
sammenhang der  internationalen  — 
mit  der  Herstellung  internationaler 
fiskalischer,  wirtschaftlicher  Gemein- 
schaften 543 — 547.  S.  ferner  Aus- 
gleichszölle, Einfuhrverbot,  Vergel- 
tungsmassnahmen. 

Qetneinschaftäbildung  u.  -yerhältnis. 
Im  bürgerlichen  Rechte  868—865: 
Völker-  und  staatsrechliche  — , 
wichtige  Arten  von  — ,  Übersicht 
372 — 373 ;  Einverleibung  eines  Staates 
u.  Verschmelzung  von  Staaten 
373—374;  Stellung  eines  Staates 
unter  den  Schutz  eines  anderen  374 
bis  377,  482—484;  Bundesstaat  377 
bis  382,  Deutsches  Reich  379—382; 
Realunion,  Österreich- Ungarn  382  bis 
384;  koloniales  Weltreich  384—418, 


540;  Staatenbund  418—422;  allge- 
meiner Zollverein  423 — 449;  zoU- 
ausochliesscnde  internationale  Ver- 
kehrsmittelgemeinschaften 451 — 466; 
spezielle  fiskalische  Verbände  und 
Gemeinschaften  (Zuckerverband)  466 
bis  468;  Quasi  -  Gemeinschaft  und 
Reciprozität  469—487;  internationale 

—  im  Gegensatz  zu  internationalen 
individualistischen  Beziehungen  von 
Nationen  und  von  Individuen  487 
bis4s^0;  Gliedrechte  in  internationalen 

—  490;  Sonderrechte  einzelner  Ge- 
meinschafts-Mitglieder im  Verhältnis 
zum  Ausland  trotz  der  Gemeinschaft 
(426,  428-429),  4 '.6— 437,  448;  Ver- 
geltungsmassnahmen  von  einzelnen 
Mitgliedern  eines  Zollvereins  gegen 
das  Ausland  486—437;  Vergeltungs- 
massnahmcn  gegen  einzelne  Teile 
eines  Kolonialreiches  417—418;  Ver- 
hältnis einer  Zollgemeinschaft  (nicht 
Staatspersönlichkeit)  zu  einzelnen 
nicht  einbezogenen  Teilen  (Zoll- 
ausschliissen)  der  Mitglieder  427; 
Vorrang  des  —  vor  individuell- 
reciproker  Meistbegünstigung  192 
bis  198, 346—351,  355—357,  368-371, 
544;  Gründe  des  Vorranges  357—362, 
490;  Vorrang  bei  —  des  bürgerlichen 
Rechtes  363—365;  Vorrang  bei 
staatsrechtlichen  und  völkerrecht- 
lichen, erzwungenen  u.   freiwilligen 

—  365—371,  4u5— 408,  413—418, 
426—427,  435,  489,  446;  Vorrang  des 
durch  die  Brüsseler  Konvention  her- 
gestellten internationalen  Zucker- 
verband  Verhältnisses  352 — 857;  Vor- 
rang zwischen  verschiedenartigen  — 
Allgemeines  368,  364;  der  inter- 
kolonialen Gemeinschaft  vor  der 
staatlichen  Gemeinschaft  des  Mutter- 
landes oder  der  Kolonie  408 — 414; 
der  internationalen  Zollvereins- 
gemeinschaft  vor  der  staatlichen 
Gemeinschaft  mit  Zollausschlüssen 
427,  (433 >,  434—435,  446—447;  der 
internationalen  Gemeinschaft  vor  der 
(ganz    oder    teilweis)  einbegrififenen 
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interkolonialen  Gemeinschaft  390, 
395,  405—408;  14*->,  143,  160—170, 
175;  dto.  des  internationalen  Zucker- 
verbandes 41  4—4 1 6;  dto.  der  eventuell 
in  Südafrika  herzustellenden  inter- 
nationalen Zollvereinsgemeinschaft 
448;  der  internationalen  zoUaus- 
schliessenden  Verkehrsmittelgemein- 
schaft vor  der  staatlichen  oder 
internationalen  Grenzzolllinie  -  Ge- 
meinschaft 451  ige.,  459—462;  der 
Normen  der  allgemeinen  Völker- 
rechtsgemeinschaft vor  denen  der 
inbegriffenen  engeren  Gemeinschaft 
350,  556 — 557;  der  internationalen 
Weltgemeinschaft  gegenüber  Kongo- 
becken u.  China  369  Anm.  1 ;  staatliche 
u.  koloniale  —  nicht  alle  Lebens- 
seiten umfassend  406—414,  548,  551, 
550 — 561.  Vgl.  auch  „Innere"  und 
„Interkoloniale"  Beziehungen. 

Qeschäftsätelle,  ständige,  des  inter- 
nationalen Zuckerverbandes  143, 
224—225,  249  Anm.  1,  256. 

Gezuckerte  Erzeugnisse,  Objekt  der 
Brüsseler  Konv.  175 — 176. 

Qiiedrechte  in  der  internationalen 
Gemeinschaft  im  Unterschiede  von 
individualistischen  internationalen 
Beziehungen  490. 

Glukose  173. 

Grenzbeziehungen,  Vorzugsverhültnis 
vor  Meistbegünstigung  486. 

Grossbritannfen  3;  Kolonialsystem  5 
bis  7,  384—390,  396-418,  535-543; 
Fortfall  der  ünterscheidungszölle  5 
bis  6,  13,  21 :  Steuern  22:  Ursprungs- 
zeugnis 23,  180  Anm.  1:  Einfuhr- 
verbot, nicht  Ausgleichszoll  gegen 
prämiierten  Zucker  23,  180  Anm.  1, 
349  Anm.  1 ;  britische  Kolonien  und 
Brüss.  Konv.  24—25,  41,  160—167; 
Zucker-Ein-  und  Ausfuhr  49 — 51 ;  ge- 
plante Gegenmassnahmen  gegen  aus- 
ländische Zuckerprämien  114 — 118: 
Beteiligung  an  den  internationalen 
Zuckerkonventionen  133,  185,  189, 
147,  152:  meistbegünstigte  Länder 
gegenüber  —  266,   268—269:   Frei- 


handel und  wirtschaftspolitische  und 
rechtliche  Stellung  zu  ausländischen 
Prämien  (speziell  meistbegünstigter 
Länder)  187,  273,  280—302,  328—329, 
334—336,  497—498,  505,  531—543; 
insbesondere  rechtliche  Stellung- 
nahme zu  ausländisch.  Prämien  287, 
295—297,  298—299,  303-304,  308; 
Widerstreit  mit  d. Vereinigten  Staaten 
über  Bedeutung  der  Meistbegünsti- 
gungsklausel 297  Anm.  4,  484—485; 
Stellung  gegenüber  kontinental  euro- 
päischem Zuckerkartell  526—527; 
international  -  wirtschaftliche  Stel- 
lung, eventuelle  Retaliations-  und 
Abwehrmassnahmen,  Einfluss  auf 
die  Annäherung  an  internationalen 
Freihandel  mittels  Herstellung  inter- 
nationaler Rechtsgemeinschaften  531 
bis  535;  interkolonial- britische  Vor- 
zugsbestrebungen und  neue  Schutz- 
zolltendenzen 535 — 543.  Siehe  auch 
Britische — ,  Kolonien,  Konsumenten- 
interesse, Meistbegünstigung. 

Hamburg,  Freihafen,  Zollausschluss 
433. 

Handelsverträge  mit  Meistbegünsti- 
gung der  Vereinigten  Staaten  266; 
von  Britisch -Ostindien  (Grossbri- 
tannien) 266:  zwischen  Zucker  aus- 
führenden Nicht- Verbandländern  und 
Brüsseler  Zucker  -  Verbandstaaten 
nebst  Kolonien  267 — 272:  Russlands 
Vorschlag  vertragsmässiger  Zu- 
lassung von  Zuschlagszöllen  gegen 
Ausfuhrprämien  und  künstlich  über- 
niedrigte  Auslandpreiso  309  Anm.  1 
u.  545  Anm.  4:  ältere  —  Preussens 
(Bedeutung  für  das  Deutsche  Reich) 
mit  Türkei  380—381,  m.  Vereinigten 
Staaten  275—276,  .-^8 1—382,  440 
Anm.  3,  472,  473;  Erlöschen  von  — 
durch  Eintritt  eines  A^ertragsteiles 
in  anderweitc  Gemeinschaften  378, 
377,  378,  380,  387,  413,  418,  423,  425, 
437,  478:  —  einzelner  Staaten  eines 
Zollvereins  424,  428,  435—437:  Cha- 
rakter  der   —   in   der  Epoche  der 
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Entfaltung  aller  Produktivkräfte  und 
der  indiviiluellen  Konkurrenz  506 
bis  508,  545,  546;  bei  Verschieden- 
artigkeit der  Produktion  der  Ver- 
tragsteile (Vereinigte  Staaten)  473 
bis  474, 477, 5(  6—507  und  bei  Gleich- 
artigkeit derselben  474—476. 

Hawaii,  Zucker  55;  Territorium  der 
Vereinigtan  Staaten  55,  470;  Reci- 
prozitätsvertrag  m.  Vereinigt.  Staaten 
470,  479. 

Helgoland,  Zollausschluss  gegenüber 
dem  Deutschen  Reiche  433. 

Hilfsdelegierte  in  derständigen  Zucker- 
kommission 221  Anm.  1 ;  für  Kolonien 
172,  249;  ohne  Stimmrecht  249,  257; 
Bericht  der  Ansichten  der  —  258. 

Japan  48. 

Java  10—11,  34—37. 

Indirekte  Zuckerprämie  s.  Prämie. 

Individual-Beziehungen,  internatio- 
nale —  im  Gegensatze  zu  inter- 
national. Gemeinschaftsbeziehungen 
487—490. 

Individuell  -  reciproke  Beziehungen. 
Vorrang  der  Gemeinschaftsbeziehung, 
vor  —  s.  Gemeinschaftsbeziehungen, 
Meistbegünstigung,  Vorrang;  Recht 
der  Auflösung  von  —  wegen  Ein- 
gehung (Herstellung)  widerstreitender 
Gemeinschaftsbeziehungen  des  ande- 
ren Vertragsteiles  380,  443  Anm.  1, 
487,  325—326,  848—350. 

Individuen,  (reciproke  und  Gemein- 
schafts-) Beziehungen  der  —  als 
G.  genstand  internationalrechtlicher 
Regulierungen  343—344,  487—490, 
561;  —  Rechtssubjekte  und  Rechte 
der  —  nach  Völkerrecht  662—564; 
Gewerbefreiheit,  freie  Konkurrenz 
der  —  505—508. 

Industrie,  Stellung  der  —  zum  Staate 
xmd  internationales  Interesse  492, 
500,  501,  503,  510  Anm.  1,  521  fg., 
530,  643:  Schutzzölle  für  die  —  in 
der  Epoche  freier  Konkurrenz  (List) 
als  zeitAveiliger  Ausgleich  verschie- 
dener  Entwickelungsstufen   517,   in 


der  Epoche  regulierter  und  mono- 
polisierter Produktion  als  dauerndes 
Machtmittel  der  Absatz-Förderung 
517 — 518;  Handelsverträge  zum  gegen- 
seitigen Schutze  der  —  545. 
Industrielle  Kommission  zur  Prüfung 
der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der 
Vereinigten  Staaten  474,  470. 

innere  Beziehungen  der  Staaten  und 
Reiche,  Gegenstand  international- 
rechtlicher (und  ioterkolonialer)  Rege- 
lung 372,  488—490;  fiskalische  Ver- 
hältnisse, internationalrechtlich  141 
bis  143,  147—148,  150,  153—154,  in 
Beziehung  auf  Kolonialreiche  142  bis 
143,  160—167,  168—170, 175, 387,  388, 
390,  395,  396,  401,  405;  innere  Ver- 
hältnisse der  einzelnen  Teile  des 
britischen  Kolonialreiches  410—411, 
414 — 416;  innere  Verhältnisse  im 
Staatenbund  418  Anm.  1,  im  Zoll- 
verein 423,  446,  449—450;  innere 
Verhältnisse  im  allgemeinen  488  —490; 
reciproke  und  Gemeinschafts -Be- 
ziehungen der  Individuen,  von  Be- 
völkerungsschichten und  -Klassen 
und  von  den  modernen  grossen 
Organisationen  343—344,  406—408, 
492—497,  601,  502,  551,  558;  Inter- 
essenausgleich zwischen  Konsumen- 
ten und  Produzenten  523,  528,  545 
bis  547,  558,  zwischen  Arbeitern  und 
Produzenten  (Kapitalisten)  529,  558. 

Interkoloniale  Gemeinschaft  384,  408 
bis  418;  Ausschluss  der  Straf- Aus- 
gleichszölle gegen  Prämien  gewäh- 
rende britische  Selbstverwaltungs- 
kolonien seitens  Grossbritanniens 
162—167,  271,  seitens  des  britisch- 
südafrikanischen Zollvereins  130 
Anm.l,  bezüglich  Britisch- Ostindiens 
125, 128;  interkoloniale  Bevorzugung 
inwieweit  zulässig  nach  Brüsseler 
Zuckerkonvention  168—169,  im  all- 
gemeinen 387—390,  403—418,  pro- 
jektierte —  im  britischen  Reiche 
535—543.    S.  auch  Kolonien. 

Interkoloniales  Recht,  herrschaftlich 
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durch  das  Mutterland  385  oder  mehr 
föderativ  385,  896  fg.  geschaffen. 

Interkoloniale  Schiffahrt  390—395; 
Vorbehalte  390—391;  seitens  Neu- 
traler bei  Kriegführenden  391—395; 
Bedeutung  der  allgemeinen  Ofifen- 
haltung  in  Friedenszeiten  für  die 
Stellung  Neutraler  im  Kriegsfall  395. 

Interkoloniale  Vertragschliessung  385 
Anm.  2. 

Internationale  Anordnung  eines  Aus- 
gleichszolles oder  Einfuhrverbotes 
gegen  prämiierten  Zucker  von  Nicht- 
Verbandstaaten  134 — 135,  140—141; 
zulässig  trotz  Meistbegünstigung  140 
bis  141,  144,  149, 155—156,  302—309. 

Internationale  Anordnung  der  Steuer- 
kontrolle des  Zuckerproduktions- 
prozesses 135,  189—140,  146,  153. 

Internationale      Begrenzung      des 
(Zucker-)  Überzolles  141—143.  151, 
153—155,  188—191. 

Internationale  Beseitigung  der 
(Zucker-)  Prämien.  Bedürfnis  180 
bis  132;  der  indirekten  Raffinade- 
Prämien  durch  Pariser  Konv.  v. 
8.  XI.  1864  134;  aller  Fabrikations- 
imd  Ausfuhrprämien  durch  nicht 
ratifizierte  Londoner  Konv.  v.  80.  VIII. 
1888  139—143;  Abschaffung  der 
■direkten,  Verminderung  der  franzö- 
sisch, indirekten  Pr.  durch  vorbe- 
reitendes Pariser  Protokoll  v.  22.  X. 
1900  151;  aller  Z.-Prämien  durch 
Brüss.  Konv.  y.  5.  IlL  1902  194—195, 
188—189. 

Internationales  Bureau  s.  Geschäfts- 
stelle. 

Internationale  Fixierung  des  Ertrags- 
verhältnisses des  Rohzuckers  an 
Raffinade  134, 135;  526  Anm.  unter  7. 

Internationales  Interesse  der  Arbeiter, 
Konsumenten, Produzenten  s.  letztere 
Worte. 

Internationales  Recht,  soziale  Funk- 
tion des  —  218—220,  546,  552,  558 
bis  559,  561;  Zusammenhang  mit 
Wirtschaftsentwickelung  49 1  — 502, 
521—559,  565;  — und  internationale 


Kartelle  598—529,  544—547, 564, 565  ; 
Bindung  des  souveränen  Staates 
durch  —  492,  493,  519—550,  formal 
und  materiell  551 — 554;  unmittelbare 
Bindung  der  Organe  des  Staates 
durch  —  555 — 557;  Bedeutung  der 
Sprache  internationaler  Normen  für 
die  Landesgerichte  23  Anm.  2;  Gegen- 
stand der  unmittelbaren  Regelung 
durch  —  nicht  bloss  (äussere)  Ver- 
hältnisse der  Staaten,  sondern  auch 
„innere"  Verhältnisse  der  Staaten, 
Verhältnisse  von  Individuen,  von  ver- 
schiedenerlei Organisationen,  vonVer- 
einigungen,  von  Bevölkerungsklassen 
u.  s.  w.  406—409,  555—557,  559—565, 
nicht  bloss  Individual-Beziehungen, 
sondern  auch  Gemeinschaftsbe- 
ziehungen 487—490,    561,   564,   535; 

—  und  Völkerrechtstheorie  559  —565. 
S.  auch  Individuen,  „Innere"  und 
„Interkoloniale"  Beziehungen,  Ge- 
meinschaft, Völkerrecht. 

Internationaler  Rechtsweg  in  Zoll- 
streitigkeiten 545  Anm.  4. 

Internationale  Regelung  der  Zucker- 
frage.   Geschichte  der  Versuche  der 

—  133—156;  Pariser  Konv.  v.  8.  XL 
1864  134—135,  Anhang  I;  nicht  rati- 
fizierte Londoner  Konv.  v.  30.  Vni. 
1888  139—145,  Anhang  II;  Pariser 
Protokoll  V.  22.  X.  1900  150-151; 
Brüsseler  Konferenzen  v.  1901/1902 
imd  Brüsseler  Konv.  v.  5.  III.  1902 
152—156,  Anhang  III. 

Internationale  ständige  (Zucker-) 
Kommission  in  Brüssel  s.  Kom- 
mission. 

Internationale  Verhältnisse  der  Be- 
völkerungen, der  Individuen,  Ver- 
einigungen Gegenstand  internatio- 
naler Rechtsregelung  s.  Internatio- 
nales Recht,  Individuen,  „Innere" 
Beziehungen. 

Internationales  Zuckerkartell  186 
Anm.  2,  211,  524  Anm.  1.  S,  auch 
Kartell,  Zuckerkartell. 

Internationaler  Zuckerverband  der 
Staaten  152;  Ausdehnung  156 — 159, 
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170,  133, 135—139, 144, 148, 152—153; 
689(ZusatzzuS.159);  Beitritt  158—159, 
251 ;  Kolonien  der  Verbandstaaten  159 
bis  170;  Geltungsdauer  171;  Austritt 
171—172 ;  Ausnahmsstellung  der 
nicht  exportierenden  Verbandstaaten 
Italien  und  Schweden  170,  172—173, 
231 ;  Realunionsverhältnis  Österreich- 
Ungarn  382 — 384;  sachliches  Objekt 
173  fg.;  Zweck  181—191,  205—208; 
Prämienbegriff  194—195,  323—326; 
Prämien-Aufhebung  u.  -üntersagung 
193—195, 196—199, 254  und  Prämien- 
bekämpfung 200 — 203,  gegenüber 
britischen  Selbstverwaltungskolonien 
162—167;  Meistbegünstigung  inner- 
halb des  —  190—193;  Stellung  zu 
Kartellen  und  Kartellprämien  209 
bis  218,  speziell  zu  einem  inter- 
nationalen Zuckerkartell  527  Anm.; 
Zuckerstouer-Ermässigungen  infolge 
des  —  183—185;  Pflichten  der  Ver- 
bandstaaten 220—223;  Organe  223 
bis  226;  Verbandskonferenz  198,225, 
254;  Kontrolle  des  Fabrikations-  und 
Cirkulations-Prozesses  und  der  Ein-, 
Durch-  und  Ausfuhr  179—180,  226 
bis  231;  öffentliche  Kontrolle  der 
Ausführung  der  Verbandbestim- 
mungen 232;  ständige  Zuckerkom- 
raission  233 — 263;  bindende  Ent- 
scheidungen und  Feststellungen  der 
Kommission  250 — 257 ;  Mehrheits- 
prinzip bei  ßeschlussfassungen  der 
Kommission  257 — 261 ;  Abänderlich- 
keit  oder  Unabänderlichkeit,  end- 
gültige und  vorläufige  Beschlüsse 
der  Kommission  261 — 263;  Re- 
pressalien zwischen  Verbandstaaten 
196 — 199, 167;  Kriegsausbruch  zwisch. 
Verbandstaaten  263—264;  Gemein- 
schafts- (Verbands-)  Charakter  352 
bis  357;  Vorrang  des  —  vor  indivi- 
duell-reciproker  Meistbegünstigung 
355—357 ;  Protest  Russlands  328—337; 
Gründe  des  Vorranges  337 — 351,  359; 
aber  Ausschluss  der  Willkür  bei  ße- 
stimmv\ng  des  Daseins  u.  der  Höhe 
der  fremden  Prämie  undderGegen- 


massnahme  346 — 351 ;  Nachteile  eines 
blossen  internationalen  Teilver- 
bandes, erschwerte  Konkurrenz  des 
Prämienlosen  Verbandzuckers  gegen- 
über prämiiertem  (russischem)  Nicht- 
Verbandzucker  in  dritten  Nicht- Ver- 
bandstaaten (Schweiz)  132  Anm.  2. 
S.  Delegierte,  Geschäftsstelle,  Hilfs- 
delegierto,  Kommission,  Überzoll. 
Jura  quaesita  nach  Völkerrecht  562^ 
bis  565. 

Kanada  29—30,  48,  (Ontario)  60;  Ver- 
tragschliessungsbefugnisse 385 — 386; 
wirtschaftspolitisches  Verhältnis  zu 
Belgien  388,  zu  Deutschland  388,  389, 
41 1—414,  591 ;  Küstenfrachtfahrt  391, 
401;  Reciprozitätsvertragm.  Vereinig- 
ten Staaten  470, 474 — 476;  Förderung 
der  interkolonial-britischen  Bevor- 
zugungspolitik 636,  542;  Vorzugs- 
tarife zu  Gunsten  Grossbritanniens 
388,  389,  401,  475,  537  und  der 
anderen  britischen  Kolonien  537,  538. 

Kapkolonie  31,  385,  447  Anm.  3,  448. 

Kapitalkonzentration  als  Faktor  der 
Wirtschaftsentwickelung  508 — 510. 

Kartell    96—109,    109—113,    151,   498, 

509—512,  513—515; prämien  97 

bis  98,  110—113, 151,  511:  Verhältnis 
der  Vereinigten  Staaten  zu  den  aus- 
ländischen —  209  Anm.  5,  do.  Russ- 
lands 210  Anm.  2,  341  Anm.  2,  544 
bis  547,  do.  Britisch- Ostindiens  128 
bis  129;  Verhältnis  der  Brüsseler 
Zuckerkonvention  zu  den — 209 — 218, 
323 ;  internationale  Abhilfemass- 
nahmen  gegen  Missbräuche  der  — 
522  Anm.  1,  524—528,  gegen  —  in 
Nicht- Verbandstaaten  543—547;  Vor- 
züge und  Gefahren  der  —  528;  inter- 
nationale —  positive  Aufgaben  und 
Gefahren ,  internationalrechtliche 
Regulierung,  aber  nicht  Beseitigung 
der  —  527—529,  544—647,  661—565; 

internationales  Zucker 186  Anm.  2,^ 

211,  524—627.    S.  Zuckerkartell. 

Kollision  der  Rechte  im  allgemeinen 
363—365,  —  älterer  und  jüngerer  863; 
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—  aus  Staatsverträgen  362—363,  aus 
gleichartigen     und    ungleichartigen 
Staatsverträgen  3fi3,  aus  älteren  und 
jüngeren  Staatsverträgen   362 — 363; 
Vorrang   des   Inhalts   und   der  Art 
363 — 365 ;  Vorrangdes  Gemeinschafts- 
rechtes  vor  dem  individueli-recipro- 
ken  Rechte  352—362,  364,365—371; 
Vorrang  zwischen  verschiedenartigen 
Gemeinschaftsverhältnissen  363,  364. 
Vgl.    Gemeinschaft,    internationaler 
Zuckerverband,    Meistbegünstigung, 
Vorrang. 
Kolonien,  Phasen  des  Kolonialsystems 
4-12,  384—418,  535-543;    Einfluss 
der     Rohrzuckerfrage    12—39,     der 
Rübenzuckerindustrie   40—44 ;    Mit- 
einbeziehung in  die  internationalen 
Zuckerkonventionen    139,    159 — 170; 
internationalrechtliche   Normen    für 
das   fiskalische  Verhältnis  zwischen 
Mutterlandund  — 142— 143,160— 170, 
175,    Befreiung   von    Kontrolle    der 
Zuckerproduktion  170;  Kolonialpakt 
5,  386 ;  Kolonialgemeinschaft  384  fg.,   j 
potentielle  — ,  aktuelle  — ,  politische  ! 
— ,wirtschaftlich-fiskalische  Kolonial-  \ 
gemeinschaft  386— 3Ö0,  393,  395,  t96  i 
bis    418,    535-543;     Vorrang    der  \ 
Kolonialgemeinschaft  vor  individuell-  : 
reciproken  Beziehungen  zu  fremden  ! 
Staaten  387 :  vertragsmässige  Gleich-  j 
Stellung  dritter  Staaten  387,389—390;   j 
Einfluss  der  räumlich-geographischen 
Sonderung  388;  Verhältnis  der  Kolo- 
nialgemeinschaft  zu  umfassenderen 
internationalen  Gemeinschaften  390, 
895;  Schiffahrt  zwischen  Mutterland 
und  —  390 — 395;    Verträge    der   — 
mit  Mutterland   und   untereinander 
385  Anm.  2,  mit  dritten  Staaten  385 
bis  386,  401,  447  Anm.  3;  besondere 
internationale  Vertretung  der  —  401, 
172,    249;    Vergeltungsmassnahmen 
von   und    gegen   dritte   Staaten  417 
bis  418,  591,  164—167;  interkoloniale 
Vorzugstarife   9,    21,    168—169,    404 
bis  405,  537—538;  britische  —  5—7, 
18—14,  21-34,  41—44, 139, 142—143, 


160— 167, 169,266— 272, 385  fg.,  396fg.^ 
535—543;  deutsche  —  11,  38,  46,  139,. 
159,  168,  170,  401,  434;  französische 

—  7—10,  13—21,  41—44,  159,  168 
bis  169,  391—392,  401;   italienische 

—  38—39,  46,  91,  160,  170,  270; 
niederländische  —  10—11,  13,  34—37, 
41—44,  160,  168—169,  266,  391,401. 

—  (Territorien)  der  Vereinigten 
Staaten  54—57,  391,470,472;  portu- 
giesische —  391;   frühere  spanische 

—  57,  92,  391. 

Kommission  ständige,  internationale 
Zucker  —  in  Brüssel  143,  153,  224 
bis  226;  Vorgeschichte  der  —  233 
bis  240;  unmittelbar  internationales 
Organ  240;  Verhältnis  der  Dele- 
gierten u.  delegierenden  Regierungen 
240—249;  Zusammensetzung  u.  Sitz 
221  Anm.  1,  249—250;  Mehrheit  250 
Anm.  4:  Mehrheitsbeschlüsse  250^ 
bis  251,  257-261;  Berichte  252,  257 
bis  258;  Funktionen  250—257;  bin- 
dende Entscheidungen  250 — 251 ;  im 
allgemeinen  Feststellung  u.  Prüfung,^ 
nicht  Entscheidung  251 — 252;  Rechts- 
wirkung des  Schweigens  der  Ver- 
bau dstaaten  252 — 257;  Abänderlich- 
keit  oder  Unabänderlichkeit  der 
Beschlussfassung  261 — 262;  end- 
gültige und  vorläufige  Beschluss- 
fassungen 262 — 2ö3.  S.  Internationaler 
Zuckerverband,  Delegierte,  Hilfs-^ 
delegierte, 

Kongobecicen,  internationale  Gemein- 
schaftsrechte bezüglich  des  —  369^ 
Anm.  l. 

Konkurrenz,  freie  .503 — 508:  indivi- 
duelle —  505 — 506:  nationale  Be- 
schränkung der  —  505 — 508;  inter- 
nationale  nach  Grossbritannien 

505,  532,  540;  international  allge- 
meine —  —  497—498,  532,  540; 
intemationalrechtliche  Massnahmen 
zur  N'erhinderung  künstlicher  Ver- 
schiebung der  —  544—547.  S.  Frei- 
handel, Schutzzoll. 

Konkurrenz  von  Rohr-  und  Rüben- 
zucker 44—46,  53—61:  —  der  ver- 
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schiedenen  Rübenzuckerländer  46  bis 
53;  Beseitigung  der  durch  Prämien 
bewirkten  künstlichen  Verschiebung 
der  —  als  Zweck  der  Brüsseler 
Zuckerkonv.  187—191. 

Konsumenteninteresse.  Einfluss  der 
fiskalischen  u.  Kartell- Massnahmen 
auf  d.  Zuckerpreise  u.  d.  Zucker- 
konsum 51—53,  66,93—96,  110—115, 
131 — 132;  Förderung  des  —  durch 
d.  Brüsseler  Zuckei-konv.  188 — 187; 
bei  freier  Konkurrenz  der  Produ- 
zenten 507,  512-513;  bei  Monopoli- 
sierung der  Produktion  513,  520  bis 
521 ;  internationale  Interessenverbin- 
dung der  Konsumenten  186,  492, 
521—522,  speziell  gegenüber  inter- 
nationalen Produktions  -  Monopolen 
528,  in  Beziehung  auf  internationales 
Zuckerkartell  527  Anm.;  Pflichten 
des  Staates  im  allgemeinen  —  bei 
freier  Konkurrenz  u.  bei  Produktions- 
Mon(  polisierung  513—520;  Not- 
wendigkeit internationalrechtlicher 
Anordnungen  zur  Wahrung  des  all- 
gemeinen —  515—517,  529,  551,558 
bis  559,  565. 

Kontingentierung  der  Prämien  71;  — 
der  Produktion  81;  —  des  Inland- 
Zuckerkonsumquantums  in  Russland 
315 — 323,  in  Österreich-Ungarn  un- 
zulässig 85—87,  19()~197,  in  Spanien 
109,  in  Argentinien  60:  —  der 
Zuckerausfuhr  aus  dem  europäischen 
Kontinent  geplante  —  211,  nach  der 
Brüsseler  Konv.  unzulässig  527  Anm. 
S.  Kartell,  Zuckerkartell,  inter- 
nationales Zuckerkartell. 

Kontrolle  des  Zucker  -  Fabrikations- 
prozesses u.  d.  Z.-Ein-,  Durch-  u. 
Ausfuhr  226—231. 

Krieg  zwischen  Zucker- Verbandstaaten, 
Einfluss  auf  Suspension  der  Brüssel. 
Zuckerkonv.  263—264;  interkoloniale 
und  Küstenfrachtschiffahrt  der  Neu- 
tralen im  —  391—395. 

Kuba  37,  57;  Folgen  des  Erlöschens 
der  spanischen  Kolonie-Eigenschaft 
57,  92,  481;  Verfassung  der  Republik 


—  481-483;  Protektorat  der  Ver- 
einigten Staaten  über  —  482;  Re- 
ciprozitätsvertrag  mit  d.  Vereinigten 
Staaten  58—59,  473,  480—485,  591 
bis  592;  Ermässigung  des  Einfuhr- 
zolles von  kubanischem  Zucker  in 
den  Vereinigten  Staaten  58,  275,  480, 
483. 
KUstenfraclitfalirt,  Vorbehalt  der  — 
391;  Bedeutung  der  Freigabe  der  — 
in  Friedenszeiten  für  die  inter- 
nationalrechtliche Statthaftigkeit 
neutraler  —  in  Kriegszeiten  395. 

Landesangeliöriglceit     des     Zuclcers 

177—178,  590;  Kontrolle  der  —  bei 
Ein-  u.  Durchfuhr  178—180,  191. 

Landwirtschaft,  Stellung  der  —  zum 
Staate  u.  internationales  Interesse 
der  — 500— 501,  501;  Schutzölle  der 
— :  in  Epoche  freier  Konkurrenz 
nach  Listscher  nationaler  Anschauung 
unzulässig  512;  in  Epoche  regulierter 
u.  monopolisierter  Produktion 
dauerndes  Machtmittel  zu  gewinn- 
bringender Absatzsicherung  517  bis 
618. 

Luxemburg,  Beitritt  zur  Brüsseler 
Zuckerkonvention  159,  589;  Mitglied 
des  deutschen  Zollvereins  433. 

Marggraf  2. 

Meistbegünstigung  zwischen  Deutsch- 
land u.  Vereinigten  Staaten  275 — 276^ 
381—382,  440  Anm.  3,  472,  478; 
begrenzte  —  zw.  Deutschland  und 
Frankreich  486  Anm.  3;  —  zw. 
Deutschland,  bzw.  Belgien  u.  Gross- 
britannien und  britisch.  Kolonien, 
speziell  Kanada  387—389,  397,  401, 
411—414,  591;  — sverhältnisse  der 
Vereinigten  Staaten  und  Britisch- 
Ostindiens  mit  verschiedenen  Zucker 
exportierenden  Ländern  266;  —  von 
Brüsseler  Zuckerverbandstaaten  mit 
zuckerausführenden  Nicht- Verband- 
staaten 267—272,  sowie  mit  britisch. 
SelbstverwaltuDgskolonien  271—272; 
den  Zucker  betreffende  —  innerhalb 
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des  Brüsseler  Zuckerverbandes  175, 
190—193;  Bedeutung  der  —  nach 
europäischer  Auffassung  u.  nach  der 
der  Vereinigten  Staaten  278,  297 
Anm.  4,  440  Anm.  3,  478,  484—485: 
—  schliesst  nicht  aus  Gegenmass- 
nahmen  (Ausgleichszoll,  Einfuhrver- 
bot) gegen  Prämien  23,  140—141, 144, 
149,  155  -156,  264— --'e?,  272—273, 
275—280,  287,  295—299,  302-312, 
327 — 346,  speziell  Gegenmassnahmen 
der  Brüsseler  Verbandstaaten  gegen 
Prämien  von  meistbegünstigten 
Nicht- Verbandstaaten  200—203,  302 
bis  309,  309—312,  327—346  u.  von 
meistbegünstigten  britischen  Selbst- 
verwaltungskolonien 164—165,  271 
bis  272;  Gegenmassnahmen  gegen 
Prämien  trotz  —  sind  eventuell 
Pflicht  gegen  dritte  meistbegünstigte 
Staaten  340,  345—346;  aber  —  ver- 
bietet einseitige  Willkür  der  Ent- 
scheidung über  Vorhandensein  der 
Prämie  u.  über  Höhe  der  Gegen- 
massnahmen 346—351 ;  Vorrang  der 
Gemeinschaf ts Verhältnisse  vor  indivi- 
duell-reciproker  — :  so  A^orrang  des 
Brüsseler  Zuckerverbandes  192,  355 
bis  357,  361 ;  Anspruch  auf  Zulassung 
in  den  Zuckerverband  kraft  —  362; 
umgekehrt  Vorrang  des  interkolo- 
nialen (lemeinschaftsverhäl  tnisses 
von  Verbandstaaten  vor  der  Ver- 
bands-Meistbegünstigung zwischen 
den  Verbandstaaten  168 — 169,  mit 
Ausnahme  des  interkolonialen  Ge- 
meinschaftsverhältnisses von  Gross- 
britannien 161—162  u.  der  Nieder- 
lande 168:  Vorrang  vor  —  bei 
Einverleibung  u.  Verschmelzung  von 
Staaten  373;  bei  Schutzverhältnis  zw. 
Staaten  377,  484—485,  591 ;  Vorrang 
bei  Zusammenfassung  im  Bundes- 
staat 378 — 382,  bei  Realunionen 
382—383:  bei  interkolonialem  Ver- 
hältnis 387—390,405,  411— 418,  aber 
frühere,  vertragsmässige  Gleichstel- 
lung Deutschlands  u.  Belgiens  mit 
Grossbritannien  gegenüber  den  bri- 


tischen Kolonien  387—388,  401,  412 
Anm.  1 ;  Vorrang  des  Staatenbundes 
418;  des  Zollvereins  423,  426—427, 
437—439,  443—446;  spezieller  fiska- 
lischer Verbände  468;  der  Quasi- 
Gemeinschafts-,  Reciprozitätsverhält- 
nisse  477—480,  484—487;  der  inter- 
nationalen Gemeinschaften  im 
allgemeinen  490;  Bedeutung  des 
Vorranges  der  Zuckerverbandgemein- 
schaft für  die  Verbands-Gegenmass- 
nahmen  gegen  Prämien  meistbe- 
günstigter Nicht- Verbandstaaten  347 
bis  351. 
Melasse  173,  175. 

Monopol,  Produktions-  503,  508—513, 
520 — 521,  524;  internationales  — 524, 
527—528.  S.  Kartell,  Prämie,  Schutz- 
zoll, Überzoll. 

Mutterland  und  Kolonien.  S.  Inter- 
koloniale Geraeinschaft,  Kolonion. 

Nachbarländer,  Vorzugsbeziehung  von 

—  vor  Meistbegünstigung  486. 
Näherverhältnis   469—487.     S.    Reci- 

prozität. 

Napoleon  I  2 — 3. 

Natal  31,  385. 

Nationales  Interesse.  Förderung  des 
der  Produzenten  durch  Frei- 
handel in  Grossbritannien  280 — 283, 
505;  durch  Schutzzölle  u.  Prämien 
505—507,  510—511,  518,  in  Ver- 
einigten Staaten  274,  421—422,  470, 
605,  in  Russland  330—337,  505,  in 
Frankreich  9,  505,  in  Deutschland 
505,  dls  allgemeines  gleichzeitig  die 

Konsumenten    förderndes bei 

freier,  Überproduktion  ermöglichen- 
der Konkurrenz  507,  514;  allgemeines 

—  —  der  Konsumenten  bei  Mono- 
polisierung der  Produktion  514—515, 
518—519   kann   unter   gleichzeitiger 

Sicherung  des  besonderen der 

Produzenten  nur  internationalrecht- 
lich gewahrt  werden  515—517. 

Nebenerzeugnisse  der  Herstellung  u. 
Raffinierung    von   Zucker,    Objekt 
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des  internationalen  Zuckerverbandes 
175—176. 
Neufundland  385. 

Neuseeland  885;  Vorzugstarif  zu 
Gunsten  Grossbritanniens  u.  briti- 
scher Kolonien  537 — 538. 

Neutrale  Schiffahrt  zwischen  Kolonien 
u.  an  Küsten  Kriegführender  391  bis 
395. 

Neutralitäten,  bewaffnete  394. 

Nicht- Verbandstaaten  gegenüber  dem 
internationalen  Zuckerverband ; 

meistbegünstigte  —  nicht  zurück- 
gesetzt hinter  Verbandstaaten  156, 
192 ;  zuckerausführende  meistbe- 
günstigte —  267 — 272;  Verbands- 
Gegenmassnahmen  (Ausgleichszoll, 
Einfuhrverbot)  gegen  Zuckerprämien 
von  —  134—135,  140—141,  202,  zu- 
lässig trotz  Meistbegünstigung  der 
—  23,  140—141,  144,  149,  155—156, 
192,  265,  337—351,  müssen  aber 
entsprechend  sein  346 — 351;  Ver- 
hältnismässigkeit des  Einfuhrverbotes 
von  prändiertem  Zucker  in  Gross- 
britannien 349  Anm.  1. 

Niederlageverfahren  in  Beziehung  auf 
den  Zucker  228—229. 

Niederlande  3;  Kolonialsystem  10 — 11, 
34 — 37;  niederländische  Kolonien  u. 
Brüsseler  Zuckerkonv.  34,  41,  46, 
168—169,  193;  Steuer  und  Prämie 
90—91;  Beteiligung  an  den  inter- 
nationalen Zuckerkonventionen  133, 
185,  139,  147,  152;  Meistbegünsti- 
gungsverhältnisse 206  Anm.  4,  270, 
272;  Küstenfrachtfahrt  in  nieder- 
ländischen Kolonien  391. 

Norddeutsche  Bund  432. 

Österreich-Ungarn  3,  46;  Steuer  und 
Prämie  64—65,  82—88;  beabsichtigt 
gewesene  Kontingentierung  des 
Zucker- Inlandkonsumquantums  un- 
zulässig als  Prämie  bewirkend  85 — 87, 
196—197;  Übergangsgebühr  zw. 
Österreich  und  Ungarn,  64 — 65, 87  bis 
88,94,384  Anm.  1,469  Anm.  1 ;  Überzoll 
96;  Zuckerkartell    96,   98—102,    112 


bis  118, 213;  Beteiligung  an  den  inter- 
nationalen Zuckerkonventionen  138, 
139,  144,  147,  150,  152;  Sonderung 
uud  Selbständigkeit  Österreichs  und 
Ungarns  im  intern.  Zuckerverband 
(Kostenanteil,  Delegierte)  221  Anm. 2, 
249,  383,  384;  Realunionsverbältnis, 
Kollision  u.  Vorrang  in  Beziehung 
zu  anderen  Rechtsverhältnissen, 
speziell  dem  internationalen  Zucker- 
verband 382—384;  zulässige  Zuckrr- 
ZoUfreiheit  zwischen  Österreich  und 
Ungarn  trotz  Zollpflicht  der  (meist- 
begünstigten) Zuckerverbandstaaten 
193,  384;  Verhältnis  —  s  zum  Deut- 
schen Zollverein  430,  431,  437—439. 

Offene  Zuckerprämien.    S.  Prämie. 

Öffentlichlceit  als  Kontrolle  der  Durch- 
führung des  internationalen  Zucker- 
verbandsrechtes 232. 

Panamerilcanische  Annäherungsbe- 
strebungen 470,  477—478. 

Parlamente  Mitbestimmung  über  Her- 
stellung u.  erforderliche  Ausdehnung 
des  internationalen  Zuckerverbandes 
157 — 158;  rechtliche  Verantwortlich- 
keit für  die  Wahrung  des  inter- 
nationalen Rechtes  556. 

Peru  59 ;  Beitritt  zur  Brüsseler  Zucker- 
konvention 159,  589. 

Philippinen  Zucker  55—56;  Terri- 
torium der  Vereinigten  Staaten  55 
bis  56;  Küstenfrachtfahrt  u.  Schiff- 
fahrt zw.  Vereinigten  Staaten  u.  — 
391. 

Portorico  Zucker  55;  Territorium  der 
Vereinigten  Staaten  55;  Schiffahrt  zw. 
Vereinigten  Staaten  u.  —  391 ;  frühere 
Reciprozitätsbeziehung  m.  Vereinigt. 
Staaten  472. 

Portugal  Küstenfrachtfahrt  u.  inter- 
koloniale Schiffahrt  391 ;  Reciprozität 
m.  Vereinigten  Staaten  440  Aum.  3, 
473;  Vorzugs  Verhältnis  m.  Spanien 
485,  m.  Brasilien  485  Anm.  4. 

Prämien  auf  Zucker:  Ausfuhr  —  68; 
offene  u.  versteckte  oder  indirekte 
staatliche   -    69—71,    133—139,  146 
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bis  147,  151 — 153:  Erzeugungs-  und 
Ausfuhr  —  194,  324,  591 ;  Kontingen- 
tierung 71 ;  —  in  den  verschiedenen 
europäischen  Festlandsländern  71 
bis  92;  Höhe  der  —  u.  Reinertrag 
der  Zuckersteuern  92 — 95 ;  staatliche 
(der  Vereinigten  Staaten,  Britisch- 
Ostindiens  u.  des  britisch -südafrika- 
nischen Zollvereins)  u.  intLinationale 
(des  Brüsseler  Zuckerverbandes) 
Gegenmassnahmen  gegen  auslän- 
dische —  113—182,  200—203:  inter- 
nationale Aufhebung  der  —  in  den 
internationalen  Verbandsländern  184, 
139—143,  151,  193—195  und  in  bri- 
tischen Kronkolonien,  Britisch-Ost- 
indien,  britisch.  Protektoraten  161, 
162  Anm.  1,  201,  271  Anm.  2  u.  in 
niederländischen  Kolonien  168,  201; 
Feststellung  von  —  seitens  der 
ständigen  Kommission  195 — 197,  86 
bis  87,  229—281,  250—251 ;  Verfahren 
gegenüber  —  gewährenden  Verband- 
staaten 197—200,  gegenüber  Nicht- 
Verbandstaaten  203—205, 263,  speziell 
gegenüber  britischen  Selbstverwal- 
tungskolonien 164—165,  167;  —  aus 
zu  hohem  Überzoll  203,  in  d.  Ver- 
einigten Staaten  275  Anm.  2,  in 
Russland  312—323,  826—327;  Begriff 
der — im  allgemeinen,  nach  dem  brit.- 
ostindischen  Tarifakt  u.  dem  ameri- 
kanischen Dingley  Tarifakt,  nach 
dem  britisch-südafrikanischen  Zoll- 
vereinsvertrag u.  nach  der  Brüsseler 
Z.-Konvention  323-326,591:  Kartell 
—  97—98,  110—113,  151,  511;  Ver- 
hältnis der  Brüssel.  Zuckerkonven- 
tion zu  Kartell —  209—218,  323; 
Grossbritanniens  Interesse  an  Be- 
seitigung der  (Zucker)-Prämien  u, 
Stellungnahme  .87,  280—302,  328  bis 
329,  334 — 336;  Gegenmassnahmen 
u.  internationale  Aufhebungsmass- 
nahmen  in  Bezug  auf  die  Prämien 
nicht  bloss  des  Zuckers,  sondern 
aller  (zollpflichtigen)  prämiierten 
Artikel:  Stellungnahme  der  Ver- 
einigten Staaten  274—280,  118—122, 


324;  Britisch-Ostindiens  125—129, 
324;  Grossbritanniens,  Politik  Bal- 
fours  532—535  u.  Chamberlains  583, 
Anregung  Russlands  544 — 547 ;  Anti- 
Ausfuhr— klausein  in  Handelsver- 
trägen 545  Anm.  4. 

Preis  unter  freier  Konkurrenz  508, 
nach  Monopolbildung  513;  Über- 
höhung im  Inland  und  Überniedri- 
gung  mittels  staatlicher  u.  Kartell- 
Prämien  im  Ausland  113 — 118,  185 
bis  187,  209,  211,  290,  293,  302,  328 
bis  387,  544—545. 

Preussen  Innerer  Freihandel  u.  Grenz- 
zollsystem nach  Gesetz  v.  1818  427; 
Zollverein  m.  Hessen  v.  1828  428; 
Verband  dieses  Zollvereins  m.  d. 
bayerisch-württembergisch.  Zollver- 
ein 1829  429;  Begründung  des  deut- 
schen Zollvereins  1833  429;  Ein- 
wirkung auf  die  Entwickeluug  des 
deutscheu  Zollvereins  430 — 432; 
Bündnisverträge  v.  1866  432;  Grün- 
dung des  Norddeutschen  Bundes 
432;  Handelsvertragsbeziehungen  m. 
Österreich  430,  431,  437—439,  mit 
Dänemark  440 — 441,  m.  Vereinigten 
Staaten  381—382,  440—444,  mit 
Frankreich  444—446. 

Produktionskosten  508,  513;  Trans- 
portkosten als  Teil  der  —  512. 

Produktivkräfte  Epoche  der  Entwicke- 
luug aller  —  503  -  507, 5 1 2, 5 1 3;  Epoche 
der  Regulierung  u.  Monopolisierung 
der  —  503,  508—512,  513,  517—521 : 
gleichzeitige  Verschiedenheit  der 
Konkurrenz-  oder  Monopol-Stellung 
von  Produktiv-ünternehmungen  in 
verschiedenen  liändern  512;  Wahrung 
des  allgemeinen  Interesses  in  beiden 
Epochen  518,  519—521;  Notwendig- 
keit internationaler  Massnahmen  u. 
Regulierungen  515—517,  529,  551, 
5f'8 — 559;  grösseres  Produzenten- 
interesse in  Schutzzollstaaten  an 
allseitigem  Fortbestand  der  staat- 
lichen Schutzmassnahmen  als  an 
international  -  allseitiger  Aufhebung 
derselben     523—524;     international 
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allseitige  Aufhebung  vorzuziehen 
der  staatlich  einseitigen  Aufhebung 
523;  in  Freihandelsstaaten  entgegen- 
gesetzt international-allseitige  Auf- 
hebung am  vorteilhaftesten  ^21 — 522; 
Konsumenteninteresse  521,  524; 
internationale  Kartelle  u.  inter- 
nationale MonopolbiJdung  524,  527 
bis  528. 
Protektorat  201,  202,  374—377,  482 
bis  484. 

Quasi-Getneinschaft  469—487.  S.  Re- 
ciprozität. 

Raffinierter  Zucker,  internationale 
Beseitigung  der  Prämien  für  —  133 
bis  137,  174;  dem  raffinierten  Z. 
gleichgestellter  Z.  174;  erforderliche 
Verhältnismässicckeit  zw.  Überzoll 
des  — s  u.  des  Rohzuckers  189. 

Realunion  382—384. 

Rechte  erworbene  der  Individuen, 
Vereine,  Gesellschaften,  Gemein- 
schaften nach  Völkerrecht  562 — 565. 

Rechtsordnung  u.  Staat  548 — 557;  — 
u.  Volkswirtschaft  551;  —  u.  allge- 
meine Interessen  558—559.  S.  Staat, 
Volkswirtschaft,  Arbeiterbevölke- 
rung, Konsumenten,  Produktivkräfte, 
Internationales  Recht. 

Reciprozität  der  Vereinigten  Staaten 
441  Anm.  3,  443  Anm.  2,  469—485, 
591 — 592;  —  auf  der  Grundlage  des 
Schutzzollgedankens  469,  472—474, 
476—477 ;  — sklausel  440  Anm.  3,  im 
Mc  Kinley  Tarif  v,  1890  470—471, 
im  Dingley  Tarif  v.  1897  470—473, 
beseitigt  im  Wilson  Tarif  v.  1894 
470;  — sabkommen  u.  Verträge  der 
Vereinigten  Staaten:  m.  Gross- 
britannion  über  Kanada  470,  474  bis 
476,  ü.  Britisch-Westindien,  Britisch 
Guiana,  Trinidad  82,  275,  472,  473, 
484—485;  m.  Hawaii  470,  479;  m. 
Spanien  ii.  Kuba  u.  Portorico  57, 
472;  m.  Kuba  58—59,  473,  480—485, 
591-592;  m.  Deutschland  275,276,440 
Anm.  3, 472, 473;  m.  Österreich-Ungarn 


472;  m.  Frankreich  440  Anm.  3,  473 
Anm.  2;  m.  Portugal  440  Anm.  3, 
473;  m.  Italien  440  Anm.  3,  473;  m. 
Brasilien  472;  m.  Dominikanische 
Republik  472,  473;  m.  Guatemala 
472;  m.  Salvador  472;  m.  Nicaragua 
472,  478;  m.  Honduras  472;  Argen- 
tinien 473;  Ecuador  473;  m.  Däne- 
mark ü.  Insel  St.  Croix  473;  m.  den 
Tropenländern  474,  477;  m.  dem 
asiatischen  Osten  477;  Panamerika- 
nische —  470,  477—478;  —  anderer 
Staaten  485—487. 

Regel  der  Seekriege  von  1756  u.  1793 
391,  392. 

Regulierung  der  Produktion  503,  506, 
509 — 513.  S.  Kontingentierung  der 
Pr.,  Kartell. 

Repressalien  zwischen  Zucker -Ver- 
bandstaaten 196 — 199,  167 ;  —  meist- 
begünstigter fremder  Staaten  gegen 
Glieder  einer  Gemeinschaft  wegen 
Bevorzugung  anderer  Gemeinschafts- 
glieder und  umgekehrt,  eventuell 
seitens  der  ganzen  Gemeinschaft  358, 
359,  417 — 418;  —  einzelner  Staaten 
eines  Zollvereins  gegen  fremde 
Staaten  436—437. 

Retaliation,  Retorsion  s.  Vergeltungs- 
massnahmen. 

Rohrzucker,  Ausbreitung  1 — 2;  Kon- 
kurrenz m.  Rübenzucker  15,  40,  53, 
137,  143,  173;  internationale  Gleich- 
stellung im  Zoll  m.  Rübenzucker  190. 

Rohzucker  174;  Ertrag  an  Raffinade 
international  fixiert  134,  135,  526 
Anm.  Ziff.  7 ;  erforderliche  Verhältnis- 
mässigkeit zw.  —  und  Raffinade- 
Überzoll  189. 

Rübenzucker,  Ausbreitung  2 — 3; 
Emanzipation  vom  Rohrzucker  44; 
fiskalische  Unterstützung  51 ;  Kon- 
kurrenz mit  Rohrzucker  137,  143, 
173;  internationale  Gleichstellung  im 
Zoll  m.  Rohrzucker  190. 

Rumänien  47;  Beteiligung  an  inter- 
nationalen Zuckerkonferenzen  162  bis 
153. 

Russland,    Rübenzuckerindustrie    und 
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Zuckerausfuhr  3,  47—48,  312—313; 
Steuer,  Zoll,  Überzoll,  direkte  und 
indirekte  Prämie;  Kartell;  Kartell- 
und  staatliche  Produktions-K^ontin- 
gentierung  94  Anm.  4,  122  Anm.  3, 
312 — 323;  erleichterte  Konkurrenz 
mit  dem  Prämienlosen  Zucker  der 
Verbandstaaten  in  dritten  Nicht- Ver- 
bandstaaten 132  Anm.  2;  Beteiligung 
an  den  internationalen  Zuckerkon- 
ferenzen  138,  139,  147,  152;  frühere 
Stellung  — s  zur  Frage  der  Aus- 
gleichszölle gegen  Meistbegünstigte 
304—305,  308;  Ausgleichszölle  gegen 
—  205,  326-327,  387,  351;  Proteste 
— s  gegen  staatliche  u.  internationale 
Ausgleichszölle  266,  267,  309—312; 
Zulässigkeit  der  Ausgleichszölle 
gegen  — s  Prämien  trotz  — s  Meist- 
begünstigung 327—337,  337—346  bei 
Einhaltung  des  erforderlichen  Masses 
346—351;  diplomatische  Verhand- 
lungen — s  mit  den  Brüsseler  Ver- 
bandstaaten behufs  Beilegung  des 
Prämien-  und  Gegenmassnahmen- 
Streites  205  Anm.  5,  337  .Vnm.  1; 
Schutzzoll  und  Prämien politik  — s 
330—334, 336, 337, 505;  Küstenfracht- 
fahrt  und  interkoloniale  Schiffahrt 
391 ;  Vorschlag  — s  zu  allgemeinen 
internationalen  Massnahmen  gegen 
künstliche  internationale  Preiser- 
niedrigung durch  Kartelle  und  fis- 
kalische Handlungen  544 — 547;  Han- 
delsvertragsverhandlungen — s  mit 
Deutschland  über  Anti  -  Ausfuhr- 
prämienklauseln 309  Anm  1,  545 
Anm.  4. 

Sachliches  Objekt  der  Brüsseler  Zucker- 
konvention 173—176. 

Santo  Domingo  59,  472,  473. 

Saratogaabkommen  zw.  Deutschland 
und  Vereinigten  Staaten  v.  1891  276 
440  Anm.  3. 

Schiffahrt,  interkoloniale  390—395; 
Küstenfrachtfahrt  391;  —  auf  inter- 
nationalen Strömen  451—466;  — s- 
subventionen  als  Prämien  195  Anm.  3; 


Flaggen  -  Unterscheidungszölle     62 
Anm.  2. 

Schutz,  Stellung  eines  Staates  unter 
—  eines  anderen  St.  201,  202,  374 
bis  377,  482—484. 

Schutzgebiete,  deutsche.  Zollaus- 
schlüsse gegenüber  dem  deutschen 
Reiche  434. 

Schutzzoll.  Begrenzter  Zucker  —  nach 
Brüsseler  Konv.  auch  gegenüber  Ver- 
bandstaaten 187 — 190;  —  der  Ver- 
einigten Staaten  273,  274,  421—422, 
470,  505,  als  Grundlage  ihrer  Reci- 
prozitätsverhältnisse  469 fg.,  472  bis 
474;  —  und  Prämienpolitik  Russlands 
830—334,  336,  337,  505;  —  in  Frank- 
reich 9,  505,  Deutschland  505;  Ver- 
hältnis des  —  zu  individueller  freier 
Konkurrenz  506;  Bedeutung  des  — 
für  gewerbliche  Monopolbildungen 
510—511;  —  in  Epoche  freier  Kon- 
kurrenz zeitweiliger  Ausgleich  ver- 
schiedener Entwickelungsstufen  517, 
in  Epoche  der  Produktionsregulierung 
und  -monopolisierung  dauernde 
Machtmassnahme  behufs  Absatz- 
sicherung 517 — 520, 

Schweden  3,  46,  91;  Beteiligung  an  d. 
international  en  Zuckerkonventionen 
138, 139, 147, 152;  intemationalrecht- 
liche  Ausnahmestellung,  solange 
keine  Zuckerausfuhr  152,  172—173, 
231 ;  Meistbegünstigungsverhältnisse 
270—271. 

Schweiz,  ältere  Zollsysteme  424; 
Handelsvertrag  mit  Württemberg  v. 
1825  424—426;  erfolgreiche  Kon- 
kurrenz des  russischen  Prämien- 
zuckers gegenüber  dem  Prämienlosen 
Verbandszucker  in  der  —  132  Anm.  2. 

Seekrieg,  Stellung  Neutraler  hinsicht- 
lich interkolonialer  u.  Küsten-Schiff- 
fahrt 391,  S92;  bewaffnete  Neutrali- 
täten 392;  Konvention  Gross- 
britanniens u.  Russlands  v.  1801 
392—393;  Pariser  Seerechtsdeklara- 
tion V.  1856  394. 

Seerechtsdeklaration,  Pariser  v.  1856 
394. 
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Seerüstungen,  Zusammenhang  mit 
interkolonialer  u.  internationaler 
Wirtschaftspolitik  543, 

Souveränität,  staatliche  u.  inter- 
nationales Recht  492—493,  548—565, 
405—408;  —  u.  interkolooiale  Ver- 
hältnisse 384,  885,  396,  408,  409.  S. 
Staaten. 

Spanien  39,  46;  veränderte  fiskalische 
Stellung  gegenüber  den  früheren 
Kolonien  Portorico,  Kuba,  Philip- 
pinen 57,  92;  Kartell  103—109;  Be- 
teiligung an  internationalen  Zucker- 
konferenzen 138,  147,  lö2,  158,  172 
bis  173,  231;  —  für  Ausgleichszölle 
trotz  Meistbegünstigung  302 — 303; 
Küstenfrachtfahrt  391;  früherer  Re- 
ciprozitätsvertrag  m.  Vereinigten 
Staaten  für  Kuba  u.  Portorico  57, 
472;  Friedensvertrag  m.  Vereinigten 
Staaten  von  1898  481 ;  Gleichstellung 
spanischer  Schifte  mit  denen  der 
Vereinigten  Staaten  in  den  Philip- 
pinen 391;  Küstenfrachtfahrt391;  Vor- 
zugsverhältnis mit  Portugal  485. 

Staaten,  Kolonialpolitik  4—12,  384  bis 
418,  535—542,  in  Beziehung  auf 
Rohrzuckerfrage  12 — 39,  mit  Rücksicht 
auf  Rübenzuckerindustrie  des  euro- 
päischen Mutterlandes  40 — 44;  fis- 
kalische Förderung  der  europäischen 
Rübenzuckerindustrien  2 — 3,  51 — 53, 
71—96,  312—323;  Erhaltung  der 
kolonialen  Rohrzuckerindustrie  54; 
fiskalische  Förderung  in  ausser- 
europäischen  Rohr-  u.  Rübenzucker- 
staaten 59 — 61;  Vorzugs-Zuckertarif 
zwischen  verschiedenen  britischen 
Kolonien  537,  5:58;  Zollfreiheit 
(Hawaii,  Portorico)  oder  Vorzugszoll 
(Philippinen)  des  Zuckers  der  Terri- 
torien der  Vereinigten  Staaten  in 
letzteren  55,  56;  Reciprozitäts- Vor- 
zugstarif der  Vereinigtt^n  Staaten  zu 
Gunsten  des  Zuckers  von  Kuba 58, 47 3, 
480  (vgl.  auch  591)  u.  früher  desjenigen 
von Brit.- Westindien,  Britisch  Guiana 
u.  Trinidad  3.»,  275,472,  478;  Zucker- 
steuern 62—66;  Steuerbefreiung  der 


Zuckcrausfubr  66—67, 139—140,  146, 
153;  Zucker  (Ausfuhr-)Prämien  68 
bis  95,  312—323,  59—61;  Zucker- 
Überzölle  96—98,  109,  60  Anm.  4, 
122  Anm.  3,  203—205,  265,  266,  312 
bis  314,  326—327,  3:;7;  gegen  aus- 
ländische Zuckerprämien  Gegen- 
massnahmen  der  einzelnen  —  tl4 
bis  132  u.  internationaler  — Verbände 
200—  203,  1 64— 165 ;  internationale 
Aiifhebungder  Zuckerprämien  ioner- 
halb  internationaler  — verbände  1 34, 
139—143,  151,  t9i— 195  u.  innerhalb 
gewisser  Nicht- Verbandkolonien  von 
Verband—  161,  162  Anm.  1,  16S, 
201,  271  Anm.  2;  internationales 
Zusammenwirken  der  —  zur  Rege- 
lung der  (fiskalischen  u.  Kartell- 
Verhältnisse  der)  Zuckerfrage  133 fg.; 
im  allgemeinen  (nicht  bloss  für 
Zucker)  fiskalische  Schutz-  u.  Förde- 
rungsmassnahmen  der  Produktion 
505,  610,  517—518;  Pflichten  der  — 
gegen  Konsumenten  bei  Monopoli- 
sierung der  Produktion  514,  519  u. 
in  Beziehung  auf  Arbeiterinteressen 
492,  500—502,  516  Anm.  1,  529,  551, 
558—559  u.  Gegenmassnahmen  der 
—  gegen  ausländische  Schutz-  und 
Prämien-  u.  Kartellmassnahmen  521 
bis  522;  speziell  Gegenmassnahmen 
Grossbritanniens  531—535;  inter- 
nationales Zusammenwirken  der  — 
zur  allgemeinen  Abwehr  derartiger 
ausländischer  Massnahmen  und  zur 
allgemeinen  Beseitigung  oder  Ein- 
schränkung derselben  innerhalb  der 
internationalen  Verbände  522 — 531, 
543—547;  begrenzte  territoriale  Aus- 
dehnungsmöglichkeit der  —  498  bis 
499;  —  u.  Volks-  u.  Weltwirtschaft 
492—493,  549—552;  —  und  inter- 
nationale Verhältnisse,  Bindung  an 
internationales  Recht  40i)— 408,  492 
bis  493, 548 — 565 ;  internationalrecht- 
liche Verantwortlichkeit  der  —  imd 
der  Organe  der  —  663—557. 

Staatenbund  418—422. 
Staatsorganisation,  Grenzen   der  Be- 
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deutung  der  durch  —  begründeten 
Gemeinschaft  405—406,  492—493, 
550 — 553.  S.  Innere  Beziehungen, 
Interkoloniale  Gemeinschaft. 

Staatsvertrag,  Vorrang  des  älteren 
—  vor  dem  jüngeren  362 — 368;  des 
Gemeinschafts —  vor  demindividuell- 
reciproken  352—862. 

5tHndlge  (Zucker-)Kommission.  S. 
Kommission. 

Stärkezucker  178. 

Steuerbefreiung  der  Zucker-Ausfuhr 
68—67,  139—140,  14G,  153;  des  nicht 
zu  menschlichem  Genuss,  sondern  zur 
Viehfütterung,  industriellen  Zwecken 
bestimmten  Zuckers  194  Anm.  2. 

Steuererhebung,  internationale  Be- 
schränkung der  —  auf  den  im  Inland 
konsumierten  Zucker  139 — 140,  146, 
153;  iu  der  Realunion  Österreich 
u.  Ungarn  65:  in  den  Ländern  des 
britisch-südafrikanischen  Zollvereins 
449;  Zoll—  bei  der  Einfuhr  auf 
Eisenbahnen  451  Anm.  1,  auf  inter- 
nationalen Strömen  456  (Verbrauchs- 
abgabe 466). 

Steuerkontrolle  des  Zuckerproduk- 
tionsprozesses international  ange- 
ordnet 135,  139—140,  146,  153. 

Steuern  auf  Zucker  15  fg.,  62—66, 
71—96,  312—323;  Ermässigungen 
infolge  der  Brüsseler  Konvention 
183—185. 

SteuerrfickvergUtung  bei  der  Ausfuhr 
67 ;  internationalrechtliche  Anord- 
nimgen  zur  Verhinderung  der  Ent- 
stehung einer  Prämie  durch  —  140, 
146,  153,  197,  226,  229—231:  eine 
die  Steuer  nicht  übersteigende 
Steuerrückvergütung  durch  d.  Brüs- 
seler Konv.  nicht  ausdrücklich  aus- 
geschlossen 229;  Ausfuhrbescheini- 
gungen Frankreichs  197,  229—231. 

Strafklausel  gegen  prämiierte  zoll- 
pflichtige Artikel  in  Vereinigten 
Staaten  118—122,  324  u.  Britisch- 
Ostindien  122—129,  324;  gegen  prä- 
miierten Zucker  im  britisch-süd- 
aMkanischen  Zollverein  129—130, 
K»QfmanB,  Welt-Znekerindostn«. 


324 — 325  u.  seitens  des  internationalen 
Brüsseler  Zuckerverbandes  gegen 
prämiierten  Zucker  324 — 325  von 
Nicht- Verbandstaaten  200 — 205,  auch 
meistbegünstigen  192,  von  britischen 
Selbstverwaltungskolonien  164 — 165, 
167,  201. 

Ströme,  Internationale  451—466.  S. 
Verkehrsmittelgemeinschaft. 

Syndikat.  S.  Kartell,  Zuckerkartell, 
internationales  Zuckerkartell. 

Territorien    der   Vereinigten   Staaten 

55—57,  391. 
Texas,  Wirkung  der  Einverleibung  in 

d.    Vereinigten    Staaten    auf   ältere 

Verträge  378. 
Traubenzucker  173. 

Übergang5verhältnis8e  hinsichtlich 
des  Zuckers  nach  dem  1.  IX.  1903 
128—129,  255  Anm.  4. 

Überzoll,  Begriff  96, 188;  internationale 
Beschränkung  (Maximum)  des  — 
141—143,  151,  153—155,  187—191; 
ausnahmsweise  Erhöhung  190 — 191, 
251;  I']rhöhung  gegenüber  Prämien 
202;  Verhältnis  zwischen  Mutterland 
u.  Kolonie  142,  143,  160—162,  168, 
169,  193;  —  in  den  einzelnen  Ver- 
bandstaaten 189—190 ;  ünbeschränkt- 
heit  des  —  in  den  Verbandstaaten 
(Italien,  Schweden)  ohne  Zucker- 
ausfuhr 178,  191  und  ohne  (Roh-) 
Zuckererzeugimg  (Grossbritannien) 
190 — 191;  Prämie  aus  zu  hohem  — 
203,  251;  keine  Prämie,  wenn  der 
Überzoll  nur  gegen  Verbandstaaten 
unter  dem  zulässigen  Maximum 
bleibt  204;  Verhältnis  zwischen 
Rohzucker-  u.  Raffinade  -  ÜberzoU 
behufs  Prämienvermeidung  189: 
Feststellung  und  Verfahren  der 
ständigen  Kommission  gegenüber 
Nicht  -  Verbandstaaten  250,  261 
Anm.  1,  gegenüber  Verbandstaaten 
197,  251—254. 

Ungarn,  beabsichtigt  gewesene  Kon- 
tingentierung   des    Zueker  •  Inland- 
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koDSumquantums     85;    Übergangs- 
gebühr 87:  Überzoll  96:  Kartell  98, 
102.    S.  Österreich-Ungarn. 
Ursprungszeugnis   23,   120—122,    178 
bis  180,  231,  Anhang  IV. 

Vegetabilien  zur  Bereitung  von  Zucker 
1,  173—174. 

Verband.  S.  Gemeinschaft,  Inter- 
nationaler Zuckerverband. 

Verbrauchsabgaben,  innere  462,  von 
ausländischen  \Varen462 — 466;  Kom- 
petenz zur  Auflage  von  —  im  alten 
u.  im  neuen  deutschen  Reiche  463 
bis  465,  im  deutschen  Bunde  419,  in 
den  Vereinigten  Staaten  419,  421  bis 
422,  in  Realunion  Österreich-Ungarn 
64 — 65,  83—84;  auf  internationalen 
Strömen  465—466. 

Vereinigte  Staaten  (Rohr-  u.  Rüben-) 
Zuckerindustrie  3,  48,54,274;  Zucker- 
Schutzzoll  60,  274;  Zucker-Überzoll 
60,  205,  276  Anm.  2;  Zuckerprämien 
in  —  275  Anm.  2;  Zucker -Trust 
274;  Zuckereinfuhr  aus  Zucker- 
kolonien (Territorien)  Hawaii,  Porto- 
rico,  Philippinen  55—57,  274,  aus 
Reciprozitätsländern  8-?,  275,  472, 
473,  484,  485,  speziell  aus  Kuba  58, 
276,  480,  483,  aus  anderen  Ländern 
265,  266;  UrsprimgszeugTiisse  bei 
Zuckereinfuhr  120—122, 181  Anm.  1; 
Ausgleichszölle  gegen  ausländische 
Zuckerprämien  u.  überhaupt  gegen 
ausländische  Prämien  auf  zollpflich- 
tige Artikel  118—122, 265—267,  273, 
274—280,  323—326;  projektierte 
Ausgleichszölle  gegen  ausländische 
Kartellprämien  209  Anm.  5:  Aus- 
gleichszölle gegen  meistbegünstigte 
Länder  122,  265,  266,  275—280: 
Staatenbund  (Articles  of  Confede- 
ration)  419,  421;  Bundesstaat  421; 
(Schutz-)Zolltarife  während  des 
Staatenbundes  421  u.  des  Bundes- 
staates 421 — 422;  innerer  Freihandel 
u.  Gleichstellung  aller  Unions-Einzel- 
staaten  gegenüber  dem  Ausland  422 ; 
Reciprozitätsverhältnisse   der    —    s. 


unter  Reciprozität;  Auffassung  der 
Meistbegünstigungsklausel  278,  297 
Anm.  4,  440  Anm.  3,  478,  484—485, 
276—280;  Handelsvertragsbeziehxm- 
gen  mit  Preussen,  den  deutschen 
Hansastädten,  dem  Deutschen  Reiche 
275-276,  381—382,  440  Anm.  3, 
472—473;  Küstenfrachtfahrt  u.  inter- 
koloniale Schiffahrt  391;  Friedens- 
vertrag mit  Spanien  v.  1898  481, 
391:  Protektorat  über  Kuba  482  bis 
484,  s.  auch  unter  Reciprozität: 
Beteiligung  „zur  Information"  an 
der  internationalen  Londoner  Zucker- 
konferenz V.  1887/1888  139. 

Vergeltungsmassnahmen  wogen  un- 
billiger Behandlung.  Einfluss  drohen- 
der —  Grossbritanniens  auf  Zustande- 
kommen der  Brüssel.  Z.-Konvention 
149—155,  290—292;  projektierte  — 
Grossbritanniens  gegen  künstliche 
Konkurrenzbeeinflussung  durch  aus- 
ländische fiskalische  u.  Kartellmass- 
nahmen  (Politik  Balfour,  Chamber- 
lain)  531—535;  allgemeine  inter- 
nationale —  544 — 547.  S.  Ausgleichs- 
zölle, Gegenmassuahmen,  inter- 
nationaler Zuckerverband,  Kartell, 
Prämien:  —  einzelner  Staaten  eines 
Zollvereins  gegen  fremde  Staaten  436 
bis  437;  —  fremder  (meistbegünstigter) 
Staaten  gegen  Glieder  einer  Gemein- 
schaft wegen  Bevorzugung  anderer 
Gemeinschaftsglieder  u.  Erwiderung 
solcher  — ,  Frage  des  Vorranges  der 
Gemeinschaft  358—359;  Verhältnis 
Deutschlands  zu  den  Teilen  der 
britischen  Kolonialgemeinschaft, 
speziell  zu  Kanada  412  Anm.  1,  417 
bis  418,  539—540,  591. 
Vericehrsanstalten,  Prämien  mittels 
Tarifgestaltung  der  —  195  Anm.  8: 
Monopol  der  Produzenten  durch 
Hilfe  der  —  509—510;  internationale 
Betriebs-  u .  Interessengemeinschaften 
der  —  492. 
Verlcehrsmittelgemeinschaft,  inter- 
nationale, bezüglich  internationaler 
Ströme  451—466:  Wiener  Kongress- 
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akte  V.  1815  u.  Fluss-Schiffahrts- 
Ausfühningsakte  internationalrecht- 
lich  bindend  452 — 453:  Fixierung  u. 
Beseitigung  der  Flussschiffahrts- 
abgaben  455,  466  Anm.  3:  Durch- 
brechung der  Grenzzolilinie  455  bis 
458;  Ausschluss  der  Verbrauchs- 
abgabe 462,  465—466:  Vorrang  vor 
staatlichen  u.  internationalen  Grenz- 
zollsystemen 451  fg.,  459- 462;  inter- 
koloniale Schiffahrt  390—395. 

Verschiebung,  künstliche,  durch 
fiskalische  u.  Kartell-Massnahmen 
der  In-  u.  Auslands-Preise  des 
Zuckers  113 — 114  u.  anderer  Welt- 
artikel 534,  544. 

Verschmelzung  mehrerer  Staaten 
zum  Einheitsstaat  373-374. 

Versteckte  Zuckerprämien.  S.  Prämie. 

Völkerrecht.  Gegenstand  des  —  491 
bis  493,  546,  551,  558:  notwendige 
Revision  der  Theorie  des  —  559  bis 
565.    S.  Internationales  Recht. 

Volkswirtschaft,  Verhältnis  der  — 
zum  Staate  u.  zum  internationalen 
Recht  521,  549,  551—552,  559,  .565. 

Vorrang,  Verhältnisse  u.  OrUnde 
rechtlichen  — es.  S.  Gemeinschaft, 
Kollision  der  Rechte,  Meistbegünsti- 
gung, Staatsvertrag,  Innere  u.  Inter- 
koloniale Beziehungen. 

Vorzugstarife.  S.  Kolonien,  Inter- 
koloniale Gemeinschaft,  Reciprozität, 
Fiskalische  Verbände,  Internationaler 
Zuckerverband,  Meistbegünstigung. 

Welt-Zuckerproduktion  3—4,  587. 
Wiener  Kongressakte  v.  1815  452  fg. 
Wirtschaftsentwickelung,     moderne. 

Internationalisierung  der  —  491  bis 
502:  Epochen  freier  Konkurrenz  u. 
der  Monopolbildimg  in  der  —  503 
bis  521:  Herausbildung  internationaler 
Rechtsbindungen  als  Folge  der  mo- 
dernen —  521—531,  544—547;  Ein- 
fluss  der  modernen  —  auf  die 
intemationalwirtschaftliche  Stellung 
u.  Politik  Grossbritanniens  531—544. 


Zoll,  Wege-  u.  Passier — ,  Binnen — , 
Grenz—  464—455,  423,  424,  427: 
Kompetenz  zur  Auflage  von  —  im 
alten  deutschen  Reiche  419  Anm.  1, 
463;  im  deutschen  Bunde  419,  in 
Britisch-Nordamerikavor  dem  Abfall 
der  Vereinigten  Staaten  419—421, 
in  dem  früheren  (1781— 1788)  Bunde 
der  Vereinigten  Staaten  421,  in  dem 
Bundesstaate  der  Vereinigten  Staaten 
421—422,  des  neuen  deutschen 
Reiches  432—434,  463—465,  in  der 
Realunion  Österreich-Ungarn  64,  87, 
469  Anm.  1,  in  britischen  Kolonien 
6,  25—33,  385  Anm.  2,  386—387, 
396—397,  401,  404,  406,  408,  411  bis 
412,  447  Anm.  3,  innerhalb  Austra- 
liens 469  Anm.  1,  in  französischen 
Kolonien  7 — 10,  in  deutschen  Ko- 
lonien 11 — 12:  intemationalrecht- 
licher  Ausschluss  der  Kompetenz 
zur  Auflage  von — auf  internationalen 
Strömen  455  fg,  466  Anm.  3: 
Zucker —  in  Grossbritannien  13,  21 
bis  23,  191,  Frankreich  13—21,  71 
bis  76,  189,  Deutschland  76—82,  189, 
Österreich-Ungarn  82—85,  189,  Bel- 
gien 88—89,  189,  Niederlande  90  bis 

91,  189—190,  Italien  91,  190, 
Schweden  91—92,  190,  britische 
Kolonien  25 — 34,  französische  Ko- 
lonien 7 — 10,  189,  niederländische 
Kolonie  (Java)  10— 11,  34—87, 
deutsche    Kolonien  11 — 12,  Spanien 

92,  Russland  313—314,  326—327,  351, 
Vereinigte  Staaten  60  Anm.  4;  inter- 
nationalrechtliche Gleichstellung  des 

—  von  Rohr-  u.  Rübenzucker  190, 
des  —  von  fremdem  Verbandszucker 
mit  dem  eigenen  Kolonialzucker  in 
Grossbritannien  u.  den  Niederlanden 
161 — 162, 168:  internationalrechtliche 

—  Meistbegünstigung  hinsichtlich 
des  Zuckers  zwischen  den  Verband- 
staaten 191;  internationalrechtliche 
Begrenzimg  des  Überzolles  187  bis 
191  u.  Verhältnismässigkeit  zw. 
CberzoU  von  Rohzucker  u.  Raffinade 
189,    S.  Überzoll. 
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ZollausschlUsse  427,  433—435,  446. 

Zollbindung,  vertragsmSAsige,  Gegen-  | 
massnahmen  wegen  Prämien  trptz 
-  r  275—280,  340—342;  besondere  ! 
Vertragsklausel,  betr.  Zulässigkeit  i 
solcher  Gegenmassnulimen,  von  Russ-  1 
land  augeregt  309  Anm.  1,  545  | 
Anm.  4.  S.  Ausgleichszölie,  Meiste  i 
begünstigung. 

Zolllinie,     gemeinsam     umfassende, 
Bedeutung  der  —  405—406. 

Zollverein,  allgemeiner  428—450:  ge-  «j 
schichtliche  Entwickelung  des  —  in 
Deutschland     424—432,     434—487;  | 
Vorzugsverhältnisse    innerhalb,  des  ! 
Zollvereins  U.Beziehungen  zu  Nicht-   | 
Zollvereinsstaaten  435—489,  439  bis 
446;    britisch  -  südafrikanische;:    — 
447—450;     Sonderrechte     einzelner 
Mitglieder  des  —  im  Verhältnis  zum 
Ausland  426, 428-429,  436—437, 448.   ; 

Zucker,    geschichtliche    Entwickelung  | 
der    — Produktion    1 — 3;     Gesamt-  i 
Produktion     3—4,      587;      Rohr—,  j 
Rüben — ,     raffinierter     — ,    Roh — ,  i 
Objekt  der  internationalen  Konven- 
tionen 133, 139,  speziell  der  Brüsseler 
Konv.  V.  5.  III.  1902  173—174,  176; 
dem   raffinierten  —   gleichgestellter 


—  174  Anm.  4;  Landesangehörigkeit 
177—178,  589—590;  Kontrolle  des  - 
bei  Ein-  u.  Durchfuhr  178—180,  im 
Fabrikationsprozess  226—231.  S.  Raf- 
finierter — ,  Rohr—,  Roh — ,  Rüben — . 

Zucker-Kartell  96—113,  151;  —  in 
Deutschland  96,  102—107,  110—112, 
218;  Österreich-Ungarn  96,  98—102, 
112—113,  213;  Frankreich  96,  107 
bis  108:  Belgien  108;  Italien  108; 
Spanien  108 — 109;  Russland  314  bis 
323;  Argentinien  60:  internationales 

—  186  Anm.  2,  211,  524  Anm.  1: 
Verhältnis   der  Brüsseler  Konv.   zu 

—  209—218,  527  Anm.:  der  Ver- 
einigten  Staaten   zu  ausländischem 

—  209  Anm.  5:  dto.  Russlands  210 
Anm.  2,  341  Anm.  2;  dto.  Britisch- 
Ostindiens  128—129. 

Zucker  -  Kommission,    ständige,    in 

Brüssel.    S.  Kommission. 
Zuckerkonvention.    S.  Internationale 

Regelung  der  Zuckerfrage. 
ZuckerprMmie.     S.  Prämie. 
Zuckersteuern.    S.  Steuern. 
Zucker  *>  Trust     iu     den    Vereinigten 

Staaten  472. 
Zuckerverband.      S.     Internationaler 

Zuckerverband  der  Staaten. 
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